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Aufsätze. 


Neue  Prinzipien  und  Methoden  des  internationalen 

Privatrechts  \ 

Kritische  Studien 

von 
Professor  Dr.  L.  von  Bar  in  Göttingen. 


Seiner  Zeit  hat  Wäciitku  in  seinem  zwar  oft  citirten ,  aber 
heut  zu  Tage  wohl  kaum  noch  gelesenen  oder  in  seiner  Bedeutung 
gewürdigten  grossen  Aufsatze  „Ueber  die  Kollision  der  Privat- 
rechtsgesetze verschiedener  Staaten"  eine  vernichtende  Kritik  an 
der  alten,  sog.  Statutentheorie  geübt  und  damit  einer  freieren, 
nachher  von  Savigny  und  Anderen  befolgten  Methode  der  Be- 
handlung des  internationalen  Privatrechts  den  Boden  geebnet. 

Sollte  jetzt  wiederum  der  Zustand  des  internationalen  Privat- 
rechts zu  ähnhcher  Kritik  Anlass  geben?  Verschiedene  Autoren 
scheinen   mehr  oder  weniger  dieser  Ansicht  zu  sein.     Sie  wollen 


*  S.  hierzu  1.  Josephcs  Jitta,  La  methode  du  droit  international  prive. 
La  Haye,  Beliofante,  1890.  —  Jitta,  Das  Wesen  des  internationalen  Privat- 
re chts  im  Archiv  f.  öffentl.  Recht  Bd.  XIV  S.  301—337.  —  2.  Ernst  Zitelmann, 
lutemationales  Privatrecht  Bd.  I  1897,  Bd.  II  erste  Hälfte  1898.  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot.  —  3.  Fr.  Kahn,  Ueber  Inhalt,  Natur  und  Methode  des 
internationalen  Privatrochts.  Jena,  G.  Fischer,  1899.  (Abdruck  aus  den  Jahr- 
büchern für  Dogmatik  des  bürgerlichen  Rechts  Bd.  XL.) 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  1.  i 
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uns,  indem  sie  ans  zugleich  über  das  Wesen  des  internationalen 
PriTatrechts  aufklaren,  eine  neue  Methode  liefern. 

Zunächst  kommt  hier  Jitta  in  Betracht.  Sein  Aufsatz: 
^Das  Wesen  des  internationalen  Privatrechts-,  ist  zwar  erst  Tor 
Kurzem  in  dieser  Zeitschrift  erschienen;  aber  er  ist  nur  ein  An- 
hang zu  einem  früher  erschienenen  grösseren  Werke  desselben 
Verfassers.  Die  Ejitik,  die  Jitta  an  dem  gegenwärtigen  Zustande 
der  Wissenschaft  des  internationalen  Privatrechts  übt,  müsste 
allerdings y  wenn  sie  begründet  wäre,  unter  allen  Umständen  — 
nach  dem  Satze:  An  den  Früchten  sollt  Ihr  sie  erkennen  — 
einem  Versuche  einer  neuen  besseren  Methode  die  dankbarste 
Aufnahme  sichern.  Soll  doch  jetzt  die  Wissenschaft  des  inter- 
nationalen Privatrechts,  wie  Jitta  sich  ausdrückt,  als  ein  „Casse 
tete  chinois'^,  ein  „mer  de  doutes",  eine  ^science  qui  ne  sait  pas"^ 
oder  wie  es  in  dem  deutschen  Aufsatze  (S.  320)  heisst,  als  „ein 
Sammelkasten  innerer  Widersprüche"  angesehen  werden! 

Die  Kritik,  die  Jitta  an  der  Statutentheorie  übt,  kann  über- 
gangen werden.  Wenngleich  Ueberreste  und  Reminiszenzen  davon 
ausserhalb  Deutschlands  nicht  selten  noch  —  namentlich  in  der 
französischen  Rechtsprechung  —  sich  bemerklich  machen,  so  be- 
darf es  doch  nicht  mehr  einer  neuen  Widerlegung  dieser  Theorie 
als  einer  wirklichen,  geschlossenen  Theorie. 

Beginnen  wir  also  mit  der  von  Jitta  an  Savigny  geübten 
Kritik.  Savigny  ging  aus  von  der  Annahme  einer  grossen  Rechts- 
gemeinschaft der  Staaten,  welche  dem  einzelnen  Staate  auch  die 
Pflicht  auferiege,  in  gewissem  Umfange  die  Gesetze  anderer 
Staaten  in  seinem  Bereiche  anzuwenden,  gelten  zu  lassen.  Jitta 
hält  diesen  Ausgangspunkt  für  unrichtig;  er  will  ihm  die  „Com- 
munaute  juridique  du  genre  humain"  substituiren,  deren  Basis 
die  „Egalite  juridique  des  hommes"  ist^.  Es  handelt  sich  nach 
Jitta's  Ansicht  nicht  um  das  Verhältniss  von  Gesetz  zu  Gesetz, 


Methode  S.  476.  »  Methode  S.  58,  74. 
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wie  Savigny  und  die  bisherigen  Methoden  die  Frage  auffassen, 
sondern  darum,  zu  untersuchen,  welche  juristischen  Regeln  einem 
privatrechtlichen  Rechtsverhältnisse  erlauben,  sich  in  der  gesammten 
menschlichen  Gesellschaft  zu  entwickeln.  Während  die  von  Sa- 
\aGXY  und  Anderen  —  diese  Anderen  werden,  abgesehen  von 
Maxcini,  nur  in  ein  paar  spärlichen  Citaten  erwähnt,  eigentlich 
keiner  Bemerkung  gewürdigt  —  eingeschlagene  Methode  zum 
eigentlichen  Kern  nur  die  Ueberreste  der  Statutentheorie,  z.  B. 
die  Kategorien  von  Status  (Etat)  und  Fähigkeit  hat  und  daher  nur 
generelle,  einer  wirklichen  Anwendung  eigentlich  nicht  fähige  Resul- 
tate auf  dem  leichtesten  Wege  findet  —  „sans  savoir  comment"  —  wie 
durch  Magie  — wird,  wenn  man  jenen  Standpunkt  Jitta's  einnimmt, 
ein  der  Individualität  der  Menschen,  den  wirklichen  Verhältnissen 
angemessenes  Resultat  erreicht  werden  —  nach  Jitta's  Meinung. 
Von  diesem  Standpunkte  aus  ergeben  sich  dann  zwei  Me- 
thoden des  internationalen  Privatrechts,  die  individuelle  und 
die  universelle  Methode.  Die  individuelle  Methode  geht  vom  ein- 
zelnen Staate  aus.  Es  hat  —  und  darin  besteht  hier  das  Prinzip 
des  internationalen  Privatrechts*  —  der  Gesetzgeber  jedes  Staates 
auf  jedes  Rechtsverhältniss,  in  allen  Phasen,  welche  dasselbe  in 
dem  gegenwärtigen  Zustande  der  Menschheit  zeigt,  das  der 
Natur  jenes  Verhältnisses  entsprechende  Recht  anzuwenden,  d.  h. 
das  Recht,  welches  dem  Zwecke  entspricht,  den  jenes  Verhält- 
niss  in  der  menschlichen  Gesellschaft  zu  erfüllen  hat.  Jitta  be- 
trachtet dies  Prinzip  als  eine  Fortbildung  des  SAViGNY'schen 
Prinzips,  das  freilich  von  letzterem  doch  wesentlich  verschieden 
sei.  Die  Folgesätze  aus  diesem  Prinzip  will  aber  Jitta  nicht 
entwickeln;  seiner  Ansicht  nach  würde  er  damit  in  den  Fehler 
seiner  Vorgänger  verfallen.  Er  überlässt  die  Entwicklung  den 
Juristen  jedes  der  einzelnen  Länder.  Nur  Folgendes  könne  all- 
gemein gesagt  werden. 


Methode  S.  196. 
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Ein  privates  Rechtsverhältniss  kann  vom  Standpunkte  eines 
bestimmten  Staates  betrachtet  erscheinen:  1.  als  ein  nationales,  — 
so  wird  dem  französischen  Richter  und  dem  französischen  Staate 
eine  in  Frankreich  unter  daselbst  domizilirten  französischen 
Staatsangehörigen  geschlossene  Ehe  als  ein  rein  nationales  (fran- 
zösisches) Verhältniss  erscheinen;  2.  als  ein  relativ  internatio- 
nales, —  z.  B.  dem  französischen  Richter  eine  Ehe,  wenn  sie  ent- 
weder nicht  in  Frankreich  oder  nicht  nur  unter  französischen 
Staatsangehörigen  geschlossen  wurde;  3.  als  absolut  internatio- 
nales, —  z.  B.  eine  von  Ausländern  im  Auslande  geschlossene  Ehe 
wird  dem  französischen  Richter  als  absolut  international  er- 
scheinen. 

Diese  Unterscheidung  hält  Jitta  für  grundlegend  („capitale") 
für  die  Entwicklung   der  individuellen  Methode. 

Die  rein  nationalen  Rechtsverhältnisse  behandelt  selbstver- 
ständlich jeder  Staat  nach  seinem  Rechte. 

Für  die  relativ  internationalen  soll  Folgendes  entscheiden. 
Der  Staat  könne  zwar  —  sagen  wir  abstrakt  betrachtet  —  allen 
möglichen  Rechtsverhältnissen,  die  irgendwo  in  seinen  .Macht- 
bereich gelangen,  sein  Recht  aufzwingen;  aber  er  würde  damit, 
weil  die  Betheiligten  ihre  Rechtsverhältnisse  nicht  nach  dera 
Rechte  aller  möglichen  Staaten  einrichten,  noch  voraussehen 
können,  in  welchem  Staate  ein  Streit  über  ihre  Rechtsverhältnisse 
entstehen  mag,  sicher  seine  Pflichten  als  Justicier  international^ 
verletzen^.     Andererseits  könne  der  Staat  aber   auch  nicht  un- 


*  Ist  jeder  Staat  „justicier  international?'*  Man  mag  das  zugeben ;  aber 
vom  Standpunkte  der  individuellen  Methode  aus  kann  es  nicht  ohne  Beweis 
anjjfenoninien  werden,  wie  es  denn  bekanntlich  von  der  französischen  Praxis 
nicht  anerkannt  wird.  Ich  meine,  den  hier  zu  Grunde  liegenden  Gedanken 
bereits  im  Jahre  186*2  einfacher  und  vom  Standpunkte  des  einzelnen  Staates 
aus  etwas  juristischer  ausgesprochen  zu  haben,  indem  ich  bemerkte,  bei 
allen  civilisirten  Völkern  gelte  der  Satz,  dass  der  Prozess  nicht  Rechte 
schaffen  (oder  vernichten),  sondern  nur  vorhandene  klar  stellen  solle,  dass 
aber  bei  rücksichtsloser  Ignorirung  der  ausländischen  Gesetze  jener  Satz  der 


bedingt  darauf  verzichten,  sein  Recht  zur  Anwendung  zu  bringen. 
Es  müsse  also  ein  mittleres  System  angenommen  werden,  dessen 
Ausführung  von  dem  Privatrechtssystem  des  einzelnen  Staates 
abhängen  müsse.  UnmögUch  sei  es,  hier  die  „application"  des 
Systems  in  derselben  Art  und  Weise  für  alle  Staaten  vorzu- 
schreiben^. Für  dieses  mittlere  System  erscheint  Jitta  dann 
die  Respektirung  der  „wohlerworbenen  Rechte^  von  besonderer 
Bedeutung,  insofern  ein  ursprüngHch  als  rein  national  entstandenes 
Rechtsverhältniss  überall  als  gültig  und  wirksam  anerkannt  werden 
soll.  Allerdings  müsste  man  über  diesen  Satz  noch  erheblich 
hinausgehen,  während  andererseits  die  Wirksamkeit  des  aus- 
ländischen Gesetzes  durch  „Vordre  public'^  des  einzelnen  Staates 
wiederum  beschränkt  werden  könne. 

Rein  international  endlich  erscheint  (nach  Jitta)  dem  ein- 
zelnen Staate  ein  Rechtsverhältniss,  das  weder  rein  national  noch 
relativ  international  ist  —  sagen  wir  also  positiv,  das  gar  keine 
Beziehungen  zu  dem  einzelnen  Staate  hat^.  Hier  hat  die  Be- 
schränkung durch  „Tordre  public"  des  anderen  (nicht  betheiligten?) 
Staates  eine  andere  Bedeutung.  Welche  ?  Das  bleibt  wiederum 
der  genaueren  Untersuchung  überlassen.  Jitta  will  in  dieses 
Labyrinth,  wie  er  selbst  sich  ausdrückt,  sich  nicht  hineinbegeben. 

Die  universelle  Methode,  die  nach  Jitta  zu  dem  gleichen 
Ziele   führen    soll,    wie  die   individuelle,    soll  ausgehen  von   der 


inländischen  Rechtsordnung  nicht  aufrecht  erhalten  werden  könne.  Vgl. 
Internationales  Privatrecht,  1.  Aufl.  S.  58,  und  Lehrbuch  des  internationalen 
Privatrechts  S.  2. 

^  Alles  dieses  dürfte  bereits  seit  langer  Zeit  hinlänglich  bekannt  sein. 
Vgl.  unten. 

^  Wie  das  möglich,  bleibt  freilich  räthselhaft,  wenn  der  Staat  (oder 
eines  seiner  Gerichte)  sich  überhaupt  mit  dem  in  Frage  stehenden  Rechts- 
verhältniss soll  zu  beschäftigen  haben.  Anscheinend  meint  Jitta  (vgl.  Me- 
thode S.  215)  den  Fall,  dass  das  Rechtsverhältniss  ursprünglich  nur  aus- 
ländische Beziehungen  hat  und  etwa  nur  der  Frozess  darüber  vor  dem  Ge- 
richte unseres  Staates  geführt  wird.  Es  ist  aber  sehr  schwer,  die  Meinung 
JrrTA^s  darüber  festzustellen. 


—     6     — 

„conviction  commune"  der  Menschheit;  sie  soll  juristische  ßegeb 
geben,  die  bestimmt  sind,  ihre  Anwendung  zu  erhalten  in  der 
gesammten  Menschheit.  Dahin  hat  es  aber  —  nach  Jitta  — 
einstweilen  noch  weite  Wege:  so  lange  eine  allgemeine  lieber- 
Zeugung  sich  nicht  gebildet  hat,  ist  die  universelle  Methode  un- 
fruchtbar (impuissante)  (Methode  S.  236).  Die  bisherigen  Lei- 
stungen der  universellen  Methode  lassen  das  internationale  Privat- 
recht  nur  als  eine  „Guillotine"  zur  Abschneidung  von  Konflikten 
erscheinen.  Die  internationalen  Verträge  können  hier  auch 
einstweilen  nicht  empfohlen  werden;  sie  geben  zu  generelle,  für 
die  einzelnen  Fälle  nicht  passende  Regeln  und  schlagen,  was 
eigentlich  prinzipwidrig,  die  Fortbildung  des  Privatrechts  der  ein- 
zelnen Staaten  für  die  Zukunft  in  Fesseln.  Auch  mit  uniformer, 
paralleler  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  sind  die  Schwierig- 
keiten nicht  zu  beseitigen,  und  die  Bemühungen  gelehrter  Gesell- 
schaften, insbesondere  des  Institut  de  droit  international,  sind 
bis  jetzt  eigentlich  fruchtlos  gewesen.  Eine  Anzahl  von  Be- 
schlüssen des  Institutes  wird  dabei  einer  eingehenden  —  trotz  der 
gelegentlich  von  Jitta  dabei  gemachten  Respekts  Verbeugung  — 
äusserst  herben  Kritik  unterworfen.  Das  Institut,  heisst  es  z.  B. 
S.  394:  „ne  tient  aucun  compte  des  devoirs  de  TEtat  individuel 
envers  la  societe  universelle  des  individus";  es  stellt  vage  Formeln 
auf,  die  nicht  geeignet  sind,  in  internationale  Verträge  aufgenommen 
zu  werden-,  es  macht  unbemerkt  Vorschläge,  die  in  eine  uniforme 
Gesetzgebung  gehören  würden  u.  s.  w.  Es  wäre  schon  besser, 
wenn  das  Institut  sich  in  zwei  Körperschaften  trennen  würde, 
die  eine  für  Völkerrecht,  die  andere  für  internationales  Privatrecht. 
Der  neue  Aufsatz  Jitta's  spricht  dann  noch  eingehend  sich 
aus  gegen  die  von  mir,  dann  aber  auch  von  Neumann  und  Zitel- 
MANN  angenommene  Auffassung  des  internationalen  Privatrechts 
als  einer  Lehre  von  den  Zuständigkeitsnormen  des  Privatrechts 
der  einzelnen  Staaten  in  internationaler  Beziehung.  Das  inter- 
nationale Privatrecht,   sagt  Jitta  (S.  309),   ist   das  Privatrecht 
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selbst  vom  Standpunkte  der  allgemein  menschlichen  Gesellschaft 
beobachtet  und  nach  den  Rechtsansprüchen  dieser  Gesell- 
schaft (?  was  sind  das  für  Rechtsansprüche  des  Einzelnen,  die 
abgesehen  von  den  Gesetzen  der  Einzel  Staaten,  ebenso  der  all- 
gemein menschlichen  Gesellschaft  zustehen?).  Die  Zuständig- 
keitsnormen sind  nur  eins  der  Mittel,  um  das  Lebensverhältniss 
der  dafür  geeigneten  Rechtsnorm  zu  unterwerfen;  der  allgemein 
menschliche  Verkehr  ist  das  für  die  Anwendung  des  einzelnen 
Gesetzes  in  Wahrheit  Bestimmende  und  die  Natur  der  Sache, 
die  Xeumann  entscheiden  lässt,  ist  nur  ein  Nebel^  hinter  dem 
sich  die  Rechtsansprüche  des  Verkehrs  verstecken  können  (S.  310). 
JiTTA  wendet  sich  dann  zu  einer  Kritik  der  Methode  Zitel- 
maxn's,  die  wir  unten  berücksichtigen  werden;  und  nachdem  er 
uns  die  verheissungsvolle  Versicherung  gegeben,  dass  seine 
(Jitta's)  Methode  zur  Folge  haben  werde: 

1.  die  leichtere  Fassung  des  Problems  des  internationalen 
Privatrechts ; 

2.  die  Lösung  durch  Wissenschaft  und  Praxis  der  vielen 
wichtigen  Fragen,  über  welche  die  nationalen  Gesetze 
schweigen ; 

3.  die  Vorbereitung  einer  ergänzenden  Normirung  des  inter- 
nationalen Privatrechts  durch  übereinstimmende  Beschlüsse 
der  Kulturstaaten, 

schliesst  er  mit  einer  Betrachtung  über  die  neuerdings  zu  einem 
Riesenproblem  aufgebauschte  Frage  der  sog.  Rückverweisung.  Diese 
letztere,  meint  Jitta,  sei  eine  unausbleibliche  Konsequenz  der  Auf- 
f^issung  des  internationalen  Privatrechts  als  einer  Lehre  von  den 
Zuständigkeitsnormen  —  und  darin  hat  er  Recht.  Aber  er  be- 
trachtet diese  Rückverweisung  als  eine  ^Strafe,  welche  die  Logik 
den  Anhängern  der  primären  Zuständigkeitsnormen  auferlegt".  Man 
mag  dabei  an  die  Bleimäntel  denken,  welche  in  der  Hölle  Dante's 
die  Heuchler  erdrücken;  denn  die  Rechtsgemeinschaft,  welche  das 
Prinzip  Jitta's  bildet,  ist  ja  „ohne  Blindheit"  (S.  320)  nicht  zu 
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leugnen.  Nach  dem  Prinzip  Jitta's  ist  aber  die  Lösung  der 
Bog.  Hückverweisungsfrage  einfach  mit  den  Worten  (S.  322)  ge- 
geben, ^dass  das  Rechtsverhältniss  zwischen  den  betreffenden 
Menschen  selbständig  normirt  werden  müsse".  Herauszubringen, 
was  diese  Formel  bedeuten  soll,  erfordert  jedenfalls  noch  mehr 
V(3rstand,  als  die  Behandlung  eines  chinesischen  Räthselspiels 
(Oasse-tete). 

Eine  Anwendung  seiner  Methode  macht  Jitta  nicht.  Die 
Methode  läuft  hinaus,  wie  der  Schluss  des  Aufsatzes  deutlich 
zeigt,  auf  einen  nicht  von  ihm,  sondern  von  der  Wissenschaft  und 
Praxis  in  Zukunft  einzulösenden  Wechsel.  Er  verheisst  uns  nur 
das  gelobte  Land,  ohne  es  uns  auch  nur  in  den  Umrissen  zu 
zeigen.     Wir  sollen  ihm  vertrauen  und  glauben. 

Sehen  wir,  ob  dieses  Vertrauen  einerseits  und  sein  über  die 
bisherige  Behandlung  des  internationalen  Privatrechts  gesprochenes 
Verdammungsurtheil  andererseits  gerechtfertigt  ist. 

Zuvörderst  scheint  es  nöthig,  sich  klar  zu  werden  über  das 
Verhältniss  von  Gesetzen  und  andererseits  Menschen  und  wirk- 
lichen (konkreten)  Verhältnissen.  Wenn  bisher  von  einem  Konflikte 
oder  von  einem  Verhältnisse  der  Gesetze  verschiedener  Staaten 
gesprochen  wurde,  so  konnte  man  nicht  denken  an  ein  solches 
Verhältniss  ohne  alles  und  jedes  Substrat;  man  meinte  vielmehr, 
die  Frage  sei  die,  welche  Einwirkung  ist  diesem  und  jenem  terri- 
torialen Gesetze  auf  ein  möglicherweise  anzunehmendes  Rechts- 
verhältniss von  Menschen  einzuräumen,  die,  sei  es  durch  Domizil, 
sei  es  durch  Staatsangehörigkeit  oder  dadurch,  dass  sie  zu 
einem  bestimmten  Zeitpunkte  sich  in  einem  Territorium  aufhielten 
oder  dadurch,  dass  sie  in  einem  Territorium  eine  Sache  besassen 
u.  s.  w.,  zu  einem  oder  zu  mehreren  Territorien  in  Beziehung 
traten.  Also  wenn  man  von  der  Zuständigkeit  der  Gesetze  spricht, 
denkt  man  dabei  unausweichlich  auch  an  Menschen,  die,  sei 
es  in  ihren  persönlichen  Verhältnissen,  sei  es  in  Bezug  auf  Ver- 
mögen und  Vermögensobjekte  von  diesen  Gesetzen  berührt  werden, 
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und  zwar  oft  empfindlich  berührt  werden.  Worin  also  der  Unter- 
schied beruhen  soll,  wenn  Jitta  behauptet,  es  handle  sich  im 
internationalen  Privatrecht  um  Verhältnisse  von  Menschen,  die 
bisherige  Lehre  aber  spreche  vom  Verhältnisse  der  Gesetze,  das 
ist  dem  Sinne  beider  Formeln  nach  absolut  unerfindlich. 

Aber  vielleicht  ist  folgendes  der  wahre  Sinn  der  Ausführung 
Jitta's.  Die  bisherige  Theorie  hat  ihre  Sätze,  wie  er  zu  meinen 
scheint,  nach  einer  gewissen  rein  abstrakten  Logik  aufgestellt, 
etwa  nach  dem  Satze:  ,,Fiat  justitia,  pereat  mundus^;  dann 
könnte  ihr  allerdings  eine  Methode  entgegengestellt  werden,  die 
sich  fragt,  wie  gestaltet  sich  denn  z.  B.  das  Schicksal  einer 
Familie,  wenn  etwa  die  Gültigkeit  einer  Ehe  nach  diesem  oder 
nach  jenem  Gesetze  beurtheilt  wird?  Ist  dasErgebniss  Rechtssicher- 
heit oder  andererseits  äusserste  Rechtsunsicherheit?  u.s.w.  Nun 
soll  zugegeben  werden,  dass  die  alte  Statutentheorie  diese  Fragen 
und  Konsequenzen  meist  völUg  vernachlässigt  hat;  es  genügte  ihr 
eine  abstrakte  und  oft  irre  führende,  auf  unrichtigem  Fundament 
beruhende  Logik.  Aber  eine  solche  Behauptung  in  Bezug  auf 
die  neueren  umfassenden  und  auf  die  einzelnen  Fragen  ein- 
gebenden Werke  aufstellen  kann  nur  Jemand,  der  entweder  diese 
Werke  nicht  verstanden  oder  nur  die  einzelnen  Kapitelüber- 
schriften gelesen  hätte. 

So  stellen  sich  denn  auch  bei  näherer  Betrachtung  die  Vor- 
würfe, die  Jitta  gegen  das  Institut  für  internationales  Recht 
erhebt,  als  völlig  unbegründet  heraus.  Er  kritisirt  unter  Anderem 
Einzelheiten  die  Beschlüsse  des  Instituts  über  das  Eherecht. 
Wenn  da  insbesondere  darauf  Gewicht  gelegt  wurde,  in  An- 
sehung der  Form^  der  Eheschliessung  den  Nupturienten  von  vorn- 
herein Gewissheit  darüber  zu  verschafi'en,  welches  Gesetz  sie  zu 
beobachten  hätten,  um  jede  spätere  Ungültigkeitserklärung  der 
Ehe  aus  formellen  Gründen  auszuschliessen,  ist  das  keine  Rück- 

•  Vgl.  z.  B.  Verhandlungen  des  Instituts  in  dessen  Annuaire,  9^™e  ann^e 
S.  101. 
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sichtnahme  auf  den  allgemein  menschlichen  Verkehr,  keine  Rück- 
sichtnahme auf  das  Wohl  und  Wehe  der  Familien? 

JiTTA  tadelt  es  als  schweren  Mangel,  dass  das  Institut  häufig 
allgemeine  Sätze  an  die  Spitze  einer  Materie  stelle  und  nachher 
davon  abgehe,  d.  h.  Ausnahmen  mache.  Allein  welche  Gesetz- 
gebung, welcher  Schriftsteller  thäte  das  nicht?  Er  sagt,  dass 
allgemeine  Formeln  nicht  passen.  Kann  man  aber  Rechtswissen- 
schaft treiben,  ohne  zu  allgemeinen  Formeln  zu  kommen.  Natür- 
lich giebt  es  immer  einzelne  Fälle,  denen  Gesetz  und  wissenschaft- 
liche Formel  nicht  gerecht  werden.  Soll  das  Institut,  soll  die  Wissen- 
schaft des  internationalen  Privatrechts  eine  Arbeit  liefern,  die  in 
anderen  Materien  als  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  betrachtet  wird? 

Es  ist  ja  auch  wahr,  dass  in  die  praktischen  Vorschläge,  die  zur 
Aufnahme  von  Bestimmungen  des  internationalen  Privatrechts  in 
Gesetzgebungen  und  Verträge  gemacht  werden,  hin  und  wieder 
ein  Vorschlag  zu  einem  Stück  uniformer  Gesetzgebung  hinein- 
gearbeitet wird.  JiTTA  erscheint  das  ein  schwerer  Fehler;  aber 
dieser  Fehler  gegen  die  abstrakte  Logik  hat  sehr  oft  einen 
guten  Grund.  Man  proponirt  den  einzelnen  Staaten  ein  Stückchen 
sozusagen  ihrer  nationalen  Gesetzgebung,  das  nicht  wesentlich 
erscheint,  zu  opfern,  um  damit  eine  grössere,  allgemeine  Rechts- 
sicherheit, eine  Wirksamkeit  des  eigenen  Gesetzes  in  wesentlichen 
Punkten  auch  über  den  unmittelbaren,  ich  möchte  sagen,  rein 
physischen  Machtbereich  zu  erlangen.  (So  sind  die  S.  416  so 
einfach  kritisch  abgethanen  Vorschläge  des  Projekts  Brusa-Bar 
zu  erklären.)  Und  merkwürdiger  Weise  zeigt  das  Projekt,  welches 
JiTTA  in  einer  besonderen  Schrift:  „La  codification  du  droit  inter- 
national de  la  faillite"  für  die  internationale  Behandlung  des 
Konkurses  aufgestellt  hat,  die  handgreiflichste,  durchgehende 
Verbindung  von  Sätzen  des  internationalen  Privatrechts  und  von 
Vorschlägen  uniformer  Gesetzgebung.  Soll,  was  in  einer  Materie 
in  so  ausgedehnter  Weise  vorgeschlagen  wird,  in  anderen  Materien 
des  internationalen  Privatrechts  verboten  sein? 
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Mit  der  Auffassung,  dass  in  Wahrheit  das  internationale  Privat- 
recht  Privatrecht  der  einzehien  Staaten  sei,  wird  man  dagegen  sich 
ToIIkommen  einverstanden  erklären  können.  Damit  ist  aber  die 
von  JiTTA  so  stark  angegriffene  Auffassung,  dass  die  Sätze  des 
internationalen  Privatrechts  Zuständigkeitsnormen  des  nationalen 
Privatrechts,  sehr  wohl  vereinbar. 

Das  Privatrecht  der  einzelnen  Staaten  stellt  sich  der  nächst- 
liegenden Betrachtung  gleichsam  dar  als  Körper  mit  fest- 
geschlossenen Grenzlinien,  dessen  äussere  Form  nicht  weiter  in 
Betracht  kommt,  dessen  innerer  Gehalt  —  man  möchte  sagen, 
dessen  chemische  Zusammensetzung  und  Wirkung  —  allein  von 
Bedeutung  erscheint. 

Wir  werfen  diesen  Körper,  dessen  innere  Zusammensetzung 
uns  vorhin  allein  interessirte ,  in  das  grosse  Becken  des  inter- 
nationalen Verkehrs ;  er  berührt  da  andere  Körper,  die  von  ähn- 
licher Beschaffenheit  sind,  und  nun  fangen  wir  an  zu  untersuchen, 
welche  Fläche  er  bedeckt,  und  wie  sich  die  verschiedenen  Gesetz- 
gebangen  der  einzelnen  Staaten  in  einander  schieben  müssen, 
wie  da  plötzlich,  wo  vermeintlich  nur  unser  Gesetz  herrschte, 
eine  wichtige  Spitze  eines  fremden  Gesetzes  hineinragt,  und  wie 
umgekehrt  unser  Gesetz  seine  Wirksamkeit  in  weite  Fernen  ent- 
falten kann.  Wenn  die  Staaten  hermetisch  gegen  einander  ab- 
geschlossen sind,  keinen  Privatverkehr  über  die  Grenzen  dulden, 
dann  fällt  diese  Untersuchung  der  Grenzen  —  sie  wird  je  mehr 
das  Privatrecht  sich  detaillirt  und  differenzirt,  und  andererseits 
je  grösser  und  mannigfaltiger  der  Verkehr  wird,  umso  verzwickter  — 
fort.  Die  Untersuchung  ist  eine  Betrachtung  des  Privatrechts 
des  einzelnen  Staates,  aber  in  internationaler  Projektion,  bei 
welcher  daher  auch  Sätze  des  Völkerrechts  mit  in  Betracht 
kommen.  Die  genaue  Bezeichnung  dafür  würde  sein:  Privat- 
recht (der  einzelnen  Staaten)  in  internationaler  Beziehung 
oder  im  internationalen  Verkehr.  Wenn  dafür,  was  der 
Kürze  und  Handlichkeit  entspricht,  gesagt  wird:  „Internationales 
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Privatrecht",  so  verdient  dieser  freilich  etwas  ungenaue  Ausdruck 
nicht  die  herbe  und  spöttische  Kritik,  welche  manche  neueste 
Autoren  darüber  ausgegossen  haben. 

Hiernach  würde  dann  freilich  scheinbar  die  sog.  individuelle 
Methode,  von  der  allein  Jitta  allerdings  für  absehbare  Zeit 
Fortschritte  für  die  Wissenschaft  des  internationalen  Privatrechts 
erwartet,  die  ausschliesslich  berechtigte  sein;  denn  das  Völker- 
recht kann  immer  nur  die  Schranken  der  Anwendung  des  Privat- 
rechts der  einzelnen  Staaten  angeben,  nicht  die  positive  An- 
wendung, die  von  dem  Willen  der  einzelnen  Privatrechtsgesetz- 
gebung abhängen  muss. 

Bei  genauerer  Betrachtung  stellt  sich  indess  die  Sache  anders 
dar,  und  ergiebt  sich,  dass  ein  so  scharfer  Gegensatz,  wie  er 
von  Jitta  zu  Grunde  gelegt  wird,  thatsächlich  gar  nicht  existirt. 

Ungeachtet  der  mannigfachen  Verschiedenheiten  der  Privat- 
rechtsordnungen der  Kulturvölker  sind  doch  gewisse  Grundzüge 
und  Grundbegriffe  ihnen  gemeinsam,    um   so   mehr  als  einerseits 
römisches  und  andererseits  germanisches  Recht  die  grundlegenden 
Faktoren    der  Rechtsordnungen    der  westlichen    Kulturwelt   ge- 
worden sind  und  nach  und  nach  auch  in  den  fernen  Osten  ihren 
Einzug  zu  bewirken  scheinen.     Nun  treten  in  der  internationalen 
Projektion    geringere    Unterschiede    zurück,    oder    mit    anderen 
Worten:  die  Unterschiede  der  einzelnen  Rechtsordnungen  erschei- 
nen in  gewissen  umfassenderen  Kategorien,  deren  einzelne  Unter- 
begriffe international  die  gleiche  Behandlung  erfahren.    Die  Ehe 
z.  B.  zeigt  in  sämmtlichen  christlichen  Kulturstaaten  doch  wesent- 
lich die  gleiche  juristische  Struktur;  die  persönlichen  Ehehindernisse, 
oder  positiv  ausgedrückt,  die  persönlichen  Eigenschaften,   welche 
zur  Eingehung  einer  Ehe  befähigen,  sind  ja  nicht  die  gleichen  i^ 
den   verschiedenen  Ländern;    aber  in  internationaler   Beziehui^ß 
entwickeln  die  hierher  gehörigen  Rechtssätze  unter  dem  Einflus^® 
der  Bedürfnisse  des  Verkehrs   in   grossen  Gruppen  von  Länder^ 
dieselbe  Tendenz,   und   in   den  Ländern   des   europäischen  Kot^ 
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tinents,  deren  Privatrecht  sich  unter  dem  kaum  genug  zu  würdi- 
genden Einflüsse  der  mittelalterlichen  Rechtsschule  Italiens  ent- 
wickelt hat^  steht  noch  heute  die  gesammte  Behandlung  des 
Privatrechts  in  internationaler  Beziehung  unter  dem  Einflüsse 
der  auf  die  Postglossatoren  zurückzuführenden  sog.  Statuten- 
tbeorie,  die  zwar  als  geschlossenes  System  logisch  unhaltbar  und 
in  sehr  vielen  Anwendungen  irreführend  und  verkehrt  ist,  gleich- 
wohl einen  gewissen  Kern  praktischer  juristischer  Weisheit  und 
Wahrheit  in  sich  birgt,  der  dann  in  den  einzelnen  Ländern  auch 
in  der  Neuzeit  für  das  internationale  Privatrecht  in  den  mannig- 
fachsten Beziehungen  gleiche  Rechtssätze  als  seine  Schösslinge 
zeitigen  musste. 

Eine  rein  individuelle  Methode  der  Behandlung  des 
internationalen  Privatrechts  ist  also  unhistorisch.  Sie  hat  auch, 
abgesehen  etwa  von  einigen  modernsten  Versuchen,  nie  existirt 
und  ist  in  der  That  nur  möglich  im  Anschluss  an  eine  (bereits 
ziemlich  detaillirte) ®  nationale  Kodifikation,  welche  doch  that- 
sächlich  immer  aus  einer  allgemeineren  Quelle  geschöpft  hat,  so 
dass  die  Annahme  der  Existenz  einer  völlig  individuellen  Methode 
im  Grunde  wieder  auf  eine  Täuschung  hinausläuft.  Man  mag 
den  Zustand  der  Behandlung  des  internationalen  Privatrechts 
immerhin  als  mangelhaft  bezeichnen;  aber  wie  arm  und  wie 
ansicher  wäre  nicht  die  Jurisprudenz  der  einzelnen  Staaten  ge- 
wesen, wenn  sie  nicht  auch  aus  der  Jurisprudenz  und  der  Er- 
fahrung der   benachbarten  Kulturländer  hätte  schöpfen    können! 

Der  Gegensatz  der  individuellen  und  der  universellen  Methode 
ist  nur  ein  relativer.  Eine  rein  individuelle  Methode  an  der  Hand 
einer  detaillirten  Gesetzgebung  über  das  internationale  Privat- 
recht,  wie  bemerkt,  freilich  möglich ,  würde  hinauslaufen  auf  die 
armselige  Arbeit  einer  Interpretation  nach  dem  Wortlaut  und 
den  gesetzgeberischen  Motiven:  dürfte  sie  doch  streng  genommen 

•  Wie  etwa  diejenige  des  Einführungsgesetzes  zum  deutschen  Bürger- 
lichen Gesetzbuch. 
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hii^ht  oininal  die  rechtliche  Behandlung  der  Angehörigen  des 
4}iK<^iH)M  Staates  seitens  des  Auslandes  in  den  Kreis  ihrer  Be- 
trai'htungon  und  Erwägungen  ziehen.  Die  universelle  Methode 
HudororHoits  ist  genau  betrachtet  auch  keine  absolut  universelle. 
Hits  JNt  zeitlich  und  geographisch  beschränkt,  letzteres  wenigstens 
liuf  abHehbare  Zeit.  Sie  kann  nicht  darstellen  das  internationale 
Privatrecht,  wie  es  von  der  Urzeit  bis  in  die  entfernteste  Zukunft 
^ngolten  hat  und  gelten  soll,  und  sie  kann  nur  darstellen  das 
internationale  Privatrecht  unter  Nationen,  deren  Kultur  nicht 
allzusehr  von  einander  abweicht.  Eine  internationale  Behandlung 
des  Eherechts  eines  europäischen  Kulturvolkes  im  Verhältniss 
zu  einem  Negervolke,  das  überhaupt  noch  den  Begriflf  einer  Ehe 
nicht  kennt,  ist  unmöglich,  wenigstens  nicht  in  der  Art,  wie  man 
Fragen  des  internationalen  Privatrechts  hergebrachter-  und  prak- 
tischermassen  zu  behandeln  pflegt.  Man  hat  also  bei  der  sog. 
universellen  Methode  bis  jetzt  immer  nur  einen  bestimmten  Kreis 
von  Kulturstaaten  vor  Augen  gehabt  und  ebensowenig  daran 
denken  dürfen,  gleichsam  ein  ewiges  Recht  zu  konstruiren.  Aller- 
dings Einiges  wird  vernünftig  bleiben,  der  Natur  der  Sache 
entsprechen,  so  lange  die  Natur  der  Menschen  sich  nicht  völlig 
ändert.  Dass  Eltern  z.  B.  eine  gewisse  rechtliche  Gewalt  über 
ihre  unerwachsenen  Kinder  haben  und  nicht  umgekehrt  diese  über 
jene,  und  dass  die  elterliche  Gewalt  im  Verhältniss  von  Staaten, 
die  nicht  den  unbedingten  Kommunismus  der  Kinderaufziehung 
angenommen  haben,  an  der  Grenze  des  Staates  nicht  unbedingt 
aufhöre  —  das  wird  wohl  immer  als  vernünftig  anerkannt  werden. 
Der  einzelne  Schriftsteller,  der  das  internationale  Privatrecht 
vom  sog.  universellen  Standpunkte  aus  behandelt,  wird  aber 
ausserdem  noch  insofern  doch  relativ  individuell  verfahren,  als  er 
doch  vorzugsweise  das  Recht  seines  Landes  kennen  und  berück- 
sichtigen wird.  Dagegen  muss  freilich  die  universelle  Methode 
Jitta's,  die  von  dem  Begriflfe  des  Menschheitsrechts  ausgehen 
soll,   an  einer  fast  völligen  Unbestimmtheit   leiden,    während  die 
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individuelle  Methode  entweder  an  innerer  Dürre  und  Aermlich- 
keit  kranken y  oder,  weil  der  Korrektur  durch  die  Erfahrungen 
kulturgleicher  Länder  entbehrend,  den  bedenklichsten  Irrgängen 
durch  fehlerhafte  Konstruktionen  ausgesetzt  sein  würde. 

Und  nun  sehe  man  sich  die  besseren  und  in's  Einzelne  gehenden 
Werke  z.  B.  Frankreichs,  Italiens^®  an,    vielleicht  auch  meine 
einschlagenden    Arbeiten,    und    endlich    die     der    Praxis    des 
deutschen  Reichsgerichts  und  überhaupt  der  höheren  deut- 
schen Gerichtshöfe  an.     Ist  es  wirklich  wahr,   dass  da  nur  mit 
vagen  Formeln,  mit  „Guillotinen  zum  Abschneiden  von  Gesetzes- 
konflikten" gearbeitet,  und  dass  da  keine  Rücksicht  auf  die  Be- 
dürfnisse des  Verkehrs,  die  Rechtssicherheit  der  Individuen  und 
Familien  genommen  wird?     Ist  es  wirklich  wahr,  dass  der  Leser 
da   statt  einer    wohl   begründeten   wirklichen  Antwort  über  eine 
im  konkreten  Leben   vorkommende  Rechtsfrage   regelmässig   mit 
einer  neuen  chinesischen  Räthsel-  oder  Spielfrage  abgespeist  wird? 
Selbstverständlich  mangelt  es  nicht  an  Irrthümern,  zuweilen  auch 
an  Antworten,  die  thatsächlich  nur  die  Frage  in  anderer  Gestalt 
wiederholen.     Aber  giebt  es  irgend  eine  RechtsdiszipHn,    in  der 
dies  nicht  ebenfalls  vorkäme?     Sollte  in  dieser  Hinsicht  wirklich 
nur  in  der  Behandlung  des  internationalen  Privatrechts  gesündigt 
werden?     Weil  aber  das  internationale  Privatrecht  auch  völker- 
rechtliche Grundsätze  zu  beachten  hat,   ja  weil  manche  Fragen, 
z.  B.  die  Behandlung  der  Seeschifife  im  internationalen  Verkehre, 
die   Lehre   von    der    Staatsangehörigkeit    in    internationaler    Be- 
ziehung ebensowohl  im  internationalen  Privatrechte  wie  im  Völker- 
rechte behandelt  werden  können,  wäre  es  unrichtig,  das  Institut 
für  internationales  Recht   in   zwei   getrennte  Institute,    das   eine 
für  internationales  Privatrecht,    das   andere   für   Völkerrecht   zu 
zerreissen.      Den   dahin   gehenden   wohlmeinenden  Rath  Jitta's, 
der  auch  aus  anderen  Gründen  recht  wenig  praktisch  sein  dürfte, 


**  Z.  B.  von  Weiss,  Despagnet,  Sürville  u.  Arthüis,  Fiore  u.  A. 
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wird  vermuthlich  das  Institut  noch  für  längere  Zeit  unbeachtet 
lassen. 

Das  Ergebniss  dürfte  also  sein:  Jitta's  Urtheil  über  dei 
Zustand  und  die  bisherige  Methode  des  internationalen  Privat* 
rechts  ist  unzutreffend,  die  neue  von  ihm  empfohlene  Methode 
unhaltbar  und  jedenfalls  noch  viel  weniger  als  die  bisherige  i 
Stande,  einen  heilsamen  Fortschritt  des  internationalen  Privi 
rechts  zu  bewirken. 

Betrachten  wir  jetzt  das  umfangreiche,    freilich   noch   nie 
ganz  vollendete,  aber,  was  die  Beurtheilung  der  Methode  betri 
schon  zu  übersehende  Werk  Zitelmann's. 

ZiTELMANN  beginnt  mit  einer  richtigen  Charakteristik  d 
internationalen  Privatrechts.  Es  ist  positives  Recht  eines  b 
stimmten  Staates.  Aber  allzu  oft  lassen  gerade  im  internationale 
Privatrecht  die  Quellen  des  positiven  Rechts  im  Stiche.  Daließ 
muss  eine  allgemeine  Wissenschaft  aushelfen,  die  Rechtssätza 
aufzufinden  hat,  die  in  jedem  Staate  gleichmässig  zur  Anwenduni 
kommen.  Diese  Wissenschaft  muss  absehen  von  dem  zufälligei 
Umstände,  dass  der  Prozess  über  ein  streitiges  Recht  hier  oder 
da  geführt  wird:  die  Parteien  sind  zu  denken  als  solche,  die  auch 
ohne  Prozess  wissen  wollen  und  wissen  müssen,  was  Recht  ist, 
Darum  eben  muss  jene  Wissenschaft  allgemein  gültig  sein.  Diftj 
Sätze  dieser  allgemein  gültigen  Wissenschaft  können  als  solch* 
nur  völkerrechtliche  sein,  denn  nur  das  Völkerrecht  hat  allgemeinej 
Geltung  für  alle  Staaten.  Aber  freilich  der  einzelne  Staat  kann 
mit  thatsächlicher  Geltung  —  der  Richter  muss  den  Gesetzen 
seines  Staates  Gehorsam  leisten  —  auch  ein  besonderes,  wie 
ZiTELMANN  sagt,  innerstaatliches  internationales  Privatrecht 
aufstellen;  es  kann  von  den  völkerrechtlich  aufzustellenden  Grund- 
sätzen abweichen.     Danach  zerfällt  die  Aufgabe 

1.  in  die  Aufsuchung   eines  überstaatlichen  internationalen 

Privatrechts,   das   eigentlich  überall  gelten  müsste,    weil  es 

völkerrechtlich  ist,   und  jedenfalls  thatsächlich  überall   gilt, 
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soweit  das  innerstaatliche  inteniationale  Privatrecht  sich  ihm 
nicht  entgegenstellt; 
2.  in    die    Untersuchung    des    innerstaatlichen    internationalen 
Privatrechts. 

Der  erste   Band   des  Werkes    erschöpft    diese   zweigetheilte 
Lnfgabe  im  Allgemeinen;    der   zweite  Band,    von  dem  die  erste 
[älfte   vorliegt,    trägt  den   Titel    „Angewandtes    internationales 
ivatrecht-. 

Das  überstaatliche  internationale  Privatrecht  nun  an- 
igend.  so  giebt  Zitelmaxn  eine  Kritik  der  bisherigen  Versuche, 
internationale  Privatrecht  zu  begründen,  nicht.  Er  vertraut 
jr  siegreichen  Kraft  der  eigenen  Begründung;  denn  in  der  That 
sie  richtig,  so  sind  die  übrigen  grundlegenden  Theorien  und 
i'lethoden  unrichtig.  Er  bezeugt  nur  im  Allgemeinen,  dass  da 
^irrniss  herrsche,  und  dass  man  in  der  Verlegenheit  zu  der 
Berufung  auf  den  Geist  des  gesammten  Rechts  oder  auf  die 
■atur  der  Sache  greife.  Das  eine  von  diesen  komme  aber  auf 
las  andere  hinaus,  das  eine  sei  so  wenig  fassbar  wie  das  andere 
k  S.  24j. 

'  Es  wird  sich  zeigen,  ob  nicht  diese  mit  einer  gewissen  vor- 
lehmen  Ueberlegenheit  abgewiesene  Xatur  der  Sache  einem  un- 
bemerkten Bacillus  gleich  ihren  Einzug  in  das  scheinbar  immune 
l^tem  Zitelmaxn's  hält  und  vielleicht  in  noch  schhmmerer  Weise 
larin  wirthschaftet ,  als  in  manchen  bisher  bekannten  Theorien. 
Die  Theorie  des  überstaatlichen  internationalen  Privatrechts 
^d  aber  in  der  folgenden  rein  logischen,  man  könnte  sagen 
chemisch  reinen**,  vom  —  «so  leicht  herbeischaflf baren"  — 
Citatenballast- ^^  nicht  belästigten  Weise  begründet. 


**  Ein  Ciiat^nb alias t  ist  allerdings  leicht  zu  beschaffen.  Aber  wirk- 
ch  genau  die  Ansicht  mancher  Schriftsteller  zu  skizziren,  insbesondere  aus- 
iudischer  Autoren,  unter  Berücksichtigung  der  zuweüen  scheinbar  ähnlichen, 
kUerlich  aber  abweichenden  ausländischen  Rechtsnormen  oder  zahlreiche 
tlheile  nach  Motiven^  Thatbestand  und  Gesetzinhalt  zu  prüfen  und  danach 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV,  1.  9 
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Zuvörderst  wird  gesagt,  das  Prozessrecht  (Civilprozessrecht) 
gehöre  nicht  in  die  Lehre  vom  internationalen  Privatrecht;  so 
bedeutsam  auch  die  Frage  der  Vollstreckung  ausländischer  Ur- 
theile  sein  möge,  so  gehöre  doch  nur  hierher  die  Frage  nach 
der  materiellen  Rechtskraft  ausländischer  Urtheile. 

Das  ist  eine  Scheidung  rein  nach  dem  System  unserer  Lehr- 
bücher des  bürgerlichen  Rechts  (der  Pandekten).  Wenn  aber, 
wie  ZiTELMANN  früher  bemerkt  hat,  die  Betheiligten  wissen  sollen, 
wie  es  mit  einer  Rechtsangelegenheit  steht,  so  werden  sie  auch 
wissen  wollen,  ob  sie  auf  ein  ürtheil  in  einem  anderen  Staate 
Vollstreckung  erlangen  könne;  die  blosse  materielle  Rechtskraft 
des  Urtheils  schaflft  der  Partei  oft  gar  keine  wirkliche  Hülfe; 
denn  nicht  immer  ist  sie  in  der  angenehmen  Lage,  mit  der  Be- 
rufung auf  exceptio,  replicatio  rei  judlcatae  auszureichen. 

Indess  auf  diese  praktische  Un Vollständigkeit  mag  es  nicht 
ankommen.  Zitelmann  selbst  kann  ja  nachträglich  auch  diese 
Frage  in  einer  besonderen  Schrift  nach  der  richtigen  Methode 
behandeln.  Bedenklich  aber  ist  der  folgende  den  Inhalt  des 
internationalen  Privatrechts  beschränkende  Ausspruch. 

Zitelmann  sagt  mit  aller  Bestimmtheit  (S.  30),  die  Frage 
der  Rechtsfähigkeit  (privatrechtlichen  Rechtsgleichheit)  der  Aus- 
länder gehöre  gar  nicht  in  das  internationale  Privatrecht;  sie  ge- 
höre lediglich  dem  innerstaathchen  Privatrechte  an;  im  inner- 
staatlichen Privatrechte  könne  man  allerdings  nicht  völlig  schwei- 
gend darüber  hinweggehen. 

Dem  gegenüber  ist  aber  zu  bemerken,  dass  die  Probleme 
des  internationalen  Privatrechts  doch  zum  grossen  Theil  erst  mit 
der  Anerkennung  der  Rechtsfähigkeit  der  Ausländer  möglich 
werden.  Wenn  wir  etwa  den  Ausländern  die  Rechtsfähigkeit  ab- 
sprächen und  das  Ausland  in  gleicher  Weise  gegen  unsere  Staats- 
angehörigen   verführe,   würde   dann   noch   recht  viel   vom    inter- 

zu  citircD,   ist  doch  nicht  so  ganz  leichte  und  bequeme  Arbeit.     Lehrreidi 
ist  sie  freilich  auch. 


—     19     — 

nationalen  Privatrecht  übrig  bleiben?  Nur  der  Satz  etwa:  wir  be- 
handeln, soweit  wir  dies  faktisch  durchsetzen  können,  die  im 
Auslande  vorgenommenen  Handlungen  unserer  Staatsangehörigen 
nach  unserem  Rechte;  im  Uebrigen  sind  Ausland  und  Ausländer 
privatrechtlich  für  uns  nicht  vorhanden.  Wie  kann  man  beispiels- 
weise von  einem  internationalen  Eherecht  reden,  ohne  den  Aus- 
ländern Connubium,  die  Möglichkeit,  mit  unseren  Staatsangehörigen 
Ehen  einzugehen,  zuzugestehen  und  unserer  einheimischen  Formen 
sich  zu  bedienen?  Die  Rechtsfähigkeit  (oder  Rechtsgleichheit)  der 
Fremden  ist  also  die  allerwesentlichste  Voraussetzung  des  inter- 
nationalen Privatrechts. 

Nun  kann  man  freilich  sagen,  die  Voraussetzungen  einer  Dis- 
ziplin gehören  nicht  in  die  Disziplin  selbst.  Aber  ein  unbefangener 
praktischer  Sinn  wird  häufig  anderer  Ansicht  sein,  und  da  die 
Lehre  von  der  Rechtsgleichheit  der  Ausländer  doch  in  manchen 
Punkten  Ausnahmen  erfährt  und  diese  Ausnahmen  Konsequenzen 
für  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  haben  müssen  — 
z.  B.  ob  Rechtsfähigkeit  und  Handlungsfähigkeit  als.  sog.  Status- 
fragen gleich  zu  behandeln  seien  im  internationalen  Privatrecht  ^^ 

—  so  ist  es  praktisch  richtig,  wie  man  bisher  zu  thun  pflegte,  die 
Frage  der  Rechtsfähigkeit  der  Ausländer  im  internationalen 
Privatrecht  zu  behandeln  und  zwar  vollständig,  soweit  eben  Privat- 
recht in  Frage  steht.  Scholastische  Logik  mag  allerdings  nach 
einem  anderen  Rezepte  verfahren. 

Das   Privatrecht  der  Einzelnen    aber,   um   dessen   Existenz 

—  Entstehung  und  etwaigen  Untergang  —  es  sich  in  jedem 
konkreten  Falle  handelt,  wird  von  Zitelmann  zurückgeführt  auf 
Verleihung  durch  die  Gewalt  der  einzelnen  Staaten.  Die  Rechte 
der  Einzelnen  lösen   sich  im  letzten  Grunde   auf  in  Befehle  der 


'-  Zuweüen  sind  die  Folgen  einer  Beschränkung  der  Rechtsfähigkeit  gar 
nicht  80  einfach  festzustellen;  z.  B.  die  Beschränkungen  der  Rechtsfähigkeit 
ausländischer  juristischer  Personen.  Vgl.  Verhandlungen  des  Institut  de  droit 
international  in  dessen  Annuaire,  Vol.  16  S.  285  if. 

2* 
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Staatsgewalt,  den  Berechtigten  nicht  zu  stören  oder  den  Willen 
des  Berechtigten  anzuerkennen.  Es  kommt  also  darauf  an,  die 
Befehlsmacht  des  einzelnen  Staates  völkerrechtlich  gegen  die  Be- 
fehlsmacht der  übrigen  richtig  abzugrenzen.  Die  innerhalb  der 
richtigen  Grenzen  sich  haltende  Befehlsmacht  der  völkerrechtlich 
anerkannten  Staaten  ^^,  folglich  auch  das  von  ihnen  verliehene 
Privatrecht  muss  von  den  anderen  Staaten  anerkannt  werden 
(S.  67  ff.)  und  ebenso  die  innerhalb  jener  Grenzen  erfolgte  Ent- 
ziehung eines  Privatrechts.  Das  allgemeine  Prinzip  kann  allerdings 
durch  positive  besondere  Satzungen,  insbesondere  durch  Verträge 
der  betheiligten  Staaten  in  einzelnen  Anwendungen  durchbrochen 
werden.  Als  Prinzip  muss  es  aber  gelten,  auch  innerstaatlich, 
insofern  nicht  der  einzelne  Staat  seinen  Richtern ,  die  nur  seinen 
Willen  auszuführen  haben,  nicht  andere  Normen  vorschreibt;  für 
die  Gerichte  eines  anderen  Staates  gelten  dann  aber  diese  ab- 
weichenden Normen  nicht.  Diese  Richter  entscheiden  ledigheb 
nach  dem  allgemeinen  Prinzip. 

Zwei  Verhältnisse  sind  nun  für  die  Befehlsmacht  des  Staate» 
grundlegend : 

1.  die  Staatsangehörigkeit,  welche  die  Personalhoheit  be- 
gründet, und  an  sich  schrankenlose  Gewalt  über  die  Personen 
der  Staatsangehörigen  enthält,  und  zwar  so,  dass  jeder 
andere  Staat  diese  Befehlsmacht  nicht  nur  anzuerkennen 
hat,  sondern  „auch  dafür  sorgen  muss,  dass  von  den  seiner 
Herrschaft  unterworfenen  Personen  kein  Eingriff  in  die 
fremde  staatliche  Herrschaft  geschehe"  (besonders  S.  89); 

2.  die  Gebietshoheit,  vermöge  deren  der  Staat  auf  seinem 
territorialen  Gebiete  seinen  Willen  schlechthin  zur  Geltung 
bringen  kann,  so  dass  er  dann  auch  alle  daselbst  sich  auf- 
haltenden Personen,  Ausländer  wie  Inländer  beherrscht  (be- 
sonders S.  92). 


^'  Nur  die  sensu  stricto  völkerrechtlich  anerkanDten  Staaten? 
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So  ergiebt  sich  ein  Widerstreit  in  Ansehung  der  Herr- 
schaft über  die  Personen:  unbeschränkte  Herrschaft  kraft  Staats- 
angehörigkeit und  unbeschränkte  Herrschaft  kraft  Aufenthalts  der 
Person  im  Staatsgebiete.  Dieser  Widerspruch  ist  völkerrechtHch 
dahin  zu  lösen:  die  Personalhoheit  (kraft  Staatsangehörigkeit) 
ist  die  stärkere  Gewalt-,  die  Gebietshoheit  des  Staates  be- 
schränkt sich  auf  das  für  seine  Wohlfahrt  erforderliche  Mini- 
mum, auf  gewisse  Normen  des  allgemeinen  Verhaltens,  die  freilich 
auch  als  absolute  Rechte  privater  Personen  ausgestaltet  werden 
können. 

ZiTELMANN  wiederholt,  anscheinend  ohne  sich  dessen  bewusst 
zu  werden,  mit  diesen  Sätzen  eigentHch  die  moderne  italienische 
Theorie:  es  gilt  das  Nationalrecht  der  Personen,  insoweit  es 
nicht  durch  die  öffentliche  Ordnung  eines  anderen  Staates  be- 
schränkt wird.  Indess  kommt  es  hier,  wo  es  nur  um  die  Richtig- 
keit der  von  Zitelmann  angenommenen  Prinzipien  und  der 
Methode  sich  handelt,  auf  diese  Konvergenz  nicht  an,  und  eben- 
sowenig darauf,  dass  Zitelmann  nun  für  die  Umrisse  der  einzelnen 
Materien:  Personen  recht,  Sachenrecht  u.  s.  w.  ungefähr  zu  den- 
selben Resultaten  gelangt,  welche  in  der  Theorie  und  Praxis  des 
europäischen  Kontinents  bisher  angenommen  sind.  Zuweilen 
sehen  die  Argumente  im  Einzelnen  den  bereits  von  Anderen  an- 
gewandten recht  ähnlich;  die  Verbindung  mit  dem  allgemeinen 
^überstaatlichen'^  Prinzip  ist  oft  eine  ebenso  lose  wie  gewaltsame. 
Hervorzuheben  ist  indess,  dass  das  Obligationenrecht  mit  Aus- 
nahme der  nach  dem  Orte  der  Handlung  zu  beurtheilenden 
Deliktsfolgen  ganz  abweichend  von  der  in  Deutschland  herr- 
schenden Praxis  auf  das  Recht  der  Staatsangehörigkeit  des 
Schuldners  basirt  wird-,  für  die  Berücksichtigung  des  Domizils 
bleibt  eben  nach  Zitelmann's  Theorie  kein  Raum  (vgl.  S.  124 
bis  158).  Nun  mag  man  ja  die  Zurückführung  aller  Privat- 
rechte auf  staatliche  Omnipotenz  und  die  Auflösung  aller 
Rechte  in  Bündel  von  staatlichen  Geboten  und  Verboten  gelten 
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lassen.  Aber  der  Hauptsatz  unter  1  ist  von  Zitelmann 
absolut  nicht  bewiesen;  noch  weniger  ist  er  geltendes  Völker- 
recht. 

Vor  Allem  kommt  hier  das  bisher  im  gemeinen  deutschen 
Rechte  geltende  und  z.  B.  in  England  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  also  in  einem  recht  bedeutenden  Theile 
der  civilisirten  Welt  geltende,  für  absehbare  Zeit  daselbst  schwer- 
lich aufzugebende  Domizilprinzip  in  Betracht,  welches  Zitelmann 
so  ziemlich  völlig  ausser  Acht  lässt.  Soll  dies  Prinzip  völker- 
rechtswidrig sein?  Soll  ein  Staat  nicht  berechtigt  sein,  zu  be- 
stimmen, dass  die  Fremden,  welche  in  seinem  Gebiete  ihren  Wohn- 
sitz nehmen,  damit  auch  vollständig  in  seine  privatrechtliche 
Rechtsordnung  eintreten?  Dagegen  zu  protestiren,  ist  noch  keinem 
Staate  eingefallen,  um  so  weniger,  als  die  Bestimmung  des  sog. 
persönlichen  Rechts  oder  auch  des  Familienrechts  nach  der  Staats- 
angehörigkeit erst  neueren  ürspnings  ist  (wenngleich  das  Alter- 
thum  ebenfalls  das  Prinzip  der  Staatsangehörigkeit  hatte).  Und 
völlig  unrichtig  ist  die  Folgerung,  dass  jeder  Staat  völkerrecht- 
lich die  Verpflichtung  habe,  dazu  zu  helfen,  das  persönliche  Recht, 
wie  es  nach  dem  Gesetze  des  Heimathstaates  bestimmt  ist,  zur 
Herrschaft  zu  bringen.  Man  weiss  wirklich  nicht,  wo  dieser  Sata 
im  geltenden  Völkerrecht  zu  finden  ist,  oder  wo  er  seine  Stütze 
hat.  In  Wahrheit  folgert  Zitelmann  diesen  Satz,  wie  überhaupt 
den  gesammten  Satz  1,  wie  die  gesammte  von  ihm  angenommene 
Befehlsmacht  des  Heimathstaates  (d.  h.  desjenigen  Staates,  füi 
den  der  Einzelne  Staatsangehöriger  ist)  aus  der  von  ihm  frühei 
vornehm  abgewiesenen  Natur  der  Sache,  wie  sie  ihm,  nicht  abei 
unbedingt  Anderen  erscheint.  Da  er  aber  sich  dessen  nicht  be- 
wusst  wird,  ihm  vielmehr  die  gelieferten  Beweise  die  Natui 
mathematisch  sicherer  Beweise  zu  haben  scheinen,  da  er  es  ver- 
schmäht, sie  an  dem  Konsens  oder  Dissens  der  Autoren  und  dei 
gerichtlichen  Urtheile,  an  der  Erwägung  der  einzelnen  Konse 
quenzen  zu  prüfen,    so  führt  ihn   die  verborgene  Argumentatioi 
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aus  der  Natur  der  Sache  auch  stark  in  die  Irre  ^*,  und  mit 
dem  Satze  1  stürzt  das  ganze  Gebäude  des  sog.  überstaatlichen 
internationalen  Privatrechts,  das  a  priori,  ohne  irgend  welche 
der  Natur  der  Sache  oder  dem  Herkommen  entnommene  Stütze 
aufgebaut  wurde,  in  sich  zusammen.  Es  kann  ohne  diesen  Pfeiler 
des  Satzes  1  nicht  bestehen. 

Auch  die  Auflösung  des  Widerstreits  zwischen  Personal-  und 
Gebietshoheit  beruht  handgreiflich  auf  nichts  Anderem  als  auf 
einer  Folgerung  aus  der  Natur  der  Sache.  Sie  erfolgt  aber  auch 
hier  ohne  die  erforderliche  Kontrole,  und  so  wird  übersehen, 
dass  der  Aufenthaltsstaat  allerdings  gewichtige  Gründe  haben 
kann,  seine  Rechtsmacht  —  gebrauchen  wir  einmal  diesen  mo- 
dernen Ausdruck!  —  weiter  auszudehnen,  als  Zitelmann  anzu- 
nehmen scheint.  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
z.  B.  wird  nicht  nur  die  gewöhnliche  Geschäftsfähigkeit,  sondern 
auch  die  Fähigkeit  zur  Schliessung  einer  Ehe  nach  dem  Gesetze 
des  Aufenthaltsortes  beurtheilt^^,  und  in  Art.  7  Abs.  3  Einf.-G. 
z.  B.  G.-B.  findet  sich  für  die  innerhalb  des  Deutschen  Eeiches 
abgeschlossenen  Geschäfte  der  Ausländer  ein  derartiger  Rechts- 
satz. ZiTELÄUNN  wird  hier  einwenden,  derartige  Rechtssätze  seien 
eben  nur  innerstaatliches  internationales  Privatrecht.  Aber  diese 
Scheidung  ist  ganz  willkürlich  ^  der  englisch-nordamerikanische 
Jurist  behauptet  —  mit  demselben  Rechte,  wie  Zitelmann  den 
entgegengesetzten  Rechtssatz  verficht  —  dass  die  Burtheilung  der 
Geschäftsfähigkeit  nach  der  Lex  loci  actus  gerade  dem  völker- 
rechtlichen Grundsatze  der  Territorial-Souveränetät  entspreche  ^^ 


**  Z.  B.  wie  erwähnt  in  Ansehung  des  Obligationenrechts. 

"  "Wir  werden  sehen,  dass  Zitelmann  nachher  in  dem  angewandten 
iDtemationalen  Privatrechte  gerade  die  Beurtheilung  der  Geschäftsfähigkeit 
nach  der  Lex  loci  actus  als  allgemein  gültiges  Prinzip  vertheidigt. 

^®  Vgl.  Wharton,  Couflicts  of  laws.  2.  ed.  §  104**,  „It  is  the  prero- 
gative  .  .  .  of  the  sovereignty  of  every  country  to  define  the  conditions  of 
its  membres,  not  merely  its  residents  inhabitants,  but  others  temporarily 
there,  as  to  capacity  or  incapacity.** 
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Wenig  haltbar  scheint  sodann  die  Unterscheidung  von  all- 
gemeinem und  besonderem  überstaatlichen  internationalen 
Privatrecht-,  wenigstens  kann  sie  eine  systematisch  folgenreiche 
nicht  genannt  werden.  Denn  bekanntlich  werden  völkerrechtliche 
Grundsätze  nicht  selten  vertragsmässig  festgestellt,  obschon  der 
Vertrag  alsbald  oder  sogleich  nur  als  Ausdruck  einer  allgemeinen 
Rechtsüberzeugung  angesehen  wird.  Man  wird  also  thatsächhch 
oft  nicht  wissen,  wo  das  allgemeine  überstaatliche  internationale 
Privatrecht  aufhört  und  wo  das  besondere  anfangt,  und  mit  dem 
Abschluss  von  Verträgen  über  Sätze  des  internationalen  Privat- 
rechts, denen  nach  und  nach  die  wichtigeren  Kulturstaaten  bei- 
treten, müsste  die  Auffassung  sich  fortwährend  ändern.  Die 
Qualifikation  eines  Rechtssatzes  aber  als  allgemeines  oder  als 
besonderes  überstaatliches  internationales  Privatrecht  soll  nach 
ZiTELMANN  die  Folge  haben,  dass  dritte  nicht  betheiligte  Staaten 
(die  Gerichte  derselben),  während  sie  das  allgemeine  überstaatliche 
Recht  anerkennen  und  anwenden,  das  besondere  überstaatHche 
Recht  als  für  sie  nicht  vorhanden  betrachten  sollen,  eine  Regel, 
von  der  allerdings  wiederum  Ausnahmen  gemacht  werden.  Dem 
gegenüber  erscheint  es  doch  wohl  einfacher,  den  folgenden  Satz 
aufzustellen,  von  dem  ich  besonders  bei  der  Untersuchung  der 
Rückverweisungsfrage  Gebrauch  gemacht  habe: 

Die  Sätze  des  internationalen  Privatrechts  sind  Zuständig- 
keitsnormen für  die  Privatrechtsgesetze  der  einzelnen  Staaten. 
Wenn  zwei  oder  mehrere  Staaten,  deren  gemeinsamer  (oder  zu- 
sammengerechneter ^^)  Zuständigkeit  ein  Rechtsverhältniss  oder 
Thatbestand  jedenfalls  unterworfen  sein  würde,  über  die  aus- 
schliessliche Zuständigkeit  eines  von  ihnen  sich  einig  sind,  so 
ist  diese  ausschliessliche  Zuständigkeit  auch  für  dritte  Staaten 
massgebend"  ^'^  (Ztschr.  f.  intern.  Privat-  u.  Strafr.  1898.  S.  184). 


*^  AVie  in  dem  Falle,  dass  sie  ein  einheitliches  Rechtsgebiet  bilden. 
***  Z.  B.  die  Fähigkeit,   eine  Ehe  einzugehen,  wird   nach   französischem 
und  russischem  Rechte  nach  dem  Rechte  der  Staatsangeliörigkeit  beurtheilt. 
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Damit  dürfte  die  allgemeine  Theorie  eines  besonderen 
überstaatlichen  internationalen  Privatrechts  erschöpft  sein,  wenn 
im  Uebrigen  der  Richter  an  die  Natur  der  Sache  sich  halten 
würde.  Selbstverständlich  giebt  es  ein  überstaatliches  besonderes, 
d.h.  durch  besondere  völkerrechtliche  Abmachungen  sanktionirtes 
interaationales  Privatrecht.  Es  lässt  aber  darüber  eine  all- 
gemeine Theorie  sich  schwerlich  aufstellen;  vielmehr  ist  eine 
jiu'istische  Betrachtung  dabei  nur  vom  Standpunkte  des  Rechtes 
der  einzelnen  betheiligten  Staaten  möglich.  Allerdings  kann  man 
sagen:  wenn  zwei  oder  mehrere  Staaten  sich  über  diesen  oder 
jenen  Satz  im  internationalen  Privatrechte  geeinigt  haben,  so 
folgt  daraus  weiter  Dieses  und  Jenes. 

ZiTELMANN  Stellt  aber  neben  der  Kategorie  des  vollkommen 
überstaatlichen  internationalen  Privatrechts  noch  die  Kategorie 
des  unvollkommenen  überstaatlichen  auf  (S.  166  — 191). 
Darunter  wird  die  Behandlung  der  Fälle  verstanden,  in  denen 
die  Voraussetzungen  oder  —  wie  der  jetzt  so  behebte  Ausdruck 
lautet  —  die  Auknüpfungsbegriffe  des  internationalen  Privatrechts 
versagen  oder  zu  versagen  scheinen,  also  die  Behandlung  der 
Fälle  der  mehrfachen,  bezw.  der  mangelnden  Staatsangehörigkeit, 
des  mehrfachen,  des  mangelnden  Wohnsitzes,  der  nicht  vorhandenen, 
unvollkommenen,  bestrittenen  Gebietshoheit. 

Eine  allgemeine  Theorie  über  diese  Fälle  ist  aber  wohl  un- 
öiöglich;  es  wird  die  Natur  der  einzelnen  Rechtssätze  entscheiden 
oder  doch  wenigstens  von  grösstem  Einflüsse  darüber  sein  müssen, 
ob  wir  sie  z.  B.  auf  Handlungen  von  Inländern  in  einem  keiner 
^Gebietshoheit  unterworfenen  oder  nur  von  nicht  civilisirten  Negern 
bewohnten  Gebiete  zu  erstrecken  haben,  und  ohne  Beachtung  des 

^enn  also  ein  in  Frankreich  domizilirter  Kusse  dort  eine  Russin  heirathet, 
^'>  ist  auch  in  Landern,  die  für  die  Fähigkeit  zur  Eheschliessung  im  All- 
trenieinen  das  Recht  des  Domizils  entscheiden  lassen,  für  die  Beurtheilung 
<ier  Gültigkeit  jener  Ehe  nach  Massgabe  der  persönlichen  Fähigkeit  das 
nissische  und  nicht  das  französische  Recht  als  entscheidend  anzusehen. 
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positiven  Rechts  der  einzelnen  Staaten  ist  hier  meistens  irger 
welche  Sicherheit  nicht  zu  gewinnen.  Uebrigens  ist  die  Unt< 
suchung  Zitelmann's  hier  auch  recht  unvollständig;  die  jjraktifi 
wichtige  Frage  des  sog.  Küstenmeeres  wird  nicht  einmal  ( 
streift.  Man  wird  einen  Theil  der  hierher  gehörigen  Fragen,  ( 
stark  in  das  rein  völkerrechtliche  Gebiet  hinüberspielen,  meii 
Erachtens,  wie  ich  das  auch  gethan  habe,  wohl  am  Besten  i 
Schlüsse  des  Systems  des  internationalen  Privatrechts  anhanj 
weise  behandeln.  Die  Aufstellung  einer  besonderen  Kategoi 
des  unvollkommenen  internationalen  Privatrechts  komplizirt  d 
System  nur,  ohne  wirkliche  Aufklärung  zu  schaffen. 

Man  möchte  nun  glauben,  das  innerstaatliche  internatiom 
Privatrecht  sei  nur  vom  Standpunkte  eines  einzelnen  Staates  od 
vom  Standpunkte  von  Gruppen  von  Staaten  aus  zu  behande 
die  eine  verwandte  Gesetzgebung  besitzen.  Zitelmann  behand« 
aber  gleichwohl  (S.  196 — 391)  sehr  eingehend  das  innerstaatlic 
internationale  Privatrecht  vom  allgemeinen  Standpunkt  aus,  ind( 
er  die  verschiedenen  möglichen  wörtlichen  Fassungen  von  E 
stimmmungen  über  internationales  Privatrecht  nach  sehr  detaillirt 
Unterscheidungsmerkmalen  in's  Auge  fasst,  und  indem  er  zuglei 
untersucht,  ob  die  einzelne  das  internationale  Privatrecht  l 
treffende  Norm  dem  allgemeinen  (nach  Zitelmann)  international 
(überstaatlichen)  Privatrechte  entspreche  (Anwendungsnorm),  od 
in  irgend  einer  Weise  sich  darüber  hinwegsetze  (Kollisionsnonr 
diese  letzteren  sind  innerstaatlich   geltendes  Recht,  aber  völk< 

rechtswidrig.  Die  Untersuchung  steht  in  letzterer  Beziehui 
wenn  auch  anerkannt  werden  muss,  dass  es  Bestimmungen  ül 
Anwendung  oder  faktisch  wohl  zutreffender  gesagt  über  Nicl 
anwendung  (Nichtberücksichtigung)  auswärtiger  Rechtsnorm 
geben  kann,  die  wirklich  völkerrechtswidrig  sein  würden,  i 
einem  wohl  wenig  sicheren  Boden  und  kann  daher  kaum  benu 
werden  zur  Begründung  sehr  verschiedenartiger  Rechtsbedeutu 
der  Normen  der  einen  und  der  anderen   dieser  Kategorien. 
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Uebrigen  aber  verliert  sich  die  Untersuchung  in  eine  höchst  ver- 
wickelte, wenn  auch  scharfsinnige  Logik.  Am  Ende  ist  es  doch 
einerlei,  ob  man  einen  Rechtssatz  des  in  einer  Gesetzgebung  ent- 
haltenen internationalen  Privatrechts  in  eine  der  von  einem  ein- 
zelnen Schriftsteller  ausgedachten  künstlichen,  wenn  auch  logisch 
richtigen  Kategorien  einschachtelt  oder  nicht,  falls  man  ihn  nur 
richtig  interpretirt.  Und  eine  unbefangene  Interpretation  dürfte 
in  den  meisten  Fällen  weit  leichter  sein  als  die  richtige  Ein- 
reihong  des  einzelnen  Rechtssatzes  in  die  künstlichen  Kategorien, 
deren  Benutzung  Zitelmann's  scholastisches  System  von  uns 
Terlangt.  Die  Benützung  der  Grundeintheilung  in  Anwendungs- 
und Kollisionsnormen  ist  ja  schon  eine  höchst  schwierige,  jeden- 
falls eine  höchst  schwierige,  wenn  man  nicht  Zitelmann's  äusserst 
gewagten  Behauptungen  über  Inhalt  und  Tragweite  des  von  ihm 
80  genannten  überstaatlichen  internationalen  Privatrechts  auf  das 
Wort  glauben  will. 

Nur  Folgendes  ist  wohl  zu  beachten.  Der  Gesetzgeber  kann 
Xorraen  geben  nur  über  Fälle,  in  denen  er  das  eigene  Landes- 
recht angewendet  wissen  will;  der  Richter  behält  dann  freie  Hand 
für  die  übrigen  Fälle,  in  denen  also  inländisches  Kecht  nicht 
obligatorisch  ist,  das  massgebende  Territorialrecht  aufzusuchen, 
allerdings  nicht  nach  einem  willkürlich  freien  Ermessen,  aber 
nach  der  Natur  der  Sache,  möglicher  Weise  auch  unter  Berück- 
sichtigung des  Umstandes,  ob  eine  bestimmte  andere  Gesetz- 
gebung diesen  Fall  für  ihren  Bereich  in  Anspruch  nimmt  oder 
nicht.  Der  Gesetzgeber  kann  aber  auch  Normen  geben,  nach 
denen  er  den  Richter  direkt  verpflichtet,  nach  Massgabe  dieses 
ond  jenes  Umstandes  diese  und  bezw.  jene  bestimmte  Gesetz- 
gebung anzuwenden,  und  entweder  diese  oder  jene  Gesetz- 
gebung anzuwenden  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  betreffende 
auswärtige  Gesetzgebung  selbst  angewendet  sein  will  oder  mit 
Berücksichtigung  dieses  Umstandes,  und  je  nach  der  verschiedenen 
Bedeutung,  welche  man  einem  das  internationale  Privatrecht  be- 
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treflfenden  Recbtssatze  in  letzterer  Beziehung  beilegt,  beruht  d 
verschiedene  Behandlung  der  sog.  Rückverweisung,  auf  welcl 
auch  ZiTELMANN  in  dem  Abschnitte  über  das  innerstaatlicl 
internationale  Privatrecht  genauer  eingeht. 

Die  Gesetzgebung  —  und  dies  zeigt  sich  besonders  dei] 
lieh  in  dem  Einführungsgesetze  zum  deutschen  Bürgerlichen  G 
setzbuche  ^^  —  wird  nun  allmählich  vorsichtiger,  je  mehr  8 
die  recht  allgemeinen  unbestimmten  und  vieldeutigen  Bestii 
mungen,  mit  denen  ältere  Kodifikationen  sich  begnügten,  dur( 
bestimmtere  und  mehr  detaillirte  Vorschriften  über  das  inte 
nationale  Privatrecht  ersetzt ^^.  Weil  man  sich  sagt,  dass  d 
gesetzliche  Zuweisung  einer  Entscheidung  an  eine  ganz  b 
stimmte  auswärtige  Gesetzgebung  möglicher  Weise  mit  de 
eigenen  Willen  eben  dieser  Gesetzgebung  nicht  übereinstimm< 
könne,  fängt  man  an,  sich  mehr  und  mehr  zu  beschränk^ 
auf  die  Bestimmung  des  Anwendungsgebietes  des  einheimisch 
Rechts,  und  überlässt  es  der  Wissenschaft  und  Praxis,  die  si« 
freier  bewegen  können,  diejenigen  Thatbestände ,  auf  welc 
fremdes  Recht  Anwendung  zu  finden  hat,  nach  der  einen  od 
anderen  fremden  Gesetzgebung  zu  beurtheilen.  Diese  letztei 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  erfolgende  Untersuchung  wird  da; 
auch  die  Normen  über  dies  Anwendungsgebiet  des  einheimisch 
Rechts  (der  Lex  fori)  nicht  unbeachtet  lassen  dürfen.  Im  A 
gemeinen  muss  man  doch  von  der  Ansicht  ausgehen,  dass  d 
Gesetzgeber  diese   letzteren  Normen  nicht   nach   reiner  Willki 

^*  Dass  man  zugleich  etwa  von  der  sonderbaren  Vorstellung  ausgebt,  n 
könne  mit  der  Anwendung  oder  Zulassung  ausländischen  Rechts  Gcschä 
machen,  wie  etwa  mit  der  Zulassung  von  Landesprodukten  eines  ande] 
Staates  in  Handelsverträgen,  ändert  hieran  wenig.  Solche  dem  Plenum  < 
Reichstags  nicht  mitgetheilte  Ideen  sind  für  die  Auffassung  des  Gaset 
ganz  gleichgültig. 

^'^  NiEMKYER  (Sammlung  von  Vorträgen  über  die  Entwürfe  eines  bürg 
liehen  Gesetzbuchs  VII),  Das  internationale  Privatrecht,  1896,  S.  10,  erkl 
das  „für  gründlich  falsch". 
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sondern  desshalb  angenommen  habe,  weil  sie  seiner  Ansicht  nach 
der  Natur  der  Sache  entsprechen.  Desshalb  wird  in  der  Regel 
das,  was  das  deutsche  Gesetz  z.  B.  als  seinen  Anwendungsbereich 
bezeichnet,  analog  auch  unter  den  gleichen  faktischen  Voraus- 
setzungen als  Anwendungsbereich  einer  auswärtigen  Gesetzgebung 
zuzugestehen  sein,  und  so  ist  bisher  auch  die  Jurisprudenz  ver- 
fahren, z.  B.  die  französische  Jurisprudenz,  da  sie  in  Gemässheit 
des  Art.  3  (Satz  3)  des  Code  civil,  der  genau  genommen  nur  von 
dem  Etat  und  der  Capacite  der  Franzosen  redet,  den  Etat  und 
die  Capacite  der  Ausländer  regelmässig  nach  dem  Gesetze  des- 
jenigen Staats  beurtheilt,  dem  diese  Ausländer  angehören. 

Es  giebt  aber  auch  Anwendungsnormen  für  das  inländische 
Recht,  denen  ofiFenbar  die  Absicht  unterliegt,  das  Anwendungs- 
gebiet des  einheimischen  Rechts  über  dessen  der  Natur  der  Sache 
entsprechenden  Bereich  auszudehnen,  so  z.  B.  die  Bestimmung 
des  Art.  25  Einf.-G.  z.  B.  G.-B.  a.  E.  Diese  Bestimmung  giebt  unter 
gewissen  Voraussetzungen  einem  Deutschen  erbrechtliche  An- 
sprüche, die  ihm  offenbar  nach  dem  allgemeinen  Prinzip,  welches 
im  Art.  24,  26  S.  1  und  27  ausgesprochen  ist,  nicht  zukommen*,  es 
ist  eine  Art  von  Kampfes-  oder  Retorsionsnorm,  eine  Norm  nur 
zum  Schutze  von  Deutschen.  Dagegen  kann  es  zweifelhaft  er- 
scheinen, ob  die  Bestimmung  des  Abs.  3  des  Art.  7  nicht  auch 
Anwendung  zu  finden  habe  auf  Geschäftshandlungen,  die  ein 
Deutscher  im  Auslande,  oder  die  ein  Ausländer  ausserhalb  seines 
Heimathstaates,  aber  nicht  im  Deutschen  Reiche  vornimmt.  Diese 
Methode  der  Gesetzgebung  ist  also  allerdings  mit  dem  Uebelstande 
behaftet,  dass  der  Richter  nicht  selten  darüber  im  Zweifel  sein 
wird,  ob  er  eine  Bestimmung  über  die  Anwendung  des  inländischen 
Rechts  analog  auch  zu  verwerthen  hat  auf  den  Anwendungs- 
bereich eines  bestimmten  ausländischen  Gesetzes. 

Es  war  hier  nur  darum  zu  thun,  die  allgemeinen  Prinzipien 
und  die  Methode  Zitelmann's  kritisch  zu  würdigen.  Wir 
können    desshalb    das    „angewandte    internationale  Privatrecht", 
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welches  den  Gegenstand  des  zweiten  Bandes  des  ZixELMANN'schen 
Werkes  bildet,  ausser  Acht  lassen.  Doch  wird  es  zweckmässig 
sein,  nach  dem  alten  Satze:  „An  den  Früchten  sollt  Ihr  sie  er- 
kennen*', noch  einige  Bemerkungen  über  dies  angewandte  inter- 
nationale Privatrecht  zu  machen. 

Wenn  die  bisher  im  internationalen  Privatrecht  angewandte 
und  besonders  die  von  mir  angewandte  Methode  so  gründlich 
unsicher  war,  wie  Zitelmann  annimmt,  dass  sie  irgend  einer 
Erwägung  nicht  bedurfte  und  meine  „Theorie  und  Praxis  des 
internationalen  Privatrechts"  (vgl.  Zitelmann  Bd.I  S.  22flF.  und  be- 
sonders S.  28)  ihm  nur  als  eine  werthvoUe  Materiahensammlung 
erschien,  wie  kommt  es  dann,  dass  die  von  Zitelmann  im  Ein- 
zelnen gewonnenen  Resultate  sich  so  selten  von  den  Ansichten 
entfernen,  die  ich  als  richtig  bezeichnet  und  herausgefunden 
hatte? ^^  Entweder  müsste  ich  ein  merkwürdiges  juristisches  Divi- 
nationsvermögen  besitzen  oder,  was  wahrscheinlicher,  meine  Prin- 
zipien und  meine  Methode  waren  doch  nicht  ganz  unsicher,  und 
wenn,  wie  wir  gesehen  haben,  Zitelmann's  Prinzipien  gar  nicht 
ausreichen,  ein  internationales  Privatrecht  mit  einiger  Sicherheit 
zu  begründen,  könnte  man  nicht  auf  die  Idee  kommen,  die  bereits 
von  Anderen  gefundenen  Resultate  hätten  ihm,  ohne  dass  er  es 
bemerkte,  gleichsam  als  Seekarte  gedient,  als  er  sich  dem  Meere 
seiner  in  der  That  äusserst  künstlichen  und  verschlungenen  juri- 
stischen Deduktionen  anvertraute? 

Seit  dem  Erscheinen  meiner  Theorie  und  Praxis  hat  übrigens, 
wie  die  inhaltsreichen  Bände  des  Journal  de  droit  international 
prive  und  auch  die  deutsche  Zeitschrift  für  internationales  Privat- 
und  Strafrecht  beweisen,  das  praktische  Leben  eine  grosse  An- 
zahl von  neuen  schwierigen  Spezialfragen  aufgebracht;  es  wäre 
interessant  gewesen,  zu  erfahren,  wie  hierzu  die  neue  Theorie 
sich   stellt.     Zitelmann   schweigt   aber   darüber  und   beschäftigt 

*^  Durch    die  häufigen   Verweisungen  auf  mein  Buch   wird  dies   ohne 
"Weiteres  evident. 
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sich  wesentlich  nur  mit  der  Interpretation  der  Bestimmungen  des 
Einführangsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch.  Nur  die  auch 
in  Deutschland  viel  erörterten  Fragen  der  sog.  B;ückverweisung 
und  der  Nichtanwendung  des  ausländischen  Rechts  aus  Gründen 
der  Sittlichkeit  bezw.  wegen  eines  Verbotsgesetzes  bilden  eine 
Ausnahme.  Die  Deduktion  begnügt  sich  sonst  meist  mit  wenigen 
besonders  konstruirten  Beispielen. 

Die  abstrakte  Logik  kann  aber  auch  irre  führen.  So  stellt 
ZiTELMANN  z.  B.  eine  besondere  Lehre  vom  Wirkungsstatut 
auf:  es  ist  das  Gesetz,  in  dessen  Gebiet  die  Wirkung  eines  be- 
stimmten Vorgangs  eintritt.  Nun  kann  ein  Vorgang  aber  eine  Reihe 
von  Wirkungen  haben.  Zitelmann  erblickt  die  Wirkung  (des 
Gebrauchs)  der  Handlungsfähigkeit  in  der  Hervorbringung  einer 
Obligation,  in  der  Begründung  eines  dinglichen  Rechts  u.  s.  w.; 
das  Wirkungsstatut  aber  entscheidet  über  die  Voraussetzungen, 
unter  denen  es  wirken  will;  folglich  entscheidet  über  die  Ge- 
schäftsfähigkeit das  in  Ansehung  der  Obligation,  beziehungs- 
weise das  über  das  Recht  an  der  Sache  entscheidende  Ge- 
setz u.  8.  w.^^  Damit  wird  aber  die  besondere  Lehre  von 
der  Handlungs-(Geschäfts-)fahigkeit  im  internationalen  Privat- 
recht völlig  beseitigt;  es  muss  dann  konsequent  auch  heissen: 
über  alle  und  jede,  auch  die  entferntesten  in  einem  anderen  Terri- 
torium geschehenen  Vorgänge,  von  denen  nicht  nur  z.  B.  die 
Wirksamkeit  einer  obligatorischen,  sondern  auch  die  Existenz 
des  Rechts  an  einer  Sache  abhängen  kann,  entscheidet  das  Ge- 
setz des  Orts  der  Sache  (und  genau  betrachtet  auch  nur  das 
Gesetz  des  Orts,  an  welchem  sich  die  Sache  gerade  im  Augen- 
blicke der  Entscheidung  selbst  befindet).  Das  ist  eine  Lösung, 
welche  der  bisher  in  dem  Recht  des  europäischen  Kontinents 
herrschenden  Anschauung  durchaus  widerstreitet,  also  völlig  un- 

"  "Wie  stimmt  dieser  Satz  zu  der  von  Zitelmann  als  völkerrechtliches 
Prinzip  (überstaatliches  Recht)  aogeuommenen  Vorherrschaft  des  Gesetzes 
<ler  Staatsangehörigkeit? 
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historisch  ist  und  in  dieser  Schärfe  selbst  nicht  von  der  neueren 
und  besseren  englischen  Praxis  in  Ansehung  des  ImmobiHar* 
Sachenrechtes  getheilt  wird.  Man  könnte  aber  auch  Folgendes 
entgegenstellen.  Die  letzte  Wirkung  der  Handlung  ist  doch  nicht, 
wie  ZiTELMANN  eigenthümlicher  Weise  annimmt  (vgl.  Bd.  II  S.  80, 
wo  die  angebliche  Zweckmässigkeit  der  solchergestalt  gefundenen 
Regel  hervorgehoben  wird  nach  dem  Gesichtspunkte,  dass  der 
andere  Kontrahent  durch  Beurtheilung  der  Geschäftsfähigkeit  nach 
der  Lex  loci  actus  am  besten  gesichert  wird),  die  formelle  Existenz 
einer  Obligation,  sondern  die  Verpflichtung  der  Person  —  wenig- 
stens nach  ZiTELMANN,  der  ja  das  ganze  Obligationenrecht,  wie 
wir  gesehen,  auf  das  Gesetz  der  Staatsangehörigkeit  des  Verpflich- 
teten gründen  will  —  sondern  das  —  hier  benützen  wir  einmal 
Zitelmann's  eigene  Argumentation  —  Verpflichtenwollen  seitens 
der  Befehlsmacht  des  Heimathstaates  des  Verpflichteten.  Da 
wären  wir  also  statt  bei  der  Lex  loci  actus  bei  dem  Gesetze  des 
Heimathstaates  wieder  angelangt,  und  zwar  müssten  wir  nun  nach 
ZiTELMANN  jede  andere  Entscheidung  für  völkerrechtswidrig  er- 
klären, und  von  irgend  welchem  Schutze  des  anderen  Kontrahen- 
ten, der  sich  auf  die  Lex  loci  actus  verliesse,  könnte,  wenn  nicht 
eine  absichtliche  Täuschung,  also  ein  Delikt  vorläge,  gar  nicht 
die  Rede  sein. 

Die  letzte  rechtliche  Wirkung  eines  Vorganges  ist  aber 
immer  die  Art  und  Weise,  in  welcher  der  entscheidende  Richter 
den  Vorgang  beurtheilt.  Das  letzte  in  Betracht  kommende  Wir- 
kungsstatut ist  also  eigentlich  immer  die  Lex  fori^^.     Da  kämen 


^^  Beiläufig  sei  bemerkt,  dass  vom  praktischen  Standpunkte  aus  nicht, 
wie  ZiTELMANN  will,  die  Parteien  zu  fragen  haben,  wie  ist  in  abstracto  unser 
Fall  zu  entscheiden,  sondern  wie  werden  und  müssen  darüber  die  Gerichte 
eines  bestimmten  Staates  entscheiden,  und  dann  ist  zu  erwägen,  welcher 
Staat  es  ist,  vor  dessen  Gericht  der  Fall  gebracht  werden  kann.  Dabei 
können  mehrere  Eventualitäten  in  Betracht  kommen.  Die  ZiTELMAXN'schc 
Methode,  welche  prinzipiell  von  der  Lex  fori  absehen  will,  aber  die«, 
wie    eine    Menge    einzelner    Erörterungen    beweisen,     doch    nicht     durch- 
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wir  also  konsequent  zur  durchgängigen  Anwendung  der  Lex  fori 
auf  die  Handlungsfähigkeit. 

Aber  wie  gesagt,  auf  Einzelheiten  kommt  es  nicht  an;  es 
sollte  eben  nur  an  einem  wichtigen  Beispiele  gezeigt  werden,  wie 
leicht  eine  völlig  abstrakte  Logik  nach  Massgabe  ihres  eigenen 
Prinzips  umgebogen  werden  kann  und  dann  zu  Ergebnissen  führt, 
die  völlig  verschieden  sind  von  denjenigen,  welche  der  Autor  mit 
scheinbar  unumstösslicher  Sicherheit  abgeleitet  hat. 

Und  worin  besteht  nun  der  Unterschied  der  Methode,  welche 
ich  in  weiterer  Fortbildung  der  von  Wächter  und  bezw.  von 
Savigny  angewendeten  Methode  befolgt  habe? 

Ich  habe  zunächst  deduzirt,  dass  es  juristisch  unzulässig, 
praktisch  unmöglich  sei,  dass  der  über  einen  Prozess  entscheidende 
Richter  nur  das  eigene  Gesetz  anzuwenden  habe,  und  dann  habe 
ich,  um  das  anzuwendende  Gesetz  zu  finden,  die  einzelnen  Rechts- 
sätze auf  ihre  internationale  Wirksamkeit  geprüft,  nach  Mass- 
gabe der  Natur  der  Sache,  mit  Rücksicht  auf  den  ihnen  unter- 
zulegenden Zweck,  nach  Massgabe  der  Konsequenz  für  recht  ver- 
schiedenartige Kombinationen,  nach  Massgabe  der  Bedürfnisse  eines 
geordneten,  dem  Wohle  der  Betheiligten  und  der  Staaten  dienen- 
den Verkehrs,  und  ich  glaubte  dabei  mit  einer  gewissen  Sicher- 
heit vorzugehen,  wenn  ich  einen  Konsensus  der  bedeutendsten 
Autoren,  der  berühmtesten  Gerichtshöfe  nachzuweisen  vermochte 
—  einen  Konsensus,  der  oft  unter  einem  scheinbaren  Dissensus 
sich  verbirgt.  Dabei  habe  ich  aber  einerseits  nicht  verkannt,  dass 
einzelne  Sätze  des  internationalen  Privatrechts  —  so  namentlich 
im  Sachenrecht  --  unmittelbar  aus  dem  Völkerrechte  abgeleitet 
werden  können,  andere  durch  völkerrechtliche  Deduktionen  be- 
schränkt werden  müssen,  wie  denn  im  sog.  internationalen  Privat- 
rechte das  Privatrecht  der  einzelnen  Staaten  gleichsam  der  inter- 
nationalen Projektion  unterworfen  wird,  daher  zu  dem  Völker- 
fuhren kann,  ist  also  unvollständig,  und  die  bisherige  Methode,  welche  über- 
all auch  auf  die  Lex  fori  Rücksicht  nahm,  durchaus  im  Rechte. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  1.  3 
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rechte  in  eine  gewisse  Beziehung  tritt.  Sodann  habe  ich  auch  die 
geschichtliche  Entwicklung  geglaubt  berücksichtigen  zu  sollen. 
Der  ungeheure  Einfluss  insbesondere,  den  die  Rechtsschule  von 
Bologna,  die  gesammte  italienische  Jurisprudenz  auf  das  Recht 
der  Kulturvölker  ausgeübt  hat,  zeigt  sich  natürlich  auch  im  inter- 
nationalen Privatrechte-,  daher  z.  B.  die  gleichmässige  Beurthei- 
lung  der  Handlung8-(Geschäfts-)fähigkeit  nach  der  Lex  domicilii, 
bezw.  später  nach  dem  Gesetze  der  Staatsangehörigkeit  in  Italien, 
Frankreich,  den  Niederlanden  und  Deutschland  (einschliesslich 
Oesterreichs).  Ist  es  da  eine  unrichtige  Methode,  in  der  Beur- 
theiluDg  einer  Frage  nach  der  Jurisprudenz  eines  Nachbarstaates 
eine  Bestätigung  einer  aus  der  Natur  der  Sache  gezogenen  Fol- 
gerung zu  suchen  und  zu  finden?  Ist  es  da  so  unrichtig,  von 
einer  usuellen  internationalen  Behandlung  gewisser  Rechtssätze, 
von  einem  internationalen  Gewohnheitsrechte  —  dem  selbstverständ- 
lich jeder  Staat,  wenn  er  will,  sich  entziehen  kann  —  wie  z.  B.  von 
der  fakultativen  Geltung  der  Regel  „Locus  regit  actum"  zu  reden? 

Die  Untersuchung,  in  solcher  Weise  das  Einzelne  feststellend, 
kann  doch  zugleich  deduktiv  verfahren.  Es  ergiebt  sich  leicht 
eine  internationale  gleiche  Behandlung  von  Rechtssätzen  für  ganze 
Gruppen  von  Rechtssätzen.  Die  Schwierigkeit  besteht  eben  nur 
darin,  die  wirklichen  Gleichheiten  in  dem  Zwecke  der  einzelnen 
Rechtssätze  nicht  zu  übersehen  und  scheinbare  Gleichheiten  nicht 
für  wirkliche  zu  halten.  Diese  Schwierigkeit  ist  aber  auch  in 
anderen  Disziplinen  des  Rechts  vorhanden  und  ihre  Üeberwindung 
eine  Kunst,  für  die  sich  mechanisch  anzuwendende  Regeln  nicht 
auffinden  lassen. 

Im  Gegensatz  zu  dieser,  die  verschiedenartigen  Prüfungs- 
mittel für  die  Richtigkeit  eines  Prinzips  eines  einzelnen  Satzes  im 
internationalen  Pri vatrcch te  kombinir enden,  Methode  trennt 
Zitklmann'h  Methode  jene  Prüfungsmittel  und  lässt  einige  der- 
selben —  z.  IJ.  gleichartige  Kntscheidungen  in  nahestehenden 
Kulturstaaton  —  ziümlich  völlig  ausser  Betracht.     A  priori  wird 
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—  wir  bemerkten:  nicht  ohne  folgenschwere  Fehlschlüsse  und  harte 
*    "Widersprüche  —  ein  sog.  überstaatliches  internationales  Privat- 

-  recht  konstruirt  und  dies  gar  noch   in   ein  allgemeines  und  be- 

-  sonderes  getrennt.  Dann  werden  in  dem  sog.  innerstaatlichen 
'  internationalen  Privatrechte  wesentlich  nur  die  verschiedenen  Mög- 
'    lichkeiten    der  Wortfassung  von   Rechtsnormen   über   das   inter- 

-  nationale  Privatrecht  in's  Auge  gefasst,  wobei  allerdings  zufällig 
die  in  vielfachen  Beziehungen  eigenthümlichen  Beschränkungen 
und  Ausdehnungen  von  Rechtssätzen,  wie  wir  sie  im  Einführungs- 
gesetz zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  finden,  ein  ergiebiges  Feld 
liefern.  Die  realen  Zwecke  der  Rechtssätze,  die  Konsequenzen, 
welche  für  das  praktische  Rechtsleben  sich  ergeben,  je  nachdem 
man  dem  einen  oder  anderen  Rechtssatze  diesen  oder  jenen  Wir- 
kungsbereich in  internationaler  Beziehung  beilegt,  bleiben  dabei 
meist  unberücksichtigt.  Schliesslich  kommt  das  angewandte  inter- 
nationale Privatrecht.  Dass  es  dabei  nicht  ohne  mannigfache 
Wiederholungen  dessen  abgeht,  was  bereits  in  dem  überstaatlichen 
u.  s.  w.  internationalen  Privatrechte  gesagt  ist,  erscheint  ohne 
Weiteres  begreiflich  und  ein  verhältnismässig  geringfügiger  Uebel- 
stand.  Aber  auch  hier  ist  die  Deduktion,  weil  ihr  fast  völlig  die 
Heranziehung  der  wirklichen  Praxis  fehlt,  abstrakt,  gleichsam  blut- 
los, und  dem  Leser,  der  die  Argumente  Zitelmann^s  unter  be- 
ständiger Vergleichung  der  angeblich  feststehenden  Sätze  des 
überstaatlichen  u.  s.  w.  internationalen  Privatrechts  nachprüfen 
will,  wird  in  diesem  Meer  von  künstlichen  Deduktionen,  in  denen 
Hauptmomente  von  blossen  Nebengründen  schwer  zu  unterscheiden 
sind,  eine  wahrlich  nicht  leichte  Aufgabe  zugemuthet.  Auch  hier 
kommen  die  realen  Bedürfnisse  des  Lebens  zu  kurz.  Schon  die 
Vernachlässigung  der  Praxis,  die  äusserst  geringe  Beachtung,  die 
den  Meinungen  Anderer  geschenkt  wird,  macht  das  erklärlich. 
Und  Fehlschlüsse  sind  bei  solcher  abstrakten  Beweisführung  leicht 
möglich.  Die  oben  angeführte  Deduktion  über  die  Handlungs- 
fähigkeit ist  hiefür  ein  gewichtiges  Beispiel. 

3* 
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Der  gesammte  Inhalt  des  Werkes  Zitelmann's  ist  mit  den 
vorstehenden  Darlegungen  natürlich  nicht  erschöpfend  beurtheilt. 
Es  fehlt  nicht  an  scharfsinnigen  und  werthvoUen  Einzelbemerkungen: 
man  kann  sie  allerdings  nur  schwer  aus  dem  grossen  Strom  der 
wenig  übersichtlichen  allgemeinen  Deduktionen  herausziehen.  Und 
für  das  Gesammturtheil,  ob  die  Prinzipien  des  internationalen 
Privatrechts  richtig  entwickelt  und  benutzt  sind,  für  das  Gesammt- 
urtheil über  die  neue  Methode  Zitelmann's  sind  sie  bedeu- 
tungslos. 

Einen  völlig  anderen  Standpunkt  nimmt  Kahn  ein. 

Kahn  beginnt  seine  Untersuchung  mit  Aufstellung  einer  be- 
sonderen Terminologie  für  die  verschiedenen  Arten  von  Gesetzes- 
bestimmungen, welche  internationales  Privatrecht  betreffen;  er 
unterscheidet  Kollisionsnormen  (Ortsnormen)  und  Sachnormen,  und 
unter  den  Kollisionsnormen  wieder  Anwendungs-(Ausdehnung8-) 
normen  (dies  Wort  in  einem  anderen  Sinne  genommen  als  bei 
Zitelmann)  und  Abgrenzungsnormen.  Es  kann  mindesten» 
zweifelhaft  erscheinen,  ob  solche  neue  Terminologien  nützlich  sind. 
Wenn  jeder  Autor  sich  eine  neue  Terminologie  bildet,  so  er- 
schwert er  einerseits  die  Lektüre,  da  der  Leser  gezwungen  wird, 
sich  die  Terminologie  einzuprägen,  und  wenn  jeder  Autor  eine 
auch  nur  etwas  abweichende  Terminologie  wählt,  so  kann  die  Ver- 
wirrung in  der  Literatur  nicht  ausbleiben.  Allzu  viele  Einthei- 
lungen  nach  abstrakter  Logik  führen  sodann  leicht  irre  und  er- 
schweren die  Untersuchung,  statt  sie  zu  erleichtern;  meist  dienen 
sie  der  Scholastik,  nicht  aber  der  gründlichen  Erfassung  der  Be- 
dürfnisse des  realen  Rechtslebens.  Damit  ist  nicht  gesagt,  dasc 
nicht  ein  neuer  Ausdruck,  eine  neue  Eintheilung  zweckmässig  sein 
könne;  aber  der  Grundsatz  möglichster  Sparsamkeit  sollte  hiei 
gelten,  und  dass  die  Terminologie  Kahn's  gerade  nothwendig  oder 
nützlich  ist,  wird  mindestens  noch  nicht  feststehen. 

Sodann  kritisirt  Kahn  die  oft  kritisirte  und  angegriffene  Be- 
zeichnung „internationales  Privatrecht" ;  aber  mit  Recht  beruhigt 
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er  sich  doch  bei  ihr.  Wie  bemerkt,  ist  die  Bezeichnung  nicht 
unrichtig,  wenn  man  unter  „internationalem  Privatrecht"  das 
„Privatrecht  in  internationaler  Beziehung"  versteht. 

Ebenso  wie  Zitelmann  will  aber  Kahn  (S.  7)  nichts  wissen 
Ton  einer  Vermengung  des  international  gleichen  Rechts  mit  dem 
internationalen  Privatrecht.  Abstrakt  betrachtet  ist  dies  richtig. 
„Unser  sog.  internationales  Privatrecht  hat  zur  unerlässlichen  Vor- 
aussetzung die  Verschiedenheit  der  territorialen  Rechte."  Prak- 
tisch verhält  sich  die  Sache  aber  anders.  In  Staatsverträgen 
werden  häufig  Sätze  uniformen  Rechts  und  Sätze  des  internatio- 
nalen Privatrechts  (über  die  sog.  Kollision  der  Gesetze)  verein- 
bart. Nun  wird  die  Entscheidung  wirklicher  Rechtsfalle  häufig 
'on  dem  uniformen  Rechte  wie  von  dem  internationalen  Privat- 
rechte im  eigentlichen  Sinne  abhängen.  Ein  Buch  also,  welches 
nicht  nur  der  abstrakten  Theorie,  sondern  auch  der  Praxis  dienen 
will,  würde  einen  Stein  statt  des  Brotes  geben,  wenn  es  nicht 
auch  das  international  vereinbarte  uniforme  Recht  berücksichtigen 
wollte,  und  auch  die  Feststellung  einer  Negative  kann  einen  guten 
Sinn  haben.  Wenn  man  im  internationalen  Privatrechte  sagt, 
zwischen  den  Staaten  A  und  B  sei  in  dieser  und  jener  Bezieh- 
ung dieser  und  jener  Rechtssatz  uniform  festgestellt,  so  heisst 
das  mit  anderen  Worten:  hier  kann  es  keinen  Streit  über  das 
anzuwendende  Recht  geben;  hier  ist  eine  Grenze  des  inter- 
nationalen Privatrechts  im  engen  Sinne.  Seien  wir  also  nicht 
allzu  rigoros. 

Ebenso  wie  Zitelmann  will  Kahn  auch  die  Rechtssätze  über 
die  Rechtsfähigkeit  der  Fremden  aus  dem  internationalen  Privat- 
recht herausweisen.  Es  ist  ja  nach  abstrakter  Logik  ganz  richtig, 
dass  die  Art  und  Weise,  wie  man  die  Rechtsfähigkeit  der  Fremden 
behandelt,  an  und  für  sich  mit  der  Anwendung  fremden  Rechts 
nichts  zu  thun  hat,  und  dass  einerseits  ein  Staat  z.  B.  allen  Fremden 
grundsätzlich  alle  „droits  civils"  absprechen  und  darum  doch  den 
Grundsatz  anerkennen  könnte,  dass  die  Form  der  Eheschliessung 
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sich  nach  der  Lex  loci  actus  richte,  und  dass  andererseits  ein  Staat 
rücksichtlich  der  Fremdenbehandlung  den  freiesten  Grundsätzen  hul- 
digen und  darum  doch  die  Anwendung  fremden  Rechts  sehr  eng- 
herzig zu  beschränken  vermöchte.  Aber  alles  dies  ist  doch  nur 
für  einzelne  Beschränkungen  der  Rechtsfähigkeit  der  Fremden 
richtig;  bei  umfassenden  Beschränkungen  hört,  wie  oben  schon 
bemerkt  wurde,  das  sog.  internationale  Privatrecht  so  ziemlich  auf 
oder  wird  doch  auf  ein  Minimum  beschränkt.  Eine  umfassendere 
gleiche  Rechtsfähigkeit  der  Fremden  und  der  Inländer  ist  die 
Vorbedingung  für  ein  internationales  Privatrecht,  und  darum 
schon  kann  in  einer  Behandlung  des  internationalen  Privat- 
rechts die  Lehre  von  der  Rechtsfähigkeit  der  Fremden  nicht 
umgangen  werden.  In  der  Praxis  aber  wird  die  Partei,  der  An- 
walt aber  auch  wissen  wollen :  kann  denn  die  Partei  das  fragliche 
Recht  auch  wirklich  anwenden,  ausüben?  Und  die  Frage  der 
Möglichkeit  des  Rechtserwerbes  verquickt  sich  auch  zuweilen  eigen- 
thümhch  mit  einer  Frage  der  Anwendung  des  territorialen  Pri- 
vatrechts. Die  abstrakte  Logik  führt  hier  wieder  einmal  irre,  und 
die  bisher  in  Ansehung  der  Fremden  beobachtete  Gewohnheit 
der  Lehrbücher  des  internationalen  Privatrechts  dürfte  gegen 
Kahn  doch  Recht  haben. 

Einen  Hauptpunkt  bildet  aber  Kahn's  Untersuchung  über 
die  Beziehung  des  internationalen  Privatrechts  zum  Völkerrecht. 
ILvHN  ist  durchaus  Positivist.  Nur  das  nach  internationalem 
Brauche  Geübte  und  nach  internationaler  Rechtsüberzeugung  als 
bindend  Anerkannte  ist  ihm  Völkerrecht,  das  zur  Zeit  vorwiegend, 
wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  Gewohnheitsrecht  sein  soll.  Nicht 
einmal  völkerrechtliche  Verträge,  die  völkerrechtliche  Sätze  prokla- 
miren,  will  Kaiix  als  objektive  Rechtssatzung  anerkennen.  Das 
Völkerrecht  wendet  sich,  wie  Kahn  bemerkt,  auch  nur  an  die 
Staaten  selbst,  nicht  an  die  Individuen. 

Der  letztere  Satz  entspricht  der  allgemeinen  Meinung;  viel- 
leicht giebt  es  einige  Ausnahmen;  aber  darauf  ist  kein  Gewicht 
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zu  legen.  Dagegen  würde  ein  Positivismus,  wie  Kahn  ihn  ver- 
tritt, den  völkerrechtlichen  Verkehr  und  die  gütliche  Beilegung 
Ton  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  durch  Rechtsgutachten  und 
Schiedssprüche  so  ziemlich  unmöglich  machen.  Auch  die  strengsten 
Positivisten  haben  doch  bisher  anerkannt  ^  dass  man  aus  völker- 
rechtlichen Sätzen  Folgerungen  ziehen  könne  zur  Beurtheilung 
vorkommender  Fälle.  Die  juristische  Logik  ist  aber  nicht  eine 
mathematische;  sie  argumentirt  nolens  volens  aus  der  „Natur 
der  Sache".  Wie  sollten  die  Regierungen  sich  helfen,  wenn 
Völkerrecht  nur  das  wäre,  was  ohne  Weiteres  ein  absolut  fest- 
stehender völkerrechtlicher  Satz  nach  dem  Wortlaut,  dem  Buch- 
staben ergiebt?  Und  wenn  es  immer  nöthig  wäre,  eine  Gewohn- 
heit nachzuweisen  —  im  Sinne  Kahn's  eine  von  Niemandem 
bezweifelte  Gewohnheit  —  wie  wäre  da  ein  Fortschritt  im  Völker- 
recht überhaupt  möglich?  Die  gesammte  über  Streitfälle  ergehende 
diplomatische  Korrespondenz,  die  Schiedssprüche  zeugen  gegen 
einen  solchen  Positivismus,  und  auch  den  Engländern  fällt  es 
öicht  ein,  die  Argumentation  aus  der  Natur  der  Sache  zu  miss- 
achten —  jedenfalls  dann  nicht,  wenn  diese  Argumentation  zu 
ibren  Gunsten  zu  lauten  scheint.  Man  beruft  sich  dabei  zur 
I  Tnterstützung  gern  auf  Präzedenzfalle;  aber  einzelne  Präzedenz- 
[  falle  ergeben  noch  bei  Weitem  nicht  ein  Gewohnheitsrecht  im 
I  eigentUchen  und  strengen  Sinne,  zumal  der  einzelne  Staat  ja  oft 
fioch  einwenden  könnte,  ihn  gehe  eine  nur  für  andere  Staaten 
bestehende  Uebung  nichts  an,  falls  er  sie  nicht  positiv  an- 
erkannt habe.  Da  Kahn  übrigens  unter  Berufung  auf  die  eng- 
lische Jurisprudenz  und  deren  Positivismus  einen  Vorangriflf 
gegen  die  freiere  internationale  oder  mehr  universelle  Behand- 
lung des  internationalen  Privatrechts  richtet,  so  mag  es  gestattet 
sein,  den  englischen  Positivismus,  der  in  einem  „glänzenden" 
»on  Kahn  citirten  Vortrage  des  Lord  Chief- Justice  Rüssel 
einen  so  beredten  Ausdruck  gefunden  hat,  ein  wenig  zu  be- 
leuchten. 


\ 
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Die  englisch -nordamerikanische  Jurisprudenz  der  alten 
Schule^*,  die  thatsächlich  noch  immer  das  Uebergewicht  hat, 
benutzt,  da  die  englische  Gesetzgebung  im  Privatrechte  nur 
recht  lückenhaft  ist,  als  hauptsächlichstes  Auskunftsmittel  das 
Suchen  nach  Präzedenzentscheidungen.  Bei  der  unendlichen 
Mannigfaltigkeit  des  Lebens  ist  es  nun  begreiflicher  Weise  oft 
recht  schwer,  einen  wirklich  passenden  Präzedenzfall  zu  finden. 
Da  wird  denn  von  den  Parteien  dieser  und  jener  eigentlich  nicht 
passende  Fall  so  lange  gereckt  und  gewendet,  bis  er  einiger- 
massen  den  vorliegenden  Fall  zu  decken  scheint,  und  in  gleicher 
Weise  verfährt  schliesslich  der  Richter,  wenn  er  nicht  —  und  so 
ergehen  oft  vortreffliche  Entscheidungen  —  in  sehr  freier  Art 
die  Analogie,  d.  h.  eigentlich  die  Natur  der  Sache  benützt,  um 
eine  Stütze  in  einem  Präzedenzfalle  zu  finden.  So  entsteht  ein 
neuer  Präzedenzfall.  In  einem  späteren  Prozesse  weist  dann  eine 
Partei  nach,  dass  in  jenem  neuen  Präzedenzfalle,  obschon  der 
Richter  anscheinend  nach  den  früheren  Präzedenzfällen  ent- 
schieden habe,  doch  in  Wahrheit  ein  abweichender  Rechtssatz  zur 
Geltung  gekommen  sei,  der  frühere  Präzedenzfall  oder  ein  anderer 
„o vermied"  sei.  Die  von  der  Zopf- Jurisprudenz  und  dem  Chief- 
Justice  RussKL  so  vornehm  abgewiesene  Argumentation  aus  der 
Natur  der  Sache  ist  also  doch  da,  und  oft  macht  sie  sich  gerade 
sehr  stark  geltend:  „chassee  par  la  porte,  eile  rentre  par  la  fenetre/ 
Die  Berufung  auf  den  sog.  Positivismus  beweist  daher  nicht  viel 
gegen   die   freiere   Behandlung    des    internationalen    Privatrechts. 

Sehr  richtig  bemerkt  dagegen  Kahn,  dass  das  internationale 
Privatrecht  Völkerrecht  nur  insoweit  sei,  als  es  auf  völkerrecht- 
lichen Verpflichtungen  der  einzelnen  Staaten  beruht,  Nonnen 
des  internationalen  Privatrechts  als  Recht  zu  haben  und  durch- 
zuführen. Hiernach  erklärt  sich  Kahn  konsequent  gegen  das 
überstaatliche    internationale   Privatrecht   Zitelmanx's, 

**  Im  internationalen  Privatrechte  neigen  AVestlake  und  Whabtos 
bereits  stark  einer  freiereu  Behandlung  zu. 
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das  seine  Normen  aus  einigen  allgemeinsten  Begriffen  abzuleiten 
versuche.  Ein  überstaatliches  internationales  Privatrecht  existirt, 
wie  Kahn  ausfuhrt,  nur  in  den  allgemeinsten  Anforderungen^ 
in  der  Anforderung,  dass  kein  Staat  seinen  Gerichten  allgemein 
und  grundsätzlich  verbieten  dürfe  (positiv  ausgedrückt,  dass  jeder 
Staat  überhaupt  ein  internationales  Privatrecht  haben  müsse  ^^), 
vielleicht  noch  in  der  Regel:  ^Für  den  Inhalt  des  Immobiliar- 
Sachenrechts  ist  die  Lex  rei  sitae  massgebend",  oder  der  Negative: 
flEs  ist  unzulässig,  das  inländische  Familien-  und  Erbrecht  grund- 
satzlich schon  auf  solche  Personen  anzuwenden,  welche  sich  nur 
ganz  vorübergehend  im  Lande  aufhalten." 

Kahn  erkennt  also  an,  dass  es  im  internationalen  Privat- 
recht  gewisse  völkerrechtliche  Grundsätze  giebt,  ja  indem  er  be- 
merkt: „Auf  diese  und  einige  ähnliche  allgemeine  Kegeln  dürfte 
sich  das  völkerrechtliche  internationale  Privatrecht  heute  be- 
schränken", scheint  er  es  nicht  grundsätzlich  zu  missbilligen,  dass 
jenen  Regeln  noch  einige  andere  hinzugefügt  würden.  Es  dürfte 
richtig  sein,  jenen  Regeln  1.  jedenfalls  noch  die  Regel  hinzu- 
zufügen: „die  Rechtssätze  eines  Staates  über  den  Erwerb  eines 
Rechts  dürfen  nicht  angewendet  werden,  um  den  Erwerb  eines 
Rechts  für  unwirksam  zu  erklären  ^^,  der  ausserhalb  des  Staates 
ohne  irgend  welche  Beziehung  auf  dessen  Territorium  oder  dessen 
Recht  sich  vollzogen  hat",  denn  die  Ausdehnung  rücksichtlich  der 
Grundsätze   eines    dem  Erwerbe    eines  Rechts   gänzlich  fremden 

"  Kahn  hält  diesen  positiven  Ausdruck  des  vorhin  angeführten  negativen 
Satzes  für  eine  zweite  Anforderung.  Allein  wenn  der  Staat  den  Gerichten 
^ter  gewissen  Voraussetzungen  die  Anwendung  auswärtiger  Gesetze  nicht 
^erbietet,  sondern  gestattet,  so  muss  er,  wenn  diese  Anwendung  nicht  eine 
Willkür  sein  soll,  entweder  selbst  den  Gerichten  die  Normen  für  die  An- 
wendung der  fremden  Gesetze  liefern  oder  den  Gerichten  stillschweigend 
oder  ausdrücklich  die  Anweisung  geben,  diese  Normen  sich  nach  wissenschaft- 
Ücben  Grundsätzen  zu  bilden. 

**  In  diesem  Satze  liegt  der  internationale  Schutz  der  wohlerworbenen 
Rechte.  Dagegen  ist  es  nicht  korrekt,  daraus  einen  besonderen  positiven 
Sttz  XU  machen. 
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Rechts  auf  eben  diesen  Erwerb  würde  thatsächlich  mehr  oder 
minder  jeden  geordneten  Verkehr  mit  dem  Auslande  ausschliessen; 
2.  den  von  Kahn  für  das  Immobiliar-Sachenrecht  ausgesprochenen 
Satz,  einige  besondere  Ausnahmen  vorbehalten^^,  auch  auf  das 
Recht  an  beweglichen  Sachen  auszudehnen^®. 

Kahn  ist  also  in  gewissem  Sinne  auch  „Internationalist''  im 
internationalen  Privatrechte,  und  wer  meine  Theorie  und  Praxis 
oder  mein  Lehrbuch  mit  einiger  Aufmerksamkeit  liest,  wird  findea, 
dass  ich  genau  nur  in  eben  diesem  beschränkten  Sinne  von  der 
völkerrechtlichen  Seite  des  internationalen  Privatrechts  gesprochen^ 
sie  allerdings  bestimmt  hervorgehoben  habe,  ohne  indess,  was  ich 
für  absehbare  Zeit  für  durchaus  verfrüht  und  demnach  für  verfehlt 
halten  musste,  wie  Zitelmann  ein  System  des  völkerrechtlichen 
(überstaatlichen)  internationalen  Privatrechts  aufstellen  zu  wollen. 

Kahn  hebt  nun  mit  besonderem  Nachdruck  hervor,  dass  der 
Ausgangspunkt  für  das  internationale  Privatrecht  immer  das  Recht 
des  einzelnen  Staates,  das  internationale  Privatrecht  immer  das 
Privatrecht  des  einzelnen  Staates  sei. 

Formell  ist  diese  Behauptung  gewiss  richtig;  ich  glaube  nicht, 
sie  in  meinen  Arbeiten  bestritten  oder  die  in  ihr  liegende  Wahr- 
heit vernachlässigt  zu  haben.  Worin  liegt  nun  der  Unterschied 
zwischen  der  Methode  Kahn's  und  der  Methode  der  sog.  Inter- 
nationalisten im  bisherigen  Sinne,  zu  denen  auch  ich  gerechnet 
werde  ? 

Einfach  in  Folgendem.  Kahn  beachtet  einerseits  die  geschicht- 
liche Entwicklung  nicht,  welche  seit  den  Zeiten  der  Glossatoren 
für    die    Jurisprudenz    der    Hauptkulturländer    des    europäischen 


*^  Vgl.  darüber  meine  Theorie  und  Praxis  Bd.  I  S.  633  ff. ;  Lehrbuch 
des  internationalen  Privatrechts  S.  101. 

-^  Kahn,  Jahrbücher  No.  30  S.  80,  will  allgemein  den  alten  Satz  „Mo- 
bilia personam  sequuntur"  wieder  zu  Ehren  bringen.  Die  Irrigkeit  dieser 
Ausführungen,  die  Unmöglichkeit,  diesen  »Satz  durchzuführen,  wäre  leicht 
nachzuweisen. 
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Kontinents  gewisse  gemeinsame  Grundsätze  und  Grundbegriffe 
henorgebracht,  auch  für  das  internationale  Privatrecht.  Dann 
aber  setzt  Kahn  eine  sehr  scharfe  Brille  auf;  er  sieht  fast  überall 
nnr  die  DiflFerenzen,  nicht  die  weit  grösseren  üebereinstimmungen 
in  den  grundlegenden  Begriffen,  Der  Begriff  des  Wohnsitzes  z.  B. 
ist  allerdings  nicht  bis  in  die  letzten  Einzelheiten  in  allen  Ländern 
derselbe ;  im  Grossen  und  Ganzen  aber  versteht  man  unter  Wohn- 
sitz dasselbe.  Daher  meine  ich,  mit  dem  Begriffe  des  Wohn- 
sitzes als  einem  allgemein  gültigen  im  internationalen  Privatrechte 
operiren  zu  dürfen,  vorbehaltlich  der  Korrektur  für  diejenigen 
Fälle,  wo  eben  die  Differenzpunkte  sich  geltend  machen.  Kahn 
verneint  das  *^  Der  Begriff  der  beweglichen  und  bezw.  unbeweg- 
lichen Sache  ist  nicht  in  allen  Rechten  der  Welt  in  allen  und 
jeden  Beziehungen  derselbe;  folglich  darf  man  nach  Kahn  mit 
dem  Begriffe  der  Beweglichkeit  und  bezw.  Unbeweglichkeit  einer 
Sache  im  internationalen  Privatrechte  nicht  operiren ;  folglich  muss 
ebenso  wie  für  das  Domizil  auch  hier  die  Lex  fori  entscheiden, 
und  80  geht  es  weiter  ^^  Genau  genommen ^^  scheint  es  also  kein 
allgemeines  internationales  Privatrecht  von  irgend  welcher  Be- 
deutung geben  zu  können. 


*•  Vgl.  Eahn*8  Auüsatz:  „Gesetzeskollisionen**  in  den  Jahrbüchern  für 
Dogmtük  des  heutigen  .  . .  Privatrechts  Bd.  XXX  (1891)  bes.  S.  76. 

*»  Jahrbücher  Bd.  XXX  S.  90. 

'*  Zuweilen  sieht  übrigens  die  scharfe  Brille  allzu  scharf  und  darum 
^b.  So  sagt  Kahn  (Jahrbücher  Bd.  XXX  S.  115),  der  Konkurs  sei  in 
Deutschland  ein  Vollstreckungs verfahren  unter  Dispositionsbeschränkung,  in 
SogUod  eine  Universalsuccession.  Kahn  beruft  sich  dabei  auf  Williams, 
der  den  englischen  Konkurs  als  Universalsuccession  konstruire.  Aber  blosse 
jurirtische  Konstruktionen  der  Schriftsteller  können  nicht  massgebend  sein, 
wbald  sie  eben  fehlerhaft  sind.  Und  die  Konstruktion  des  Konkurses  als 
eine  Art  Erbrecht  ist  eine  fehlerhafte,  unhaltbare,  auch  für  das  englische 
»echt;  übrigens  ist  sie  ganz  gleichgültig,  sie  beweist  nicht,  dass  wir  die  ein- 
zelnen Sätze  des  englischen  Konkursrechts  nicht  mit  denen  des  deutschen  in 
Beziehung  setzen  könnten.  Vgl.  übrigens  Westlake,  Private  international  law, 
3.  ed.,  S.  138  flF. 
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Indess  „die  Kenntniss  der  auswärtigen  Sachnoiinen,  die 
materielle  Rechtsvergleichung  ist  und  bleibt  das  Fundament  des 
internationalen  Privatrechts.  Je  gründlicher,  je  ausgebreiteter  sie 
ist,  um  so  eher  wird  es  gelingen,  richtige  und  allgemeingültige 
Normen  zu  geben"  ^^.  Das  Ziel  dabei  ist  die  „Gesetzesharmonie''; 
dasselbe  „kann  in  der  Regel  als  etwas  Erreichbares  in  Aussicht 
genommen  werden  —  de  facto  wird  immer  freilich  ein  Erdenrest 
von  Kollisionen  übrig  bleiben,  wenn  die  kollidirenden  Sachnormen 
in  näherer  Verwandtschaft  stehen^^,  wenn  sie  eine  übereinstimmende 
Richtung  zeigen  .  .  .  unterscheiden  sich  aber  die  verschiedenen 
Rechtsordnungen  in  erheblichem  Grade,  .  .  .  regeln  sie  die 
Materie  nach  grundsätzlich  verschiedenen  Gesichtspunkten :  so  kann 
.  .  .  das  Suchen  nach  einer  international  gemeinsamen  Kollisions- 
norm (d.  h.  nach  einer  für  die  betreffende  Materie  in  den  be- 
treflenden  Staaten  gleichen  Norm  des  internationalen  Privatrechts) 
gänzlich  aussichtslos  sein"  ^^.  „Wenn  es  also  auch  keinen  inter- 
nationalen Kodex  und  kein  internationales  System  von  Kollisions- 
norraen  giebt,  so  ist  darum  doch  eine  internationale  Wissen- 
schaft für  unsere  Disziplin  eine  Nothwendigkeit ;  eine  inter- 
nationale Wissenschaft,  deren  Einheit  begründet  ist  nicht  in 
durchgängiger  Gleichheit  der  Resultate,  wohl  aber  in  einer  durch- 
gängigen Gleichheit  der  Methode".  Die  Forschungen,  die  auf 
einem  (territorialen)  Rechtsgebiete  gemacht  sind,  können  für  das 
andere  fruchtbringend  gemacht  w^erden,  auch  da  wo  eine  unmittel- 
bare Anwendung  ausgeschlossen  ist.  Und  es  ist  unter  Umständen 
auch  eine  partielle  Internationalität  möglich-  es  kann  Gruppen 
von  Rechtssätzen  geben,  innerhalb  deren  Gesetzesharmonie  zu  er- 
reichen ist,  während  sie  bei  anderen  Rechtssätzen  ausgeschlossen 
erscheint.  „Erstrebt  werden"  —  das  ist  der  Schluss  von  Kahx's 
Arbeit  —   „diejenigen   Kollisionsnormen,  bei  welchen  unter  Auf- 

33  Inhalt,  Methode  S.  75. 
"  A.  a.  0.  S.  76. 
«*  A.  a.  0.  S.  83. 


—     45     — 

gäbe  des  Minimums  von  nationalen  Rechtszwecken  ein  Maximum 
von  internationaler  Gesetzesharmonie  erreicht  wird." 

Diese  letzteren  Ausführungen  sind  durchaus  treffend.  Ich 
möchte  sie  Wort  für  Wort  unterschreiben.  Aber  ist  denn  das, 
was  hier  beschrieben  wird,  ein  neues  Prinzip,  eine  neue  Methode? 

Das  dürfte  zu  bestreiten  sein.  Wer  z.  B.  meine  Bücher 
über  das  internationale  Privatrecht  ansieht,  wird  finden,  dass  ich 
genau  die  von  Kahn  beschriebene  Methode  befolgt  habe.  Wo 
habe  ich  irgend  die  Wichtigkeit  einer  Berücksichtigung  der  Lex 
fori  geleugnet?  Wo  prinzipiell  verkannt,  dass  in  vielen  Fragen 
ein  englischer  Richter,  in  manchen  ein  französischer  Richter  anders 
entscheiden  würde  und  entscheiden  müsste,  als  ein  deutscher,  der 
sich  auf  dem  Standpunkte  des  gemeinen  römischen  Rechts  be- 
findet? Wo  also  den  nationalen  Ausgangspunkt  des  internationalen 
Privatrechts  verkannt? 

Und  wenn  ich  die  Verwandtschaft  meiner  Methode  mit  der 
Methode  Wächter's  betont  habe  ^°,  die  die  ganze  Lehre  von  der 
Kollision  der  Gesetze  als  eine  Frage  der  Interpretation  der  Ge- 
setze nach  deren  Sinn  und  Geist  betrachtet,  wie  kann  ich  da  als 
ein  InternationaUst  von  Kahn  bekämpft  werden? 

Der  strenge  Gegensatz  von  Internationalisten  und  Natio- 
nalisten, wie  ihn  Kahn  sich  konstruirt  (vgl.  Methode  S.  20 
Anm.  2),  besteht  überhaupt  schwerlich.  Einzelne  Aeusserun gen 
eines  Verfassers  beweisen  nichts  dafür,  dass  er  in  Wahrheit  einen 
solchen  Standpunkt  einnimmt,  sofern  andere  Ausführungen  eben 
desselben  Verfassers  damit  in  Widerspruch  stehen.  Freilich  findet 
Kahn  den  Prüfstein  für  den  Charakter  eines  Schriftstellers  als 
Internationalisten  (in  dem  seiner  Ansicht  nach  verkehrten  Sinne) 
in  der  Stellungnahme  zu  der  sog.  Rückverweisung.  Wer  für  Rück- 
verweisung ist,  erscheint  Kahn  als  Internationalist  im  verkehrten 
Sinne.     Wer  gegen  Rückverweisung,  wird  von  Kahn  als  Natio- 


^"^  Theorie  und  Praxis  Bd.  I  S.  78  ff. 
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nalist  (im  richtigen  Sinne?)  anerkannt.  Aber  diese  spezielle  Frage 
hat  gar  nicht  die  Alles  überragende  Bedeutung,  die  ihr  von  Eahs 
und  einigen  jüngeren  Schriftstellern  beigelegt  wird^®.  Es  ist 
doch  bei  nüchterner  Betrachtung  nur  eine  Einzelfrage,  und  wer  die 
Kückverweisung  annimmt,  untergräbt  damit  weder  das  ganze 
internationale  Privatrecht,  noch  greift  er,  wie  freilich  gesagt  worden 
ist,  die  Souveränetät  des  eigenen  Staates  an.  Auf  Einzelfragen 
soll  aber  hier  nicht  eingegangen  werden.  Die  Frage,  ob  das 
internationale  Privatrecht  prinzipiell  nur  Privatrecht  sei,  lässt 
mich  übrigens  kalt;  sofern  anerkannt  wird,  dass  bei  der  An- 
wendung oder  Nichtanwendung  eines  privatrechtlichen  Grund- 
satzes doch  auch  mögHcher  Weise  einige  völkerrechtliche  Rück- 
sichten genommen  werden  müssen,  dass  man  bedenken  muss,  dass 
es  auch  andere  Staaten  giebt,  die  einer  unbilligen  Anwendung 
lediglich  unserer  Rechtsordnung,  die  uns  wenig  nützt,  mit  gleicher 
Waffe  entgegentreten  können,  dass  man  aber  auch  aus  der  Juris- 
prudenz von  Staaten  mit  verwandtem  Rechtssysteme  Vieles  fiir  das 
internationale  Privatrecht  lernen  kann;  sofern  anerkannt  wird,  dass 
die  vergleichende  Rechtswissenschaft,  die  wirkliche  Kenntniss  des 
Geistes  und  Sinnes  der  Rechte  anderer  Kulturvölker  eine  der 
wichtigsten  Vorbedingungen  für  die  Fortbildung  des  internatio- 
nalen Privatrechts  ist,  dass  die  realen  Zwecke  und  Konsequenzen 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  untersuchen  sind,  dass  aber 
andererseits  ein  internationales  Privatrecht,  gestützt  nur  auf  die 
einheimische  Gesetzgebung  und  Rechtsübung,  traurig  verkümmern 
wird  und  um  so  mehr  verkümmern  wird,  je  mehr  es  sich  beschränkt 
auf  blosse  Wortinterpretation,  auf  Erfindung  künstlicher  Kate- 
gorien, mit  anderen  Worten,  je  mehr  es  zur  Scholastik  wird. 

Kahn  hat  der  jetzt  vorliegenden  Arbeit  schon,  wie  bemerkt, 
einige  andere  Aufsätze  über  das  internationale  Privatrecht  voran- 
geschickt.     Nach   dem  Inhalt   des  ersten  dieser  Aufsätze  müsste 

^  Man  vergleiche  da;Tegen  die  Bemerkungen  von  "\Vp:stlake,  Brüsa  und 
Hagerüp  in  den  Verbandlungen  des  Instituts,  Annuaire  Bd.  XVII  S.  217,  227  flf. 
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i  allerdings  die  Fortbildung  des  internationalen  Privatrechts 
sehr  problematisch  für  absehbare  Zeit  ansehen.  Es  war  ja 
e  Illusion,  wenn  ich  in  Uebereinstimmung  mit  Savigny,  Welt- 
:e  und  Anderen  eine  harmonische  Entscheidung  über  die  Mehr- 
l  der  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  jetzt  schon  für 
;lich  erachtet,  die  eigentlichen  Konflikts-  oder  Kollisionsfalle 
eine  Minderzahl  angesehen  hatte;  es  erschien  da  gleichsam 
Wald  von  Kollisionsfällen  und  meistens  blieb  grundsätzlich 
itig  nur  die  strenge  Entscheidung  nach  der  Lex  fori.  Die  neueste 
beit  wird  dem  unbefangenen  Leser  einen  ganz  anderen  Gesammt- 
druck  machen.  Wenn  wir,  um  irgend  haltbare  Resultate  zu 
lalten,  warten  müssten,  bis  eine  Uebereinstimmung  der  ver- 
tiedencn  Gesetzgebungen  über  die  Grundbegriffe  und  über  die 
Aussetzungen  des  internationalen  Privatrechts  (z.  B.  Domizil 
d  Staatsangehörigkeit)  in  allen  Einzelheiten  und  Konsequenzen 
eicht  wäre  —  so  schien  es  doch  nach  dem  ersten  Aufsatze, 
welchem  insbesondere  meine  Arbeiten  zur  Zielscheibe  für  eine 
ensiv-sarkastische  Kritik  genommen  wurden  —  so  könnten  wir 
der  That  noch  lange  Zeit  warten,  die  Grundlagen  eines  inter- 
tionalen  Privatrechts  zu  legen,  welches  eben  mehr  gewesen 
re,  als  blosse  Interpretation  eines  einzelnen  Gesetzbuchs,  und 
5  hätte  das  einzelne  Gesetzbuch  auch  zu  irgend  brauchbaren 
tien  gelangen  sollen  —  vielleicht  durch  blinden  Zufall,  oder 
il  doch  gesetzliche  Bestimmungen  in  Ermangelung  einer  Theorie 
macht  werden  mussten,  vielleicht  kraft  glänzender  Bewährung 
8  alten  Satzes:  „Wem  Gott  ein  Amt  giebt,  dem  giebt  er  auch 
erstand"?  Sollte  vielleicht  Kahn  jetzt  zu  der  Erkenntniss  ge- 
mmen  sein,  dass  die  Methode  der  Naturwissenschaften  auch  in 
r  Jurisprudenz  nicht  so  ganz  zu  verwerfen  ist,  die  Methode 
ch  mit  annähernden  Wahrheiten  ^^  zu  operiren  und  die  Fehler 
ichher  zu  eliminiren  hat? 

^  Z.B.  den  Beg^fF  des  Domizils,  der  beweglichen  Sache  als  in  den 
s^iedenen  Gesetzen  übereinstimmend  anzusehen? 
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Ziehen  wir  jetzt  das  Gesammtresultat  aus  der  Eoitik  der 
drei  zur  Ueberschrift  bezeichneten  Arbeiten. 

Jitta's  neue  Methode  ist  völlig  unbestimmt,  gleichsam 
nebelhaft;  seine  Ea'itik  der  bisherigen  Methoden  des  inter- 
nationalen Privatrechts  beruht  auf  einer  Kette  von  Missverständ- 
nissen. 

Zitelmann's  neue  Prinzipien  sind,  soweit  sie  neu  sind,  un- 
haltbar. Die  Untersuchung,  ob  und  inwieweit  es  ein  auf  völker- 
rechtlicher Pflicht  des  einzelnen  Staates  beruhendes  —  überstaat- 
liches —  internationales  Privatrecht  gäbe,  war  allerdings  an  sidi 
nützlich.  Aber  sie  musste  mit  viel  grösserer  Vorsicht  geführt 
werden,  und  sie  konnte,  wie  von  Kahn  richtig  bemerkt  worden 
ist,  nur  zu  dem  Ergebnisse  gelangen,  dass  nur  sehr  wenige  Sätze, 
zum  Theil  nur  recht  unbestimmte  Anforderungen  an  die  Gesetz- 
gebung der  Einzelstaaten  aus  dem  Völkerrechte  abgeleitet  werden 
können  —  durchaus  ungenügend,  um  daraus  auch  nur  die  Um- 
risse eines  Systems  des  internationalen  Privatrechts  abzuleiten. 
Die  Täuschung,  der  Zitelmann  sich  in  dieser  Hinsicht  hingiebt, 
hat  dann  die  fehlerhafte  Methode  Zitelmann's  zur  Folge.  Seine 
Methode  bestellt  in  der  Zerreissung  zusammengehöriger  Argu- 
mente, in  der  Ueberschützuiig  einer  abstrakten,  vorzugsweise  den 
Wortlaut  etwaiger  gesetzlicher  Bestimmungen  berücksichtigenden 
Logik,  in  dem  Mangel  genügender  Berücksichtigung  einerseits 
der  wirklichen  internationalen  Praxis,  andererseits  der  realen 
Zwecke  der  einzelnen  Rechtssätze  und  der  Bedürfnisse  eines  ge- 
ordneten internationalen  Verkehrs  "^^ 


^*^  Es  ist  damit  selbstverständlich  nicht  gesagt,  dass  nicht  in  ZiTELMAXs'f 
Werke  scharfsinnige  und  beachtenswcrthe  Ausführungen  sich  finden,  z.  B.  in 
dem  Abschnitte  Bd.  I  S.  317 — 391  :  „Kollisionsnormen  von  allgemeioer  Be- 
deutung", wo  insbesondere  die  Frage  der  Nichtanwendung  solcher  Rechts- 
normen, die  unseren  sittlichen  Anschauungen  oder  Verbotsgesetzen  wider- 
sprechen, einer  eingehenden  Untersuchung  unterworfen  wird.  Diese  Erör- 
terungen stehen  aber  mit  Zitelmann's  Prinzipien  nur  in  einem  sehr  losen 
Zusammenhange. 


—     49     — 

Kahn    endlich,    der   Anfangs    nicht  genug   die  Fehler  und 
Phantasmagorien  der  bisherigen   Methode    glaubte  angreifen  zu 
sollen,  hat  schliesslich  mit  einem  Programm  geendigt,   welches 
recht  genau  der  jetzt  in  Frankreich,  Itahen^®,  Spanien  und  Deutsch- 
land herrschenden  Methode  entspricht. 

Man  kann  sich  also  beruhigen  und  den  tröstlichen  Schluss 
ziehen,  dass  das  internationale  Privatrecht,  so  wie  es  jetzt  gehand- 
habt wird,  doch  nicht  auf  so  völlig  schwachen  Füssen  steht. 


''•'  Im  Eiuz einen  ist  die  Methode  der  neuen  italienisch-französischen 
Schule,  wie  ich  (Theorie  und  Praxis  I  S.  85ff. ;  Lehrbuch  S.  16)  nachzuweisen 
versucht  habe,  ungeachtet  der  stark  abweichenden  Devise  nicht  eben  ver- 
whieden  von  einer  Methode,  welche  Sinn  und  Geist  der  Gesetze  zum  Prin- 
zipe  nimmt. 


Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  1. 
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Das  Geltungsgebiet  der  deutschen  Patent- 
und  sonstigen  gewerblichen  Ausschlussrechte. 

Von 

Dr.  F.  Damme  in  Berlin. 


Im  Deutschen  Verein  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
thums  hat  im  April  1899  einer  unserer  besten  Kenner  des  ein- 
schlägigen Rechtsstoffes,  Rechtsanwalt  Dr.  Seligsohn  zu  Berlin, 
einen  Vortrag  über  das  Thema  gehalten^,  ob  „das  deutsche  Patent- 
gesetz in    den    deutschen    Konsulargerichtsbezirken    und    Schutz- 
gebieten   gilt",    und    ist    dabei    zu    dem   Ergebnisse    gekommen. 
dass   in   den   Schutzgebieten   das   Patentgesetz,    das    Gebrauchs- 
muster-   und   das   Geschmacksmustergesetz,    das  Waarenzeichen- 
gesetz   und   das    Gesetz   zur   Bekämpfung  des   unlauteren  Wett- 
bewerbs, in  den  Konsulargerichtsbezirken  dagegen  nur  die  beiden 
letztgenannten  Gesetze  gelten.     Mit  Fug  beruft  sich  Seligsohx' 
auf  die  Xamen  vox  Stenoel's^  und  Georg  AIeyer's*,  welche  in 
ihren  bekannten  Schriften  über  die  deutschen  Schutzgebiete  sich 


^  Abgedruckt   in  der  Zeitschr.  f.  gewerbl.  Rechtsschutz   und  Urheber- 
recht 1899,  S.  137  t^\ 

*  A.  a.  0.  S.  138,  140. 

'  Die  deutschen  Schutzgebiete,  1895,  S.  215. 

*  Die    staatsrechtliche    Stellung    der    deutschen    Schutzgebiete,    1888, 
S.  102. 
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ebenfalls  dahin  aussprechen,  dass  das  Patentgesetz,  das  Marken- 
schutzgesetz vom  30.  Nov.  1874  und  das  Gesetz  betr.  das  Ur- 
heberrecht an  Mustern  und  Modellen  vom  11.  Jan.  1876  in  den 
Schutzgebieten  Geltung  haben.  Da  die  in  Bezug  genommenen 
Arbeiten  dieser  Schriftsteller  vor  Emanation  der  Novelle  zum 
Patentgesetze  vom  1.  April  1891,  des  Gesetzes  betr.  den  Schutz 
von  Gebrauchsmustern  vom  1.  Juni  1891,  des  Gesetzes  zum 
Schutz  von  Waarenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  und  des 
Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  vom 
27.  Mai  1896  veröffentlicht  sind,  so  darf  angenommen  werden, 
dass  VON  Stengel  sowohl  wie  auch  Meyer  aus  den  nämlichen 
Gründen,  aus  welchen  sie  jene  vorgenanten  Gesetze  als  in  den 
Schutzgebieten  in  Geltung  befindlich  erachtet  haben,  auch  die 
dortige  Geltung  der  späteren  ähnlichen  Gesetze  anerkennen,  vor- 
ausgesetzt, dass  sie  ihre  Meinung  nicht  inzwischen  geändert  haben 
sollten.  Die  Gründe  aber,  w^ eiche  diese  Stellungnahme  recht- 
fertigen sollen,  beschränken  sich  bei  beiden  Autoren  lediglich  auf 
die  Annahme,  dass  die  in  Frage  stehenden  Gesetze  zum  „bürger- 
lichen Rechte"  gehören,  mithin  §  2  des  Gesetzes  betr.  die  Rechts- 
verhältnisse der  deutschen  Schutzgebiete  vom  19.  März  1888  auf 
sie  Anwendung  findet  und  die  Schutzgebiete  in  diesem  Sinne 
als  Inland  anzusehen  seien.  Eingehender  hat  sich  keiner  der 
beiden  Autoren  mit  der  hier  behandelten  Frage  befasst,  und  bei 
den  anderen  Staatsrechtslehrern,  welche  die  Rechtsstellung  der 
Schutzgebiete  zum  Gegenstande  ihrer  Untersuchungen  gemacht 
haben,  wie  Laband,  Zorn,  Hänel  u.  A.,  findet  sich  kein  weiteres 
Material,  welches  zum  Ausgangspunkte  der  Betrachtung  genommen 
werden  könnte. 

Auch  Seligsohn's  Argumentation  ist  im  Wesenthchen  keine 
andere  als  die  Meyer's  und  von  Stengel's,  aber  er  hat  sich 
doch  ex  professo  mit  der  Frage  beschäftigt,  fasst  daher  auch 
die  Konsulargerichtsbezirke  in's  Auge  und  betrachtet  die  Gesetze 
mehr   im   Einzelnen,    wobei  er   denn   auch   schon   theilweise  zu 
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anderen  Resultaten  gelangt  wie  Meyer  ^.  Dass  die  Frage  erst 
jetzt  die  besondere  Aufmerksamkeit  der  Fachkreise  erregt, 
findet  seine  Erklärung  darin,  dass  erst  die  Erwerbung  von 
Kiautschou  die  hier  in  Betracht  kommenden  Erwägungen  wieder 
in  Fluss  gebracht  hat,  nachdem  sich  bis  dahin  im  Auswärtigen 
Amte  für  unsere  Kolonien  eine  Praxis  ausgebildet  hatte,  welche 
der  von  Seligsohn  vertretenen  Auffassung  diametral  ent- 
gegengesetzt ist.  Nun  ist  das  Auswärtige  Amt  (Kolonial- 
abtheilung) unter  dem  Reichskanzler  wohl  für  die  anderen 
Schutzgebiete  oberste  Verwaltungsbehörde,  nicht  aber  auch  ffir 
das  in  dem  alten  Kulturfestlande  Asiens  belegene  Kiautschou. 
Für  dieses  Gebiet  ist  an  seine  Stelle  das  Reichs -Marineamt* 
getreten,  und  diese  Reichsbehörde,  an  welche  gewerbliche 
Interessenten  die  Anfrage  gerichtet  haben,  ob  sie  dort  deut- 
schen Patentschutz  geniessen,  hat  im  Gegensatze  zu  der 
Uebung  des  Auswärtigen  Amtes  auf  diese  Anfragen  bejahend 
geantwortet^.  Damit  scheint  der  Dualismus  in  der  Behandlani 
und  der  Verwaltung  unserer  Kolonien  gegeben  und  die  Kritik 
darf  einsetzen. 

Dass  der  hier  behandelte  Gegenstand  überhaupt  die  Eigen- 
schaft einer  Frage  hat,  ist  der  Fassung  des  bereits  in  Bezug  ge 
nommenen  §  2  des  Gesetzes  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der 
deutschen  Schutzgebiete  vom  19.  März  1888  (R.-G.-Bl.  S.  75» 
zuzuschreiben,  welcher  lautet:  „Das  bürgerliche  Recht,  das  Straf- 
recht, das  gerichtliche  Verfahren  einschliessHch  der  Gerichts- 
verfassung bestimmen  sich  für  die  Schutzgebiete  nach  den  Vor- 
schriften des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom 
10.  Juli  1879   ---   R.-G.-Bl.   S.   179    — ,   welches,   soweit  nicht 

^  Vgl.  bezüglich  §  12  Patent-G.  Meyer  a.  a.  O.  S.  102  die  letzten  diti 
Zeilen  und  Skliusohn  a.  a.  0.  S.  140  Spalte  2  Abs.  2. 

•^  Kaiserl.  Verorclnunjj:  vom  27.  April  1H98    §  7  R.-G.-Bl.  S.  173. 

"  Vgl.  Mittlieilung  in  der  Zeitschr.  f.  gewerbl.  Rechtsschutz  und  IV 
heberrecht  1891»,  S.  167. 
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'  nachstehend  ein  Anderes  vorgeschrieben  ist,  mit  der  Maassgabe 
'  Anwendung  findet,  dass  an  Stelle  des  Konsuls  der  vom  Reichs- 
■'.  kanzler  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  ermächtigte  Beamte 
'  und  an  Stelle  des  Konsulargerichts  das  nach  Maassgabe  der 
Bestimmungen  über  das  letztere  zusammengesetzte  Gericht  des 
Schutzgebietes  tritt." 

„Der  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  wird  durch  Kaiserliche 
Verordnung  festgesetzt." 

Der  §  3  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom 
10.  Juli  1879  (R.-G.-Bl.  S.  197),  auf  welchen  verwiesen  ist,  hat 
in  dem  hier  in  Betracht  kommenden  Theile  folgenden  Wortlaut: 
„In  Betreff  des  bürgerlichen  Rechts  ist  anzunehmen,  dass  in  den 
Konsulargerichtsbezirken  die  Reichsgesetze  gelten." 

Seligsohn  argumentirt  nun  so®:  „Den  Gegensatz  zu  dem 
bürgerlichen  oder  Privatrecht  bildet  das  öffentliche  Recht.  Die 
Bestimmungen  des  Patentgesetzes  gehören  zweifellos  theils  dem 
öffentlichen,  theils  dem  Privatrecht  an.  Die  Bestimmungen 
über  die  Organisation  des  Patentamtes,  sowie  über  seine  Zustän- 
digkeit z.  B.  sind  öffentlichrechtlicher  Natur.  Dagegen  ist  das 
subjektive  Recht,  welches  man  durch  die  Ertheilung  eines  Pa- 
tentes erhält,  ein  Privatrecht;  demnach  gehören  auch  alle  Vor- 
schriften über  den  Umfang  dieses  Rechts,  über  seine  Entstehung, 
Endigung,  Uebertragung  u.  s.  w.  zum  bürgerlichen  Recht.  Es  be- 
darf keiner  Ausführung,  dass  es  bei  einem  einheitlichen  Gesetze, 
wie  dem  Patentgesetze,  unzulässig  ist,  seine  öffentlichrechtlichen 
und  seine  privatrechtlichen  Vorschriften  auseinanderzureissen  und 
nur  den  letzteren,  nicht  aber  den  ersteren,  Geltungskraft  in  jenen 
Gebieten  zuzusprechen.  Wie  sollte  man  sich  beispielsweise  die 
Erlangung  des  privatrechtlichen  Patentrechts  vorstellen,  wenn  man 
die  Vorschriften  über  das  Patentamt  aus  dem  Gesetze  streicht? 
Man  muss  vielmehr  prüfen,  welchen  Bestandtheilen  des  Gesetzes 


8  A.  a.  O.  S.  138. 
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das  üebergewicht  zukommt,  und  diese  Theile  dann  für  den  Ck- 
rakter  des  Gesetzes  den  Ausschlag  geben  lassen.  Diese  Ent- 
scheidung muss  beim  Patentgesetz  zu  Gunsten  des  Privatrechts 
ausfallen."  „Jedem  Patentrechte  eigenthümlich  ist  das  Territo- 
rialitätsprinzip. Darnach  erstreckt  sich  die  Wirkung  eines  Pa- 
tentes stets  über  ein  bestimmtes  Territorium  und  erfasst  alle 
Personen,  die  sich  in  demselben  aufhalten."  „Dies  gilt  auch  für 
das  deutsche  Patentgesetz,  welches  wiederholt  in  seinen  Bestim- 
mungen dieses  Gebiet  seiner  Geltung  als  „Inland"  hervorhebt*^ 
„Das  „Inland"  des  deutschen  Patentgesetzes  ist,  wie  wir  bm 
seinen  Vorschriften  entnehmen,  ein  Territorium,  und  zwar  ein 
solches,  welches  dem  deutschen  Gesetzgeber  am  Herzen  liegt 
dessen  Industrie  er  heben  will."  Es  wird  zum  Beweise  dessoi 
auf  die  Statuirung  des  Ausführungszwanges  Bezug  genommen. 
Alsdann  fahrt  der  Verf.  fort:  „Wenden  wir  diesen  Gesichtspankt 
auf  die  Konsulargerichtsbarkeit  an,  so  ist  es  sofort  klar,  da» 
eine  in  diesen  erfolgte  Ausführung  nicht  den  Intentionen  des 
deutschen  Gesetzes  entspricht.  Unsere  in  der  Türkei,  in  Persien 
und  in  China  lebenden  Landsleute  stehen  uns  als  Personen 
nahe;  dagegen  hat  das  Territorium,  in  welchem  sie  leben,  und 
seine  Industrie  für  das  Deutsche  ßeich  nicht  mehr  Interesse,  als 
es  bei  anderen  fremden  Ländern  der  Fall  ist."  Anders,  deduziit 
der  Verf.,  bei  den  Schutzgebieten.  „Man  will  seine  Handels- 
beziehungen mit  jenen  Gebieten  sichern  und  erweitern,  sein  Ab- 
satzgebiet vermehren,  seinen  Angehörigen  die  Möglichkeit  ge- 
währen, ihre  Kräfte  und  ihre  Kapitalien  auch  im  Auslande  unter 
dem  Schutze  des  Deutschen  Reiches  zu  verwerthen.  Wir  haben 
also  aus  nationalen  Rücksichten  ein  Interesse  an  dem  Gedeihen 
unserer  Schutzgebiete  und  machen  auch  in  Bethätigung  dieses 
Interesses  finanzielle  und  militärische  Aufwendungen.  Da  dem- 
nach in  den  Schutzgebieten  Territorien  vorliegen,  an  deren  wirth- 
schaftlichem  Ergehen  Deutschland  lebhaft  interessirt  ist,  so  ist 
die  Voraussetzung  für  die  Geltung  des  Patentgesetzes  in  diesen 
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liändern  vorhanden."    In  seinem  Kommentar  zum  Patentgesetze ^ 
vertrat  Seligsohn  noch  in  Uebereinstimmung  mit  Stephan  ^°  die 
Meinung,   dass   in   den   Schutzgebieten  der  deutsche  Erfindungs- 
schutz nicht  gelte,  weil  diese  Gebiete  im  staatsrechtlichen  Sinne 
.    als  „Ausland"  anzusehen  seien.     Er  unterwirft  daher  jetzt,  wohl 
r    unter  stillschweigender  Bezugnahme  auf  Meyer  ^^,  das  Wort  „In- 
-    land",   so  oft  es  in  dem  Patentgesetze   vorkommt,   einer  begriff- 
,    liehen  Analyse,  und  unterscheidet  die  Fälle,  in  denen  vom  „In- 
r-   lande"    als    von  dem  Geltungsgebiete  des  Gesetzes  und  die,   wo 
vom    „Inlande"     als    gleichbedeutend     mit    dem     „Gebiete     des 
Deutschen   Reiches"    gesprochen   wird.      So   kommt   er  zu   dem 
Ergebnisse,    dass    das    Wort    „Inland"    in    den   §§   2,    5   u.   11 
Paten t-G.  im   ersteren  Sinne,   im  §  12   aber  im  letzteren  Sinne 
aufzufassen  sei.      Um   bei  der  letzterwähnten   Bestimmung   einen 
Augenblick    zu   verweilen,    so    kommt   Seligsohn   also   zu   dem 
Schlüsse,    dass    ein   in   einem   Schutzgebiete   wohnender   Patent- 
anmelder im  (europäischen)  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  einen 
Vertreter  bestellen  müsse,  weil  die  ratio  legis  in  der  räumlichen 
Entfernung    des   Anmelders    vom   Sitze   des   Patentamts  liege. 
Hier   weicht   er  von  der  Auffassung  Meyer's^^   ab,  welcher  der 
Meinung  ist,  dass  ein  in  den  Schutzgebieten  wohnhafter  Anmelder 
keinen  Vertreter  im  Reichsgebiete  zu  bestellen  brauche. 

Indem  Seligsohn  aber  nur  dem  Worte  „Inland",  wo  es  im 
Patentgesetze  vorkommt,  Beachtung  schenkte,  hat  er  die  höchst 
wichtige  Bestimmung  in  §  9  an  dieser  Stelle  nicht  gewürdigt, 
wonach  ein  Patent  erlischt,  wenn  die  Gebühren  nicht  rechtzeitig 
bei  der  Kasse  des  Patentamts  oder  zur  Ueberweisung  an  die- 
selbe bei  einer  Postanstalt  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches 


»  1892,  S.  4. 

*^  Kommentar  zum  Patentgesetz.    Anm.  zu  §   12,    auch   noch  in  der 
vierten  Auflage  1897,  S.  46. 
"  A.  a.  0.  S.  90  u.  99. 
»5  A.  a.  0.  S.  102  i.  f. 
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eingezahlt  sind.  In  seinem  Kommentar^'*  bemerkt  Seliosohn  aus- 
drücklich, dass  ein  deutsches  Postamt,  welches  ausserhalb  des 
Reichsgebietes  liegt,  hiernach  nicht  in  Frage  komme.  Das  lässt 
sich  auch  jetzt  kaum  leugnen,  stört  aber  doch  wohl  die  Har- 
monie der  Auffassung  derjenigen,  welche  (wie  Meyer)  den 
Patentschutz  in  den  Schutzgebieten  gelten  lassen  wollen,  ohne 
dass  der  Patentinhaber  im  Reichsgebiete  einen  Vertreter  zu  be- 
stellen nöthig  haben  solle. 

Seligsohn  kommt  dann  noch  aus  dem  Gesichtspunkte  des 
„direkten  nationalen  Interesses  an  dem  Aufblühen  unserer  In- 
dustrie" in  den  Schutzgebieten  zu  dem  Ergebnisse,  dass  auch 
die  beiden  Musterschutzgesetze  zwar  in  diesen,  nicht  aber  in 
den  Konsulargerichtsbezirken,  dass  aber  endlich  das  Waaren- 
zeichengesetz  und  das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbs  nicht  nur  dort,  sondern  auch  hier  gelten.  Letzteres 
Resultat  sei  auch  innerlich  gerechtfertigt,  weil  diese  Gesetze  ja 
vorwiegend  dem  an  Oertlichkeiten  nicht  gebundenen  „Handel, 
nicht  aber  ebenso  der  territorial  beschränkten  „Industrie"  zu 
Gute  kommen. 

Was  bei  diesen  Ausführungen  Seligsohn's  zunächst  auf- 
fällt, ist  die  Zusammenstellung  der  fünf  genannten  Gesetze, 
welche  ja  allerdings  das  nämliche  Ziel:  Beförderung  des  legitinoen 
gewerblichen  Verkehrs  und  des  Handelsverkehrs  im  Auge  haben, 
im  üebrigen  aber  wesentliche  innere  Unterschiede  zeigen.  Vor- 
weg ist  zu  bemerken,  dass  die  Frage,  ob  das  Gesetz  zur  Be- 
kämpfung des  unlauteren  Wettbewerbs  in  den  Schutzgebiete! 
gilt,  Schwierigkeiten  kaum  bereitet.  Denn  dieses  Reichsgeset 
enthält  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts  und  des  Stra^ 
rechts  und  weist  die  Feststellung  der  erforderlichen  Thatbeständ 
nebst  den  an  diese  geknüpften  Folgen,  d.  i.  die  Rechtsverwirk 
lichung,   keinen  anderen  Behörden   als  den  ordentlichen  66 


>»  A.  a.  0.  S.  95  Anm.  10»». 
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richten  zu.  Da  nun  nach  dem  oben  citirten  §  2  Schutz- 
gebiets-G.  das  bürgerliche  Recht,  das  Strafrecht  und  das 
gerichtliche  Verfahren,  einschliesslich  der  Gerichts- 
verfassung, sich  mit  einer,  bei  der  Beantwortung  der  vor- 
liegenden Frage  irrelevanten  Modifikation  in  den  Schutzgebieten 
nach  §§  3 — 42  Konsulargerich tsbarkeits-G.  richtet,  dieses  aber 
einerseits  die  unwiderlegliche  Rechtsvermuthung  (nicht  Fiktion) 
aufstellt,  dass  in  den  Konsulargerichtsbezirken  hinsichtlich  des 
bürgerlichen  und  des  Strafrechts  die  Reichsgesetze  gelten,  und 
andererseits  die  Anwendung  der  Civilprozessordnung  und  der 
Strafprozessordnung  vorschreibt,  so  ergiebt  sich,  dass  das  Gesetz 
zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  in  den  Schutz- 
gebieten volle  Geltung  hat,  selbstredend  stets  vorausgesetzt,  dass 
eine  Kaiserliche  Verordnung  ergangen  ist,  welche  das  Inkraft- 
treten des  ganzen  §  2  Schutzgebiets -G.  festgesetzt  hat.  Diese 
Voraussetzung  triflft  aber  jetzt  bezüglich  sämmtlicher  deutschen 
Schutzgebiete  zu.  Unter  diesen  Umständen  muss  unter  „Inland" 
im  Sinne  dieses  Gesetzes  auch  jedes  Schutzgebiet  verstanden 
werden,  falls  nicht  erhellt,  dass,  wo  das  Gesetz  vom  „Inlande" 
spricht,  nur  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  verstanden  werden 
soll,  wie  es  in  Art.  1  R.-V.  definirt^*  ist.  An  zwei  Stellen  des 
Gesetzes  wird  vom  Inlande  gesprochen.  Die  wichtigere  des  §  16 
umschreibt  den  Kreis  der  Personen,  welchen  die  Rechtsbehelfe 
des  deutschen  Gesetzes  zu  Gute  kommen  sollen.  Die  Bestimmung 
lautet:  „Wer  im  Inlande  eine  Hauptniederlassung  nicht  besitzt, 
hat  auf  den  Schutz  dieses  Gesetzes  nur  insoweit  Anspruch,  als  in 
dem  Staate,  in  welchem  seine  Hauptniederlassung  sich  befindet, 
nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung 
deutsche  Gewerbetreibende  einen  entsprechenden  Schutz  ge- 
messen." Nach  den  Motiven  hat  diese  Bestimmung  die  auch  leicht 
erkennbare   Bedeutung,    „Ausländern"  nicht   ohne  Nachweis  der 

^*  Dass  dazu  nunmehr  auch  Elsass-Lothriugen  und  die  Insel  Helgoland 
gehören,  braucht  in  dieser  Zeitschrift  kaum  besonders  gesagt  zu  werden. 
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verbürgten  Gegenseitigkeit  in  ihrem  Heimathstaate  den  Schutz  des 
deutschen  Gesetzes  zukommen  zu  lassen.  Es  handelt  sich  also  an 
eine  staatsrechtliche  ßeziprozitätsklausel.  Die  logische  Interpreta- 
tion lässt  daher  nur  das  Ergebniss  zu,  dass  unter  „Staat"  in  diesem 
Sinne  ausschliesslich  ein  Gemeinwesen  verstanden  werden  soll,  auf 
welches  der  deutsche  Gesetzgeber  keinen  legislatorischen  Ein- 
fluss  hat.  Gerade  das  Umgekehrte  ist  aber  bei  den  deutschen 
Schutzgebieten  der  Fall,  denn  hier  hat  der  deutsche  Gesetzgeber 
ausschliesslich  Einfiuss.  Es  ergiebt  sich  mithin,  dass  der 
§  16  1.  c.  bei  der  Frage  des  Verhältnisses  zwischen  den  Schutz- 
gebieten und  dem  Keichsgebiet  überhaupt  ausscheidet  und  eine 
Bedeutung  nur  hat  für  das  Verhältniss  zwischen  dem  Reichs- 
gebiet und  den  Schutzgebieten  einerseits  und  den  staatlich 
organisirten  Gebieten  des  Auslandes  andererseits. 

Die  zweite  Stelle,  an  welcher  das  Gesetz  vom  „Inlande" 
spricht  (§  2),  bezieht  sich  lediglich  auf  die  Frage  der  Zustän- 
digkeit des  Gerichts  im  Falle  der  Klage  wegen  unlauterer  Reklame 
aus  §  1  des  Gesetzes  und  hat  die  Feststellung,  dass  das  Gesetz 
in  den  Schutzgebieten  gilt,  zur  Voraussetzung,  kommt  also 
ebensowenig  für  die  Frage,  ob  das  Gesetz  in  den  Schutzgebieten 
gelte,  in  Betracht.  Nichtsdestoweniger  ist  ein  kurzes  Verweilen 
bei  dieser  Bestimmung  des  Gesetzes  wohl  angebracht,  weil  es 
die  Tragweite  der  prozessualen  Bestimmung  auf  die  materiellen 
Erfolge  des  ganzen  Gesetzes  erkennen  lässt,  soweit  es  sich  um 
die  Schutzgebiete  handelt.  Durch  §  2  1.  c.  hat  ein  ausschliess- 
licher Gerichtsstand  für  die  wegen  unlauterer  Reklame  belangtet 
Personen  geschaflfen  werden  sollen.  Es  wird  daher  bestimmt,  das-* 
der  Beklagte  vor  dem  Gericht  zu  belangen  sei,  in  welchem  e: 
seine    gewerbliche   Niederlassung^*^   oder    in    Ermangelung   eine 


^^  Hier  wird  nicht  etwa  die  „Hauptoiederlassung"  erfordert,  vielmeb 
geuügt  eiue  Zweiguiederlassung.  Vgl.  Notiz  in  der  Deutschen  Juristeii 
Zeitung  1899,  S.  421  No.  54  über  das  Urtheil  des  Reichsgerichts  II  llO/l^ 
vom  19.  Mai  1899. 
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-  solchen   seinen  Wohnsitz  hat.     „Für  Personen   —   so   heisst   es 

-  weiter  — ,  welche  im  Inlande  weder  eine  gewerbliche  Nieder- 
-'■'-  lassung  noch  einen  Wohnsitz  haben,  ist  ausschliesslich  zuständig 
i:  das  Gericht  des  inländischen  Aufenthaltsortes  oder,  wenn  ein 
K  solcher  nicht  bekannt  ist,  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  die 
:v    Handlung  begangen  ist."     Nehmen  wir   nun   an,   der  Kaufmann 

X,  welcher  in  Kiautschou  seine  gewerbhche  Niederlassung  hat, 
^  macht  sich  in  Hamburg  der  unlauteren  Reklame  schuldig:  wo 
.  muss  ihn  der  Berliner  Konkurrent  belangen?  Da  Kiautschou 
als  Inland  im  Sinne  des  Gesetzes  anzusehen  ist,  so  ist  das  zu- 
ständige Gericht  auch  dort,  und  der  Berliner  Kläger  muss  sich 
dorthin  wenden.  Wäre  das  nicht  der  Fall,  so  wäre  der  Hamburger 
Gerichtsstand  gegeben,  was  für  den  Berliner  weit  bequemer  wäre. 
Ja,  man  darf  wohl  sagen,  in  vielen  Fällen  wird  diese  Ordnung 
des  Gerichtsstandes  zu  einem  Verzicht  auf  das  Klagerecht  nö- 
thigen.  Niemand  wird  sich  auf  solche  Entfernungen  gern  in  ge- 
richtliche Streitigkeiten  einlassen.  Nichtsdestoweniger  ist  das 
Ergebniss  nicht  befremdend,  denn  die  Absicht  des  Gesetzgebers 
ging  dahin,  sämmtliche  gleichartigen  Klagen  vor  ein  Forum  zu 
ziehen,  und  was  dem  Gewerbetreibenden  in  Bremen  recht  ist,  ist 
dem  Gewerbetreibenden  in  Kiautschou  billig. 

Gilt  diese  Beweisführung  auch  für  die  Konsulargerichts- 
bezirke?  Die  Frage  ist  zu  bejahen.  Die  Jurisdiktion  der  Konsul- 
Richter  ist  zwar  nur  auf  bestimmte  Personen  —  Reichsangehörige 
und  Schutzgenossen  ^^ —  beschränkt,  aber  immerhin  an  das  terri- 
torialeGebiet  geknüpft,  welches  den  Konsulargerichtsbezirk  bildet. 


^*  Nach  der  Allgemeinen  Dienstinstruktion  für  die  Konsuln  des  Deutschen 
Reiches  vom  6.  Juni  1871  (Nachtrag  vom  22.  Febr.  1873)  sind  unter  Schutz- 
genossen die  Staatsangehörigen  Oesterreichs ,  Ungarns ,  der  Schweiz  und 
Luxemburgs  zu  verstehen  in  Bezirken,  wo  diese  keine  eigene  Konsularvertre- 
tung  haben,  und  bezüglich  der  Luxemburger  nur  in  Bezirken,  wo  auch  ein 
niederländischer  Beamter  nicht  anwesend  ist.  Vgl.  von  König,  Handbuch 
S.  18  und  Instruktion  vom  10.  Sept.  1879  §  1  (Centralbl.  f.  d.  Deutsche 
Reich  S.  575). 
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und  entbehrt  somit  nicht  des  territorialen  Substrates,  welches  nt 
dem  Begriff  des  „Inlandes"  zu  denken  ist.  Insofern  die  Jurifr 
diktion  der  Konsul-ßichter  reicht,  bildet  also  die  ihr  unterliegend 
ideale  Gemeinschaft  von  Personen  einen  „Staat"  im  fremdet 
Staat  und  ist  in  den  vorgesehenen  Fällen  nicht  von  der  Gesetz- 
gebung des  letzteren  betroflfen.  Durch  diese  Srwägung  fiSt 
wiederum  die  Bedeutung  des  §  16  1.  c.  für  unsere  JFrage  hioweg, 
und  die  sich  aus  §  2  1.  c.  ergebenden  Folgerungen  sind  keine 
anderen  als  die  soeben  bezüglich  der  Schutzgebiete  dargelegtes. 
Wer  also  im  Konsulargerichtsbezirk  Shanghai  eine  gewerbhche 
Niederlassung  hat  und  in  Hamburg  sich  der  unlauteren  Rekhme 
schuldig  macht,  muss  von  dem  Berliner  Konkurrenten  auch  be 
dem  Konsulargericht  in  Shanghai  belangt  werden. 

Dass  das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs 
in  den  Konsulargerichtsbezirken  und  in  den  Schutzgebieten  Gel- 
tung habe,  wird  auch  von  allen  Kommentatoren  ^^  (mit  einer  Axis- 
nähme  Lobe  S.  130)  angenommen,  und  wir  befinden  uns  auch  in 
diesem  Falle  in  Uebereinstimmung  mit  Seligsohn.  Anden 
liegt  das  Verhältniss  schon  bezüglich  der  Frage,  ob  auch  das 
Gesetz  betr.  den  Schutz  der  Muster  und  Modelle  vom  11.  Jan. 
1876  in  den  Schutzgebieten  und  in  den  Konsulargerichtsbezirken 
Geltung  habe.  Seligsohn  verneint  diese  Frage  für  die  letzteren 
Bezirke,  wir  kommen  dagegen  auch  bezügHch  dieser  zur  Bejahung. 

Das  Muster-  und  Modellrecht  gehört  theils  dem  bürgerlicbeu 
Rechte,  theils  dem  Strafrechte  an,  aber  es  hat  noch  einen  weiteren 
Bestandtheil,  welcher  dem  öffentlichen  Rechte  angehört.  Dass 
der  Gesetzgeber  des  Deutschen  Reiches  die  Gesetze  zum  Schutze 
des  geistigen  Eigenthums,  zu  welchen  das  Musterschutzgesetz  zu 
rechnen,  und  die  Gesetze  betr.  die  Erfindungspatente  nicht  aus- 
schliesslich zum  „Bürgerlichen  Rechte"  zählt,  erhellt  aus  folgender 
Thatsache.     In  Art.  4  R.-V.  werden  als  der  Gesetzgebung  des 

'*  Vgl.  z.  B.  Finger  8.  340  Anm.  3  und  die  dort  angegebene  Literatur, 
und  Müller,  2./3.  Aufl.  S.  210. 
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-  Reichs  unterliegend  u.  a.  in  Ziff.  5  und  6  die  Erfindungspatente 
und     der    Schutz    des    geistigen    Eigenthums     erwähnt.      Unter 

-  Ziff.  13  war  ferner  ursprünglich  das  Reich  für  zuständig  erklärt 
'    „für  die   gemeinsame   Gesetzgebung  über  das  Obligationenrecht, 

-  Strafrecht,  Handels-  und  Wechselrecht  und  das  gerichtliche 
^  Verfahren".  Diese  Ziff.  13  hat  aber  durch  Gesetz  vom  20.  Dez. 
^-i'   1873  die  Fassung  erhalten:  „Die  gemeinsame  Gesetzgebung  über 

-  das  gesammte  bürgerliche  Recht,  das  Strafrecht  und  das  gericht- 
'z  liehe  Verfahren."  Trotzdem  somit  Ziff.  13  das  gesammte 
?  bürgerliche  Recht  umfasst,  Hess  man  dennoch  die  Ziff.  5  und  6 
::  bestehen  und  gab  somit  zu  erkennen,  dass  die  Gesetzgebung  über 
;   die  dort  bezeichneten  Materien  nicht  zu  der  über  das  bürgerliche 

Recht  gehört. 

In  dem  Punkte ,  welchen  wir  jetzt  zu  besprechen  haben, 
unterscheidet  sich  das  Muster-  und  Modellgesetz  grundsätzlich 
von  dem  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs 
und  bildet  in  Gemeinschaft  mit  den  drei  noch  weiter  zu  be- 
handelnden Gesetzen,  dem  Patent-,  dem  Gebrauchsmuster-  und 
dem  Waarenzeichengesetze,  eine  besondere  Gruppe.  Die  Ent- 
stehung des  Rechtsschutzes  auf  ein  Muster  oder  Modell  im 
Sinne  des  genannten  Gesetzes  ist  nach  §  7  1.  c.  geknüpft  an  die 
Anmeldung  und  Niederlegung  des  Musters  bei  einer  bestimmten 
Behörde.  „Der  Urheber  eines  Musters  oder  Modells  —  so  heisst 
es  dort  —  geniesst  den  Schutz  gegen  Nachbildung  nur  dann, 
wenn  er  dasselbe  zur  Eintragung  in  das  Musterregister  angemeldet 
und  ein  Exemplar  oder  eine  Abbildung  des  Musters  bei  der 
mit  Führung  des  Musterregisters  beauftragten  Behörde  nieder- 
gelegt hat.  Die  Anmeldung  und  Niederlegung  muss  erfolgen, 
bevor  ein  nach  dem  Muster  oder  Modelle  gefertigtes  Erzeugniss 
verbreitet  wird."  Zu  beachten  ist  hier,  dass,  zum  Unterschied 
vom  Patent-,  Gebrauchsmuster-  und  Waarenzeichenrechte,  der 
musterrechtliche  Schutz  an  die  Anmeldung  und  nicht  erst  an 
die  Eintragung    oder   an    einen    anderen  rechtschaftenden  Akt 
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der  Musterbehörde  geknüpft  ist.  Diese  Behörde  wird  in  §  9 
bestimmt:  „Das  Musterregister  wird  von  den  mit  der  Führung 
der  Handelsregister  beauftragten  Gerichtsbehörden  geführt.  Der 
Urheber  hat  die  Anmeldung  und  Niederlegung  des  Musters  oder 
Modells  bei  der  Gerichtsbehörde  seiner  Hauptniederlassung^  und 
falls  er  eine  eingetragene  Firma  nicht  besitzt,  bei  der  betreffenden 
Gerichtsbehörde  seines  Wohnortes  zu  bewirken.  Urheber,  welche 
im  Inlande  weder  eine  Niederlassung  noch  einen  Wohnsitz  haben, 
müssen  die  Anmeldung  und  Niederlegung  bei  dem  Handelsgericht 
in  Leipzig  bewirken." 

Steht  es  nun  fest,  dass  aus  den  nämlichen  Gründen,  aos 
welchen  sich  die  Geltung  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  un- 
lauteren Wettbewerbs  in  den  Schutzgebieten  und  in  den  Konsular- 
gerichtsbezirken  ergab,  der  civilrechtliche  und  kriminelle  Inhalt 
des  Musterschutzgesetzes  in  eben  diesen  Gebieten  und  Bezirken 
gilt,  so  ergiebt  sich,  dass  unter  „Inland"  im  Sinne  der  vor- 
erwähnten Gesetzesbestimmung  auch  wiederum  diese  Territorien 
zu  verstehen  sind  und  dass  die  Möglichkeit  des  Musterschutzes 
in  diesen  ohne  Weiteres  gegeben  ist,  wenn  auch  in  ihnen  die 
Einrichtung  jener  Behörden  besteht,  bei  welchen  die  Anmeldung 
zu  erfolgen  hat.  Dies  ist  aber  der  Fall.  §  12  Abs.  2  Konsular- 
gerichtsbarkeits-G.  bestimmt:  „In  den  zu  der  streitigen  Ge- 
richtsbarkeit nicht  gehörenden  Angelegenheiten,  welche  in  den  in 
§  3  Abs.  1  bezeichneten  preussischen  Landestheilen  (sc.  in  welchen 
das  Preussische  Allgemeine  Landrecht  Gesetzeskraft  hat)  in  erster 
Instanz  zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  oder  der  Landgerichte 
gehören,  ist  der  Konsul  zuständig."  Da  nun  in  Preussen^®  übenll 
die  Amtsgerichte  für  die  Führung  der  Handelsregister  und  der 
Musterregister  zuständig  sind,  so  ist  in  den  Konsulargerichte- 
bezirken  für  die  Anmeldung  der  Muster  und  Modelle  der  Konsul 
die  gegebene  Behörde.    In  den  Schutzgebieten  tritt  gemäss  §  2  des 

^®  Ausführungsgesetz  zum  Gerichtsverfassungsgesetz  vom  24.  April  1878 
(G.-S.  S.  230)  §  25. 
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c  Gesetzes  vom  15.  März  1888  an  Stelle  des  Konsuls  der  vom  Reichs- 
k  kanzler  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  ermächtigte  Beamte. 
^  So  ist  es  auch  thatsächlich^^ 

^  Dieses  an  sich  klare  und  einfache  Ergebniss  wird  nun  aber 

^  darch  die  Bestimmung  des  §  16  Musterschutz-G.  wesentlich 
-:  modifizirt  und  so  wird  die  Materie  zu  einer  überaus  ver- 
,:  wickelten  und  der  heutigen  Rechtslage  in  Betreff  der  Schutz- 
x  gebiete  nicht  mehr  entsprechenden.  §  16  schreibt  vor:  „Das 
-  gegenwärtige  Gesetz  findet  Anwendung  auf  alle  Muster  und  Mo- 
delle inländischer  Urheber,  sofern  die  nach  den  Mustern  oder 
,r%  Modellen  hergestellten  Erzeugnisse  im  Inlande  verfertigt  sind, 
T  gleichviel,  ob  dieselben  im  Inlande  oder  Auslande  verbreitet  werden. 

.,,'  Wenn    ausländische    Urheber   im   Gebiete    des    Deutschen 

ii  - 

r-   Reiches  ihre  gewerbliche  Niederlassung  haben,  so  geniessen  sie 
^j;  für   die    im    Inlande    verfertigten  Erzeugnisse    den   Schutz  des 
.  gegenwärtigen    Gesetzes.     Im  Uebrigen  richtet  sich   der   Schutz 
r,  der    ausländischen    Urheber    nach    den    bestehenden    Staats- 
_.    vertragen.*^     In  diesen  wenigen  Worten  werden  wiederholt   zwei 
.    verschiedenartige  Gegensätze  gegenübergestellt,   welche  das  Ver- 
,    ständniss   erschweren.     Einmal  wird   von   inländischen   und    aus- 
ländischen  Urhebern    gesprochen    und   zwar  nicht  im  Sinne  des 
,    territorialen    Gegensatzes   vom  Inland  und  Ausland,   sondern 
im  Sinne  des  Gegensatzes  der  Angehörigkeit  zum  Deutschen 
Reiche    und  zum  Auslande.      Zum  Andern  wird    allerdings    das 
Ausland  in  territorialem  Sinne  dem  Inland  gegenübergestellt.  Aber 
auch  hiermit  nicht  genug,  es  wird  das  Gebiet  des  Deutschen 
Reiches  neben  dem  Inland  genannt  und  dem  Ausland   gegen- 
übergestellt. —   So    lange   wir  keine  Schutzgebiete  hatten,    und 
dieses  Gesetz  ist  vor  der  Zeit  der  Erwerbung  solcher  verabschiedet, 
hatte  die  Beschränkung  auf  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches 
im   Gegensatze  zum  Auslande   einen   guten    Sinn,    indem    damit 


»»  Vgl.  VON  König,  Handbuch  S.  231  f. 
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zweifelsohne  zu  erkennen  gegeben  war,  dass  die  Konsulargericliti- 
bezirke  insoweit  nicht  in  Frage  kommen  sollten.  Seitdem  Sft 
deutschen  Schutzgebiete  aber  dem  Deutschen  Reiche,  wenn  aud 
nicht  „eingegliedert",  so  doch  „angegliedert"  ^®  sind,  seitdem  sie 
„Pertinenzen"  ^^  des  Deutschen  Reiches  geworden  oder  dl 
„zweites"  Inland  neben  dem  Hauptinland  im  Gegensatze  um 
Ausland  darstellend^  —  seitdem  führt  diese  GesetzesbestimmuDi 
zu  einem  innerlich  widerspruchsvollen  Resultate,  wie  sofort  ge 
zeigt  werden  solP^.  Die  Voraussetzungen  des  Musterschutzes  mi 
jedenfalls  nicht  erschöpft  mit  der  Anmeldung  und  Hinterlegui; 
des  Musters  bei  der  Registerbehörde,  vielmehr  wird  nach  §  16  zb- 
nächst  noch  erfordert,  dass  die  nach  den  Mustern  und  Modella 
hergestellten  Erzeugnisse  im  In  lande  hergestellt  sein  müssen. 
Sind  nun  unsere  Schutzgebiete  im  Sinne  des  Geltungsgebietes 
des  Gesetzes  „Inland",  so  ergiebt  sich,  dass  die  in  Kiautschoo 
hergestellten  Erzeugnisse  den  Musterschutz  zu  begründen  geeignet 
sind.  Allein  das  Gesetz  verlangt  weiter,  dass  der  Urheber  ent- 
weder Inländer,  d.  h.  deutscher  Reichsangehöriger**  ist,  oder  dass 
er,  wenn  Ausländer,  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  seine 
gewerbliche  Niederlassung  habe.  Dass  zu  den  Inländern  die  ge- 
mäss §  6  Schutzgebiets- G.  naturalisirten  Ausländer  gehören,  ht- 
darf  keiner  Ausführung.  Aber  die  Schutzgenossen  in  unseres 
Schutzgebieten,  und  dies  sind  in  den  letzteren  die  dort  angesessenen 
Angehörigen  aller  fremden  civilisirten  Nationen*^,  gemessen  tk 
solche  nicht  den  Schutz  der  Reichsangehörigen,  ausser  wenn  sie 

-<^  So  Zorn,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  2.  Aufl.   Bd.  I  S.  578 
Anni.  27. 

2^  So  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  3.  Aufl.  1895,  Bd.  I 

S.  755. 

22  Zorn  a.  a.  0.  S.  577  ft". 

-^  Vgl.  übrigens  hierzu  die  Bemerkung  VON  Bar's  in  Theorie  und  Pmii 
des  internationalen  Privatrechts,  2.  Aufl.  1889,  Bd.  II  S.  270  Anm.  16. 

-*  Vgl.  auch  Dambach,  Das  Musterschutzgesetz  1876,  S.  77 ff. 

2^  So  Laband  a.  a.  0.  S.  758. 
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rjihre   gewerbliche  Niederlassung   im   Gebiete  des  Deutschen 
V Reiches  haben.     Ein  Luxemburger  also,  welcher  in  Kiautschou 
;. seine  Hauptniederlassung  und  seinen  Wohnsitz  hat,   auch   seine 
j,  Muster    bei    der    dortigen    Gerichtsbehörde    ordnungsmässig   an- 
_,  gemeldet  und  hinterlegt  und  die  danach  hergestellten  Erzeugnisse 
,^.  in    Berlin    hat    verfertigen    lassen,    geniesst   thatsächlich   keinen 
.Musterschutz,  wenn  er  nicht  auch  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reiches  noch  eine  Niederlassung  hat.    Man  sollte  meinen,  dass 
dieses  Ergebniss  mit  dem  Grundgedanken,  die  Schutzgebiete  dem 
Inlande  gleichzustellen,  sich  nicht  mehr  verträgt.  Was  hier  für  den 
Luxemburger  gesagt  ist,  gilt  natürlich  ebenso  für  den  Engländer, 
,  Franzosen,    Russen   u.  s.  w.     Dennoch  ist    die  Anmeldung    der 
Muster   bei  der  Behörde    in  Kiautschou   auch  für  diese  Staats- 
angehörigen nicht  nur  von  platonischer  Bedeutung,  sondern  kann 
sehr  wesentlich  sein.     Dies  dann,   wenn   der  Luxemburger  zwar 
nicht  zur  Zeit  der  Anmeldung,  wohl  aber  später,  jedenfalls  frei- 
lich vor  der  Verbreitung  der  nach  dem  hinterlegten  Muster  her 
gestellten  Erzeugnisse  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  auch 
eine  gewerbliche  Niederlassung  erwirbt.    In  diesem  Falle  kommt 
ihm    die    Priorität    seiner  Anmeldung   in  Kiautschou   gegenüber 
allen    späteren    Anmeldungen    auch    im    Gebiete    des  Deutschen 
Reiches  zu  Statten.     Ganz  das  Nämliche  gilt  für  die  Konsular- 
gerichtsbezirke,    nur  hier  mit  dem  Unterschiede,    dass   die  Ver- 
fertigung der  nach  dem  Muster  hergestellten  Erzeugnisse  im  In- 
land, d.  h.  hier  im  Sinne  des  Gesetzes,  wie  sich  aus  den  Ver- 
handlungen ergiebt,  welche  zu  diesem  geführt  haben,  im  Gebiete 
des  Deutschen  Reiches  und  nunmehr  auch  im  Gebiete  der  diesem 
insoweit   gleichgestellten  Kolonien    erfolgt  sein  muss.     Wer  also 
als  Reichsangehöriger  im  Konsulargerichtsbezirk  Shanghai  wohnt, 
dort  seine  Muster  beim  Musterregister   des  Konsuls  angemeldet 
hat,  geniesst  keinen  Schutz,  wenn  er  die  nach   dem  Muster   ver- 
fertigten Erzeugnisse  nicht  im  Reichsgebiete  oder  in  einem  Schutz- 
gebiete hat  herstellen   lassen.     Für    den   Nichtreichsangehörigen, 
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gleichviel  ob  er  Schutzgenosse  ist  oder  nicht,  entsteht  dieser 
Schutz  ausserdem  nur  dann,  wenn  er  im  europäischen  Gebiete 
des  Deutschen  Reiches  eine  gewerbliche  Niederlassung  hat.  Dieser 
Satz  erfahrt  aber,  soweit  es  sich  um  die  Nichtreichsangehörig^ 
handelt,  eine  äusserst  wichtige  Durchbrechung  in  Folge  der  Ver- 
träge, welche  das  Deutsche  Reich  mit  einer  Reihe  von  Staaten 
in  Betreff  des  Muster-  und  Modellschutzes  abgeschlossen  hat 
Es  kommen  hier  in  Betracht  die  Verträge 

a)  mit  Belgien  vom  12.  Dez.  1883  (R.-G.-Bl.  1884  S.  188), 

b)  mit  Oesterreich-Ungarn  vom  6.  Dez.  1891  (R.-G.-B1.S.289), 

c)  mit  Italien  vom  18.  Jan.  1892  (R.-G.-Bl.  S.  293), 

d)  mit    der    Schweiz    vom    13.   April   1892  (R.-G.-Bl.  1894 
S.  511), 

e)  mit  Serbien  vom  21./9.  Aug.  1892  (R.-G.-Bl.  1893  S.  317). 

f)  mit  Japan  vom  4.  April  1896  (R.-G.-Bl.  S.  722). 

In  diesen  sämmtlichen  Verträgen  werden  den  „Angehörigen 
des   einen   der   vertragschliessenden  Theile   in  den  Gebieten  des 
andern  in  Bezug  auf   den  Schutz  von  Mustern  dieselben  Rechte 
wie    den    eigenen  Angehörigen"   zugesichert.     Die  Beantwortung 
der  Frage,  ob  hiernach  ein  Oesterreicher,  ein  Ungar,  Schweizer, 
Belgier,  Italiener,  Japaner  oder  Serbe  in  Kiautschou  die  nämlichen 
Rechte   geniesst   wie   ein   Preusse   oder  Bayer,    ob  also  die  An- 
gehörigen dieser  Nationen,   wenn  sie  in  Kiautschou  ihre  Muster 
angemeldet  und  hinterlegt  und  die  danach  hergestellten  Ei-zeugnisse 
dort  oder  in  einem  anderen  Schutzgebiete  oder  im  europäischen 
Reichsgebiete  haben  verfertigen  lassen,  nicht  noch  zur  Aktivimng 
des    Schutzes    eine    gewerbliche   Niederlassung   im    „Gebiete  des 
Deutschen  Reiches"    haben  müssen,   hängt  zunächst  von  der  Be- 
antwortung  der    allgemeinen   Frage   ab,    ob    diese  Verträge  des 
Deutschen  Reiches  als  auch   für  die  Schutzgebiete  abgeschlossen 
gelten.     Diese    Frage    ist    aber    unbedingt   zu  verneinen**.     Die 
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Vgl.  Zorn  a.  a.  0.  S.  579. 
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Fassung  der  Verträge  wie  auch  andere  sofort  anzustellende  Er- 
wägungen lassen  keinen  Zweifel  darüber,  dass  die  Verträge  ledig- 
lich  für  die  Territorien    der    betheiligten    Staaten   abgeschlossen 
sind,  soweit  sie  verfassungsmässig  zu  den  entsprechenden  Staaten 
gehören.     Wäre    es    anders    gewesen,    so    hätten    die    mit    dem 
Deutschen  Reiche  in  Vertragsverhältniss  tretenden  Staaten  einen 
völkerrechtlichen  Anspruch  darauf,  dass  der  Inhalt  der  Verträge 
auch  für  ihre  Angehörigen  in  den  Schutzgebieten  Geltung  haben 
solle.     Damit   hätte    der    deutsche    Kaiser    die    völkerrechtliche 
Verpflichtung  übernommen,  gleichzeitig  mit  dem  Inkrafttreten 
der  Verträge   im   Deutschen   Reiche    auch   das  Inkrafttreten  des 
Vertragsinhalts    in    sämmtlichen    Schutzgebieten    gemäss    §   2 
Schutzgebiets-G.  durch  Kaiserhche  Verordnung    zu   veranlassen, 
ulso    wo    möglich   zu   einem   früheren   Zeitpunkte,  als  er   in   den 
einzelnen  Schutzgebieten  ein  Inkrafttreten   des  übrigen  Reichs- 
rechtes, soweit  es  nach  diesem  §  2  in  Frage  kommt,  für  gelegen 
gehalten  hätte.     Können    somit    diese  Verträge    als  völkerrecht- 
liche Vereinbarungen    für    die    Schutzgebiete    nicht    in    Betracht 
kommen,   so   gilt  ihr  Inhalt   hier  aber  dennoch,    weil  dieser  zu- 
gleich   Reichsgesetz   geworden  ist.     Da  dieser  Inhalt   sich  auf 
das  bürgerliche  Recht   bezieht,    so   tritt  er  demnach  in  den  ein- 
zelnen Schutzgebieten  mit  dem  Augenblicke  in  Kraft,  in  welchem 
gemäss  §  2  1.  c.  eine  Kaiserliche  Verordnung  ergangen  ist.   Aus 
diesem  Grunde  haben  mithin  die  Angehörigen  der  vorgenannten 
Vertragsstaaten    auch    in  Kiautschou  das   Recht   der  Deutschen, 
und  desshalb  brauchen  sie  nicht  eine  gewerbliche  Niederlassung 
im  europäischen  Reichsgebiete   zu    haben,    um   ihr    im  üebrigen 
formell   bestehendes   Musterrecht   auch    thatsächlich   durchsetzen 
zu  können.     Dieser  Rechtszustand  stützt  sich  also  nicht  auf  die 
oben  citirte  Bestimmung  in  §  16  1.  c,  wonach  sich  der  Schutz  der 
ausländischen  Urheber  nach  den  bestehenden  Staatsverträgen 
bestimmt.     Aber  die  Thatsache,  dass  der  Inhalt  der  letzteren  auch 
Reichsrecht  geworden  ist,    übt  ihre  Wirkung  auch  auf  die  Ge- 
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staltung  des  materiellen  Musterrechts  in  den  Kolonien  aus.  Die« 
Wirkung  geht  nun  nach  den  Verträgen  mit  Oesterreich-Üngara. 
Italien,  Serbien  und  der  Schweiz  —  also  mit  allen  genannt« 
Staaten  mit  Ausnahme  Belgiens  und  Japans  —  hinaus  über  die 
Angehörigen  dieser  Staaten.  Denn  diesen  Staatsangehörigem 
stehen  auch  diejenigen  Personen  gleich,  welche,  obwohl  nicht 
Angehörige  des  Vertragsstaates,  doch  in  ihnen  ihren  Wohnsiti 
oder  ihre  Hauptniederlassung  haben.  Danach  zieht  also  vob 
dem  Inhalte  der  Verträge  auch  der  Russe,  welcher  in  Serbia 
wohnt,  der  Franzose,  welcher  in  Italien  seine  Hauptniederlassnog 
hat,  u.  s.  w.  vollen  Nutzen.  Dieser  Nutzen  besteht  nun  nach  den 
Verträgen  (mit  Ausnahme  wiederum  Japans  und  Belgiens)  darin, 
dass  das  zeitliche  Vorrecht  (die  Priorität)  einer  Anmeldung  in 
einem  der  vertragschliessenden  Staaten  sich  nach  dem  Zeitpunkte 
der  früheren  Anmeldung  im  anderen  Vertragsstaate  bestimmt 
falls  die  spätere  Anmeldung  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  drei 
Monaten,  gerechnet  vom  Tage  der  früheren  Anmeldung  —  diesen 
Tag  nicht  mitgerechnet  — ,  erfolgt.  Ein  Beispiel  möge  dies» 
Verhältniss  besonders  klarstellen.  Hat  ein  Schweizer  am  I.Juni 
1898  bei  dem  eidgenössischen  Amte  in  Bern  ein  Muster  an- 
gemeldet, und  meldet  er  das  nämliche  Muster  bis  spätestens  zum 
1.  September  1898  bei  der  Behörde  in  Kiautschou  an,  so  wird 
diese  Anmeldung  so  angesehen,  als  habe  der  Schweizer  das 
Muster  auch  für  das  deutsche  Reichsgebiet  bereits  am  1.  Juni 
1898  angemeldet.  Er  hat  das  Vorrecht,  folgeweise  auch  das 
Verbietungsrecht  gegen  andere,  selbst  gegen  deutsche  Anmelder^ 
welche  dasselbe  Muster  nach  dem  1.  Juni  1898  bei  irgend  einem 
deutschen  Musterregister  oder  in  den  Schutzgebieten  oder  in  den 
Konsulargerichtsbezirken  angemeldet  haben.  Auf  die  hieraus  sich 
ergebende  M()glicbkeit  Inichst  schwieriger  Verwicklungen  der 
Rechtszustiuule  einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  Dagegen 
mag  noch  darauf  hingewiesen  werden,  dass  die  dreimonatlicbe 
Frist    unter  Umständen    sich    als    zu    kurz    erweisen  kann,    weil 
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Kriegswirren  oder  Stürme  es  nicht  gestatten,  die  Anmeldung 
innerhalb  drei  Monaten  zu  bewirken.  Man  nehme  an,  dass  der 
Schweizer  oder  auch  ein  Deutscher  seine  Hauptniederlassung  in 
Kiautschou  hat,  seine  Muster  also  rechtsgültig  nur  dort  anmelden 
kann,  die  Post  aus  Bern,  wo  er  sich  aufhält,  aus  den  genannten 
Gründen  höherer  Gewalt  aber  nicht  innerhalb  der  genannten 
Frist  nach  Kiautschou  gelangen  lassen  kann.  Nach  gegenwärtiger 
Rechtslage  ist  er  dann  auch  mit  seinem  zeitlichen  Vorrecht  aus- 
geschlossen. Allein  hier  könnte  durch  eine  Kaiserliche  Ver- 
ordnung geholfen  werden,  indem  durch  eine  solche  gemäss  §  3 
Ziff.  12  Schutzgebiets-Gr.  „die  Verlängerung  aller  zur  Geltend- 
machung von  Rechten  und  zur  Erfüllung  von  Pflichten  gesetzlich 
festgestellten  Fristen  angeordnet  werden  kann".  Sonach  könnte 
der  Kaiser  auch  die  dreimonatliche  Frist  der  Verträge  für  die 
verschiedenen  Schutzgebiete  je  nach  deren  Entfernung  beliebig 
verlängern.  Auch  in  einem  anderen  Punkte  könnte  eine  Kaiser- 
liche Verordnung  eingreifen,  insofern  anerkannt  wird,  dass  dem 
Kaiser  kraft  der  ihm  durch  §  1  Schutzgebiets- G.  übertragenen 
Schutzgewalt  allein  schon  die  Gesetzgebung  in  den  Schutzgebieten 
zusteht,  wenngleich  er  gewiss  sich  der  ordentlichen  Reichsgesetz- 
gebung bedienen  kann^^.  Es  fehlt  nämlich  bisher  die  Bildung 
von  Sachverständigenvereinen  für  die  Schutzgebiete,  wie  sie  §  14 
Musterschutz-G.  voraussetzt.  Denn  nach  dem  in  Bezug  genom- 
menen §  31  des  Gesetzes  betr.  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken 
u.  s.  w.  vom  11.  Juni  1870  sind  nur  „in  allen  Staaten"  des 
Deutschen  Reiches  Sachverständigenvereine  zu  bilden.  Der  üeber- 
tragung  der  Befugnisse  und  Pflichten  eines  Sachverständigen- 
vereins für  sämmtliche  Schutzgebiete  durch  Kaiserliche  Verordnung 
auf  den  preussischen  Sachverständigen  verein  würden  keinerlei  Be- 


•^  Vgl.  Laband  a.  a.  0.  S.  760  u.  758  gegen  Haenel,  Deutsches  Staats- 
recht 1892,  Bd.  I  S.  850.  Ferner  von  Stengel  im  Wörterbuch  des  Deutschen 
Verwaltungsrechts  1890,  Bd.  II  S.  436  und  I.  Ergänzungsband  1892,  S.  84, 
und  Meyer  a.  a.  0.  S.  124  ff. 
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denken  entgegenstehen,  vorausgesetzt,  dass  die  Bedürfnissfragen 
bejahen  wäre. 

Nicht  anders  wie  mit  dem  Musterregister  haben  die  RecbU- 
Verhältnisse  bezüglich  des  Markenregisters  in  den  Schutzgebi^ 
und  in  den  Konsulargerichtsbezirken  gelegen ,  solange  du 
Reichsgesetz  über  Markenschutz  vom  30.  Nov.  1874  (R.-G.-BL 
S.  143)  in  Kraft  war,  d.  i.  bis  zum  1.  Okt.  1894.  Nur  ▼» 
die  Rechtslage  weit  weniger  verwickelt  bezüglich  des  Markes- 
rechts  als  in  Betreff  des  Muster  rechts.  Um  die  gegenwärtige! 
Rechtsverhältnisse  zu  verstehen,  wie  sie  in  dem  uns  hier  inter- 
essirenden  Belange  durch  das  Gesetz  zum  Schutz  der  Waaren- 
bezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  (R.-G.-Bl.  S.  441)  geschaffen 
sind,  muss  auf  den  früheren  Rechtszustand  mit  einigen  BemerkuDges 
eingegangen  werden.  Vom  1.  Mai  1875  bis  zum  1.  Okt.  1894 
waren  von  dem  Konsul-Richter  bezw.  von  dem  dazu  ermächtigtes 
Gerichtsbeamten  in  den  Kolonien  neben  dem  Handelsregister  die 
Markenregister  zu  führen.  Auf  sie  trifft  insoweit  das  zu,  vas 
oben  in  Betreff  der  Musterregister  gesagt  ist.  Das  Markenrecbt 
knüpfte  sich  lediglich  an  die  eingetragene  Firma.  Nur  die  In- 
haber eingetragener  Firmen  waren  markenfähig  und  marken- 
berechtigt.  Die  Anmeldung  musste  bei  dem  Gericht  der  Haupt- 
niederlassung erfolgen  und  das  Zeichenrecht  galt  ausschliesslich 
für  den  Inhaber  derjenigen  Firma,  für  welche  die  erste  An- 
meldung bewirkt  war.  Der  §  20  Markenschutz- G.  vom  30.  Not. 
1874  bestimmte,  dass  Waarenzeichen  von  Gewerbetreibenden, 
welche  im  Inlande  eine  Handelsniederlassung  nicht  besitzen,  ein 
Markenrecht  nur  haben,  wenn  in  dem  Staate,  in  dem  ihre 
Niederlassung  sich  befindet,  nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  ent- 
haltenen Bekanntmachung  deutsche  Waarenzeichen  einen  Schutz 
gemessen.  Hier  war  also  wieder  nur  von  einem  Staate  die  Rede, 
in  welchem  die  deutsche  Gesetzgebung  ausgeschlossen  war.  Da 
diese  Voraussetzung  für  die  deutschen  Schutzgebiete  sowenig 
wie  für  die  Konsulargerichtsbezirke    zutraf,    so   schied  die  ganze 
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1  Bestimmung  für  die  Frage  aus,  ob  das  Gesetz  auf  die  Gewerbe- 
treibenden in  den  Schutzgebieten  überhaupt  und  auf  die  der 
.•  Konsulargerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen  Anwendung  finde, 
1  ebenso  wie  die  entsprechende  Bestimmung  in  dem  Gesetz  zur 
<£  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs.  Im  Uebrigen  barg 
t  das  Markenschutzgesetz  bürgerliches  Recht  und  Strafrecht  neben- 
einander und  hatte  sonach  in  den  Konsulargerichtsbezirken  wie 
t;  in  den  Schutzgebieten  gleichmässig  gesetzHche  Bedeutung  mit  der 
v?  Folge,  dass,  wenn  darin  (§§  13,  14)  von  inländischen  Pro- 
;  duzenten  oder  Handeltreibenden  gesprochen  wurde,  darunter  auch 
/  die  in  jenen  Gebieten  wohnhaften  Produzenten  oderHandeltreiben- 
^   den  verstanden  werden  mussten. 

Dieses  einfache  und  klare  Rechtsverhältniss  hat  sich  nun 
i  aber  durch  das  Waarenzeichengesetz  vom  12.  Mai  1894  erhebhch 
geändert.  Auch  dieses  Gesetz  enthält  zwar  gleich  dem  alten 
Markenschutzgesetze  Bestimmungen,  welche  lediglich  einen  Schutz 
des  Namens  und  der  Firma  bezwecken  und  diesen  Schutz  an 
keine  Anmeldung  oder  Eintragung  knüpfen  (§  14).  Ja  das  neue 
Gesetz  geht  weiter,  insofern  es  einen  Schutz  der  in  betheiligten 
Verkehrskreisen  als  Waarenkennzeichen  eines  bestimmten  Ge- 
werbetreibenden bekannten  Ausstattung  ohne  Anmeldung  und 
einen  Schutz  nicht  nur  der  öflentlichen  Wappen,  sondern  auch 
der  Namen  eines  Ortes,  einer  Gemeinde  oder  weiteren  Kom- 
munalverbandes (§§  15  u.  16)  kennt.  Das  Gesetz  enthält  ferner, 
ebenso  wie  das  alte,  Bestimmungen  des  bürgeriichen  und  des 
Strafrechts.  In  der  Hauptsache  enthält  es  aber  Bestimmungen 
öffentlich  rechtlicher  Natur,  welchen  ihre  Geltung  in  den  zur 
Frage  stehenden  Gebieten  solange  abzusprechen  ist,  als  sie  nicht 
kraft  Reichsgesetzes  oder  kraft  Kaiserlicher  Verordnung  auf  die 
Konsulargerichtsbezirke  bezw.  die  Schutzgebiete  für  anwendbar 
erklärt  sind.  Mit  dem  30.  Sept.  1894  nämlich  sind  die  neben  dem 
Handelsregister  geführten  Markenregister  geschlossen.  Seitdem 
müssen  sämmtliche  Waarenzeichen,  deren  Führung  übrigens  nicht 
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mehr  von  der  Firmenführung  abhängig  ist,  bei  dem  Kaiserlichen 
Patentamte  zu  Berlin  angemeldet  werden.    Das  Patentamt  unter- 
zieht jedes  Zeichen  einer  Prüfung  nach  bestimmten  Normen,  und 
erst  die  Eintragung  in  die  Zeichenrolle,  nicht  schon  wie  früher 
die   Anmeldung  zum  Markenregister,    gewährt  das  Recht  nach 
Maassgabe  des  Gesetzes.     Das  Patentamt  als  Centralbehörde  ßr 
Waarenzeicheneintragungen    ist  eine  lediglich  dem  öffentlichen 
Rechte  angehörende  Organisation,  deren  Rechtsakte  genau  so  wie 
die  der  ordentHchen  Gerichte  nur  unter  der  Voraussetzung  ober 
das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  in  die  Konsulargerichtsbezirke 
und  in  die  Schutzgebiete  hineinwirken  könnten,  wenn  die  Organi- 
sation   des  Amtes    selbst    für    diese  Gebiete   ebenso   in  Geltung 
stünde,  wie  dies  bezüglich  der  Organisation  der  ordentlichen  Ge- 
richte   der  Fall   ist.     Es    besteht  aber  keine  Bestimmung,  nach 
welcher    das   Kaiserliche  Patentamt  für  ein  anderes  Territorium 
wirken    soll,    als    für   das   Reichsgebiet.     Ebenso    fehlt  die  Ein- 
richtung einer  analogen  Behörde  etwa  für  die  Schutzgebiete  und 
die  Konsulargerichtsbezirke.  Eine  solche  Behörde  wäre  Angesichts 
der  Centralisation  des  Waarenzeichenrechts  im  Patentiimte  auch 
weder    angängig   noch    zweckmässig.     Die    Folge    der    hier  ver- 
tretenen Auffassung  ist  allerdings  eine  wenig  befriedigende.    Sie 
nöthigt  zu  der  Annahme,  dass  die  Inhaber  von  Geschäftsbetrieben 
in  den  Schutzgebieten  und  in  den  Konsulargerichtsbezirken  seit 
dem    1.  Okt.    1894   des   Zeichenschutzes   entratben.      Denn 
die  Eintragungen  in    den  alten  Markenregistern    haben  mit  dem 
30.  Sept.  1898  (§  24 1.  c.)  jede  Wirkung  verloren,  und  das  Patent- 
amt darf  für  diese  Geschäftsleute  nicht  in  Thätigkeit  treten,  weil 
seine  Zuständigkeit  an  sich  auf  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches 
beschränkt   und   auf  jene  Gebiete   nicht  ausgedehnt  ist.     Dieser 
Auffassung    darf  nicht   etwa  jene  Stelle  in  den  Motiven  (S.  19) 
zum  Entwurf   §  21    (Gesetz  §  23)  entgegengehalten    werden,  in 
welcher  es  heisst:   „Der  §  21  des  Entwurfs  findet  auf  die  deutschen 
Schutzgebiete  und  auf  diejenigen  auswärtigen  Bezirke,    in  denen 
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Reich  die  Konsulargerichtsbarkeit  ausübt,  keine  Anwendung. '^ 
Q  der  §  21  (23)  lautet:  „Wer  im  Inlande  eine  Niederlassung 
t  besitzt,  hat  auf  den  Schutz  dieses  Gesetzes  nur  Anspruch, 
1  in  dem  Staate,  in  welchem  seine  Niederlassung  sich  be- 
jt,  nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen  Bekannt- 
bung  deutsche  Waarenbezeichnungen  in  diesem  Umfange  wie 
idische  Waarenbezeichnungen  zum  gesetzlichen  Schutz  zu- 
5sen  werden."  Den  Inhalt  dieser  Bestimmung  kennen  wir 
bereits  aus  dem  alten  Markenschutzgesetz  und  aus  dem 
;tz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs,  und  wir 
n  gesehen,  dass  er  für  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  die 
itsbehelfe  des  Gesetzes  auf  die  Kolonien  und  die  Konsular- 
ihtsbezirke  Anwendung  finden,  völlig  ausscheidet.  Auch  die 
jre  Bemerkung  in  den  Motiven:  „Niederlassungen  in  den 
itzgebieten  und  Niederlassungen  von  Reichsangehörigen  oder 
itzgenossen  in  den  unserer  Konsulargerichtsbarkeit  unter- 
jnden  Bezirken  sind  im  Sinne  des  Entwurfs  als  inländische 
erlassungen  anzusehen",  hat  ihre  durchaus  zutreffende  Be- 
mg  für  das  Firmen-,  Wappen-,  Namens-  und  Ausstattungs- 
;  (§§  14,  15  1.  c).  Nur  hinsichtlich  des  Zeichenrechts  steht 
das  hier  dargelegte  Bedenken  entgegen.  Eine  Folgerung 
1,  dass  die  gesetzgebenden  Faktoren  einig  in  der  Auffassung 
sen  seien,  dass  das  Zeichenrecht  nach  dem  30.  Sept.  1898 
in  den  Kolonien  und  Konsulargerichtsbezirken  Geltung  habe, 
sich  daraus  nicht  unbedingt  ableiten.  Denn  sonst  hätte  die 
immung  des  §  22  sich  nicht  nur  auf  „Deutschland"  be- 
inken  dürfen.  §  22  lautet:  „Wenn  deutsche  Waaren  im  Aus- 
3  bei  der  Einfuhr  oder  Durchfuhr  der  Verpflichtung  unter- 
D,  eine  Bezeichnung  zu  tragen,  welche  ihre  deutsche  Her- 
:  erkennen  lässt,  oder  wenn  dieselben  bei  der  Zollabfertigung 
eziehung  auf  die  Waarenbezeichnungen  ungünstiger  als  die 
ren  anderer  Länder  behandelt  werden,  so  ist  der  Bundes- 
ermächtigt,   den  fremden  Waaren  bei  ihrem  Eingang  nach 
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Deutschland  zur  Einfuhr  oder  Durchfuhr  eine  entsprechende 
Auflage  zu  machen,  und  die  Beschlagnahme  und  Einziehung  d^ 
Waaren  erfolge.  Die  Beschlagnahme  erfolgt  durch  die  ZoU- 
und  Steuerbehörden,  die  Festsetzung  der  Einziehung  durch  Straf- 
bescheid der  Verwaltungsbehörden  (§  459  St.-P.-O.)."  Die  bundes- 
räthliche  Anordnung  erstreckt  sich  also  lediglich  auf  „Deutsch- 
land",  d.  i.  doch  das  deutsche  Reichsgebiet.  Die  Schutzgebiete 
dürfen  nicht  in  die  Retorsionsmaassregeln  einbegrififen  werden, 
wie  wohl  die  ratio  legis  bei  ihnen  und  mit  Rücksicht  auf  eng- 
lische  Merchandise  Act  von  1887,  welche  die  ganze  Bestimmung 
hervorgerufen  hat,  besonders  bei  ihnen  zutrifft.  Auch  die  Schutz- 
gebiete haben  ihr  eigenes  Finanz-  und  Zollwesen  *^,  für  sie  wäre 
also  auch  eine  entsprechende  Bestimmung  wohl  angezeigt  ge- 
wesen, wenn  man  etwa  an  die  Geltung  des  ganzen  Gesetzes  in 
diesen  Gebieten  gedacht  hätte.  Seligsohn  ist  früher^*  im  Gegen- 
satz zu  den  oben  mitgetheilten  Motiven  sogar  so  weit  gegangen, 
unter  Inland  im  Sinne  des  ebenfalls  mitgetheilten  §  23  1.  c.  nur 
das  deutsche  Reichsgebiet  zu  verstehen,  eine  Ansicht,  gegen 
welche  Kent  ^®  mit  guten  Gründen  sich  gewandt  hat.  Wir  er- 
kennen diese  letzteren  als  zutreffend  an  unter  der  Voraussetzung) 
dass  die  Kompetenz  des  Kaiserlichen  Patentamts  auch  auf  die 
Schutzgebiete  und  die  Konsulargerichtsbezirke  ausgedehnt  ^iird. 
Dass,  wenn  dieses  geschehen  sollte,  der  Zeichenanmelder  anB 
diesen  ferngelegenen  Gebieten  im  Reichsgebiete  einen  Vertreter 
zum  Verkehr  mit  dem  Patentamte  ebenso  zu  bestellen  haben 
würde,  wie  jeder  andere  ausländische  Anmelder,  würde  schon  in 
dessen  eigenem  Interesse  liegen,  um  die  nur  einmonatige  Reebta- 
mittelfrist  gegen  Abweisung  seines  Antrags  innehalten  zu  können. 
Indessen  folgt   das  keineswegs  schon  aus  §  23  Abs.  2  1.  c,  wie 


«^  Gesetz  vom  30.  INIärz  1892  (R.-G.-Bl.  S.  309). 

-*'  Kommentar  zum  Waarenzeicheogesetz  1894,  S.  194. 

'0  Kommentar  1897,  S.  561  No.  901. 
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ELIGSOHN  jetzt  mit  Rhenius  ^^  will.  Denn  wenn  beide  Autoren 
a  Abs.  1  desselben  Paragraphen  unter  „Inland"  auch  die  Schutz- 
ebiete  begreifen,  so  ist  es  zum  mindesten  kühn,  in  dem  un- 
aittelbar  folgenden  Absätze,  welcher  beginnt:  ;,Der  Anspruch 
uf  Schutz  eines  Waarenzeichens  und  das  durch  die  Eintragung 
»egründete  Recht  können  nur  durch  einen  im  In  lande  bestellten 
Tertreter  geltend  gemacht  werden",  unter  Inland  lediglich  das 
leutsche  Reichsgebiet  zu  verstehen.  Man  hat  aber  gar  nicht 
löthig,  zu  einer  so  diflFerenten  Auslegung  zu  greifen,  wenn  man 
•edenkt  einerseits,  dass  die  Ausdehnung  der  Kompetenz  des 
Patentamtes  auf  diese  Gebiete  besondere  Maassnahmen  auch  im 
^unkte  der  Vertretung  erfordern  wird,  und  andererseits,  dass, 
ie  oben  bereits  ausgeführt,  durch  Kaiserliche  Verordnung  in  den 
Schutzgebieten  wenigstens  eine  Verlängerung  der  gesetzlichen 
'risten  zulässig  ist. 

Liegt  sonach,  gemäss  der  hier  vertretenen  Auffassung,  für 
ie  Geschäftsleute  in  den  Schutzgebieten  und  in  den  Konsular- 
mchtsbezirken  das  deutsche  Zeichenwesen  brach,  so  ist  anderer- 
Jits  der  Schutz  der  in  der  deutschen  Zeichenrolle  eingetragenen 
eichen  in  allen  diesen  Gebieten  ein  vollständiger,  und  nicht  nur, 
ie  im  sonstigen  Auslande,  auf  gewisse  civilistische  Rechtsbehelfe 
schränkt.  Dies  folgt  aus  der  besonderen  Natur  des  Zeichen- 
^chts  in  Verbindung  mit  der  Thatsache,  dass  in  den  in  Rede 
ehenden  Gebieten  die  deutsche  Gerichtsbarkeit  wirkt.  Das 
eichenrecht  ist  wie  das  Recht  auf  den  Gebrauch  des  Namens  ^^ 
D  auf  der  Anerkennung  der  Persönlichkeit  beruhendes  und  dess- 
alb  im  Grundsatz  überall  verletzbar,  wo  diese  Anerkennung  ver- 
igt  wird.  Das  will  sagen ,  dass  die  Rechtsverfolgung  an  sich 
n  räumliche  Schranken  nicht  gebunden  ist.  Es  wäre  mit  dem 
^weck  der  Marke   auch   unverträglich,  wenn  ihre  Wirkung  etwa 

"  Kommentar  1897,  S.  128  i.  f. 

^  Vgl.  Ramdour,   Das  Recht  zum  Gebrauch  des  Xameiip,  in  Grünhut's 
^iUchrift  Jahrg.  1899  S.  14  ff. 
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bei  den  Industrien  oder  dem  Handel,  welche  nach  uncivilisirta 
Gegenden  arbeiten,  gerade  da  versagen  sollte,  wo  sie  nach  iir 
Absicht  des  Inhabers  eintreten  sollte,  d.  h.  in  den  Territoria 
der  Barbaren.  Indessen  darf  man  nicht  nur  an  den  Fall  denko. 
wo  der  Kaufmann  X  in  Berlin  das  für  den  Kaufmann  Y  a 
Deutschen  Reiche  geschützte  Zeichen  etwa  im  Innern  Afrik» 
von  seinen  Agenten  auf  die  von  ihm  vertriebenen  Waaren  setM 
lässt,  um  die  Kundschaft  des  Y  dort  abzufangen.  Der  angezogen 
Grundsatz  gilt  selbst  dann,  wenn  der  Kaufmann  X  dieses  Vff* 
fahren  etwa  in  Japan  oder  in  den  Vereinigten  Staaten  Amerib 
übt^^.  Allerdings  darf  in  diesen  Kulturstaaten  das  nämlichen 
Deutschland  für  X  eingetragene  Zeichen  nicht  nach  dortigei 
Rechte  für  Y  geschützt  sein.  Denn  in  diesem  Falle  liegt  ene 
greifbare  Verletzung  des  Rechts  des  X  um  desswillen  nicht  tot, 
weil  Y  nur  von  seinem  eigenen  Rechte  Gebrauch  macht.  Frei- 
lich hat  die  Rechtsverfolgung  wegen  einer  im  Nichtwirknngs* 
kreise  der  deutschen  Zeichenbehörde  (Ausland  in  diesem  Sinne) 
verübten  Verletzung  des  Zeichenrechts  die  thatsächliche  Vorti»- 
Setzung,  dass  der  Verletzer  innerhalb  der  deutschen  6erichtsbl^ 
keit  belangbar  ist^*.  Dies  ist  aber  nur  ein  prozessualer  Faktor, 
der  den  materiellen  Bestand  der  Verletzung  in  abstracto  weder 
bestimmt  noch  ändert.  Regelmässig  kann  derjenige,  welcher  in 
Auslande  eine  deutsche  Marke  verletzt  hat,  vor  den  deutschen 
Gerichten  nur  im  Civilwege  belangt  werden  *^  Hierbei  ist  es 
noch  zweifelhaft,  ob  nur  die  Feststellungsklage  und  die  Ent- 
schädigungsklage, wie  Kohler  wilP®,  oder  ob  die  üntersagungs- 
klage  wenigstens  gegen  Reichsangehörige  angestrengt  werden  kaniu 


"  Vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  I.  Civils.  vom  2.  Okt.  1886  Bd.  XMÜ 
S.  28  ff. 

^*  Civilprozessordimng  Buch  I  Titel  2. 

^^  Kent,  Kommentar  S.  245  2so.  362. 

^^  Zeitschr.  f.  deutschen  Civili)rozess  Bd.  X  S. 449— 473  und  im  Allgemeioen 
die  grundlegenden  Ausführungen  im  Recht  des  MarkenscbutzeB  1884,  S.  446ff. 
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-wie    Seligsohn  meint  ^^     Darüber    herrscht    allseitig   Einigkeit, 
-tUss    eine    strafrechtliche    Verfolgung    selbst    gegen    Reichs- 
-angehörige  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des  §  4  St.-G.-B. 
^in  diesen    Fällen   ausgeschlossen  ist.     Denn  auch  ein  Deutscher 
iJcann  wegen  der  im  Auslande  begangenen  Vergehen  kriminell  nur 
:dann   belangt   werden,    wenn    die  Handlung    durch    die  Gesetze, 
jwelche  am  Thatorte  gelten,  unter  Strafe  gestellt  ist.    Dieser  Fall 
.kann  bei  dem  Vergehen  der  Verletzung  des  Zeichenrechts  (§15l.c.) 
nicht  eintreten,  weil  der  kriminelle  Schutz  des  deutschen  Zeichens 
im  Auslande  regelmässig  fehlt.     Insofern  ist  also  der  Schutz  des 
deutschen  Zeichens   gegen  eine  im  Auslande  verübte  Verletzung 
unvollständig.    Anders  aber,  wenn  die  Verletzung  in  den  Schutz- 
gebieten   oder    in    den  Konsulargerichtsbezirken   von   den  dieser 
Gerichtsbarkeit    unterworfenen   Reichsan gehörigen    verübt    wird. 
Hier  kann  der  Richter  auch  die  Strafen,   sowohl  die  kriminellen 
wie  die  civilen,  bei  der  Untersagungsklage  verhängen.     Denn  der 
Richter   leitet   sein  Hoheitsrecht  hier  eben  von  der  Gerichtsbar- 
keit des  Deutschen  Reichs  in  jenen  Gebieten  ab,  und  das  Reichs- 
strafrecht hat  dort  volle  Geltung.     Nach  dieser  Seite  hin  ist  die 
Rechtslage  also  auch  auf  dem  Gebiete  des  Zeichenschutzes  nicht 
ganz  unbefriedigend,  wiewohl  die  Kompetenz  des  Patentamtes  auf 
diese  Territorien  sich  zur  Zeit  nicht  erstreckt. 

Ist  letzteres  zutreffend,  so  ist  damit  im  verneinenden  Sinne 
auch  die  Frage  entschieden,  ob  die  deutschen  Patentrechte 
und  die  Gebrauchsmusterrechte  in  den  zur  Frage  stehenden 
Territorien  gelten.  Das  Waarenzeichengesetz,  das  Patentgesetz 
und  das  Gebrauchsmustergesetz  bilden  insoweit  wieder  eine  be- 
sondere einheitliche  Gruppe  von  Gesetzen,  weil  sie  Rechte  be- 
gründen, welche  sich  aus  ihnen  nur  auf  Grund  der  Thätigkeit 
des  deutschen  Patentamtes  ergeben,  also  ausserhalb  des  Gebietes. 
des  Deutschen  Reiches,  für  welches  das  Patentamt  kraft  Reichs- 


"  Kommentar  S.  113  Abs.  1. 
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gesetzes  allein  geschaffen  ist;  nur  dann  Wirksamkeit  haben, 
diesen  Rechten  abgesehen  von  der  patentamtlichen  TbätigU 
extraterritoriale  Kraft  innewohnt.  Wir  haben  dies  bezäg;lid 
der  Waarenzeichen  soeben  gesehen.  Bei  den  Patent-  und  Ge 
brauchsmusterrechten  fehlt  diese  immanente  Kraft.  Sie  aW 
Territorialrechte  im  eminenten  Wortsinne  ^®,  beschränkt  durch  dk 
Grenzen  des  sie  verleihenden  Staates.  Dies  ist  für  die  Patert- 
rechte  durchweg  und  seit  jeher  anerkannt  und  oft  ausgesprocba 
versteht  sich  aber  auch  für  unser  Gebrauchsmusterrecht  t« 
selbst,  weil  dieses  gewissermaassen  nur  das  minorenne  Geschwister 
des  Patentrechts  ist.  Auch  macht  es  in  dem  hier  in  Betnck 
kommenden  Belange  keinen  Unterschied,  dass  die  Patente  nad 
deutschem  Rechte  der  Ertheilung  (nach  einer  Vorprüfung),  die 
Gebrauchsmuster  nur  der  Eintragung  in  die  Rolle  bedärfea. 
Denn  in  jedem  Falle  tritt  die  Wirksamkeit  dieser  Rechte  nur 
zufolge  gewisser  Rechtsakte  des  Patentamtes  ein.  Was  daher 
hier  in  Betreft'  der  Patente  gesagt  und  zu  sagen  ist,  bezieht  sidi 
in  gleicher  Weise  auf  die  Gebrauchsmuster.  Voraussetzung  für 
die  Wirksamkeit  jener  Rechtsakte  des  Patentamtes  ist,  wie  bemerkt 
dessen  territoriale  Kompetenz.  So  wenig  das  Patentamt  im  Hin- 
blick auf  Frankreich  oder  Russland  thätig  sein  kann,  so  wenig  kaiu 
es  für  die  Schutzgebiete  oder  die  Konsulargerichtsbezirke  in  Thätig- 
keit  treten,  solange  seine  Kompetenz  nicht  auf  diese  ausgedehnt  ist 
Erinnern  wir  uns  nunmehr  der  oben  wiedergegebenen  Argu- 
mentation, welche  Skliosohn  zur  Bejahung  der  Pi-age  nach  der 
Geltung  des  Patentgesetzes  in  den  Kolonien  geführt  hat.  Seuo- 
SOHX  räumt  ein,  dass  die  Organisation  des  Patentamtes  und  die 
Bestimmungen  über  dessen  Zuständigkeit  öffentlicbrechtlicher 
Natur  und  desshulb  an  sich  nicht  zu  jenen  Bestimmungen  d« 
bürgerlichen  Rechts  zu  rechnen  seien,  welche  zufolge  Kaiser- 
licher Verordnung   allein   in    den   Schutzgebieten   Geltung  haben 

•■''*  CiiKRKE,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  I  S.  882.  —  Kohler,  Patentrecht 
Bd.  I  S.  109  Nu.  70,  71. 
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sollen.     Aber,   meint   er,    das   Patentgesetz   sei  ein  einheitliches 
Oanze,  man  müsse  prüfen,  „welchen  Bestandtheilen  des  Gesetzes 
cUts    Uebergewicht    zukomme    und   diese  Theile  dann    für  den 
Charakter  des  Gesetzes  den  Ausschlag  geben  lassen".     Uns  will 
bedünken,    dass  der  Begriff  des  „Uebergewichts"  in  dieser  logi- 
schen Umgebung  nur  schwer  verständlich  ist.  Offenbar  hat  Selig- 
SOMN  den  Zweck  des  Patentgesetzes  im  Auge,   wenn  er  zu  der 
A^uffassung  kommt,  über  die  öffentlichrechtlichen  Bedenken  könne 
man  hinwegsehen.  Aber  gerade  bei  der  Beantwortung  der  Frage 
,  nach    dem    Zwecke    des  Gesetzes    im  Hinblick    auf   die   Schutz- 
gebiete   liegt   sofort    die  Gefahr   nahe,   einer  petitio  principii  zu 
verfallen.     Denn    Seligsohn  bemerkt  weiter:    „Das  Inland  des 
^  deutschen  Patentgesetzes  ist,  wie  wir  aus  seinen  Vorschriften  ent- 
nehmen,   ein   Territorium,   und   zwar   ein   solches,    welches  dem 
T  deutschen  Gesetzgeber    am  Herzen  liegt,    dessen  Territorium  er 
-  heben  will."     Nun  ist  es  zwar  zweifellos,   dass  die  Schutzgebiete 
dem  deutschen   Gesetzgeber   „am  Herzen   Hegen",    aber  desshalb 
.   braucht  er  noch  keineswegs  gesonnen  zu  sein,  „deren  Industrie  zu 
heben".     Denn  hier  sprechen  wirthschaftliche  Momente  mit,   bei 
welchen    der    deutsche   Gesetzgeber    zunächst    das    Reichsgebiet 
selbst  im  Auge   behalten    muss.     Es  wäre  denkbar,  dass  sich  in 
Kiautschou  eine  die  Krefelder  Arbeit  vernichtende  Seidenindustrie 
etablirte.     Wäre   es  auch  nur  erwünscht,   diesen  Vorgang  durch 
Geltenlassen   von    Patentrechten    zu    fördern?     Liegen    uns    die 
Schutzgebiete  am  Herzen,  so  liegt  uns  das  Deutsche  Reich  noch 
mehr  am  Herzen.     Auf  der  anderen  Seite  ist  es  durchaus  nicht 
richtig,  anzunehmen,  dass  eine  junge  Kolonie  oder  überhaupt  jede 
Kolonie   durch    Gewährung   von    Patentrechten    in  der  Industrie 
gehoben  wird,  und  dass  man  durch  solche  Gewährung  bekundet, 
dass    dem   Gesetzgeber    die  Kolonie    am   Herzen  liegt.     Patent- 
rechte   sind   nur  auf  einer    hohen  Stufe  kultureller  Entwicklung 
unter    ganz    bestimmten    wirthschaftlichen    und    technischen   Be- 
dingungen   erspriesslich.     Das    späte    Aufkommen    der    Patent- 
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gesetzgebung  im  kontinentalen  Europa ,  nach  englischem  Vorbilde 
zuerst  in  Frankreich  1791,  beweist  dies  zur  Genüge.  Durch  za 
frühzeitige  Zulassung  von  gewerblichen  Ausschlussrechten  kann 
eine  sich  erst  entwickelnde  Industrie  mehr  gehemmt  als  gefordert 
werden.  Einen  jungen  Baum  lässt  man  wachsen,  bevor  man  die 
Entfaltung  seiner  Kraft ,  das  Emporstreben  seiner  Säfte  durch 
Beschneiden  seiner  Aeste  reizt.  Sollte  man  aber  auch  meinen, 
dass  in  diesem  oder  jenem  unserer  jungen  Schutzgebiete  an  sieb 
die  Vorbedingungen  der  Kultur  für  die  Gewährung  von  Aus- 
schlussrechten vorhanden  seien,  so  würde  es  immer  noch  fraglich 
bleiben,  ob  diese  Gewährungen  dem  Mutterlande  und  der  Kolonie 
zum  Segen  gereichen  würden.  Beachtenswerth  ist  in  dieser  Hin- 
sicht jedenfalls  die  Thatsache,  dass  weder  die  englischen  Kanal- 
inseln, noch  auch  Gibraltar  ^^  ein  Patentrecht  kennen.  Man  darf 
dem  gegenüber  auch  nicht  etwa  geltend  machen,  dass  die  eng- 
lischen Kolonien  in  diesem  Punkte  eine  eigene  Gesetzgebung 
haben.  Denn  wenn  das  englische  Mutterland  etwas  durchzusetzen 
Willens  ist,  so  pflegt  sich  die  koloniale  Gesetzgebung  zu  akkom- 
modiren.  Dass  aber  seine  Kolonien  England  „am  Herzen"  liegen, 
wird  w^ohl  nicht  bestritten  werden. 

Die  hier  vertretene  Auffassung,  an  sich  juristisch  zulässig, 
gewährt  also  wirthschaftspolitisch  gegenüber  unseren  Kolonien 
freie  Hand.  Es  kommt  aber  hinzu,  dass  sie  das  deutsche  Patent- 
wesen von  Schwierigkeiten  in  der  Praxis  befreit,  welche  sich  bei 
der  Vertretung  der  Anschauung  Seligsohn's  in  hohem  Maasse 
ergeben.  Folgt  man  dem  Letzteren,  so  würde  eine  nur  einmÄl 
auf  den  Marschallsinseln  oder  in  Togo  vor  Jahren  stattgehabte 
offenkundige  Benutzung  einer  in  Deutschland  patentirten  Erfindung 
genügen,  um  dieses  Patent,  für  dessen  Ausbeutung  in  Berlin  oder 
Hamburg  vielleicht  eine  prosperirende  Gesellschaft  gebildet  ist, 
zu   vernichten.     Für   das    deutsche   Patentamt  würde  unter  Um- 

^^  Recucil  general  de  la  le^islation    et  des   traites  coDcemant  la  pro- 
priete  industrielle.     Tome  I  p.  351,  575.     Bern  1896/98. 
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ständen  schon  wegen  der  Schwierigkeit  der  Beweiserhebungen  im 
fernen  überseeischen  Lande  eine  störende  und  unbefriedigende 
Arbeit  erwachsen,  wenn  es  jede  offenkundige  Benutzung  in  einem 
unserer  zahlreichen,  in  der  ganzen  Welt  zerstreuten  Schutzgebiete 
zu  beachten  hätte  (§  2  Patent-G.).  Es  wäre  doch  auch  seltsam, 
wenn  dem  sog.  Ausführungszwange  (§11  Patent-G.)  einer  patentirten 
Erfindung  im  „Inland"  damit  genügt  sein  sollte,  wenn  in  Kiau- 
tschou  oder  in  Ostafrika  die  Erfindung  ausgeführt  wäre.  Um- 
gekehrt wäre  es  sehr  hart,  wenn  ein  Patent  desshalb  zurück- 
genommen werden  könnte,  weil  es  nicht  in  Kiautschou  oder  in 
Ostafrika  ausgeführt  ist.  Man  muss  eben  beachten,  dass  dem 
Gedanken,  dass  jedes  Patentrecht  ein  territoriales  Substrat  ver- 
langt, der  tiefere  Gedanke  zu  Grunde  liegt,  dass  nicht  nur  der 
nackte  Begriff  des  ^Territoriums"  hierbei  gemeint  ist,  sondern 
nur  ein  solches  Territorium,  welches  eine  wirth schaftliche  Ein- 
heit bildet,  wie  sie  eben  regelmässig  im  Staate  oder  im  Bundes- 
staate vorhanden  ist.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  jedes 
unserer  Schutzgebiete  rechtlich  und  thatsächhch  eine  besondere 
Einheit,  sowohl  gegenüber  jedem  anderen  Schutzgebiete  wie  auch 
gegenüber  dem  Mutterlande.  Jedes  Schutzgebiet  hat  seinen  be- 
sonderen Etat^®  und  ist  zollpolitisch  auch  gegen  das  Deutsche 
Reich  abgeschlossen,  indem  auf  die  Erzeugnisse  aus  den  Schutz- 
gebieten im  Zollinland  die  vertragsmässigen  niedrigsten  Zollsätze 
Anwendung  finden^^ 

Der  Gedanke  der  wirthschaftlichen  Einheit  des  Gebietes,  für 
welches  ein  gewerbliches  Ausschlussrecht  zu  gelten  hat,  recht- 
fertigt einerseits  die  Uebernahme  der  Gesetzgebung  betreffend  die 
Patente  und  den  Schutz  des  geistigen  Eigenthums  von  den  Einzel- 
staaten auf  das  Deutsche  Reich  (R.-V.  §  4  Ziff.  5  u.  6)  und 
andererseits    die  Trennung    der    einzelnen    engHschen    Kolonial- 


*^  Vgl.  oben  S.  74. 

**  Bekanntmachung   des  Reichskanzlers  vom   16.  Juli  1893    (Centralbl. 

S.   197). 

Archiv  für  öfTentliches  Recht.  XV.  1.  a 
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gebiete  in  dieser  Gesetzgebung  vom  Mutterlande  und  gegen 
einander.  Der  nämliche  Gedanke  hat  zur  Trennung  Oesterreich 
und  Ungarns  auf  patentrechtlichem  Gebiete  geführt**,  er  wir 
voraussichtlich  einmal  zur  Vereinfachung  der  Patentsysteme  de 
verschiedenen  Länder  führen,  indem  internationale  Unionen  i 
dem  Sinne  gebildet  werden,  dass  ein  und  das  nämliche  Patent 
recht  gleichzeitig  für  mehrere  Staaten  durch  einen  einzigen  Rechts 
akt  entsteht.  Dies  ist  für  Spanien  und  Portugal,  für  Belgien  mn 
Holland,  oder  für  Belgien  und  Frankreich,  oder  für  Holland 
Luxemburg  und  Deutschland,  für  Deutschland  und  Oesterreicb 
für  Serbien  und  Bulgarien  und  sonst  in  anderen  Kombinationei 
wohl  denkbar,  wenn  auch  keineswegs  nahe.  Derselbe  Gedank« 
lässt  es  aber  auch  zweckmässig  erscheinen,  dass  bei  einer  Neu 
regelung  des  Geschmacksmusterrechts  die  Muster  und  Modelle 
nicht  anders  behandelt  werden  wie  die  Patente  und  die  Gebrauchs- 
muster, sodass  die  Kolonien  auch  in  dieser  Hinsicht  als  in  sict 
gesonderte  Rechtsgebiete  erscheinen,  und  es  stets  erst  eines  be- 
sonderen Rechtsaktes  der  Verwaltungsbehörde  bedürfte,  um  die« 
Rechte  in  den  einzelnen  Schutzgebieten  entstehen  zu  lassen.  Diesei 
Rechtsakt  kann  eine  einfache  Uebertragung  der  durch  das  Kaiser- 
liche Patentamt  geschaffenen  Rechte  auf  die  einzelnen  Kolonial 
gebiete  oder  auf  Gruppen  von  solchen  zur  Voraussetzung  haben 
aber  auch  auf  völlig  selbständiger  Entschliessung  der  anordnende! 
Behörde  beruhen.  Der  letztere  Weg  ist  bisher  von  der  Kolonial- 
abtheilung des  Auswärtigen  Amts  beschritten  worden.  Die  Frag< 
Seligsöiin's*^:  „Wie  sollte  man  sich  die  Erlangung  des  privat 
rechtlichen  Patentrechts  vorstellen,  wenn  man  die  Vorschriftei 
über  das  Patentamt  aus  dem  Gesetze  striche?"  ist  damit  längs 
und  in  einfachster  Weise  gelöst. 


'-  In  Ungarn  gilt  jetzt  das  Patentgesetz  vom  7.  Juli  1895  mit  Krai 
vom  1.  März  1896,  in  Oesterreich  das  Patentgesetz  vom  11.  Jan.  1897  mi 
Kraft  vom  1.  Jan.  1899.  Vgl.  Blatt  für  Patent-,  Muster-  und  Zeichenwese' 
1895,  S.  184  u.  1897,  S.  36.  *•''  A.  a.  0.  S.  188. 
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Die  Uebung  des  Auswärtigen  Amtes  stützt  sich  dabei  offenbar 
tif  §  11  Schutzgebiets-G.,  nach  welchem  der  Reichskanzler  oder 
L  dessen  Auftrage  die  Beamten  des  betreffenden  Schutzgebietes 
der  die  mit  einem  kaiserlichen  Schutzbriefe  versehenen  Kolonial- 
Bsellschaften  „für  die  Schutzgebiete  oder  für  einzelne  Theile  der- 
3lben  polizeiliche  und  sonstige  die  Verwaltung  betreffende  Vor- 
jhriften  erlassen  und  gegen  die  Nichtbefolgung  derselben  Ge- 
Ingniss  bis  zu  drei  Monaten,  Haft,  Geldstrafe  und  Einziehung 
inzelner  Gegenstände  androhen"  dürfen.  Es  ist  sehr  wohl  zulässig, 
ie  Zusicherung  eines  gewerblichen  Ausschlussrechts  in  einem 
rebiete,  welches  keine  Spezialgesetzgebung  für  Erfindungspatente 
at,  als  einen  Akt  der  Gewerbepolizei  anzusehen.  Ueberall,  wo 
Herst  die  Anfänge  einer  Patentgesetzgebung  sich  geregt  haben, 
aben  zunächst  die  Ressorts  des  Handels,  Gewerbes  und  der 
'inanzen,  nicht  aber  das  der  Justiz  das  Heft  in  der  Hand  be- 
alten. Typisch  für  die  Auffassung  des  Auswärtigen  Amtes  in 
ieser  Hinsicht  ist  die  Verordnung,  welche  der  Gouverneur  für 
Zamerun  unterm  22.  Juli  1891  zu  Gunsten  der  Aktiengesellschaft 
ir  Monierbauten  erlassen  hat^*  und  welche  wir  daher  hier  voll- 
ändig  wiedergeben.     Sie  lautet: 

„§  1.  Der  Aktiengesellschaft  für  Monierbauten  vorm.  G. 
A.  Wayss  &  Co.  in  Berlin  wird  das  ausschliessliche  Recht  zur 
1.  Herstellung  von  Bautheilen  und  ganzen  Bauwerken  aller 
Art  aus  Eisen  und  Cement,  welche  derartig  verfertigt 
werden,  dass  entweder  Rund-  und  Fa^oneisen  so  in 
Cementmörtel  eingebettet  werden,  dass  das  Eisen  die  Zug- 
spannungen und  der  Cement  die  Druckspannungen,  welche 
in  den  Konstruktionen  auftreten,  in  der  Hauptsache  auf- 
nehmen, oder  dass  auf  angespannte  Drahtgewebe  und 
Geflechte  Cementmörtel,  welcher  eventuell  auch  durch 
Gips  mit  Kalk  ersetzt  werden  kann,  aufgetragen  wird, 


**  Vgl.  Patentblatt  1891,  S.  520. 
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2.  Fabrikation  von  Hartgipsdielen  (Gipsbretter,  Gipsbohlen, 
auch  Schilf  bretter  genannt)  aus  einer  Mischung  von  Gips 
mit  Beisätzen,  welche  einestheils  eine  grosse  Leichtigkeit 
und  anderentheils  eine  grosse  Festigkeit  und  Härte  des 
Fabrikats  herbeiführen, 

3.  Herstellung  von  Bautheilen  und  ganzen  Bauwerken  aller 
Art  unter  Verwendung  von  Hartgipsdielen  oder  ähnhchea 
Fabrikaten,  deren  Hauptbestandtheil  Gips  ist, 

auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren  hiennit  übertragen. 
(Folgt  noch  eine  technische  Erklärung.) 
§  2.    Wer  ohne  Erlaubniss   der  privilegirten  Gesellschaft 
das  durch  §  1  geschützte  Verfahren  anwendet  oder  diejenigen 
Gegenstände,   deren  Fabrikation   der  Gesellschaft  vorbehalteD 
ist,  gewerbsmässig  herstellt,   in   den  Verkehr  bringt  oder  feil- 
hält, wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  M.  oder  mit  Haft  oder 
mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 
Kamerun,  den  22.  Juli  1891. 

Der  Kaiserliche  Gouverneur 
I.  V.:  Leist. 
Wir  sehen  an  lahalt  und  Form  dieser  Verordnung,  dass  die 
Reichsregierung  bei  dieser  ßechtsverleihung  den  Standpunkt  ein- 
genommen hat,  unter  welchem  man  ehemals  gewerbliche  Ausschluss- 
rechte betrachtete,  den  des  staatlichen  Privilegiums.  Dies  zo 
einer  Zeit,  wo  im  Deutschen  Reiche  nach  dem  Vorgang  Eng- 
lands, Frankreichs  und  der  Vereinigten  Staaten  Amerikas  ein 
rechtlicher  Anspruch  des  Erfinders  auf  ein  Patentrecht  anerkannt 
ist.  Man  kann  daran  beobachten,  wie  die  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  die  Rechtsauflassung  bestimmen  und  dies  nach  det 
historischen  Erfahrung  auch  gerade  auf  diesem  Gebiete  mit  guteff 
Grunde.  Off'enbar  hat  sich  die  Reichsverwaltung  gesagt,  dass  det 
jenige  einen  zeitweiligen  Schutz  verdient,  welcher,  wie  hier  di 
Aktiengesellschaft  für  Monierbauten,  es  überhaupt  unterniminl 
die  Aufwendungen   für  Einführung  eines   neuen  Industriezweige 
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lem  Schutzgebiet  zu  tragen;  auf  das  Erfinderische  kommt 
bei  gar  nicht  an.  Denn  das  deutsche  Patent  14  673,  welches 
Unternehmerin  gehörte,  deckt  sich  technisch  keineswegs  mit 
Inhalt  des  gewährten  Privilegiums.  Ueberdies  wäre  das 
3he  Patent  spätestens  mit  dem  21.  Dez.   1895  abgelaufen, 

es  nicht  schon  vorher  erlosch,    zurückgenommen   oder  für 

g   erklärt   wurde.     Nun   ist    das  Patent   thatsächlich  durch 

heidung  des  Reichsgerichts  —  I.  Civilsenat  —  vom  21.  Sept. 

(Rep.  I  140/95)  für  nichtig  erklärt    worden,    weil   dessen 

istand    bereits   in    der    enghschen  Patentschrift   1990  vom 

1870  derart  beschrieben  worden  ist,  dass  danach  die  Be- 
ug durch  andere  Sachverständige  möglich  erscheint.  Die 
3r-Erfindung  war  also  bei    der  Anmeldung   in   Deutschland 

mehr  neu  im  Sinne  des  deutschen  Patentgesetzes  (§  2). 
ber  das  letztere  in  Kamerun  nicht  Geltung  hat,  so  war 
Thatsache  unerheblich  für  die  Frage  des  Bestandes  des 
»r- Privilegiums  in  jenem  Schutzgebiete,  und  dieses  Privilegium 
dort  noch  bis  zum  22.  Juli  1901  gelten,  während  es  nach 
^Nichtigerklärung  des  Patentes  so  anzusehen  ist,  als  habe 
;  im  Reichsgebiete  niemals  bestanden.  Wäre  die  Reichs- 
ung  Willens  gewesen,  den  Bestand  des  Privilegiums  irgend- 
n  das  Schicksal  des  deutschen  Patentrechts  zu  knüpfen,  so 
!  sie  den  Fall  der  Erlöschung,  der  Zurücknahme  oder  der 
chtung  dieses  bei  der  Privilegirung  vorgesehen  haben.  So 
e  den  rein  wirthschaftlichen  Gesichtspunkt  des  Unternehmens 
ilaggebend  sein  lassen,  und  dies  scheint  bei  der  grossen 
•eilen  Verschiedenheit  unserer  Schutzgebiete,  der  grösseren 
geringeren,  schnelleren  oder  langsameren  Erschliessung  dieser 
ifig  das  Richtige  zu  sein.  Eine  einfache  Uebertragung  des  ent- 
Iten  deutschen  Patentrechts  auf  unsere  Kolonien  könnte  mehr 
len  als  Nutzen  stiften  und  würde  dann  gewiss  auch  nicht  im 

derer  liegen,  deren  abweichende  Rechtsauflfassung  wir  hier 
teresse  der  Sache  zu  bekämpfen  für  nöthig  befunden  haben 
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Die  Doppelversicherung. 

Von 

Stadtrat  H.  von  Frankenberg  in  Braunschweig. 


Wenn  sich  die  deutsche  Arbeiterversicherungs-Gesetzgebung 
das  Ziel  gesteckt  hat,  bei  Erwerbsunfähigkeit,  Krankheit,  Verlast 
des  Ernährers  u.  s.  w.  durch  ausreichende  Fürsorge  dem  Eintreioi 
der  Armenpflege  und  deren  demütigenden  Folgen  vorzubeugeOi 
so  ist  damit  keineswegs  die  Möglichkeit  ausgeschlossen ;  neben 
den  Leistungen  des  einen  Versicherungsorganes  ein  zweites  in 
Thätigkeit  zu  setzen  oder  doch  wenigstens  die  Inanspruchnahme 
desselben  freizustellen. 

Alle  Theorie  ist  grau.  Gegen  Zulassung  der  Doppelyersiche- 
rung  hegte  man  anfanghch  sehr  grosse  Scheu;  bei  den  Beratungen 
über  Einführung  der  Krankenversicherung  im  Volkswirtschaftsrtt 
war  dessen  ständiger  Ausschuss  nach  eingehenden  Erörterungen 
zu  dem  Beschlüsse  gelangt,  die  mehrfache  Versicherung  schlecht- 
hin zu  verbieten.  Im  Plenum  stiess  indes  diese  übertriebene 
Vorsicht  mit  Recht  auf  lebhaften  Widerspruch,  und  so  ve^ 
ständigte  man  sich  endlich  über  folgende  Resolution: 

„Der  Volkswirtschaftsrat  spricht  den  Wunsch  aus,  das» 
durch  geeignete  Bestimmungen  dahin  Vorsorge  getroffen  werde, 
dass  mit  der  Doppelversicherung  kein  Missbrauch  getrieben 
werden  könne." 
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Zuzugeben  ist  allerdings,  dass  durch  eine  schrankenlose  Zu- 
lassung der  Versicherung  bei  einer  Mehrzahl  von  Fürsorge- 
Einrichtungen  die  Gefahr  der  Simulation  gesteigert  und  eine  über- 
iiässige  Ausbeutung  der  verschiedenen  Kassen  erleichtert  wird, 
(an  braucht  dabei  nicht  immer  an  ein  strafbares,  betrügerisches 
orgehen  der  Versicherten  zu  denken:  häufig  handelt  es  sich  nur 
arum,  dass  durch  das  Bewusstsein^  für  sich  und  die  Angehörigen 
ei  Unterbrechung  der  Arbeit  hinlänglichen  Ersatz  des  entgehenden 
erdienstes  zu  finden,  die  Widerstandsfähigkeit  gegen  äussere 
linflüsse,  geringfügige  Störungen  im  gesundheitlichen  Befinden 
.  dgl.  abgeschwächt  und  eine  leichtfertige  Krankmeldung  be- 
änstigt  wird. 

Es  darf  dabei  aber  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden^  dass 
as  Gresetz  selbst  in  einer  Reihe  von  Fällen  mehrere  Organe  auf 
rund  des  Versicherungszwanges  neben  einander  für  den  Unter- 
atzungsbedürftigen  eintreten  lässt.  Man  kann  hier  von  einer 
otwendigen  Doppelversicherung  sprechen,  deren  Einführung 
eutlich  beweist,  dass  die  ursprünghchen  Bedenken  mehr  und 
lehr  geschwunden  sind,  und  dass  es  sehr  wohl  möglich  er- 
Jheint,  durch  gegenseitige  Ueberwachung  der  Beteiligten,  durch 
eeignete  Aufsicht  und  durch  die  Fortentwicklung  der  Recht- 
)rechung  und  Verwaltung  etwaige  Uebelstände  wirksam  zu  be- 
impfen. 

Die  regelmässigste  Erscheinungsform  der  gleicjizeitigen  Lei- 
ang  verschiedener  Versicherungsträger  bildet  der  Bezug  der 
Qvalidenrente  neben  dem  Krankengelde. 

Die  Invalidenrente  beginnt  mit  demjenigen  Zeitpunkte,  in 
elchem  der  Betreifende  infolge  von  Krankheit,  Gebrechen, 
Her  u.  dgl.  dauernd  nicht  mehr  imstande  ist,  durch  eine 
•ohnarbeit,  die  ihm  unter  billiger  Berücksichtigung  seines 
isherigen  Berufes  und  seiner  Vorbildung  zugemutet  werden 
ann,  ein  Drittel  desjenigen  zu  verdienen,  was  körperlich 
öd  geistig  gesunde  Personen  derselben  Art  mit  ähnhcher  Aus- 
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bildung  in  derselben  Gegend    zu  verdienen  pflegen   (§  5  Abs.  4 
Inv.-Vers.-G.)  ^ 

Der  Anfang  dieser  dauernden  Erwerbsunfähigkeit  (Invalidität) 
kann  mit  dem  Beginne  einer  Erkrankung  zusammenfallen  (z.  B.  bei 
Lungenschwindsucht,  Schlaganfällen,  Geistesstörung),  und  alsdann 
laufen  das  Recht  auf  Krankenunterstützung  (Krankengeld,  ärzt* 
liehe  Behandlung,  Arznei,  Heilmittel)  und  der  Anspruch  auf 
Invalidenrente  bei  den  sowohl  kranken-  als  auch  invaliden* 
versicherungspflichtigen  Personen  längere  Zeit  neben  einander  her. 
Dieser  doppelte  Bezug  erfolgt  bei  der  Gemeindekrankenversicbe- 
rung  höchstens  für  13  Wochen,  da  diese  ganz  subsidiäre  Ein- 
richtung keine  Mehrleistungen  gewähren  darf;  bei  den  Orts-,  Be- 
triebs-(Fabrik-),  Bau-  und  Innungskrankenkassen  ist  nach  §  21 
No.  1  K.-Vers.-G.  die  Erweiterung  der  Unterstützungsdauer  bis 
auf  ein  volles  Jahr  zulässig,  und  die  Krankenversicherungsnovelle, 
deren  Einbringung  von  der  Reichsregierung  angekündigt  ist,  so- 
bald die  bevorstehende  Reform  der  Unfallversicherung  zum  Ab- 
schlüsse gebracht  sein  sollte,  wird  voraussichtlich  die  notwendige 
Dauer  der  Kassenleistungen  von  13  auf  26  Wochen  erstrecken*^ 
So  erwünscht  diese  Massregel  im  Interesse  der  Versicherten  sein 
würde,  fragt  es  sich  doch,  ob  es  nicht  ratsam  erscheint,  den 
Krankenkassen  mit  Rücksicht  auf  die  ziemlich  beträchtliche  Mebr- 


*  Das  Invaliden  Versicherungsgesetz  vom  13.  Juli  1899  (in  Kraft  »eit 
1.  Jan.  1900)  ist  durchweg  als  „Inv.-Vers.-G."  angeführt,  während  das  frühere 
Gesetz  vom  22.  Juni  1889  als  „Inv.-  u.  Alt- Vers.- G."  bezeichnet  wird. 

^  Auf  Antrag  der  Reichs tagskommission  für  die  Beratung  des  Invaliden- 
Versicherungsgesetzes  (vgl.  deren  Bericht,  Reichstagsdrucksachen  No.  270  von 
1898/99,  S.  185)  hat  der  Reichstag  bei  Annahme  des  Gesetzes  beschlostes, 
die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  dem  Reichstage  eine  Novelle  wnn 
Krankenversicherungsgesetz  vorzulegen,  durch  welche  in  dessen  §  6  Abs.  2 
die  AVorte:  „mit  dem  Ablauf  der  13.  Woche"  durch:  „mit  dem  Ablauf  dei 
26.  Woche"  ersetzt  und  die  entsprechenden  Abänderungen  der  damit  zusammen' 
hängenden  Bestimmungen  herbeigeführt  werden.  Zur  Begründung  ist  (S.  38flf 
das.)  ausgeführt,  dass  allseitig  das  Bedürfnis  zur  Ausfüllung  dieser  Lüoke  dei 
Krankenfürsorge  anerkannt  werde. 


-        89     - 

-ausgäbe  demnächst  das  Recht  zu  geben,  für  diejenige  Zeit,  während 
der    dem    Patienten   neben   der    Krankenunterstützung  ein  An- 
=. sprach  auf  Invaliden-  oder  Altersrente  zusteht,  den  letzteren  auf 
.fihre  Rechnung  in  Höhe  ihrer  eigenen  Aufwendungen  ebenso  ein- 
isnziefaen,  wie  dies  den  Berufsgenossenschaften  gestattet  ist  (vgl. 
Junten  S.  90).     Thatsächhch  fehlt  es    an    einem  inneren  Grunde 
z  dafür,   dass  die  Organe   der  Krankenversicherung  in  dieser  Be- 
siehung schlechter  gestellt  sein  sollen '.    Je  weiter  man  die  Dauer 
ihrer  Leistungen  ausdehnt,  desto  näher  tritt  die  Erwägung,  dass 
statt    der   mehrfachen   Bezüge   im  Wege   der  Gesetzgebung  ein 
Kückgriff  der  zuerst  eintretenden  Stelle,  also  der  Krankenkasse, 
auf  die   entferntere,   erfahrungsmässig   erst   nach  längeren  Vor- 
bereitungen  in   Anspruch    genommene    Versicherungsanstalt    zu- 
gelassen werden  möge,  so  lange  eine  einheitliche  Versicherung 
noch  fehlt  (S.  117—118). 

Wenn  indes  noch  nicht  Eintritt  der  Invalidität  vorliegt, 
daDn  kommt  bei  Erwerbsunfähigkeit  vorläufig  nur  die  Kranken- 
kasse in  Betracht,  und  erst  nach  Ablauf  eines  Zeitraums  von 
26  Wochen  ununterbrochener  (vorübergehender)  Erwerbsunfähig- 
keit kann  nach  §  16  Inv.-Vers.-G.  von  Gewährung  der  Invaliden- 
rente die  Rede  sein  (früher  ein  volles  Jahr,  §  10  Inv.-  u.  Alt.- 
Vers.-G.L  In  solchen  Fällen  wird  (zumal  nach  Einführung  der 
Ausdehnung  der  Mindestdaner  für  die  Krankenkassen  auf  26 
Wochen)  der  unmittelbare  Anschluss  der  Invalidenrente  an  das 
ELrankengeld,  die  Ablösung  des  einen  Versicherungsträgers  durch 
den  anderen  sich  vollziehen. 

Ganz    ähnlich   ist   schon   jetzt    der  Aufbau  der  Unfall- 
neben der  Krankenversicherung,  indessen  ist  die  Trennung 


*  Dmss  der  gegenwirdge  Rechttzustand  in  dieser  Hinsicht  den  Krutk'en- 
kasseo  ungönsti^  ist,  hat  das  ReichsTenichemngtamt  in  onanfechtharer  We;.«< 
unter  Hinnreis  aaf  ihre  Fortlassnng  bei  der  Aofzahlong  io  ^  35  Ilt.-  3.  A!:,- 
Ver»--G.  daiyelegt  (AmtL  Xachr^  InTaliden*  und  Alter!ver*::-her::i.?.  I%f:f5, 
S.  109  Xo.414). 
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hier  schärfer  durchgeführt,  da  in  den  ersten  13  Wochen  nach 
einem  Betriebsunfall  die  Berufsgenossenschaft  dem  Verletzten 
gegenüber  keinerlei  Verpflichtung  hat,  während  für  die  Folgezeit 
die  Krankenkasse,  die  auf  Grund  gesetzlicher  oder  statutarische! 
Vorschriften  dem  Rentenberechtigten  etwas  gewährt,  nach  §  8 
Unf.-Vers.-G.  befugt  ist,  bis  zum  Betrage  der  geleisteten  Unter- 
stützung sich  aus  dem  Entschädigungsanspruche  bezahlt  zu  mach^ 
(cessio  legis).  Doch  bildet  hierbei  Voraussetzung,  dass  die  Krank* 
heit,  welche  die  Kasse  zum  Eintreten  nötigt,  eine  unmittelbare 
oder  mittelbare  Folge  des  Unfalls  ist  (Arbeiteryersorgani 
Bd.  XVI  S.  344  No.  5),  mag  auch  der  letztere  schon  Jahn 
zurückliegen.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  dann  sind  unabhängig  von 
einander  beide  Bezüge  zu  gewähren.  Daraus  ergiebt  sich  Ton 
selbst,  dass  die  Empfänger  von  Aszendenten-,  Witwen-  oder 
Waisenrenten  bei  eigener  Erkrankung  ungeschmälertes  Anrecht 
auf  beide  Leistungen  haben. 

Das  Sterbegeld  bei  Tötung  durch  Betriebsunfall  oder  desseo 
Nachwirkungen  kann  dagegen  auf  Grund  des  §  8  Unf.-Vers.-G. 
von  der  Krankenkasse,  die  ebenfalls  den  Hinterbliebenen  Unter- 
stützung gewährt  hat,  in  deren  Höhe  der  Berufsgenossenschafl 
abverlangt  werden  —  eine  Massregel,  von  der  die  Kassen  aofl 
ßechtsunkenntnis  oft  Gebrauch  zu  machen  unterlassen.  Die  Be- 
rufsgenossenschaften,  die  sich  vor  Weiterungen  schützen  woBeii 
werden  regelmässig,  wenn  von  ihnen  die  Hinterbliebenen  dei 
Ersatz  der  Beerdigungskosten  nach  §  5  Abs.  1  Unf.-Ver8.-6 
fordern,  zu  aller  Sicherheit  durch  Vermittlung  der  Aufsichts 
behörde  festzustellen  haben,  ob  nicht  eine  Krankenkasse  eben 
falls  zur  Zahlung  verpflichtet  ist.  Ergiebt  sich  deren  Verpflich 
tung,  so  empfiehlt  es  sich,  ihr  sofort  zur  Vermeidung  von  Doppel 
Zahlungen,  die  nicht  in  der  Absicht  des  Gesetzes  liegen,  von  dei 
Sachverhalte  Kenntnis  zu  geben. 

Noch  schwieriger  gestaltet  sind  die  Wechselbeziehunge 
zwischen  der  Invaliden-  und  der  Unfallversicherung. 
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In  §  15  Abs.  2  Inv.-Vers.-G.  ist  bestimmt: 

...  „Eine    durch    einen   Unfall  herbeigeführte  Erwerbs- 
-      Unfähigkeit  begründet  unbeschadet  der  Vorschriften  des  §  113 
den  Anspruch  auf  Invalidenrente,  nur  insoweit,  als  die  zu  ge- 
währende Invalidenrente  die  gewährte  Unfallrente  übersteigt." 
Diese  Vorschrift  enthält  die  Abweichung  von  der  bisherigen 
IPassung  (§  9  Abs.  2  Satz  2  Inv.-  u.  Alt.-Vers.-Gr.),  dass  dort  ge- 
sagt war:  .  .  .  „nur  insoweit,  als  nicht  nach  den  Bestimmungen 
der  Reichsgesetze   über  Unfallversicherung  eine  Rente  zu  leisten 
:i8t."     Durch  die  vom  Reichstage  eingefügte  Aenderung  ist  deut- 
.:licher  zum  Ausdrucke  gebracht,  was  die  Praxis  schon  nach  dem 
i«lten   Gesetze  als  geltendes   Recht  anerkannte^,  wenngleich   die 
/.Richtigkeit  dieser  Auslegung  nicht  unbestritten  geblieben  ist. 
"^y  Die  Anrechnung  der  Unfall-  auf  die  Invalidenrente  fand  bei 

S:':  der  zweiten  Lesung  der  Novelle  in  der  Reichstagskommission  leb- 
haften, aber  erfolglosen  Widerspruch  (Bericht  No.  270  S.  36 — 37). 
^^  Die  Vertreter  der  verbündeten   Regierungen  wiesen    mit    Recht 
:   darauf  hin,  dass  die  Versicherung  nach  dem  Invalidenversicherungs- 
■:  gesetz  sich  nicht  auf  die  durch  Betriebsunfälle  in  unfallversiche- 
f  rungspflichtigen    Betrieben    verursachte    Erwerbsunfähigkeit    er- 
:  strecke.     Die  Beseitigung  der  Ausnahme  werde  die  Kosten  der 
Invalidenversicherung   beträchtlich   steigern    und   eine  ungerecht- 
fertigte Häufung  der  bei  Unfällen  eintretenden  Renten  zur  Folge 
haben,    die   dem  Ziele    einer    organischen   Verbindung   zwischen 
beiden  Versicherungen  fernere  Schwierigkeiten  in  den  Weg  stelle. 
Man  könne  doch  auch   diejenigen,   deren  Invalidität  durch   den 
Betriebsunfall  verursacht  werde,  denen  nicht  gleichstellen,  die  aus 
anderen  Gründen  erst  nach  dem  Unfälle  „erwerbsunfähig"  würden, 
zumal  da  letztere  in  der  Zwischenzeit  Beiträge,  sei  es  auch  bei 
dem  geringeren  Verdienste  in  einer  niedrigeren  Lohnklasse,  zur 
Invalidenversicherung  geleistet  hätten. 


*  Amtl.  Nachr.,  Invaliden-  und  Altersversicherung,  1896,  S.  112  No.  416. 
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So  ist  denn  die  Rechtslage  die  gleiche  geblieben,  wie  nach 
dem  alten  Gesetze  (vgl.  Bd.  XIV  Heft  2  S.  207  des  Arch.  f.  öflF.  R.>. 
Auch  die  Verpflichtung  der  Versicherungsanstalt,  für  das  erste 
Vierteljahr  nach  dem  Unfall,  der  sofort  Invalidität  bewirkte,  die 
volle  InvaHdenrente  zu  zahlen,  ist  unverändert  gelassen  (AmÜ. 
Nachr.,  Inv.-  u.  Alt.-Vers.,  1894,  No.  399). 

Für  diejenigen  Fälle,  in  welchen  nach  §  15  cit.  die  Invaliden- 
rente „für  die  Zeit  des  Bezugs   der  Unfallrente"   ausgeschlossen 
ist,  hat  der  Reichstag  den  Versicherten  durch  §  43  Inv.-Ver8.-6. 
eine  Art  von  Trostpreis  zugebilligt.     Auf  Antrag  ist  ihnen  näm- 
lich die  Hälfte  der  für  sie  entrichteten  Beiträge  zu  er 
statten.     Diese  Vorschrift  war  schon  in   der  Kommission,  wenn 
auch  in  etwas  anderer  Fassung,  in  Anregung  gebracht  ^  und  zur 
Begründung   wurde   hervorgehoben,    dass   den   Versicherten,  die 
trotz  Erfüllung  aller  Voraussetzungen  infolge  jener  Bestimmang 
nicht  in  den  Genuss  einer  Invalidenrente  träten,  doch  wenigstens 
eine  gewisse  Entschädigung  gewährt  werden  müsse,  da  man  ihnen 
sonst  nicht  das  bittere  Gefühl  nehmen  könne,  dass  sie  ihr  Leben 
lang  Beiträge  ohne  eigenes  Verschulden  umsonst  gezahlt  hätten» 
Die  Regierungsvertreter  haben  in   der   Kommission   mit  Erfolg, 
im  Plenum  aber  vergeblich  die  Ansicht  verfochten,  dass  es  sich 
um  Versicherungsanstalten  handle,  bei  denen  von  dem  Grund- 
sätze der  Leistung  und  Gegenleistung  auch  da  nicht  abgegangen 
werden   dürfe,    wo    dies   vielleicht   einer   gewissen  Volksmeinang 
entspräche;    anderenfalls    gelange    man   schliesslich    dahin,    dass 
alle,    die   keine   Rente   erhielten,    die   Beiträge    zurückbekämen, 
und  damit  falle  für  die  Anstalten  jedwedes  günstige  Risiko  fort. 
Durch   die  trotzdem  angenommene  Bestimmung   ist,    wenn    man 
ihrem  Wortlaute   folgt,    der  Erstattungsanspruch   auch   für  den 
Fall  gegeben,  in   welchem  während  der  ersten  13  Wochen  nach 
dem  Unfälle  die  Invalidenrente   gezahlt  wurde.     Hätte  man  dies 


'^  Bericht  Xo.  270  S.  90. 
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ausschliessen  wollen,  dann  wäre  wohl  die  Fassung  in  §  43  anders 
gewählt. 

Während  hier  ein  weitgehendes  Wohlwollen  gegen  die  Ver- 
sicherten zu  Tage  getreten  ist,  enthält  §  44  Abs.  5  Inv.-Vers.-G. 
(früher  §  31  Abs.  3  Inv.-  u.  Alt.-Vers.-G.)  in  voller  Strenge  den 
Grundsatz  der  ünzulässigkeit  doppelter  Bezüge,  soweit  den  Hinter- 
bliebenen aus  Anlass  des  Todes  des  Versicherten  auf  Grund  der 
ünfallversicherungsgesetze  Renten  gewährt  werden.  Es  findet 
dann  nach  einem  durch  Prh.  von  Stumm  in  zweiter  Lesung  ein- 
gebrachten Antrage  neben  der  Unfallrente  keine  Erstattung  der 
halben  Beiträge  an  die  Angehörigen  statt  (vgl.  Stenogr.  Berichte 
des  Reichstages  1889  S.  1365  ff.).  Es  lässt  sich  nicht  leugnen, 
dass  im  Hinblicke  auf  §  15  Abs.  2  Satz  2  Inv.-Vers.-G.  diese 
Bestimmung  folgerichtig  ist,  da  der  Unfallverletzte  und  seine 
Hinterbliebenen  gleichmässig  behandelt  werden. 

In  §  113  Inv.-Vers.-G.  sind  ausführlicher,  als  bisher  in  §  76 
Inv.-  u.  Alt.-Vers.-G.,  die  Versicherungsanstalten  für  verpflichtet 
erklärt,  zunächst  auch  dann,  wenn  Unfallrente  wegen  Herbei- 
führung der  InvaHdität  durch  einen  Betriebsunfall  gefordert  werden 
könnte,  aber  noch  nicht  gewährt  wird,  die  Invalidenrente  zu  be- 
willigen, vorbehaltlich  ihres  Rückgriffs  gegen  die  zuständige  Be- 
rufsgenossenschaft. Sie  dürfen  an  Stelle  des  Verletzten  die  Pest- 
stellung der  Unfallrente  betreiben  und  sind  bei  Einlegung  von 
Rechtsmitteln  nicht  dadurch  benachteiligt,  dass  ohne  ihr  Ver- 
schulden etwaige  Versäumung  von  Fristen  eingetreten  ist.  Streitig- 
keiten zwischen  ihnen  und  den  Versicherten  über  den  Ersatz- 
anspruch entscheidet  das  Reichsversicherungsamt. 

Mit  aller  Entschiedenheit  muss  betont  werden,  dass  die 
Voraussetzungen  des  Zusammenfallens  von  Unfall-  und  Invaliden- 
rente nur  d^nn  gegeben  sind,  wenn  durch  den  Betriebsunfall  und 
die  mit  ihm  im  Kausalnexus  stehende  Entwicklung  die  Erwerbs- 
fahigkeit  in  einem  Masse  geschwunden  ist,  wie  es  den  §§  5  Abs.  4, 
16  Inv.-Vers.-G.  entspricht.  Ergreift  also  die  Erwerbsbeschränkung 
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durch  die  Unfallfolgen  mehr  als  66^/3  v.  H.  der  normalen  fr 
werbsfähigkeit  ®,  dann  wird  regelmässig  nur  die  Unfallrente  h- 
anspracht  werden  können.  Wenn  aber  erst  durch  die  Einwirklag 
anderer  schädigender  Einflüsse  (Alter,  chronische  Elrankhata 
u.  s.  w.)  der  Versicherte  ausser  Stand  gesetzt  ist,  Ys  des  üblidia 
und  angemessenen  Lohnes  zu  verdienen,  dann  steht  seiner  B^ 
rechtigung  auf  die  Invalidenrente  an  sich  nichts  entgegen. 

In  einer  anderen  Hinsicht  ist  indes  die  Möglichkeit  geschafiei, 
übermässig  hohe  Bezüge  aus  der  Invaliden-  neben  der  ünfil- 
Versicherung  zu  beschränken.  Nach  §  48  Abs.  1  No.  1  Inv.-Ver8.-G. 
ruht  das  Recht  auf  den  Bezug  der  Invaliden-  oder  der  Alten- 
rente für  diejenigen  Personen,  welche  auf  Grund  der  reict 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  Unfallversicherung  eine  Rente 
beziehen,  solange  und  soweit .  die  Unfallrente  für  sich  allein  oder 
unter  Zurechnung  der  ihnen  nach  dem  Invalidenversicherung!- 
gesetz  zugesprochenen  Rente  den  7  Y»  fachen  Grundbetrag  der 
InvaHdenrente  übersteigt.  Da  die  Grundbeträge  in  §  36  Abs.  2 
auf  60  M.  für  die  erste  Lohnklasse,  70  M.  für  die  zweite,  80  JL 
für  die  dritte,  90  M.  für  die  vierte  und  100  M.  für  die  d«* 
eingeführte  fünfte  Lohnklasse  festgesetzt  sind,  so  ergiebt  sichm 
Mindestsatz  von  7,5  •  60  =  450  M.,  während  der  Höchstsatz 
sich  auf  7,5  .  100  =  750  M.  beläuft.  Bei  einer  ünfallrente 
unter  450  M. "^  ist  also  die  Invalidenrente,  falls  nicht  etwa  die 
Thatbestandsmerkmale  des  §  15  Abs.  2  Satz  2  zutreffen,  stets 
bis  zur  Ergänzung  des  entsi)rechenden  7  Y2 fachen  Grundbetr^es 


^  Nicht  nötig  ist  es,  dass  ein  einziger  Unfall  die  Erwerbsmindemsf 
unter  ein  Drittel  der  normalen  Verdienstfähigkeit  hervorgerufen  hat,  V«r 
ein  Auge  verliert  und  später  auf  einem  Beine  gelähmt  wird,  ist  auf  die  beiden 
deshalb  zahlbaren  Unfallrenten  angewiesen  und  kann  daneben  nicht  noch 
Invalidenrente  fordern. 

^  Bisher  war  nach  §  34  Xo.  1  luv.-  u.  Alt.-Vers.-G.  der  Satz  von  415  5L 
jährlich  allgemein  entscheidend;  derselbe  kam  dem  Höchstbetrage  der  Inv*- 
lidenrente  nach  50  Beitragsjahren  in  IV.  Lohnklasse  gleich;  vgl.  BossB  and 
V.  WoEDTKK,  Anm.  5  zu  §  34  cit. 
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Dachzuzahlen,  während  neben  einer  Unfallrente  von  750  M.  und 
nehr  keine  Rentenzahlung  denkbar  ist.  Dem  Antrage,  unter 
(Uen  Umständen  mindestens  ein  Drittel  der  InvaUden-  oder  Alters- 
ente zu  gewähren,  wurde  in  der  Kommission  (Bericht  No.  270 
'.  95)  regierungsseitig  mit  Erfolg  entgegengehalten,  dass  es  eine 
rige  Auffassung  sei,  bei  einer  ausschliesslich  durch  Betriebs- 
ofall  herbeigeführten  Invalidität  Zuwendungen  mit  Rücksicht 
if  die  zur  Invalidenversicherung  geleisteten  Beiträge  zu  machen, 
ei  der  Sachlage,  wie  sie  sich  später  durch  Annahme  des  §  43 
1  Reichstage  herausstellte,  hätte  man  konsequenter  Weise  auch 
ir  die  Fälle  des  Ruhens  der  Invaliden-  oder  Altersrente  nach 
48  Xo.  1  die  halben  Beiträge  zurückerstatten  müssen;  dies  ist 
des  unterblieben  und  kann  im  Wege  der  Analogie  mangels 
isdrücklicher  Vorschriften  nicht  aus  dem  Gesetze  abgeleitet 
erden. 

Da  diejenigen  Personen,  welche  Unfallrente  beziehen,  insofern 
ne  gewisse  Versorgung  haben  und  durch  die  Bestimmungen  in 
48  No.  1  immerhin  etwas  gegenüber  den  sonstigen  Versicherten 
egen  des  zukünftigen  Rentenbezuges  benachteiligt  sind,  so  ent- 
geht es  der  Billigkeit,  wenn  sie  durch  §  6  Inv.-Vers.-G.  (früher 
4  Abs.  3  Inv.-  u.  Alt.- Vers.- G.)  für  berechtigt  erklärt  sind, 
ttf  ihren  Antrag  durch  die  untere  Verwaltungsbehörde  sich 
on  der  Invalidenversicherungspflicht  befreien  zu  lassen, 
brbedingung  für  die  Befreiung  ist,  dass  die  jährliche  Höhe  der 
nfallrente  dem  Mindestbetrage  der  Invalidenrente  gleichkommt, 
h.  nach  dem  früheren  Rechte  111  M.,  nach  dem  Invaliden- 
rsichemngsgesetz  116  M.  Von  dieser  Befugnis  wird  nicht  selten 
ebrauch  gemacht,  da  die  Unfallrentenempfänger,  denen  bei  der 
iche  nach  Arbeitsstellen  leicht  wegen  ihres  mehr  oder  weniger 
genfalligen  körperlichen  Gebrechens  Hindernisse  sich  entgegen- 
Jlen,  erfahrungsmässig  alsdann  eher  Beschäftigung  finden,  wenn 
'  darauf  hinweisen  können,  dass  man  bei  ihrer  Annahme  die 
vahdenbeiträge  zu  sparen  im  Stande  sei.    Selbstverständlich  hat 
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die  Befreiung  nur  von  dem  Zeitpunkte  ab  Wirksamkeit,  in  weichet 
der  bezügliche  Antrag  der  zuständigen  Behörde  zur  £ntscheidiii| 
unterbreitet  wird.  Von  rückwirkender  Kraft  kann  nicht  die Bele 
sein,  auch  wenn  Jahre  lang  aus  Unkenntnis  der  Möglichkeit,  einet 
entsprechenden  Antrag  zu  stellen,  Versicherungsbeiträge  geleistet 
sind  (Amtl.  Nachr.,  Inv.-  u.  Alt.- Vers.,  1894,   S.    151   No.  379k 
Auch    wird    man    es    für    zulässig   halten  müssen,     das   erlangte 
Vorrecht  später  wieder  aufzugeben,  zumal  da  ein  derartiger  Yff- 
zicht  auf  die  eingetretene  Befreiung  nur  dann  Bedeutung  für  die 
Erlangung  der  Invaliden-  oder  Altersrente  hat,  wenn  die  Anwart- 
schaft   darauf  (§  46  Inv.-Vers.-G.)  nicht   verloren   gegangen  ist 
oder    wenn    sie    durch  Wiedereintreten    der  Versicherungspflicht 
oder  durch  freiwillige  Beitragsleistung  unter  Zurücklegung  einer 
Wartezeit  von  200  Beitragswochen  wieder  auflebt. 

Sehr  zweckmässig  ist  eine  andere  neue  Vorschrift  (§  6  Abs.  1 
Satz  2  Inv.-Vers.-G.),  welche  geeignet  ist,  eine  überflüssige  Art 
der  Versicherung  auszuschliessen.  Bekanntlich  ist  der  Bezug 
einer  Invaliden-  neben  der  Altersrente  unzulässig  und 
umgekehrt  (§  48  Abs.  3  das.,  vgl.  früher  §  29  Abs.  2  Inv.-  u. 
Alt.- Vers.- G.).  Trotzdem  unterlagen  dem  Versicherungszwange 
bisher  auch  diejenigen  Personen,  welchen  eine  Altersrente  zu- 
stand, falls  sie  eine  an  sich  versicherungspflichtige  Beschäftigmig 
ausübten.  Dieser  Rechtszustand  ist,  wie  die  Begründung  zum 
Invaliden  Versicherungsgesetz®  ganz  richtig  ausführte,  den  Be- 
teiligten vielfach  nicht  verständlich  geworden,  auch  entsprach  es 
häufig  nicht  der  Billigkeit,  noch  weiter  Invalidenbeiträge  zu  for- 
dern, falls  die  Höhe  der  Altersrente  die  nach  menschlichem  Er- 
messen etwa  zu  erwartende  Invalidenrente  überstieg  (z.  B.  sie 
betrug  in  IV.  Lohnklasse  191  M.  40  Pf.  jährlich,  ein  Betrag, 
der  ohne  die  Novelle  erst  in  ferner  Zukunft  hätte  erreicht  werden 
können).     Andererseits  trug  man  Bedenken,  diese  Personen  von 


Reichstagsdrucksachen  No.  93  von  1898/99  S.  249. 
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ier  obligatorischen  Versicherung  schlechthin  zu  befreien,  weil 
lur  von  Fall  zu  Fall  die  Frage  beantwortet  werden  kann,  ob  die 
uvalidenrente  sich  für  sie  höher  stellen  würde.  Es  ist  daher 
enen,  welche  das  70.  Lebensjahr  vollendet  haben,  in 
erselben  Weise,  wie  den  Empfängern  einer  ünfallrente  von  min- 
Bstens  116  M.  jährlich,  die  Befugnis  gegeben,  nach  ihrer  freien 
Tahl  das  Pflichtversicherungsverhältnis  zu  lösen. 

Keine  eigenthche  Doppelversicherung  (vgl.  unten  S.  112),  wohl 
)er  ein  zu  mancherlei  Verwicklungen  führendes  Ineinandergreifen 
T  Mehrzahl  von  Versicherungsorganen  steht  in  Frage  bei  der 
1  freien  Ermessen  der  Berufsgenossenschaften  und  Versicherungs- 
istalten liegenden,  in  den  letzten  Jahren  immer  häufiger  an- 
(Wendeten  Gewährung  des  Heilverfahrens. 

Xach  §  76*  K.-Vers.-G.  (Fassung  der  Novelle  vom  10.  April 
i92/l.  Jan.  1893)  sind  die  Berufsgenossenschaften  hierzu  in 
fiterer  Ausgestaltung  der  in  §  10  Landw.  Ünf.-Vers.-G.  ent- 
iltenen  Vorschrift  allgemein  befugt.  Vom  Tage  der  Ueber- 
ihme  an  bis  zum  Abschlüsse  des  Heilverfahrens  oder  bis  zum 
ade  der  13.  Woche  nach  Beginn  des  Krankengeldbezuges  tritt 
e  Berufsgenossenschaft  in  den  Krankengeldanspruch  des  Ver- 
Izten  ein,  während  sie  andererseits  die  Rechtsnachfolgerin  der 
rankenkasse  betreffs  aller  derselben  obliegenden  Verbindlich- 
iten  wird. 

Umgekehrt  haben  nach  §  6  Abs.  8  Unf.-Vers.-G.  die  Berufs- 
nossenschaften  das  Recht,  der  Krankenkasse,  welcher  der  Be- 
bädigte  angehört,  gegen  Ersatz  der  ihr  hierdurch  entstehenden 
)sten  die  Fürsorge  für  denselben  über  das  erste  Vierteljahr 
laus  bis  zum  Abschlüsse  des  Heilverfahrens  zu  übertragen.  Die 
isse  muss  sich  aber,  abweichend  von  den  Vorschriften  in  §§  57, 
*  K.-Vers.-G.,  in  solchen  Pflegefällen  nicht  durchweg  mit  dem 
ben  Krankengelde  als  Ersatz  für  ärztliche  Behandlung,  Arznei 
Igl.  begnügen,  sondern  es  ist  ihr  gestattet,  nachweisbare  Mehr- 
Vendungen  sich  erstatten  zu  lassen. 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  1.  7 
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Der  bedeutende  Aufschwungs  den  im  Laufe  der  Zeit  das 
Heilverfahren  der  Versicherungsanstalten  genommen  hat,  ist 
die  Veranlassung  zu  neuer  und  eingehender  Regelung  der  gegen- 
seitigen Beziehungen  gewesen  (§§  18 — 23  Inv.-Vers.-G.,  früher 
§  12  Inv.-  u.  Alt.-Vers.-G.). 

Wenn  die  Anstalt  eine  Krankenfürsorge  eintreten  lässt,  so 
gehen  bei  Versicherten,  die  der  reichs-  oder  landesgesetzlicben 
Krankenversicherung  unterliegen,  vom  Anfang  des  Heilverfahrens 
ab  bis  zu  dessen  Beendigung  die  Pflichten  der  Krankenkasse 
gegen  den  Patienten  auf  die  Anstalt  über.  Dagegen  hat  ihr  die 
Krankenkasse  Ersatz  zu  gewähren  in  Höhe  des  Krankengeldes, 
das  der  Versicherte  für  sich  fordern  konnte;  Erstattung  der  Arzt-, 
Arznei-  und  sonstigen  Pflegekosten  durch  fernere  Zahlung  des 
halben  Krankengeldes  findet  sich  nicht  vorgeschrieben.  Wohl 
aber  hat  die  Versicherungsanstalt  den  Angehörigen  des  Ver- 
pflegten eine  Unterstützung  zu  zahlen,  einerlei  ob  er  der  gesetz- 
lichen Krankenversorgung  unterliegt  oder  nicht.  Ist  ersteres  der 
Fall,  so  beträgt  die  Leistung  die  Hälfte  des  für  ihn  während  der 
gesetzlichen  Dauer  der  Krankenunterstützung  massgebend  ge- 
wesenen Krankengeldes,  anderenfalls  den  vierten  Teil  des  für  den 
Ort  seiner  letzten  Beschäftigung  oder  seines  letzten  Aufenthalts 
massgebenden  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Tagearbeiter 
(§  8  K.-Vers.-G.).  Eine  etwaige  Invalidenrente  kann  auf  die 
Angehörigenunterstützung  angerechnet  werden  (§  18  Schlusssati 
Inv.- Vers. -6.),  so  dass  es  statthaft  ist,  bei  der  später  mit  rück- 
wirkender Kraft  für  die  Dauer  des  erfolglos  gebliebenen  Heil 
Verfahrens  zugebilligten  Invalidenrente  den  Betrag  der  gezahlte! 
Angehörigenunterstützung  in  Ansatz  zu  bringen. 

Das  Gegenstück  hierzu  bildet  §  47  Abs.  2  Inv.-Vers.-G 
wonach  au  Stelle  der  Angehörigenunterstützung  für  Invalidei 
rentenompfanger,  denen  das  Heilverfahren  in  Aussicht  auf  Wiedei 
erlangung  der  Ervverbsfähigkeit  geboten  wird,  die  Invalidenrenl 
angerechnet  werden  kann. 
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Der  §  19  Inv.-Vers.-G.  stellt  es,  entsprechend  der  bisherigen, 
mit  dem  Wortlaute  des  §  12  Inv.-  u.  Alt.-Vers.-G.  nicht  ganz 
rereinbaren  Praxis,  in  das  Ermessen  der  Versicherungsanstalt, 
3b  sie  die  Fürsorge  für  den  Erkrankten  der  Krankenkasse, 
reicher  er  angehört  oder  zuletzt  angehört  hat,  in  demjenigen 
umfange  übertragen  will,  den  sie  für  geboten  erachtet.  Die  ent- 
tehenden  Mehrkosten  müssen  von  ihr  der  Kasse  ersetzt  werden. 
n  der  Regel  werden  indes  auch  fernerhin  die  Versicherungs- 
Dstalten  es  vorziehen,  den  Kranken  selbständig  in  Pflege  zu 
ehmen  und  sich  von  der  Kasse  dessen  Krankengeld  zahlen  zu 
issen. 

Dabei  darf  indes  nicht  ausser  Acht  bleiben,  dass  das  Heil- 
erfahren, insbesondere  bei  den  im  Vordergrunde  stehenden 
iungenkranken,  nur  dann  Aussicht  auf  Erfolg  bietet,  wenn  den 
'ersicherten  einigermassen  die  Sorge  um  ihre  Angehörigen  ab- 
enommen wird  (vgl.  Kommissionsbericht  zum  Invalidenversiche- 
angsgesetz  S.  45).  Manche  Versicherungsanstalten,  z.  B.  die 
raunschweigische,  haben  bis  1.  Jan.  1900  den  Familien  der  im 
leilverfahren  behandelten  Versicherten  deren  Krankengeld  un- 
eschmälert  belassen,  um  die  durch  langwierige  Verdienstlosigkeit 
les  Ernährers  hervorgerufenen  Schwierigkeiten  zu  beseitigen.  Es 
5t  sehr  fraglich,  ob  fortan  ein  derartiges  Entgegenkommen  ohne 
reiteres  möglich  ist.  Da  das  halbe  Krankengeld,  dessen  Ge- 
rährung  nunmehr  zu  erfolgen  hat,  in  den  meisten  Fällen  nicht 
usreichen  wird,  um  die  Angehörigen  des  Pfleglings  vor  Not  zu 
ehüten  und  dem  letzteren  in  der  Eekonvaleszenz  die  quälende 
orge  um  das  Wohl  der  Seinen  zu  nehmen,  so  hat  der  Vorstand 
^r  Braunschweiger  Anstalt  auf  Grund  des  §  45  Inv.-Vers.-G.  in 
lerkennenswerter  Weise  beschlossen,  mit  Zustimmung  des  Aus- 
basses die  Genehmigung  des  Bundesrats  dazu  einzuholen,  dass 
IS  Krankengeld  der  Verpflegten,  welche  Familie  haben,  nicht 
Dgezogen,  sondern  der  letzteren  belassen  werde;  in  besonderen 
allen  soll  sogar  ein  Zuschuss  darüber  hinaus  gewährt  und  nach 

7* 
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Beendigung  der  Krankenunterstiitzung  eine  angemessene,  da 
vierten  Teil  des  ortsüblichen  Tagelohnes  unter  Umständen  üW 
schreitende  fernere  Zuwendung  an  die  Angehörigen  geboten  we^ 
den  ®.  HoflFentlich  erweist  sich  der  hier  betretene  Weg  als  gaDgbtn 
das  Ziel,  dessen  Erreichung  damit  versucht  wird,  ist  jedenfab 
ganz  dem  wohlwollenden  Geiste  der  Arbeiterversicheniog  ent- 
sprechend: man  unterschätze  ja  nicht  die  Bedeutung,  welche  i 
der  Fürsorge  für  die  Familie  gleichzeitig  mit  der  Pflege  des  er- 
krankten Arbeiters  selbst  enthalten  ist.  Nur  nebenbei  mag  and 
auf  die  erhebliche  Entlastung  der  Annenpflege  durch  derartig 
Massregeln  hingewiesen  werden. 

Für  die  Wechselbeziehungen  zwischen  der  Invaliden-  und 
der  Unfallversicherung  ist  von  Wichtigkeit  die  Vorschrift  in 
§21  Inv.-Vers.-6.  Dieselbe  war  in  dem  Regierun gsentwurit 
nicht  enthalten.  In  der  Kommission  wurde  indes  mit  Becbt 
darauf  hingewiesen,  dass  es  der  Billigkeit  entspreche,  wenn  die 
Versicherungsanstalt,  welche  bei  einer  auf  entschädigungspflichtige 
Betriebsunfälle  zurückzuführenden  Krankheit  das  Heilverfafares 
gewährt  und  damit  den  Eintritt  der  Invalidität  verhindert  habe, 
von  der  dadurch  ganz  oder  zum  Teil  entlasteten  Berufsgenossen- 
schaft Ersatz  der  Kosten  in  demselben  Masse  verlangen  köDDe, 
wie  dies  den  Krankenkassen  ihr  gegenüber  nach  §  19  Satz  3 
Inv.-Vers.-G.  gestattet  ist.  Thatsächlich  hat  sie  ja  in  solchen 
Fällen  die  Geschäfte  der  Berufsgenossenschaft  besorgt.  Kur  fSr 
diejenigen  Aufwendungen,  welche  sie  vor  dem  Beginne  der 
14.  Woche  nach  dem  Betriebsunfälle  gemacht  hat,  kann  sie  sieb 
nicht  an  die  Berufsgenossenschaft,  sondern  lediglich  an  die  et«» 
zuständige  Krankenkasse  halten  (§18  Abs.  3  das.). 

Die  Berufsgenossenschaften  sind  berechtigt,  die  von  der  Ver- 
sicherungsanstalt gewährten  Heilmassregeln  bei  Festsetzung  der 
Uiifallrente    so    zu    behandeln,    als    ob  sie  von  ihnen  selbst  aus- 

'•'  Vgl.  Fky  und  DiETZ,  Zeitschr.,  Die  luvaliden-  und  AltcrsversicheniBg. 
10.  Jahrg.  No.  2  S.  14. 


—     101     — 

gangen  wären  (§21  Abs.  2  das.).  Bei  Krankenhauspflege  hat 
SS  die  wichtige  Folge,  dass  für  deren  Dauer  dem  Verletzten 
ae  Unfallrente  überhaupt  nicht  zusteht,  da  die  Anstaltsbehand- 
ng  an  die  Stelle  derselben  getreten  ist  (§  7  Ünf.-Vers.-G.).  Die 
m  der  Versicherungsanstalt  gezahlte  Angehörigenunterstützung 
ird  auf  die  nach  §  7  Abs.  2  Unf.-Vers.-G.  der  Familie  des 
erpflegten  zustehenden  Rente  angerechnet  werden  dürfen. 

Streitigkeiten  über  Ersatzansprüche  der  Versicherungsanstalten 
egen  die  Berufsgenossenschaften  wegen  einer  derartigen  Geschäfts- 
ihrung  ohne  Auftrag  werden  vom  Reichsversicherungsamte  ent- 
Aieden  (§  23  Abs.  3  Inv.-Vers.-G.). 

Im  vorstehenden  Abschnitte  sind  diejenigen  Fälle  bespro- 
hen^  in  welchen  sich  aus  der  Thatsache  des  gleichzeitigen  Be- 
iehens  der  Kranken-,  Unfall-  oder  Invalidenversicherung  neben 
inander  verschiedene  Rechtsfolgen  mit  einer  gewissen  Notwendig- 
eit  ergeben.  Viel  mannigfaltiger  und  in  ihren  einzelnen  Wir- 
angen  zweifelhafter  sind  die  Folgen  der  freiwilligen  Doppel- 
ärsicherung,  die  bei  allen  drei  Versicherungsgruppen  zugelassen  ist. 

Allerdings  ist  die  praktische  Bedeutung  derselben  bei  der 
Qvaliden-  und  der  Unfall-Versicherung  gering,  da  erfahrungs- 
lässig die  Beteiligung  an  privaten  Pensionskassen  neben  der 
iwangsversicherung  schon  wegen  des  Kostenpunktes  schwach  ist. 

Soweit  die  Versicherten  einer  Fabrik-,  Knappschafts-,  See- 
lannskasse  oder  anderen  für  gewerbliche,  landwirtschaftliche  oder 
hnliche  Unternehmungen  bestehenden  Kasseneinrichtungen  an- 
ehören,  stehen  ihnen  regelmässig  nach  §  52  Inv.-Vers.-G.  (früher 
36  Inv.-  u.  Alt.-Vers.-G.)  die  statutarischen  Leistungen  der- 
elben  voll  neben  der  Invaliden-  und  Altersrente  zu*^. 


'"  Unzutreffend  würde  es  sein,  wenn  man  auf  diese  Doppelversicherung 
i  54  Inv.-Ver8.-G.  (früher  §  39  Inv.- u.  Alt.-Vers.-G.)  anwenden  wollte,  wo- 
*ch  die  Versicherungsanstalt  durch  cessio  legis  den  Anspruch  erwirbt, 
'elcher  Invalidenrentnem  gegen  Dritte  kraft  einer  gesetzlichen  Bestimmung 
Qsteht  und  Ersatz   des  ihnen  durch  die  Invalidität  verursachten  Schadens 
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Nur  die  besonderen  Kasseneinrichtungen  nach  §§  8—10 
Inv.-Vers.-G.  (bisher  §§  5 — 7  Inv.-  u.  Alt.-Vers.-G.),  welche  t« 
Bundesrat  hinsichtlich  der  Art  und  des  Umfanges  ihrer  Fürsorge 
als  den  Versicherungsanstalten  gleichberechtigt  anerkannt  and, 
nehmen  eine  Ausnahmestellung  ein  und  ersetzen  für  die  in  da 
betreflfenden  öffentlichen  oder  privaten  Betrieben  beschäftigten  ?»• 
sone  nvollständig  und  mit  Notwendigkeit  die  Versicherungsanstalt 

Bei  der  Unfallversicherung  ist  die  Sachlage  im  wesent- 
lichen die  gleiche.  Hier  giebt  es  indes  keine  staatlich  an- 
erkannten, von  dem  allgemeinen  Zwange  befreienden  Privat 
pensionskassen ,  sondern  die  Nebenversicherung  bei  privaten  Un- 
fall- oder  Haftpflichtversicherungsgesellschaften  irgend  welcher 
Art  besteht  völlig  unabhängig  von  der  Fürsorge  der  Berufe- 
genossenschaften  (vgl.  Arbeiterversorgung  Bd.  VI  S.  129).  Ein« 
Uebergangsvoi-schrift,  die  in  §  100  Unf.-Vers.-6.  betreffs  der  bei 
Inkrafttreten  der  reichsgesetzUchen  Unfallversicherung  schwebende! 
älteren  Versicherungsverträge  gegeben  war  und  die  Uebemahme 
dieser  Verträge  auf  Antrag  des  Versicherungsnehmers  durch  die 
Berufsgenossenschaft  zum  Gegenstande  hat,  ist  inzwischen  wohl 
bedeutungslos  geworden.  Jedenfalls  hat  diese  Ausnahmebestim- 
mung daran  nichts  ändern  wollen,  dass  auch  der  in  einer  Privat- 
versicherung  befindliche  Unternehmer  eines  versicherungspflichtigen 
Betriebes  durch  das  Gesetz  bezw.  auf  Grund  statutarischer 
Erweiterung  Mitglied  der  zuständigen  Berufsgenossenscliaft  wird 
(vgl.  V.  WoEDTKE,  Anni.  1  zu  §  100  Unf.-Vers.-6.,  Bd.  XIII 
S.  301  dieser  Zeitscbr.). 

Wenden  wir  uns  nun  zu  dem  eigentlichen  Hauptfall  der 
freiwilligen  Doppelversicherung,  der  Mitgliedschaft  in  mehreren 


zum  Gegenstände  hat.  Die  Kassenmitgliedschafb  bei  derartigen  Privatkassen 
giebt  einen  vertra^smässigcn,  nicht  einen  gesetzlichen  Anspruch  (Tgl 
V.  WoEDTKE,  Anm.  3  zu  §  89  Inv.-  u.  Alt.-Vers.-G.).  Gemeint  ist  in  §  M 
hauptsächlich  die  civilrechtliche  Haftpflicht  der  Unternehmer  und  dritter 
Personen  für  Schädigung  der  Versicherten. 


•I  ,•  ••••••   •   • 
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Krankenkassen,  so  liegt  in  dem  Merkmal  der  Freiwilligkeit  die 
Unmöglichkeit  enthalten,  einer  Mehrzahl  von  Zwangs-Kassen 
gleichzeitig  anzugehören.  Wer  also  in  einer  Ortskrankenkasse 
versichert  ist,  der  kann  nicht  daneben  Mitglied  einer  zweiten 
Ortskrankenkasse  oder  einer  Betriebs-(Fabrik-),  Bau-  oder  Innungs- 
krankenkasse sein  und  umgekehrt,  einerlei  ob  er  durch  freiwilligen 
Beitritt  oder  durch  Hinweis  auf  seine  Beschäftigung  diese  Doppel- 
versicherung zu  begründen  beabsichtigt.  Wenn  jemand  in  mehreren 
Betrieben  täglich  gegen  Lohn  beschäftigt  wird,  für  welche  ver- 
schiedene Kassen  zuständig  sind,  so  wird  deshalb  doch  keine 
Doppelmitgliedschaft  Platz  greifen.  Ein  kaufmännisch  ausgebildeter 
Buchhalter  z.  B.,  der  seine  Hauptthätigkeit  einer  Fabrik  widmet 
und  der  Betriebskrankenkasse  derselben  angehört,  wird  nicht  um 
deswillen  Mitglied  einer  Fleischerinnungskrankenkasse  werden, 
weil  er  einem  mit  der  Buchführung  nicht  vertrauten  Schlachter- 
meister allabendHch  dessen  Geschäftsjournal  in  Ordnung  bringt. 
Diese  nebensächliche  Arbeit  bleibt  bei  der  Feststellung  der 
Kassenzugehörigkeit  ausser  Betracht.  Zu  einer  Kollision  würde 
es  nur  dann  kommen  können,  wenn  beide  Beschäftigungen  nach 
der  darauf  verbrachten  Zeit  und  nach  dem  Gesamtertrage  der 
dadurch  gewonnenen  Baar-  und  Naturalbezüge  vollständig  gleich- 
wertig wären;  in  diesem  ziemlich  unwahrscheinlichen  Fall  ist  es, 
da  eine  solche  Doppelmitgliedschaft  schlechterdings  nicht  in  den 
Rahmen  der  Zwangsversicherung  passt,  für  zulässig  zu  halten, 
dasjenige  Arbeitsverhältnis  entscheiden  zu  lassen,  in  welches  der 
Betreffende  zuerst  thatsächlich  eingetreten  ist^^ 

Eine  Abweichung  hinsichtlich  der  Innungskrankenkassen  (§  73 
K.-Vers.-G.)    findet   sich    in    der    Praxis    —  Arbeiterversorgung 

"  Der  §  52  Abs.  2  K.-Vei's.-G.,  nach  welchem  die  sämtlichen  Arbeit- 
geber eines  Versicherten,  der  gleichzeitig  in  mehreren  die  Versicheruogs- 
pflicht  begründenden  Arbeitsverhältnissen  steht,  als  Gesamtschuldner  für 
die  vollen  Beiträge  und  Eintrittsgelder  haften,  hat  offenbar  nur  den  Fall  im 
Auge,  dass  eine  einzige  Zwangskasse  für  die  Versicherung  zuständig  ist, 
nicht  eine  Mehrheit  derselben. 
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Bd.  XIII  S.  408  No.  2  —  in  Bezug  auf  diejenigen  Penonen, 
welche  in  ihrer  Eigenschaft  als  Innungsmeister  freiwillig  von  der 
Befugnis  Gebrauch  gemacht  hatten,  Mitglieder  der  Innungs- 
krankenkasse  zu  werden,  und  welche  dieses  Verhältnis  auch  nach 
Aufgabe  ihrer  Selbständigkeit  durch  Fortzahlung  der  Beiträge 
aufrecht  erhalten  haben.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  sie 
bei  Eintritt  in  eine  abhängige  versicherungspflichtige  Thätigkeit 
daneben  Mitglieder  der  Zwangskasse  (Ortskrankenkasse  u.  s.  w.) 
werden,  welche  für  den  fraglichen  Berufszweig  oder  Betrieb  be- 
steht. Denn  sie  können  sich  zur  Befreiung  nicht  auf  §  19  Abs.  2 
K.-Vers.-G.  berufen,  da  sie  nur  aus  freien  Stücken  und  nicht  „ve^ 
möge  ihrer  Beschäftigung"  der  Innungskrankenkasse  angehören. 

Im  übrigen  ist  in  §  27  K.-Vers.-G.  mit  hinreichender  Deut- 
lichkeit zum  Ausdrucke  gebracht,  dass  freiwillige  Fortsetzung  der 
durch  entsprechende  Beschäftigung  begründeten  Mitgliedschaft  in 
einer  Zwangskasse  nur  solange  gestattet  ist,  bis  man  zu  einer 
Beschäftigung  übergeht,  vermöge  deren  man  in  eine  andere  ähn- 
liche Kasse  hineingehört. 

Dieser  Grundsatz,  nach  welchem  die  Doppelmitgliedschaft  in 
zwei  Zwangskassen  durchweg  ausgeschlossen  ist  **,  gilt  nach  der 
zu  billigenden,  aber  bestrittenen  Ansicht  von  Hahn  (Arbeiter- 
Versorgung  Bd.  XVI  S.  161)  auch  für  die  Gemeindekranken- 
Versicherungen  in  ihrem  Verhältnis  zu  einander  und  zu  den  eigent- 
lichen Zwangskassen  ^^     Die  subsidiäre  Stellung,  welche  die  Ge- 


'«  Arbeiterversor^ng  Bd.  XI  S.  286  No.  2;   Bd.  XII  S.  67  No.  6. 
Ebenda  S.  93  ist  zutreffend  ausgeführt,  dass  ein  Rechtsirrtam  der  betreffenden 
Krankenkasse,  deren  Rechnungsführer  in  Kenntnis  der  Sachlage  anstandslos 
die  Beiträge  entgegengenommen   hat,   keine  Aenderung  hervorrufe,   da  der 
vom  Gesetze  gewollte  Zustand  weder  durch  Vertrag  noch  durch  Irrtum  der 
Parteien  beeiuflusst  werden  kann  (vgl.  Bd.  XIII  Heft  2  S.  288  des  Archif» 
f.  öffentl.  Recht).     S.   auch   Arbeiterversorgung    Bd.  XII    S.  271,  476,  nDd 
Die    Invaliden-    und   Altersvorsicherung    Bd.  IV^  S.   178    (anderer  Meinung 
S.  152  das.). 

''^  Die  Gemeindekrankenversicherung  gehört  deshalb  nicht  zu  den  Zwangs- 
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meindekrankenversicherung  in  dem  ganzen  Aufbau  der  Arbeiter- 
forsorge  bei  uns  einnimmt,  lässt  es  nicht  möglich  erscheinen, 
da&s  jemand  ihr  neben  einer  anderen  auf  Zwang  beruhenden 
Easseneinrichtung  sich  anschliesse,  während  z.  B.  die  Knapp- 
«chaftskasse  (§  74  K.-Vers.-G.)  ihrer  Natur  nach  es  verträgt, 
wenn  ein  Mitglied  gleichzeitig  in  der  Ortskrankenkasse  versichert 
ist  (Ärbeiterversorgung  Bd.  XIV  S.  614  No.  12). 

Im  weitesten  Umfange  findet  dagegen  die  Doppelversicherung 
statt  durch  Vermittlung  der  eingeschriebenen  Hülfskassen 
und  der  auf  Grund  landesrechtlicher  Bestimmungen  er- 
richteten Krankenkassen.  Ein  Teil  derselben  hat  darauf  ver- 
achtet, durch  Anpassung  der  Kassenleistungen  an  die  Vorschriften 
hl  §  75  K.-V^ers.-G.  sich  eine  amtliche  Bescheinigung  darüber  zu 
▼erschaflfen,  nach  welcher  ihre  Mitglieder  von  der  Verpflichtung, 
der  Zwangsversicherung  anzugehören,  befreit  sind  (§§  75 •  und  ^ 
das.).  Diese  Kassen  werden  deshalb  trefl^end  „Zuschusskassen" 
genannt,  weil  sie  für  versicherungspflichtige  Personen  sich  die  Auf- 
Rabe gestellt  haben,  neben  demjenigen,  was  die  legitime  Haupt- 
kasse (Zwangs-  oder  Hülfskasse)  gewährt,  einen  Zuschuss  dar- 
zubieten. Für  die  Verwaltungsbehörden  empfiehlt  es  sich,  zur 
Veraeidung  von  Missverständnissen  dahin  zu  wirken,  dass  den 
Statutenbüchem  dieser  Kassen  eine  Bemerkung  aufgedruckt  wird 
«twa  folgenden  Inhalts: 
■  „Diese  Kasse  genügt  den  Anforderungen  des  §  75  K.-Vers.-G. 

nicht,  befreit  daher  nicht  von  der  Zugehörigkeit  zu  der  ge- 
setzlichen Krankenversicherungsstelle. " 
Es  wird  hierdurch  erreicht,  dass  die  Arbeitgeber  bei  einiger 
Aufmerksamkeit  dem  Irrtum  entgehen,  als  ob  sie  es  nicht  nötig 
«tten,  die  von  ihnen  beschäftigten  Mitglieder  solcher  Zuschuss- 
»tosenbei  der  Orts-  u.  s.w.  Krankenkasse  gemäss  §  49  K.-Vers.-G. 
*öiomelden.   Anderenfalls  droht  ihnen  die  gesetzliche  Strafe  (§81) 

^*^n  im  enteren  Sinne,   weil  sie  nur  eine  besondere  Abteilung  der  Kasse 
^  betreffenden  Gemeinde  ist  (§  9  K.-Vers.-Ö.). 
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und  die  unter  Umständen  sehr  weitgehende  Ersatzpflicht  des  §  50, 
von  welcher  ein  Rechtsirrtum  über  das  Wesen  und  die  Bedeutoog 
jener  Kassen  nicht  entbindet  (Arbeiterversorgung  Bd.  XV  S.  67  ! 
und  S.  592).  " 

Genügt  aber  die  Hülfskasse  bescheinigtermassen  den  An- 
sprüchen des  §  75  cit.,  dann  hat  das  in  versicherungspflichtige 
Beschäftigung  tretende  Mitglied  die  Wahl,  ob  es  von  der  ge8€t^ 
lieh  gewährleisteten  Befreiung  betrefl's  der  Zwangskasse  Gebraudi 
machen  will  oder  nicht.  Verzichtet  es  auf  das  Vorrecht,  dam 
findet  Doppelversicherung  statt,  und  hinsichtlich  der  Zwangskisie 
bestehen  die  vollen  Mitgliedsrechte  und  -Pflichten,  insbesoDdere 
in  Bezug  auf  die  Kassenverwaltung  und  die  Verbindlichkeit  d« 
Arbeitgebers  zur  Aufbringung  der  Beiträge  (ein  Drittel  »M  ^ 
eigenen  Mitteln);  nur  von  einer  Kürzung  des  Krankengeldes  wirf 
unten  die  Rede  sein  (S.  llOfi*.). 

Gleichgültig  ist  es,  ob  die  Doppelmitgliedschaft  sofort  bei 
Beginn  der  Beschäftigung  bestand  oder  erst  nachträglich,  sei 
es  durch  Eintritt  in  die  Hülfskasse,  sei  es  durch  Verzicht  aaf 
die  Befreiung  von  der  Zwangskasse,  herbeigeführt  ist'^.  Will 
der  Versicherte  später  wieder  aus  der  Zwangskasse  ausscheiden, 
ohne  die  versicherungspflichtige  Thätigkeit  aufzugeben,  so  ma«  ' 
er  nach  §  19  Abs.  5  K.-Vers.-G.  spätestens  drei  Monate  tot 
Schluss  des  Rechnungsjahres  seinen  Austritt  bei  dem  Vorstände 
anmelden  und  bis  zum  Jahresschlüsse  nachweisen,  dass  er  Mit- 
glied einer  in  §  75  bezeichneten  Kasse  geworden  ist. 

Bei  den  Hülfskassen  ist  die  Doppelversicherung  regelmaesig 
unbeschränkt.  Hin  und  wieder  findet  sich  die  statutarische  Vo^ 
Schrift,  dass  die  Mitgliedschaft  in  einer  anderen  Kasse,  nidit 
aber  in  mehreren  derselben  statthaft  sei.  Zuwiderhandebde 
werden  wegen  Wegfalls  einer  die  Aufnahme  bedingenden  Voratt»* 


'*  Archiv  f.  öffentl.  Recht  Bd.  XIII  Heft  2  S.  283flf.   Arbeitervereoig««« 
Bd.  X  S.  74  ff.,  589  Xo.  3. 
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-  aetzung    gemäss   §    15  Abs.    1  Hülfsk.-G.    aus  der  Kasse   aus- 
geschlossen, in  deren  Statuten  ein  derartiges  Verbot  enthalten  ist. 

In  Bezug  auf  die  Wirkungen  der  Doppelversicherung  ist 
grundsätzlich  davon  auszugehen,  dass  jede  der  beteiligten  Kranken- 

-  kassen  voll  ihre   Leistungen  gewähren  muss.     Nicht  anwendbar 

-  ist  die  Bestimmung  in  §  57  K,-Vers.-G.,  wonach  auf  Kassen, 
■  welche  die  den  Gemeinden  und  Armenverbänden  obliegende  Ver- 
^  pflichtung  zur  Unterstützung  auf  Grund  gesetzlicher  Vorschrift 

-  erfüllt  haben,  der  Unterstützungsanspruch  nach  Massgabe  des 
fi^  Krankenversicherungsgesetzes  im  Betrage  der  geleisteten  Unter- 
-i  Stützung  übergeht  —  denn  die  Leistungen  der  eingeschriebenen 
:i^  Hülfskassen  beruhen  auf  dem  Mitgliedsvertrage,  nicht  auf  dem 
.-  Gesetze  selbst  (vgl.  oben  Anm.  10).  Es  behält  deshalb  sein  Be- 
:i  wenden  dabei,  dass  die  auf  Vertrag  beruhenden  Ansprüche  des 

Versicherten  gegen  Dritte  unberührt  bleiben  (§57  Abs.  1  am 
'    Ende). 

Einige  Einschränkungen  der  Leistungspflicht  mehrerer  neben- 

:    einander  beteiligter  Krankenkassen  ergeben  sich  indes   aus  dem 

Gesetze  (§§  75,  26*  Abs.  1  und  Abs.  2  No.  1,  2*  K.-Vers.-G.). 

Zunächst  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  für  den  Versicherten 
die  Möglichkeit,  entweder  von  der  einen  oder  der  anderen  Kranken- 
kasse auf  deren  Rechnung  ärztliche  Behandlung,  Arzneien,  Heil- 
mittel u.  s.  w.  zu  verlangen,  herzlich  wenig  wert  ist,  da  er  in 
höherem  Masse,  als  eine  einzige  Kasse  sie  ihm  bietet,  doch  nicht 
dieser  Leistungen  bedarf.  Mit  Eücksicht  hierauf  hat  man  bei 
den  eingeschriebenen  und  landesrechtlichen,  dem  §  75  K.-Vers.-G. 
genügenden  Hülfskassen  in  Abs.  3  daselbst  bestimmt,  dass  für 
diejenigen  ihrer  Mitglieder,  welche  zugleich  der  Gemeindekranken- 
versicherung oder  einer  auf  Grund  des  Krankenversicherungs- 
gesetzes errichteten  Krankenkasse  angehören,  an  Stelle  der  freien 
ärztlichen  Behandlung  und  Arznei  eine  Erhöhung  des  Kranken- 
geldes um  ein  Viertel  des  Betrages  des  ortsüblichen  Tagelohns 
(§  8)  ihres  Beschäftigungsorts  gewährt  werden  kann. 
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Diese  Vorschrift  war  durchaus  notwendig,  nachdem  man  sid 
entschlossen  hatte,  durch  die  Krankenversicherungsnovelle  too 
10.  April  1892  die  Hülfskassen  zu  zwingen,  wie  die  Ortskranken 
kassen  ärztliche  Behandlung,  Arzneien  u.  s.  w.  in  natura  zu  ge 
währen.  Bis  dahin  war  es  ihnen  freigestellt,  ganz  allgemein  niM 
ohne  Gefährdung  ihres  Befreiungsvorrechts  ein  Krankengeld  toi 
drei  Vierteln  des  ortsüblichen  Tagelohns  zu  gewähren,  woToa 
ein  Viertel  für  jene  Naturalleistungen  gerechnet  wird  (§  75 
K.-Vers.-G.,  Fassung  vom  15.  Juni  1883).  Jetzt  sind  die  Hölfr 
kassen  bei  den  Doppeltversicherten  immerhin  noch  in  günstigerer 
Lage  als  die  Zwangskassen;  sie  haben  die  Wahl^  ob  sie  stato* 
tarisch  die  fraglichen  Leistungen  durch  die  Geldsumme  ablösen 
wollen  oder  nicht  (Die  Invaliden-  und  Altersversicherung  Bd.  V 
S.  8),  und  sie  brauchen  keinen  Rückgriff  der  Zwangskasse  zu  be- 
fürchten, welche  den  Arzt  oder  vielleicht  sogar  das  KrankenLans 
bezahlte  *^.  Andererseits  ist  die  Pauschalvergütung  auch  für  Sonn- 
und  Feiertage  zu  entrichten,  da  an  diesen  wie  an  anderen  Tagen 
die  ärztliche  Hülfe  nötig  ist  (Arbeiterversorgung  Bd.  XIV  S.  442), 
und  es  kann  der  Zwangskrankenkasse,  falls  die  Hülfskasse  von 
der  Befugnis  der  Ablösung  ihrer  Naturalleistungen,  bezw.  der 
Versicherte  von  dem  statutarisch  etwa  ihm  gegebenen  Wahlreckt 
keinen  Gebrauch  gemacht  hat,  nicht  zugemutet  werden,  abgeaehea 
von  dringenden  Fällen,  einen  anderen  Arzt  als  ihren  eigene» 
Kassenarzt  zu  bezahlen,  sofern  statutarisch  das  Monopol  der 
Kassenärzte  festgelegt  ist  (§  26 •  Abs.  2  No.  2»»  K.-Ver8.-6.; 
Arbeiterversorgung  Bd.  X  S.  592;  Die  Invaliden-  und  Alters- 
versicherung Bd.  VI  S.  40). 

Nicht  nur  die  doppelt  zu  beanspinichende  ärztliche  Behand- 
lung nebst  Zubehör,  sondern  auch  der  mehrfache  Krankengeld 
bezug  ist  für  das  Verhältnis  zwischen  Zwangs-  und  Hülfska»^ 
gesetzlich  geregelt  (§  26*  Abs.  1  und  No.  1  des  Abs.  2  K.-Vers.-G.] 


*'•  Arbeiterversorgung  Bd.  XV  S.  580  unter  No.  1. 
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In  der  anfänglich  geltenden  Fassung   des  Gesetzes  war  es 
mterlassen,  die  in  einer  anderen  Kasse  befindlichen  Zwangskassen- 
tmtglieder  zur  Anzeige  derartiger  Doppel  Versicherungsverhältnisse 
IQ  verpflichten.    Man  überzeugte  sich  indes  bald;  dass  ohne  eine 
Meldepflicht  dieser  Art,  zu  deren  wirksamer  Einschärfung  auch 
eine  Strafbefugnis  gegenüber  den  Säumigen   gehört,   nicht   wohl 
aoszukommen  sei.     Ja,  der  bekannte  „Verein  zur  Wahrung  der 
gemeinsamen  wirtschaftlichen  Interessen  in  Rheinland  und  West- 
falen^ ging  sogar  soweit,  die  Androhung   des  Verlustes  aller 
ünterstützungsrechte  für  ein  praktisch  unabweisbares  Bedürf- 
nis zu   erklären^®.     Derselben   Meinung   war    auch    die   Reichs- 
regierung gewesen,   die  im  Entwürfe  der  Krankenversicherungs- 
novelle  (Xo.  151  der  Reichstagsdrucksachen  von  1890)  bei  §  26» 
Abs.  2  No.  1  folgende  Passung  vorsah: 

„Durch  das  Kassenstatut  kann  ferner  bestimmt  werden: 
1.  dass  die  Mitglieder  bei  Verlust  ihrer  Ansprüche  an 
die    Kasse    verpflichtet    sind,    andere    von    ihnen    ein- 
gegangene   Versicherungsverhältnisse  .   .   .   dem    Kassen- 
vorstande  anzuzeigen  ..." 
In  der  Begründung  (S.  50  das.)  war  gesagt: 
„An  Stelle  der  bisherigen  ist  unter  Ziff.  1  eine  neue  Be- 
stimmung aufgenommen,  durch  welche  die  Kassenmitglieder  ver- 
pflichtet werden  sollen,  über  anderweit  eingegangene  Versiche- 
rungsverhältnisse  der  Kasse  Anzeige  zu  erstatten.     Dieselbe 
bildet  eine  Ergänzung  zu  der  Bestimmung  im  dritten 
Absatz  des  §  26,  welche  ohne  eine  solche  Ergänzung, 
vie  die  bisherige  Erfahrung  gelehrt  hat,   vielfach  un- 
wirksam bleibt." 
Die  Reichstagskommission  und  mit  ihr  der  Reichstag  selbst 
''Ären  indes  trotz  der  dem  Regierungsentwurfe  von  dem  genannten 
Vereine  gewidmeten  Befürwortung  mit  Fug  und  Recht  der  Mei- 

'•  Ebenda  Bd.  Vni  S.  489. 


-     110     — 

nung;  dass  damit  erheblich  über  das  Ziel  hinaus  geschossen  werden 
würde.  Es  lag  doch  in  der  That  keine  Veranlassung  vor,  die 
Doppeltversicherten;  welche  aus  Unachtsamkeit  die  Anmeldung 
bei  der  Zwangskasse  versäumt  hatten ,  schlechter  zu  stellen,  alt 
bestrafte  Betrüger  oder  Raufbolde,  denen  nach  §  26*  Abs.  S 
No.  2  das.  zwar  das  Krankengeld,  nicht  aber  auch  die  sonstige 
Kassenunterstützung  (Arzt,  Arznei  u.  s.  w.)  versagt  werden  daii 

So  hat  man  sich  denn  schliesslich  darüber  verständigt,  daM 
Mitglieder,  welche   der  Meldepflicht  nicht  genügt   haben,   kraft  ^ 
entsprechender  statutarischer  Androhung  vom  Kassenvorstande  io  j 
Ordnungsstrafen    bis  zu    20   M.   genommen   werden    könneo  J 
(§  26  Abs.  2  No.  2»  das.).  1 

Wenn  allerdings  das  Mitglied  arglistiger  Weise  auf  Be- 

j 

fragen  das  Bestehen  der  Doppelversicherung  abgeleugnet  . 
hat,  um  sich  deren  Vorteile  ohne  jeden  Abzug  zu  wahren,  dann 
liegen  die  Voraussetzungen  des  Betruges  (§  263  R.-St.-G.-B.) 
regelmässig  vor,  und  auf  dem  Umwege  der  Strafanzeige  gegen 
den  Schuldigen  kann  insoweit  die  Befugnis  der  VorenthaltuDg  des 
Krankengeldes  nach  §  26*  Abs.  2  No.  2  K.-Vers.-G.  ausgeübt 
werden. 

Der  Zweck,  welchen  man  verfolgt  hat,  indem  die  Zwange- 
kassen  mit  dem  Rechte  ausgestattet  wurden,  unter  Verleihung 
der  Strafgewalt  die  Anzeige  der  Doppelversicherung  binnen  eintf 
Woche  nach  dem  Eintritte  oder,  sofern  die  Voraussetzungen  ent 
später  sich  ergeben ,  nach  dem  Abschlüsse  zu  fordern ,  ist  nicht 
allein  der,  dass  der  Kassenführer,  die  Kassenärzte,  die  Kranken- 
besucher und  alle  bei  der  Kassenverwaltung  sonstwie  Beteiligtes 
gegenüber  etwaigen  Simulationsversuchen  bei  Kenntnis  der  Doppel- 
versiclierung  noch  mehr  auf  ihrer  Hut  sein  werden,  sondern  es 
ist  auch,  um  dem  Anreiz  zur  Verstellung  und  Uebertreibung  tot 
vornherein  mit  Entschiedenheit  entgegenzuwirken,  durch  den  Ge- 
setzgeber die  Kürzung  des  Krankengeldes  der  Zwangskass^ 
als  Regel  hingestellt. 


—    111    — 

In  §  26*  Abs.  1  K.-Vers.-G.  ist  angeordnet,  dass  Kassen- 
titgliedern,  welche  gleichzeitig  anderweitig  gegen  Krankheit  ver- 
ichert  sind,  das  Krankengeld"  soweit  zu  kürzen  ist,  als  das- 
dbe  zusammen  mit  dem  aus  anderweiter  Versicherung  bezogenen 
^ankengelde  den  vollen  Betrag  ihres  durchschnittlichen 
Tagelohns  übersteigen  würde.  Durch  das  Kassenstatut 
kann  diese  Kürzung  ganz  oder  teilweise  ausgeschlossen 
werden. 

Die  meisten  Zwangskassen  haben,  soweit  bekannt  geworden, 
an  der  Hand  des  vom  Bundesrate  empfohlenen  Musterstatuts  von 
dieser  Kürzungsbefugnis  Gebrauch  gemacht;  ein  Teil  hat  sich 
damit  begnügt,  denjenigen  Krankengeldüberschuss,  welcher  den 
Betrag  des  Durchschnittsverdienstes  um  mehr  als  den  vierten  Teil 
desselben  übersteigt,  in  Absatz  zu  bringen. 

Massgebend  für  die  Feststellung  der  Höchstgrenze  des  aus 
der  mehrfachen  Versicherung  zu  beziehenden  Krankengeldes  ist 
nicht  der  ortsübHche  Tagelohn  (§  8)  oder  der  für  die  betreffende 
Gruppe  von  der  Behörde  bestimmte,  aus  dem  Kassenstatute  er- 
«ichtliche  durchschnittliche  Tage-  oder  Klassenlohn  (§  20  Abs.  2), 
Sondern  nach  der  ausdrücklichen,  von  der  Reichstagskommission 
*n  die  Stelle  des  Regierungsvorschlages  gesetzten  Vorschrift  der 
darchschnittliche  Tagelohn  des  betreffenden  Mitgliedes, 
•ko  ein  ganz  individueller,  mancherlei  Schwankungen  unter- 
worfener Betrag,  bei  dessen  Ermittlung  auch  Tantiemen  und 
Katursdbezüge  (§  1  Schlusssatz)  mit  in  Rechnung  zu  stellen  sind, 
tmd  der  sich  im  allgemeinen  mit  dem  bei  Ortskrankenkassen  sel- 
tener, bei  Betriebs-(Fabrik-) Krankenkassen  häufig  für  die  Kranken- 

"  In  der  alten  Fassung  (K.-Vers.-G.  vom  15.  Juni  1883  §  26  Abs.  3) 
Hr  die  Kürzung  der  „statutenmässigen  Krankenunterstützung"  vorgesehen. 
iHirch  die  Novelle  ist  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  die  Zwangskasse  nur  am 
Knnkengelde,  nicht  an  den  sonstigen  Leistungen  (Arzt,  Arznei  etc.)  Absätze 
^wnehmen  darf.  Zweifelhaft,  aber  wohl  zu  verneinen  ist  die  Frage,  ob  nicht 
Wi  tarwärtigen  freiwilligen  Mitgliedern  der  Zwangskasse  die  Pauschalvergütung 
^'  §  27  Abs.  3  der  Kürzung  mit  unterworfen  ist  (unten  S.  113). 
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geld-  und  Beitragsbemessung  ausschlaggebenden  ^wirklichen  A 
beitsverdienste  des  einzelnen  Versicherten"  (§  26*  Abs.  2  No.  ( 
decken  wird.  Es  darf  aber  nicht  übersehen  werden,  dass  bei  da 
letzteren  ein  Betrag  von  über  4  M.  für  den  Arbeitstag  nicht  mi 
berücksichtigt  wird,  während  für  die  Erankengeldgrenze  bei  Doppel 
Versicherung  schlechthin  der  Tagesverdienst  des  einzelnen  Mil 
gliedes,  der  durch  die  krankenversicherungspflichtige  Thätigkd 
erworben  wurde,  in  Betracht  kommt  ^^ 

Eine  weitere  Besonderheit,  auf  die  aufmerksam  zu  macbei 
ist,  besteht  darin,  dass  nicht  allein  die  Mitgliedschaft  bei  ein« 
anderen  Krankenkasse,  sondern  überhaupt  jede  ,,anderweib 
Versicherung"  und  das  daraus  bezogene  Krankengeld  zur  Kfir 
zung  berechtigt.  Es  kann  also  z.  B.  ein  Vertrag  mit  einer  PriTat- 
Versicherungsgesellschaft,  einem  Vereine  u.  dgl.  in  Betracht  n 
ziehen  sein  ^^  Unbedingt  erforderlich  ist  indes,  dass  das  Mitglied 
einen  Rechtsanspruch  gegen  die  betreflFende  Einrichtung  besitzt, 
und  dass  dieser  Anspruch  durch  ein  Einkaufsgeld,  durch  Beitrage 
oder  in  sonstiger,  die  Versicherungssignatur  tragender  Form  er- 
worben ist  (Invaliden-  und  Altersversicherung  Bd.  III  S.  70; 
Bd.  IV  S.  143). 

Der  gesetzliche  oder  ortsstatutarische  Anspruch  eines  Feuer- 
wehrmannes gegen  den  zuständigen  Kommunalverband  auf  Ge- 
währung einer  Entschädigung  bei  einer  Verletzung,  die  gelegentlid 
von  dienstlich  angeordneten  üebungen  oder  im  Feuerlöschdienrti 
erfolgt  ist,  fallt  nicht  unter  diesen  Gesichtspunkt*^  wegen  d« 
Heilverfahrens  der  Versicherungsanstalten  und  Berufsgenossen^ 
schuften;  vgl.  oben  S.  97 ff. 

'*  Arbeiterversorgung  Bd.  XIV  S.  199  Xo.  3.  Das  soDstige  Einkomineo 
z.  B.  aus  Kapitalveriuiigeii,  aus  Xebeubesohäftigungen  u.  dgl.  wird  nicht  xw 
eiugereohuet. 

'-'  Ebenda  Bd.  XII  S.  391  Xo.  4;  Bd.  XIV  S.  112  No.  3. 

-■*  Die  Invaliden-  und  Altersversicherung  Bd.  VII  S.  156 — 157.  Rio» 
Entscheidungen  Bd.  X  S.  24U;  Kasp,  Kommentar  zu  §  26*  a.  a.  O.;  Arbeiter 
versorgunir  Bd.  XVI  S.  459  Xo.  2. 


—     113     — 

Auch  das  gesetzliche  oder  Tertragsmässige  Kecht  auf  Fort- 
cmfaluDg  des  Gehalts^  wie  es  für  die  Handlungsgehülfen  durch  das 
BLandelsgesetzbuchy  neuerdings  fiir  die  Betriebsbeamten;  Werk- 
meister und  Techniker  durch  §  133«  E,.-Gew.-0.  auf  die  Dauer  von 
sechs  Wochen  in  Krankheitsfällen  bestimmt  ist,  entbehrt  der 
▼ersicherungsrechtlichen  Eigenschaften  vollständig*^  und  kann 
deshalb  nicht  den  Bezug  des  Krankengeldes  beeinträchtigen,  wenn- 
gleich es  oft  genug  missbräuchlich  vorkommt,  dass  jene  Vergütung 
auf  dasselbe  angerechnet  wird.  Nur  eine  Befreiung  vom  Kranken- 
▼ersicherungszwange  kann  gemäss  §  3'  No.  2  K.-Vers.-G.  auf 
Grund  derartiger  Verbindlichkeiten  des  Arbeitgebers  eintreten, 
wenn  diese  für  mindestens  dreizehn  Wochen  zugesagt  sind. 

Im  übrigen  sind  nicht  alle  aus  der  anderweiten  Versicherung 
empfangenen  Bezüge,  sondern  nur  das  Krankengeld  als  an- 
rechnungsfahig  bezeichnet.  Die  Naturalleistungen  einer  Hülfs- 
kasse  (Gewährung  freier  ärztlicher  Behandlung,  Arzneien  u.  s.  w.) 
bleiben  ausser  Ansatz.  Wenn  aber  die  Hülfskasse  dem  Doppelt- 
Tcrsicherten  ein  erhöhtes  Krankengeld  gewährt  (oben  S.  107flF.), 
dann  bildet  die  Erhöhung,  obwohl  sie  an  die  Stelle  der  Natural. 
Unterstützung  getreten  ist,  doch  einen  Teil  des  Krankengeldes 
und  wird  daher  mit  berücksichtigt^^.  Dies  ist  um  so  weniger  un- 
billig, als  der  Zweck  des  §  75  K-.Vers.-G.,  den  Hülfskassen- 
mitgliedern  in  natura  ärztliche  Behandlung  etc.  zu  bieten,  auf 
alle  Fälle  erreicht  wird,  denn  die  Zwangskasse  hat  kein  Recht 
der  Ablösung  und  muss  die  Doktor-  und  Apothekerkosten  un- 
weigerlich übernehmen.  Nur  bei  auswärtigen  freiwilligen  Mit- 
gliedern ist  nach  §  27  Abs.  3  K.-Vers.-G.  statt  dessen  die  Zah- 
lung des  halben  Krankengeldes  zulässig  (oben  Anm.  17). 

"  Arbeiterversorgung  Bd.  XII  S.  287  No.  6;  Bd.  XIII  S.  100  No.  8 
anter  2.  Nach  §  133*  cit.  ist  umgekehrt  das  Krankengeld  auf  das  Gehalt 
anzurechnen;  ebenso  wird  nach  §  616  B.  G.-B.  der  vom  Arbeitgeber  zu  ge- 
währende Betrag  um  die  Krankengeldsumme  gekürzt. 

"  Die  Invaliden-  und  Altersversicherung  Bd.  VII  S.  157.  Hahn  in 
der  Arbeiterversorgung  Bd.  X  S.  80. 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  1.  g 
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Zahlt  die  Hülfskasse  an  Sonn-  und  Feiertagen  KrankengeU, 
80  ist  auch  dieses  bei  der  Kürzung  mit  zu  verrechnen  (Inf.-i. 
Alt.-Vers.  Bd.  VII S.  157),  während  im  anderen  Falle  dieZwaagh 
kasse,  die  ihrerseits  für  die  Sonn-  und  Festtage  KrankengeU 
gewährt,  den  auf  solche  Tage  entfallenden  Betrag  voll  za  eA 
richten  hat. 

Meinungsverschiedenheit  besteht  darüber,  in  welcher  Weie 
zu  verfahren  ist,  wenn  eine  der  in  Frage  kommenden  Kassa 
sich  entschlossen  hat,  Krankenhauspflege  zu  gewähren.  Alf 
den  ersten  Blick  scheint  es  manches  für  sich  zu  haben,  einfkk 
die  Kosten  der  Austaltsverpäegung  zu  ermitteln  und  als  Krankeo- 
geldbetrag  in  Rechnung  zu  setzen  (Arbeiter Versorgung  Bd.  VIII 
S.  331).  Indes  die  Behandlung  im  Krankenhause  wird  Dick 
nur  an  Stelle  des  Krankengeldes,  sondern  an  Stelle  aller  Lei- 
stungen gewährt,  zu  denen  die  Kasse  gegen  Kranke  verpflichtet 
ist  (§  7  K.-Vers.-G.),  und  es  ist  deshalb  gleichgültig,  wie  viel  ii 
diesem  oder  in  jenem  Krankenhause  der  tarifmässige  tägliche 
Pflegegeldsatz  beträgt. 

Verfehlt  würde  es  gleichfalls  sein,  die  Kürzung  unbedingt 
für  unzulässig  zu  erklären,  sowohl  hinsichtlich  des  Krankengelde«. 
welches  der  Versicherte  selbst  zu  beanspruchen  hat,  als  auch 
betreffs  der  seinen  Angehörigen  nach  §  7  Abs.  2  das.  zukommeodeD 
Unterstützung  in  Höhe  des  halben  Krankengeldes  (Arbeiter- 
versorgung Bd.  XI  S.  123  No.  4;  Bd.  XV  S.  500  No.  4). 

Zu  dem  richtigen  Ergebnisse  gelangt  man  in  der  Weise,  dass 
man  sich  vergegenwärtigt,  wie  es  sich  mit  der  Kürzungsbefugsis 
der  Kasse  verhalten  würde,  wenn  der  Kranke  ausserhalb  der 
Anstalt  geblieben  wäre.  Es  erscheint  recht  und  billig,  die  Kasse 
wegen  des  Abzugsrechtes  nach  der  Ueberführung  ins  Kranken- 
haus weder  besser  noch  schlechter  zu  stellen,  als  vorher,  da  die 
Anstaltskur  lediglich  ein  Ersatz  für  die  ambulante  BehandloD^ 
und  für  die  Gewährung  von  Krankengeld,  Arzt,  Arzneien  u.8.w. 
sein  soll. 
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Ein  Beispiel  möge  die  Lösung  der  Frage  veranschaulichen: 
I  Arbeiter,  dessen  durchschnittlicher  täglicher  Verdienst  3  M. 
trägt,  ist  in  der  Ortskrankenkasse  mit  dem  Anrechte  auf  1.50  M. 
rankengeld  für  jeden  Arbeitstag  versichert.  Er  gehört  gleich- 
itig  einer  Hülfskasse  an,  welche  ihm  2  M.  Krankengeld  für 
den  Werktag  zu  zahlen  hätte;  die  letztere  schickt  ihn  ins 
rankenhaus.  Dann  ist  die  Ortskrankenkasse  berechtigt;  statt 
38  obigen  Krankengeldes  von  1.50  M.  nur  1  M.  für  jeden  Ar- 
eitstag  zu  zahlen,  da  der  zu  fingierende  Betrag  des  Hülfskassen- 
rankengeldes  um  1  M.  hinter  dem  Tagesverdienste  zurückbleibt. 

Ordnet   die  Ortskrankenkasse   in    demselben  Falle    auf  ihre 

lechnung  die  Unterbringung  in  einer  Heilanstalt  an,  so  fragt  es 

ich,  inwieweit    sie    zur    Gewährung    einer   Angehörigenbeihülfe 

ich  §  7  verpflichtet   ist.     Das    tägliche  Unterstützungsgeld   für 

1.50 
lie  Familie    berechnet    sich  auf  ~—  =  0,75  M.     Da  aber  der 

ktrag  des  Hülfskassenkrankengeldes,  auch  abgesehen  von  einer 
twaigen  Erhöhung  um  ein  Viertel  des  ortsüblichen  Tagelohnes 
Äch  §  75  Abs.  3  K.-Vers.-G.  (oben  S.  107),  mit  dem  fingierten 
u^kengelde  der  Ortskrankenkasse  den  Tagesverdienst  übertrifft, 
0  findet  die  Gewährung  einer  Angehörigenunterstützung  hier 
licht  statt  (vgl.  MuGDAN  und  Freund,  Entscheidungen  der 
lewerbedeputation  des  Magistrats  zu  Berlin  Bd.  II  S.  50  No.  204). 

Das  Recht  zur  Kürzung  steht  nicht  auch  der  Gemeinde- 
xankenversicherung  zu,  da  sich  in  den  dieselbe  betreffenden  Vor- 
chriften  (§§  4 — 15  K.-Vers.-G.)  nichts  über  die  Zulässigkeit 
ines  derartigen  Verfahrens  findet,  welches  nur  für  die  Zwangs- 
assen im  engeren  Sinne  bei  §  26'  cit.  erwähnt  ist  (Zeller  in 
1er  Invaliden-  und  Altersversicherung  Bd.  VII  S.  157). 

Dagegen  nimmt  die  herrschende,  aber  viel  bestrittene  Mei- 
ftttng  an,  dass  den  eingeschriebenen  und  landesrechtlichen  Hülfs- 
kassen,  mögen  sie  die  Bescheinigung  nach  §§  75,  75'  K.-Vers.-G. 
^tbehren   oder   besitzen,   die  Möglichkeit  offenstehe,   sich  durch 

8* 
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entsprechende  statutarische  Bestimmung  das  Recht  der  Eürzoog 
in    ähnlicher  Weise  zu    verschaffen  und  —  was  die  Haupisacba 
ist!  —  der  Zwangskasse  dabei  zuvorzukommen.  In  diesem 
Sinne  sprechen  sich  die  Kommentare  von  Reger-Henle  und  von 
WoEDTKK  bei  §  26'  K.-Vers.-G.  unter  zutreffender  Berufung  auf 
die  im  Reichstage  gepflogenen  Erörterungen  aus  (anderer  Meinoog 
Hahn,  Anm.  1  zu  §  26';  Arbeiterversorgung  Bd.  X  S.  81,  Bd. XI 
S.  218).    Bei  der  Beratung  der  Kranken  Versicherungsnovelle  habea 
verschiedene   Reichstagsabgeordnete   unter  Zustimmung  des  Be- 
gierungsvertreters   betont,    dass    die  Hülfskassen  die  Priorität 
der  Kürzung  sich  sichern  können  (Stenogr.  Ber.  S.  3056,  4771, 
4767).     Obwohl  zuzugeben  ist,  dass  dieser  Gedanke  einen  deut- 
lichen Ausdruck  im  Gesetze  hätte  erhalten  sollen,  wird  man  doch 
aus  der  Uebereinstimmung  der  gesetzgebenden  Faktoren  die  Er- 
ledigung der  Streitfrage  im  obigen  Sinne  folgern  dürfen.   Immer- 
hin ist  es   wünschenswert,    bei    der    bevorstehenden  Reform  der 
Krankenversicherung    auch    hier  alle  Zweifel  aus  dem  Wege  n 
räumen. 

Was  vom  Krankengelde  gesagt  ist,  gilt  auch  von  der  Wöch- 
nerinnenunterstützung *^  des  §  20  No.  2  K.-Vers.-G.,  da  sie  eine 
Leistung  „in  Höhe  des  Krankengeldes^  bildet  (Arbeiter versorgoog 
Bd.  X  S.  81). 

Hinsichtlich  des  Sterbegeldes  fehlt  es  an  BestimmuDgen 
irgend  welcher  Art,  die  eine  Kürzung  rechtfertigen  könnten,  ab- 
gesehen von  dem  Rückgriff  der  Krankenkasse  auf  die  Bernfi* 
genossenschaft  (oben  S.  90).     Der  doppelte  Bezug  von  SterbegeM 


*'  Doppelte  WöchnerinnenunterstützuLg  ist  z.  B.  zahlbar,  wenn  eine 
Ehefrau  fr  ei  will  i(^  Mitglied  einer  OrtskraDkenkasse  ist,  und  wenn  ihr  Ebe- 
mann  einer  Fabrikkrankenkasse  angehört,  welche  bei  Entbindangen  derFrtoeB 
von  Mitgliedern  die  Wochenbettgelder  nach  §  21  No.  6  K.-Ver8.-G.  gewikrt^ 
Nur  wenn  die  Ehefrau  selbst  dem  Kraukenversicherungs-Zwange  unterstin^ 
würde  die  mehrfache  Zahlung  nach  derselben  Vorschrift  ausgeschlossen  mid 
(Ärbeiterversorguug  Bd.  X  S.  696  No.  3;  Bd.  XIII  8.  160  No.  9). 
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an  auch  dadurch  begründet  sein,  dass  sowohl  der  Vater  als  die 
itter  eines  verstorbenen  Kindes  einer  Krankenkasse  angehören, 
Iche  die  Leistung  von  Familienunterstützungen  nach  §  21  No.  7 
•Vers.-G.  in  ihre  Aufgaben  mit  einbegriffen  hat.  Beide  Eltern 
ben  danD;  mögen  sie  in  derselben  oder  verschiedenen  Kassen 
e  Mitgliedschaft  besitzen,  den  Anspruch  auf  das  volle  Sterbe- 
tld  (Arbeiterversorgung  Bd.  XI  S.  123  No.  4;  Bd.  XIV  S.  613 
0.  10). 

Auf  dieselbe  Weise  ist  auch  der  Bezug  mehrfacher  Kranken- 
eidunterstützung (ärztliche  Behandlung,  Arznei  und  sonstige 
[eilmittel;  jedoch  kein  Krankengeld)  nach  §  21  No.  5  das. 
löglich. 

Die  Doppelversicherung  ist,  alles  in  allem  betrachtet,  ein 
äofig  vorkommendes,  aber  keineswegs  unentbehrliches  Glied 
1  dem  Getriebe  der  reichsgesetzlichen  Arbeiterfürsorge.  Sie 
orde  ganz  ausgeschaltet  werden^  sobald  man  die  Leistungen  der 
iWangsversicherung  einheitlicher  und  auskömmlicher  gestaltete. 
)ie  Ueberweisung  der  Aufgabe,  in  den  ersten  26  Wochen  für 
Erwerbsunfähige  ausschliessUch  zu  sorgen,  an  die  zunächst  be- 
Biligten  Stellen,  nämlich  die  Krankenkassen,  ist  wohl  nur  noch 
ine  Frage  der  Zeit.  Tritt  man  dann  der  wiederholt  als  er- 
trebenswert  bezeichneten  Witwen-  und  Waisenversicherung 
aber,  so  leuchtet  es  ohne  weiteres  ein,  dass  die  Arbeiter  zur 
Lufbringung  ihres  Anteils  an  den  hierfür  erforderlichen  Bei- 
ragen um  so  eher  im  Stande  sein  werden,  wenn  sie  nicht  von 
er  Möglichkeit  der  Doppelversicherung  für  Krankheitsfalle  Ge- 
rauch  machen.  Ebenso  würde  es  in  weiten  Kreisen  des  Ar- 
eiterstandes,  in  denen  das  Gefühl  für  die  Zusammengehörigkeit 
1er  deutschen  Familie  noch  keineswegs  erstorben  ist,  gewiss  mit 
?reude  begrüsst  werden,  wenn  die  ärztliche  Behandlung  und  die 
ieferung  von  Arzneien,  Heilmitteln  u.  s.  w.  für  ihre  Familie 
?&öz  allgemein  gegen  entsprechende,  von  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitnehmern  zu    tragende  Beiträge    auf  Rechnung  der  Kranken- 
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kassen  übernommen  werden  müsste^*.  Die  wirtschaftlichen  Kri 
dürfen  nicht  zersplittert,  sondern  sie  müssen  nach  Möglich 
zusammengefasst  und  auf  ein  gemeinsames  Ziel  hingelenkt  wen 
Dazu  ist  am  besten  die  Einheitsversicherang*  geeignet,  für  we 
der  Unterbau  in  den  örtlichen  Krankenkassen,  denimnt 
Invalidenversicherungsgesetz  zugelassenen  Rentens teilen 
den  Landesversicherungsanstalten  vorhanden  ist. 


**  S.  bei  Schmoller,  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  V 
Wirtschaft  Bd.  XXIII  Heft  1  S.  137  ff. 


•  «■ 
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Quellen  und  Entscheidungen. 


Eine  Lücke  im  preussischen  Eommunalabgaben- 

gesetz  ? 


I8t  die  Verwaltungsklage  wegen  Nichtheranziehung 
eines  Pflichtigen  zu  den  Gemeindelasten  zulässig?  — 
Diese  Frage  ist  von  dem  Bezirksausschuss  zu  C.  verneint  worden 
unter  Umständen,  welche,  die  Stichhaltigkeit  der  Urtheilsbegrün- 
dnng  vorausgesetzt,  eine  dem  Geiste  der  modernen  Steuergesetz- 
gebung widersprechende  Lücke  im  preussischen  Kommunalabgaben- 
gesetz aufzuzeigen  scheinen. 

Der  wissenschaftliche  Lehrer  X,  welcher  an  den  Selekten- 
klassen  der  Bürgerschule  zu  K.  angestellt  war,  hatte  beim 
Magistrat  zu  K.  Einspruch  gegen  seine  steuerfreie  Veranlagung 
erhoben,  weil  die  Schule  nicht  der  Erfüllung  der  allgemeinen 
Schulpflicht  diene,  es  sei  daher  das  Kommunalsteuerprivileg  der 
Volksschullehrer  nicht  auf  ihn  anwendbar.  —  Der  Magistrat  hatte 
in  einem  ersten  Bescheide  die  Heranziehung  abgelehnt  und  in 
einem  auf  erneuten  Einspruch  erfolgenden  Schreiben  dies  damit 
begründet,  dass  die  Schule  Staatsbeiträge  auf  Grund  des  Gesetzes 
Tom  14.  Juni  1888/31.  März  1889  bezogen  habe  und  alle  Lehrer- 
stellen an  die  Alterszulagenkasse  angeschlossen  seien. 

Darauf  hatte  der  Lehrer  X  die  Verwaltungsklage  angestrengt 
ind  diese  sowohl  auf  §§69,  70  K.-A.-G.  als  §  18^Zu8tändigkeits.-G. 
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gegründet.  Nach  dem  Wortlaut  der  letzteren  GesetzeBstelle  m 
ein  Einspruch  nicht  nur  gegen,  sondern  allgemein  betreffeii 
die  Heranziehung  oder  Veranlagung  zu  den  Gemeindelasten  a* 
lässig.  Nach  Art.  52  Ausf.-Anw.  z.  K.-A.-6.  gebe  es  fcner 
auch  eine  steuerfreie  Veranlagung,  und  gegen  diese 
Einspruch  und  Klage  gemäss  §§  69,  70  zulässig.  Auch 
eventuell  das  Erforderniss  einer  Benachrichtigung  von  der  steoff- 
freien  Veranlagung  durch  das  erste  Schreiben  des  Magistnti 
erfüllt,  während  das  zweite  dann  als  der  Einspruchsbescheid  gdta 
könne.  Der  Magistrat  hatte  die  Unzulässigkeit  der  Klage  dani 
begründet,  dass  über  die  Steuerpflicht  oder  Steuerfreiheit  ii 
Prinzip  nicht  zu  entscheiden  sei,  sondern  nur  über  bestimmte, 
bereits  erhobene  Abgabenforderungen.  In  der  mündlichen  Ter 
handlung  modifizirte  der  Kläger  auf  die  Frage ,  ob  er  über  & 
Steuerpflicht  im  Prinzip  oder  über  bestimmte  Abgabenfordenrnga 
entscheiden  lassen  wolle,  seinen  Klageantrag  dahin,  dass  er  eina 
bestimmten  namhaft  gemachten  Steuerbetrag  zahlen,  auch  fir 
die  letzten  drei  Jahre  die  entsprechende  Nachsteuer  entrichtei 
wolle. 

Zur  Begründung  der  Unzulässigkeit  der  Klage  sagt  nun  dti 
Urtheil:  Was  zunächst  die  angeführten  Bestimmungen  des  Eoa* 
muualabgabengesetzes  anlangt,  so  ist  nach  §  69  der  Einspmck 
nur  gegeben  gegen  die  Heranziehung  (Veranlagung)  zu  Ge- 
bühren, Beiträgen,  Steuern  und  Naturaldiensten.  Daraus  folgt 
dass  eine  Heranziehung  oder  Veranlagung  des  Einsprucherhebendei 
dem  Einspruch  vorausgegangen  sein,  und  dass  derselbe  zn  Gt 
bühren  u.  s.  w.  herangezogen  bezgl.  veranlagt  sein  muss.  Eiae 
sog.  steuerfreie  Veranlagung  giebt  daher  dem  davon  Betroffenen, 
auch  wenn  sie  ihm  ausdrücklich  zur  Kenntniss  gebracht  ist. 
nicht  das  Rechtsmittel  des  Einspruchs,  weil  er  eben  steuerfrei 
gelassen  und  nicht  z  u  Steuern  herangezogen  oder  veranUgt 
ist.  Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  ergiebt  sich  auch  aus 
den  Bestimmungen  des  §  69^  über  den  Beginn  des  Laufes 
der  Einspruchsfrist,  insbesondere  der  No.  3,  wo  die  Auf- 
forderung zur  Zahlung  bezgl.  Leistung  für  maassgebend  erklärt 
wird. 


—     121     — 

Der  §  18  Zust.-G.,  auf  den  sich  Kläger  weiter  beruft,  kann 
nrar  in  Uebereinstimmung  mit  demselben  nicht  als  durch  das 
E[ommunalabgabengesetz  aufgehoben  angesehen  werden ,  weil  er 
osofem  einen  weiteren  Umfang  hat,  als  er  einerseits  sich  nicht 
tloss  auf  Gemeindeabgaben,  sondern  auf  alle  Gemeindelasten 
etieht,  und  als  er  andererseits  als  Rechtsmittel  nicht  nur  den 
ünspruch,  sondern  auch  die  Beschwerde  zulässt,  welche  sich 
doch  nach  der  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichts 
gl.  Entsch.  d.  O.-V.-G.  Bd.  XXVI  S.  3  und  „Selbstverwaltung" 
ahrg.  XXV  S.  274)  nur  auf  Fälle  bezieht,  in  denen  die  be- 
efiende  Gemeindelast  ursprünglich  richtig  veranlagt  war,  und 
re  Festsetzung  nur  wegen  später  eingetretener  Aenderung  der 
erbältnisse  angefochten  wird.  Im  Uebrigen  aber  hat  der  §  18 
Qgt.-G.  hinsichtlich  der  auf  die  Gemeindeabgaben  bezüglichen 
echtsbehelfe  nichts  Anderes  bestimmen  wollen,  als  später  auch 
T  §  69  K.-A.-G.  bestimmt  hat.  Dies  ergiebt  sich  klar  aus  der 
storischen  Entwicklung  der  die  gedachte  Materie  betreffenden 
setzlichen  Bestimmungen. 

Zunächst  lässt  der  §  1  des  Gesetzes  über  die  Verjährungs- 
sten  bei  öffentlichen  Abgaben  vom  18.  Juni  1840,  welcher  von 
^klamationen  gegen  direkte  Steuern  und  Abgaben  „ohne  Unter- 
bied,  ob  sie  auf  Ermässigung  oder  gänzliche  Befreiung  gerichtet 
id'^,  spricht,  keinen  Zweifel  darüber,  dass  mit  der  Reklamation 
ur  die  Heranziehung  und  nicht  auch  die  Nichtheranziehung  zu 
in  fraglichen  Abgaben,  zu  welchen  nach  §  14  a.  a.  O.  auch  die 
emeindeabgaben  gehören,  angefochten  werden  kann.  Die  gleiche 
inschränkung  enthält  auch  der  §  135  IX  No.  10  Kreis-0. 
•m  13.  Dez.  1872,  welcher  hinsichtlich  der  Gemeindelasten  an 
e  Stelle  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1840  getreten  ist.  Diese 
drschrift  der  Kreisordnung  ist  demnächst  durch  den  §  49 
ist.-G.  vom  26.  Juli  1876  ersetzt,  welcher  die  darin  verordneten 
ichtsbehelfe  auch  nur  für  den  Fall  giebt,  dass  die  „Verpflich- 
Dg  oder  die  Veranlagung  zu  den  Gemeindelasten"  bestritten 
rd  und  somit  ebenfalls  nur  die  Anfechtung  einer  bestimmten 
reits  erhobenen  Steuerforderung  zulässt  (vgl.  auch  Entsch.  d. 
V.-G.  Bd.  IV  8.  107  u.  Bd.  VIII  8.  77). 
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An  die  Stelle  des  §  49  a.  a.  O.  sind  in  der  Folge  die  Be* 
Stimmungen  der  §§  18  u.  34  Zust.-G.  vom  1.  Aug.  1883  getretei- 
Der  Wortlaut  derselben  lässt  nun  zwar  die  ihm  vom  Elläger  ge* 
gebene  Auslegung  zu,  steht  aber  auf  der  anderen  Seite  nicht  te 
Auffassung  entgegen,  dass  auch  diese  Bestimmungen  nur  die 
bereits  erfolgte  Heranziehung  oder  Veranlagung  zu  den  Ge- 
meindelasten der  Anfechtung  durch  Einspruch  oder  Beschwerdi 
haben  unterwerfen  wollen.  Und  dass  diese  letztere  Auffaseuif 
die  richtige  ist,  das  ergiebt  sich  unzweifelhaft  aus  der  Begrün- 
dung des  Entwurfs  des  gegenwärtigen  Zuständigkeitsgesetzee  n 
§  19  (jetzt  18)  und  §  35  (jetzt  34),  zu  welcher  die  YerhandluDgei 
des  Landtages  nicht  in  Gegensatz  getreten  sind.  Diese  Begrün 
düng  hebt  nämlich  zu  §  19  ausdrücklich  hervor,  ^dass  nach  des 
Vorgange  des  §  49  Zust.-G.  vom  26,  Juli  1876"  gegen  dii 
vom  Gemeindevorstande  zu  ertheilenden  Bescheide  ^betreffen! 
das  Recht  bezgl.  die  Pflicht  zur  Theilnahme  an  den  Gemeinde 
nutzungen  etc.  bezw.  an  den  Gemeindelasten*^  der  mit  dem  Ober 
Verwaltungsgericht  abschliessende  Instanzenzug  stattfinden  soll,  am 
spricht  sich  zu  §  35  dahin  aus,  dass  der  „in  §  49  des  (früheren 
Zust.-G.  zum  Ausdruck  gebrachte  Grundsatz,  dass  di< 
Beschlussfassung  auf  Beschwerden  und  Einsprüche,  welche  dtt 
Recht  zur  Theilnahme  an  den  Nutzungen  und  Erträgen  desGe 
meindevermögens  sowie  die  Verbindlichkeit  zur  Theilnahme  ai 
den  Gemeindelasten  betreffen,  dem  Gemeindevorstande  zuzuweisa 
sei,  unbedenklich  auch  für  die  Landgemeinden  ausserhalb  da 
Geltungsbereichs  des  Zuständigkeitsgesetzes  einzuführen  sei 
Hätten  diese  neuen  Bestimmungen  an  die  Stelle  des  §  49  (alten' 
Zust.-G.  eine  von  diesem  in  irgend  einer  Richtung  abweichend« 
Vorsclirift  setzen  wollen,  so  hätte  dies  in  den  Motiven  des  6t 
Setzentwurfs  zum  Ausdruck  gebracht  werden  müssen;  da  ab« 
vielmehr  ausdrücklich  die  Anlehnung  der  neuen  an  die  alten  Bc 
Stimmungen  betont  ist,  so  kann  füglich  nur  angenommen  werden 
dass  der  damals  bestehende  Rechtszustand  aufrecht  erhalten  ist* 

Was  geht  aus  dieser  ganzen  rechtshistorischen  Deduktio 
hervor?  Unseres  Erachtens  nur  dieses  beides:  1.  Dass  vom  G« 
setz  vom  18.  Juni  1840  ab,  welches  keinen  Unterschied  zwische 
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Anträgen  auf  Ermässigung  und  denen  auf  gänzliche 
freiung  (§  1),  zwischen  gänzlicher  Uebergehung  und  zu 
'ingem  Ansatz  (§  5)  machen  will,  bis  zum  Kommunal- 
a,l)enge8etz ,  das  die  Heranziehung  überhaupt  wie  die 
5zielle  Veranlagung  der  Klage  unterwirft,  die  Steuergesetz- 
^ung  die  gleichen  Kechtsmittel  gewährt  für  die  Fälle  der 
duktion  des  Steuersolls  um  einen  Theilbetrag  oder  den  Ge- 
mmtbetrag.  2.  Dass  von  Anfang  bis  zu  Ende  bei  ihrer  Aus- 
ucksweise die  Steuergesetzgebung  annimmt,  der  Steuerpflichtige 
erde  sein  Interesse  auf  eine  Minderung,  nicht  eine  Mehrung 
liner  Steuerentrichtung  stellen.  Die  Kernfrage,  ob  eine  Nicht- 
jranziehung  bezgl.  steuerfreie  Veranlagung  einen  nicht  be- 
»nders  hervorgehobenen  Spezialfall  der  Heranziehung 
izgl.  Veranlagung,  oder  aber  etwas  davon  ganz  Verschiedenes, 
mlich  die  Frage  nach  der  Steuerpflicht  an  sich  und  im 
rinzip  darstelle  —  wird  von  der  Urtheilsbegründung  auch  nicht 
imal  angeschnitten.     Sie  klebt  durchaus  am  Worte. 

Gneist  sagt  einmal  —  es  war  in  der  46.  Sitzung  des 
)geordnetenhauses  vom  19.  April  1888  — :  „Wir  machen 
j  Erfahrung  fast  täglich,  dass  wir  mit  unseren  VerwaltuDgs- 
setzen  nur  zu  leicht  in  Verwirrung  und  endlose  Zweifel 
mmen,  wenn  wir  nicht  ablegen  wollen  die  Gewohnheiten 
r  ordentlichen  Gerichtshöfe,  die  Gesetze  so  auszulegen,  wie 
in  die  einzelnen  Paragraphen  eines  Bürgeriichen  Gesetzbuchs 
t  einander  kombinirt,  während  diese  Methode  für  zusammen- 
ngende  Institutionen  des  öffentlichen  Rechts  unzureichend 
d  geradezu  unzulässig  ist  .  .  .  Wir  können  Verwaltungsgesetze 
mials  auslegen  ohne  Hinbhck  auf  die  Zwecke  des  Gesetzes, 
f  die  ratio  legis,  die  sich  in  Verwaltungsgesetzen  zwingender 
Itend  macht,  als  wir  es  gewohnt  sind  im  Civil-  oder  Strafrecht." 

Welches  ist  der  Zweck  der  Steuergesetze  hinsichtlich  der 
ächtsmittel?  Offenbar  der,  dem  Steuerpflichtigen  eine  Ga- 
itie  für  eine  den  thatsächlichen  Verhältnissen  entsprechende, 
htige  steuerliche  Behandlung  zu  gewähren.  Niemand  zahlt 
rn  zu  viel;  zuweilen  zahlt  aber  auch  Jemand  nicht  gern  zu 
nig.     Hat  es  nun  in  der  Absicht  schon  des  Gesetzgebers  von 
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1840  gelegen,  die  Fälle  besonderer  Steuerehrlichkeit,  i 
denen  auf  eine  zu  geringe  Einschätzung  oder  gänzliche  TIeb» 
gehung  aufmerksam  gemacht  wird,  von  der  Reklamation  iil 
dem  Eekurs  auszuschliessen?  Sollte  er  sein  Gesetz  in  da 
Sinne  gemeint  haben,  dass  etwa  der  §  1  ein  Alinea  des  WorÜab 
enthalten  könnte:  ^Steuerehrlichen,  welche  sich  durch  n 
geringe  oder  steuerfreie  Einschätzung  beschwert  fühlei. 
steht  ein  Reklamationsrecht  nicht  zu,  vielmehr  habend» 
selben  die  Minderschätzung  bezgl.  Freilassung  als  eine  einseitig 
Schenkung  aufzufassen ,  welche  der  Einwilligung  des  Beschenba 
nicht  bedarf^  — ?  Man  braucht  einen  solchen  Satz  nur  iif* 
zustellen,  um  seine  Absurdität  zu  begreifen. 

Die  Sache  ist   eben   einfach    die,   dass   der  Gesetzgeber  ii 
Angesicht  der  praktisch  überwältigenden  Mehrheit  der  Fälle,  n 
das  Interesse   auf  Steuerherabsetzung    gerichtet,    an   den  be* 
sonderen  Fall,    wo  es  sich  auf  Steuererhöhung   richtet,  nickt 
gedacht  hat,  oder  wenn  er  daran  gedacht,  es  nicht  für  nötkig 
befunden   hat,   ihn    zu   besonderem  Ausdruck   zu    bringen.    Bä 
letzterer  Alternative   folgt  das  Zustehen  der  Rechtsmittel  ohM 
Weiteres,  bei  ersterer  kommt  in  Frage  Allg.  L.-R.  Einl.  §  49: 
„Findet  ein  Richter  kein  Gesetz,  welches  zur  Entscheidung  da 
streitigen   Falles   dienen    könnte,   so   muss  er  zwar  nach  den  ii 
dem    Landrechte    angenommenen    allgemeinen  Grundsätzen  niil 
nach  den   wegen  ähnlicher  Fälle  vorhandenen  Verordnungen  er- 
kennen.^    Analogia  juris  est  regula  juris,  non  ex  verbis,  sed  a 
ratione  legis  deducta  (Hufeland).     Wenn  dem  Steuerpflicbtigei 
das  Recht    zusteht,    sich   dem    Steuerfiskus   gegenüber  vor  Vcr 
mögensnachtheilen   zu    schützen,   so    muss  ihm   auch   das  B«cb 
zustehen,   sich  mit  denselben   Rechtsmitteln  gegen  unberechtigte 
Zuwendungen  zu  schützen,  welche  vielleicht  später  zu  Nachforde- 
rungen führen  könnten.    „Das  Recht  zum  Grössern  oder  Mehren 
schliesst    das  Recht  zum  Geringern   oder  Wenigem   in   gleicher 
Art  in  sich"  (Allg.  L.-R.  Einl.  §  91).     Der  im  Allg.  L.-R.  EinL 
§  89  aufgestellte  Grundsatz:  „Wem  die  Gesetze  ein  Recht  geben, 
dem  bewilligen  sie  auch  die  Mittel,    ohne   welche  dasselbe  Dicbt 
ausgeübt  werden  kann"  —  kann  zwar  keine  direkte  Anwenduiig 
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finden,  sondern  deutet  nur  eine  gesetzgeberische  Regel  an 
(Koch);  aber  eben  darum  muss  die  spätere  Steuergesetzgebung 
dahin  interpretiert  werden,  dass  sie  das  im  Allg.  L.-R.  II  11 
§  1058  für  alle  Schenkungen  und  Liberationen  gewährte  Recht 
der  Acceptationsweigerung  nicht  habe   schmälern  wollen. 

Ganz  deutlich  tritt  das  quest.  Recht  per  analogiam  bei  Be- 
trachtung der  neuen  Steuergesetzgebung  hervor.  An  Stelle  von 
Reklamation  und  Rekurs  sind  nach  Einführung  des  Streit- 
verfahrens Einspruch  und  Klage  getreten.  Bei  der  Staats- 
einkommensteuer entsprechen  dem  Rechtsmittel  des  Verwaltungs- 
streitverfahrens Berufung  und  Beschwerde,  welche  letztere 
der  Revision  wesensgleich  ist.  Es  fragt  sich  nun,  ob  die  „wegen 
ähnlicher  Fälle  vorhandenen  Verordnungen**  (§  49  Allg.  L.-R.) 
sich  hier  nachweisen  lassen  und  sich  ergiebt,  dass  die  Vor- 
bedingungen der  Zulässigkeit  der  Verwaltungsklage  bei  einer  ver- 
langten Erhöhung  um  einen  Theilbetrag  oder  den  Gesammtbetrag 
des  Steuersaldos  vorhanden  sind.  Es  muss  daher  gezeigt  werden: 
1.  dass  eine  Veranlagung  auch  in  dem  fraglichen  Falle  statt- 
findet; 2.  dass  rücksichtlich  der  Mittheilung  der  Veranlagung  und 
der  Fristbestimmung  für  die  Rechtsmittel  ausreichende  Anhalts- 
punkte da  sind;  woraus  dann  3.  folgt,  dass  eine  daraus  erfolgende 
Klage  nicht  als  eine  Klage  über  die  Steuerpflicht  an  sich  und 
im  Prinzip  anzusehen  ist. 

Dass  die  letztere  selbst,  unabhängig  von  einer  Veranlagung, 
nicht  zum  Gegenstande  der  Klage  gemacht  werden  kann,  ist  von 
der  Judikatur  ja  zweifellos  auch  neuerdings  bestätigt  worden 
(P.-V.-Bl.  Bd.  XVII  S.  200,  406;  ferner  Entsch.  d.  O.-V.-G.  Bd.  I 
S.  62,  Bd.  III  S.  88,  Bd.  V  S.  145,  Bd.  XIV  S.  190).  So- 
weit Zust.-G.  §  160,  Allg.  L.-R.  II  14  §§  79  u.  4—8  in  Frage 
kommen,  kann  allerdings  auch  die  prinzipielle  Kommnnalsteuer- 
pflicht  Gegenstand  der  Klage  sein  (Erk.  Komp.  Gerichtshofes  vom 
8.  Okt.  1870,  J.-M.-Bl.  S.  340).  Jedoch  ist  dies  insofern  kaum 
möglich,  als  Privilegien,  zu  denen  die  Steuerprivilegien  der 
Beamten  und  Lehrer  nicht  gehören  (Entsch.  d.  O.-V.  G.  Bd.  VI 
S.  119),  selbst  wenn  solche  vorkämen,  mit  §§  20,  96^K.-A.-G. 
nicht  in  Einklang  zu  bringen  wären. 
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Sobald  aber  eine  Veranlagung  vorausgegangen,  ist  im  Ver- 
waltungsstreitverfabren  wie  über  die  Vermögensschätzung,  so 
selbstverständlich  auch  über  die  Steuerpflicht  mit  zu  entscheiden 
(Entsch.  d.  O.-V.-G.  Bd.  V  S.  87),  da  beides  eben  untrennbar 
verbunden.  Das  Steuergeschäft  beginnt  mit  der  Veranlagung  zur 
Staatssteuer,  da  ja  die  Veranlagung  zur  Kommunalsteuer,  soweit 
Zuschläge  zur  Staatssteuer  erhoben  werden,  rechtlich  durchaus 
an  jene  gebunden  ist.  Selbst  soweit  die  Steuerpflichtigen  nicht 
staatssteuerpflichtig,  findet  eine  Veranlagung  lediglich  zu  dem 
Zwecke  der  kommunalen  Besteuerung  (bezgl.  für  die  Fest- 
stellung der  nach  dem  Massstabe  der  Besteuerung  geregelten 
Wahl-,  Stimm-  und  sonstigen  Berechtigungen  in  den  öfifentlichen 
Verbänden)  statt  (§§  74—76  Eink.-St.-G.).  Die  betreffenden 
Personen  mit  Einkommen  von  nicht  mehr  als  900  M.  sind  also 
in  die  gemäss  Art.  38  No.  10  Ausf.-Anw.  z.  Eink.-St.-6.  an- 
zufertigende Gemeindesteuerliste  aufzunehmen.  Umgekehrt  wird 
nun  die  Gemeindesteuerbehörde  diejenigen  Staatssteuerpflichtigen, 
welche  aus  irgend  einem  Grunde  gemeindesteuerfrei  bleiben  sollen, 
von  der  Liste  wieder  streichen  oder  auf  derselben  so  charak- 
terisiren,  dass  von  ihnen  kein  Betrag  zu  erheben  sei.  Dass  hierbei 
Irrthümer  vorkommen  können,  nimmt  das  Kommunalabgabengesetz 
an,  denn  es  spricht  in  §  84  von  „Steuerpflichtigen,  welche  ent- 
gegen den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  bei  der  Veranlagung 
direkter  Gemeindesteuern  übergangen  oder  steuerfrei  geblieben 
sind,  ohne  dass  eine  strafbare  Hinterziehung  der  Steuer  statt- 
gefunden hat",  und  Art.  52  Ausf.-Anw.  spricht  davon,  dass  der 
Steuerpflichtige  „in  die  Liste  nicht  aufgenommen"  oder  „aus 
unzutreffendem  Grunde  steuerfrei  veranlagt"  sein  könne. 

Es  findet  danach,  auch  wenn  steuerfrei  veranlagt  oder  der 
Betreffende  in  die  Liste  nicht  aufgenommen  ist,  thatsächlich 
eine  Veranlagung  statt.  Wie  wird  dieselbe  nun  dem  Pflich- 
tigen zur  Mittheilung  gebracht?  —  Zunächst  kann  derselbe 
durch  Einsichtnahme  der  Hebeliste  feststellen,  dass  er  steuerfrei 
veranlagt  bezgl.  übergangen  ist.  Sofern  eine  besondere  Mit- 
theilung erfolgt,  in  der  Regel  am  Ende  der  Auslagezeit  der 
Hebeliste,   erhält  er  von  der  üebergehung  Kenntniss  durch  eine 
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konkludente  Handlung  (Unterlassung)  der  Steuerbehörde,  indem 
die  besondere  Mittheilung  an  ihn,  im  Gegensatz  zu  anderen  Haus- 
bewohnern oder  Nachbarn,    nicht  erfolgt.     Die  Einspruchsfrist 
beginnt  mit  dem   ersten  Tage   nach  Ablauf  der  Auslegungsfrist. 
Dass    ein    derartig    abgekürztes    bezgl.    formloses  Verfahren    in 
dem  Falle,  wo  zu  einem  nicht  einziehbaren  Steuersatz  veranlagt 
wurde,  ausreichend  ist,  ergiebt  sich  aus  einer  analogen  Verfügung 
vom  19.  Jan.  1892   betreffs   der    Staatseinkommensteuer  (Mitth. 
a.  d.  Verw.  d.  dir.  Steuern,    No.  25    sub  43).     Danach  bedarf 
es  hinsichtlich  derjenigen  Steuerpflichtigen,    welche  gemäss  §  18 
bezgl.    §  19    Eink.-St.-G.    steuerfrei    veranlagt    werden,    be- 
sonderer   Mittheilung   nicht.      Dass    hieraus    keine    Rechts- 
nachtheile    für   den    Steuerpflichtigen    entspringen  können,    dass 
insbesondere  seine  Rechtsmittel   nicht   davon   abhängig  gemacht 
werden  können,   ob   es   die   Gemeindesteuerbehörde  für   gut   be- 
findet, ihm  eine  besondere  Mittheilung  zukommen  zu  lassen,  er- 
giebt sich  aus  Allg.  L.-R.  Einl.  §  89,  wozu  ein  Erkenntniss  des 
Obertribunals  vom  20.  Jan.  1857  (Arch.  f.  Rechtss.  Bd.  XXIII 
S.  247)  ausführt:  „Es  kann  daher,  wenn  gesetzlich  die  Ausübung 
eines  Rechts  bei  Verlust  desselben  an  einen  fest  bestimmten  Zeit- 
raum geknüpft  ist,  diese  Ausübung  nicht  von  einer  Voraussetzung 
abhängig  gemacht  werden,  welche  in  vielen  Fällen  die  Geltend- 
machung   des    Rechts    so    gut    wie    unmöglich    machen   würde.^ 
Dieser  Grundsatz  müsste   auch  Anwendung   erleiden,   wenn  der 
Gemeindevorstand   sich  etwa  weigern  würde,  auf  den  Einspruch 
überhaupt  einen  Bescheid  zu  ertheilen. 

Auch  zum  Ausgangsfragepunkte  unserer  Betrachtungen:   ob 
nämlich   die  Klage    wegen    steuerfreier   Veranlagung    zulässig 
sei?  hat  eine  Ministerialverordnung  vom  27.  Mai  1892   auf  dem 
analogen  Gebiete  der  Staatssteuer  in  unserem  Sinne  Stellung  ge- 
nommen.    Auch    bei    zu    niedriger    oder    steuerfreier   Ver- 
anlagung ist  die  Berufung  zulässig  (M.  25  S.  72).     Nach  einer 
Entscheidung   des   Oberverwaltungsgerichts   (Erg. -Bd.  II  S.    72) 
ist  der  Anspruch  eines  Pflichtigen,  welcher  ein  bei  der  Veranlagung 
ausser  Betracht  gelassenes  Einkommen  aus  einer  bestimmten, 
gesetzlich  heranzuziehenden  Einkommensquelle  (in  dem  betrefi'enden 
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Falle  gewinnbringende  Beschäftigung,  §  7  sub  4)  besitzt,  mit 
diesem  Einkommen  besteuert  zu  werden,  begründet.  Der 
gesetzlich  festgelegten  Steuerpflicht  entspricht  eben  ein  Stena- 
recht,  es  ist  nicht  in  das  Belieben  einer  Verwaltungsbehörde  ge- 
legt, zu  befreien.  Auch  nach  dem  Kommunalabgabengesetz  äsi 
die  Einkommensquellen  gesetzlich  festgelegt,  nach  §  20  sind  ds 
Steuern  auf  die  Pflichtigen  nach  festen  und  gleichmässigen  Gnmd- 
Sätzen  zu  vertheilen.  Ueber  die  Einkommensquellen  der  Beamtei, 
Lehrer  u.  s.  w.  ist  in  §  41  gesetzlich  disponirt.  Wird  also  «i 
derartiger  Pflichtiger  aus  einer  solchen  Einkommensquelle  nicb 
in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  und  den  thatsäcb liehen  Ver- 
hältnissen entsprechenden  Weise  veranlagt,  so  stehen  ihm  selbst- 
verständlich auch  die  gegebenen  Rechtsmittel  zu  Gebote,  gleich- 
viel ob  er  weniger  oder  mehr  zahlen  will.  Das  Recht  des 
subjektiv  Steuerpflichtigen,  im  Veranlagungsverfahren  über  die 
Natur  seiner  Einkommensquellen  unbedingt  gehört  zu  werden 
und  demgemäss  auch  die  zur  Aufrechterhaltung  seiner  Angabe 
gegebenen  Rechtsmittel  zu  benutzen,  ergiebt  sich  aus  §§  25£ 
Eink.-St.-G.  Steuerpflichtige,  die  nicht  durch  Initiative  der  Steuer- 
behörde zu  einer  Steuererklärung  veranlasst  worden,  sind  aof 
ihr  Verlangen  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  zu- 
zulassen. Damit  spricht  die  moderne  Steuergesetzgebung  deut- 
lich den  allgemeinen  Grundsatz  aus,  dass  sie  dem  Steuerpflich- 
tigen in  dem  gesetzlich  geordneten  Verfahren  zur  Sicherung  einer 
korrekten  Heranziehung  die  Stellung  einer  streitfahigen  Partei 
und  nicht  eines  der  Staatshoheit  gegenüber  leidenden  ünter- 
thanen  hat  einräumen  wollen.  Am  allerwenigsten  kann  es  dann 
in  das  Belieben  einer  Gemeindebehörde  gestellt  sein,  etwa  tob 
dem  giltig  festgestellten  Inhalt  einer  solchen  Steuererklärung,  der 
im  Grade  der  Präzision  rücksichtlich  der  Angaben  über  die 
Natur  der  Einkommenssteuer  ja  keine  Schranken  gesetzt  sind, 
beliebig  zu  abstrahiren,  indem  es  diesen  oder  jenen  Einkommens- 
theil  ausser  Berücksichtigung  lässt  bezgl.  ihn  anders  qualifizirt. 
Das  Beispiel  wird  dies  verdeutlichen.  Nehmen  wir  an,  der  in 
Frage  stehende  Lehrer  X  habe  ein  Einkommen  aus  Kapital  oder 
sonstiger    gewinnbringender,   nichtamtlicher  Beschäftigung  dekla- 
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rirt,  80  würde  rücksichtlich  der  letzteren  vielleicht  zu  entscheiden 
gewesen  sein,   ob  der  Betrag  aus  dieser  Einkommensquelle  auch 
zur  Gewerbesteuer  heranzuziehen  sei.     Etwas  ganz  Analoges  ist, 
wenn   auf  Grund   von   §  41   zu    entscheiden,    ob   sein   amtliches 
Einkommen  ein  mit  50  ^/o  (Mittelschullehrer)  oder  0  ^/o  (Elementar- 
lehrer) heranzuziehendes   sei.     Er   würde   in  dem  angenommenen 
Fall  anderweiten  Einkommens  seinen  Einspruch  gegen  eine  zu 
niedrige  Veranlagung  gerichtet  haben,    wenn    sein   amtliches 
Einkommen  ausser  Betracht  geblieben  wäre.    Der  zufällige  Um- 
stand,   dass    ein    ander  weites   Einkommen    vielleicht    nicht    vor- 
handen,  kann    nun    offenbar   keinen   wesentlichen   Unterschied 
begründen   und   seine  Rechte   mindern;    die  steuerfreie  Ver- 
anlagung ist  dann  eben   nur  ein  Grenzfall   der  zu   niedrigen. 
Es  beruht  daher  jenes  Urtheil  des  Bezirksausschusses  augen- 
scheinlich  auf  einer  Verkennuug   der  Nichtheranziehung  zu   den 
Gemeindelasten  als  eines  besonderen  Grenzfalles  der  steuerfreien 
Veranlagung;  dieselbe  wurde  vielmehr  rechtsirrthümlich  als  etwas 
eo  ipso  AVesensverschiedenes,  nämlich  die  Frage  nach  dem  Prinzip 
der  Steuerpflicht  erachtet.     Die  Klage  auf  Heranziehung  zu  den 
Gemeindelasten  kann  dies  letztere  sein:    wenn  sie  nämlich   un- 
abhängig von  der   behördlichen  Veranlagung   angestrengt 
wird    und   der   Kläger    die    Feststellung    des    Prinzips    als 
ihren  Gegenstand    angiebt.     Sie    braucht    es    aber   nicht  zu 
sein:   wenn    nämlich    die  Klage   im  Anschluss   an   den   Gang 
der  Veranlagung  in  den  für  Einsprache  und  Klage  vorgeschrie- 
benen Formen  erfolgt  und  als  ihren  Gegenstand  die  Zahlung 
bestimmter   schuldiger   Steuerbeträge   angiebt.     Ob   der 
Anspruch  im  Uebrigen  auf  Erhöhung  oder  Erniedrigung, 
und  wieweit  er  darin  geht,  ist  völlig  belanglos. 

Der  Anspruch  erstreckt  sich  nach  §  84  K.-A.-G.  auf  drei 
Jahre  zurück,  gegen  den  Beschluss  des  Gemeindevorstandes 
stehen  dem  Pflichtigen  ebenfalls  Einspruch  und  Klage  zu  (Ausf.- 
Anw.  Art.  62).  Auch  den  steuerehrlichen  Erben  stehen  diese 
Rechtsmittel  zu,  um  zur  Nachsteuer  herangezogen  zu  werden 
(§  84^).  Der  Umstand,  dass  dann  dem  Steuerehrlichen  behufs 
Erlangung  der  Heranziehung  dieselben  Rechtsmittel   viermal  (in 
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vier  aufeinanderfolgenden  Jahren)  zuständen,  wäre  beachtliA 
würde  aber  doch  nicht  stichhaltig  sein,  weil  jedes  Mal  die  Reckte- 
mittel  um  ein  vier  Jahr  zurückliegendes  Jahr  verloren  gehen. 

Immerhin  muss  es  wohl  als  eine  Lücke  im  Kommunalabgabei- 
gesetz  bezeichnet  werden,  dass  den  Steuerehrlichen  nicht  ein  be- 
sonderes Alinea  in  §  69  gewidmet  worden  ist,  welches  alle  Zweifel 
ausschlösse.  Welche  wunderlichen  Konsequenzen  auch  in  Hii- 
sicht  der  Wahlrechte  erwachsen  würden,  wenn  die  Ansicht  des 
Bezirksausschusses  zu  C.  als  richtig  zur  Geltung  kommen  sollte, 
lässt  sich  leicht  zeigen.  Nach  §  5  St.-O.  für  die  Ostprovinza 
gehört,  abgesehen  von  den  sonstigen  Bedingungen,  zur  Wählbar- 
keit in  städtische  Ehrenämter  bezgl.  zum  Besitz  des  Burger- 
rechts, dass  der  Bürger  die  ihn  betreffenden  Gemeindeabgaben 
gezahlt  habe.  Wird  nun  ein  fälschlich  nicht  zur  Gemeindesteuer 
Herangezogener  beispielsweise  zum  Stadtverordneten  gewählt,  so 
muss  die  nach  §  10  Zust.-G.  bei  einem  Einspruch  zuständig 
Stadtverordnetenversammlung  seine  Wahl  kassiren.  Der  Ein- 
wand, dass  er  etwa  die  Steuern  noch  zahlen  wolle,  ist  schon  im 
desswillen  hinfallig,  weil  die  Voraussetzungen  der  Wählbarkot 
schon  zur  Zeit  der  Vornahme  der  Wahl  gegeben  sein  müssffl 
(Entsch.  d.  O.-V.-G.  Bd.  XXVIII  S.  9);  ausserdem  ist  die  Stadt- 
verordnetenversammlung  gar  nicht  zuständig,  über  die  Zahlang 
von  Gemeindesteuern  und  deren  Rechtmässigkeit  zu  befinden, 
dieselbe  hat  vielmehr  lediglich  von  der  Thatsache  auszugehen, 
ob  sie  gezahlt  sind  oder  nicht.  Demnach  stünde  es  ganz  m 
Belieben  des  Magistrats,  durch  Ausschluss  von  der  Gemeinde- 
steuerliste  ihm  missliebige  Personen  von  der  Wählbarkeit  ans- 
zuschHessen  —  wenn  eben  das  Verwaltungsstreitverfahren  bei 
verweigerter  Heranziehung  zu  den  Gemeindelasten  nicht  zulassig 
wäre. 
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Dr.  jur.  Waltlier  Nothnagel,  Exekution   durch  soziale   Interessen- 
gruppen.    Wien,  A.  Holder,  1899.    VII,    221  S.     Gr.  8^     M.  4.80. 

Die    vorliegende   Monographie   behandelt    die  juristischen   Fragen,   zu 
welchen  der  Anlass  geboten  wird   durch    die  in   der  Neuzeit  entstandenen 
Gläubigerorganisationen,  —  man  denke  an  den  Verband  der  Kreditoren,  die 
„Kreditreform"  der  Hausbesitzer  Vereinigungen,  ganz  abgesehen  von  den  In- 
teressengruppen der  Börsenbesucher.     Der  leitende   Oberbegriff,  unter  den 
der  Verf.  diese  Verbände   stellt,   wird  von  ihm   als  psychologische  Exe- 
kution bezeichnet  (vgl.  die  etwas  langatmige  Definition  S.  34).     Die  staat- 
liche Exekution  ruht  auf  direkten  staatlichen  Zwangsmitteln  ohne  oder  gegen 
den  Willen   des   Schuldners    durch   ein   Organ   des   Staates.     Die   Antithese, 
welche  der  Verf.  für  jene   modernen    Verbände   aufdeckt,  liegt  darnach  in 
einer  Exekution,  welche  privatim  auf  den  Willen  des  Schuldners  drücken 
soll.    Es  lässt  sich  fragen,   ob  dieser  Gegensatz  richtig  formuliert  ist;   denn 
auch  die  normale  gerichtliche  oder  staatliche  Exekution  rekurriert  auf  den 
Einfluss  psycholog^ischer  Erwägungen.     Indessen  möchte  ich  darüber  mit  dem 
Verf.  nicht  rechten,   —  es   kommt  auf  die    Detailausführung   an.     Und  hier 
nehme  ich  keinen  Anstand  zu  sagen,  dass  die  materiellen  Erörterungen  über 
jene   Verbände   beachtenswert,    originell   und   tüchtig   sind.     Der    Verf.    hat 
die  eigenartigen  Fälle  der  fraglichen  Exekution   mit  Geschick  in  einem  Ge- 
samtbilde   zusammengestellt   und    eingehend  besprochen.     Und   diese   Arbeit 
hat  vor  ihm   niemand   gethan.     Darin   liegt   also   ein   zweifelloses  Verdienst. 
In  der  Sache  selbst  huldigt  der  Verf.  der  Anschauung,  dass  in  der  Mitteilung 
der   ^schwarzen  Liste"    der    Schuldner    (die  Liste  des   schweizeiischen  Ver- 
bandes ist  rot)  keine  Beleidigung  liege,  und  dass  die  Drohung,  den  Schuldner 
in  die  Liste  aufzunehmen,  keine  Nötigung  enthalte.     Anders  sieht  der  Verf, 
die  Sache  an  bei  den  Hausbesitzervereinen,  welche  in  Grossstädten  ebenfalls 
mit  einer  schwarzen  Liste   operieren   und   zwar  nicht  bloss   gegen  zahlungs- 
unfähige Mieter,  sondern  auch  gegen  solche,  die  „zeitweise"  zahlungsunfähig 
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sind,  ferner  gegen  „Säufer",  „Ruhestörer"  oder  gegen  solche,  „die  in  Diffe- 
renzen mit  dem  Vermieter  geschieden  sind".  Hier  bandelt  es  sich  aller- 
dings nicht  um  bestimmte  Thatsachen,  sondern  um  individuelle  Ansichten 
und  Urteile,  und  daher  ist  hier  eine  andere  Auffassung  geboten.  In  der 
Hauptsache  teile  ich  die  juristischen  Ansichten  des  Verf.  In  jenen  Listen 
liegt  keine  Widerrechtlichkeit.  Der  Zweck  der  Verbände  besteht  in  dem 
Schutz  vor  geschäftlichen  Verlusten,  und  dieser  Zweck  ist  erlaubt.  Dies  g^ilt 
auch  von  den  Mitteln  (private  Informationen).  Freilich  muss  doch  sofort 
eine  Einschränkung  hinzugefügt  werden.  Der  Schuldner  darf  rieht  ige  rw  eise 
verlanj^eii,  dass  in  der  Liste  die  näheren  Umstände  mitgeteilt  werden,  unter 
denen  die  Aufnahme  erfolgte,  weil  das  Motiv  der  ausgebliebenen  Zahlung  so 
ganz  verschieden  sein  kann.  Die  Art  der  Darstellung  kann  darnach  aller- 
dings meiner  Ansicht  nach  den  Schuldner  unter  Umständen  zu  civilistischem 
Schadenersatz  und  zu  einer  Satisfaktion  in  Geld  berechtigen.  In  diesem 
Sinne  hat  das  schweizerische  Bundesgericht  —  gemäss  der  durch  Art.  50 
Üblig.-R.  eingeführten  generellen  actio  culpae  in  Verbindung  mit  Art.  55  (Geld- 
entschädigung für  Unbill)  —  geurteilt.  Ich  halte  dieses  Vorgehen  für 
richtig. 

Zürich.  Professor  Meili. 


Kalkmaiiüy  Ph«,  Die  Entwertung  der  österreichischen  Valuta  im 
Jahre  1893  und  ihre  Ursachen.  Mit  7  lithographischen  Tafeln. 
(Wiener  staatswissenschaftliche  Studien,  I.  Bd.  3.  Heft.)  Freiburg  i.  Br., 
J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck),  1899.  IV  u.  73  S.  S\  Einzelpreis 
M.  2.80. 

Dor  Verf.,  dem  wir  bereits  eine  treffliche  Studie  über  die  Einführung 
der  englischen  Goldwährung  im  18.  Jahrhundeit  verdanken,  untersucht  in 
der  vorliegenden  Abhandlung  die  österreichische  Valutareform.  Bekanntlich 
beschlossen  im  Jahre  1892  die  österreichische  und  die  ungarische  Regierung 
die  Beseitijiung  des  Zwangakurses  und  den  Uebergang  zur  Goldwährung. 
Diese  Reform  der  österreichischen  Valuta  ist  bis  jetzt  noch  nicht  durch- 
geführt. Noch  heute  besitzen  die  Staatsnoten  und  die  Noten  der  Oester- 
reichisch- Ungarischen  Bank  unbeschränkte  Zahlkraft.  Einer  der  Gründe  für 
die  Verzr>gerung  war  die  Entwertung]:  der  österreichischen  Valuta,  welche  im 
Jahre  1893  auftrat  und  bis  1896  anhielt.  Ueber  die  Ursachen  des  Goldagios 
war  man  sieh  in  weiten  Kreisen  nicht  recht  klar.  Kalkmann  sucht  nun  in 
einer  eingehenden  Prüfung  der  Weltgeldmarktsverhältnisse  und  der  Öster- 
reiehiselieu  Piskontpolitik  nachzuweisen,  dass  die  Gründe  der  überraschenden 
Schwierigkeiten,  auf  die  Oesterreieh  bei  seinem  Uebergang  zur  Goldwährung 
gestossen  ist,  internationaler  Art  sind.  Ein  Vergleich  der  Wechselkurse  auf 
den  verschiedenen  Geldmärkten  ergab,  dass  gleichzeitig  mit  der  Entwertung 
der  österreichischen  Valuta   eine  solche  der  italienischen  und  russischen  im 
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Verhältnis  mit  alle?i  auf  Gold  aufgebauten  Währungen  in  fast  paralleler  Be- 
wegung sich  geltend  machte.     Es  war  längst  bekannt,  dass  zwischen  Ländern 
mit  gleichartigen  metallischen  Valuten  die  Diskontsätze  von  Einfluss  auf  die 
Wechselkurse  sind.    Kalkmann  stellt  fest,   dass  auch  zwischen  Ländern  mit 
angleichen  Währungssystemen   eine   solche  Einwirkung   der  Differenzen  des 
Privatdiskonts  besteht.     Aus  den  Devisen  London  und  Wien  vom  Dezember 
1893  bis  März  1894   erbringt   er   einen   geradezu  eklatanten  Beweis  für  die 
Richtigkeit  der  angenommenen  Wechselbeziehung.    Damit  wird  die  Annahme 
widerlegt,  dass  die  österreichische  Valuta  eine  isolierte  sei,  weil  ihre  Wert- 
bewegung nicht  vom  Gold  abhänge.    Durch  den  verschiedeneu  Privatdiskont 
entstehen  Kapitalströmungen  von  Land  zu  Land,  die  besonders  dadurch  er- 
leichtert werden,  dass  infolge  der  Ausbildung  des  Depositenwesens  stets  grosse 
Meogen  leichtbeweglichen  Kapitals  vorhanden  sind,  die  nur  auf  den  Moment 
laoem,  um  dahin  auszuwandern,  wo  sie  eine  günstigere  Anlage  finden.  Je  plötz- 
licher diese  Kapitalströmungen  auftreten,  desto  grössere  Aufgaben  erwachsen 
der  Diskontpolitik  der  einheimischen  Centralbank.     Sie  muss,  wenn  sie  Gold- 
lusfuhr  unterbinden  will,  verhindern,  dass  im  Auslande  eine  höhere  Renta- 
bilität der  Kapitalien  fremde  Summen  anlockt,  d.  h.  sie  muss  das  ausländische 
Kapital,  indem  sie  ihm  eine  gleich  gute  Rentabilität  verschafft,  sesshaft  machen. 
Da«  erreicht  sie  aber  nur  durch  hohe  Diskontsätze.     Nur  so  sichert  sie  sich 
ihre  mühsam  angesammelten  Gold  Vorräte.     Das  praktische  Resultat  der  sehr 
interessanten,   einleuchtenden   und   durch   eine  Reihe  von  graphischen  Dia- 
grammen unterstützten  Studie  Kalkmann's  ist  also  das,  dass  er  verlangt,  dass 
die  Centralbank  sich  unter  Umständen  und  rasch  zu  einer  kräftigen  Diskont- 
erhöhung entschliesst,  so  wenig  beliebt  eine  solche  Massregel  in  Oesterreich 
auch  sein  mag.    Man  bekrittelt  vielfach  in  Oesterreich  die  Diskontmassnahmen 
der  deutschen  Reichsbank.     Sehr  zu  unrecht.     Ihre  Diskontpolitik  ist  rück- 
sichtsloser als  die  österreichische,   dafür   aber   auch   erheblich  erfolgreicher. 
Greifswald.  M.  Biermer. 


Cohn,  Gustav,  Nationalökonomie  des  Handels  und  des  Verkehrs- 
wesens. IIL  Bd.  des  System  der  Nationalökonomie.  Stuttgart, 
F.  Enke,  1898.     1030  S.     8^     M.  24.—. 

Es  hat  neun  Jahre  gedauert,  bis  von  dem  gross  angelegten  Werk  des 
Göttinger  Nationalökonomen,  das  bei  seinem  Erscheinen  mit  ungeteiltem 
Beifall  aufgenommen  worden  ist,  ein  weiterer,  dritter  Band  erschien.  Dieser 
neue  Band  weist  alle  Vorzüge  seiner  Vorgänger  auf.  Die  Darstellung  ist 
geschmackvoll,  gediegen,  durchsetzt  mit  geistvollen  Bemerkungen  und  erfüllt 
von  dem  Grundgedanken,  dass  aller  Fortschritt  in  der  Geschichte  nur  auf 
einer  VerwirklichuDg  sittlicher  Probleme  beruht.  Gustav  Cohn  ist  kein 
Utopist;   er   ist  nicht  nur  Psychologe  und  Historiker-,    er  kennt  auch   die 
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wirtschaftlichen  Eutwicklungsgcsetze,  die  man  durch  eine  kurzsichtige  Gesetz- 
gebung nicht  aufhalten  kann.  Er  hat  Freude  am  Fortschritt  und  hebt  seine 
Richtungslinien  in  klarster  und  weitblickender  Darstellung  aus  dem  Bereiche 
der  wirtschaftlichen  Tageskämpfe  und  dem  Gezanke  der  Interessenten  her- 
aus. Er  beherrscht  endlich  den  gesamten  staatswissenschafilichen  Wissens- 
stofif  wie  kaum  ein  anderer.  Förmlich  spielend  verwendet  er  seine  aus- 
gebreitete, vertiefte  und  kritisch  verarbeitete  Literaturkenntnis,  ohne  in  den 
Fehler  zu  verfallen,  den  ungemein  anziehenden  Reiz  seines  Lehrbuches  und 
das  Geschmackvolle  und  Leichtflüssige  seiner  Doktion  durch  den  Ballast  von 
Literaturnotizen  und  von  den  in  Deutschland  mehr  als  wünschenswert  sich 
breitmachenden  Fachpolemiken  herabzumindern.  Für  die  Stellung  der 
nationalökonomischen  Wissenschaft  zu  den  Interessenkämpfen  unserer  Zeit 
ist  es  überaus  bezeichnend,  dass  ein  Autor  selbst  von  dem  Range  eines 
Gustav  Cohn  sich  gezwungen  sieht,  Gebieten  wie  der  Agrar-  und  Gewerbe- 
politik gegenüber,  die  er  nach  dem  Gesamtplan  seines  Werkes  hätte  vor  der 
Handels-  und  Verkehrspolitik  behandeln  müssen,  eine  wissenschaftliche  Ent- 
haltung zu  beobachten,  so  lange  wenigstens,  als  eine  unbehagliche  Gährung 
in  den  Tagesmeiauugen  herrscht,  die  den  neutralen  Fachmann  unwillkommen 
und  unpopulär  erscheinen  liisst.  Um  so  dankbarer  wird  es  die  Fachwelt 
begrüssen,  dass  in  dem  vorliegenden  Bande  einer  der  Häupter  der  führenden 
deutschen  natioualökouomischen  Schule  die  Summe  seiner  Ansichten  und  Be- 
obachtungen über  denjenigen  Zweig  seines  Faches  zieht,  auf  dem  er  seit  einem 
Vierteljahrhundert  durch  feiusinnige  und  abgerundete  Essays  in  hervorragendem 
Masse  mitgearbeitet  hat.  Gustav  Cohn  ist  ein  Meister  auf  dem  Gebiete  der 
Handels-  und  Verkehrspolitik.  Besonders  die  innere  Handelspolitik,  die 
„Institutionen  des  Handels",  wie  er  es  nennt,  Märkte,  Messen,  Börse,  Wechsel, 
Handelskorporationen  u.  s.  w.  finden  bei  ihm  eine  umfassende  Darstellung. 
Sie  ist  freilich  nicht  ganz  gleichmässig  und  nicht  ganz  frei  von  subjektiven 
Raisonnements.  Ref.  glaubt  z.  B.,  dass  Cohn  die  begutachtende  Thätigkeit 
der  Handelskammern  geneigt  ist,  zu  unterschätzen.  Im  Verkehrswesen  gilt 
Gustav  Cohn,  besonders  dank  seiner  Arbeiten  über  die  englische  Eisenbahn- 
politik, seit  langem  als  einer  unserer  ersten  Fachleute,  aber  mir  scheint,  dass 
er  die  finanzpolitische  Seite  gar  zu  sehr  in  den  Vordergrund  rückt,  wie 
er  dies  auch  bereits  im  zweiten  Bande,  demjenigen  über  die  Finanzwissen- 
schaft,  ii^ethau  hat.  Ich  glaube,  dass  eine  Reaktion  speziell  gegen  den 
preussischeu  Fiskalismus  auf  diesem  Gebiete  erfolgen  wird  und  muss  und 
weiche  bezüglich  seiner  Anschauungen  in  der  Kanalfrage,  wie  ich  an  anderer 
Stelle  auszuführen  (relegcnheit  hatte,  ganz  erheblich  von  ihm  ab.  Ich  habe 
den  Eindruck,  dass  Gustav  Cohn  wie  viele  andere  seiner  Kollegen  so  verbittert 
ist  durch  die  Rücksichtslosigkeit  unserer  Interessenkämpfe,  dass  er  auch  die 
vielleicht  hie  und  da  übertriebenen  Agitationen  für  die  Biunenschiffahrts- 
strassen  nur  als  einseitige  Quertreibereien  unserer  grossindustriellen  Unter- 
nehmer ansieht.     Es    wäre   nicht  allzu   schwer,   uachzuweissen,   dass    er  in 
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seiner   fast  grandsätzlichen  Ablehnung  viel  zu  weit  geht.     In  jedem  Falle 
aber  findet  bei  ihm  das  Eanalproblem  eine  stiefmütterliche,  der  prinzipiellen 
Bedeutung    der  Verkehrsreform    nicht    entsprechende   Behandlung.     Um   so 
grosseren   Beifall   wird    bei   wirklichen   Sachkennern   das  Kapitel   über  den 
Börsenhandel  der  Gegenwart  finden,  obwohl  auch  hier  Oohn  mit  einem  ge- 
wissen Vergnügen  gegen  den  Strom  schwimmt.    Auch  diejenigen  Teile  seines 
Werkes,  die  die  äussere  Handelspolitik  behandeln,  sind  glänzend  geschrieben, 
nur  gefallen  sie  sich  in  einer  zu  grossen  Zurückhaltung.    Dagegen  tritt  G.  Oohn 
da,  wo    er  mit  den  Mittelstandspolitikern  abrechnet,  mit  der  ganzen  Macht 
seiner  Ironie  und  Kritik  aus  der  anderswo  beobachteten  Reserve.    Es  ist  ein 
Genuss,  die  souveräne  Ueberlegenheit  zu  beobachten,  mit  der  er  hier  an  der 
Hand  seiner  wirtschaftshistorischen  Kenntnisse  aussichtslose  und  überspannte 
Theorien  mit  unnachahmlicher  Grazie   abthut.     Alles   in  allem   ist  das  hier 
vorliegende  Kompendium  der  Handels-  und  Verkehrspolitik  eine  der  hervor- 
ragendsten zeitgenössischen  Erscheinungen  der  nationalökonomischen  Literatur. 
Was  uns  hier  geboten  wird,  ist  der  Rechenschaftsbericht  eines  Gelehrten- 
fleisses  gediegenster  Art. 

Greifswald.  M.  Biermer. 


OUTecrona^  K.^  Testamentsrätten  enligt  svensk  lagstiftning.    Andra 
Upplagen.     Upsala,  W.  Schultz,  1898.    464  S.     8°.     M.  12.—. 

Nach  vielen  Seiten  hin  ist  der  Verf  des  vorliegenden  grundlegenden 
Werkes  ein  Bahnbrecher  der  schwedischen  Jurisprudenz.  Diese  ist  leider  noch 
xiemlich  zurückgeblieben.  Die  zwei  juristischen  Fakultäten  befinden  sich  in 
kleioeo  Städten  ohne  Fühlung  mit  dem  kaufmännischen  und  industriellen 
Leben,  mit  den  höheren  Gerichten  und  administrativen  Kollegien  und  mit 
<len  ürkundensammlungen.  All  diese  für  die  Rechtswissenschaft  wichtigen 
Faktoren  finden  sich  nur  in  der  Hauptstadt  vereinigt,  die  eine  Rechtsfakultät 
nicht  besitzt.  Das  juristische  Studium  selbst  ist  noch  immer  mit  einer  grossen 
Somme  fremden  Lehr-  und  Lernstoffes  beladen,  so  dass  es  an  Zeit  und 
Oelegenheit  fehlt,  die  Jugend  tiefer  in  die  Jurisprudenz  einzuführen  und  so 
IQ  das  praktische  Rechtsleben  eine  wissenschaftlich  tiefere  Auffassung  zu 
bringen.  Auf  diese  Weise  ist  es  auch  geschehen,  dass  —  mit  einem  alter- 
tbämlichen  und  dürftigen  Gesetzbuche,  mit  einem  zunehmenden  Missverständ- 
Dis8  seines  Inhaltes  und  mit  der  Einführung  hypermoderner  Grundsätze,  aus 
fremdem,  besonders  deutschem  Rechte  geholt  und  ohne  Vermittlung  an  die 
Seite  der  alten  gestellt  —  eine  Verwirrung  und  Unsicherheit  in  dem  Rechts- 
zoitande  eingetreten  ist,  die  das  dringende  Bedürfniss  nach  einer  zusammen- 
fMflenden  Darstellung  des  gesammten  bunten  Stoffes  auf  rechtsgeschichtlicher 
Grundlage  entstehen  liess. 

Diese  reformatorische  Bewegung  hat  sich  allmälig  aller  Teile  des  schwe- 
dischen Rechts  bemächtigt,    sowohl  des  privaten,   wie  des  öffentlichen.     Be- 
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sonders  das  Strafrecht  hat  in  Lehre  und  Gesetzgebung  grosse  Fortschritte 
zu  verzeichnen.  An  allen  diesen  Förderungen  des  schwedischen  Rechts  und 
seiner  wissenschaftlichen  Pflege  fällt  Olivecrona  ein  erheblicher  Anteil  za. 
So  haben  namentlich  seine  Arbeiten  über  die  Todesstrafe  und  den  Rück&ll 
einen  äusserst  wirksamen  Einfluss  auf  die  Entwicklung  der  strafrechtlicbeo 
Literatur  Schwedens  gehabt. 

Am  meisten  hat  jedoch  Olivecrona  durch  seine  monographischen  Dar- 
stellungen auf  dem  Gebiete  des  geltenden  Rechts  anregend  gewirkt  Vor 
ihm  ist  dieser  Stot!'  nur  in  der  Form  der  Kommentare  behandelt  worden, 
er  war  der  erste,  welcher  sich  der  systematischen  Methode  zugewandt  hat, 
wobei  er  seinen  Arbeiten  die  reichen  Ergebnisse  rechtsgeschichtlicher  For- 
schungen zu  Grunde  gelegt  hat.  Ein  für  die  Rechtsliteratur  Schwedens 
grundlegendes  Werk  dieser  Art  ist  „Die  Güter-  und  Verwaltungsgemeinschaft 
der  Eheleute"  in  fünf  Auflagen;  ein  zweites  das  oben  genannte  ,,Testament8- 
rätten"  etc.  oder  „Das  Testament  nach  schwedischer  Gesetzgebung".  Beide 
Arbeiten  nehmen  sowohl  wegen  der  wissenschaftlichen  Methode  der  Bear- 
beitung ihrer  Probleme,  wie  in  Folge  der  in  ihnen  zur  Anwendung  gebrachten 
aussergewöhnlichen  Darstellungskunst  eine  hervorragende  Stellung  in  der 
fachlichen  Literatur  ein  und  haben  dauernd  anregend  und  befruchtend  auf 
die  rechtswissenschaftliche  Arbeit  Schwedens  eingewirkt.  Die  Umsicht  und 
Frische,  mit  der  die  jetzt  vorliegende  zweite  Auflage  des  Testamentsrechts 
bearbeitet  und  inhaltlich  bereichert  worden  ist,  lässt  die  Hoffnung  als  be- 
rechtigt erscheinen,  dass  der  greise  Verfasser,  der  seit  dem  Jahre  1847  im 
Gerichtsdienste,  im  akademischen  Lehramt  und  im  Öffentlichen  politischen 
Leben  seiner  Heimath  eine  reiche  Wirksamkeit  entfaltet  hat,  unserer  juristi- 
schen  Fachliteratur   noch   manches    werthvoUe,   anregende  Werk   darbieten 

wird. 

Lund.  A.  Winroth. 


Dr.  jur.  C.  Torp,  Professor  an  der  Universität  Kopenhagen,  Straffriheds* 
gründe  og  Straf ophörsgrunde  (Straffreiheitsgründe  und  Straf- 
ausschliessungsgründe).     Kopenhagen,  1898.     142  S.     8^     M.  3. — . 

Der  gelehrte  Verf.  hat  sich  in  den  wissenschaftlichen  Fachkreisen  seiner 
Heimat  hervorragende  Stellung  gesichert  durch  seine  der  allgemeinen  Rechts- 
lehre und  dem  Strafrechtsprobleme  gewidmeten  Schriften,  von  welchen  wir 
hier  namentlich  die  über  Versuch  und  Teilnahme  (Kopenhagen  1895)  und 
über  die  Strafe  (Kopenhagen  1894)  hervorheben  wollen.  In  diesen  Schriften 
sowie  auch  in  der  oben  erwähnten  Studie  zeigt  der  Verf.  seine  sichere  Ein- 
sicht und  Verständnis  von  der  relativen  Bedeutung  der  modernen  kriminalisti- 
schen Gesichtspunkte.  Torp  widmet  erst  der  Zurechnungsfähigkeitsfrage  eine 
eingehende  interessante  Untersuchung  mit  Rücksicht  auf  die  medicinischen 
Forschungen    der    neueren  Zeit,    und    behandelt  darauf  die  Notrechtsfi age. 
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Verf.    geht   hierbei  yon  der  von  Goos  und  Getz    aufgestellten   Lehre    des 
objektiven  Rechtsbmchs  als  Straf bedlDgung  aus,    nach  welcher  nur  solche 
Handlungen  rechtswidrig  —  juristisch  kausal  —  sind,  deren  Yerursachungs- 
Termögen   nicht  vom  Anstoss  ungewöhnlicher  oder  unwahrscheinlicher  Um- 
stände bedingt  ist,  und  selbst  dann   nur,  wenn   sie  trotz  ihrer  Getährlich- 
keit,   nicht  wegen  ihres  Nutzens  oder  ihrer  Notwendigkeit  in   anderen   Be- 
ziehungen vernünftig  sind  und  deshalb  rechtmässig  sein  müssen,  welche  Ab- 
wägung auf  einem  objektiven  Gemeinschaftsurteil  beruht.     Torp  weist   dem- 
nacfast  nach,   dass  die  Notrechtsfrage  nur  eine   einfache  Anwendung,  nicht 
etwa  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  über  die  Grenzen  der  Freiheit  des 
Handelns  ist,  und  dass  positive  gesetzliche  Regeln  betreffend  das  Notrecht 
deshalb  nicht  als  Grenzbestimmungen,  die  die  Beurteilung  anderer  Fälle  nach 
den  Notrechtsgrundsätzen  ausschliessen,  aufgefasst  werden  dürfen.    £ine  Fülle 
anregender  Ausführungen  zeigt  uns  die  originale  Gestaltungskraft  des  Verf., 
zugleich  aber  auch  seine  weitgehende  Vertrautheit   mit   den   Grundwerken 
seiner  Disziplin  in  allen  Kultnrsprachen,  die  selbst  durch  die  vorliegende 
Monographie  eine  wertvolle  Bereicherung  erfahren  hat. 

Kopenhagen.  Fr.  Rüdinger. 


flellinikon.  syntaghmatikon  Dikeon  (Griechisches  Verfassungsrecht) 
von  J.  ArarantineS)  Rechtsanwalt  in  Athen.  1.  Theil,  I.  u.  II.  Bd. 
Athen,  Druckerei  der  „Palingenesia"  (J.  Angelopoulo),  1897  u.  1898. 
360  S.    8«. 

Der  Verf.  dieses  Werkes  nimmt  in  Aussicht,  weitere  Kreise  mit  dem 
konstitutionellen  Regiment  Griechenlands  bekannt  zu  machen  und  hat  dabei  der 
geschichtlichen  Entwicklung  und  den  Aufschlüssen  der  vergleichenden  Gesetz- 
gebang  besondere  Sorgfalt  zugewendet.  Sein  Werk  ist  die  Fracht  langer 
und  geduldiger  Studien,  die  sich  sowohl  mit  den  theoretischen  Problemen 
allgemeiner  Natur  befassen,  wie  den  speziellen  rechtsgeschichtlichen  Gestal- 
tungen und  Wandlungen  des  Verfassungslebens  Griechenlands  nachgehen. 
Verf.  hat  durch  seine  im  Einzelnen  reich  gegliederte  und  fleissige  Arbeit 
lieh  um  die  Fundirung  und  Bereicherung  der  publizistischen  Fachliteratur 
seines  Heimathstaates  ein  an  erkennen  swerth  es  Verdienst  erworben. 

Bern.  Dr.  M.  Kebedgy,  P.D. 


OtloStölzel,  Dr.,  Gerichtsassessor,  Rechtsprechung  des  Gerichtshofs 
zur  Entscheidung  der  Kompetenzkonflikte.  Im  amtlichen 
Auftrage  systematisch  zusammcDgestellt.  Berlin,  C.  Heymann's  Verlag, 
1897.    638  S.    8^     M.  10. 

Aus  den  Grenzmarken  der  positiven  Rechtsordnung  bringt  uns  das  vor- 
liegende überaus  werthvoUe  Quellen  werk  sichere  Kunde.    Das  ganze  Material 
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der  seit  einem  halben  Jahrhundert  von  dem  Gerichtshof  getroffenen  Ent- 
scheidungen —  die  erste  datirt  vom  30.  Okt.  1847,  die  letzte  vom  13.  Juni 
1896  —  rollt  sich  vor  unserem  Blick  auf,  und  wir  sehen,  wie  breit  im  wirk- 
lichen Leben  der  Grrenzstreifen  ist,  in  dem  sich  der  Kampf  um  die  Unter- 
werfung des  Staates  unter  die  Rechtsprechung  seiner  eigenen  Organe  ab- 
spielt. Die  2400  Nummern  umfassenden  Präjudizien  hat  der  Herausgeber 
sehr  instruktiv  so  gruppirt,  dass  zunächst  aus  ihnen  die  Zuständigkeit  des 
Gerichtshofes  und  die  ßefugniss  der  Behörden  zur  Erhebung  des  Korapetenz- 
konflikts  erkennbar  werden.  Zu  ergänzen  ist  die  hier  zu  gewinnende  lieber- 
sieht  über  den  preussischen  Behördenapparat  in  Staats-  und  Selbstverwaltang 
durch  das  von  Stölzel  mit  dankenswerther  Sorgfalt  angelegte  Verzeichniss 
der  Instanzen,  deren  Befugniss  zur  Erhebung  des  Kompetenzkonflikts  an- 
erkannt worden  ist,  und  derer,  denen  diese  Befugniss  aberkannt  wurde  (General- 
Landschaftsdirektion,  Landesdirektor,  Stolberg*sche  Regierung  in  Wernige- 
rode) und  endlich  der  Behörden,  deren  Befugniss  hierzu  nicht  ständig  an- 
oder  aberkannt  worden  ist:  Bischöfe,  Direktion  für  Verwaltung  der  direkten 
Steuern,  Eisenbahukommissariat,  Evang.  Oberkirchenrath  und  Konsistorien. 

Stölzel  fügt  daran  die  Fälle,  die  eine  Einsicht  gewähren  in  die  zeit- 
liche Zulässigkeit  des  Kompetenzkonflikts,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf 
die  Rechtskraft  des  gerichtlichen  Urtheils  und  über  das  Verfahren,  die  For- 
malitäten der  Schriftsätze,  über  Anwaltszwang,  Klageänderung,  Rechtskraft 
der  Entscheidungen  etc.  des  Gerichtshofs.  —  Im  zweiten  Theil  sind  die  Judi- 
kate so  angeordnet,  dass  sie  die  leitenden  Gesichtspunkte  des  Gerichtshofs 
erkennen  lassen  in  Ansehung  des  preussischen  Beamtenreohts ,  der  Hoheits- 
rechte des  Staats  in  militärischer,  politischer  und  gesetzgeberischer  Be- 
ziehung. Besonders  interessant  sind  hier  namentlich  die  Entscheidungen 
über  Ansprüche  gegen  den  Staat  als  Rechtsnachfolger  der  früheren  Regierung 
eines  erworbenen  Gebietstheils  und  die  auf  Staatensuccession ,  völkerrecht- 
liche Okkupation,  Aenderung  der  Gesetzgebung  etc.  sich  beziehenden  grund- 
sätzlichen Entscheidungen.  Findet  hier  die  juristische  Dogmatik  aller  Staats- 
rechtsdisziplinen überaus  werthvolles  Material,  so  geben  auch  der  täglichen 
Rechtspraxis  Aufschluss  die  vom  Herausgeber  sachkundig  gruppirten  Rechts- 
sprüche über  Abgabenwesen,  Aufsichtsrecht  des  Staats,  über  öffentlich- 
rechtliche  Körperschaften,  über  Polizei  und  innere  Verwaltung. 

Alle  Zweige  des  deutschen  öffentlichen  Rechts  sind  dem  Herausgeber 
Dank  und  Anerkennung  schuldig  für  die  vorliegende  wirklich  übersichtliche 
Sammlung  eines  ganz  eigenartigen  und  wichtigen  Judikatenstoffes ,  der  die 
Rechtsentwicklung  Preussens  in  fünf  Jahrzehnten  des  verfassungsrechtliche!] 
Aufbaus  seiner  Gewalten  klar  erkennen  lässt. 

Stoerk. 
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Aufsätze. 


Die  Haager  Friedenskonferenz  und  das  Völkerrecht. 

Von 

Karl  v.  Stengel,  Professor  der  Rechte  in  München. 


I. 

Wie    bekannt    wurde   im  Sommer  1898  die  civilisirte  Welt 
durch   die   Nachricht    überrascht,    dass    der   russische    Minister 
des  Aeussern,    Graf  Murawiew,    auf  Befehl   des  Czaren  eine 
Tom  12./24.  Aug.  1898   datirte  sog.  Friedensbotschaft   allen   in 
St.  Petersburg    beglaubigten  Vertretern    fremder    Staaten   über- 
reicht habe.     In  diesem  Manifest  war  ausgeführt,  dass  die  Auf- 
rechthaltung des   allgemeinen  Friedens   und  die   möglichste  Ein- 
schränkung der  Rüstungen,  die  schwer  auf  allen  Nationen  lasteten, 
bei  der    gegenwärtigen  Weltlage    sich   als  ein  Ideal  darstellten, 
auf  das  die  Bemühungen  aller  Regierungen  gerichtet  sein  müssten. 
Der  jetzige  Zeitpunkt  erscheine  besonders  günstig,    um  auf  dem 
Wege   internationaler   Berathungen    die    wirksamsten    Mittel    zu 
suchen,  damit  allen  Völkern  die  Wolilthat  dauernden  und  wahren 
Friedens  gesichert  und  vor  allem  der  fortschreitenden  Entwickelung 
der  gegenwärtigen  Rüstungen  ein  Ziel  gesetzt  werde,  welche  die 
geistigen  und  physischen  Kräfte  der  Völker,  die  Arbeit  und  das 

JUrchiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  2.  jq 
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Kapital  von  ihrer  natürlichen  Bestimmung  ablenkten,  in  un- 
produktiver Weise  aufzehrten  und  wirthschaftliche  Krisen  henror- 
riefen.  Werde  den  fortwährenden  Rüstungen  nicht  Stillstand 
geboten,  so  werde  eine  Katastrophe  eintreten,  deren  Schrecken 
jeden  Menschen  schon  beim  blossen  Gedanken  schaudern  machten. 
Am  Schlüsse  des  Manifests  war  die  Einberufung  einer  inter- 
nationalen Konferenz  in  Aussicht  gestellt,  um  die  Frage  der  Ab- 
rüstung und  des  allgemeinen  Friedens  zu  erörternd 

Bezugnehmend  auf  diese  Botschaft  konstatirte  in  einem  an 
die  in  St.  Petersburg  beglaubigten  Vertreter  fremder  Staaten 
gerichteten  Rundschreiben  vom  30.  Dez.  1898/11.  Jan.  1899 
Graf  Murawiew  zunächst,  dass  die  Botschaft  des  Czaren 
von    der  Melirzahl    der  Staaten,    wie   auch   von  der  öffentlichen 


^  Das  Frieden smanifest  des  Czaren  hat  natürlich  in  den  Kreisen  der  sog. 
Friedensfreunde  und  Friedensfreundinnen  ungeheueren  Jubel  erregt,  die  nun 
die  Zeit  des  ewigen  Friedens  als  unmittelbar  bevorstehend  ansahen.  Es 
wurden  daher  auch  aus  diesen  Kreisen  zahlreiche  Flugschriften  und  Abhand- 
lungen über  das  Manifest,  die  Cirkulamote  Murawiew^s  und  die  Haager 
Friedenskonferenz  veröffentlicht,  die  recht  gut  gemeint  sein  mögen,  aber  sich 
durchweg  so  sehr  vom  Boden  der  Wirklichkeit  und  der  thatsächlichen  poli- 
tischen Verhältnisse  entfernen,  dass  es  nicht  angezeigt  erscheint,  die  in  den- 
selben zu  Tage  getretenen  Anschauungen  in  einer  Abhandlung  über  die  Be- 
deutung der  Haager  Konferenz  für  das  Völkerrecht  zu  würdigen.  —  Eine 
gewisse  Beachtung  verdient  die  Schrift  von  Emil  Steinbach,  Zur  Friedens- 
bewegung, Wien  1899,  in  welcher  der  Gedanke  vertreten  wird,  dass,  wie  das 
mittelalterliche  Fehderecht  verschwunden  ist,  auch  im  Laufe  der  Jahr- 
hunderte der  Krieg  verschwinden  werde.  Bemerkenswerth  ist  ferner  der  sehr 
nüchtern  geschriebene  Aufsatz  von  A.  de  Lapradelle,  La  question  du  deaarme- 
raent,  mit  reicher  Literaturangabe  in  der  Rövue  gener.  de  droit  public  1899. 
Endlich  ist  zu  erwähnen  der  kurze  Aufsatz  von  F.  Stoerk,  Russlands  Ab- 
rüstungsvorschlag und  das  Völkerrecht  in  der  „Deutschen  Juristenzeitnng* 
1899,  in  welchem  darauf  hingewiesen  ist,  dass  der  Durchführung  des  rassi- 
schen Vorschlatjs  das  im  heutigen  Völkerrechte  geltende  Prinzip  der  Sou- 
veränität und  Unabhängigkeit  der  Staaten  im  Wege  stehe  und  dasa  selbst 
im  Falle  der  Geneigtheit  der  Staaten  auf  derartige  Vorschläge  einzugehen, 
die  völkerrechtliche  Gemeinschaft  gar  nicht  fest  genug  organisirt  sei,  um 
Einrichtungen  zur  Kontrolle  einer  proportionellen  Herabsetzung  der  Kriegs- 
mittel sicher  zu  stellen. 
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MeinuDg  ungemein  günstig  aufgenommen  worden  sei.  Trotzdem 
iiätten  einzelne  Staaten  in  der  letzten  Zeit  ihre  Rüstungen  fort- 
gesetzt und  gesteigert.  Man  könne  desshalb  zweifeln,  ob  es  zweck- 
mässig sei,  unter  diesen  Umständen  die  in  der  Botschaft  vom 
12.  Aug.  1898  niedergelegten  Ideen  zu  erörtern.  Die  russische 
Begierung  halte  es  jedoch  für  möglich,  dass  unter  den  Staaten 
sofort  wenigstens  ein  Ideenaustausch  eintreten  könne:  a)  über 
die  Mittel,  um  die  fortwährenden  kriegerischen  Rüstungen  zu 
Land  und  zur  See  zum  Stillstand  zu  bringen;  b)  über  die  Mög- 
lichkeit, um  bewaffneten  Konflikten  durch  friedliche  Mittel  vor- 
xubeugen,  über  welche  die  Diplomatie  zu  verfügen  habe. 

Gleichzeitig  schlug  die  russische  Regierung  vor,  dass  sich  die 
Berathungen  der  einzuberufenden  Konferenz  auf  folgende  Gegen- 
stände beziehen  sollten :  1.  Die  Vereinbarung  einer  Frist,  während 
welcher  die  gegenwärtigen  Effektivstärken  der  Land-  und  See- 
streitkräfte, sowie  die  Kriegsbudgets  nicht  erhöht  werden  dürfen, 
sowie  eine  vorläufige  Untersuchung  über  die  Mittel  und  Wege,  um 
in  der  Zukunft  sogar  eine  Verminderung  der  Effektivstärken  und  der 
Kriegsbudgets  zu  erreichen.  2.  Ein  Verbot  der  Einführung  neuer 
Feuerwaffen  und  Explosivstoffe  in  den  Landheeren  und  Flotten 
and  ein  Verbot  der  Anwendung  stärker  wirkender  Pulversorten 
als  der  gegenwärtig  in  Gebrauch  befindlichen  für  Gewehre  wie 
für  Kanonen.  3.  Die  vertragsmässige  Einschränkung  der  Ver- 
wendung schon  vorhandener  Explosivstoffe  von  verheerender 
Wirkung  für  Landkriege  und  ein  Verbot,  Geschosse  oder  irgend 
welche  Explosivstoffe  von  einem  Luftballon  aus  oder  durch  Be- 
nutzung anderer  analoger  Mittel  zur  Verwendung  zu  bringen. 
4.  Ein  Verbot,  in  Seekriegen  unterseeische  Torpedoboote  oder 
andere  Zerstörungsmittel  der  gleichen  Art  zu  benützen  und  in 
Zukunft  Kriegsschiffe  mit  Sporen  zu  bauen.  5.  Die  üebertragung 
und  Anpassung  der  Bestimmungen  der  Genfer  Konvention  vom 
Jahre  1864  auf  den  Seekrieg  auf  Grundlage  der  noch  nicht 
ratifizirten  Zusatzartikel  vom  Jahre  1868.    6.  Die  Xeutralisirung 
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der  während  der  Seegefechte  oder  nach  denselben  mit  der  Bettq^ 
Schififbrüchiger   betrauten   Rettungsschiffe   auf   derselben  Gmifj 
läge.    7.  Die  Revision  der  auf  der  Brüsseler  Konferenz  von  II 
ausgearbeiteten,  aber  nicht  ratifizirten  Erklärung  betr.  die 
brauche  und  Kriegsgesetze.    8.  Die  grundsätzliche  AnDafame 
guten  Dienste ,    der  Yermittelung  und  des  fakultativen  Scliidk| 
Verfahrens,  um  bewaffnete  Zusammenstösse  zwischen  den  Völ 
zu  vermeiden,  sowie  eine  Verständigung  betreffs  der  Anwendnaf^j 
weise  dieser  Mittel  und  Aufstellung  eines  einheitlichen  Yerfalini| 
für  ihre  Anwendung  ^ 

Die  in  Aussicht  genommene  internationale  Konferenz  takj 
in  der  That  im  Mai  1899  im  Haag  zusammen,  wurde  am  18.  Mi^ 
dem  Geburtstage  des  Czaren,  eröffnet  und  am  29.  Juli  1Ä| 
geschlossen  ^. 

^  Am  Schlüsse    des  Rundschreibens   war   gessigt,   dass    es   als  v^\ 
verständlich  betrachtet  werde,  dass  alle  Fragen,  welche  die  politiiclttn Bf ' 
Ziehungen  der  Staaten  und  den  durch  die  Verträge  geschaffenen  Rechtszubii 
(ordre  des  choses  etabli  par  les  traites)  betreffen,  sovrie  überhaupt  alle  Fn^ 
welche   nicht  in   unmittelbarem  Zusammenhange    mit    dem   von  den  M^ 
Hingen  angenommenen  Programme  stehen,   durchaus   von   den   BerathanfS 
der  Konferenz  ausgeschlossen  bleiben  sollen.  —  Es  sollte  hiedurch  verhäli 
werden,  dass  nicht  die  Konferenz  dazu  benützt  wurde,  um  gewisse  :,Fniga* 
wie  die  elsass-lothringische ,   die   polnische  u.  s.  w.  zur  Sprache  zu  bhoeci 
Freilich  konnte  nicht  verhindert  werden,    dass  sich  die  Finnländer,  Pol«. 
Armenier,   Jungtürken   u.  s.  w.  mit   ihren   Beschwerden  an    die   KoDfrmi 
wendeten;   selbstverständlich  ging  aber  die  Konferenz   auf  eine  WürdipB] 
der  in  den  bezüglichen  Eingaben  enthaltenen  Beschwerden  nicht  ein,  diu 
diese  Würdigung  als  nicht  in  ihre  Zuständigkeit  fallend  betrachtete  und  t« 
gar  nicht  betrachten  konnte. 

^  Vertreten  waren  auf  der  Konferenz  durch  Delegirte  folgende  26  Stiata 
Das  Deutsche  Reich,  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  Oesterrcid 
Ungarn,  Belgien,  China,  Dänemark,  Spanien,  Frankreich,  England,  Grieckfl 
land,  Italien,  Japan,  Luxemburg,  Mexiko,  Montenegro,  Holland,  Penifl 
Portugal,  Runjänieii,  Russlaud,  Serbien,  Siam,  Schweden  und  Norwegen,  d 
Schweiz,  die  Türkei  und  Bulgarien.  —  Da  die  südamerikanischen  Statte 
gar  nicht,  die  niittolamerikauischen  ausser  Mexiko  ebenfalls  nicht  vertrete 
waren,  kann  man  nicht  sagen,  dass  die  ganze  civilisirte  Welt  auf  der  Koz 
ferenz   vortreten  war.  —  Jeder  Staat  hatte  auf  der  Konferenz,   wie  die«  j 
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In    der  zweiten  Sitzung  der  Konferenz  am   20.  Mai  wurde 
beschlossen,  zum  Zwecke  der  rascheren  und  besseren  Erledigung 
der  Arbeiten  drei  Kommissionen  zu  bilden:  die  erste  zur  Berathung 
und  Beschlussfassung  über  die  Punkte  1,  2,  3  und  4  des  Murawi ew- 
schen Rundschreibens  vom  30.  Dezember  1898  (Abrüstungsfrage, 
Verbot  der  Einführung  bezw.  Anwendung  neuer  Waffen,  Explosiv- 
stoff^e  und  sonstiger  Zerstörungsmittel  im  Land-  und  Seekriege);  die 
zweite  für  die  Punkte  5,  6  und  7  des  genannten  Rundschreibens 
(Ausdehnung  der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg  und  Revision 
der  Brüsseler  Deklaration  vom  Jahre  1874  über  das  Kriegsrecht 
im  Landkriege);  die  dritte  für  Punkt  8  (die  Schiedsgerichtsfrage). 
Ehe  nun  auf  die  Arbeiten  der  Konferenz  und  das  Ergebniss 
derselben    näher   eingegangen    wird,    muss    eine    allgemeine  Be- 
merkung vorausgeschickt  werden. 

Von  den  Staaten,  welche  sich  bereit  fanden,  die  Haager 
Konferenz  durch  Delegirte  zu  beschicken,  hat  dies  wohl  keiner 
in  der  Meinung  gethan,  dass  durch  die  Beschlüsse  der  Konferenz 
eine  „Abrüstung^  auch  nur  in  dem  gegenüber  der  Botschaft  des 
Gzaren  durch  Ziff.  1  des  Mura  wie  waschen  Rundschreibens  vom 
30.  Dez.  1898  eingeschränkten  Sinne  zu  erzielen  sei.  Dagegen 
konnte  man  die  Hoffnung  hegen,  dass  auf  der  Konferenz  für  die 
FortbUdung  des  Völkerrechts,  namentlich  des  Krieg^rechts, 
wichtige  Beschlüsse  in  der  Richtung  gefasst  würden,  dass 

1.    der   in   der   Petersburger  Konvention   vom  Jahre  1868 
enthaltene    Grundsatz    des  Verbots    der   Anwendung    explosiver 


^ch  bei  derartigen  internationalen  Kongressen  nicht  anders  möglich,  nur 
«ine  Stimme.  Diese  Gleichstellung  der  kleineu  Staaten  mit  den  Grossstaaten 
gab  den  ersteren  bei  der  Berathung  eine  Bedeutung,  die  ihnen  thatsächlich 
flicht  zukommt.  Es  wurde  dieser  Missstand  auch  dadurch  nicht  völlig  aus- 
geliehen, dass  die  Konferenz  keine  bindenden  Beschlüsse  fassen,  sondern 
nnr  Vertragsentwürfe  feststellen  konnte,  die  der  Ratifiziruug  durch  die 
einzelnen  Staaten  bedurften,  weil  eben,  nachdem  einmal  die  Entwürfe  auf 
«ier  Konferenz  festgestellt  waren,  die  Regierungen  vor  der  Alternative  standen, 
<Üe«e  Entwürfe  im  Ganzen  anzunehmen  oder  abzulehnen. 
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Geschosse  unter  400  Gramm  im  Interesse  humaner  KriegHihrung 
auf  andere  ähnliche  Geschosse,  sowie  auf  gewisse  andere  Wa£feD 
und  Zerstörungsmitte]  ausgedehnt  werde; 

2.  Dass  die  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  vom  Jahre 
1864  im  Sinne  der  Zusatzartikel  vom  Jahre  1868  auch  auf  den 
Seekrieg  Anwendung  zu  finden  haben; 

3.  dass  die  Brüsseler  Deklaration  über  das  Kriegsrecht  Tom 
Jahre  1874  nach  entsprechender  Umarbeitung  zu  ratifiziren  sei; 

4.  dass  bestimmte  Grundsätze  für  die  Anwendung  der  Yer- 
mittelungund  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  bei  internationalen 
Streitigkeiten  aufgestellt  werden  und  das  schiedsgerichtliche  Ver- 
fahren selbst  genauer  geregelt  werde. 

Es  war  auch  vom  ersten  Tage  an  zweifellos,  dass  die  Kon- 
ferenz den  besten  Willen  hatte,  positive  Ergebnisse  zu  erreichen. 
Als  ein  grosses  Hinderniss  stellte  sich  aber  in  dieser  Beziehung 
der  Umstand  heraus,  dass  die  russische  Regierung  es  unterlassen 
hatte,  vor  dem  Zusammentritte  der  Konferenz  den  übrigen 
Regierungen  sorgfältig  ausgearbeitete  Vorlagen  zu  unterbreiten. 
Insbesondere  wurden  bezüglich  der  Beschränkung  bezw.  des  Still- 
standes in  den  Rüstungen  und  der  Ausdehnung  der  Petersburger 
Konvention  erst  bei  den  Verhandlungen  der  ersten  Kommission 
von  den  Vertretern  der  russischen  Regierung  bestimmt  formulirte 
Anträge  gestellt.  Ebenso  wurde  erst  im  Laufe  der  Berathungen 
der  dritten  Kommission  ein  genau  ausgearbeiteter  russischer  Vor- 
schlag über  die  internationalen  Schiedsgerichte  und  das  von  den- 
selben zu  beobachtende  Verfahren  eingebracht. 

Für  die  zweite  Kommission  lag  die  Sache  allerdings  insofern 
besser,  als  wenigstens  in  dem  Entwürfe  der  Zusatzartikel  vom 
Jahre  1868  zur  Genfer  Konvention  und  in  der  nicht  ratifizirten 
Brüsseler  Deklaration  vom  Jahre  1874  gewisse  Grundlagen  fiir 
die  Berathung  gegeben  waren,  als  völlig  ausreichend  konnten  aber 
diese  Grundlagen  doch  auch  nicht  betrachtet  werden,  da  sich 
seit    dem  Jahre  1868  bezw.  1874    auf  den   in  Frage  stehenden 
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Sebieten  sowohl  die  Verhältnisse,  wie  auch  die  Anschauungen 
vielfach  geändert  haben  ^. 

Dass  die  russische  Regierung,  sich  zunächst  mit  dem  all- 
gemeinen Programme  begnügte^  das  in  dem  Rundschreiben  vom 
30.  Dez.  1898  enthalten  war,  lässt  sich  verstehen,  wenn  man 
berücksichtigt,  dass,  wenn  sie  mit  den  während  der  Tagung  der 
Konferenz  gemachten  Vorschlägen  in  Bezug  auf  die  Abrüstung 
und  das  obligatorische  Schiedsgerichtsverfahren  schon  vorher 
hervorgetreten  wäre,  höchst  wahrscheinlich  verschiedene  Re- 
gierungen solche  Bedenken  erhoben  hätten,  dass  der  Zusammen- 
tritt der  Konferenz  in  Frage  gestellt  gewesen  wäre. 

Weniger  begreiflich  ist,  dass  die  Regierungen  die  Einladung 
zur  Konferenz  bedingungslos  annahmen,  ohne  genau  formulirte 
Vorschläge  von  der  russischen  Regierung  zu  verlangen.  Die 
R^erungen  der  eingeladenen  Staaten  waren  nämlich  hiedurch 
gehindert,  sich  über  einzelne  bestimmte  Funkte  vor  dem  Zu- 
sammentritte der  Konferenz  zu  verständigen,  und  ihren  Vertretern 
auf  der  Konferenz  genaue  Instruktionen  zu  geben. 

In  Folge  dessen  nahmen  auch  die  Verhandlungen  der  Kon- 
ferenz einen  viel  längeren  Zeitraum  in  Anspruch,  als  es  ausser- 
dem  der    Fall    gewesen    wäre,    weil    die    Delegirten    über    alle 

*  Auf  Veranlassung  der  holländischen  Regierung  war  eine  Schrift  von 
Dr.  VAN  Daehne  van  Varick,  Actes  et  documents  relatifs  au  programme  de 
U  Conference  de  la  Paix ,  La  Haye  1899,  veröffentlicht  worden,  die  jedem 
Mitgliede  der  Konferenz  zugestellt  wurde.  Dieselbe  enthält  zunächst  die 
Friedensbotschaft  des  Czaren,  die  Cirkulamote  des  Grafen  M  u  r  a  w  i  e  w  und 
die  Seitens  der  holländischen  Regierung  an  die  übrigen  Regierungen  er- 
giogene  Einladung  zur  Konferenz.  Im  zweiten  Theile  der  Schrift  sind  eine 
Anzahl  von  Aktenstücken,  Aeusserungen  von  Schriftstellern  u.  s.  w.  zusammen- 
gestellt, die  sich  beziehen  a)  auf  die  Einschränkung  der  kriegerischen 
Rüstungen  und  die  Ausgaben  für  militärische  Zwecke,  b)  auf  das  Kriegs- 
recht (Genfer  Konvention,  Brüsseler  Deklaration  u.  s.  w.),  c)  die  guten  Dienste, 
die  Vermittelang  und  das  fakultative  Schiedsgerichtsverfahren.  —  Die  Schrift 
enthielt  ja  recht  schätzbares  Material;  einen  Ersatz  für  die  felilenden  Vor- 
schläge der  russischen  Regierung  konnte  sie  aber  begreiflicher  AVeise  nicht 
bieten. 
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wichtigeren  Fragen    erst    während   der  Yerhandlangen  sidi  dt| 
erforderlichen  Weisungen  von  ihren  Regierungen  erholen  musst«'. 

Wenn  trotzdem  auf  der  Konferenz  manche  bedeatswi 
Ergebnisse  erzielt  wurden,  so  beweist  dies  nur,  wie  ernst  ik\ 
Mitglieder  derselben  ihre  Aufgabe  aufgefasst  haben.  —  |^ 

Was  nun  die  Ergebnisse  der  Arbeiten  der  Konferenz  i 
langt,    so  sind  dieselben  in  Bezug  auf  die  sog.  Abrüstangtfiipl 
und  in  Bezug  auf  die  Ausdehnung  des  Grundsatzes  der  St  Pet» 
burger  Deklaration:   Verbot  der  Anwendung  inhumaner  Kriege ■' 
mittel,  —  recht  unbedeutend. 

In  Bezug  auf  die  angegebenen  Punkte  sind  nämUch  ledi^' 
folgende  Beschlüsse  bezw.  Vereinbarungen  zu  Stande  gekomnei'- 

1.  eine  Resolution,  in  welcher  die  Konferenz  die  Anädi 
ausspricht,  dass  eine  Einschränkung  der  gegenwärtig  die  WA 
bedrückenden  Kriegslasten  im  Interesse  des  materiellen  ^ 
moralischen  Fortschritts  der  Menschheit  sehr  wünschensiöi 
wäre; 

2.  ein  sich  an  diese  Resolution  anschliessender  Wans(i 
dass  die  Regierungen  neuerlich  die  Möglichkeit  einer  Verständipni 
über  eine  Beschränkung  der  Land-  und  Seestreitkräfte  und  ta 
Kriegsbudgets  in  Erwägung  ziehen  möchten; 

3.  der  Wunsch,  dass  die  Frage  des  Verbots  von  neiMi 
Modellen  und  Kalibern  von  Gewehren  und  Schiffskanonen  neuer 
lieh  von  den  Regierungen  in  Erwägung  gezogen  werde; 

4.  drei  Deklarationen  betreffend:  a)  ein  für  fünf  Jah« 
giltiges  Verbot,  aus  Ballons  oder  in  ähnlicher  Weise  aus  da 
Luft  Geschosse  oder  Explosivstoffe  auf  den  Gegner  zu  schleudern 

*  Nur  nebenbei  mag  bemerkt  werden,  dass  der  Mangel  g^nau  foraw 
lirter  Vorschläge  für  die  Theilnahme  an  derartigen  internationalen  Kon 
ferenzen  namentlich  auch  die  Gefahr  mit  sich  bringt,  dass  sie  durch  eine 
von  der  einen  oder  anderen  Seite  gestellten  Antrag  gesswang«n  sind,  nc 
über  gewisse  Fragen  schlüssig  zu  werden,  zu  welchen  Stellung  zu  nehm* 
für  sie  an  und  für  sich  schon  peinlich  ist.  Aus  den  Verhandlungen  de 
Haagor  Friedenskonferenz  Hessen  sich  hiefür  manche  Beispiele  anfuhren. 
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b)  ein  Verbot  der  Verwendung  von  Projektilen,  die  lediglich  den 
Zweck  haben,  betäubende  und  gesundheitsschädliche  Gase 
(sog.  Stickgase)  zu  verbreiten;  c)  ein  Verbot  der  Verwendung 
TOD  Flintenkugeln,  welche  sich  im  menschlichen  Körper  aus- 
dehnen oder  leicht  abplatten,  wie  die  mit  einem  harten  Mantel 
rersehenen  Geschosse,  bei  denen  aber  der  Mantel  den  Kern  nicht 
vollständig  bedeckt  oder  mit  Einschnitten  versehen  ist. 

Das  durch  diese  Deklarationen,  Wünsche  u.  s.  w.  erzielte 
Resultat  erscheint  um  so  geringfügiger,  wenn  man  berücksichtigt, 
welche  weitgehenden  Anträge  die  russischen  Vertreter  auf  Grund 
der  Ziff.  1,  2,  3  und  4  des  Murawiew'schen  Rundschreibens 
während  der  Verhandlungen  der  Konferenz  gestellt  hatten. 

In  Bezug  auf  Ziff.  1  war  nämlich  eine  Vereinbarung  beantragt 
worden,  inhaltlich  deren  sich  die  Signatärraächte  verpflichten 
sollten:  1.  fünf  Jahre  lang  den  gegenwärtigen  Friedensstand  des 
Landheeres  —  abgesehen  von  den  Kolonialtruppen  —  und  ebenso 
lange  das  zur  Zeit  in  Kraft  beflndliche  Kriegsbudget  nicht  zu 
erhöhen;  2.  im  Falle  der  Einigung  über  diesen  Punkt  die 
Priedenspräsenzstärke  der  Landarmeen  aller  Mächte  dauernd  fest- 
zulegen; 3.  drei  Jahre  lang  das  Marinebudget  nicht  zu  erhöhen 
und  während  dieser  Zeit  den  anderen  Mächten  im  Voraus  die 
Gesammtsumme  der  Tonnen  der  Kriegsschiffe,  die  sie  zu  bauen 
beabsichtigen,  mitzutheilen  und  ebenso  die  Zahl  der  Offiziere 
und  Mannschaften  der  Marine,  sowie  die  Kosten  für  etwaige 
Bauten  von  Häfen,  Forts,  Docks  u.  s.  w.  sich  gegenseitig  be- 
bnnt  zu  geben.  Von  diesen  Anträgen  blieb  nichts  übrig,  als 
die  oben  unter  No.  1  angeführte  Resolution  und  der  unter  No.  2 
erwähnte  Wunsch. 

Was  die  Gründe  der  Ablehnung  der  russischen  Anträge 
anlangt,  so  liess  sich  gegen  dieselben  vor  Allem  geltend  machen, 
vie  dies  auch  der  militärische  Delegirte  des  Deutschen  Reichs, 
Oberst  v.  Schwarz  ho  ff,  gethan  hat,  dass  mit  einer  Verpflichtung, 
die  gegenwärtige  Effektivstärke    der   Land-    und   Seestreitkräfte 
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für  eine  gewisse  Zeit  festzulegen^  der  Kern  der  Sache  gar  nicht 
getroffen  ist,  denn  bei  der  Organisation  der  nationalen  Wehrkrafl 
eines  Volkes  und  ihrer  Abwägung  und  Schätzung  kommt  nicht 
bloss  die  Effektivstärke  der  Streitkräfte  in  Betracht,  sondern 
es  fallen  hierbei  noch  ganz  andere  Faktoren  in's  Gewicht,  wie 
der  Grad  der  Bildung  der  Bevölkerung,  ihre  Wohlhabenheit,  die 
Dauer  der  Wehrpflicht  und  des  Kriegsdienstes,  die  Ausbildung 
der  Mannschaften,  der  Grad  der  Entwickelung  des  Verkehrs- 
wesens u.  s.  w. 

Femer  ist  dabei  eine  Hauptfrage  ganz  ausser  Acht  gelassen, 
nämlich  die  Frage,  wie  denn  die  gegenseitige  Kontrolle  über  die 
Einhaltung  der  betrefi'enden  Vereinbarungen  in  den  einzelnen 
Staaten  geübt  werden  soll. 

Endlich  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  in  einem  derartigen 
Vertrage  geradezu  eine  Art  von  Selbstentmündigung  für  die 
Vertragschliessenden  liegen  würde,  auf  die  sich  kein  grosser 
Staat,  der  auf  seine  Bewegungsfreiheit  und  eine  selbständige 
Politik  Werth  legt,  einlassen  kann. 

In  der  Botschaft  des  Czaren  waren  nämlich  für  den  Ab- 
rüstungsvoi*scblag  neben  Bücksichten  der  Humanität  vor  Allem 
ökonomische  Gründe  geltend  gemacht,  indem  darauf  hingewiesen 
war,  dass  die  Noth wendigkeit,  die  Kosten  für  die  fortwährend 
zunehmenden  Rüstungen  aufzubringen,  schwer  auf  den  Völkern 
laste,  dass  ein  grosser  Theil  des  Kapitals  und  der  Arbeits- 
kräfte auf  diese  Weise  nützlicheren  Zwecken  entzogen  werde  und 
dass  die  Krisen,  denen  das  wirthschaftliche  Leben  in  der  Gegen- 
wart unterworfen  sei,  zum  grossen  Theil  durch  die  übertriebenen 
Rüstungen  veranlasst  wurden.  In  gleicher  Weise  hat  der  russische 
Delegirte  Oberst  Jilinski  in  der  Sitzung  der  Konferenz  vom 
23.  Juni  hei  Begründung  der  oben  angeführten  Vorschläge  hervor- 
gehoben, dass  durch  die  fortwährenden  Rüstungen  die  Staaten 
immer  tiefer  in  Schulden  geriethen.  Ebenso  hat  Präsident 
v.  St  aal  in  derselben  Sitzung  auf  die  unerschwingUchen  Lasten. 
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die  den  Völkern  durch  die  fortwährenden  Rüstungen  aufgebürdet 
wurden^  hingewiesen,  indem  er  seine  Rede  mit  folgenden  bezeich- 
nenden Worten  schloss:  ^11  me  sera  permis  d'esperer  que  sur  ce 
point  tout  au  moins,  Tattente  des  populations  anxieuses,  qui 
suivent  avec  un  interet  soutenu  nos  travaux,  ne  sera  tromp^e. 
La  deception  serait  cruelle"  ®. 

Diesen  Ausführungen  gegenüber  Hess  sich  zunächst  geltend 
machen,  dass  die  Behauptung,  die  Staaten  bezw.  Völker  gingen 
in  Folge  der  militärischen  Rüstungen  wirthschaftlich  zu  Grunde^ 
in  dieser  Allgemeinheit  gar  nicht  richtig  ist.  Mit  Recht  hat 
daher  der  deutsche  Delegirte  Oberst  v.  Schwarzhoff  hervor- 
gehoben, dass  das  deutsche  Volk  durch  die  militärischen  Lasten 
keineswegs  niedergedrückt  sei,  dieselben  vielmehr  mit  Leichtig- 
keit trage  und  trotz  dieser  Lasten  in  den  letzten  zwanzig  Jahren 
die  grössten  wirthschaftlichen  Fortschritte  gemacht  habe. 

Vor  Allem  aber  ist  zu  betonen,  dass  diejenigen  Staaten^  die 
eine  Vereinbarung  eingehen  würden,  inhaltlich  deren  sie,  sei  es 
auf  Zeit  oder  für  immer,  sich  verpflichten,  ihre  militärischen 
Rüstungen  zu  beschränken,  nach  der  von  russischer  Seite  vor- 
getragenen Begründung  der  Nothwendigkeit  einer  solchen  Ver- 
einbarung sich  selbst  wegen  Verschwendung  unter  die  Vormund- 
schaft ihrer  Mitpaciscenten  stellen  würden.  Allerdings  wurde 
auf  der  Konferenz  selbst  dieser  Einwand  nicht  geltend  gemacht, 
vielleicht  weil  man   eine   gewisse  Scheu   empfand,    die   russische 

*  Noch  lebhafter  betoote  der  holländische  Delegirte,  der  frühere  Kriegs- 
minister Den  Beer  Poortugael,  diesen  Punkt,  indem  er  davon  sprach, 
dass  die  Rüstungen  gegenwärtig  „proportions  gigantesques,  inquietantes,  dan- 
gereases"  angenommen  hätten,  und  dass  die  Staaten  in  Folge  dieser  Leistungen 
unfehlbar  ihrem  Untergange  zugingen;  „les  Etats  sont  entraines  sur  la  pente 
de  rabime  dans  lequel  ils  finiront  de  se  perdre.  Ils  s'epuisent  et  se  ruinent." 
Dtss  derartige  Uebertreibungen  nicht  blos  Wasser  auf  die  Mühle  der  Friedens- 
freunde sind,  sondern  auch  von  den  Sozialdemokraten  und  anderen  Gegnern 
des  „Militarismus"  gegenüber  den  Anforderungen  im  Interesse  der  Stärkung 
der  nationalen  Wehrkraft  entsprechend  benutzt  werden,  ist  leider  nur  zu  sehr 
zu  befurchten. 
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Regierung  darauf  hinzuweisen;  welche  eigenthümliche  Zumuthung 
sie  durch  ihre  Vorschläge  den  übrigen  Regierungen  machte. 
Wenn  man  nämlich  auf  den  Kern  der  Sache  eingeht,  so  sollten 
doch  die  Regierungen,  denen  der  Abschluss  der  Torgeschlagenen 
Konvention  über  den  Stillstand  der  Rüstungen  zugemuthet  wurde, 
hiedurch  zugestehen,  dass  sie  bisher  die  ihnen  zur  Verfügung 
stehenden  wirthschaftlichen  Kräfte  ihrer  Völker  zum  grössten 
Theile  überflüssiger  Weise  zu  unproduktiven  Zwecken  verwendet 
hätten.  Um  diese  Ausschreitungen  in  der  Zukunft  zu  verhüten, 
sollten  sie  sich  zu  einer  gewissen  Beschränkung  in  diesen  Aus- 
gaben verpflichten  und  sich  gegenseitig  unter  Vormundschaft  und 
Kontrolle  stellen.  Es  soll  hier  ganz  davon  abgesehen  werden, 
ob  eine  derartige  Abmachung  nicht  der  Würde  der  Staaten 
widerspricht.  Jedenfalls  wäre  sie  aber  nicht  vereinbar  mit  dem 
Grundsatze  der  Souveränität  der  Staaten,  auf  welcher  unser 
heutiges  Völkerrecht  beruht.  Denn  aus  der  Souveränität  folgt 
nicht  bloss  die  Befugniss  eines  jeden  Staates,  was  er  für  seine 
verschiedenen  Zwecke  aufwenden  will,  selbst  zu  bestimmen,  son- 
dern vor  Allem  auch  selbständig  alles  Dasjenige  zu  thun,  was 
er  zur  Erhaltung  seiner  Unabhängigkeit  und  zur  Wahrung  seiner 
Selbständigkeit  für  nothwendig  erachtet^.  Allerdings  können 
sich  die  Staaten  in  ihrer  Souveränität  vertragsmässig  beschränken, 
allein  höher  als  alle  derartigen  Abmachungen  steht  für  jeden 
Staat  die  Pflicht  der  Selbsterhaltung,  und  gewiss  würde  kein 
Staat  Bedenken  tragen,  seine  Streitkräfte  im  Widerspruche  mit 
einer  Vereinbarung,  wie  sie  Russland  vorschlug,  zu  vermehren, 
wenn    er    dies    im   Interesse    seiner  Selbsterhaltung    und  Selbst- 

"  Es  ist  gänzlich  verfehlt,  derartige  Ausgaben  als  unproduktiv  zu  be- 
zeichnen. AV'ollte  man  nur  diejenigen  Ausgaben  produktiv  bezeichnen,  die 
nachweisbar  gewisse  Prozente  abwerfen,  so  wären  alle  Ausgaben  für  Blitz- 
ableiter, Feuerversicherung  u.  s.  w.  unproduktiv,  und  aus  dem  Staatshaushalt 
dürfte  man  alle  Posten  für  Rechtsschutz  und  Sicherheit,  Bildung  und  Unter- 
richt streichen.  Ob  dann  die  sog.  eigentliche  Produktion  besondere  Fort- 
schritte machen  würde,  ist  freilich  eine  andere  Frage. 
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vertheidigung  für  geboten  erachten  würde.     Was  daher  Russland 
den  übrigen  Staaten  vorschlug,  stand  nicht  im  Einklang  mit  den 
gegenwärtig  geltenden  Grundsätzen  des  Völkerrechts.     Ob  in  der 
Zukunft  in  Folge  einer  strafferen  Organisation   der  völkerrecht- 
lichen   Gemeinschaft    die  Souveränität   und  Unabhängigkeit   der 
Staaten   eine  solche   Abschwächung   erfahren  wird,   die  Verein- 
barungen   der   gedachten    Art    als   unbedenklich    erscheinen    zu 
lassen,  ist  gleichgiltig,  da  in  solchen  Fragen  nur  die  gegenwärtig 
in  Geltung  stehenden  Grundsätze  und  Anschauungen  massgebend 
sein  können. 

Auf  Grund  der  Ziff.  2,  3  und  4  des  Murawiew'schen 
Rundschreibens  war  beantragt  worden,  1.  ein  Verbot  der  Ver- 
wendung neuer  bezw.  kräftiger  wirkender  Pulverarten  als  der  jetzt 
im  Gebrauch  befindlichen;  2.  ein  Verbot  der  Anwendung  stärker 
wirkender  Explosivgeschosse  für  die  Feldartillerie,  wie  für  die 
Marine;  3.  ein  Verbot  der  Einführung  neuer  Kanonenmodelle 
und  Geschützsysteme  für  den  Land-  und  Seekrieg;  4.  ein  Verbot 
der  Verwendung  von  Gewehrgeschossen,  welche  die  Wunden 
übermässig  vergrössern  und  die  Leiden  der  Verwundeten  ohne 
Noth  vermehren;  5.  ein  Verbot,  Projektile  oder  Explosivstoffe 
von  Luftballons  oder  auf  ähnliche  Weise  aus  der  Luft  zu 
schleudern;  6.  ein  Verbot,  während  zehn  oder  wenigstens  fünf 
Jahren  neue  Systeme  von  Infanteriegewehren  einzuführen;  7.  ein 
Verbot  der  Verwendung  unterseeischer  Torpedoboote  und  des 
Gebrauchs  des  Rammsporns. 

Alle  diese  Anträge  hatten  kein  weiteres  Ergebniss  als  die 
erwähnten  drei  Deklarationen  und  den  oben  unter  No.  3  auf- 
geführten ziemlich  nichtssagenden  Wunsch. 

Die  Gründe  der  Ablehnung  der  meisten  dieser  russischen 
Anträge  waren  im  Einzelnen  sehr  verschieden,  so  wurde  z.  B.  be- 
züglich des  beantragten  Verbots  neuer  Pulversorten  darauf  hin- 
gewiesen, dass  der  von  der  russischen  Regierung  hervorgehobene 
Zweck  der  Erzielung  finanzieller  Ersparungen  kaum  zu  erreichen 
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sei;  da  möglicher  Weise  neue  Fulversorten  billiger  herzustelleD 
sind  und  die  Gewehrläufe  weniger  angreifen;  bezüglich  der  Ab- 
lehnung des  Verbots  der  Einführung  neuer  Kanonenmodelle  für 
die  Feldartillerie  wurde  geltend  gemacht  ^  dass  in  verschiedenen 
Staaten  die  Artilleriebewaffnung  in  einer  Umwälzung  begriffen 
und  es  unthunlich  sei,  in  diese  Entwickelung  einzugreifen,  hin- 
sichtlich des  Verbots  neuer  Systeme  von  Infanteriegewehren  Hess 
sich  überhaupt  eine  brauchbare  Formel  nicht  finden  u.  s.  w. 

Im  Uebrigen  wurde  gleichfalls  hervorgehoben,  dass  die  Frage 
der  Kontrolle  der  Beobachtung  der  verschiedenen  Verbote  in  den 
einzelnen  Staaten  auf  unlösbare  Schwierigkeiten  stosse.  Auch 
wenn  man  annehmen  könne,  dass  kein  Staat  absichtlich  gegen 
ein  solches  Verbot  Verstössen  werde,  so  seien  doch  Meinungs- 
verschiedenheiten über  die  Tragweite  solcher  Verbote  sehr  leicht 
möglich,  und  solche  Meinungsverschiedenheiten  könnten  dann 
leicht  einen  bedenklichen  Charakter  annehmen. 

II. 

Viel  bedeutsamer  war  das  Ergebniss  der  Arbeiten  der  Kon- 
ferenz in  Bezug  auf  die  Ziff.  5,  6  und  7  des  Mura  wie  waschen 
Rundschreibens,  da  eine  Revision  des  Entwurfs  der  Brüsseler 
Deklaration  vom  Jahre  1874  zu  Stande  kam  und  der  Entwurf 
einer  Konvention  festgestellt  wurde,  betr.  die  Ausdehnung  der 
Grundsätze  der  Genfer  Konvention  vom  22.  Aug.  1864  auf 
den  Seekrieg«. 

Bekanntlich  hat  die  Genfer  Konvention  die  Ambulanzen 
und  Militärspitäler  als  neutral,  d.  h.  unverletzlich  erklärt,  so 
lange  sich  in  denselben  Kranke  oder  Verwundete  befinden.  An 
dieser  Unverletzlichkeit   nimmt  auch  das  gesammte  Personal  der 


^  Vgl.  über  diese  Frage:  Holtzekdorff's  Handbuch  des  Völkerrechts 
Bd.  IV  S.  313  f.  (Lue der);  Trikpkl,  Die  iieuesteu  Fortschritte  auf  dem  Ge- 
biete des  KriefT^sreclits  in  Fraukenstein's  Zeitschrift  f.  Litt.  u.  Gesch.  d. 
Staatsw.  Bd.  II  S.  192f. ;  Moynier,  La  revision  de  la  Convention  de  Geneve  1898. 
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Spitäler  und  Ambulanzen  Theil^  so  lange  es  seine  Verrichtungen 

ausübt  und  Verwundete  aufzunehmen  und  zu  pflegen  8ind(Art.l— 3). 

Dagegen  bleibt  nach  Art.  4  das  Material  der  Militärspitäler  dem 

Eriegsrechte,  also  dem  Zugriffe  des  Feindes  unterworfen  und  die 

den  Spitälern  zugetheilten  Personen  können^   wenn   sie  dieselben 

verlassen;  nur  ihr  Privateigenthum  mit  sich  nehmen  (Art.  5). 

Schon  im  Jahre  1868  hatten  die  Staaten^  welche  die  Genfer 
Konvention  unterzeichnet  hatten,  die  Noth wendigkeit  erkannt^ 
die  Grundsätze  derselben  auf  den  Seekrieg  auszudehnen.  Eine 
internationale  Konferenz,  die  im  Oktober  1868  in  Genf  tagte, 
hatte  auch  14  Zusatzartikel  entworfen,  von  denen  die  ersten  fünf 
die  Bestimmungen  der  Genfer  Konvention  selbst  näher  ausführten, 
die  übrigen  neun  eine  Anwendung  ihrer  Grundsätze  auf  den 
Seekrieg  bezweckten.  Eine  Ratifikation  der  Additionalartikel 
durch  die  betheiligten  Staaten  ist  jedoch  niemals  erfolgt.  Es 
lag  dies  wohl  hauptsächlich  darin,  dass  Frankreich  zunächst  eine 
Aenderung  des  Art.  9,  sodann  England  in  Gemeinschaft  mit 
Prankreich  eine  Aenderung  des  Art.  10  verlangte  und  schliess- 
lich Russland  eine  Aenderung  des  Art.  12  beantragte^. 


*  Art.  9  bestimmte,  dass  die  militärischen  Spitalschifife  dem  Kriegs- 
recht unterliegen  sollen,  sie  werden  Eigenthum  des  Nehmers,  doch  soll  der- 
selbe nicht  berechtigt  sein,  während  der  Dauer  des  Krieges  sie  ihrem  be- 
»nderen  Zweck  zu  entfremden.  —  Dazu  war  ein  Zusatz  des  Inhalts  be- 
itragt worden,  dass  die  zum  Kampfe  nicht  brauchbaren  Schiffe,  welche 
«chon  in  Friedenszeiten  die  betreffenden  Regierungen  zu  Spitalschiffen  er- 
klärten, und  die  ihrer  Ausrüstung  nach  zu  einem  anderen  Zwecke  nicht  ver- 
wendbar sind,  sowohl  in  Bezug  auf  ihr  Material  wie  ihr  Personal  als  unverletz- 
lich gelten  sollen.  —  Nach  Art.  10  sollte  jedes  Kauffahrteischiff,  gleichgültig 
welcher  Nation  es  angehörte,  das  ausschliesslich  Verwundete  oder  Kranke 
tnnsportirt,  der  Wegnahme  entzogen  sein,  jede  Untersuchung  durch  einen 
feindlichen  Kreuzer  sollte  aber  die  auf  dem  Schiffe  befindlichen  Verwundeten 
«nd  Kranken  unfähig  machen,  während  der  Dauer  des  Krieges  noch  weiter 
Kriegsdienste  zu  leisten.  Enthält  das  Schiff  noch  eine  andere  Ladung,  so  darf 
dieselbe  nur  weggenommen  werden,  wenn  sie  au  und  für  sich  der  Konfiskation 
dorch  den  betreffenden  Kriegsführenden  unterliegt.  —  Da  dieser  Artikel  eine 
etwas  zweideutige  Fassung  hatte,  schlugen  England  und  Frankreich  vor,  den- 
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Die  auf  der  Konferenz  festgestellte  Konvention  ^^  bestimmt 
zunächst  in  Art.  1,  dass  die  militärischen  Spitalschiffe,  d.  fa.  die- 
jenigen von  den  kriegführenden  Staaten  besonders  und  aus- 
schliesslich zu  dem  Zwecke  der  Hilfeleistung  für  Verwundete, 
Kranke  oder  Schiffbrüchige  gebauten  oder  ausgerüsteten  Schiffe, 
deren  Namen  bei  Beginn  oder  während  der  Feindseligkeiten, 
jedenfalls  aber  vor  ihrer  Indienststellung  den  Kriegführenden 
mitgetheilt  worden  sind,  als  unverletzlich  gelten  und  während  der 
Feindseligkeiten  nicht  weggenommen  werden  können. 

In  den  Art.  2  und  3  ist  ferner  dieselbe  ünverletzhchkeit 
zugesichert  den  Spitalschiffen,  welche  ganz  oder  theilweise  von 
Privaten  oder  amtlich  anerkannten  Hilfsgesellschaften  der  Krieg- 
führenden oder  auch  neutraler  Staaten  ausgerüstet  sind,  voraus- 
gesetzt, dass  die  betreffende  kriegführende  Macht  bezw.  der  be- 
treffende neutrale  Staat  ihnen  einen  amtlichen  Ausweis  (commission 
officielle)  ausgestellt  und  ihren  Namen  dem  Gegner  bezw.  den 
Kriegführenden  vor  dem  Beginne  der  Feindseligkeit  oder  während 
deren  Dauer,  jedenfalls  aber  vor  Ingebrauchnahme,  mitgetheilt  hat. 
Die  von  Privaten  oder  Hilfsgesellschaften  einer  der  kriegführenden 
Macht  ausgerüsteten  Spitalschiffe  müssen  ausserdem  noch  eine  von 

selben  dahin  auszulegen,  dass  nur  dasjenige  Kauifahrteischifif  der  Wegnahme 
entzogen  sei,  das  lediglich  Kranke  und  Verwundete  an  Bord  habe,  während 
dasjenige  Schiff,  welches  auch  noch  andere  Ladung  führe,  in  Bezug  auf  Be- 
schlagnahme und  Konfiskation  den  allgemeinen  Grundsätzen   des  Seekriegt- 
rechts  unterliegen  solle.   —   Nach  Art.  12  sollte   jedes  Spitalschiff  u.  s.  w., 
>velches   der  Wohlthat  der  Unverletzlichkeit  theilhaftig   sein   wollte,   neben 
der  Nationalflagge  noch  die  Flagge  mit  dem  Genfer  Kreuz  führen.  —  Russ- 
land schlug,  um  etwaigen  Missbräuchen   mit  der  Genfer  Flagge   thunlichst 
vorzubeugen,  vor,  dass  die  betreffenden  Schiffe  auch  eine  Autorisation  üurer 
Regierung  auf  Grund  einer  entsprechenden  Verständigung  unter  den  Krieg- 
führenden bei  sich  führen  sollen, 

^^  Der  Bericht  über  diese  Konvention  ist  durch  den  französischen 
Delegirten  L.  Renault,  Professor  in  Paris,  verfasst;  er  zeichnet  sich  durch 
Gründlichkeit,  Klarheit  und  Unparteilichkeit,  sowie  durch  das  VerständDiss 
aus,  das  der  Verfasser  den  von  den  in  der  Kommission  vertretenen  Marine- 
oftiziercn  hervorgehobenen  mariuetechuischeuGesichtspunkten  entgegenbrachte. 
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der  zuständigen  Obrigkeit  ausgestellte  Urkunde  des  Inhalts  bei  sich 
führen,  dass  sie  während  ihrer  Ausrüstung  und  bei  ihrem  Aus- 
laufen {k  leur  d6part  final)  amtlicher  Kontrolle  unterstellt  waren. 
Alle    die   in    den  Art.  1,  2  und  3  genannten  Spitalschiffe 
sind  yerpflichtet,  den  Verwundeten,  Kranken  und  Schiffbrüchigen 
der  Kriegführenden    ohne  Rücksicht   auf  die  Nationalität  Hilfe 
zu  leisten.     Sie  dürfen  von  den  Regierungen  zu  keinem  anderen 
militärischen  Zwecke  verwendet  werden,  sie  dürfen  aber  auch  in 
keiner  Weise  die  Bewegungen   der  Kämpfenden  stören,  und  sie 
handeln    während    des   Kampfes    und  nach   demselben    auf  ihre 
eigene  Gefahr.     Die  Kriegführenden   haben  in  Bezug  auf  diese 
Schiffe  das  Recht  der  Kontrolle  und  der  Durchsuchung,  können 
ihre  Hilfeleistung  zurückweisen,  ihre  Entfernung  verlangen,  ihnen 
eine  bestimmte  Fahrtrichtung  (direction)   und  einen  Kommissär 
an  Bord  geben  und  sie  sogar,  wenn  es  die  Umstände  verlangen, 
zurückbehalten.    Soweit  es  möglich  ist,  haben  die  Kriegführenden 
die  gegebenen  Befehle   in   das  an  Bord   dieser  Schiffe  geführte 
Tagebuch  einzutragen  (Art.  4). 

Alle  Spitalschiffe  müssen  nach  Art.  5  neben  ihrer  nationalen 
Flagge  die  Genfer  Flagge  führen  und  durch  einen  äusseren  An- 
strich kenntlich  sein,  der  in  verschiedenen  Farben  gehalten  sein 
mnss,  je  nachdem  sie  militärische  Spitalschiffe  sind  oder  nicht. 
Die  Handelsschiffe,  Yachten    oder  andere  kleine  Fahrzeuge 
(embarcations)  der  Neutralen,   welche  Verwundete,  Kranke  oder 
Schiffbrüchige  der  Kriegführenden  an  Bord  haben  oder  aufnehmen, 
können  wegen  dieser  Handlungsweise  nicht  weggenommen  werden, 
«ie  unterliegen  jedoch  der  Wegnahme,  im  Falle  sie  die  Neutralität 
verletzen  (Art.  6)^^ 


"  Hervorzuheben  ist,  dass  uach  dem  10.  Zusatzartikel  in  Abs.  1  auch 
Handelsschiffe  der  Kriegfuhrenden,  wenn  sie  ausschliesslich  („exclusivemcnf) 
Kranke  und  Verwundete  an  Bord  haben^  der  Wegnahme  entzogen  sind.  Die 
Konvention  von  1899  enthält  eine  ähnliche  Bestimmung  nicht.  Daraus  folgt, 
wie  auch  der  Renault 'sehe  Bericht  S.  7  ausdrücklich  bemerkt,  dass  die  Kauf- 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XY.  2.  Ij^ 
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Nach  Art.  7  ist  das  ärztliche  und  Spital-Personal ,  sowie 
das  geistliche  Personal  eines  jeden  weggenommenen  Schiffes  un- 
verletzlich und  kann  nicht  kriegsgefangen  gemacht  werden.  Wenn 
diese  Personen  das  Schiff  verlassen,  so  können  sie  die  ihnen 
gehörigen  Gegenstände  und  chirurgischen  Instrumente  mit  sich 
nehmen.  Sie  haben  jedoch  ihre  Pflichten  so  lange  zu  erfüllen, 
als  dies  nothwendig  ist  und  können  sich  erst  entfernen,  wenn  der 
Höchstkommandirende  es  für  zulässig  erachtet.  Die  Kriegführenden 
müssen  diesem  in  ihre  Hände  gefallenen  Personal  den  unverkürzten 
Genuss  ihrer  Bezüge  sichern. 

Die  auf  einem  Schiffe  befindlichen  verwundeten  oder  kranken 
Soldaten  und  Matrosen  müssen,  gleichgiltig  welcher  Nation  sie 
angehören,  vom  Nehmestaat  beschützt  und  gepflegt  werden  (Art.  8). 
Die  Schiffbrüchigen,  Kranken  und  Verwundeten  eines  Krieg- 
führenden, die  in  die  Hände  des  Gegners  fallen,  sind  kriegsgefangen. 
Der  Sieger  hat  nach  den  Umständen  zu  bestimmen,  ob  er  sie 
behalten  oder  in  einen  ihm  gehörigen  oder  einen  neutralen  Hafen 
oder  sogar  in  einen  Hafen  des  Gegners  dirigiren  will.  Im  letzteren 
Falle  können  die  in  dieser  Weise  ihrem  Heimathstaate  zurück' 
gegebenen  Kriegsgefangenen  während  der  Dauer  des  Krieges 
nicht  mehr  Kriegsdienste  leisten  (Art.  9). 

Die  Schiffbrüchigen,  Verwundeten  und  Kranken,  welche  in 
einem  neutralen  Hafen  unter  Zustimmung  der  Hafenbehörde 
ausgeschift't  werden,  sind,  vorbehaltlich  einer  entgegengesetzten 
Abmachung  zwischen  dem  neutralen  Staate  und  den  Kriegführenden, 
von  derselben  festzuhalten,  damit  dieselben  nicht  mehr  am  Kriege 
theilnehmen  können.  Die  Kosten  der  Verpflegung  und  der 
Internirung  trägt  der  Staat,  dem  die  Verwundeten  und  Kranken 
angehören  (Art.  10). 


fahrteiscbitie  der  Kriegführenden,  solange  das  Privateigenthum  im  Seekriege 
nicht  unverletzlich  ist,  weggenommen  werden  können,  auch  wenn  sie  Ver- 
wundete oder  Kranke  au  Bord  haben.  Die  im  10.  Zusatzartikel  gemachte 
Unterscheidung  hielt  man  ))raktisch  für  nicht  recht  durchführbar. 
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Gegenüber  den  Bestimmungen  der  Genfer  Konvention  ent- 
halten  diese   für   den  Seekrieg   bestimmten    Artikel  nach   einer 
doppelten  Richtung  einen  Fortschritt.     Zunächst  insoferne,   als 
das  Sanitätsmaterial  auch  der  Kriegführenden  für  unverletzlich 
erklärt  ist,  während  nach  Art.  4  Abs.  I  der  Genfer  Konvention 
das  Material   der  Militärspitäler  Beute  des  Siegers  wird,   ferner 
insofeme,  als  nach  der  neuen  Konvention  die  freiwillige  Kranken- 
pflege als  organischer  Bestandtheil   des  Kriegssanitätswesens  er- 
scheint, während  die  Genfer  Konvention  die  freiwillige  Kranken- 
pflege  überhaupt   nicht  erwähnt.     Endlich   ist  noch   darauf  auf- 
merksam zu  machen,    dass  Art.  10  der  neuen  Konvention   den 
allgemein  anerkannten  Satz   des  Völkerrechts,   dass  Streitkräfte 
der  Kriegführenden,  welche  auf  neutrales  Gebiet  übertreten,  da- 
selbst auf  die  Dauer  des  Krieges  internirt  werden   müssen,    mit 
der  Massgabe  zum  Ausdruck  bringt,  dass  es  nicht  schon  genügt, 
dass  das  mit  Verwundeten  u.  s.  w.  beladene  Schiff  in  einen  neu- 
tralen Hafen  einläuft   und    damit    das    neutrale  Gebiet   betritt, 
sondern    dass    die  Verwundeten   u.  s.  w.   mit   Genehmigung  der 
Hafenbehörde  ausgeschifft   sein  müssen,  wenn  die  Verpflichtung 
zur  Internirung  für  den  neutralen  Staat  entstehen  solP^. 

Im  Zusammenhang  mit  der  neuen  Konvention  steht  der  von 
der  Haager  Konferenz  ausgesprochene  Wunsch,   dass   möglichst 


^*  Bei  der  Beurtheilung  der  BestimmuDg  des  Art.  10  kommt  jedoch 
noch  ein  anderer  Gesichtspunkt  in  Betracht.  Dass  der  neutrale  Staat  die 
Verwundeten  und  Kranken  nicht  bei  sich  aufzunehmen  verpflichtet  ist,  ist 
telbttverständlich ;  es  fragt  sich  aber,  ob  er  dies  thun  kann,  ohne  die  Pflichten 
der  Neutralität  zu  verletzen.  Es  ist  dabei  zu  berücksichtigen,  dass  es  für 
einen  Kriegführenden  von  erheblichem  Vortheile  sein  kann,  auf  diese 
^eise  sich  der  ihn  in  seinen  Operationen  hindernden  Kranken  und  Ver- 
endeten zu  entledigen.  Man  glaubte  aber  in  solchen  Fällen  den  Rück- 
sichten der  Menschlichkeit  Rechnung  tragen  zu  sollen,  da  die  Leiden  der 
Verwundeten  und  Kranken  vermehrt  werden,  wenn  sie  nach  einem  vielleicht 
Veit  entfernten  Hafen  eines  der  Kriegführenden  gebracht  werden  müssen. 
Zudem  wird  es  oft  genug  vorkommen,  dass  die  an's  Land  gebrachten  Ver- 
sandeten und  Kranken  beiden  Kriegführenden  angehören. 

11* 
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bald  eine  neuerliche  Konferenz  zum  Zwecke  der  ReviBion  der 
Genfer  Konvention  zusammenberufen  werde.  Da  die  auf  den 
Seekrieg  bezügliche  neue  Konvention  ein  in  sich  geschlossenes 
Ganze  bildet  und  den  Bedürfnissen  des  Seekriegs  durchaus 
Rechnung  trägt,  ist  wohl  anzunehmen,  dass  die  betreffenden 
Artikel  bei  einer  Revision  der  Genfer  Konvention  unverändert 
bleiben  werden. 

Was  die  auf  der  Konferenz  vorgenommene  Revision  der 
Brüsseler  Deklaration  vom  Jahre  1874  anlangt,  so  ist  hier 
Folgendes  zu  bemerken: 

Bekanntlich   tagte   im  Sommer  1874  auf  Veranlassung  der 
russischen  Regierung   eine  Konferenz  von  Diplomaten ,    höheren 
Militärs  und  Rechtsverständigen,  welche  sich  über  den  56  Artikel 
in  dreizehn  Kapiteln  enthaltenden  Entwurf  einer  internationalen 
Deklaration  über   die  Kriegsgebräuche  einigte.     Das   erste  acht 
Artikel   umfassende  Kapitel   der  Deklaration   handelte   von   der 
Stellung  der  militärischen  Autorität   auf  feindlichem  Gebiet  in^ 
Falle    einer  Okkupation;   die  Art.  9 — 12   (zweites  Kapitel)  be-^ 
stimmten,   wer  zu  den  Streitkräften  der  kriegführenden  Staatef 
zu  rechnen  sei   und  wer  als  Kombattant  bezw.  Nichtkombattant> 
zu  gelten  habe.  Im  dritten  Kapitel  (Art.  12 — 14)  waren  gewisse  un^ 
zulässige  bezw.  zulässige  Kriegsmittel  aufgezählt.    Die  Art.  15 — 1^ 
des    vierten    Kapitels    trafen    Bestimmungen    über    die    Belage- 
rungen und  Beschiessungen  und  die  Art.  19 — 22  (fünftes  Kapitel) 
über    die   Spione.     Das   ziemlich    umfangreiche    sechste   Kapitel 
(Art.  23 — 34)  regelte  die  Stellung  und  Behandlung  der  Kriegs- 
gefangenen, während  in  dem  aus  dem  einzigen  Art.  35  bestehen- 
den siebten  Kapitel  bezüglich  der  Behandlung  der  Kranken  und 
Verwundeten  auf  die  Bestimmungen  der  Genfer  Konvention  ver- 
wiesen war.     Die  Art.  36 — 39  (achtes  Kapitel)  handelten  von  der 
Stellung  der  militärischen  Gewalt  gegenüber  der  Civilbevölkemng 
des  feindlichen  Landes  und  enthielt  namentlich  Art.  39  das  Ver- 
bot der  Plünderung.     Das  neunte  Kapitel  (Art.  40 — 42)  gab  Vor- 
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Schriften  über  Kontributionen  und  Requisitionen,  das  zehnte  Kapitel 
(Art.  43 — 45)  regelte  die  rechtliche  Stellung  der  Parlamentäre, 
Art.  46  (elftes  Kapitel)  behandelte  die  Kapitulationen,  und  das 
zwölfte  Kapitel  (Art.  47 — 52)  handelte  vom  Abschluss  von  Waffen- 
stillstandsverträgen. Die  Art.  53—56  endlich  bezogen  sich  auf 
die  Stellung  und  Behandlung  der  in  einem  neutralen  Staate  inter- 
nirten  Truppentheile  der  Kriegführenden,  sowie  auf  die  in  einem 
solchen  Staate  aufgenommenen  Verwundeten. 

Nach  ziemlich  langwierigen  und  eingehenden  Verhandlungen 
kam  auf  der  Konferenz  eine  Revision  der  Brüsseler  Deklaration 
in  der  Weise  zu  Stande  ^  dass  der  Entwurf  einer  neuen  Kon- 
vention betr.  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs  (Con- 
yention  concernant  les  lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre) 
festgestellt  wurde.  Dieselbe  zerfällt  in  die  eigentliche  Konvention 
nnd  das  demselben  als  Anhang  beigefügte  „Reglement  concer- 
nant les  lois  et  coutumes  de  la  guerre  sur  terre^.  Die  eigent- 
liche Konvention  enthält  lediglich  fünf  Artikel,  in  deren  ersten 
sich  die  Signatärmächte  verpflichten,  ihren  Landarmeen  Instruk- 
tionen zu  ertheilen,  die  in  TJebereinstimmung  sind  mit  dem  bei- 
gefügten Reglement. 

Die  übrigen  vier  Artikel  enthalten  die  auch  in  den  übrigen 
beiden  Konventionen  aufgenommenen  Vorschriften  über  die  Rati- 
fikation und  Kündigung  der  Konvention,  sowie  die  Bestimmung, 
<lass  die  Vorschriften  des  Reglements  nur  für  die  Vertragstheile 
verbindlich  sind  im  Falle  eines  zwischen  zweien  oder  mehreren 
von  ihnen  ausgebrochenen  Krieges,  dass  jedoch  diese  Verbind- 
lichkeit wegfällt,  sobald  sich  am  Kriege  ein  dritter  Staat  bethei- 
ligt, der  die  Konvention  nicht  unterzeichnet  hat. 

Das  Reglement  ^^  selbst  zerfallt  in  vier  Sektionen,  die  erste 
von  den  Kriegführenden  (belligerants)  handelnde  Sektion  ist  selbst 

*'  Der  sehr  ausführliche,  gründlich  gearbeitete  Bericht  ist  von  dem 
belgischen  Rechtsgelehrten  E.  Rolin,  Generalkonsul  von  Siam  in  Belgien, 
der  als  vierter  Delegirter  von  Siam  dasselbe  auf  der  Konferenz  vertrat,  verfasst. 
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wieder  in  drei  Kapitel  getheilt.     Das  erste   die  drei  ersteo^l 
tikel  enthaltende  Kapitel  wiederholt  lediglich  die  von  den  Eng' i 
führenden   und   den  Kombattanten  und  NichtkombattanteD  b» 
delnden    Art.  8 — 11    der    Brüsseler    Deklaration.    Im  zweite 
Kapitel  (Art.  4 — 20),    das   von    den   Kriegsgefangenen  hanM; 
sind    die    alten  Art.  23 — 34   wiederholt,   jedoch   mehiftch  w 
ändert  und  durch  neue  die  Stellung  und  Behandlung  der  Eiieg^ 
gefangenen  im  feindlichen  Lande  betreffende   sehr  in^s  Eimdi 
gehende  Artikel  vermehrt.     Das  dritte  Kapitel  (Art.  21)  wied»! 
holt   lediglich    den    früheren  Art.  35   über  die  Behandlung  4« 
Kranken    und  Verwundeten    nach    den  Vorschriften   der  Geih 
Konvention.     Die    zweite  Sektion    zerfällt   in   fünf  Kapitel,  i«j 
denen  das  erste  von  den  Kriegsmitteln,    den  Belagerungen  i 
Beschiessungen  handelnde  erste  Kapitel  (Art.  22 — 24)  im  Wesot-l 
liehen  eine  Wiederholung  der  alten  Art.  12 — 18  ist,  jedoch  lA 
vielfachen    zum  Theil    nicht    unwesentlichen    Aenderungen.  B« 
Kapitel  2 — 5  (Art.  29 — 41)  handeln  von  den  Spionen,  den  Pn- 
lamentären,  den  Kapitulationen  und  dem  Abschlüsse  von  WaSo' 
Stillstandsverträgen,  welche  Gegenstände  in  den  alten  Art.  43— S 
geregelt  waren. 

Die  von  der  militärischen  Autorität  auf  feindlichem  Gebiet 
handelnde  dritte  Sektion  regelt  die  Gegenstände,  auf  weld 
sich  die  Art.  1  —  8,  40  und  42,  36,  37,  38  und  39  der  Brüssel 
Deklaration  bezogen.  Die  neuen  Artikel  enthalten  jedoch  the 
weise  sehr  einschneidende  Aenderungen  gegenüber  den  Besti 
mungen  der  Brüsseler  Deklaration,  auf  welche  noch  näher  ei 
zugehen  sein  wird.  Die  vierte  Sektion  (Art.  57 — 60)  wiederh* 
mit  wenig  Aenderungen  die  in  den  alten  Art.  53 — 56  enthalten 
Vorschriften  über  die  in  neutralem  Gebiete  intemirten  Str« 
kräfte  und  Verwundeten  der  Kriegführenden. 

Ueber  die  meisten  Artikel  der  Brüsseler  Deklaration  bea 
der  neuen  Konvention  gelang  es  verhältnissmässig  rasch,  ei 
Einigung    zu   erzielen.     Bei  zwei  Materien    ergaben    sich  jedo 
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Schwierigkeiten  y  nämlich  bei  den  Bestimmungen  über  die  Stel- 
lang der  militärischen  Gewalt  im  besetzten  feindlichen  Gebiete 
(Art.  1 — 8  und  Art.  40 — 42  der  Brüsseler  Deklaration)  und  die 
Art.  9  und  10  ibid.^  Yon  denen  der  erste  bestimmte,  wer  als  partie 
belhg^rante  zu  betrachten  ist,  während  der  zweite  die  sog.  levee 
eu  masse  im  Auge  hatte. 

Was  nun  zunächst  die  letzteren  beiden  Artikel  anlangt ,  so 
bestimmte  der  Art.  9,  dass  die  Vorschriften  des  Kriegsrechts 
mcht  blos  auf  die  Armeen,  sondern  auch  auf  die  Milizen  und 
die  freiwilligen  Korps  Anwendung  finden,  vorausgesetzt,  dass 
letztere  folgende  Bedingungen  erfüllen,  1.  dass  an  ihrer  Spitze 
ein  Führer  steht,  der  für  seine  Untergebenen  verantwortlich  ist; 
2.  dass  sie  feste  und  auf  die  Entfernung  erkennbare  Unter- 
scheidungszeichen haben;  3.  dass  sie  die  Waffen  offen  führen; 
4.  dass  sie  bei  ihren  kriegerischen  Operationen  die  Kriegsgesetze 
und  Kriegsgebräuche  beobachten. 

Nach  Art.  10  soll  femer  die  Bevölkerung  eines  noch  nicht 
besetzten  Gebiets,  welche  bei  Annäherung  des  Feindes  die  Waffen 
ergreift,  um  den  eindringenden  Feind  zu  bekämpfen,  ohne  Zeit 
gehabt  zu  haben,  um  sich  nach  Art.  9  zu  organisiren,  als  krieg- 
führende Partei  behandelt  werden,  wenn  sie  die  Kriegsgesetze 
und  Kriegsgebräuche  beobachtet. 

Wie  bekannt,  gehen  in  Bezug  auf  die  sog.  levee  en  masse 
die  Ansichten  sehr  auseinander.  Von  der  einen  Seite  wird  geltend 
gemacht,  dass  gerade  im  Interesse  der  Milderung  der  Leiden 
des  Kriegs  die  friedliche  Bevölkerung  am  Kampfe  sich  nicht 
betheiligen  und  die  Kriegführung  den  organisirten  Streitkräften 
überlassen  soll.  Von  der  anderen  Seite  wird  unter  Hinweis  auf 
historische  Beispiele  (Kampf  der  Niederländer  gegen  die  Spanier, 
der  Schweizer  gegen  verschiedene  Eindringlinge,  den  TjToler 
Aufstand  u.  s.  w.)  hervorgehoben,  dass  es  unter  Umständen  als 
eine  durch  die  Vaterlandsliebe  gebotene  Pflicht  der  ganzen,  auch 
in  die   organisirten  Streitkräfte    nicht   eingereihten  Bevölkerung 
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erscheine  7    den   eindringenden   bezw.    eingedrungenen  Feind    zü 
bekämpfen  und  den  vaterländischen  Bpden  zu  befreien^  und  dass 
diese    Tbatsache    auch    in    den    Grundsätzen    des   Kriegsrechts 
Anerkennung  finden  müsse.    Diese  letztere  Ansicht  beruht  jedoch 
auf  einer  durchaus  unklaren  Au£fassung  der  massgebenden  Ver- 
hältnisse.    Gewiss   wird  es  sich   kein  mannhaftes  Volk   nehmen 
lassen,   unter  Umständen  mit  allen  Mitteln   den  eingedrungenen 
oder  eindringenden  Feind   zu  bekämpfen;    sie  muss   aber   dann 
auch  die  Folgen  tragen,  die  Repressalien,  die  der  eingedrungene 
Feind  ergreift,  auf  sich  nehmen  u.  s.  w.     Unmöglich  ist  es  aber, 
einen   solchen  Volkskrieg   oder  Volksaufstand    in    einem   Codex 
des  Völkerrechts  bezw.  Kriegsrechts  als  einen  rechtlich  zulässigen 
und  vom  Völkerrechte  anerkannten   und  geregelten  Zustand  zu 
erklären.     Denn    wenn    bei   einer  Kodifikation    des  Kriegsrechts 
im  Interesse    der  Milderung    der  Leiden   des  Kriegs    festgesetzt 
wird;    dass    nur   die    organisirten  Streitkräfte    der    kriegerischen 
Gewalt  unterworfen  sind,  so  muss  auch  der  Umfang  dieser  Streit' 
kräfte  und  die  Zugehörigkeit  zu  denselben  genau  bestimmt  sein« 
Es    geht    nicht    an,    dass    sich    ohne  Weiteres  jeder    friedlich^ 
Bürger    durch    Ergreifung    der  Waflfen    in    einen    Krieger    ver* 
wandelt   und   den   nichts    ahnenden   Soldaten   überfällt  und  an- 
greift. 

Indem  Art.  10  der  Brüsseler  Deklaration  aussprach,  dasS; 
wenn  die  Bevölkerung  eines  noch  nichts  besetzten  Gebiets 
bei  Annäherung  des  Feindes  die  Waffen  ergreift,  um  den  Feind 
abzuwehren,  sie  als  kriegführende  Partei  betrachtet  wird,  auch 
wenn  sie  nicht  Zeit  gehabt  hat,  sich  in  der  im  Art.  9  vor- 
gesehenen Weise  zu  organisiren,  vorausgesetzt  nur,  dass  sie  die 
Kriegsgesetze  und  Kriegsgebräuche  befolgt,  so  ist  mit  einer 
solchen  Bestimmung  wohl  die  äusserste  zulässige  Grenze  erreicht. 
Trotzdem  versuchte  man  namentlich  von  Seite  der  schweizerischen 
Delegirten  noch  mehr  zu  erreichen,  nämlich  die  Anerkennung, 
dass  jeder  bewaffnete  Widerstand  gegen  den  eindringenden  Feind 
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inter  das  Kriegsrecht  fallend  betrachtet  wird.  Schliesslich 
te  maa  sich  aber^  die  Art.  9  und  10  unverändert  anzu« 
len. 

Gleichzeitig  erklärte  jedoch  die  Konferenz,  dass  sie  es  zwar 
Doth wendig  gehalten  habe,  die  Kriegsgesetze  und  Kriegs- 
iucbe  möglichst  genau  festzustellen,  dass  sie  aber  dies  in 
Ueberzeugung  gethan  habe,  dass  durch  diese  Vorschriften 
>swegs  alle  Fälle  getroffen  werden  könnten,  und  dass  in 
len  durch  die  erwähnten  Vorschriften  nicht  getroffenen  Fällen 
Bevölkerung  und  die  Kriegführenden  keineswegs  der  Willkür 
jegners  anheim  gegeben  seien,  sondern  immerhin  unter  dem 
tze  des  Völkerrechts  und  der  Gesetze  der  Menschlichkeit, 
1er  Forderungen  des  öffentlichen  Gewissens  stünden**. 
Anlangend  sodann  die  auf  die  Stellung  der  militärischen 
•rität  im  besetzten  feindlichen  Gebiete  und  die  Requisitionen 
Kontributionen  bezüglichen  Art.  1 — 8  und  40 — 42  der 
seier  Deklaration,  so  war  der  Zweck  dieser  Vorschriften  der, 
etwaigen  Missbrauch  der  Gewalt  seitens  des  okkupirenden 
es  möglichst  zu  verhüten  und  der  Bevölkerung  des  besetzten 
ets  thunlichst  Schutz  gegen  etwaige  Ausschreitungen  der 
liehen  Truppen  zu  gewähren,  sowie  zu  bewirken,  dass  die 
irheit  und  öffentHche  Ordnung  und  ebenso  der  regelmässige 
;  der  Geschäfte  und  der  Verwaltung  thunlichst  aufrecht 
ten  bleibe.  In  diesem  Sinne  war  in  der  Brüsseler  Dekla- 
1  bestimmt,  dass  der  Okkupant  die  Gesetze,  welche  im 
zten  Gebiete  in  Friedenszeiten  in  Geltung  waren,  aufrecht 
te  und  nur  im  Falle  der  Nothwendigkeit  abändern,  suspen- 
oder    ersetzen    solle;    ferner    waren    in    der    Deklaration 

'*  Höchst  überflüssiger  Weise  hat  hiezu  noch  der  militärische  Delegirte 
nds,  SirArdagh,  die  Erklärung  abgegeben:  ,,Rien  dans  ce  chapitre  ne 
tre  considere  tendant  ä  araoindrir  ou  a  supprimer  le  droit,  qui  appar^ 
ä  la  popuIation  d'un  pays  envahi  de  remplir  son  devoir  d^opposer 
nvahisseurs  pai*  tous  moyens  licites  la  resistence  patriotique  la  plus 
que.** 
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Bestimmungen  gegeben,  durch  welche  die  Beamten,   diemdBJ 
besetzten  Gebiete  ihre  Amtsthätigkeit  fortsetzten,   in  ihrer 
lung  geschützt  waren.    Bezüglich  der  Steuern  und  sonstigen 
gaben  und  deren   etwaiger  Ersatzleistungen  war  bestimmt, 
sie  thunlichst  nach   den  geltenden  Vorschriften  und  6ebi 
erhoben  und   zu  den  Kosten  der  Verwaltung  des  besetzten 
biets   verwendet   werden   sollen.     Ebenso   war  bestimmt, 
Vermögensstücke  des  Staates  unter  Umständen  auch  von 
gesellschaften    und    Privatpersonen    (Eisenbahnmaterial, 
Waffen,    Kriegsmunition  u.  s.  w.)  mit  Beschlag  belegt  we 
können,   dass  aber  im   Uebrigen   das  Privateigenthum  und 
Eigen thum   der   Gemeinden,   der  Kultus-,  Wohlthätigkeits- 
Unterrichtsstiftungen  unverletzlich  ist,  und  dass  das  Gleiche 
von  allen  den  Künsten  und  Wissenschaften  dienenden  Anstakil 
gilt,  ohne  Rücksicht  darauf,  in  wessen  Eigenthum  sie  stehen. 

Im  Zusammenhang  mit  diesen  Bestimmungen  war  in  im 
Art.  40 — 42  vorgeschrieben,  dass  die  feindliche  Armee  in  W 
besetzten  Gebiete  von  den  Gemeinden  und  Privaten  nur  sofcil 
Dienste  und  Leistungen  verlangen  könne,  welche  im  InteÄi 
der  Kriegführung  nothwendig  sind,  im  Verhältnisse  zur  Leistmp' 
fähigkeit  des  Landes  stehen  und  für  die  Bevölkerung  kan»] 
Zwang  enthalten,  an  den  kriegerischen  Operationen  Thdtl 
nehmen.  Die  Kontributionen  sollen  wo  möglich  nach  deai* 
dem  besetzten  Gebiete  geltenden  Vertheilungsmassstabe  J 
Steuerfusse  unter  Mitwirkung  der  in  Thätigkeit  gebliebenen  Ih' 
hörden  der  gesetzmässigen  Regierung  erhoben  werden.  Ihre  fr 
hebung  soll  nur  auf  Anordnung  und  unter  VerantwortlichkA 
des  obersten  Militärbefehlshabers  oder  der  vom  Feinde  fl 
dem  besetzten  Gebiete  errichteten  oberen  Civilbehörde  geg« 
Empfangsbestätigung  erfolgen. 

Requisitionen  sollen  nur  mit  Genehmigung  des  Befehlsbabe 
der  Truppen  in  den  besetzten  Oertlichkeiten  zulässig  sein  « 
zwar  gegen  Entschädigung  oder  doch  Empfangsbestätigung. 
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Man    hätte   nun   meinen  sollen ,    dass  gerade  die  kleineren^ 
leichter   einer  Invasion   ausgesetzten  Staaten    die  in  diesen  Be- 
stimmungen enthaltenen  Beschränkungen  der  thatsächlichen  Ge- 
walt der  feindlichen  Militärmacht  freudig  begrüsst  hätten.    Statt 
dessen    beantragte    der    erste    belgische    Delegirte,    die    haupt- 
sachlichsten dieser  Artikel  zu  streichen,  da  es  nicht  angehe,  dass 
die  Staaten,  deren  Gebiet  möglicher  Weise  einer  Besetzung  aus- 
gesetzt   sei,    in    einer   internationalen    Konvention    dem    Sieger 
(envahisseur)  von   vorneherein  gewisse  Rechte  in  ihrem  Gebiete 
einräumen.    Es  sei  besser,  die  ganze  Materie  gar  nicht  zu  regeln 
und  für  solche  Fälle  lediglich  das  Völkerrecht;  so  unbestimmt  es 
auch  sei,  zur  Anwendung  kommen  zu  lassen. 

Diese  Begründung  ist  offenbar  ganz  verfehlt;  sie  zeigt  nur^ 
dass  in  solchen  wenig  bedeutenden  neutralen  Staaten,  wie  Belgien^ 
das  Verständniss  für  die  Bedürfnisse  der  Kriegführung  und  die 
Bedeutung  des  Blriegsrechts  nicht  im  erforderlichen  Grade  vor- 
banden ist,  denn  bei  den  fraglichen  Bestimmungen  handelte  es 
sich  nicht  um  Einräumung  von  Rechten  an  den  siegreichen 
Staat,  sondern  um  eine  Beschränkung  seiner  thatsächlichen  Ge- 
walt. 

Trotzdem  hatten  die  belgischen  Delegirten,  unterstützt  von 
den  schweizerischen  und  schwedischen  Delegirten,  insofern  Erfolg, 
als  die  von  der  Aufrechthaltung  der  geltenden  Gesetze  und 
^on  der  Beibehaltung  der  Beamten  in  dem  besetzten  Gebiete 
bändelnden  Art.  3  und  4  des  Entwurfs  der  Brüsseler  Deklaration 
gestrichen  wurden,  obwohl  deren  Aufrechthaltung  gerade  im 
Interesse  des  besetzten  Gebiets  sich  entschieden  empfohlen  hätte  ^^ 

*^  Man  braucht  in  dieser  Beziehung  nur  darauf  hinzuweisen,  dass  es 
&icht  im  Interesse  der  Bevölkerung  lag,  dass  die  französischen  Behörden  ihre 
Tbätigkeit  einstellten,  als  die  deutschen  Truppen  im  Sommer  und  Herbst 
1870  Elsass  und  Lothringen  besetzten;  namentlich  war  die  Einstellung  der 
Thätigkeit  der  Gerichte  und  Polizeibehörden  im  Interesse  der  öflfentlichen 
Sicherheit  und  der  Aufreclithaltung  des  Rechtsschutzes  sehr  zu  bedauern. 
Bei  der   grossen   Empfindlichkeit  der  französischen  Delegirten   gegen  jede 
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Ausserdem  wurden  verschiedene  der  erwähnten  Artikel  in  ihrer 
Fassung  abgeschwächt;  und  Endlich  wurde  noch  die  Bestimmung 
beigefügt,  dass  keine  kollektive  Geld-  oder  sonstige  Strafe  gegen 
die  Bevölkerung  des  besetzten  Gebiets  wegen  individueller  Hand- 
lungen verhängt  werden  darf,  für  welche  die  betreffenden  Per- 
sonen nicht  als  solidarisch  haftbar  betrachtet  werden  können. 

Was  die  übrigen  Bestimmungen  der  Konvention  bezw.  des 
Reglements  anlangt,  so  mag  hier  zunächst  noch  auf  die  Be- 
stimmungen der  von  den  Feindseligkeiten  („hostilitäs^)  handelnden 
Sektion  II  hingewiesen  werden,  deren  erstes  Kapitel  von  deo 
Mitteln,  dem  Feinde  zu  schaden ,  den  Belagerungen  und  Be- 
schiessungen  handelt^®.  In  Art.  22  ist  der  Grundsatz  an  die 
Spitze  gestellt,  dass  die  Kriegführenden  keine  unbeschräDkte 
*  Freiheit  in  der  Wahl  der  Mittel  haben,  dem  Feinde  zu  schaden. 
Sodann  ist  nach  Art.  23,  abgesehen  von  den  in  besonderen  Ver- 
einbarungen enthaltenen  Vorschriften,  verboten:  a)  die  Anwendung 


Bezugnahme   des  Krieges   von  1870/71    war  freilich  während   der  Verhan^' 
lungen  der  Konferenz  ein  derartiger  Hinweis  nicht  möglich. 

'*  Ein  genaueres  Eingehen  auf  die  sehr  ausführlichen  Vorschriften  d^' 
zweiten  Kapitels  über  die  Kriegsgefangenen  (Art.  4 — 20)  ist  nicht  veranla»»'^ 
Nur  folgende  Punkte  mögen  hervorgehoben  werden:  „Die  Kriegsgefangene^ 
sind  in  der  Gewalt  der  feindlichen  Regierung,  nicht  der  Personen  od^^ 
Truppentheile ,  die  sie  gefangen  genommen  haben"  (Art.  4).  Die  Kriej^^ 
gefangenen  können  gegen  Entschädigung  zu  ihrem  Grade  und  ihrer  Beföhigan^ 
entsprechenden  Arbeiten  verwendet  werden  (Art.  6).  Die  Regierung,  in  dere*^ 
Gewalt  die  Gefangeneu  sich  befinden,  hat  für  ihren  Unterhalt  zu  sorget^ 
(Art.  7).  Die  Kriegsgefangenen  sind  den  Gesetzen,  Dienstanweisungen  und 
Anordnungen  unterworfen,  die  in  der  Armee  des  Staates,  in  dessen  Gewalt  sie 
sich  befinden  (Art.  8),  gelten.  —  Die  Art.  10—12  handeln  von  der  EnUassong 
der  Kriegsgefangenen  auf  Ehrenwort,  die  Art.  14 — 16  bestimmen,  dass  bei  Be- 
ginn der  Feindseligkeit  in  jedem  der  kriegführenden  Staaten  ein  bureaa  de  ren- 
seignements  errichtet  werden  soll  und  dass  sich  Unterstützungsgesellschaften 
um  die  Kriegsgefangenen  unter  gewissen  Voraussetzungen  annehmen  dürfen; 
Art.  18  schreibt  vor,  dass  die  Kriegsgefangenen  in  der  Ausübung  ihrer  Religion 
nicht  gehindert  werden  sollen,  Art.  19  trift't  Bestimmungen  über  die  Testa- 
mente der  Kriegsgefangenen,  und  Art.  20  ordnet  an,  dass  nach  Abschloss  des 
Friedens  die  Rückgabe  der  Kriegsgefangenen  in  kürzester  Frist  erfolgen  soll. 
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von    Gift   oder   vergifteten  Waffen;    b)    die    verrätherische   (par 
trahison)  Tödtung  oder  Verwundung  von  Angehörigen  der  feind- 
lichen Nation    oder  Armee;    c)   die  Tödtung    oder  Verwundung 
eines   Feindes,    der    die  Waffen    niedergelegt   und  unfähig,  sich 
weiter   zu   vertheidigen ,    sich  auf  Gnade   und  Ungnade   ergeben 
hat;  d)  die  Erklärung,  dass  kein  Quartier  gegeben  werde;  e)  die 
Anwendung  von  Waffen,  Geschossen  oder  Gegenständen  (mati^res), 
die  geeignet  sind,   unnöthige  Schmerzen  zu  verursachen;  f)  der 
Missbrauch  der  Parlamentärflagge,    der   nationalen  Flagge,   der 
der  militärischen  Abzeichen  und  der  Uniform  des  Feindes,  sowie 
der  Abzeichen   der  Genfer  Konvention;  g)  die  Zerstörung   oder 
Wegnahme  feindlichen  Eigenthums,  sofern  dieselbe  nicht  durch  die 
Kriegsnothwendigkeit  gebieterisch  verlangt  wird. 

Kriegslisten,  sowie  der  Gebrauch  der  Mittel,  um  sich  über 
den  Feind  und  das  Gelände  die  erforderlichen  Kenntnisse  zu 
verschaffen,  sind  nach  Art.  24  erlaubt.  Verboten  ist  die  Be- 
schiessung  unvertheidigter  Städte,  Ortschaften,  Wohnungen  oder 
Gebäude  (Art.  25). 

Wird  ein  Ort  angegriffen,  so  soll  nach  Art.  26  der  Befehls- 
kaber  der  stürmenden  Truppen  in  der  Regel  die  Behörden  des 
Orts  vorher  in  Kenntniss  setzen,  ehe  die  Beschiessung  beginnt. 
Bei  Belagerungen    und   Beschiessungen    müssen   alle   Mass- 
regeln ergriffen  werden,  um  die  Gebäude,  welche   dem  Gottes- 
dienst, den  Künsten,  den  Wissenschaften  oder  der  Wohlthätigkeit 
gewidmet  sind,  dann  die  Spitäler  und  die  Plätze,  wo  Kranke  oder 
Verwundete  sich  aufhalten,  möglichst  zu  verschonen,  vorausgesetzt, 
dass    dieselben    nicht    gleichzeitig  militärischen  Zwecken   dienen. 
Andererseits    sind    die  Belagerten   verpflichtet,    diese  Gebäulich- 
keiten  und  Plätze  kenntlich  zu  machen  (Art.  27).    Auch  eine  im 
Sturme  genommene  Stadt  oder  Ortschaft  darf  nicht  der  Plünderung 
überliefert  werden  (Art.  28). 

In  dem  die  rechtliche  Stellung  der  Spione  regelnden  zweiten 
Kapitel  dieser  Sektion    ist  zunächst  (Art.  29)  gesagt,    dass    als 
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Spion  nur  betrachtet  werden  kann,  wer  heimlich  oder  unt< 
falschen  Yorwänden  (pretextes)  Nachrichten  in  dem  Operationi 
bezirke  eines  Kriegführenden  sammelt  oder  zu  sammeln  sucl 
in  der  Absicht,  dieselben  dem  Gegner  mitzutheilen.  Dagege 
werden  nicht  als  Spione  behandelt:  1.  Militärpersonen ,  di 
nicht  vermummt  (non  deguises)  in  den  Operationsbereich  de 
feindlichen  Armee  eingedrungen  sind,  um  Kundschaften  (infoi 
mations)  zu  sammeln.  2.  Militärs  und  Nicht -Militärs^  welch 
beauftragt,  Depeschen,  sei  es  ihrer  eigenen,  sei  es  der  feind 
liehen  Armee  zuzustellen,  ihren  Auftrag  offen  ausführen.  3.  Da 
Gleiche  gilt  von  Personen,  die  in  Luftballons  gesendet  werden 
um  Depeschen  zu  überbringen  oder  überhaupt  die  Verbindung 
zwischen  verschiedenen  Theilen  einer  Armee  oder  eines  Landes 
aufrecht  zu  erhalten. 

Der  auf  frischer  That  ergriffene  Spion  kann  nicht  ohne 
vorausgegangenes  Urtheil  bestraft  werden  (Art.  30). 

Ein  Spion,  der  wieder  zu  seiner  Armee  zurückgekehrt  ist 
später  aber  vom  Feinde  gefangen  genommen  wird,  ist  als  Kriegs 
gefangener  zu  behandeln  und  kann  für  seine  früheren  Handlungei 
als  Spion  nicht  verantwortlich  gemacht  werden  (Art.  31). 

Als  Parlamentär  ist  nach  Art.  32  des  dritten  Kapitels  zi 
betrachten,  wer  von  einem  der  Kriegführenden  ermächtigt  ist 
mit  dem  Anderen  Verhandlungen  anzuknüpfen  und  sich  mit  de 
weissen  Flagge  präsentirt.  Er  hat  Anspruch  auf  Unverletzlich 
keit  ebenso  wie  der  ihn  begleitende  Trompeter,  Hornist  ode 
Trommler,  Fahnenträger  und  Dolmetscher. 

Der  Befehlshaber,  dem  ein  Parlamentär  zugesendet  werde 
ist,  ist  nicht  unte^*  allen  Umständen  verpflichtet,  denselben  z 
empfangen.  Er  kann  alle  Massregeln  ergreifen,  um  den  Parlament« 
zu  hindern,  seine  Mission  zu  Einziehungen  von  Erkundigunge 
zu  benutzen.  Im  Falle  eines  vorgefallenen  Missbrauchs  kan 
der  Befehlshaber  den  Parlamentär  eine  Zeit  lang  zurückhalte 
(Art.  33). 
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Der  Parlamentär  verliert  sein  Recht  auf  Unverletzlichkeit, 
sobald  ihm  durch  unwiderlegliche  Thatsachen  (d^une  mani^re 
positive  et  irrecusable)  nachgewiesen  ist,  dass  er  seine  privilegirte 
Stellung  dazu  missbraucht  hat,  um  eine  Verrätherei  zu  veranlassen 
oder  selbst  zu  begehen  (Art.  34). 

Bezüglich   der  Kapitulationen   ist  in  Kapitel  IV  (Art.  31) 
lediglich  gesagt,  dass  beim  Abschlüsse  derselben  auf  die  Grund- 
sätze der  militärischen  Ehre  Rücksicht  genommen  werden  muss 
und   dass  dieselben  von   beiden  Theilen  gewissenhaft  ausgeführt 
werden  müssen. 

Ausführlichere  Bestimmungen  enthält  das  fünfte  Kapitel 
(Art.  36 — 41)  über  den  Waffenstillstand,  durch  welchen  die 
kriegerischen  Operationen  auf  Grund  einer  Vereinbarung  der 
Kriegführenden  zeitweilig  ausgesetzt  werden,  und  der  ein  all- 
gemeiner oder  örtlicher  sein  kann. 

Jede  schwere  Verletzung  des  Waffenstillstandes  giebt  dem 
Gegner  das  Recht,  denselben  zu  kündigen  und  in  dringenden 
Fällen  sogar  die  Feindseligkeiten  sogleich  wieder  zu  beginnen 
(Art.  40).  Werden  dagegen  die  Bestimmungen  des  Waffen- 
stilistands  durch  Privatpersonen  aus  eigenem  Antrieb  verletzt, 
>o  kann  lediglich  die  Bestrafung  der  Schuldigen  und  gegebenen 
Falles  Entschädigung  verlangt  werden  (Art.  41). 

Von  Bedeutung  für  das  Völkerrecht  sind  ferner  die  Vor- 
schriften der  Sektion  IV  über  die  von  neutralen  Staaten  internirten 
Streitkräfte  der  Kriegführenden  und  die  von  ihnen  aufgenommenen 
VerA*'undeten.  Nach  Art.  57  muss  der  neutrale  Staat,  der  auf 
seinem  Gebiete  Truppen  der  Kriegführenden  aufnimmt,  dieselben 
thunlichst  entfernt  vom  Kriegsschauplatz  interniren  und  zwar 
kann  er  sie  in  einem  Lager  festhalten  oder  sie  selbst  in 
Festungen  oder  in  zu  diesem  Zwecke  hergerichteten  Orten  ein- 
whliessen.  Die  Offiziere  können  in  Freiheit  belassen  werden, 
wenn  sie  ihr  Ehrenwort  geben,  das  neutrale  Gebiet  ohne  Ge- 
nehmigung nicht  zu  verlassen. 
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Der  neutrale  Staat  muss,   Torbehaltlich  besonderer  Verein^ 
barnngen,  den  Internirten  Nahrnng,  Kleidung  und  die  sonstigen 
durch  die  Menschlichkeit  geforderten  Bedürfnisse  gewähren,  Tor- 
behaltlich des  nach  dem  Kriege  zu  gewährenden  Ersatzes  für  die 
gemachten  Aufwendungen. 

Der  neutrale  Staat  kann  nach  Art.  59  die  Durchfahrt 
(passage)  von  Verwundeten  und  Kranken  der  Armeen  der  Krieg- 
fuhrenden durch  sein  Gebiet  gestatten  unter  dem  Vorbehalt,  da88 
die  betreffenden  Transporte  (trains)  weder  Soldaten  noch  Kriegs- 
material mit  sich  führen.  Der  neutrale  Staat  hat  in  diesem  Falle 
die  nöthigen  Sicherheits-  und  Kontrollmassregeln  zu  treffen.  Die 
unter  diesen  Bedingungen  von  einem  der  Kriegführenden  auf 
neutrales  Gebiet  gebrachten  Verwundeten  und  Kranken  des 
Gegners  müssen  rom  neutralen  Staat  festgehalten  werden,  so 
dass  sie  nicht  von  Neuem  an  den  kriegerischen  Operationen  Theil 
nehmen  können.  Der  neutrale  Staat  hat  die  gleiche  Pflicht 
gegenüber  den  ihm  anvertrauten  Kranken  und  Verwundeten  der 
anderen  Armee  ^^. 

Gelegentlich  der  Berathung  der  Brüsseler  Deklaration  wurde 
vom  Vertreter  von  Luxemburg  die  Frage  der  Regelung  der 
Rechte  und  Pflichten  der  neutralen  Staaten  angeregt.  Dieser 
Anregung  wurde  insofern  Rechnung  getragen,  als  die  Konferenz 
den  Wunsch  aussprach,  dass  diese  Frage  auf  einer  späteren  Kon- 
ferenz zur  Berathung  gelange. 

Da  die  Brüsseler  Deklaration  sich  nur  auf  den  Landkrieg 
bezog  und  auch  der  Entwurf  der  neuen  Konvention  die  Regelung 
des  Seekriegsrechts  ausscbloss,  diese  Regelung  auch  gar  nicht 
als  in  die  Zuständigkeit  der  Konferenz  fallend  erachtet  wurde, 
wurde  bei  Art.  25,  welcher  die  Beschiessung  von  offenen  Städten, 
Dörfern  u.  s.  w.,  welche  nicht  vertheidigt  sind,  verbietet,  die  Frage 
aufgeworfen,  wie  es  mit  der  Beschiessung  von  offenen  Häfen  und 
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Küstenstrecken  von  der  Seeseite  her  stehe.  Von  der  Annahme 
ausgehend,  dass  es  sich  hier  um  eine  jedenfalls  nicht  ausschliesslich 
m  das  Gebiet  des  Landkriegs  fallende  Materie  handle,  sprach  die 
Konferenz  den  Wunsch  aus,  dass  diese  Frage  auf  einer  neuen 
Konferenz  erörtert  werde. 

Das  Gleiche  war  der  Fall  bezüglich  der  von  den  Delegirten 
FOD  Nordamerika  angeregten  Frage  der  Unverletzlichkeit  des 
Privateigenthums  im  Seekriege.  Bezüglich  dieser  Frage  wurde 
namentlich  von  England  geltend  gemacht,  dass  die  Erörterung 
derselben  nicht  zur  Zuständigkeit  der  Konferenz  gehöre,  während 
die  amerikanischen  Delegirten  dies  bestritten  und  die  Frage  unter 
allen  Umständen  erörtert  wissen  wollten.  Schliesslich  einigte 
man  sich  auf  den  erwähnten  Wunsch,  dass  die  Frage  einer  späteren 
Konferenz  vorbehalten  bleiben  möge.  Frankreich,  Russland  und 
England  enthielten  sich  jedoch  bei  der  Beschlussfassung  über 
diesen  Wunsch  der  Abstimmung,  England  jedenfalls  desshalb,  weil 
es  die  Freiheit  und  Unverletzlichkeit  des  Privateigenthums  im 
Seekriege  überhaupt  nicht  zugeben  will,  während  es  dahingestellt 
bleiben  mag,  welche  Gründe  die  Haltung  von  Frankreich  und 
Rassland  bestimmten. 

Jedenfalls  ist  die  Aussicht  sehr  gering,  dass  der  Grundsatz 
der  Freiheit  des  Privateigenthums  so  bald  allgemeine  Anerkennung 
finden  wird. 

III. 

Zu  den  wichtigsten  Gegenständen  der  Berathung  der  Friedens- 
konferenz gehörte  zweifellos  die  Frage  der  Vermittelung  bei  inter- 
nationalen Streitigkeiten  und  der  Entscheidung  solcher  Streitig- 
keiten durch  völkerrechtliche  Schiedsgerichte.  Es  ergiebt  sich 
dies  schon  aus  dem  innigen  Zusammenhange,  der  zwischen  der 
Abrüstungsfrage  und  der  Friedensbewegung  und  der  Schieds- 
gerichtsfrage  besteht. 

In  dem  Murawiew'schen  Rundschreiben  war  bezüglich  der 

Vermittelung  und  des  Schiedsverfahrens  vorgeschlagen,  die  Kon- 
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ferenz  möge  aussprechen,  dass  grundsätzlich  die  guten  Dienste 
und  die  Vermittelung,  sowie  das  fakultative  Schiedsverfahren 
anzunehmen  seien,  um  kriegerischen  Verwickelungen  vorzubeugen, 
es  möge  ferner  eine  Vereinbarung  zu  Stande  kommen  über  die 
Art  der  Anwendung  dieser  Mittel  zur  Beilegung  internationaler 
Streitigkeiten  und  das  dabei  zu  beobachtende  Verfahren. 

Genauere  Vorschläge  in  dieser  Beziehung  machte  die  russische 
Regierung  erst  im  Laafe  der  Verhandlungen  der  Konferenz. 
Ebenso  wurden  auch  während  der  Verhandlungen  von  ameri- 
kanischer, englischer  und  italienischer  Seite  auf  den  Gegenstand 
bezügliche  Vorschläge  der  Konferenz  unterbreitet. 

Auf  diese  Vorschläge  im  Einzelnen  einzugehen  ist  nicht  ver- 
anlasst; nur   zwei  Punkte   in  diesen  Vorschlägen   bedürfen  einer 
ausführlicheren  Besprechung,  nämlich  der  zunächst  von  russischer, 
dann  auch  von  italienischer  Seite  gemachte  Vorschlag,  für  gewisse 
Fälle    den    Grundsatz    des    obligatorisch e/i    Schiedsgerichts- 
verfahrens   zur   Anerkennung    zu    bringen    und    der   von    ameri- 
kanischer Seite  gemachte  Vorschlag,  ein  wenigstens  bis  zu  einem 
gewissen  Grade   ständiges  Schiedsgericht  zu  bestellen.     Beides 
sind  alte  Forderungen  der  sog.  Friedensfreunde,  welche,  in  dem 
Bestreben,  den  Krieg  aus  der  Welt  zu  schaflfen,  die  sämmtlichen 
zur   völkerrechtlichen  Gemeinschaft   gehörigen  Staaten    zu  einem 
Weltbundesstaate  mit  ständigem  Bundesgerichte  zur  Schlichtung 
etwaiger   Streitigkeiten    unter    den    einzelnen  Staaten    vereinigen 
mochten. 

Was  die  Fälle  anlangt,  in  welchen  das  Schiedsgerichts- 
verfahren nach  dem  russischen  Vorschlage  obligatorisch  sein 
sollte,  so  sollten  dazu  zunächst  alle  Streitigkeiten  gehören,  in 
denen  es  sich  lediglich  um  Geldentschädigungen  für  Beschä- 
digungen handelt,  wenn  ein  Staat  widerrechtliche  Handlungen 
eines  anderen  Staates  oder  eines  Angehörigen  desselben  erlitten 
hat.  Ferner  waren  aufgeführt  Streitigkeiten  über  Anwendung 
oder  Auslegung   internationaler  Verträge,    die   sich    auf  gewisse 
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Gegenstände  beziehen,  wie  Posten,  Telegraphen,  Eisenbahnen, 
Schifffahrt  auf  den  internationalen  Strömen  und  interozeanischen 
Kanälen,  Münz-,  Mass-  und  Gewichtswesen,  Rechtshilfe,  Grenz- 
streitigkeiten u.  s.  w. 

Die  Vorschläge  bezüglich  des  ständigen  Schiedsgerichts  gingen 
im  Wesentlichen  dahin,  dass  die  Vertragsmächte  von  vorneherein 
geeignete  Personen    als  Mitglieder   des    ständigen  Tribunals    be- 
zeichnen, welche  dann  im  einzelnen  Falle  nach  Wahl  der  Parteien 
als  Schiedsgericht  bezw.  Schiedsrichter  zu  fungiren  haben  sollten. 
Nach    dem  russischen  Vorschlage   sollte   die  Konferenz  für 
die  Zeit  bis  zur  nächsten  Konferenz  fünf  Staaten  bezeichnen,  von 
denen   jeder    das  Hecht  haben  sollte,    einen  Richter  aus  seinen 
Angehörigen  oder  auch  ausserhalb  des  Kreises  derselben  zu  er- 
nennen, um  für  die  Fälle,  in  denen  eine  schiedsgerichtliche  Ent- 
scheidung  verlangt   werden    würde,    das    zuständige   Gericht   zu 
bilden.     Wenn    sich    unter    den    im  Streite   befindlichen  Staaten 
einer  oder  mehrere  befinden  sollten,  die  in  dem  hienach  gebildeten 
Schiedsgericht  nicht  vertreten  gewesen  wären,  so  sollten  sie  das 
Recht   haben,    sich   durch   eine  von  ihnen  gewählte  Person  ver- 
treten   zu    lassen,    die  dann  dasselbe  Recht  haben  sollte  als  die 
übrigen  jVIitglieder  des  Gerichts. 

Ausserdem  war  vorgeschlagen,  dass  die  genannten  fünf 
Staaten  ein  ständiges  Bureau  im  Haag  einrichten  sollten,  welches 
als  Gerichtsschreiberei  des  Schiedsgerichts  dienen  und  die  Ver- 
waltungsgeschäfte des  Gerichts  besorgen  sollte  und  an  welches 
diejenigen  Staaten  sich  wenden  sollten,  die  einen  Streit  durch 
das  Schiedsgericht  entschieden  haben  wollten. 

Nach  dem  englischen  Vorschlage  sollte  ebenfalls  ein  ständiges 
^Centralbureau"  errichtet  werden,  welches  namentlich  den  Zu- 
sammentritt des  ständigen  Schiedsgerichts  im  einzelnen  Falle  auf 
Anrufen  der  streitenden  Theile  vermitteln  sollte.  Was  das  ständige 
Tribunal  anlangt,  so  sollte  jede  Signatärmacht  den  übrigen  die 
Namen    von  zwei  ihrer  Angehörigen  mittheilen,    welche   als  an- 
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gesehene  Juristen  oder  Publizisten  bekannt  und  geneigt  wären, 
die  Funktion  von  Schiedsrichtern  zu  übernehmen.  Die  so  be- 
zeichneten Personen  sollten  das  Gericht  bilden  und  vom  Central- 
bureau  in  einer  Liste  verzeichnet  werden.  Aus  dieser  Liste  sollten 
die  streitenden  Staaten  die  Schiedsrichter  wählen,  mit  dem  Vor- 
behalte jedoch,  dass  die  Streittheile  denselben  auch  noch  andere 
Personen  als  Richter  sollten  beifügen  können. 

Nach  dem  amerikanischen  Vorschlag  endlich  sollte  jede 
Signatärmacht  durch  einen  vom  obersten  Gerichtshof  des  be- 
treffenden Staates  gewählten  Richter  im  ständigen  Tribunal  ver- 
treten sein.  Im  einzelnen  Falle  sollte  je  nach  der  Vereinbarung 
der  Streittheile  der  ganze  Gerichtshof  oder  ein  Senat  desselben 
von  mindestens  drei  MitgKedern  entscheiden.  Würde  die  Ent- 
scheidung nur  einem  aus  drei  Mitgliedern  gebildeten  Senate  über- 
tragen, so  sollte  sich  unter  diesen  Mitgliedern  kein  Angehöriger 
eines  der  im  Streite  befindlichen  Staaten  befinden. 

Es  bedarf  wohl  kaum  der  Hervorhebung,  dass  ein  jedes 
Staatswesen,  welches  auf  seine  Unabhängigkeit  und  die  volle 
Freiheit  der  Bewegung  in  politischer  Beziehung  Werth  legt, 
ernste  Bedenken  tragen  wird,  sich  zu  verpflichten,  dass  es  sich 
in  einer  ganzen  Gruppe  von  Fällen  stets  einem  schiedsgericht- 
lichen Verfahren,  wie  auch  der  Entscheidung  des  Streitfalls  durch 
ein  ständiges,  nicht  besonders  für  den  einzelnen  Fall  bestelltes 
Schiedsgericht  unterwerfen  wird. 

Man  hat  zwar  den  Vorschlag  des  obligatorischen  Schieds> 
Verfahrens  dadurch  annehmbarer  zu  machen  gesucht,  dass  die 
Verpflichtung,  gewisse  Streitigkeiten  durch  Schiedsspruch  ent- 
scheiden zu  lassen,  im  einzelnen  Falle  nur  wirksam  werden  sollte, 
soferne  nicht  die  nationale  Ehre  oder  Lebensinteressen  des 
Streitenden  in  Frage  stehen. 

Es  ist  aber  klar,  dass,  wenn  einmal  für  gewisse  Streitig- 
keiten der  Grundsatz  gilt,  dass  dieselben  durch  Schiedsspruch 
zum  Austrage  zu  bringen  sind,  dadurch,  dass  eine  der  Parteien 
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anscheinend  geringfügigen,  in  Wirklichkeit  aber  viel- 
ir  den  betreflfenden  Staat  höchst  wichtigen  Streitigkeit 
srufung  auf  die  nationale  Ehre  oder  wichtige  Interessen 
edsgerichtliche  Verfahren  ablehnt,  der  Konflikt  nur  noch 
ft  wird.  Abgesehen  davon  ist  es  überhaupt  für  jeden 
isslich,  sich  auf  seine  Ehre  und  Lebensinteressen  zu  be- 
im eine  Streitigkeit  einem  Schiedsspruch  zu  entziehen. 
3in  ständiges  Schiedsgericht  lässt  sich  aber  vor  Allem 
machen,  dass  es  im  Wesen  eines  schiedsgerichthchen 
tns  liegt,  dass  die  Streittheile  im  einzelnen  Falle  sich 
n  Personen  auswählen,  die  sie  als  besonders  vertrauens- 
und  zur  Entscheidung  des  Falles  geeignet  betrachten, 
gegenüber  den  MitgUedern  eines  ständigen  Schieds- 
den  Streittheilen  unter  Umständen  dieses  unbedingte 
3n  fehlt.  Es  kommt  hier  namentHch  in  Betracht,  dass 
der  Regel  von  einem  Richter  erwarten  kann,  dass  er  in 
Jivilprozesse  unter  Privatpersonen  durchaus  unparteiisch 
i,  dagegen  können  in  Bechtsstreitigkeiten  unter  Staaten 
3  Sympathien  oder  Antipathien  bei  den  Schiedsrichtern 
eicht  einen  gewissen  Einfluss  ausüben.  Jedenfalls  besteht 
ahr,  dass,  wenn  bei  internationalen  Streitigkeiten  die 
in  der  Wahl  der  Schiedsrichter  nicht  ganz  frei,  sondern 
gewisse  Anzahl  von  Mitgliedern  eines  ständigen  Schieds- 
beschränkt  sind,  der  von  einem  solchen  ständigen  Schieds- 
gefallte  Schiedsspruch  nicht  die  Autorität  besitzt,  die  er 
luss,  wenn  durch  ihn  der  Streit  beendigt  sein  soll,  da 
littel  der  Zwangsvollstreckung  bei  solchen  internationalen 
prüchen  fehlt,  wenn  nicht  die  gewaltsame  Selbsthilfe  des 
als  Zwangsvollstreckung  betrachtet  werden  will, 
der  That  erklärten  verschiedene  Staaten,  insbesondere 
land,  dass  sie  weder  auf  ein  obligatorisches  Schiedsgerichts- 
n,  noch  auf  ein  ständiges  Schiedsgericht  eingehen  würden, 
3  Zeit   lang   war    es  im   höchsten  Grade  zweifelhaft,   ob 
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sich  irgend  ein  positives  Ergebniss  in  Bezug  auf  die  Schieds- 
gerichtsfrage werde  erzielen  lassen.  Erst  nachdem  der  Gedanke 
der  sog.  obligatorischen  Arbitrage  gänzlich  aufgegeben  war  und  die 
ursprünglichen  Vorschläge  über  das  ständige  Schiedsgericht  sehr 
erhebliche  Abschwächungen  erfahren  hatten,  gelang  es,  den  Ent- 
wurf einer  Konvention  über  die  friedliche  Beilegung  völker- 
rechtlicher Streitigkeiten  zu  Stande  zu  bringen  (Convention  sur 
le  r^glement  paciiique  des  conflits  internationaux)'®. 

Diese  Konvention  zerfallt,  abgesehen  von  dem  nur  einen 
Artikel  enthaltenden,  lediglich  den  Zweck  der  Konvention  „le 
maintien  de  la  paix  generale^  erwähnenden  ersten  Titel,  in  drei 
Titel,  von  denen  der  erste  von  den  guten  Diensten  und  der  Ver- 
mittelung  handelt.  In  Art.  2  erklären  nun  die  Signatärmächte, 
dass  sie  im  Falle  einer  ernstlichen  Meinungsverschiedenheit 
(dissentiment  grave)  oder  eines  Zwistes  (conflit)  bereit  sind, 
„soweit  es  die  Umstände  zulassen^,  die  guten  Dienste  oder  die 
Vermittelung  eines  oder  mehrerer  befreundeter  Staaten  in  An- 
spruch zu  nehmen,  ehe  sie  zu  den  Waffen  greifen.  Im  Uebrigen 
kann  nach  Art.  3  auch  jede  der  Signatärmächte  aus  eigenem 
Antriebe  ihre  guten  Dienste  oder  ihre  Vermittelung  anderen  in 
Streite  befindlichen  Signatärmächten  und  zwar  auch  während  dei 
Dauer    der  Feindseligkeiten   anbieten,    ohne  dass  die  Ausübung 


*^  Den  ungemein  gründlichen  und  ausführlichen  Bericht  hat  der  belgi- 
sche Delegirte  Chevalier  D  escamps ,  Senator  und  Professor  an  der  Universitäl 
Löwen,  verfasst.  Dieser  Bericht  enthält  auch  den  wörtlichen  Abdruck  dei 
in  Bezug  auf  die  Schiedsgerichtsfrage  gemachten  russischen,  eDglischen 
amerikanischen  und  italienischen  Vorschläge.  Femer  ist  demselben  bei- 
gegeben eine  von  dem  Verf.  des  Berichts  verfertigte  Zusammenstellung  dei 
sämmtlichen  auf  die  Vermittelung  und  das  schiedsgerichtliche  Verfahrei 
bezüglichen  Klauseln  in  den  von  den  verschiedenen  Staaten  abgeschlossenen 
zur  Zeit  giltigen  Staats  vertragen.  —  Descamps  ist  auch  der  Verf.  der  Schrift 
„Essai  sur  l'organisation  de  l'arbitrage  international",  Bruxelles  1896.  — 
Zur  Schiedsgerichtsfrage  ist  auch  noch  zu  vergleichen:  „CoRSi,  Etüde  sur  ui 
nouveau  traite  general  d'arbitrage."  (Extrait  de  la  Revue  generale  de  droit 
international  1899.) 
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^dieses   Rechts'^    als    eine    unfreundliche    Handlung    (acte    peu 
imical)  aufgefasst   werden  könnte.     Die   guten  Dienste  und  die 
Vermittdung   sollen    überhaupt   stets    nur    die  Bedeutung  eines 
Baths  haben  und   eines  jeden  zwingenden  Charakters  entbehren 
(Art.  6).    Die  Annahme  der  Vermittelung  hat,  soferne  nicht  das 
Gegentheil  ausgemacht  ist^  nicht  die  Wirkung,  die  Mobilmachung 
oder  andere  Kriegsvorbereitungen    zu    hindern    oder  zu  stören, 
bezw.   wenn  sie  während  der  Feindseligkeiten   eintritt,   die  mili- 
tärischen Operationen   zu  unterbrechen  (Art.  7).     In  Art.  8   ist 
ausserdem  noch  eine  besondere  Art  der  Vermittelung  (mediation 
speciale)  in  der  Weise  vorgesehen,  dass  im  Falle  eines  ernsten, 
den  Frieden  bedrohenden  Streits  jeder  der  am  Streite  betheiligten 
Staaten  einen  unbetheiligten  Staat  bezeichnet.   Die  so  bezeichneten 
Staaten  haben  mit  einander  in  Verhandlungen  zu  treten,  um  den 
Abbruch   der  friedlichen  Beziehungen   unter  den  Streitenden  zu 
Terhindern.     Während  der  Dauer  ihres  Mandats,    welches,  vor- 
behaltlich anderer  Abmachungen,  30  Tage  nicht  übersteigen  soll, 
ist   die  Erledigung    des  Streitfalls    ausschliesslich   in  die  Hände 
dieser  Mächte  gelegt,  welche  auch  nach  thatsächlichem  Abbruche 
der    friedlichen    Beziehungen    unter    den    Streitenden    mit    der 
Aufgabe   betraut  bleiben,    womöglich   den   Frieden    wieder   her- 
zustellen. 

In    dem     dritten,     von    den    ^Coramissions    internationales 
d'enquete"   handelnden  Titel   ist  zunächst  gesagt,    dass,   soferne 
zwischen  den  Signatärmächten  ein  Streit  entstehen  sollte,  dessen 
Entscheidung  von    der  Kenntniss   der   örtlichen  Verhältnisse  ab- 
bangt,   der   aber    im    gewöhnlichen    diplomatischen   Wege    nicht 
beigelegt  werden  kann,  die  betheiligten  Staaten  sich  verpflichten, 
vorausgesetzt,    dass    weder   die  Ehre  noch  Lebensinteressen  der 
betheiligten    Staaten   in    Frage    stehen    und    die    Umstände    des 
Falles  es  zulassen,   eine  internationale  Untersuchungskommission 
einzusetzen,    welche   die  streitigen  Verhältnisse  in  thatsächlicher 
Beziehung  festzustellen  hat,  die  Anlass  zum  Zwist  gegeben  haben 


und  welche  an  Ort  und  Stelle  durch  eine  unparteiische  und  ge- 
wissenhafte Untersuchung  den  Thatbestand  in  jeder  Hinsicht 
erheben  soll.  Der  Bericht  der  Kommission,  der  den  im  Streit 
befindlichen  Staaten  vorzulegen  ist,  hat  in  keiner  Weise  die  Be- 
deutung eines  Schiedsspruchs,  so  dass  die  streitenden  Staaten  vöUig 
freie  Hand  haben,  entweder  auf  Grund  des  Berichts  eine  freundliche 
Vereinbarung  zu  treflfen  oder  zur  Vermittelung  oder  zum  Schieds- 
sprüche zu  greifen. 

Der  vierte  Titel,    „de   Tarbitrage   international",   zerfällt  in 
drei  Kapitel.  Das  erste  Kapitel,  „de  la  justice  arbitrale",  beginnt 
in  Art.  15  mit  dem  Satze,  dass  das  internationale  schiedsgericht- 
liche   Verfahren    die    Beilegung    (ri^gleraent)    von    Streitigkeiten 
unter  Staaten   durch  von  ihnen  gewählte  Richter  auf  Grund  des 
geltenden  Rechts  zum  Gegenstande  hat.     Im  Anschlüsse  daran 
ist  in  Art.  16  gesagt,  dass  die  Signatärmächte  in  Rechtsstreitig- 
keiten, namentlich  wenn  es  sich  um  die  Auslegung  oder  Anwendung 
völkerrechtlicher  Verträge    handelt,    das  schiedsgerichtliche  Ver- 
fahren als  das  wirksamste  und  angemessenste  Mittel  erklären,  um 
Streitigkeiten,  die  auf  diplomatischem  Wege  nicht  beigelegt  werden 
können,    zum  Austrage  zu  bringen.     Im  Zusammenhange   damit 
heisst  es  in  Art.  27,  dass  die  Signatärmächte  es  als  eine  Pflicht 
(devoir)  betrachten,  im  Falle  unter  zwei  oder  mehreren  von  ihnen 
ein    ernster  Streit  auszubrechen   drohen   sollte,    die  Streitenden 
auf  die  Möglichkeit,  das  durch  die  Konvention  geschaffene  ständige 
Schiedsgericht  anzugehen,  hinzuweisen  und  dass  ein  solcher  Hin- 
weis als  das  Anerbieten  guter  Dienste  aufgefasst  werden  soll. 

Ein  Schiedsvertrag  kann  nach  Art.  17  sowohl  bereits  vor- 
handene, wie  auch  zukünftige  Streitigkeiten  und  ferner  ganz  all- 
gemein alle  möglichen  Streitigkeiten  oder  nur  Streitigkeiten  einer 
bestimmten  Art  zum  Gegenstande  haben.  Durch  den  Schieds- 
vertrag verpflichten  sich  die  Vertragstheile ,  sich  ohne  Hinter- 
gedanken (de  bonne  foi)  dem  Schiedssprüche  zu  unterwerfen 
(Art.  18). 
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Was  nun  die  Organisation  des  ständigen  Schiedsgerichts  (Cour 
permanente  d'arbitrage)  anlangt,  so  soll  dasselbe  in  der  Weise 
gebildet  werden,  dass  innerhalb  drei  Monaten  nach  Ratifikation 
der  Konvention  jede  der  Signatärmächte  höchstens  vier  Männer 
TOD  anerkannter  Befähigung  fiir  Fragen  des  Völkerrechts  und 
hohem  morahschen  Ansehen  bezeichnet,  welche  geneigt  sind,  die 
Funktionen  von  Schiedsrichtern  anzunehmen.  Diese  je  fiir  sechs 
Jahre  bezeichneten  Personen,  welche  gleichzeitig  von  mehreren 
Staaten  aufgestellt  werden  können,  werden  als  Mitglieder  des 
Gerichtshofs  in  einer  Liste  verzeichnet,  welche  allen  Signatär- 
mächten  durch  das  im  Haag  zu  errichtende  und  als  Gerichts- 
schreiberei des  Gerichtshofs  fungirende  ständige  Bureau  mit- 
zutheilen  ist>^  (Art.  23). 

Aus  dieser  Liste  wählen  im  einzelnen  Falle  die  streitenden 
Theile  die  Schiedsrichter  auf  Grund  der  von  ihnen  getrofifenen 
Vereinbarung  (Art.  24).  Jeder  Staat,  auch  wenn  er  nicht  zu  den 
Sigoatärmächten  gehört,  kann  sich  an  den  Gerichtshof  wenden, 
der  überhaupt  bestimmt  ist,  in  allen  schiedsgerichtlichen  Fällen 
za  entscheiden,  wenn  die  Staatstheile  nicht  im  einzelnen  Falle  ein 
besonderes  Schiedsgericht  bestellen  (Art.  26  Abs.  2,  Art.  21). 

Im  dritten  Kapitel  des  vierten  Titels  ist  in  ausführiicher 
Weise  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  geregelt,  jedoch  mit  dem 
Vorbehalte,  dass  die  Bestimmungen  dieses  Titels  nur  dann  zur 
An^v^ndung  kommen  sollen,  wenn  im  Schiedsvertrag  nichts 
Anderes    vereinbart   ist.     Aus    den    auf   die    Regelung  des  Ver- 


*•  Ein  ständiger  Verwaltungsrath  (Conseil  administratif) ,  gebildet  aus 
den  im  Haag  beglaubigten  diplomatischen  Vertretern  der  Signatärmächte 
and  dem  holländischen  Minister  des  Aeussem,  der  den  Vorsitz  führt,  hat 
alsbald  nach  Ratifikation  der  Konvention  das  internationale  Bureau  zu  be- 
stellen und  einzurichteUf  das  auch  später  unter  seiner  Leitung  und  Kontrolle 
bleibt ,  und  für  welches  er  die  nöthigen  Reglements  erlässt.  Ebenso  hat 
der  Verwaltungsrath  alle  Streitigkeiten  über  Verwaltungsfrageu  zu  ent- 
scheiden, die  in  Bezug  auf  die  Thätigkeit  des  Gerichtshofs  entstehen  können 
(Art.  28). 
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fahrens  bezüglichen  Vorschriften  mögen  nur  folgende  Punkte  h 
vorgehoben  werden  (Art.  30). 

1.  Die   Staaten,    welche    sich    auf  ein    schiedsgerichthcl 
Verfahren    einlassen    wollen,     haben    einen    Schiedsvertrag 
unterzeichnen,   in   welchem   der  Gegenstand   des  Streites,  sei 
die   Befugnisse    der    Schiedsrichter   genau    zu    bezeichnen    si 
(Art.  31). 

2.  Die  schiedsrichterlichen  Funktionen  können  einem  e 
zelnen  Schiedsrichter  oder  mehreren  Schiedsrichtern  ^  die  ( 
Parteien  nach  ihrem  Belieben  bezeichnen,  übertragen  werd< 
Ist  nichts  Gegentheiliges  vereinbart,  so  ernennt  jede  Partei  zy 
Schiedsrichter  und  diese  wählen  einen  Obmann,  welcher  v 
Rechts  wegen  Vorsitzender  des  Gerichts  ist  (Art.  32,  35). 

3.  Ist  der  Schiedsrichter  ein  Souverän  oder  ein  Staatsob 
haupt,  so  regelt  er  das  schiedsrichterliche  Verfahren  seil 
(Art.  33). 

4.  Die  Berathungen  des  Schiedsgerichts  sind  geheim;  ( 
Spruch  wird  durch  Stimmenmehrheit  gefällt  und  mit  Grüne 
versehen.   Er  ist  in  öffentlicher  Sitzung  zu  verkündigen  (Art.  5 

5.  Der  gehörig  verkündigte  und  den  Vertretern  der  Parte 
zugestellte  Schiedsspruch  entscheidet  endgültig  den  Streit,  v 
behaltlich  der  unter  gewissen  Voraussetzungen  zulässigen  Revis 
(Art.  54). 

6.  Soferne  nichts  Gegentheiliges  vereinbart  ist,  ist  di%] 
Vision,  welche  innerhalb  dreier  Monate  nach  Zustellung  des  1 
theils  eingelegt  werden  muss,  zulässig  wegen  einer  neuen  bei  < 
Fällung  des  ürtheils  weder  dem  Gerichte  noch  den  Parteien 
kannten  Thatsache,  welche  geeignet  ist,  auf  die  Entscheidung  ^ 
Einfluss  zu  sein.  Ueber  die  Revision  entscheidet  dasselbe  ( 
rieht  (Art.  55)2». 


-"  Diese  Bestimmung  ist  insoferne  gänzlich  verfehlt,  als  die  Revii 
innerhalb  dreier  Monate  von  Zustellung  des  Ürtheils  an  gerecl 
eingelegt  werden  muss.     Wollte  man  im  Falle  des  Bekauntwerdens  der 
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7.  Der  Schiedsspruch  ist  nur  bindend  für  die  Parteien,  welche 
den  Schiedsvertrag  unterzeichnet  haben;  handelt  es  sich  jedoch 
am  die  Auslegung  eines  unter  einer  grösseren  Anzahl  von  Staaten 
geschlossenen  Vertrags,  welche  nicht  alle  am  Streite  betheiligt 
waren,  so  haben  die  Parteien,  welche  den  Schiedsvertrag  ge- 
schlossen haben,  denselben  den  übrigen  Vertragstheilen  mit- 
zutheilen,  von  denen  jede  das  Recht  hat,  im  Prozesse  zu  inter- 
veniren.  Für  diejenigen  Staaten,  die  von  dieser  Befugniss  Ge- 
brauch machen,  ist  die  im  Schiedsspruch  enthaltene  Auslegung 
des  Vertrags  ebenfalls  bindend  (Art.  56) 
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IV. 

Am  Schlüsse  der  Konferenz  wurde  von  den  hiezu  bevoll- 
mächtigten Delegirten  der  sämmtlichen  auf  der  Konferenz  ver- 
tretenen Staaten  eine  Schlussakte  (acte  final)  unterzeichnet,  in 
welcher  die  von  der  Konferenz  geleisteten  Arbeiten  festgestellt 
und  demgemäss  zunächst  die  Entwürfe  der  drei  Konventionen 
und  der  drei  Deklarationen  aufgezählt  sind. 


FälluDg  des  Urtheils  Doch  nicht  gewürdigten  Thatsachen  eine  Anfechtung 
zulassen,  so  hatte  es  nur  einen  Sinn,  wenn  man  die  Frist  zur  Einlegung  der 
Revision  von  dem  Augenblicke  laufen  Hess,  in  welchem  die  betreffende  Partei 
von  der  betreffenden  Thatsache  Kenntniss  erhielt  (vgl.  C.-P.-O.  §  586).  Da 
die  Revision  nur  als  ausserordentliches  Rechtsmittel  in  Betracht  kommt,  ist 
ja  trotz  der  Möglichkeit  der  Revision  die  Rechtskraft  bezw.  der  Vollzug 
des  Urtheils  nicht  gehemmt.  Um  allen  Unzuträglichkeiten  vorzubeugen, 
konnte  bestimmt  werden,  dass  nach  Ablauf  einer  gewissen  Frist,  z.  B.  fünf 
Jahren,  die  Revision  überhaupt  nicht  mehr  zulässig  sein  solle. 

^*  So  ausführlich  das  schiedsgerichtliche  Verfahren  auch  geregelt  ist, 
fehlt  doch  selbstverständlich  ein  Abschnitt  über  die  Zwangsvollstreckung. 
Einzelne  Vertreter  der  Schiedsgerichtsideo  haben  zwar  schon  die  Ansicht 
ausgesprochen,  die  zwangweise  Vollstreckung  eines  internationalen  Schieds- 
spruchs sei  in  der  Weise  möglich,  dass  die  obsiegende  Partei  die  Gegen- 
partei, wenn  sie  den  Spruch  nicht  freiwillig  vollziehen  will,  durch  Repressalien 
hiezu  zwinget.  Diese  Anschauung  ist  zu  naiv,  um  weiter  besprochen  zu 
werden,  denn  Repressalien  sind  ein  Mittel  internationaler  Selbsthilfe,  die  in 
der  Regel  den  Anfang  des  Krieges  bilden. 
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Im  Anschlüsse  daran  sind  in  wörtlicher  Fassung  aufgeführt: 

1.  die  Resolution  bezüglich  der  Beschränkung  der  Militärlasten; 

2.  die  sechs  Wünsche  bezüglich  der  Revision  der  Genfer  Kon- 
vention, der  Regelung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralen, 
des  Verbots  von  neuen  Modellen  von  Gewehren  und  SchiflFs- 
kanonen,  eine  Verständigung  über  Beschränkung  der  Land-  und 
Seestreitkräfte  und  der  Kriegsbudgets,  der  Frage  der  Unverletzlich- 
keit des  Frivateigenthums  im  Seekriege  und  der  Beschiessung  von 
Häfen,  Städten  und  Ortschaften  durch  Seestreitkräfte. 

Da  die  Schlussakte  lediglich  die  Bedeutung  einer  Feststellung 
dessen    hatte,  was   auf   der  Konferenz   erreicht  worden  war,   so 
konnte  dieselbe  sofort  am  Schlüsse   der  Konferenz  von   den  B©  — 
vollmächtigten   der   sämmtlichen    Staaten    unterzeichnet    werden^ 
Was  dagegen  die  drei  Konventionen  und  die  drei  Deklarationen 
anlangt,   die   der   Schlussakte    als  Beilagen  beigegeben  sind,   s^ 
handelte  es  sich  hier  um  ebenso  viele  selbständige  international-^ 
Vereinbarungen,  deren  jede  besonders  unterzeichnet  und  ratifizi 
werden  musste,    und  welche  nur  für  diejenigen  Staaten  rechtlic 
verbindlich  wurden,    die  sie  unterzeichneten  und  ratifizirten.     Ir 
diesem  Sinne   wurden   die   einzelnen  Konventionen   und  Deklara 
tionen  mit  besonderer  Eingangs-  und  Schlussformel  versehen.    I; 
der    Schlussformel    wurde    den    auf   der    Konferenz    vertreteneim 
Mächten   zur  Unterzeichnung   Frist  bis  zum  31.  Dezember  189^ 
gelassen,  während  bezüglich  der  Ratifikation  nur  bemerkt  ist,  das* 
sie  in  kürzester  Frist  (dans  le  plus  bref  delai)  erfolgen  soll**. 

'*  Von  den  26  auf  der  Konferenz  vertretenen  Staaten  haben  sofort  am 
Schlüsse  der  Konferenz  die  drei  Konventionen  und  die  drei  Deklarationen 
unterzeichnet:  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Mexiko,  Frankreich,  Griechen- 
land, Montenegro,  Holland,  Pcrsien,  Rumänien,  Russland,  Siam,  Schweden 
und  Norwegen  und  Bulgarien.  Nordamerika  unterzeichnete  die  Konvention 
über  die  friedliche  Beilegung  der  internationalen  Streitigkeiten  und  die 
Deklaration  über  die  Ballons,  Portugal  die  drei  Konventionen  und  die 
Deklarationen  bezüglich  der  Ballons  und  der  Stinkgase,  die  Türkei  die  drei 
Deklarationen.     Am  12.  Okt.  unterzeichnete  Italien,  am  17.  Okt.  Oester- 
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Schliesslich  ist  noch  darauf  aufmerksam  zu  machen^  dass  die 
Konvention  über  die  Ausdehnung  der  Grundsätze  der  Genfer 
Konvention  auf  den  Seekrieg  und  die  Konvention  über  die  Ge- 
setze und  Gebräuche  des  Landkriegs,  sowie  die  drei  Deklarationen 
sog.  oflfene  Verträge,  „Conventions  ouvertes",  sind,  d.  h.  inter- 
nationale Vereinbarungen,  denen  auch  andere  Staaten  als  die- 
jenigen, die  dieselben  festgestellt  und  zunächst  ratifizirt  haben, 
beitreten  können.  In  diesem  Sinne  bestimmt  Art.  13  der  ersten 
Konvention,  dass  alle  Staaten,  welche  die  Genfer  Konvention 
angenommen  haben,  auch  dieser  Konvention  beitreten  können. 
Sie  haben  zu  diesem  Zwecke  denjenigen  Staaten,  die  die  Kon- 
vention unterzeichnet  haben,  ihren  Beitritt  (adhesion)  durch  Ver- 
inittelung  der  holländischen  Regierung  bekannt  zu  geben.  Ebenso 
heisst  es  im  Art.  4  der  zweiten  Konvention,  dass  jeder  dritte 
Staat  in  der  angegebenen  Weise  derselben  beitreten  kann.  Ebenso 
tindet  sich  in  den  drei  Deklarationen  die  Adhäsionsklausel. 

Dagegen  ist  in  Art.  59  der  Schiedsgerichtskonvention  ledig- 
lich denjenigen  Staaten,  die  auf  der  Konferenz  vertreten  waren, 
die  Konvention  aber  nicht  sofort  unterzeichnet  haben,  der  spätere 
Beitritt  offen  gelassen,  während  es  bezüglich  der  übrigen  Staaten, 
die  auf  der  Konferenz  nicht  vertreten  waren,  in  Art.  60  heisst, 
dass  die  Bedingungen,  unter  welchen  auch  diesen  Staaten  der 
Beitritt  offenstehen  soll,  späterer  Vereinbarung  vorbehalten  bleibt. 
Diese  Konvention  ist  also  eine  Convention  non  ouverte. 

Was  nun  den  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Arten 
von  Konventionen  anlangt,  so  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  dem 
Begriflfe    des  Vertrags   entsprechend    der    Beitritt    eines    dritten 


reich- Ungarn  und  am  26.  Okt.  v.  .Ts.  Luxemburg  die  drei  Konventionen 
und  die  drei  Deklarationen.  Am  27.  Okt.  unterzeichnete  England  die  Kon- 
rention über  die  friedliche  Beilegung  internationaler  Streitigkeiten  und  die 
Konvention  über  das  Kriegsrecht.  Auch  die  übrigen  Staaten  haben  bis  zum 
31.  Dezember  1899  unterzeichnet,  Deutschland  namentlich  die  drei  Kon- 
ventionen und  die  drei  Deklarationen. 
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Staates  zu  einem  von  zwei  oder  mehreren  Staaten  abgeschlossenen 
Vertrage  an  und  für  sich  nur  zulässig  erscheint,  wenn  die  Ver- 
tragstheile  dem  neuen  Kontrahenten  gegenüber  ausdrücklich  er- 
klärt haben,  sie  wollen  ihn  in  das  bereits  bestehende  Vertrags- 
verhältniss  aufnehmen.  Es  giebt  aber  internationale  Yerein- 
barungen,  bei  denen  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  dass  die- 
jenigen, die  dieselben  zunächst  abgeschlossen  haben,  wünschen, 
dass  denselben  möglichst  viele  andere  Staaten  beitreten  und  bei 
denen  es  auch  auf  die  Individualität  der  neuen  Partner  nicht  weiter 
ankommt.  Es  sind  das  solche  internationale  Vereinbarungen, 
welche,  wie  z.  B.  der  Weltpostverein,  der  Telegraphenverein  u.  dgl. 
den  Zweck  haben,  gewisse  Einrichtungen  wirthschaftlicher  Natur 
zu  schaffen,  die  für  alle  Staaten  bestimmt  sind,  oder  Verein- 
barungen, wie  die  Genfer  Konvention  oder  die  Petersburger 
Deklaration,  durch  welche  neue  Regeln  für  das  Völkerrecht  ge- 
schaffen werden  sollen.  Bei  derartigen  Verträgen  wird  dann  von 
vorneherein  bestimmt,  dass  jeder  dritte  Staat  durch  einfache  Er- 
klärung beitreten  kann,  ohne  dass  die  ausdrückliche  Zustimmung 
der  übrigen  Vertragstheile  zu  erholen  wäre. 

Bei  diesem  Gegensatz  zwischen  offenen  und  nicht  offenen 
Verträgen  kommt  der  Unterschied  zum  Ausdruck,  den  in  Bezug 
auf  ihren  Inhalt  internationale  Verträge  überhaupt  haben  können. 
Diese  Verträge  regeln  nämlich  entweder  lediglich  Rechtsverhält- 
nisse unter  den  Kontrahenten,  wie  z.  B.  Zoll-  und  Handels- 
verträge, Bündnissverträge,  Grenzregulirungsverträge  u.  s.  w.  oder 
sie  haben  den  Zweck,  objektives  Recht  zu  schaffen,  also  Rechts- 
regeln aufzustellen,  wie  z.  B.  das  Verbot  des  Sklavenhandels,  die 
Bestimmungen  über  die  Blokade,  das  Verbot  der  Kaperei  u.  dgl. 
Derartige  Vereinbarungen,  die  im  Völkerrechte  gewissermaassen 
die  Gesetze  ersetzen  sollen,  haben  natürlich,  bis  die  in  ihnen 
aufgestellten  Grundsätze  und  Rechtssätze  durch  Gewohnheitsrecht 
als  allgemein  verbindlich  anerkannt  sind,  auch  nur  verbindliche 
Kraft  für  die  Kontrahenten.     Da  sie  aber  neue  Rechtssätze  für 
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das  Völkerrecht  erzeugen  sollen ,  so  müssen  die  Kontrahenten 
wünschen,  dass  denselben  möglichst  viele  Staaten  beitreten;  man 
macht  sie  also  zu  sog.  offenen  Konventionen. 

Von  diesem  G-esichtspunkte  aus  hätte  man  erwarten  sollen, 
dass  gerade  die  Schiedsgerichtskonvention  den  Charakter  einer 
offenen  Konvention  erhalten  hätte ,  denn  wenn  wirklich  in  Zu- 
kauft alle  internationalen  Streitigkeiten  durch  Schiedsgerichte  bei- 
gelegt werden  sollen,  so  kann  man  nur  wünschen,  dass  alle  der 
Tölkerrechtlichen  Gemeinschaft  angehörigen  Staaten  dieser  Kon- 
vention beitreten.  Es  waren  in  der  That  auch  nur  besondere 
politische  Verhältnisse,  welche  es  verhinderten,  dass  die  Kon- 
vention zu  einer  nicht  offenen  wurde  ^^. 

Internationale  Verträge  binden  selbstverständlich  nur  die- 
jenigen Staaten,  die  sie  abgeschlossen  haben.  Das  gilt,  wie  be- 
reits hervorgehoben,  auch  von  denjenigen  Vereinbarungen,  welche 
den  Zweck  haben,  neue  Rechtsregelu  im  Völkerrechte  zur  An- 
erkennung und  Geltung  zu  bringen.  Da  die  Kontrahenten  für 
nicht  betheiligte  Staaten  keine  Gesetze  erlassen  können,  können 
8ie  sich  nur  selbst  den  aufgestellten  Regeln  unterwerfen. 

Es  heisst  desshalb  in  Art.  11  der  Konvention  über  die  Aus- 
dehnung der  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg, 
dass  ihre  Vorschriften  nur  für  die  Signatärmächte  verbindHch 
sind,  im  Falle  zwei  oder  mehrere  von  ihnen  mit  einander  in  Krieg 
gerathen,  aber  nicht  zur  Anwendung  zu  kommen  haben,  wenn 
in  einem  Kriege  zwischen  Vertragsstaaten  ein  Staat,  der  die 
Konvention  nicht  unterzeichnet  hat,  sich  mit  einem  der  Krieg- 
führenden verbinden  würde. 

Eine  gleichlautende  Bestimmung  findet  sich  in  der  auf  das 
Kriegsrecht  bezüglichen  Konvention,  sowie  am  Schlüsse  der  drei 
Deklarationen,   während    sich    in    der    Schiedsgerichtskonvention 

"  Ein  näheres  Eingehen  auf  die  Gründe,  aus  denon  einzelne  Staaten 
dagegen  Widerspruch  erhoben,  dass  die  Konvention  eine  ott'ene  wurde,  ist 
hier  nicht  veranlasst. 
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eine  ähnliche  Bestimmung  nicht  findet,  da  der  Natur  der  Sache 
nach  dieselbe  nur  für  die  Kontrahenten  verbindlich  ist,  anderer- 
seits aber  doch  nach  Art.  26  der  Konvention  von  der  EinrichtuDg 
des  permanenten  Schiedsgerichts  auch  diejenigen  Staaten  Gebrauch 
machen  können,  die  die  Konvention  nicht  unterzeichnet  haben. 

So  richtig  die  im  Vorstehenden  angeführten,  die  Wirksamkeit 
der  erwähnten  Konventionen  und  Deklarationen  auf  die  Vertrags- 
theile  beschränkenden  Bestimmungen  sind,  so  sehr  muss  die  Auf- 
nahme der  Kündigungsklausel  in  diese  Vereinbarungen  missbilligt 
werden.   Durch  ausdrückliche,  in  jede  der  drei  Konventionen  und 
Deklarationen   aufgenommene  Bestimmung  ist  nämlich  den  Ver- 
tragstheilen  das  Recht  eingeräumt  worden,  die  betreffende  Kon- 
vention  bezw.  Deklaration   mit   der  Wirkung   zu  kündigen,  dass 
sie  nach  Ablauf   eines  Jahres   für  ihn   ausser  Kraft  tritt.    Eine 
derartige  Klausel  ist    selbstverständlich  berechtigt   in   allen  Ver- 
trägen,  welche   subjektive   Rechte   und  Pflichten   unter  den  be- 
treffenden Staaten  begründen,  wie  z.  B.  Zoll-  und  Handelsverträge 
u.  dgl.     Dagegen  hat  sie  keinen  Sinn  für  Vereinbarungen,  durch 
welche  neue  Rechtsgrundsätze  in's  Völkerrecht  eingeführt  werden 
sollen.     Derartige   Vereinbarungen    werden    nicht    wie    Handels- 
verträge für  einige  Jahre  abgeschlossen,  sondern  für  immer.  Die 
Kündigungsklausel  hat  in  solchen  Vereinbarungen  auch  desshalb 
keine  Bedeutung,  weil  ein  Staat,  der  sich  den  in  denselben  ent- 
haltenen Grundsätzen,  z.  B.  dem  Verbot  des  Sklavenhandels  oder 
der  Unverletzlichkeit  der  Verwundeten  u.  s.  w.  einmal  unterworfen 
hat,   kaum  je    in  der  Lage  sein  wird,  die  Vereinbarung  zu  kün- 
digen,   um   für    die  Zukunft  nicht  mehr  zur  Beobachtung  dieser 
Grundsätze  verpflichtet  zu  sein. 

Eine  Kündigung  könnte  daher  höchstens  den  Zweck  haben, 
die  Mitkontrahenten  zum  Abschlüsse  einer  neuen,  besseren  Ver- 
einbarung zu  veranlassen.  Dieser  Zweck  wird  sich  aber  in  der 
Regel  auch  in  weniger  drastischer  Weise  erreichen  lassen.  In 
der  That  hat  man  denn  auch  die  betrefl'enden  Bestimmungen  in 
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die  Konventionen  und  Deklarationen  lediglich  dessfaalb  auf- 
genommen, weil  man,  obwohl  gegen  diese  Aufnahme  von  einigen 
Delegirten  Widerspruch  erhoben  wurde,  in  einer  gewissen  diplo- 
matischen Aengstlichkeit  von  den  althergebrachten  Formularen  in 
dieser  Beziehung  nicht  abweichen  wollte. 

V. 

Betrachtet  man  die  Bedeutung  der  Haager  Konferenz  für 
die  Entwickelung  des  Völkerrechts  ^*,  so  darf  man  diese  Bedeutung 
natürlich  nicht  darin  finden,  dass  bei  derselben  Vertreter  einer 
grossen  Anzahl  civilisirter  Staaten  und  auch  einiger  halbcivili- 
sirter  zur  Erörterung  gemeinsamer  Angelegenheiten  zusammen- 
berufen worden  waren,  denn  ähnliche  Kongresse  und  Konfe- 
renzen sind  schon  wiederholt  vorgekommen,  man  braucht  nur  in 
der  neuesten  Zeit  an  die  Kongokonferenz,  die  Antisklaverei- 
konferenz  und  die  Konferenz  zur  Bekämpfung  des  Anarchismus 
zu  erinnern.  Etwas  Neues  hat  in  dieser  Beziehung  die  Haager 
Konferenz  nicht  gebracht.  Es  kann  sich  also  lediglich  darum 
handeln,  welche  Bedeutung  für  das  Völkerrecht  die  auf  der  Kon- 
ferenz festgestellten  Entwürfe  von  Konventionen  und  Deklara- 
tionen haben,  während  selbstverständlich  die  auf  der  Konferenz 
ausgesprochenen  Wünsche  keine  besondere  Bedeutung  beanspruchen 
können. 

Was  nun  zunächst  die  drei  Deklarationen  anlangt  betreffend 
das  Verbot  der  Verwendung  gewisser  Flintenkugeln,  des  Ge- 
brauchs von  Explosivgeschossen  mit  betäubenden  und  gesundheits- 
schädlichen Gasen  und  der  Verwendung  von  Ballons  u.  dergl., 
um  Geschosse  oder  Explosivkörper  herabzuschleudern,  so  ist  es 
ja  richtig,  dass  in  derselben  eine  Fortbildung  der  St.  Peters- 
kurger Deklaration  liegt,   aber  von  Bedeutung  ist  doch  nur  das 


**  Vgl.  Zorn,  Die  völkerrechtlicheu  Ergebnisse  der  Haager  Koüfereüz, 
rDeutsche  Rundschau"  1900,  S.  122—137.  208 ff. 
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Verbot  der  Verwendung  der  sog.  Dum -Dum- Kugeln ,  und  auch 
diese  Bedeutung  ist  nicht  sehr  gross,  da  gerade  England  diese 
Konvention  nicht  unterzeichnet  hat. 

Ausserdem  darf  nicht  verschwiegen  werden,  dass  bei  der- 
artigen Verboten  doch  auch  etwas  Heuchelei  mitspielt,  insoferne 
als  gewisse  Geschosse  als  besonders  inhuman  bezeichnet  werden^ 
während  andere  Zerstörungsmittel,  die  gewiss  nicht  als  besonders 
human  betrachtet  werden  können,  wie  z.  B.  Torpedos,  durch 
welche  auf  einmal  Hunderte  von  Menschen  getödtet  oder  ver- 
stümmelt werden  können,  unbeanstandet  geblieben  sind.  Es 
hängt  bis  zu  einem  gewissen  Grade  von  zufälligen  Umständen  ab, 
ob  ein  Geschoss  oder  Zerstörungsmittel  als  inhuman  betrachtet 
wird  oder  nicht. 

Von  den  drei  auf  der  Konferenz  festgestellten  KonventioaS' 
entwürfen  beziehen  sich  nun  zwei  auf  das  Kriegsrecht:  die  Ko"*^' 
vention  über  die  Ausdehnung  der  Grundsätze  der  Genfer  Ka^^' 
vention  auf  den  Seekrieg  und  die  revidirte  Brüsseler  Deklaratic^'^ 
auf  den  Landkrieg.  Es  hat  in  der  That  einen  etwas  eigenthür^^' 
liehen  Eindruck  gemacht,  dass  auf  der  Konferenz,  die  sich  selb^^^ 
den  Namen  Friedenskonferenz  beilegte,  wochenlang  lediglich  üb^'-' 
Kriegsrecht  berathen  wurde. 

Immerhin  liegt  in  dem  Zustandekommen  dieser  beiden  Kern  ^ 
ventionen  und  der  Unterzeichnung  derselben  durch  fast  sämmtlich^ 
Staaten,  die  auf  der  Konferenz  vertreten  waren,  ein  anerkennens^ 
werther  Fortschritt  auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechts  und  bezw* 
des  Kriegsrechts,   da  in  Bezug  auf  beide  Materien  bisher  keine 
Vereinbarungen  bestanden.   Wie  schon  hervorgehoben,  ist  nament- 
lich zu  betonen,  dass  die  Konvention  betreffend  die  Ausdehnung 
der  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg  gegen- 
über der  Genfer  Konvention  selbst  in  doppelter  Beziehung  einen 
Fortschritt  enthält,    indem   sie  nämlich   das  Sanitätsmaterial  für 
unverletzlich   erklärt    und    die    freiwillige   Krankenpflege    in    das 
militilrisclie  Sanitätswesen  einfügt. 


—     189     — 

Die  Brüsseler  Deklaration  ist  allerdings  durch  die  Revision 
2ht  in  jeder  Beziehung  verbessert  worden,  im  Gegentheil  sind 
inche  Abschnitte  gegenüber  der  ursprünglichen  Fassung  eher 
rschlechtert.  Der  Fortschritt,  den  die  Haager  Konferenz  be- 
rkt  hat,  liegt  aber  darin,  dass  die  Brüsseler  Deklaration  Ent- 
irf  geblieben  war,  während  die  auf  der  Haager  Konferenz 
stgestellte  Konvention  über  die  Gesetze  und  Gebräuche  des 
indkriegs  ratifizirt  wurde  und  damit  wenigstens  für  die  rati- 
:irenden  Staaten  Bestandtheil  des  Völkerrechts  geworden  ist. 

Der  Werth  dieser  Konventionen  soll  auch  desshalb  nicht 
irabgesetzt  werden,  weil  dieselben,  wie  auch  die  drei  Dekla- 
tionen  betreffend  das  Verbot  gewisser  Kriegsmittel  und  Ge- 
thosse,  doch  gewissermassen  nur  als  Nebenprodukte  der  Haager 
Konferenz  zu  betrachten  sind,  denn  es  ist  klar,  dass  die  russische 
egierung  die  Punkte  2 — 7  des  Murawie  waschen  Rundschreibens 
iir  desshalb  auf  das  Konferenzprogramm  setzte,  um  wenigstens 
nige  Verhandlungsgegenstände  für  die  Konferenz  zu  haben,  in 
iezug  auf  welche  sie  hoffen  konnte,  dass  sich  ein  positives  Er- 
ebniss  erzielen  Hesse,  während  sie  hinsichtlich  der  Abrüstungs- 
uge  eine  solche  Hoffnung  wohl  kaum  hegte. 

Der  Zweck  der  Konferenz  war  das  Zustandekommen  einer 
ereinbarung  über  Abrüstung  bezw.  Stillstand  in  den  Rüstungen; 
ie  Frage  der  Humanisirung  des  Kriegs  stand  der  Natur  der 
ache  nach  erst  in  zweiter  Linie.  Um  eine  Erweiterung  der 
etersburger  Deklaration,  eine  Anwendung  der  Grundsätze  der 
enfer  Konvention  auf  den  Seekrieg  und  eine  Revision  der 
russeler  Deklaration  zu  erzielen,  wäre  es  auch  nicht  nothwendig 
jwesen,  einen  solchen  Apparat  in  Bewegung  zu  setzen,  wie  es 
e  Haager  Konferenz  war.  In  Bezug  auf  die  Abrüstungsfrage 
it  aber  die  russische  Regierung  eine  entschiedene  Niederlage 
litten,  da  die  Konferenz  alle  ihre  Anträge  ablehnte  und  nur 
n  frommen  Wunsch  aussprach,  es  möge  eine  Beschränkung 
r  Rüstungen  eintreten. 

13* 
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Im  iunigsten  Zusammenhang  mit  der  Frage  der  Abrüstung 
steht  begreiflicher  Weise  die  Schiedsgerichtsfrage,  denn  wenn 
einmal  im  Völkerrechte  der  Grundsatz  zur  unbestrittenen  An- 
erkennung gelangt  sein  sollte;  dass  die  Staaten  ihre  etwaigen 
Streitigkeiten  in  der  Regel  durch  Schiedsspruch  entscheiden 
lassen  müssen,  so  wird  nach  und  nach  die  Gefahr  kriegerischer 
Verwickelungen  so  gering  werden,  dass  die  Abrüstungsfrage  sich 
gewissermassen  von  selbst  lösen  wird. 

Es  ist  daher  begreiflich,    dass  die  sog.  Friedensfreunde  das 
grösste  Interesse  daran  haben,  dass  die  Entscheidung  aller  inter- 
nationalen Streitigkeiten  auf  dem  Wege  des  schiedsgerichthchen 
Verfahrens    die  Regel  wird   und  dass    bei  allen  auf  Beseitigung 
bezw.  Beschränkung    des    Kriegs    abzielenden    Bestrebungen   die 
Schiedsgerichtsfrage  stets  die  Hauptrolle  spielt.     Dies  zeigte  sieb 
auch  bei  der  Haager  Konferenz,    wo  sehr  bald   die  Lösung  der 
Schiedsgerichtsfrage   als   ausschlaggebend   für   das  Schicksal  der 
Konferenz  erschien. 

Recht  bezeichnend  für  die  Wichtigkeit,    welche  der  schieds- 
gerichtlichen   Beilegung    internationaler    Streitigkeiten    beigele^* 
wird,  war  es  auch,  dass  namentlich  die  russische  Regierung  zuJ^o 
Zwecke  der  Erreichung  ihres  mit  der  Forderung  der  Friedend ^ 
freunde    identischen    Programms    versuchte,    das    obligatorisch^ 
Schiedsgerichtsverfahren,  wenn  auch  in  beschränktem  Umfange,  zuJ^ 
Anerkennung  zu  bringen  und  zwar  in  off'enem  Widerspruche  mit^ 
dem   in  Zift.  8  des  Murawiew'schen  Rundschreibens   enthaltenen^ 
Vorschlage.     Wie   bereits    bemerkt,    hat    allerdings    die  Klausel 
der  obligatorischen  Arbitrage   in   der  Konvention   über   die  Bei- 
legung internationaler   Streitigkeiten    keine  Aufnahme    gefunden,, 
es  bleibt  also  nach  wie  vor  jedem  Staate  überlassen,  ob  er  sich 
freiwillig    einem  Schiedssprüche    unterwerfen  will.     Der   von  den 
Verfechtern     der    Schiedsgerichtsidee     gemachte    Versuch,    das 
Prinzip     der     obligatorischen    Arbitrage    in's    Völkerrecht    ein- 
zuführen,  ist   vorläufig  wenigstens   missglückt.     Ebenso  sind  die 
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Bestimmungen    des    Konventionsentwurfs    über     das    ständige 
Schiedsgericht    gegenüber  den   ursprünglichen  Vorschlägen    sehr 
wesentlich  abgeschwächt.     Die  ganze  Einrichtung  beschränkt  sich 
darauf,    dass  jede   der  Signatärmächte   einem  im  Haag   zu   be- 
stellenden Bureau   vier  zur  Ausübung   des  Amts   eines  Schieds- 
richters geeignete  und  geneigte  Personen   bezeichnet,   welche  als 
Mitglieder    des    Schiedsgerichtshofs    in    einer   Liste    verzeichnet 
Verden.     Aus  dieser  Liste   können   im  einzelnen  Falle  die  Par- 
teien   diejenigen  Personen   wählen,    die    sie    als    Schiedsrichter 
haben  wollen.     Eine  Verpflichtung  für  die  Parteien,  die  oder  den 
Schiedsrichter  gerade  aus  dieser  Liste  zu  nehmen,  besteht  nicht; 
sie  können  vielmehr  auch  jede  andere  Person  zum  Schiedsrichter 
nehmen. 

Das  Gleiche  gilt  von  dem  in  der  Konvention  geregelten 
Verfahren,  da  die  betreflfenden  Bestimmungen  von  dem  Schieds- 
richter bezw^,  Schiedsgerichte  nur  dann  zur  Anwendung  zu  bringen 
sind,  wenn  die  Parteien  nichts  Anderes  vereinbart  haben. 

Trotzdem  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Konvention  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  den  Bestrebungen  der  Friedensfreunde 
Rechnung  trägt.  Wenn  nämlich  dieselbe  auch  vom  Grundsatze 
der  fakultativen  Arbitrage  ausgeht,  so  betrachtet  dieselbe  doch 
die  Beilegung  internationaler  Streitigkeiten  durch  Schiedsspruch 
als  Regel.  In  diesem  Sinne  heisst  es  in  Art.  15,  dass  die  Signatär- 
mächte bei  internationalen  Rechtsstreitigkeiten  die  Beilegung 
derselben  im  Wege  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  als  das 
^ksamste  und  angemessenste  Mittel  betrachten.  Im  gleichen 
Sinne  ist  in  Art.  27  gesagt,  dass  sich  die  Signatärmächte  für 
verpflichtet  erachten,  im  Falle,  dass  zwischen  zwei  oder  mehreren 
von  ihnen  ein  ernster  Streit  drohen  sollte,  die  Streitenden  darauf 
hinzuweisen,  dass  sie  ihre  Streitigkeit  durch  das  ständige  Schieds- 
gericht zum  Austrage  bringen  können. 

Es  ist  auch  anzunehmen,  dass  die  Schiedsgerichtsidee  noch 
^eitere  Fortschritte  machen   und   es   in  Folge  dessen   mehr  und 
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mehr  völkerrechtliche  Uebung  werden  wird,  alle  minder  wichtigen 
Streitigkeiten  unter  Staaten  auf  dem  Wege  des  schiedsgericht- 
lichen Verfahrens  zum  Austrage  zu  bringen  *^ 

Bei  dieser  Sachlage  erscheint  es  angezeigt,  sich  klar  zu 
machen,  welche  Bedeutung  internationale  Schiedsgerichte  über- 
haupt haben  können. 

Die    die    völkerrechtliche    Gemeinschaft   bildenden    Staaten 
gelten   als  souveräne,    einer  höheren  Gewalt  nicht  unterworfene 
Gemeinwesen,   es  gibt  daher  auch  kein  Gericht,    dessen  Spruch 
sie  im  Falle  eines  unter  ihnen  entstandenen  Streites  von  vorne- 
herein unterworfen  wären.     Nach  dem  gegenwärtigen  Stande  des 
Völkerrechts  können  Streitigkeiten  unter  Staaten,  auch  wenn  sie 
rechtlicher  Natur  sind,    soferne    eine    gütliche  Beilegung   nich^ 
möglich  ist,  nur  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe,   also  äusserstex^ 
Falles  durch  Krieg  ausgetragen  werden.     Wer  also  die  Beseiti  -" 
gung  des  Krieges  anstrebt,  muss  verlangen,  dass  es  Völkerrecht    " 
lieber  Grundsatz  wird,  dass  Streitigkeiten  unter  Staaten  im  Wegt 
des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  beigelegt  werden,  d.  h.  in  dei 
Weise,    dass   sich  die  Streitenden    vertragsmässig  und  freiwillij 
dem  Urtheile    eines    von   ihnen    bestellten   Schiedsrichters    odei 
Schiedsgerichts  unterwerfen. 

Zu  beachten  kommt  freilich  dabei,  dass,  da  die  Staate] 
souveräne  Gemeinwesen  sind,  es  bei  internationalen  Schieds- 
sprüchen eine  höhere  Gewalt,  die  den  gefällten  Schiedsspruch 
gegen  die  denselben  nicht  freiwillig  vollziehende  Partei  voll- 
strecken könnte,  nicht  gibt,  während  der  Schiedsspruch,  der  in 
einem  Streite  zwischen  Privatpersonen  ergangen  ist,  vom  staat- 
lichen Gerichte  für  vollstreckbar  erklärt  und  dann  ebenso  zum 
Vollzuge  gebracht  werden  kann,  wie  das  Urtheil  eines  ordent- 
lichen Gerichts.     Allerdings  werden  ja  in  der  Regel  die  Staaten, 

-'•  Schon  die  Existenz  des  ständigen  Bureaus  im  Haag  und  die  hiedurch 
getrebeue  leichtere  ]Mr»«rliclikeit,  zu  einem  schiedsrichterlichen  Verfahren  zu 
gelangen,  wird  sich  in  dieser  Beziehung  geltend  machen. 
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die  einen  Schiedsvertrag  abgeschlossen  haben,  den  Schiedsspruch 
freiwillig  vollziehen,    zumal  es  sich  bei  solchen  Schiedsverträgen 
in    der  Regel   um   minderwichtige  Fälle   handelt.     Es    ist    aber 
auch  das  Gegentheil  möglich,  namentlich  wenn  der  Schiedsspruch 
durch  ein  ständiges  Schiedsgericht  gefallt  wird,  auf  welches  viel- 
leicht die  eine   oder  andere  Partei  nicht  das  gleiche  Vertrauen 
hat,    wie  auf  für  den  besonderen  Fall  bestellte  Schiedsrichter. 
In  einem   solchen   Falle  ist,    selbst  wenn   die  Streit theile    nicht 
sofort  zur  gewaltsamen  Selbsthilfe  greifen,   die  Sache  durch  den 
Schiedsspruch    nicht    besser,    sondern    schlechter  gemacht.     Ob 
der  Unterliegende,  der  sich  weigert,   den  Schiedsspruch  zu  voll- 
ziehen,   dies  thut,    weil   er  denselben   für  formell   oder  materiell 
rechtswidrig  hält,  oder  ob  er  andere  Gründe  für  sein  Verhalten 
hat,  ist  dabei  gleichgiltig. 

Ausserdem   kommt  noch   ein  weiterer  von  den  Verfechtern 
der    Schiedsgerichtsidee     nicht     immer    genügend     gewürdigter 
Gesichtspunkt  in  Betracht,  dass  nämlich  ein  Richterspruch,  also 
3iuch  ein  Schiedsspruch,  grundsätzlich  nur  über  streitige  Rechts- 
'^erhältnisse,  nicht  aber  über  Interessengegensätze  ergehen 
kann.     Allerdings    entscheiden    die    staatlichen   Behörden    nicht 
^Iten  auch  über  Interessenkollisionen,    indem   in  solchen  Fällen 
^er  Staat    als    die    den    Streitenden    übergeordnete    Macht   be- 
stimmt,  dass   das   eine  Interesse   dem   anderen   zu  weichen   hat, 
2.  B.  das   Einzelinteresse   dem  Gesammtinteresse.     Bei  Streitig- 
keiten unter  Staaten  ist  aber  eine  derartige  Entscheidung  über 
Interessengegensätze    durch    Richterspruch    ausgeschlossen.      Es 
ist  möglich,  dass  der  zum  Schiedsrichter  bestellte  Souverän  oder 
ein  aus  Rechtsgelehrten    bestehendes  Schiedsgericht    ausspricht, 
dass  in    einem  Streitfalle   der   eine  Theil   das  Recht   auf  seiner 
Seite  hat,   aber   kein  Staatsoberhaupt,   kein  Gelehrter  und  kein 
Staatsmann    wird   in    der   Lage    sein,    auszusprechen,    dass    der 
Staat   A    dem    Staat    B    seine    Interessen    zum    Oj)fer    bringen 
muss. 
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Es  entziehen  sich  sonach  alle  Fälle  einer  schiedsrichterlichen 
Entscheidung,  die  formell  als  Interessenstreitigkeiten  auftreten. 
Dabei  ist  zu  beachten,  dass  sehr  häufig  hinter  anscheinend  gering- 
fügigen Rechtsstreitigkeiten  unter  Staaten  sich  recht  tiefgehende 
Interessengegensätze  verbergen.  In  allen  solchen  Fällen  werden 
aber  die  streitenden  Staaten  selbst  anscheinend  geringfügige 
Rechtsstreitigkeiten  einer  schiedsrichterlichen  Entscheidung  weder 
unterwerfen  wollen  noch  können  ^^.  Dass  in  den  Fällen,  in  denen 
wirklich  oder  vermeintlich  die  nationale  Ehre  oder  Lebensinter- 
essen der  betreffenden  Staaten  in  Frage  stehen,  von  einer  schieds- 
richterlichen Entscheidung  keiae  Rede  sein  kann,  mag  der  Streit 
als  Rechtsstreit  oder  Interessengegensatz  auftreten,  ist  selbst- 
verständlich und  ist  auch  von  der  russischen  Regierung  in  ihrei» 
Vorschlage  anerkannt  worden. 

Nach  diesen  Ausführungen  ist  der  Anwendungsbereich  d«s 
schiedsgerichtlichen  Verfahrens  in  Streitigkeiten  unter  Staat^^^ 
ein  beschränkter.  Wenn  trotzdem  von  den  sog.  Friedensfreund 
fortwährend  nach  Anerkennung  des  Grundsatzes  des  obligate 
sehen  Schiedsverfahrens  für  internationale  Streitigkeiten  gestre'S^ 
wird,  so  liegt  derartigen  Bestrebungen  in  der  Regel  die  unklar 
Vorstellung  zu  Grunde,  dass  es  im  Laufe  der  Zeit  gelingt" 
werde,  die  Staaten  zur  völkerrechtlichen  Gemeinschaft,  zu  eine^ 


*^  Eiu  recht  schlagendes  Beispiel  dafür,  dass  Streitigkeiten,  die  äussef 
lieh  als  Reohtsstreitigkeiten  auftreten,  in  Wirklichkeit  tiefgehende  Interessen  " 
gegensätze  sind,   bietet  der  jüngste  Transvaalkrieg.     Die  von  England  auf' 
geworfene  Suzeräuitätsfrago  wäre  wohl  geeignet  gewesen,  durch  eiu  Schiedst 
gericht  entschieden  zu  werden.     In  Wirklichkeit  handelte   es   sich   aber  gar* 
nicht  um  diese  Rechtsfrage,  sondern  darum,  ob  England  die  Alleinherrschaft 
in  Südafrika  zustehen    soll.     Desshalb   dachte    die   englische   Regierung   gar 
nicht    daran,     zur    Entscheidung    des    Streites   mit    Transvaal    ein    Schieds- 
gericht zu  verlangen.     Aber  auch  das  englische  Volk  wollte  keine  Entschei- 
dung  durch    einen    Schiedsspruch,    sondern    eine    Niederwerfung  Transvaals 
durch  Gewalt,    ein  Beweis,    dass  nicht  blos  die  Regierungen  kriegerisch  ge- 
sinnt sind,  wie  die  Friedensfreunde  stets  behaupten,  sondern  dass  auch  den 
Vülkorn  die  Kriegslust  im  Blute  steckt. 
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iderstaate    mit    einem    ständigen  Weltbundesgerichte   zu 
en. 

Zusammenhang  mit  dieser  Vorstellung  begegnet  man  mit- 
eni  Gedankengang,  dass,  wie  am  Schlüsse  des  Mittelalters 
altsame  Selbsthilfe  und  das  Fehderecht  unter  den  Rittern, 
n.  Grundherrschaften,  Städten  u.  s.  w.  allmälig  beseitigt 
und  die  Austragung  der  Streitigkeiten  im  Wege  gewalt- 
5elbsthilfe  der  Entscheidung  durch  von  der  Obrigkeit  be- 
Jerichte  Platz  machte,  es  auch  die  Kulturentwickelung  mit 
ngen  werde,  dass  an  die  Stelle  gewaltsamer  Austragung 
ionaler  Streitigkeiten  die  Entscheidung  durch  gerichtliche 
en  tritt.  So  bestechend  auf  den  ersten  Blick  dieser  Ge- 
luch  erscheinen  mag,  so  beruht  er  doch  auf  einer  petitio 
i ,  daher  auf  einem  falschen  Ausgangspunkte.  Das  Fehde- 
onnte  desshalb  beseitigt  werden,  weil  die  im  Besitze  des- 
Befindlichen,  bereits  einer  höheren  Gewalt,  der  Gewalt 
lensherren,  bezw.  der  Staatsgewalt  untergeben  waren.  Es 
}  daher  nur  der  Erstarkung  dieser  Gewalt,  um  das  Fehde- 
nd  die  gewaltsame  Selbsthilfe  zu  beseitigen.  Die  gegen- 
die  völkerrechtliche  Gemeinschaft  bildenden  Staaten  sind 
ler  höheren  Gewalt  nicht  unterworfen,  und  es  ist  eben  die 
ob  es  jemals  gelingen  wird,  die  jetzt  souveränen  Staaten 
ie  höhere  Autorität  einer  Weltbundesgewalt  zu  beugen. 
11s  geht  es  nicht  an,  von  der  Entwicklung,  die  sich  inner- 
3r  jetzt  bestehenden  (nationalen)  Staaten  am  Ende  des 
ters  vollzogen  hat,  ohne  Weiteres  auf  die  viel  grossartigeren 
rwickelteren  Verhältnisse  der  Völkerrechtsgemeinschaft 
e  zu  ziehen. 

enn  es  übrigens  selbst  gelingen  sollte,  die  jetzt  souveränen 

in   einer    Art    Staatenbund    oder    Bundesstaat    zu    ver- 

so  wäre  damit  noch  lange  nicht  jede  gewaltsame  Selbst- 

iter  denselben   ausgeschlossen.     Oft   genug   hat   es  unter 

tglledern   von   Bundesstaaten    oder  Staatenbünden  Kriege 
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gegeben.  Berücksichtigt  man  ferner,  dass  es  nicht  einmal  mög- 
lich ist,  aus  dem  Verkehre  der  Privaten  die  Selbsthilfe  zu  ver- 
bannen, und  dass  sie  sogar  bis  zu  einem  gewissen  Grade  von  der 
Rechtsordnung  anerkannt  wird  (vgl.  z.  B.  B.  G.-B.  §§  227  ff.),  so 
gehört  wirklich  ein  beneidenswerther  Optimismus  dazu,  zu  glauben^ 
die  gewaltsame  Selbsthilfe  liesse  sich  aus  den  Beziehungen  der 
Staaten  beseitigen. 

Doch  mag  vielleicht  auch  die  Entwickelung  nach  Jahr- 
hunderten derartigen  Bestrebungen  Recht  geben;  vorläufig  ist  der 
Stand  des  Völkerrechts  noch  der,  dass  die  Staaten  als  unab- 
hängige, einer  höheren  Gewalt  nicht  unterworfene  Staaten  gelten. 

Betrachtet   man    aber   die  Schiedsgerichtsfrage  vom  Stand- 
punkte   des   heutigen  Völkerrechts,    so   ist  zunächst  zu   berück- 
sichtigen,   dass  kleinere  Staaten  der  Frage   der   internationalen 
Schiedsgerichte  ganz  anders  gegenüber  stehen,  als  Grossstaaten; 
erstere  mögen  im  Schiedsgerichtsverfahren  einen  Schutz  für  ihre 
Existenz  und  ihre  Unabhängigkeit  erblicken,  für  letztere  erscheint 
nicht  selten  die  Verpflichtung,  sich  einem  Schiedsgerichte  zu  unter- 
werfen, als  ein  Hinderniss  der  wirksamen  Geltendmachung  ihres 
Rechts  und  der  Verfolgung  ihrer  Interessen,  in  der  man  sie  durch 
Aufwerfung   von   allerlei  Streitfragen   zu   hindern  sucht.     Es  ist 
daher  keineswegs  zufallig,  dass  sich  die  eifrigsten  Verfechter  der 
Schiedsgerichtsidee  unter  den  Juristen  und  Politikern  von  Belgien 
und  Holland,  der  Schweiz  u.  s.  w.  finden. 

Ferner  kommt  in  Betracht,  dass  zwar  im  Privatleben  der 
Einzelne  sich  dabei  beruhigen  mag,  dass  er  zum  Schutze  seines 
Rechts  jederzeit  gerichtliche  Hilfe  in  Anspruch  nehmen  kann. 
Im  Verkehr  unter  Staaten  liegt  aber  die  Sache  doch  wesentlich 
anders.  Ein  Staat,  namentlich  ein  Grossstaat,  der  sich  darauf 
verlassen  würde,  dass  er  bei  internationalen  Streitigkeiten  fiir 
seine  Rechte  Schutz  durch  ein  Schiedsgericht  fände,  und  in  Folge 
dessen  seine  militärischen  Rüstungen  vernachlässigen  würde,  hätte 
bald  an  Bedeutung  verloren   und   würde   die  Erfahrung  machen. 
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.SS  man  im  Vertrauen  auf  seine  Schwäche  auch  seine  Rechte 
cht  mehr  achtet.  Der  beste  Schutz  für  das  Kecht  eines  Staates 
t  und  bleibt  immer  sein  gutes  Schwert,  und  insoferne  tri£ft  das 
iglische  Wort  „Might  is  Right"  —  wer  die  Macht  hat,  hat  auch 
fts  Recht  —  vollständig  das  Richtige. 

Dieses  Gefühl  haben  auch  instinktiv  die  Völker,  die  trotz 
er  lächerlichen  und  vaterlandslosen  Phrasen  der  Friedensfreunde 
nd  -freundinnen  nicht  nach  schiedsgerichtlicher  Entscheidung, 
)ndern  nach  der  Entscheidung  durch  die  Waffen  verlangen,  weil 
e  das  Bewusstsein  haben,  dass  alle  derartigen  Streitigkeiten, 
enn  sie  überhaupt  tiefer  gehen,  nicht  im  Prozesswege,  sondern 
orch  Blut  und  Eisen  entschieden  werden  können.  So  lange  die 
[enschen  Menschen  sind,  wird  dies  auch  so  bleiben. 

Was  nun  die  Beurtheilung  der  auf  die  Schiedsgerichte  und 
IS  schiedsgerichtliche  Verfahren  bezüglichen  Vorschriften  der 
er  in  Rede  stehenden  Konvention  anlangt,  so  soll  der  Werth 
jr  eingehenden  Vorschriften  über  das  Verfahren  keineswegs  hier 
irabgesetzt  werden,  aber  andererseits  ist  doch  auch  hervor- 
iheben,  dass  wohl  noch  niemals  die  friedliche  Beilegung  eines 
ternationalen  Konflikts  daran  gescheitert  ist,  dass  es  nicht  mög- 
ih  war  einen  Schiedsrichter  aufzutreiben,  oder  dass  man  nicht 
asste,  welches  Verfahren  derselbe  beobachten  solle. 

Im  Uebrigen  sind  ja  die  bedenklichsten  Bestimmungen,  welche 
i  den  von  russischer,  englischer,  amerikanischer  und  italienischer 
eite  gemachten  Vorschlägen  enthalten  waren,  ausgemerzt  w^orden; 
isbesondere  hat  die  Konvention  den  Grundsatz  der  obligatori- 
ihen  Arbitrage  nicht  aufgenommen.  Mit  Rücksicht  darauf  haben 
ch  wohl  auch  diejenigen  Staaten,  die  in  der  Schiedsgerichtsfrage 
mächst  einen  ablehnenden  Standpunkt  eingenommen  haben, 
ich  veranlasst  gesehen,  die  Konvention  zu  unterzeichnen. 

Allein  so  ganz  harmlos  sind  die  theilweise  recht  phrasen- 
haften, in  ihrer  Tragweite  aber  nicht  immer  sofort  zu  über- 
ehenden  Bestimmungen  der  Konvention  doch  nicht,  da,  wie  bereits 


—     198     — 

betont,  denselben  der  Gedanke  zu  Grunde  liegt,  dass  alle  inter- 
nationalen Streitigkeiten  durch  Schiedsspruch  entschieden  werden 
sollen.  Diejenigen  Staaten,  die  sich  durch  einen  derartigen  Grund- 
satz nicht  in  jeder  Beziehung  die  Hände  binden  lassen  wollen, 
werden  daher  Sorge  tragen  müssen ,  dass  sie  auf  der  durch  die 
Konvention  eingeschlagenen  Bahn  nicht  weiter  gedrängt  werden. 

Die  von  den  internationalen  Untersuchungskommissionen 
handelnden  Art.  9 — 13  der  Konvention  sind  in  ihrer  jetzigen 
Fassung  namentlich  für  Grossstaaten  kaum  bedenklich.  Ursprüng- 
lich war  vorgeschlagen,  diese  Kommissionen  obligatorisch  zu 
machen,  mit  dem  Vorbehalte,  dass  nicht  Lebensinteressen  oder 
die  Ehre  der  betheiligten  Staaten  in  Frage  stehen  ^^.  Gegen  diesen 
Vorschlag  wurde  von  den  Balkan  Staaten,  Rumänien,  Serbien, 
Griechenland  Widerspruch  erhoben  und  offenbar  in  der  Befürch- 
tung, dass  eine  derartige  Einrichtung  bei  Streitigkeiten  dieser 
Staaten  unter  sich  oder  mit  dritten  Staaten  von  der  einen  oder 
anderen  Grossmacht  dazu  benützt  werden  könnte,  sich  in  die 
Angelegenheiten  der  Balkanstaaten  einzumischen  und  deren  Un- 
abhängigkeit zu  bedrohen.  Namentlich  hob  der  Delegirte  von 
Rumänien  hervor,  dass  hier  eine  mit  der  Souveränität  der  Staaten 
nicht  verträgliche  Neuerung  beabsichtigt  sei,  die  ihre  grossen 
Bedenken  habe. 

Schliesslich  hat  man  den  obligatorischen  Charakter  dieser 
Kommissionen  fallen  lassen  und  die  betreffenden  Bestimmunge» 
thunlichst  abgesch>vächt,  um  eine  Annahme  derselben  auf  der 
Konferenz  zu  erzielen.  Die  einschlägigen  Verhandlungen  übet 
die  Art.  9 — 13  der  Konvention  zeigen  aber  deutlich,  dass  der 
artige  Einrichtungen,  wenn  sie  auch  in  mancher  Hinsicht  zweck 
massig  sind,  nicht  immer  so  unbedenklich  sind,  als  es  auf  dei 
ersten  Blick  scheint  und  dass  naraenthch  die  Wirkung  derselbei 
für  kleine  Staaten  ganz  anders  sein  kann,  als  für  grosse. 


-'  Vgl.  den  Bericht  von  Descamps  S.  13. 
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Endlich  enthält  die  Konvention  betreffend  die  friedliche 
legung  internationaler  Streitigkeiten  auch  noch  Bestimmungen 
siichthch   der  Vermittelung.     Dass   diese  Bestimmungen   recht 

gemeint  sind,  ist  gewiss  anzuerkennen.  Andererseits  liegen 
r  zwei  Erwägungen  sehr  nahe,  nämlich,  ob  wirklich  durch 
betreffenden  Bestimmungen  der  beabsichtigte  Zweck,  nämlich 
»gerische  Konflikte  nach  Möglichkeit  zu  verhüten,  bezw.  aus- 
•Tochene  Feindseligkeiten  thunlichst  abzukürzen,  erreicht  wird, 
I  ob  nicht  Gefahr  besteht,  dass  derartige  Bestimmungen  von 
rken  Staaten    gegenüber    schwächeren    dazu    benutzt  werden, 

Streitigkeiten  dieselben  in  der  einen  oder  anderen  Weise  zu 
influssen  und  sie  zu  veranlassen,  selbst  begründete  Ansprüche 
zugeben. 

Was  den  ersteren  Punkt  anlangt,  so  mag  noch  so  deutlich 
Art.  3  stehen,  dass  die  Ausübung  „des  Rechts"  eines  Staates 
le  guten  Dienste  oder  seine  Vermittelung  anzubieten,  niemals 
i  den  im  Streite  befindlichen  Staaten  als  ein  acte  peu  amical 
rächtet  werden  kann;  jeder  Staat  wird  sich  nach  wie  vor 
erlegen,  ob  er  dieses  „Recht"  im  gegebenen  Falle  ausüben 
I,  denn  es  wird  auch  in  Zukunft  von  den  gegebenen  Umständen 
längen,  ob  die  Streittheile  eine  Vermittelung  als  eine  unbe- 
htigte  Einmischung  betrachten  oder  nicht.  Trotz  der  gut 
neinten  Phrase  in  Abs.  3  des  Art.  3  wird  daher  das  Aner- 
ten  der  guten  Dienste  und  der  Vermittelung  nicht  häufiger 
'kommen  und  nicht  wirksamer  sein  als  früher. 

Was  aber  den  zweiten  Punkt  anlangt,  so  ist  die  Möglichkeit 
*  nicht  ausgeschlossen,  dass  stärkere  Staaten  das  ihnen  in 
t.  3  eingeräumte  „Recht"  dazu  benutzen,  um  in  der  Form 
"  Vermittelung  schwächere  Staaten  zum  Aufgeben  ihrer  viel- 
iht  wohl  begründeten  Ansprüche  zu  zwingen.  Diese  Befürch- 
ig  haben  namentlich  die  Vertreter  einzelner  Balkanstaaten 
tend  gemacht.  Es  ist  daher  bezeichnend,  dass  der  serbische 
rtreter,  indem  er  Xamens  seiner  Regierung  seine  Zustimmung 
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zu  den  betreffenden  Bestimmungen  der  Konvention  gab,  gleich- 
zeitig dabei  erklärte,  dass  in  dieser  Zustimmung  nicht  etwa  die 
Anerkennung  liegen  soll,  dass  die  ihre  guten  Dienste  oder  die 
Vermittelung  anbietenden  Staaten  dieses  ,, Recht"  anders  als  mil 
der  äussersten  Zurückhaltung  (reserve  extreme)  ausüben  können, 
die  die  delikate  Natur  dieser  Massregeln  verlangt.  — 

Wenn  hienach  also  die  Haager  Konferenz  immerhin  be- 
achtenswerthe  Ergebnisse  gehabt  hat,  so  ist  doch  andererseits 
zweifellos,  dass  sie  die  Hoffnungen  nicht  erfüllt  hat,  die  man  in 
gewissen  Kreisen  auf  sie  setzte.  Die  Aera  des  ewigen  Friedens 
ist  vorläufig  noch  nicht  angebrochen,  es  besteht  auch  wenig 
Aussicht,  dass  dieselbe  sobald  eintreten  wird.  Im  Gegentheil 
sind  die  Gegensätze  politischer,  wirthschaftlicher  und  nationaler 
Natur,  die  gegenwärtig  zwischen  verschiedenen  Staaten  nicht 
blos,  sondern  auch  zwischen  verschiedenen  Welttheilen  bestehen, 
so  gross,  dass  nicht  anzunehmen  ist,  dass  der  Ausgleich  dieser 
Gegensätze  anders  als  durch  Blut  und  Eisen  erfolgen  wird. 

Eine  nüchterne  Betrachtung  der  Dinge  zwingt  auch  mit  einer 
gewissen  Noth wendigkeit  zu  der  Auffassung,  dass  Kriege,  went 
auch  ihre  schreckliche  Seite  gewiss  von  Niemand  verkannt  wird 
doch  auch  ihre  guten  Seiten  haben.  Sie  schaffen  Klarheit  ii 
den  politischen  Verhältnissen,  indem  sie  zeigen,  was  die  wahr 
Kraft  eines  Volkes  oder  Staates  ist,  und  den  Nimbus,  den  viel 
leicht  ein  Staat  ohne  innere  Berechtigung  besitzt,  unbarmherzi 
zerstören. 

Es  ist  klar,  dass  Diejenigen,  welche  so  grosse  Hoffnungen  ai 
die  Friedenskonferenz  setzten,  nicht  zugeben  wollen,  dass  auf  dei 
selben  das  von  den  Friedensfreunden  angestrebte  Ziel  nicht  ei 
reicht  und  dass  auf  der  Konferenz  eine  völlig  neue  Grundlage  fi 
das  Völkerreclit  nicht  gescliaffen  wurde.  Umsomehr  betont  man  di 
positiven  Ergebnisse  der  Friedenskonferenz,  indem  man  verschweig 
dass  die  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  Kriegsrechts  den  Friedenj 
freunden  doch  eigentlich  recht  gleichgültig  sein  müssen. 
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Ton  diesem  Standpunkte  aus  kann  auch  die  russische  Re- 
lg  mit  einer  gewissen  Befriedigung  auf  die  Konferenz  blicken, 
ja  auch  diejenigen  Staaten ,  die  sich  anfanglich  in  ver- 
lenen  Fragen  mehr  oder  weniger  ablehnend  verhalten  haben^ 
loch  schliesslich  veranlasst  sahen,  zu  den  positiven  Ergeb- 
[   der  Konferenz  in   der  Hauptsache  ihre  Zustimmung  zu 

• 

andererseits  können  auch  Diejenigen,  welche  der  Konferenz 
emischten  Gefühlen  und  mit  der  Besorgniss  entgegensahen, 
öchten  bei  den  Berathungen  die  Gegensätze  aufeinander- 
n  und  statt  Friede  und  Eintracht,  Streit  und  Zwist  unter 
Cheilnehmern  entstehen,  insoferne  mit  dem  Verlaufe  der 
irenz  zufrieden  sein,  als  die  bedenklichsten  Anträge  ab- 
it  AYurden  und  die  Konferenz  friedlich  auseinander  ge- 
n  ist. 

m  Uebrigen  wird  man  abwarten  müssen,  wie  sich  insbeson- 
die  Schiedsgerichtskonvention  bewährt  und  ob  die  grossen 
rtungen,  die  von  mancher  Seite  an  ihr  Bestehen  geknüpft 
n,  in  Erfüllung  gehen,  oder  ob  nicht  manche  Bestimmungen 
ben  gerade  Anlass  zu  Streit  und  Zwist  geben. 


Nachtrag. 

'sach  Zeitungsnachrichten  haben  gegenüber  Art.  10  der 
ention  über  Anwendung  der  Grundsätze  der  Genfer  Kon- 
n  auf  den  Seekrieg  England,  die  Vereinigten  Staaten,  die 
li  und  Deutschland  Vorbehalte  gemacht,  weil  diese  Be- 
ung  mit  den  geltenden  Rechtsgrundsätzen  im  Widerspruch 
In  Folge  dessen  hat  die  holländische  Regierung  unter 
nmung  der  russischen  Regierung  den  Theilnehmern  an  der 
renz  den  Vorschlag  gemacht,  den  Art.  10  der  genannten 
antion  wegzulassen. 
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Die  staatliche  Bestätigung 

der  Mitglieder  städtischer  Schuldeputationen 

nach  preussischem  Recht. 

Von 

Dr.  Hugo  Preuss,  Berlin. 


I. 

Auf  keinem  Gebiete  der  öfifentlichen  Verwaltung  greifen  die 
Interessen  und  Pflichten  des  Staates  und  der  Gemeinde  häufiger 
und  nachhaltiger  in  einander  über,  als  auf  dem  der  Schulverwal- 
tung, insonderheit  der  Volksschule.     Nirgends  ist  also  auch  das 
Bedürfniss   nach  einer  klaren  gesetzlichen  B,egelung  des  Rechte- 
verhältnisses   der    beiden    politischen  Gemeinwesen    zu    einander 
dringender,   als   auf  diesem  Gebiete.     Aber  gegenüber  einer  so 
elementaren    Forderung    des    Rechtsstaates    fehlt    in    Preussen 
gerade  für  diese  Materie  jede  prinzipielle  gesetzliche  Norm.   E» 
ist  das  eine  der  vielen  unheilvollen  Folgen  der  Thatsache,  dass 
seit  1819   alle  Versuche,    ein   preussisches  Unterrichtsgesetz  z« 
schaffen,  gescheitert  sind  aus  Gründen,  die  freilich  mehr  auf  dein 
kirchenpolitischen  als  auf  dem  kommunalpolitischen  Boden  liegeD. 
Aus  dem  Hoffen  und  Harren   auf  dieses   ebenso   unentbehrliche 
wie  unerreichbare  Unterrichtsgesetz  erklären  sich  dann  auch  die 
klaffenden  Lücken,  welche  die  Verfassung  wie  die  Städteordnungeo 
in  dieser  Hinsicht  aufweisen. 

Da  die  Art.  21 — 25  Verf.  l  rk.,  die  gerade  für  die  heikelster 
Punkte  durch  ihre  ungreifbare  Allgemeinheit  schon  an  sich  prak 
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1  völlig  unbrauchbar  wären,  nach  Art.  112  bis  zur  endlichen 
orirung  des  in  Art.  26  auf  ein  Unterrichtsgesetz  ausgestellten 
^hsels  suspendirt  sind,  so  scheint  damit  auch  der  üebergang 
lie  Formen  des  Verfassungsstaates  für  dieses  Gebiet  that- 
ilich  suspendirt  zu  sein.  Allerdings  hat  die  höhere  Gewalt 
nervus  rerum  sich  sogar  hier  geltend  gemacht  und  die  gesetz- 
j  Regelung  einer  Reihe  von  finanziellen  Fragen  durch  spe- 
e  Schulnothgesetze  erzwungen.     Im  Uebrigen  findet  sich  auch 

ein  charakteristischer  Zug  unseres  ganzen  öffentHchen  Rechts 
ler,  dass  nämlich  die  Entwicklung  der  Verwaltungsgesetz- 
mg  und  des  publizistischen  Rechtsschutzes  im  umgekehrten 
hältniss  zur  ideellen  Bedeutung  der  in  Frage  kommenden 
ressen  steht;    reine  Vermögensinteressen    sind   in    der  Regel 

nicht  in  Geld  auszudrückende  Interessen  sind  meist  schlecht 
•  gar  nicht  geschützt. 

Je  dürftiger  die  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  der  Schul- 
raltung,  desto  grösser  ist  natürlich  die  Bedeutung  der  ministe- 
en  Verordnungen.  Dies  Verhältniss  hat  nun  aber  im  Laufe 
Zeit  immer  mehr  dahin  geführt,  die  Prüfung  der  Rechts- 
gkeit  jener  Verordnungen  gegenüber  dem  dürftigen  und 
'ach    schwierigen    Gesetzesmaterial    zurücktreten    zu    lassen. 

Erlass  der  Verfassung  hat  sich  diese  Unumschränktheit  der 
usministeriellen  Verordnungen  sogar  gesteigert,  wozu  die  be- 
ate  „konstitutionelle"  Regierungspraxis  namentlich  der  fünf- 
r  Jahre  das  Ihrige  beigetragen  hat. 

Aus    dieser  Rechtslage    müssen    sich    nothwendig   zahlreiche 

wichtige  Streitfragen  für  das  Verhältniss  von  Staat  und 
neinde  auf  dem  Gebiete  der  Schulverwaltung  ergeben;  Streit- 
jen,  die  zwar  meist   durch  Ministerialreskripte  zu  Ungunsten 

Selbstverwaltung  entschieden  sind,  nur  dass  wiederum  die 
htsgiltigkeit  dieser  Reskripte  in  vielen  Fällen  mit  guten 
inden  zu  bestreiten  ist.  Den  Brennpunkt  dieser  Streitfragen 
et     die    Rechtsstellung     der    städtischen    Schuldeputationen. 

.rchiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  2.  j^ 
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Sind  sie  kommunale  Organe  wie  die  übrigen  städtischen  Yei 
waltungsdeputationen  oder  haben  sie  einen  heterogenen  Charakter 
Offenbar  würde  durch  eine  Beantwortung  der  Frage  im  erste; 
Sinne  die  Ueberordnung  des  Staates  über  die  Gemeinde  auf  deD 
Gebiete  der  Schulverwaltung  ebenso  wenig  alterirt  werden,  m 
durch  den  unbestrittenen,  rein  kommunalen  Charakter  der  übrigen 
Deputationen  auf  den  entsprechenden  Verwaltungsgebieten.  Es 
muss  diese  an  sich  selbstverständliche  Thatsache  desshalb  be- 
sonders betont  werden,  weil  bei  den  einschlägigen  Erörterungen 
gelegentlich  auch  mit  der  oflfenbaren  Nothwendigkeit  argumentirt 
worden  ist,  dass  der  Staat  rechtlichen  Einfluss  auf  das  städtische 
Schulwesen  haben  müsse.  Das  steht  hier  gar  nicht  in  Frage 
und  kann  die  Sachlage  nur  verwirren;  denn  mit  demselben  Ar- 
gument konnte  man  den  kommunalen  Charakter  jeder  städtischen 
Verwaltungsdeputation  in  Frage  stellen.  Indem  jedoch  die  ße- 
gierungspraxis  gerade  den  Schuldeputationen  den  rein  kommunalen 
Charakter  bestreitet  und  sie  für  gemischte,  staatlich -kommunale 
Behörden  erklärt,  leitet  sie  daraus  für  deren  Organisation  uni 
Bestellung  eine  Ausnahmebestimmung  her;  sie  nimmt,  im  Gegen 
Satz  zu  allen  anderen  Deputationen,  für  die  von  der  Stadt 
verordnetenversammlung  gewählten  Mitglieder  der  Schuldepu 
tationen  ein  staatliches  Bestätigungsrecht  in  Anspruch.  Fas 
seit  dem  Beginn  einer  kommunalen  Selbstverwaltung  in  Preussei 
ist  dieses  Bestätigungsrecht  von  der  einen  Seite  der  Kegierunj 
vindizirt,  etwa  ebenso  lange  ihr  von  der  anderen  Seite  bestritte] 
worden;  und  es  ist  klar,  dass  es  sich  in  diesem  Streite  um  di< 
prinzipielle  Grundlage  für  die  Eechtsstellung  städtischer  Schul 
deputationen  nach  preussischem  Recht  handelt. 

Unmittelbar  stützt  sich  der  staatliche  Bestätigungsansprucl 
bekanntlich  auf  die  Ministeriahnstruktion  vom  26.  Juni  1811 
während  sich  die  Gegner  für  die  —  theilweise  oder  vollständig« 
—  Rechtsungiltigkeit  der  in  jener  Instruktion  enthaltenen  Be 
stätiguugsklausel  auf  das  höhere  Gesetz,    die  Städteordniing  vor 


—     205     — 

1808    berufen.     Die   revidirten  Städteordnungen   von   1831    und 
1853  haben  in  dem  entscheidenden  Punkte  keine  Aenderung  der 
Rechtslage    bewirkt.     Allerdings    erklärt    die    vom  Minister    des 
Innern    zur    Ausführung     der    neuen    Städteordnung    erlassene 
Instruktion    vom    20.   Juni    1853,    XIII    2:     „für    die    Schul- 
deputationen, welche  sich  ihrem  Ressortverhältniss  gemäss  nicht 
bloss  auf  dem  Gebiet  der  eigentlichen  Gemeindeverwaltung   be- 
wegen,   bilden  die  neben  der  älteren  Städteordnung  ergangenen 
besonderen  Bestimmungen  fernerhin  die  leitenden  Normen."    Das 
geht  gewiss    vor  Allem    auf   die  Instruktion    von    1811.     Aber 
ebenso  gewiss  kann  diese  Ministerialverordnung  den  Rechtsstreit 
nicht   rechtsgiltig   entscheiden,    die    etwaigen  Rechtsmängel    der 
alten  Verordnung  nicht  heilend    Wenn  die  Instruktion  von  1811 
neben  der  alten  Städteordnung  rechtlich  Yiicht  bestehen  konnte, 
so  kann  sie  es  auch  neben  der  neuen  nicht,  trotz  der  Instruktion 
von  1853.     Genau    dasselbe    gilt   von   den   sämmtlichen    kultus- 
ministeriellen  Erlassen,    die    in    gleichem   Sinne    ergangen    sind. 
Cnter  diesen   ragen   hervor   die  Cirkularverfügung  des  Ministers 
V.  Raumer  vom  17.  Febr.  1854  und  die  Verfügung  des  Ministers 
T.  Mühler   vom  21.  Dez.  1864,    welche   beiden   die   anscheinend 
immer  wieder   in   Abgang   gerathene  Ausübung   des   staatlichen 
Bestätigungsrechts  wieder  in  Gang  zu  bringen  und  zu  begründen 
Tersuchen.     Zugleich   bilden  diese  beiden  Erlasse  die  Ausgangs- 
punkte für  einen  besonderen  Streit   mit  der  Stadt  Berlin.     Hier 
war  die  Instruktion    von  1811    durch   eine    spezielle  Verordnung 
Tom  20.  Juni  1829    ersetzt  worden,    welche   die  bestrittene  Be- 
statigungsklausel  jener  Instruktion  gar  nicht  mehr  enthält.    Trotz- 
dem versuchten  die  genannten  beiden  Minister,  das  staatliche  Be- 


*  Es  ist  bemerkenswerth ,   dass  bereits   eine  andere  Bestimmung  dieser 

Instruktion  von  1853  (Nr.  X)  durch  Erkeuntniss  des  Oberverwaltungscrerichts 

vom  1.  Mai  1894  (Entsch.  Bd.  XXVII  S.  77)  für  rechtsuuverbiudlich  erklärt 

fonlen  ist.    Vgl.  auch  die  Begründung  des  Gesetzes  betr.  die  Austeilung  und 

Venorgung  der  Koramunalbeamten  vom  30.  .Tuli  1899  zu  §  II. 

14* 
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stätigungsrecht  auch  für  die  Berliner  Scbuldeputation  durchzusetzen, 
ein  Versuch,   der   beide  Male   nach  jahrelangem   Streitschrifteo- 
wechsel  scheiterte.  Nachdem  die  Sache  dann  wieder  30  Jahre  lang 
geruht   hatte,    wurde   der   gleiche  Versuch   im  Jahre  1898  vom 
Kultusminister  Dr.  Bosse  aus  Anlass  eines  Einzelfalles  wieder  auf- 
genommen,  ohne  dass  bis  heute  ein  endgiltiger  Austrag  erfolgt  wäre. 
Das  reiche  Material,  welches  zur  Begründung  der  entgegen- 
gesetzten Rechtsauffassungen  die  in  den  wiederholten,  jahrelangen 
Konflikten   gewechselten  Schriftsätze   darbieten,    ist   natürhch  in 
den  Akten  verborgen.     Jedoch   hat   in   der   deutschen  Juristen- 
zeitung vom  15.  Okt.  1899  (S.  410  ff.)  Herr  Landgerichtsrath  a.  D. 
Brown  einen  Artikel :   „Der  rechtliche  Charakter  der  städtischen 
Schuldeputationen"  veröffentlicht,  worin  der  Rechtsstandpunkt  der 
Regierungspraxis,  namefntlich  der  Minister  v.  Raumer,  v.  Mübler 
und  Dr.  Bosse,  in   gedrängtem  Auszuge,  aber  im  Wesentlichen 
übereinstimmend  zum  Ausdruck  kommt.     Dies  mag  den  äusseren 
Anhalt  geben,  imi  diesen  Rechtsstandpunkt  hier  einer  Kritik  z» 
unterziehen  und  die  entgegenstehende  Rechtsanschauung  zu  be- 
gründen. 

II. 

Wie  sich  aus  dem  vorstehenden  üeberblick  ergiebt,  wurzel*' 
die  ganze  Kontroverse  in  der  Frage  nach  dem  Verhältniss  det 
Instruktion  von  1811  zur  Städteordnung,  und  zwar  zunächst  der 
von  1808.  Unzweifelhaft  enthält  jene  Instruktion  Vorschriften 
über  die  Bildung  der  städtischen  Schuldeputationen,  die  deO 
Vorschriften  der  Städteordnung  über  die  Bildung  städtischer 
Verwaltungsdeputatiouen  überhaupt  zuwiderlaufen.  Ob  sich  dies^ 
abweichenden  Bestimmungen  durch  einen  Vorbehalt  der  Städte- 
Ordnung  selbst  legitimiren  lassen,  wird  gleich  zu  erörtern  sein^ 
üni  jedoch  der  Instruktion  eine  gesetzhche  Unterlage  ausserhalb 
der  Städteordnung  zu  geben  und  zugleich  die  Interpretation  des 
erwähnten  Vorbehalts  der  Städteordnung  in  dem  ihr  günstigen 
Sinne    zu    ermöglichen,    beruft    sich    die    Regierungspraxis    und 


—     207     — 

ibr  litterariscber  Anhänger  auf  die  Fundamentalsätze  über  die 
Staatsschule  im  AUg.  L.-R.  II  12.  Diese  landrechtlichen  Be- 
stimmungen sollen  ein  ausschliessliches  Schulaufsichtsrecht  des 
Staates  begründen,  das  von  den  Normen  der  Städteordnung 
jarchaus  unberührt  geblieben  sei;  vielmehr  müsse  umgekehrt  die 
Städteordnung  im  Hinblick  auf  jene  Sätze  des  Landrechts  inter- 
pretirt  werden.  Es  entsteht  also  die  präjudizielle  Frage,  ob 
Rechtsnormen  über  das  Verhältniss  von  Staat  und  kom- 
munalem Selbstverwaltungskörper  auf  dem  Gebiet  der 
obrigkeitlichen  Schulverwaltung  jenseits  der  ersten  Städteordnung 
aus  Allg.  L.-R.  II  12  zu  entnehmen  sind?  Diese  Frage  ist 
unbedingt  zu  verneinen,  wenn  sie  in  der  hier  formulirten  Be- 
schränkung gestellt  wird.  Gewiss  ist  das  Landrecht  noch  heute 
sedes  materiae  für  grosse  und  wichtigste  Theile  des  Schulrechts; 
auch  für  gewisse  pekuniäre  Pflichten  der  Gemeinden  im  Verhältniss 
zum  Staat  auf  diesem  Gebiete  hat  es  noch  Bedeutung.  Aber  im- 
mögüch  kann  es  Rechtsfragen  entscheiden,  welche  die  Abgrenzung 
zwischen  kommunaler  Selbstverwaltung  und  Staatsverwaltung  be- 
treffen.  Zweifellos  hat  Herr  Brown  Recht:  „Von  einer  Theil- 
nahme  der  Kommunen  als  solcher  an  den  inneren  Schulaugelegen- 
heiten,  besonders  an  der  Schulaufsicht  ist  aus  den  laudrechtlichen 
Bestimmungen  nichts  herzuleiten."  Gewiss  nicht;  etwa  ebenso 
wenig,  wie  für  die  Theilnahme  des  Parlaments  an  Gesetzgebung 
und  Besteuerung,  oder  für  Eisenbahn-  und  Telephon wesen.  Man 
darf  im  Landrecht  doch  keine  Bestimmungen  über  Dinge  suchen, 
die  es  zu  seiner  Zeit  noch  nicht  gab;  und  eine  kommunale  Selbst- 
▼erwaltung  existirte  im  eudämonistischen  Polizeistaate,  dessen  legis- 
latorischer Niederschlag  das  Landrecht  ist,  eben  noch  nicht;  ihre 
Einführung  war  der  erste  Schritt  zu  seiner  üeberwindung.  Die  Ge- 
meindekorporationen des  Landrechts  sind  keine  kommunalen  Selbst- 
Ten*'altungskörper  des  öfl'entlichen  Rechts,  wie  solche  erst  durch 
die  Städteordnung  von  1808  geschaffen  wurden.  Will  man  also, 
wie  es  Herr  Brown  und  die  ministerielle  Praxis  thut,  diese  Städte- 
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Ordnung  mit  Hilfe  des  Landrechts  interpretiren ,  so  interpreti 
man  sie  thatsäcklich  durch  ihre  Negation.  Dem  hat  nun  aber  d 
Städteordnung  selbst  klar  und  deutlich  einen  Riegel  vorgeschobe 

Bekanntlich  ist  bei  der  Ausarbeitung  der  Städteordnung  vc 
1808  ihrVerhältnisszum  Allgemeinen  Landrecht  ausführlich  erörte 
worden.  Eine  der  mit  der  Ausarbeitung  befassten  Behörde' 
das  General-Departement,  wollte  im  Texte  der  Städteordnung  al 
durch  sie  aufgehobenen  oder  abgeänderten  Bestimmungen  d( 
Landrechts  aufzählen.  Dem  trat  das  preussische  Provinzia 
Departement  mit  dem  überzeugenden  Nachweise  entgegen,  da 
bei  der  Verschiedenheit  der  prinzipiellen  Grundlagen  beider  G 
setze  eine  solche  Aufzählung  unmöglich  sei.  Diese  Auffassui 
drang  bei  der  definitiven  Beschlussfassung  in  der  Generalkonferei 
um  so  eher  durch,  weil  man  damals  eine  gründliche  Revisi( 
des  Allgemeinen  Landrechts  als  nothwendige  Folge  der  ganz 
Reformgesetzgebung  in  kurzer  Zeit  erwartete.  Es  ward  al 
statt  jener  speziellen  Aufzählung  eine  Generalklausel  beschlösse 
die  alle  dem  neuen  Gesetze  widerstreitenden  Bestimmungen  d 
Allgemeinen  Landrechts  beseitigt.  Diese  Generalklausel  ste 
in  der  Präambel  der  Städteordnung  mit  den  AVorten :  .  .  .  „ind( 
Wir  mit  Aufhebung  der  derselben  zuwiderlaufenden,  je 
über  die  Gegenstände  ihres  Inhalts  bestehenden  Gesetze  und  V< 
Schriften,  namentlich  der  auf  solche  Bezug  habenden  Stell 
des  Allgemeinen  Landrechts,  Folgendes  verordnen  .  .  ." 

Bei  dieser  wohlbekannten  Sachlage  und  diesem  klaren  Wo 
laute  ist  die  Behauptung  unhaltbar,  dass  die  Auslegung  c 
Städteordnung  nicht  in  AViderspruch  mit  den  landrechtlicl 
Vorschriften  treten  dürfe,  weil  ^von  einer  Aufhebung  derselb 
aus  der  Städteordnung  von  1808  absolut  nichts  zu  entnehme 
seil!  Im  Gegentheil  spricht  die  Städteordnung  ausdrücklich  < 
Aufhebung  aller  ihr  widersprechenden  Vorschriften  des  Lai 
rechts  aus.  Und  gerade  weil  sie  die  aufgehobenen  Stellen  nie 
aufzühlt,  kann  man   zu   ihrer  Interpretation  das  Landrecht  üb« 
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haupt  nicht  heranziehen;  denn  jeder  Widerspruch  zwischen  einer 
Bestimmung  der  Städteordnung  und  des  Allgemeinen  Landrechts 
würde  nicht  eine  irrige  Auslegung  jener  Bestimmung,  sondern  die 
Aufbebung  dieser  beweisen.  Das  Allgemeine  Landrecht  scheidet 
also  für  die  Beantwortung  unserer  Frage  völlig  aus. 

Eine  generelle  Formel  für  die  Kompetenzgrenze  zwischen 
Staatsverwaltung  und  kommunaler  Selbstverwaltung  hat  weder 
die  Gesetzgebung  noch  die  Wissenschaft  zu  finden  vermocht;  sie 
ist  auch  bei  der  immanenten  Wesensgleichheit  beider  Gebiets- 
körperschaften in  Wahrheit  unauffindbar.  Die  Städteordnung 
von  1808  macht  gar  keinen  Versuch  zu  einer  solchen  generellen 
Formulirung.  Wenn  insonderheit  ihr  §  179  eine  Reihe  von 
Materien  aufzählt,  die  „zur  Geschäftsverwaltung  in  Deputationen 
und  Kommissionen  geeignet"  seien,  so  ist  aus  dieser  Vorschrift, 
die  sich  unmittelbar  nur  auf  die  innere  Organisation  der  Magi- 
stratsverwaltung bezieht,  und  die  übrigens  erschöpfend  weder  sein 
kann  noch  will,  für  die  Kompetenz  nichts  weiter  zu  entnehmen, 
als  dass  die  kommunale  Selbstverwaltung  auf  diesen  Gebieten 
jedenfalls  thätig  sein  soll.  Ueber  das  Verhältniss  dieser  kom- 
munalen zur  Staatsverwaltung  sagt  §  179  gar  nichts.  Nun  hat 
man  aber  aus  der  Art,  wie  dieser  Paragraph  unter  b  die  Schul- 
sachen erwähnt,  eine  solche  Korapetenzabgrenzung  herauslesen 
wollen.  Auch  Herr  Brown  behauptet,  ,.nach  dem  Wortlaut  des 
§  179  1.  c."  seien  nur  die  sog.  Externa  des  Schulwesens  der  städti- 
schen Selbstverwaltung  unterstellt,  für  die  inneren  Schulangelegen- 
heiten habe  sich  der  Gesetzgeber  völlig  freie  Hand  vorbehalten, 
um  die  dafür  zuständige  Behörde,  unabhängig  von  den  sonstigen 
Bestimmungen  der  Städteordnung,  eventuell  auch  als  eine  rein 
staatliche  zu  organisiren.  Indessen  spricht  bei  unbefangener  Be- 
trachtung der  Wortlaut  der  viel  erörterten  Stelle  weit  eher  gegen 
als  für  jene  Behauptung.  Sie  nennt  nämlich  unter  den  zur  Ver- 
waltung durch  städtische  Deputationen  geeigneten  Gegenständen 
keineswegs  nur  die  „äusseren",  sondern  die  Schulsachen  schlecht- 
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hin.   Erst  danach  wird  zwischen  inneren  und  äusseren  Angelegen- 
heiten insofern  unterschieden ,   als  die  Organisation  der  Behörde 
für  die  ersteren  besonderen  Bestimmungen  vorbehalten  wird,  \vah- 
rend   für  die    anderen  einige  organisatorische  .Normen  sofort  ge- 
geben werden.     Aber  nichts  deutet  darauf  hin,   dass  es  hier  auf 
die   Gegenüberstellung    staatlicher    und  kommunaler  Organe  ab- 
gesehen   sei;    vielmehr    ist    es    nach    Wortlaut   und   Zusammen- 
hang wahrscheinlicher,  dass  ledigHch  die  Designirung  technischer 
Mitglieder  für  die  städtische  Deputation  vorbehalten  werden  sollte. 
Solche  Designirungen  finden  sich  in  mehreren  folgenden  Nummern 
desselben  Paragraphen;  sie  werden  hier  noch  vorbehalten,  weil  in 
dieser  Reformzeit  auch  für  das  ganze  öffentliche  Unterrichtswesen 
eine,  gründliche  Reorganisation  bevorstand.   Jedenfalls  spricht  also 
der  §  179^  St.-O.  nicht  die  Inkompetenz  der  kommunalen  Selbst- 
verwaltung für  die  inneren  Schulangelegenheiten  aus.    Und  wenn 
dann    der    §    187,    der    von    der    amtlichen   Korrespondenz    der 
städtischen  Deputationen    handelt,    „in  Absicht   der  Servis-  und 
inneren    Schulangelegenheiten"  nähere    Bestimmungen   vorbehält, 
so  ist  dies  ein  weiteres  Argument  für  die  Anschauung,  dass  der 
Gesetzgeber   bei   der    Behörde   für  jene  inneren  Angelegenheiten 
ebenfalls  nur  an  eine  kommunale  Deputation  gedacht  haben  kann; 
um  so  mehr,  als  ganz  wie  bei  dieser  auch  bei  der  Deputation  für 
das  Serviswesen  der  §  179  sub  k  „die  nähere  Organisation  .  .  . 
einer  besonderen  Verordnung  vorbehalten"  hat. 

Die  Ministerialverordnung  oder  sog.  Instruktion  vom  26.  Juni 
1811  giebt  sich  selbst  als  Ausführung  des  Vorbehaltes  in  §  179^ 
St.-O.  In  völliger  Uebereinstimmung  mit  der  hier  dargelegten 
Auffassung  jenes  Vorbehalts  setzt  diese  Instruktion  nicht  etwa 
eine  staatliche  Behörde  für  die  inneren  Angelegenheiten  neben 
die  städtische  Deputation  für  die  äusseren  Schulsachen,  sondern 
vereinigt  ausdrücklich  (§  9)  beide  Funktionen  in  einer  Behörde, 
die  als  ^städtische  Schuldeputation"  bezeichnet  und  gleich 
„den  übrigen  städtischen  Deputationen"  den  Bestimmungen 
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ler  St.-O.  §§  176  u.  187  unterstellt  wird  (§§  7  u.  8  Instr.). 
Ulerdings  in  einem  wichtigen  Punkte  weicht  die  Instruktion  von 
ien  organisatorischen  Normen  der  Städteordnung  für  die  übrigen 
Deputationen  ab,  indem  sie  die  Mitglieder  der  Schuldeputation 
einer  Bestätigung  durch  die  Regierung  unterwirft,  ein  Bestäti- 
gungsrecht, das  sich  für  die  nicht  aus  Magistrat  und  Stadt- 
verordnetenversammlung hervorgehenden ,  sachverständigen  Mit- 
glieder zu  einem  Emennungsrecht  aus  je  drei  präsentirten 
Kandidaten  steigert  (§  2  Instr.).  Und  gerade  wegen  dieser  Be- 
stimmung ist  die  Rechtsgiltigkeit  der  Instruktion  von  1811  von 
jeher  angefochten  worden.  Die  Frage  ist  nicht,  wie  Herr  Bkown 
meint,  ob  der  Vorbehalt  des  §  179  *>  St.-O.  durch  Ministerial- 
reskript  ausgeführt  werden  konnte,  oder  ob  es  dazu  eines  Gesetzes 
bedurfte?  Vielmehr  handelt  es  sich  darum,  ob  ein  Ministerial- 
reskript,  wie  es  das  von  1811  nach  seinen  eigenen  Worten  thun 
vill,  eine  städtische  Deputation  schaffen  konnte,  für  deren  Be- 
stellung andere  Normen  als  die  der  Städteordnung  massgebend 
sein  sollten.  Man  kann  sehr  wohl  meinen,  —  und  ich  bekenne 
nich  zu  dieser  Meinung  — ,  dass  jener  Vorbehalt  allerdings  durch 
Uinisterialreskript  ausgeführt  werden  konnte,  wenn  sich  dies  Ee- 
'kript  im  Rahmen  der  Städteorduung  hielt,  also  etwa  technische 
Mitglieder  für  die  Schuldeputation  in  analoger  Weise  designirte, 
rie  es  andere  Nummern  des  §  179  für  die  Armendirektion,  die 
iicherungsanstalten,  das  Sanitätswesen  thun;  dass  es  dagegen  zu 
iner  Durchbrechung  der  organisatorischen  Normen  der  Städte- 
rdnung  unbedingt  eines  Gesetzes  bedurft  hätte. 

Ausschlaggebend  aber  muss  die  Erkenntniss  sein,  dass  die 
echtliche  Fehlerhaftigkeit  der  Bestätigungsklausel  in  der  In- 
truktion  von  1811  bestehen  bleibt,  selbst  wenn  man  sich  in  der 
Uslegung  des  §  179^^  St.-O.  der  herrschenden  Praxis  fügen 
füllte.  Diese  Auslegung  entscheidet  die  Zweifel  bezüglich  der 
nneren  Schulsachen  zu  Gunsten  der  unbeschränkten  Staats- 
vompetenz.  Gut;  aber  bezüglich  der  äusseren  Schulsachen  haben 
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über  die  kommunale  Kompetenz  niemals  Zweifel  bestanden;  und 
hier  greift  jene  Instruktion   dennoch   in   handgreiflichem  Wider- 
spruch  zur   Städteordnung   in   die  kommunale    Selbstverwaltung 
ein.   Das  erkennt  auch  Herr  Brown  an,  wie  es  gelegentlich  sogar 
die  Regierung  anerkannt  hat.     Wie  kommt  man  nun  um  diesen 
peinlichen  Widerspruch  herum?     Die  Art  der  Argumentation  ist 
überaus   charakteristisch   für    den   ganzen  Kampf  um^s  Recht  in 
dieser   Frage.     Während   das  —  vorsichtig   zu   reden  —  höchst 
zweifelhafte   Recht   der   Regierung   in  internis   als  unantastbares 
Dogma    behandelt    wird,    schiebt    man    das    absolut    zweifellose 
Recht    der   kommunalen   Selbstverwaltung   in   externis   mit  einer 
leichten  Haudbewegung  zur  Seite.    So  sagt  Herr  Brown  :  „Trotz- 
dem   kann    man   wegen  dieser  Kompetenzüberschreitung  solange 
die  Rechtsbeständigkeit  der  ganzen  Instruktion  nicht  bemängeln, 
solange   die    städtischen  Behörden    sich    diese  Vereinigung  kom- 
munaler   und    staatlicher  Funktionen   in   den    jetzt    bestehenden 
Schuldeputationen   gefallen   lassen    bezw.    als  solche  acceptiren.** 
Man    versuche,    diesen    Gedanken  juristisch  zu  konstruiren,  und 
man  stösst  auf  ein  Bündel  von  Ungeheuerlichkeiten.     Die  Koni- 
petenzüberschreitung    seitens    der    Regierung,    also    die    Rechts- 
verletzung, wird  zugegeben;  und  was  soll  sie  heilen?     Vielleicht 
ein  Gewohnheitsrecht,  und  zwar  contra  legem,  und  in  einer  Frage^ 
die   seit  bald   einem  Jahrhundert    stets    kontrovers  war?     Nein, 
wohl  eher  ein  Verzicht  seitens  „der  städtischen  Behörden".    Ja^ 
aber  giebt    es   denn   einen  Verzicht    auf   objektive    Normen   des 
öffentlichen  Rechts?     Und  wie  sollte  dieser  Verzicht  rechtsgiltig 
bekundet  werden?   Herr  Brown  meint,  die  städtischen  Behörden 
hätten  sich  jene  Kompetenzüberschreitung  ja  doch  gefallen  lassen, 
d.  h.  also    wohl  Verzicht    durch  eine    konkludente  Unterlassung. 
Indessen,  was  haben  denn  die  städtischen  Behörden  unterlassen, 
oder  was  hätten  sie  thun  können,  um  sich  jene  Rechtsminderung 
nicht  gefallen  zu  lassen  ?   Einen  Rechtsweg  gegen  die  Regierungs- 
massregeln gab  es  doch  nicht;  und  unmassgebliche  Vorstellungen? 
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inmal  können  an  die  Unterlassung  solcher  rechtlich  irrelevanten 
Landlungen  füglich  keine  Rechtsfolgen  geknüpft  werden;  und 
emer,  weiss  Herr  Brown  wirklich,  ob  irgend  welche  Rechts- 
erwahrungen von  keiner  städtischen  Behörde  erhoben  worden 
jind?  Diese  Thatsachen  verbergen  sich  doch  in  den  Akten. 
&.QS  den  Berliner  Akten  nun  ergiebt  sich;  dass  die  Syndici  im 
Jahre  1828  ihr  Gutachten  abgaben,  dass,  obwohl  §  179^  St.-O. 
„die  Organisation  der  Behörde  für  die  inneren  Schulangelegen- 
lieiten  ausdrücklich  vorbehalte,  dennoch  die  diesfölligen  An- 
wdnungen  nur  im  Sinne  und  Umfange  der  §§  1  u.  2  St.-O. 
jefasst  werden  könnten".  Das  heisst  doch  nichts  Anderes,  als 
lie  Rechtsgiltigkeit  der  von  der  Städteordnung  abweichenden 
)rganisatorischen  Bestimmungen  der  Verordnung  von  1811  ne- 
jiren;  und  dieser  Rechtsauffassung  haben  sich  Magistrat  und 
Stadtverordnete  angeschlossen.  Aehnliche  Thatsachen  würden 
ich  gewiss  noch  aus  den  Akten  anderer  Städte  ermitteln  lassen. 
i.ber  es  ist  allerdings  unerheblich;  denn  „sich  gefallen  lassen" 
aussten  ja  schliesslich  die  Städte  die  Regierungsanordnungen, 
^as  ihnen  übrigens  die  Regierung  durch  eine  erstaunlich  laxe 
Usübung  oder  vielmehr  Nichtausübung  des  Bestätigungsrechts 
uigeraein  erleichterte.  Die  oben  genannten  Kultusminister  mussten 
a  immer  wieder  damit  beginnen,  das  meist  in  Vergessenheit  ge- 
"athene  Bestätigungsrecht  der  Verordnung  von  1811  aufzufrischen; 
luch  gerade  kein  Symptom  für  die  anerkannte  AVirksamkeit  jener 
Oausel.  Jedenfalls  kann  in  dem  Verhalten  der  Städte  kein  Ver- 
icht  auf  irgend  eines  ihrer  aus  der  Städteordnung  fliessenden 
lechte  gesehen  werden,  ein  Verzicht,  der  obenein  auch  noch 
echthch  wirkungslos  wäre. 

Das  Resultat  ist  also,  gleichviel  wie  man  den  Vorbehalt  des 

179**  St.-O.  auch  auslegen  mag,  dass  die  Instruktion  von  1811 

?i  der  Schaffung  einer  einheitlichen  Deputation  für  die  inneren 

id  äusseren  Schulangelegenheiten  die  organisatorischen  Normen 

•r  Städteordnung  von  Rechts  wegen  nicht  durchbrechen  konnte; 
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und  dass  sie  daher  insoweit,  als  sie  dies  durch  Einfügung  d 
staatlichen  Bestätigung  dennoch  that,  der  Rechtsverbindlich!« 
ermangelt.  Dieser  Mangel  ist  auch  durch  keinen  späteren  Recht 
akt  geheilt  worden.  Wenn  die  „Schulordnung  für  die  Eleme 
tarschulen  der  Provinz  Preussen  vom  11.  Dez.  1845"  in  §  3 
sagt:  „Hinsichtlich  der  Aufsicht  über  die  Elementarschulen  i 
den  Städten  bleibt  es  bis  auf  Weiteres  bei  den  Bestimraunge 
der  Städteordnung  und  der  Instruktion  vom  26.  Juni  1811'',  s 
wird  einmal  durch  diese  einfache  Nebeneinanderstellung  die  Dii 
kordanz  in  keiner  Weise  gehoben,  der  Instruktion  keine  di 
Städteordnung  abändernde  Bedeutung  beigelegt;  im  Uebrige 
aber  würde  damit  doch  auch  nur  Provinzialrecht  geschaffen  seil 
Woran  man  ferner  bei  Berathung  der  Verfassung  gedacht  ode 
„nicht  gedacht"  hat,  ist  gleichgiltig,  w^eil  die  Verfassung  jeder 
falls  keine  zur  Zeit  giltigen  dispositiven  Bestimmungen  über  die» 
Frage  enthält.  Ebenso  wenig  enthält  solche  endlich  das  Schul 
aufsichtsgesetz  von  1872;  die  ratio  dieses  Kulturkampfgesetze 
liegt  auf  einem  ganz  anderen  Gebiete,  als  der  Grenzziehunj 
zwischen  Staatsverwaltung  und  kommunaler  Selbstverwaltung 
vielmehr  wird  durch  §  3  des  Gesetzes  dieser  Punkt  ausdrucklicl 
unberührt  gelassen;  was  in  dieser  Beziehung  also  vorher  Rechtens 
war,  das  ist  es  geblieben;  und  was  vorher  nicht  rechtsgiltig  war 
das  ist  OS  auch  durch  dieses  Gesetz  nicht  geworden. 

Wie  eine  gewisse  juristische  Unsicherheit  bei  den  Vertreten 
der  herrschenden  Praxis  sich  aus  der  Unhaltbarkeit  ihres  Rechts 
bodens  ergiebt ,  das  zeigt  sich  auch  in  einem  Nebenpunkte 
Das  Bestätigungsrecht  der  Instruktion  von  1811  wird  regelmissil 
als  Austluss  eines  ad  hoc  konstruirten,  »speziellen"  staatlich«' 
Sohulaufsichtsrechts  im  Gegensatz  zur  allgemeinen  Staatsaufsich 
über  die  Kommunalverwaltunii  darirestellt.  So  auch  von  BroWS 
der  fortfahrt:  ».lenes  wird  desshalb  von  der  Regierung,  Abtheiion 
tur  Kirchen-  und  Schulwesen  bezw.  dem  Provinzial-SchulkollegioU 
letzteres    von  der  Abtheilung  des  Innern  bezw.  dem  R^ierung 
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Präsidenten  ausgeübt".  —  Die  prinzipiellen  Grundlagen  dieser 
ganzen  Anschauung  sind  vielleicht  am  klarsten  in  dem  oben  schon 
erwähnten  Erlass  des  Kultusministers  v.  Mühler  vom  21.  Dez.  1864 
entwickelt;  da  aber  heisst  es^  dass  hinsichtlich  der  Schuldeputationen 
zwar  im  Allgemeinen  die  Kegierungsabtheilung  für  Kirchen-  und 
Schalsachen  zuständig  sei;  dagegen  die  Abtheilung  des  Innern 
dann,  wenn  es  sich  ^um  Wahl  und  Zusammensetzung  dieser 
Deputation  .  .  .  handelt,  in  welchem  Fall  dann  auch  gemäss 
§  76  St.-O.  die  Oberpräsidialinstanz  ihre  Stelle  einzunehmen 
haben  würde".  Der  hier  angezogene  §  76  St.-O.  von  1853  aber 
eröffnet  den  X.  Titel:  „Von  der  Oberaufsicht  über  die  Stadt- 
Terwaltung"!  War  diese  Zuständigkeit  früher  wesentlich  eine 
interne  Frage,  so  hat  sie  heute  im  Hinblick  auf  die  Kechts- 
kontrollen  der  Verwaltung  eine  erheblich  grössere  Bedeutung. 
Vor  allem  aber  wird  in  solchen  Widersprüchen  der  Verfechter 
desselben  falschen  Prinzips  die  List  der  Idee  offenbar,  welche 
das  in  das  Selbstverwaltungssystem  rechtswidrig  eingeschobene 
Element  auszuscheiden  strebt;  die  immanente  Logik  eines  in  sich 
geschlossenen  Rechtsgedankens. 

III. 
Selbst  wenn  nun  im  Gegensatz  zu  den  bisherigen  Dar- 
legungen ein  staatliches  Bestätigungsrecht  für  die  MitgUeder 
städtischer  Schuldeputationen  als  gemeiner  Rechtszustand  auf 
Grund  der  Instruktion  von  1811  beansprucht  werden  könnte,  so 
würde  es  dennoch  für  die  Stadt  Berlin  kraft  Partikularrechts 
Dicht  bestehen.  Denn  hier  ist  durch  Verordnung  vom  20.  Juni  1829 
die  Instruktion  von  1811  und  eine  auf  deren  Grundlage  be- 
stehende Schulkommission  beseitigt  und  an  deren  Stelle  eine 
jjOach  den  Grundsätzen  der  Städteordnung  von  1808 
gebildete,  rein  städtische  Scliuldeputation"  gesetzt  worden. 
Die  wunde  Stelle  der  Instruktion  von  1811,  die  Bestätigung  durch 
die  Regierung,  fehlt  in  der  Verordnung  von  1829  völlig.     Auch 
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wird  die  Kontroverse,  die  sich  an  die  Instruktion  von  181 
knüpft,  ob  für  die  Schuldeputation  die  Städteordnung  massgeben 
sei  oder  nicht,  und  ob  diese  Behörde  eine  rein  städtische  odc 
eine  aus  städtischen  und  staatlichen  Elementen  gemischte  se 
mit  klaren  und  ausdrücklichen  Worten  zu  Gunsten  der  Selbsl 
Verwaltung  entschieden.  Die  Bestätigung  der  von  der  Stadt 
verordnetenversammlung  in  die  Schuldeputation  gewählten  Stadt 
verordneten  und  Bürgerdeputirten ,  welche  die  Verordnung  voi 
1829  unter  II,  3  und  4  dem  Magistrat  zuschreibt,  hat  mi 
der  Begierungsbestätigung  der  Instruktion  von  1811  absolui 
nichts  zu  thun,  ist  vielmehr,  in  handgreiflichem  Gegensatz  dazu 
eine  wörtliche  Wiederholung  der  Bestimmung  in  §  175  St.-O 
von  1808,  wonach  die  Stadtverordneten  und  Bürgerdeputirtei 
aller  städtischen  Verwaltungsdeputationen  „von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung gewählt  und  vom  Magistrat  bestätigt 
werden".  Die  Verordnung  von  1829  wiederholt  nicht  nur  od 
den  betrefl'enden  Stellen  diese  Formel  wörtlich,  sondern  be- 
ruft sich  dazu  noch  in  Parenthese  ausdrücklich  auf  „St.-O. 
§  175".  Mehr  kann  man  doch  wahrlich  nicht  zum  Beweise 
dafür  verlangen,  dass  die  Verordnung  von  1829  ihr  ausdrücklich 
an  die  Spitze  gestelltes  Prinzip,  die  Berliner  Schuldeputation 
nach  den  Grundsätzen  der  Städteordnung  als  rein 
städtische  Deputation  zu  bilden,  auch  bezüglich  der  Bestäti- 
gung treulich  durchführt,  und  also  auch  in  diesem  Punkte  die 
Schuldeputation  allen  anderen  städtischen  Verwaltungsdeputationen 
absolut  gleichstellt.  Da  nun  jenes  Bestätigungsrecht  des  Magistrat« 
aus  §  175  St.-O.  von  1808  durch  die  revidirte  Städteordnunj 
von  1853  für  sämmtliche  Verwaltungsdeputationen  beseitigt  ist 
so  ist  es  auch  für  die  Berliner  Schuldeputation  zweifellos  beseitigt 
denn  die  Verorclniing  von  1829  konnte  und  wollte  gar  keinei 
Spezialtitel  für  die  Bestätigung  zur  Schuldeputation  schaffen 
sondern  einfacli  die  Anwendung  des  §  175  St.-O.  konstatirer 
wie  aus  dem  eben  erörterten  Wortlaut  unzweideutig  hervorgeht 
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Man  beachte  wohl  die  wesentliche  Verschiedenheit  der  Sach- 
lage bei  der  Instruktion  von  1811  und  der  Berliner  Verordnung 
von  1829.  Dort  ist  ein  Bestätigungsrecht  der  Regierung  in  An- 
spruch genommen,  und  die  Kontroverse  dreht  sich  eben  um  die 
fiechtsgiltigkeit  dieses  Anspruchs;  diese  Rechtsgiltigkeit  ist  zwar, 
wie  oben  dargelegt,  aus  überwiegenden  Gründen  zu  verneinen; 
aber  die  Möglichkeit  einer  Kontroverse  ist  doch  immerhin  aus 
der  Nothwendigkeit  begreiflich,  die  durch  jene  Instruktion  selbst 
begangene  Rechtsverletzung  zu  beweisen,  während  die  Gegner 
sich  wenigstens  auf  den  Wortlaut  der  Instruktion  berufen  können. 
Dagegen  sucht  hier  der  unbefangene  Sinn  zunächst  vergeblich 
nach  irgendeinem  Anlass  einer  möglichen  Kontroverse,  da  ge- 
rade das,  was  bei  der  Instruktion  von  1811  dazu  Anlass  bot, 
in  der  Verordnung  von  1829  glatt  beseitigt  ist;  sie  enthält  nicht 
nur  keinen  Widerspruch  gegen  die  Städteordnung,  sondern  stellt 
sich  ausdrücklich,  mit  unzweideutigen  Worten  auf  deren  Boden. 
Cm  hier  überhaupt  zu  einer  Kontroverse  zu  gelangen,  muss  man 
zunächst  dreimal  jenen  klaren  Worten  einen  diametral  entgegen- 
gesetzten Sinn  unterschieben.  Man  muss  nämlich  behaupten, 
erstens,  dass  die  Worte  „nach  den  Grundsätzen  der  Städte- 
ordnung gebildet"  bedeuten:  nicht  nach  den  Grundsätzen  der 
Städteordnung,  sondern  völlig  unabhängig  von  ihnen  gebildet; 
zweitens,  dass  „r/Bin  städtische  Schuldeputation "  bedeutet:  eine 
^tts  staatlichen  und  städtischen  Elementen  gemischte  Behörde; 
drittens,  dass  das  unter  ausdrücklicher  Berufung  auf  §  175  St. -0. 
erwähnte  Bestätigungsrecht  des  Magistrats  nicht  das  Bestätigungs- 
recht des  Magistrats  aus  §  175  St.-O.  sei,  sondern  vielmehr  das 
Bestätigungsrecht  der  Regierung  aus  §  2  der  Instruktion  von 
1811!  Und  nach  diesem  dreifachen  salto  mortale  juristischer 
Interpretation  ist  man  dann  glücklich  auf  dem  unhaltbaren 
ßechtsboden  der  Instruktion  von  1811  angelangt;  man  hat  die 
Genugthuung,  dass  ein  staatliches  Bestätigungsrecht  auch  für  die 
Berliner  Schuldeputation  —  doch  nicht  existirt;  nur  nicht  wegen 
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des klaren  Wortlauts  der  Verordnung  von  1829,  sondern  a 
gegen  dieRechtsgiltigkeit  der  Bestätigungsklausel  in  derlnsti 
von  1811  sprechenden  Gründen. 

In  der  That  hat  denn  auch  die  Verordnung  von  1821 
rend  eines  Vierteljahrhunderts  in  unangefochtener  Wirks 
bestanden;  von  den  Zeitgenossen  kam  Niemand  auf  den  Ged 
ihren  Worten  den  gerade  entgegengesetzten  Sinn  unterzoscl 
Erst  nach  25  Jahren  versuchte  das  Ministerium  Raumei 
staatUche  Bestätigungsrecht  auch  für  die  Berliner  Schuldepi 
einzuführen;  aber  auch  noch  nicht  auf  Grund  der  Veroi 
von  1829,  sondern  trotz  derselben,  deren  Aufhebung  ohne 
behauptet  wurde,  und  jener  Versuch  scheiterte  nach  ein€ 
1854 — 1857  geführten  Aktenkampfe  an  dem  einmüthige 
ihr  klares  Recht  gestützten  Widerstände  der  städtischen  Bei 
Genau  dasselbe  Schicksal  hatte  der  zweite  Versuch,  de 
Kultusminister  V.  Mühler  1864  unternahm,  dem  in  derl 
Stadtverordnetenversammlung  Gneis  t  entgegentrat,  und  d( 
mit  der  Niederlage  des  Ministers  endete.  Erst  der  dritte  \ 
des  Ministeriums  Bosse  hatte  wenigstens  einen  halben  I 
diesmal  stützte  man  sich  gerade  auf  die  Verordnung  voe 
die  also  genau  70  Jahre  nach  ihrem  Erlass  zum  erstei 
in  einem  ihrem  klaren  Wortlaut  diametral  widersprechende) 
mit  Hilfe  jenes  dreifachen  salto  mortale  der  In^terpretatioi 
angewendet  wurde. 

Es  ist  einer  der  schon  oben  charakterisirten  Selbs 
Sprüche  merkwürdigster  Art,  dass  das  Bestätigungsrecht 
mit  der  Aufhebung,  ein  andermal  mit  der  Geltung  der  ^ 
nung  von  1829  begründet  wird.  Dabei  scheidet  die  in  de 
erwähnten  Konflikte  vielfach  berührte  Frage,  ob  im  i 
auf  Art.  112  der  Verfassung  und  auf  die  Städteordnui 
1853  jene  Verordnung  überhaupt  noch  durch  einseitige  ^ 
nung  aufgehoben  oder  abgeändert  werden  kann,  für  uns 
aus.      Thatsächlich     ist     eine     solche     aufhebende    Verc 
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niemals   erlassen   worden.     Der  Minister  v.  Raum  er  hatte   die 
Aufhebung   der  Verordnung   von  1829    daraus    ableiten   wollen, 
dass    die   Städteordnung   von   1853  mit   dem   §  175  St.-O.   von 
1808   auch    das  Bestätigungsrecht    des  Magistrats,    wie  es  jene 
Verordnung    unter   ausdiücklicher    Berufung    auf   diesen    Para- 
graphen  enthält,    beseitigt   habe.      Die    Thatsache    ist  ja   sehr 
richtig,    wie  schon   gezeigt;   nur  folgt  daraus   eben  lediglich  der 
Fortfall   des  Bestätigungsrechts ,    nicht   der    ganzen  Verordnung 
oder  gar  ihr  stillschweigender  Ersatz   durch  die  Instruktion  von 
1811.     Brown  behauptet  freilich,   die  Verordnung  könne  nicht 
„theilweise    als    aufgehoben,    theilweise    als    bestehend    erachtet 
werden".    Aber  im  Gegensatz  zum  Minister  v.  Kaum  er  und  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  Minister  Dr.  Bosse  folgert  er  daraus 
das  Fortbestehen   der    ganzen  Verordnung  mitsammt    dem   Be- 
statigungsrecht;  jedoch  wieder  mit   der  erstaunlichen  Novation, 
dass  dies  nicht  das  Bestätigungsrecht  der  Verordnung  von  1829 
und  des  §  175  St.-O.    von    1808,   sondern   der  Instruktion   von 
1811  sein   soll!     Die    eine  Behauptung   ist    so    haltlos    wie    die 
andere.     Gesetz  bricht  Verordnung,  soweit  sie  ihm  widerspricht; 
—  soweit  unbedingt;   aber  unbedingt  auch  nur  soweit.     Das  ist 
doch  eine  staatsrechtliche  Binsenwahrheit;   und   wir   haben  Ver- 
ordnungen   in  Masse,    namentlich    aus    der    absoluten  Zeit,    die 
durch  die  spätere  Gesetzgebung  theilweise  aufgehoben  sind;  zum 
äderen  Theile  aber,  soweit  sie  dem  Gesetze  nicht  widersprechen, 
^bestritten  fortgelten.     So  ist's  auch   mit   der  Verordnung  von 
1829;   ihre  Bestätigungsklausel,    die   mit   der   der   alten   Städte- 
ordnung identisch  ist,    fiel  durch    das  Gesetz,   die   neue  Städte- 
ordnung;   soweit  sie  aber  diesem  Gesetz  nicht  widerspricht,   gilt 
sie  fort. 

Kann  man  die  unbequeme  Verordnung  von  1829  nicht  um- 
bringen, so  versucht  man  sie  doch  gegenüber  der  hochgeschätzten 
lustniktion  von  1811  im  Range  herabzusetzen,  damit  sie  sich 
der  Vorgesetzten  unterordne.    Dessbalb  hatte  schon  v.  Kaum  er 
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jene  Instruktion  meuchlings  zu  einer  Allerhöchsten  Kabinetsor 
befördert,  wogegen  der  Magistrat  sie  unbarmherzig  auf  i 
niedere  Herkunft  aus  der  Unterrichtsabtheilung  des  Ministeril 
des  Innern  zurückführte.  Ja,  meint  jetzt  Herr  Brown;  aber 
Verordnung  von  1829  ist  gar  nur  vom  Provinzialschulkollegii 
also  „einer  dem  Unterrichtsministerium  untergeordneten  Behön 
erlassen;  wie  kann  sie  also  eine  „weitere  Tragweite^  als 
wirkliches  Ministerialreskript  haben  wollen?  Ach,  die  böse  V 
Ordnung  trägt  ihren  Stern  unter  dem  Frack;  denn  das  Provinzi 
Schulkollegium  hat  sie  nicht  aus  eigener  Machtvollkommenh 
erlassen,  vielmehr  „nach  dem  Reskript  des  Kgl.  MinisU 
der  geistlichen  und  Schulangelegenheiten  vom  26.  April  d.  J 
wie  im  Eingange  der  Verordnung  ausdrücklich  bekundet  wu 
Es  hilft  also  Alles  nichts;  die  beiden  Akte  sind  unzweifelhi 
ebenbürtig;  der  spätere  hebt  für  sein  partikulares  Geltungsgeb 
den  früheren  auf. 

Aber  Herr  Brown  meint  ferner,  dass  „ein  Ausnahmezusta 
für  Berlin  nicht  beabsichtigt  sein  konnte".  Seltsam,  dass  ( 
Verfasser  der  Verordnung  fort  und  fort  mit  klaren,  deutlich 
Worten  das  Gegentheil  von  dem  sagen,  was  sie  nach  Hei 
Brownes  Meinung  meinen.  Denn  an  der  eben  citirten  Ste! 
am  Eingang  der  Verordnung  heisst  es  bezüglich  der  Instrukti 
von  1811:  „Diese  Anordnungen  sind  jedoch  für  Berlin  d 
hier  stattfindenden  besonderen  Verhältnisse  wegen  r 
mals  vollständig  zur  Ausführung  gekommen,  wesshalb  wir  m 
dem  Reskripte  des  Kgl.  Ministerii  der  geistlichen  und  Seh 
angelegenheiten  vom  26.  April  d.  J.  für  die  Bearbeitung  i; 
Beaufsichtigung  des  hiesigen  Schulwesens  folgende  Anordnunj 
getrofteu  haben"  .  .  .  Was  also  nach  Herrn  Brown  die  V 
Ordnung  nicht  beabsichtigen  konnte,  das  spricht  sie  selbst 
ihre  leitende  Absicht  aus.  Dem  entspricht  die  Entstehun 
geschickte  der  Verordnung  von  1829.  Wohl  war  auch  in  Bei 
im  Jahre  1812   eine  Schulbeliörde   nach   den  Bestimmungen  < 
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i^ruktion  von  1811  gebildet  worden;  aber  sie  konnte  hier  nie- 
s  zu  eigentlicher  Wirksamkeit  kommen.  Nach  langen  fie- 
6f erden  sah  das  schliesslich  auch  die  Regierung  ein;  und 
bdem  1826  ein  technischer  Decernent,  der  städtische  Schul- 
1.  in  den  Magistrat  eingetreten  war,  verhandelte  die  Regierung 

der  Stadt  über  eine  Neugestaltung.  „Als  leitenden  Gesichts- 
It"  bezeichnete  es  dabei  der  Magistrat,  „dass  wir  in  unserer 
Llung  als  Kommunalbehörde  die  Verwaltung  des  städtischen 
tiilwesens  nur  auf  Grund  der  Städteordnung  und  in 
icher  Weise  geregelt  wünschen  können,  wie  dies  .  .  .  hin- 
btlich    der    übrigen    städtischen    Yerwaltungszweige 

Fall  ist";  es  würde  also:  „das  städtische  Schulwesen  in 
J serer  und  innerer  Beziehung  a)  theils  durch  das  Plenum 
eres  KoUegii,  b)  theils  durch  eine  rein  städtische  Schul- 
>utation  .  .  .  verwaltet  werden."  Und  dieser  leitende  Ge- 
itspunkt  ist  im  Wesentlichen  wörtlich  in  die  Verordnung  von 
'9  übergegangen,  deren  Sinn  und  Bedeutung  daher  gar  nicht 
ifelhaft  sein  kann.  Rechtlich  hat  sie  allerdings  einen  Aus- 
mezustand  für  Berlin  insofern  nicht  geschaffen,  als  man  die 
^tätigungsklausel  der  Instruktion  von  1811  für  rechtsungiltig 
ennt.  Aber  thatsächlich  liegt  doch  der  Ausnahmezustand 
in,  dass  die  Regierung  sonst  dieses  Recht  auf  Grund  jener 
truktion  in  Anspruch  nimmt,  während  sie  für  Berlin  seine 
f  hebung  durch  die  Verordnung  von  1829  selbst  ausgesprochen 

Gegen  den  rein  kommunalen  Charakter  der  Berliner  Schul - 
>utation,  für  den  die  Entstehungsgeschichte  wie  der  unzwei- 
itige  Wortlaut  der  Verordnung  von  1829  sprechen,  werden 
1  regelmässig  —  und  so  auch  von  Herrn  Brown  —  zwei  Be- 
Hmungen  der  Verordnung  selbst  in's  Feld  geführt.  Erstens 
Thatsache,  dass  die  Verordnung  neben  den  Schulen  städtischen 
tronats  auch  die  der  jüdischen  Gemeinde  und  die  Privatschulen 
n  Magistrat  und  der  Schuldeputation  unterstellt.     Abgesehen 

15* 
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davon,  dass  der  halb  privatrechtliche  Begriff  des  Patroniti 
Patrimonialstaat  wurzelt  und  daher  für  das  moderne  öffenti 
Recht  eigentlich  antiquirt  und  jedenfalls  unklar  und  Terwim 
ist,  beruht  dieses  Argument  offenbar  auf  dem  Gedanken,  die 
Aufsicht  über  jene  Schulen,  die  der  Gemeinde  nicht  „gehör« 
ihr  nur  durch  die  staatliche  Autorität  beigelegt  sein  kann.  I 
ist  richtig  in  demselben  Sinne,  wie  es  für  sämmtiiche  öffenti 
rechtlichen  Funktionen  der  Gemeinden  richtig  ist ;  sie  alle  gd 
zurück  auf  die  staatliche  Autorität  der  Städteordnung  uni  t 
stigen  Gesetze  oder  gesetzmässigen  Verordnungen.  Dabei  best 
aber  absolut  kein  begrifflicher  Unterschied  zwischen  den  Schi 
städtischen  „Patronats*^  und  den  anderen,  die  ihr  nicht  „gehöre 
denn  auch  die  Aufsicht  über  jene  ist  kein  Ausfluss  des  Patroi 
oder  Eigenthums,  sondern  eine  öffentlichrechtliche  Funktion, 
in  genau  derselben  Weise  unter  staatlicher  Autorität  steht.  E 
desshalb  übt  ja  der  Staat  die  Oberaufsicht  über  die  konunm 
Schulverwaltung  überhaupt,  wie  über  die  ganze  Komm« 
Verwaltung.  Die  Behauptung  aber,  dass  die  betreffende  FüdIö 
in  einem  Falle  der  Gemeinde  selbst,  im  anderen  aber  unmitte 
der  Schuldeputation  vom  Staat  übertragen  sei,  ist  eine  t( 
halt-  und  beweislose  Fiktion.  In  der  Städteordnung  wie  in 
Verordnung  von  1829  schreibt  der  Staat  die  betreffenden  F' 
tionen  eben  der  Gemeinde  zu,  die  sie  durch  ihre  Organe. 
Magistrat  und  die  ihm  untergeordnete,  rein  städtische  ^ 
deputation  ausübt. 

Der  zweite  Einwand  stützt  sich  auf  die  Mitgliedschaft 
Stellung  der  Superintendenten,  durch  welche  sich  die  S 
deputation  auch  nach  der  Verordnung  von  1829  von  den  an 
städtischen  Deputationen  unterscheidet.  In  der  That  ist  • 
Punkt  schon  in  jenen  Verhandlungen,  die  den  £rlass  der 
Ordnung  von  1829  vorbereiteten,  seitens  der  städtischer 
hörden  als  eine  organisatorische  Anomalie  lebhaft  bek 
worden.     Sie   beriefen   sich  nicht  nur  darauf,  „dass  ein  no 
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aasgezeichneter  geistlicher  Herr  als  solcher  desshalb  noch  nicht 
unbedingt  ein  ausgezeichneter  Schulmann  sein  könne  und  müsse^, 
und  dass  eine   für   das  platte  Land  vielleicht  nothwendige  Ein- 
richtung  desshalb   doch   nicht   für  die   Kommune  Berlin  passe; 
sondern  namentlich  auf  den  darin  liegenden  Verstoss  gegen  die 
Bechtsnormen   der  Städteordnung.     Während  die  Eegierung  ein 
Kecht  der  Geistlichkeit  auf  diese  Stellung  aus  §§  12 — 17  Allg. 
L.-R.  II  12  ableitete,  behaupteten  die  städtischen  Syndici,    dass 
auch    diese    Bestimmungen    des    Landrechts    durch    die    Städte- 
ordnung aufgehoben  seien.     Uebrigens   wird    diese   Frage    nicht 
ohne  Weiteres  und  unbedingt  durch  die  im  Eingang  meiner  Aus- 
führungen dargelegte   Unanwendbarkeit  des  Landrechts    für  die 
Eompetenzbestimmung  zwischen  Staat    und  Selbstverwaltung  er- 
ledigt;  denn   hier  handelt   es   sich   nicht   unmittelbar   um  dieses 
Verhältniss,    sondern    um  das  von  Staat  und  Kirche.     Dies  be- 
dürfte einer   besonderen,   hier  jedoch   überflüssigen  Erörterung. 
Ebenso  braucht  hier  nicht  untersucht  zu  werden,  ob  die  Stellung 
der  Geistlichen   in   der   Schuldeputation   sich   nicht  doch  in  den 
Rahmen   der   Städteordnung  von  1808   im  Hinblick  auf  analoge 
Bestimmungen  des    §  179    allenfalls   einfügen    Hesse.     Denn   die 
Antwort  auf  diese  Fragen  ist  allerdings  von  Bedeutung    für  das 
Recht  der  Geistlichen   auf  Sitz  und  Stimme  in  der  Deputation; 
aber  völlig  bedeutungslos  für  die  Rechtsstellung  der  Schuldeputa- 
tion selbst.     Wird  jenes  Recht  nicht  mehr  durch  das  Landrecht 
geschützt,   und  widerspricht   es   ferner  den   gesetzlichen  Normen 
der  Städteordnung,   so  ist  eben  die  betreffende  Bestimmung  der 
Verordnung   von  1829   rechtsungiltig,    und    die  Geistlichen  sind 
nicht  zur  Mitgliedschaft  berechtigt,  —  ganz  abgesehen  davon,  dass 
schon  die  Verordnung  selbst  die  Ersetzung  der  Superintendenten 
durch  die   Schulinspektoren   in's  Auge  fasst.     Unter   gar  keinen 
Umständen  aber  kann  eine  eventuell  rechtsungiltige  Bestimmung 
dazu  dienen,  der  ganzen  Verordnung  einen   ihrem  klaren  Wort- 
Uute  und  ihrer  Entstehungsgeschichte  absolut   entgegengesetzten 
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Sinn    unterzuschieben,    durch    den    noch    obenein    ihre  fieciili' 
beständigkeit  vollends  aufgehoben  würde. 

Aber  auch  dieses  Yerhältniss  der  Verordnung  zum  Gesell 
wandelt  endlich  noch  Brown  in^s  äegentheil.    Während  nch  ii 
Verordnung  von    1829  klar  und    deutlich    auf  den   Bodo)  k 
Städteordnung  stellt,   will  fiKOWN  in  der  Auslegung  jener  T» 
Ordnung  nach  ihrem   unzweideutigen   Wortlaute    einen  Vent« 
gegen  §  179^  St.-O.    sehen.     Denn   er  sagt:    „Ist   durch  öm 
Gesetz    den    Stadtgemeinden   nur    das    äussere    Schulwesen  sr 
eigenen  Verwaltung  überwiesen,  so  konnte  jene  Verordnung  iBeii 
ihnen  die  inneren  Angelegenheiten  nicht  in  gleicher  Weise  üb» 
tragen.    Dazu  bedurfte  es  eines  Gesetzes.^    Diese  ArgumenUäi 
ist  erstaunlich,  nicht  nur  bei  der  hier  vertretenen  Auslegongds 
§  179^,   sondern  auch  bei  der  Auffassung,   die  die  ministefiA 
Praxis   und   Herr   Brown   selbst  vertritt.    Denn  auch  sie  be- 
hauptete bisher  doch  nur,  dass  §  179^  St.-O.  die  Regierung  fc 
die  Organisation  der  inneren  Schulsachen  nicht  an  die  NorMi 
der  Städteordnung  binde;  jedoch  niemals,  dass  er  dieAnwenduc 
dieser  Normen  verbiete.    Ist  schon  jenes  schwer  aus  dem  Von- 
laut herauszulesen,  so  ist  dies  schlankweg  unmöglich.    Wasthit 
denn  die  Instruktion  von  1811?     Sie  überträgt  auch  dieinnö» 
wie  die  äusseren  Schulsachen  einer  einzigen,  „städtischen"  Depa* 
tion;    freilich  mit  dem   staatlichen  Bestätigungsrecht.     WähreiJ 
man  sich   nun  bisher  nur   darum   stritt,    ob  diese   Bestätigunp* 
klausel  rechtsgiltig  ist,  kommt  Herr  Bkown  zu  dem  überrascbeni* 
Resultat,  dass  ohne    diese  Klausel  die  Instruktion   rechtsungüöf 
wäre!     Und   während   er,    wie   wir   gesehen   haben,   mit  grosser 
Leichtigkeit  darüber  hinweggeht,  dass   die  im  §  179*»  unzweifel* 
haft  gesetzHch  ausgesprochene  kommunale  Selbständigkeit  in  i^ 
äusseren  Schulsachen  durch  die  Verordnung  von  1811  beschrinb 
wird,  verlangt    er  für  die  Beseitigung  des  in  jenem  Paragraph«» 
mit  keiner  Silbe  angedeuteten  staatlichen  Bestätigungsrechts  b^ 
züglich  der  inneren  Schulsachen  unbedingt  ein  Gesetz! 


—     225     — 

So  wenig  es  gelingen  kann,  den  klaren  Wortlaut  der  Ver- 
ordnung von  1829  in  sein  Gegentheil  umzudeuten,  ebenso  wenig 
vermag  man  ihre  Rechtskraft  zu  Gunsten  der  Instruktion  von 
1811  herabzudrücken.  Besteht  ein  staatliches  Bestätigungsrecht 
für  die  Mitglieder  städtischer  Schuldeputationen  im  Allgemeinen 
nicht  wegen  der  Rechtsungiltigkeit  der  Bestätigungsklausel  in  der 
Instruktion  von  1811,  so  besteht  es  für  Berlin  im  Besonderen 
nicht,  selbst  wenn  diese  Klausel  im  üebrigen  rechtsgiltig  wäre,  weil 
es  hier  durch  die  Verordnung  von  1829  zweifellos  aufgehoben  ist. 

Dass  sich  an  diese  klare  und  unzweideutige  Verordnung  von 
1829  überhaupt  eine  Kontroverse  knüpfen  konnte,  ist  beinahe 
noch  erstaunlicher,  als  dass  eine  Instruktion  von  so  anfechtbarer 
Rechtsgiltigkeit,  wie  die  von  1811,  seit  90  Jahren  die  Grundlage 
für  die  Organisation  der  städtischen  Schulverwaltung  in  Preussen 
bilden  konnte.  Erklärlich  wird  es  nur  durch  die  Erwägung,  dass 
an  diesem  Punkte  die  beiden  heikelsten  Gebiete  unseres  öffent- 
lichen Rechts  zusammentreffen.  Auf  der  einen  Seite  die  Selbst- 
verwaltung, deren  Entwicklung  nach  dem  ersten  grossartigen, 
aber  kurzen  Anlauf  für  lange  Zeit  in's  Stocken,  ja  in  Rück- 
bildung gerathen  und  auch  durch  die  Gesetzgebung  der  letzten 
Jahrzehnte  nicht  zu  einem  harmonischen  Abschluss  und  zu  wahrer 
Rechtssicherheit  geführt  worden  ist.  Auf  der  anderen  Seite  die 
Unterrichtsverwaltung,  die  in  einer  Zeit,  welche  überall  nach  ge- 
setzlicher Normirung  der  Verwaltungsgebiete  selbst  zweiten  und 
dritten  Ranges  strebt,  noch  immer  jeder  umfassenden  rechthchen 
Ordnung  entbehren  muss.  Wo  diese  beiden  Gebiete  an  einander 
grenzen,  da  ist  dann  der  wahre  Tummelplatz  für  das  „dem 
preussischen  Staate  eigenthüm liehe  Verfahren",  wie  Gneist  sagt, 
^der  ümkehruug  der  Gesetze  durch  die  Verwaltung".  Die  Rechts- 
stellung der  städtischen  Schuldeputationen  ist  dafür  nur  ein  Bei- 
spiel von  vielen,  aber  ein  recht  lehrreiches. 
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Die  zur  Zeit  suspendirten  Vorschriften  der  preussi- 
sehen  Verfassungsurkunde  vom  31.  Jan.  1850. 

Von 

Walter  Frormann,  Kiel. 


Die  thatsächlichen  Verhältnisse,  welche  das  Entstehen  der 
preussischen  Verfassungsurkunde  beeinfiussten,  haben  es  mit  sich 
gebracht,  dass  diese  nicht  in  allen  Beziehungen  den  Erfordernissen 
genügt,  welche  man  vom  technischen  Standpunkt  der  Gesetz- 
gebungskunst aus  an  ein  Gesetz,  zumal  an  das  Grundgesetz  eines 
Staates,  zu  stellen  geneigt  ist.  Insbesondere  muss  bedenklich 
erscheinen,  dass  die  Fortbildung  des  ausserhalb  der  Verfassungs- 
urkunde im  Wege  der  einfachen  Gesetzgebung  zu  regelnden 
Stoffes  nicht  gleichen  Schritt  zu  halten  vermochte  mit  der  Fort- 
bildung der  durch  die  Verfassungsurkunde  selbst  geregelten 
Fragen.  Mit  dem  Erlasse  der  Verfassungsurkunde  gelangte  daher 
der  eine  Theil  des  preussischen  Rechtes  auf  eine  höhere  Ent- 
wicklungsstufe als  der  andere,  und  beide  verloren  in  Folge  dessen 
ihren  unerlässlichen  gegenseitigen  Zusammenhang.  Man  (iiblte 
diesen  Mangel  sehr  wohl  und  suchte  ihm  durch  eine  Fülle  von 
gesetzgeberischen  Verheissungen,  welche  man  in  die  Verfassungs- 
urkunde  aufnahm,  seine  Schärfe  zu  nehmen.  Aber  der  Werth 
solcher  Verheissungen  konnte  nur  ein  bedingter  sein,  da  er  ganz 
von   der    Bereitwilligkeit    abhing,    mit    welcher  sich  die  jeweilige 
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;ierung    der  Erfüllung    dieser  Yerheissungen  zuneigen  würde. 

Erfolg  hat  gezeigt,  dass  ihr  Werth  thatsächlich  nicht  hoch 
;  denn  zu  einem  nicht  geringen  Theile  sind  sie  bis  auf  den 
tigen  Tag  unerfüllt  geblieben,  einzelne  können  gar  in  Folge 
Umgestaltung  der  thatsächlichen  Verhältnisse  überhaupt  nicht 
ir  erfüllt  werden  (vgl.  Art.  72  Schlusssatz  und  Art.  117). 
hl  in  dem  unbestimmten  Gefühle,  dass  ein  blosses  gesetz- 
erisches  Versprechen  doch  einen  gar  zu  geringen  realen  Werth 
e,  ging  man  stellenweise  weiter  und  nahm  in  die  Verfassungs- 
ande selbst  bestimmte  Leitsätze  auf,  welche  für  die  künftige 
3tzliche  Regelung  der  bis  zum  Erlass  der  Verfassungsurkunde 
ch  die  Gesetzgebung  nicht  mehr  zu  bewältigenden  Materien 
sgebend    sein   sollten,    ohne  dass  man  indess  diese  Leitsätze 

der  planmässigen  und  vollständigen  Durcharbeitung  dieser 
terien  zur  praktischen  Anwendung  bringen  wollte  oder  konnte. 
s  geschah  insbesondere  hinsichtlich  des  Schul-  und  Unterrichts- 
ens,  der  Ministerverantwortlichkeit,  der  Wahlen  zum  Ab- 
rdnetenhause,  sowie  der  Vertretung  und  Verwaltung  der  Ge- 
nden,  Kreise,  Bezirke  und  Provinzen.  Erheblichen  Werth 
en  indess  auch  diese  —  durch  besondere  Spezialisirung  aus- 
sichneten  —  gesetzgeberischen  Verheissungen  bisher  nicht  er- 
3en.  Den  Art.  105,  welcher  Grundsätze  für  die  gesetzliche 
;elung  der  Vertretung  und  Verwaltung  der  Gemeinden  u.  s.  w. 
gestellt  hatte,  beseitigte  man  schon  sehr  bald  aus  der  Ver- 
ungsurkunde,  in  der  offenbaren  Erkenntniss,  dass  seine  Auf- 
me  von  vornherein  ein  übereilter  Schritt  gewesen  sei.  Ein 
hes  Radikalmittel  wirkte  zwar  am  sichersten,  war  aber  doch 
Breiterem    Umfange    nicht    wohl    anwendbar;    es    hätte    sonst 

Erfolg  gehabt,  dass  die  mit  so  grosser  Mühe  hergestellte 
fassung  zum  erheblichen  Theile  geradezu  wieder  aufgehoben 
3.  Darum  beHess  man  die  Leitsätze  für  die  Regelung  des 
il-  und  Unterrichtswesens,  der  Ministerverantwortlichkeit  und 
Wahlen   zum  Abgeordnetenhause   ruhig   in  der  Verfassungs- 
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Urkunde,  dachte  aber  uicht  ernstlich  daran,  sie  durch  Elrlass  der 
ihre  praktische  Anwendbarkeit  bedingenden  organischen  Gesetze 
in  Wirksamkeit  zu  bringen. 

So  ist  es  gekommen,  dass  diese  drei  Gruppen  von  Ver- 
fassungssätzen von  Anbeginn  an  bis  auf  den  heutigen  Tag  and 
vorläufig  noch  für  eine  unabsehbare  Zukunft  in  ihrer  Geltong 
suspendirt  sind.  Der  Grund  und  der  Umfang  ihrer  Suspension 
bilden  den  Gegenstand  der  folgenden  Erörterung.  Wenn  auch 
im  Allgemeinen  neuerdings  die  Ansichten  hierüber  dem  prakti- 
schen Ergebnisse  nach  in  den  Hauptpunkten  wenigstens  nicht 
mehr  sehr  weit  auseinandergehen,  so  bietet  doch  eine  Gegenüber- 
stellung der  drei  Gruppen  einiges  Interesse,  da  jede  Gruppe  den 
anderen  gegenüber  ihr  eigenthümliche  Züge  aufweist  und  auch  im 
Einzelnen  die  bisher  aufgestellten  Ansichten  zu  allerlei  Bedenken 
Anlass  geben. 

I.  Die    erste    Gruppe   umfasst    die    Vorschriften    der  Ver- 
fassungsurkunde über  das  Schul-  und  ünterrichtswesen,  d.  b.  die 
Art.  20 — 25.     An  ihrer  Spitze  steht  der  Grundsatz  des  Art.  20: 
„Die  Wissenschaft  und  ihre  Lehre  ist  frei." 

Die  Art.  21 — 25  bringen  eine  Reihe  weiterer  —  mehr  oder 
minder  spezieller  —  Leitsätze  für  das  Schul-  und  Ünterrichts- 
wesen; an  sie  schliesst  sich  Art.  26  mit  der  Verheissung: 

„Ein  besonderes  Gesetz  regelt  das  ganze  Ünterrichtswesen'^, 
und  mit  Bezug  hierauf  verordnet  Art.  112: 

„Bis  zum  Erlass  des  im  Art.  26  vorgesehenen  Gesetzes 
bewendet  es  hinsichtlich  des  Schul-  und  Unterrichtswesens 
bei  den  jetzt  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen." 

Das  in  Art.  26  verheissene  „besondere  Gesetz"  über  „das 
ganze  Unterrichtswesen"  ist  bisher  nicht  ergangen;  wohl  aber  sind 
eine  Reihe  von  Spezialgesetzen  auf  diesem  Gebiete  erlassen,  welche 
zum  Theil  die  durch  die  Art.  20—25  Verf.-Urk.  geregelten  Fragen 
unmittelbar  berühren,  insbesondere  ist  das  Gesetz,  betr.  die  Be- 
aufsichtigung des  Unterrichts-  und  Erziehungs Wesens,  vom  11.  Man 
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872(Ge8.-SammL  S.  183)  ausdrücklich  „in  Ausführung  des  Art. 23 
^erf.-ürk.  vom  31.  Jan.  1850"  ergangen. 

Es  ist  von  vornherein  klar,  dass  Art.  112  in  Verbindung  mit 
irt.  26  gegenüber  den  Vorschriften  der  Verfassungsurkunde  über 
IS  Schul-  und  Unterrichtswesen  eine  suspensive  Wirkung  aus- 
)en  wollte  und  zwar  bis  zum  Erlass  des  „besonderen  Gesetzes" 
)er  „das  ganze  Unterrichtswesen".  Um  die  Tragweite  dieses 
itzes  für  das  heutige  Recht  festzustellen,  bedarf  es  einer  Ant- 
ort  auf  drei  Fragen: 

1.  Befassen  sich  die  Art.  20—25  nur  mit  dem  Schul-  und 
ünterrichtswesen  ? 

2.  Bis  zu  welchem  Grade  wirkt  die  suspensive  Kraft  des 
Art.  112  den  von  ihr  betroffenen  Vorschriften  gegenüber? 

3.  Ist  durch  die  spätere  Spezialgesetzgebung  auf  dem  Ge- 
biete des  Schul-  und  Unterrichtswesens  eine  Aenderung 
des  ursprüÄglichen  Zustandes  herbeigeführt  worden? 

Dass  die  Art.  21 — 25^  sich  lediglich  mit  dem  Schul-  und 
nterrichtswesen   befassen,    ist    ohne   Weiteres    ersichtlich    und 


*  Art.  21:  Für  die  Bildung  der  Jugend  soll  durch  öffentliche  Schulen 
üiö^nd  gesorgt  werden.  —  Eltern  und  deren  Stellvertreter  dürfen  ihre 
inder  oder  Pflegebefohlenen  nicht  ohne  den  Unterricht  lassen,  welcher  für 
e  öffentlichen  Volksschulen  vorgeschrieben  ist.  —  Art.  22:  Unterricht  zu 
theüen  und  Unterrichtsanstalten  zu  gründen  und  zu  leiten,  steht  Jedem  frei, 
enn  er  seine  sittliche,  wissenschaftliche  und  technische  Befähigung  den 
streifenden  Staatsbehörden  nachgewiesen  hat.  —  Art.  23:  Alle  öffentlichen 
id  Privatunterrichts-  und  Erziehungsanstalten  stehen  unter  der  Aufsicht 
•m  Staate  ernannter  Behörden.  —  Die  Öffentlichen  Lehrer  haben  die 
6chte  und  Pflichten  der  Staatsdiener.  —  Art.  24:  Bei  der  Einrichtung  der 
ieotiichen  Volksschulen  sind  die  konfessionellen  Verhältnisse  möglichst  zu 
rficksichtigen.  —  Den  religiösen  Unterricht  in  der  Volksschule  leiten  die 
treffenden  Religionsgesellschaften.  —  Die  Leitung  der  äusseren  Ai)gelegen- 
iten  der  Volksschule  steht  der  Gemeinde  zu.  Der  Staat  stellt  unter  ge- 
tilich  geordneter  Betheiligung  der  Gemeinden  aus  der  Zahl  der  Befähigten 
e  Lehrer  der  öffentlichen  Volksschulen  an.  —  Art.  25:  Die  Mittel  zur 
nichtung,  Unterhaltung  und  Erweiterung  der  öffeutlicheu  Volksschule 
«rden  von  den  Gemeinden,  und  im  Falle  des  nachgewiesenen  Unvermögens 
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bedarf  keiner  näheren  Erörterung.  Anders  aber  steht  es  nit 
Art.  20:  „Die  Wissenschaft  und  ihre  Lehre  ist  frei."  Denn  es 
ist  nicht  zu  verkennen,  dass  der  Begriff  der  Wissenschaft  und 
ihrer  Lehre  weiter  ist  als  der  von  Schule  und  Unterricht.  Mk 
Unrecht  wird  daher  allgemein  Art.  20  hinsichtlich  seines  Ver- 
hältnisses zu  Art.  112  auf  eine  Stufe  mit  den  Art.  21—25  ge- 
stellt und  gleich  diesen  für  schlechthin  suspendirt  erklärt*.  Ebenso 
unrichtig  ist  aber  auf  der  anderen  Seite  auch  die  Behauptung*, 
dass  Art.  20,  da  sich  der  Begriff  der  Wissenschaft  und  ihm 
Lehre  mit  dem  von  Schule  und  Unterricht  nicht  decke,  m 
Art.  112  überhaupt  nicht  berührt  werde;  denn  wenn  auch  beide 
Begriffe  sich  nicht  decken,  so  bilden  sie  doch  auch  nicht  sich 
ausschUessende  Gegensätze.  Das  Richtige  liegt  vielmehr  in  der 
Mitte:  Art.  20  steht  hinsichtlich  seines  Verhältnisses  zu  Art.  112 
insoweit  mit  den  Art.  21 — 25  auf  gleicher  Stufe,  als  sich  di« 
genannten  Begriffe  decken,  d.  h.  insoweit  als  die  Wissenschaf 
und  ihre  Lehre  durch  Schule  und  Unterricht  geübt  werden;  dar 
über  hinaus  bleibt  Art.  20  von  Art.  112  unberührt.  —  Wen 
im  Folgenden  Art.  20  den  Art.  21—25  der  Einfachheit  halb< 
gleichgestellt  wird,  so  ist  dies  nur  mit  dem  aus  dem  soeben  B 
merkten  sich  ergebenden  Vorbehalt  zu  verstehen. 

Die  viel  umstrittene  Frage,  in  welchem  Masse  Art.  112  d 
in  den  Art.  20 — 25  über  das  Schul-  und  ■  Unterricht swesen  en 
haltenen  Vorschriften   suspendire,  ist  von  Arndt  in  einem  Av 

ergänzungsweise  vom  Staate  aufgebracht.  Die  auf  besonderen  Rechtstite 
beruhenden  Verpflichtuno:en  Dritter  bleiben  bestehen.  —  Der  Staat  gewäh 
leistet  demnach  den  Volksschullehrem  ein  festes,  den  Lokal  Verhältnisse 
angemessenes  Einkommen.  —  In  der  öffentlichen  Volksschule  wird  der  Unte 
rieht  unentgeltlich  orteilt. 

*  Wenn  der  Abg.  Kisker  (Sten.  ßer.  der  I.  Kammer  1849/50  Bd.  I 
S.  1969)  und  v.  Rönne  (Staatsr.  d.  preuss.  Monarchie,  4.  Aufl  ,  Bd.  II  S.  4.> 
den  Art.  20  nicht  für  suspendirt  erachten,  so  gehen  sie  von  der  falsch^ 
Voraussetzung  aus,  dass  die  Art.  20 — 25  nur  insoweit  suspendirt  seien,  « 
ihren  Vorschriften  solche  des  früheren  Rechts  entgegenstünden  ;  s.  u. 

^  ScHWARTZ,  Verf.-Urk.  f.  d.  i)reuss.  Staat,  Breslau  1896,  S.  85. 
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.tz:  „lieber  die  verfassungsrechtlichen  Grundlagen  des  preussi- 
ihen  ünterrichtswesens"  (Arch.  f.  öflf.  R.  1886,  Bd.  I  S.  512flf., 
8be8.  S.  514 — 530),  so  eingehend  erörtert  worden,  dass  hier  im 
llgemeinen  füglich  auf  seine  Darstellung  verwiesen  werden  kann, 
ie  verschiedenen  bisher  aufgestellten  Ansichten  laufen  im  Re- 
iltat  auf  Folgendes  hinaus: 

a)  die  Art.  20 — 25  sind  durch  die  Art.  26  u.  112  vollständig 
ispendirt  worden*; 

b)  sie  sind  nur  insoweit  suspendirt  worden,  als  sie  zu  ihrer 
erwirklichung  noch  des  Erlasses  des  in  Art.  26  vorgesehenen 
nterrichtsgesetzes  bedurften;  soweit  dies  nicht  der  Fall  war, 
üd  sie  von  vornherein  in  Kraft  gewesen^; 

c)  die  in  den  Art.  20 — 25  enthaltenen  Vorschriften  sind, 
)weit  sie  den  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht 
idersprechen,  als  oberste  Verwaltungsmaximen  anzusehen  und 
)lange  bindend,  bis  sie  im  Wege  der  Verfassungsänderung  be- 
ntigt  oder  durch  neue  Gesetze  unausführbar  gemacht  worden 
ind^ 

Xach  den  eingehenden  Untersuchungen  Arndt's  kann  es 
einem  Zweifel  mehr  unterUegen,  dass  die  erste  dieser  drei  An- 
ichten  die  richtige  ist.  Für  sie  spricht  in  erster  Linie  der 
V^ortlaut  des  Art.  112;  denn  aus  ihm  erhellt  klar  und  deutlich, 
&S8  die  bei  Emanation  der  Verfassungsurkunde  hinsichtlich  des 
Ichul-  und  ünterrichtswesens  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
egenüber  den  Vorschriften  der  Verfassungsurkunde  vorläufig  nicht 
ur  nicht  ausser  Kraft  treten  sollten,  sondern  dass  sie  vielmehr 
is  zum  Erlass  des  im  Art.  26  vorgesehenen  Gesetzes  auf  diesem 
Gebiete  allein  und  ausschliesslich  massgebend  sein  sollen:  nur  das 


*  Arndt  a.  a.  0.;   Gneist,   G.  Meyer,   E.   Löning,   Hüe  de   Grais, 
ioRNHAK,  Stengel,  Schwartz;  s.  die  Belege  bei  Schwartz  a.  a.  0.  S.  84. 

*  Rönne,  Schulze,  Petitionskommission  des  AbgeordnetcDhauses  1863/64; 
die  Belege  bei  Arndt  a.  a.  0. 

*  Bieruno  an  dem  bei  Arndt  a.  0. 
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kann  der  Sinn  des  Wortes  „bewenden"  in  Art.  112  sein.  Die 
von  Arndt  (a.  a.  0.)  ausführlich  dargestellte  Entstehungsgeschichte 
des  Art.  112  bestätigt  diese  Auffassung;  auch  das  Obertribaiud 
und  neuerdings  die  gesetzgebenden  Faktoren  Preussens  haben  m 
sich  zu  eigen  gemacht^. 

Aber  trotz  ihrer  Suspension  haben  die  Art.  20 — 25  schon 
jetzt  eine  gewisse  Bedeutung,  nämlich  die,  dass  sie  bindende 
Direktiven  enthalten  für  das  künftige  ünterrichtsgesetz,  in  dem 
Sinne,  dass  dieses  Gesetz  nur  unter  Beobachtung  der  für  Ver- 
fassungsänderungen vorgeschriebenen  Form  von  den  Leitsätzen 
der  Art.  20 — 25  wird  abweichen  können. 

Es  verbleibt  nunmehr  die  Frage,  ob  die  Rechtslage  der 
Art.  20 — 25,  in  welche  diese  zunächst  durch  die  Art.  26  u.  112 
gebracht  wurden,  durch  die  spätere  Spezialgesetzgebung  auf  dem 
Gebiete  des  Schul-  und  Unterrichtswesens  geändert  worden  ist 
Diese  Frage  ist  bisher  durchweg  verneint,  im  Allgemeinen  mit 
Recht,  für  einen  Fall  aber  mit  Unrecht. 

Mehrfach  ist  eine  Spezialgesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des 
Schul-  und  Unterrichtsw'esens  gegenüber  den  Art.  26  u.  112 
überhaupt  für  unzulässig  erklärt  worden,  insbesondere  haben  die 
Gegner  des  Gesetzes,  betr.  die  Beaufsichtigung  des  Unterrichts- 
und Erziehungswesens,  vom  11.  März  1872  im  Landtage  diese 
Ansicht  vertreten,  und  es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  sie  bei 
dem  Wortlaute  jener  Artikel  einen  Schein  der  Richtigkeit  för 
sich  hat.  Indess  die  Konsequenzen  einer  solchen  AuflFassung 
wären  so  ungeheuerlich,  dass  sie  unmöglich  der  Absicht  des  Ge- 
setzgebers entsprochen  haben.  „Man  müsste  folgern,  dass  weder 
das  Statut  einer  Universität,  noch  eine  Prüfungsvorschrift  fÖr 
Lehrer  oder  Gymnasiasten,  noch  ein  Regulativ  für  Volksschulen 
geändert  werden  dürfen  —  ausser  in  dem  noch  immer  ausstehenden 
Unterrichtsgesetze"  ^.    Es  würde  dies  also  eine  Beschränkung  der 

'  Die  Belege  s.  bei  Arndt  a.  a.  0. 
*  Arn'dt  a.  a.  0.  S.  531. 
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i  gesetzgebenden  Gewalt  des  Staates  bedeuten ,  welche  sicherlich 
sieht  in  der  Absicht  des  Art.  112  gelegen  hat;  vielmehr  ist  diese 
lediglich  auf  die  Suspension  der  Art.  20 — 25  gegangen.  Die 
Spezialgesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Schul-  und  Unterrichts- 
wesens kann  nun  in  doppelter  Weise  erfolgen:  einmal  als  „stück- 
weise*' Erfüllung  der  in  Art.  26  gegebenen  Verheissung  eines 
organischen  Unterrichtsgesetzes,  dann  aber  auch  in  blosser  Er- 
g&Dzang  des  zur  Zeit  noch  währenden  provisorischen  Zustandes 
des  Schul-  und  Unterrichtswesens.  Es  ist  kein  Grund  abzusehen, 
wesshalb  eine  dieser  Möglichkeiten  ausgeschlossen  sein  sollte;  beide 
ergeben  sich  als  natürliche  Folge  aus  der  Thatsache,  dass  die 
gesetzgebende  Gewalt  an  sich  unbeschränkt  ist,  durch  die  Art.  26 
0. 112  nicht  hat  beschränkt  werden  sollen  und  die  Art.  20 — 25, 
welche  eine  Beschränkung  der  gesetzgebenden  Gewalt  enthalten 
wfirden,  zur  Zeit  suspendirt  sind.  Es  steht  daher  im  freien  Be- 
lieben des  Gesetzgebers,  welche  Bedeutung  er  im  einzelnen  Falle 
seinen  Gesetzen  auf  dem  Gebiete  des  Schul-  und  Unterrichts- 
wesens beimessen  will:  ob  sie  einen  quantitativen  Theil  des  in 
Art.  26  verheisseneu  Gesetzes  darstellen,  also  zu  ihrem  Theile 
«ine  Erfüllung  des  hier  gegebenen  Versprechens  sein  sollen  oder 
nur  eine  Aufbesserung  des  derzeitigen  provisorischen  Zustandes 
lüden  sollen.  Wenn  aber  im  speziellen  Falle  die  Absicht  des 
Gesetzgebers  auf  die  erstere  Alternative  gerichtet  ist  und  er  dies 
Uar  zum  Ausdruck  gebracht  hat,  so  muss  man  auch  die  Kon- 
sequenz ziehen,  dass,  soweit  durch  das  Spezialgesetz  Vorschriften 
d»  Art.  20 — 25  ausgeführt  sind,  diese  nunmehr  definitive  Kraft 
erlangt  haben  und  nicht  mehr  gemäss  Art.  112  suspendirt  sind; 
denn  dann  ist  die  Bedingung,  unter  welche  Art.  112  ihre  Geltung 
gestellt  hatte,  bezüghch  ihrer  definitiv  erfüllt.  Diese  Folgerung 
bt  zwar  bisher  noch  nicht  gezogen,  sie  erscheint  aber  unabweis- 
W.  Von  praktischer  Bedeutung  ist  sie  für  Art.  23.  Denn  das 
Gesetz,  betr.  die  Beaufsichtigung  des  Unterrichts-  und  Erziehungs- 
vesens,  vom  11.  März  1872  ist,    wie  bei   den  Landtagsverhand- 


-      234     — 

langen  wiederholt  betont  wurde  und  wie  seine  EingangsforsM 
ausdrücklich  feststellt,  „in  Ausfuhrung  des  Art.  23  Verf.-UrI 
vom  31.  Jan.  1850^  ergangen;  es  enthält  auch  thatsächlic 
nichts  als  die  nöthige  gesetzliche  Ausführung  der  Grundsatz 
dieses  Artikels  und  hebt  ausdrücklich  alle  ihm  entgegenstehen 
den  Bestimmungen  des  früheren  Rechtes  auf.  Art.  23  isl 
darum  im  Gegensatz  zu  den  Art.  20 — 22,  24  u.  25  nicht  melir 
für  suspendirt  zu  erachten,  sondern  besteht  nunmehr  zu  YoUer 
Kraft. 

n.  Die  zweite  Gruppe  der  suspendirten  Verfassungsvorschriften 
enthält  die  Bestimmungen  über  die  Wahlen  zum  Hause  der  Ab* 
geordneten.  Dem  ersten  Blick  scheint  die  Sache  hier  ebenso  zu 
liegen  wie  im  vorigen  Falle.  Nachdem  nämUch  in  den  Art.  70—78 
u.  74  eine  Reihe  einzelner  Vorschriften  für  die  Wahlen  zum  Hause 
der  Abgeordneten  aufgestellt  sind  und  dabei  zugleich  in  Art  72 
Abs.  2  auf  ein  besonderes  Waldgesetz  verwiesen  ist,  welches  das 
Nähere  über  die  Ausführung  der  Wahlen  bestimmen  soll,  besagt 
Art.  115: 

„Bis  zum  Erlass  des  in  Art.  72  vorgesehenen  Wahlgesetzes 
bleibt  die  Verordnung  vom   30.  Mai  1849,   die  Wahlen  der 
Abgeordneten  zur  zweiten  Kammer  betr.,  in  Kraft." 
Das  angedeutete  Gesetz  ist  bisher  nicht  ergangen. 
Bei  genauerem  Vergleiche   der  Art.  112  u.  115   lässt  sieb 
indess   ein   erheblicher  Unterschied    zwischen  beiden    nicht  ver- 
kennen: nach  Art.  112  bewendet  es  bis  zum  Erlass  des  Unter 
richtsgesetzes  bei  den  bisher  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
d.  h.  wie  oben  ausgeführt  wurde,  dem  früheren  Rechte  wird  gegen 
über  der  Verfassungsurkunde   auf  dem  Gebiete  des  Schul-  un( 
Unterrichtswesens    vorläufig    ausschliessende  Kraft    beigemessen 
nach  Art.  115  dagegen  bleibt  bis  zum  Erlass  des  Wahlgesetze 
die  Verordnung    vom    30.  Mai    1849    in    Kraft,    woraus    obn 
Weiteres  nicht  geschlossen  werden  kann,    dass  die  Verordnun 
gegenüber  der  Verfassungsurkunde  hinsichtlich  der  Wahlen  zui 
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bgeordnetenbause  vorläufig  ausschliessend  wirken  solle.  Der 
inn  des  Art.  115  ist  vielmehr  zunächst  nur  der:  entgegen  dem 
rundsatz:  lex  posterior  derogat  priori,  wird  die  Verordnung 
urch  die  mit  der  gleichen  Materie  sich  befassenden  Vorschriften 
er  Verfassungsurkunde  vorläufig  nicht  entkräftet;  und  weiterhin: 
•0  Verordnung  und  Verfassungsurkunde  auf  diesem  Gebiete  sich 
ridersprechen ,  giebt  vorläufig  die  Verordnung  den  Ausschlag. 
Ss  sind  also  die  Vorschriften  über  die  Wahlen  zum  Abgeord- 
letenhause  in  zwei  nebeneinander  bestehenden  Gesetzen  enthalten, 
-  ein  Zustand,  gegen  den  staatsrechtlich  an  sich  nichts  ein- 
luwenden  ist. 

In  der  bisherigen  Literatur  ist  man  gegentheiliger  Ansicht, 
naa  hält  die  Art.  70 — 72,  74  für  völlig  suspendirt.  Die  Ent- 
itehungsgeschichte  des  Art.  115  bestätigt  indess  die  hier  ver- 
aretene  Ansicht. 

Art.  115  ist  erst  in  Folge  der  kgl.  Botschaft  vom  7.  Jan. 
1850  (Sten.  Ber.  der  IL  Kammer  1849/50  Bd.  III  S.  306 f.), 
n  welcher  er  als  Proposition  XV  enthalten  war,  in  die  Ver- 
assungsurkunde  aufgenommen  worden.  Seine  Motive  (ibid.  S.  584) 
iind  kurz;  sie  lauten: 

„Die  als  Gesetz  zu  den  Uebergangsbestimmungen  pro- 
jektirte  Bestimmung  in  Betreff  der  Wahlen  für  die  11.  Kammer 
wird  sich  von  selbst  rechtfertigen,  wenn  man  erwägt,  dass, 
so  lange  die  neue  Gemeindeordnung  noch  nicht  erlassen  und 
noch  nicht  überall  in  Kraft  getreten  ist,  —  worüber  hinsicht- 
lich der  Landgemeinden  der  östlichen  Provinzen  noch  einige 
Zeit  vergehen  wird  — ,  das  in  der  Verfassung  vorausgesetzte 
Gemeindewahlrecht  auch  noch  nicht  durchgängig  bei  jenen 
Wahlen  zu  Grunde  gelegt  werden  kann.  Jedenfalls  würde 
man  ohne  eine  solche  transitorische  Bestimmung  bei  den  zu- 
nächst nach  dem  Erlasse  der  revidirten  Verfassung  eintretenden 
Nachwahlen  überall,  wo  die  Zahl  der  Wahlmänner  einer  Er- 
gänzung bedürfte,  in  Verlegenheit  gerathen." 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  2.  j^ 
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In  der  Sitzung  der  II.  Kammer  vom  25.  Jan.  1850  erläuterte 
der  Minister  v.  Manteuflfel  die  Proposition  XV  mit  den  wenigen 
Worten : 

„Der  Art.  XV  endlich   enthält  eine  noth wendige  Ueber- 

gangsbestimmung  mit  Rücksicht  auf  das  zu  erlassende  Walil- 

gesetz  für  die  II.  Kammer." 

Beide  Kammern  überwiesen  die  Propositionen  zunächst  den 
zuständigen  Kommissionen  zur  Begutachtung  und  Berichterstat- 
tung. Beide  Kommissionen  nahmen  die  Proposition  XV  an,  die 
der  I.  Kammer  einstimmig,  die  der  IL  Kammer  gegen  eine  Stimme, 
und  beantragten  bei  den  Kammern  ihre  Annahme,  indem  sie 
ihre  Anträge  lediglich  mit  einer  Berufung  auf  die  seitens  der 
Regierung  vorgelegten  Motive  begründeten^.  In  keiner  der 
Kammern  kam  einer  der  Redner  bei  der  Generaldebatte  über 
die  kgl.  Botschaft  auf  die  Proposition  XV  zu  sprechen,  in  keiner 
der  Kammern  fand  eine  Spezialdebatte  über  sie  statt,  in  beiden 
Kammern  wurde  sie  ohne  Weiteres  angenommen.  —  Man  ist 
also  zur  Interpretation  des  Art.  115  lediglich  auf  die  oben  wieder- 
gegebenen Motive  angewiesen,  und  diese  ergeben,  dass  man  die 
Vorschriften  der  Verfassungsurkunde  über  die  Wahlen  zum  Ab- 
geordnetenhause jedenfalls  nicht  weiter  suspendiren  wollte,  als 
sie  mit  der  Verordnung  vom  30.  Mai  1849  in  Widerspruch 
standen;  denn  aus  keinem  Worte  der  Motive  erhellt  das  Gegen- 
theil,  vielmehr  lassen  diese  erkennen,  dass  man  dem  Art.  115 
eine  ganz  beschränkte  Bedeutung  beimass  und  ihn  eigentlich 
nur  desshalb  einfügte,  weil  man  bei  den  Ergänzungswahlen  der 
Wahlmänner  in  Verlegenheit  zu  gerathen  fürchtete. 

Die  Folge  ist,  dass  die  Vorschriften  der  Verfassungsurkunde 
über  die  Wahlen  zum  Hause  der  Abgeordneten  nur  insoweit  ak 
suspendirt  zu  erachten  sind,  als  sie  der  Verordnung  vom  30.  Mai 
1849  widersprechen;    sie   sind   nicht   suspendirt,    soweit  sie  sieb 

^  Steu.  Ber.  der  I.  Kammer  1849/50  Bd.  V  S.  2378,  2406;  Sten.  B*'- 
der  IL  Kammer  1849/50  Bd.  III  S.  495  tT. 
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mit  der  Verordnung  vom  30.  Mai  1849  decken,  —  nicht  suspen- 
dirt,  soweit  sie,  ohne  sich  mit  dieser  zu  decken,  mit  ihr  vereinigen 
lassen.  Dies  ist  von  praktischer  Bedeutung  selbst  da,  wo  Ver- 
fiassungsurkunde  und  Verordnung  die  gleichen  Vorschriften  ent- 
halten. Denn  wenn  auch  die  Verordnung  vom  30.  Mai  1849 
durch  Art.  115  Verf.-Urk.  in  Kraft  erhalten  ist,  so  ist  sie  doch 
nicht  etwa  hierdurch  Bestandtheil  der  Verfassungsurkunde  ge- 
worden; zu  ihrer  Abänderung  bedarf  es  daher  nicht  der  für 
Verfassungsänderungen  vorgeschriebenen  Formen.  Soweit  aber 
die  Bestimmungen  der  Verordnung  in  der  Verfassungsurkunde 
selbst  Platz  gefunden  haben,  ist  ihnen  formelle  Verfassungskraft 
verliehen;  insoweit  können  sie  daher  nur  im  Wege  der  Verfassungs- 
änderung umgestaltet  oder  beseitigt  werden. 

BezügHch  des  Art.  71  Verf.-Urk.  ist  die  Sachlage  durch  die 
beiden  Gesetze,  betr.  Aenderung  des  Wahlverfahrens,  vom  24.  Juni 
1891  und  29.  Juni  1893  noch  mehr  verwickelt  worden.  Das 
Gesetz  vom  24.  Juni  1891  bestimmte  in  §  2: 

„Bis   zum  Erlasse   des  Wahlgesetzes   werden  die  Bestim- 
mungen  der  Art.  71  u.  115  Verf.-Urk.,   soweit   sie   den   vor- 
stehenden Bestimmungen  (eben  des  Gesetzes  vom  24.  Juni  1891) 
entgegenstehen,  ausser  Kraft  gesetzt." 
Das  Gesetz  vom  29.  Juni  1893    hat   dann  zwar   in   seinem 
§6  das   Gesetz   vom  24.  Juni  1891    formell    aufgehoben,    aber 
nut  denselben  Worten,    wie  dessen  §  2    sie  enthielt,    in   seinem 
§7  die  Art.  71  u.  115  Verf.-Urk.,    soweit  sie  ihm  selbst,    dem 
Gesetze  vom  29.  Juni  1893,  entgegenstehen,  wiederum  bis  zum 
Erlasse  des  Wahlgesetzes  ausser  Kraft  gesetzt. 

Um  im  Einzelnen  festzustellen,  inwieweit  die  Art.  70 — 72 
0.  74  Verf.-Urk.  zur  Zeit  suspendirt  sind,  bedarf  es  also  einer 
Prüfung  dahin,  inwieweit  ihre  Vorschriften  der  Verordnung  vom 
30.  Mai  1849  widersprechen,  bezüglich  des  Art.  71  einer  ferneren 
Prüfung  dahin,  inwieweit  sein  Inhalt  dem  Gesetz  vom  29.  Juni 
1893  widerspricht.     Diese  Prüfung  durch  eine  Gegenüberstellung 

16* 
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der  entsprechenden  Bestimmungen  der  Verfassungsurkundi 
Verordnung  vom  30.  Mai  1849  und  des  Gesetzes  vom  29 
1893  durchzuführen^  ist  hier  nicht  der  Ort;  es  kann  um  s 
davon  abgesehen  werden,  da  sie  keinerlei  Schwierigkeit 
das  Resultat  sich  vielmehr  überall  durch  blossen  Vergleic 
entsprechenden  Bestimmungen  von  selbst  ergiebt.  Es  ma 
festgestellt  werden,  dass  schon  jetzt  unbeschränkt  gelten:  A 
Abs.  2,  Art.  71  Abs.  1  Satz  1,  Abs.  7  u.  8,  Art.  72,  Ai 
Abs.  2;  dass  ferner  mit  nur  geringer  Modifikation  gelten:  A 
Abs.  2  u.  6,  Art.  74  Abs.  1;  dass  endlich  als  völlig  susp 
zu  betrachten  sind:  Art.  70  Abs.  1,  Art.  71  Abs.  1  Sj 
Abs.  2—5. 

III.  Die  dritte  Gruppe  der  zur  Zeit  suspendirten  Verfasi 
Vorschriften  enthält  Bestimmungen  über  die  Ministerveran 
lichkeit:  nach  Art.  44  sind  die  Minister  des  Königs  veran 
lieh,  und  zwar  übernehmen  sie  die  Verantwortlichkeit  durcl 
die  Gültigkeit  der  kgl.  Regierungsakte  bedingende  Gegen 
nung;  —  Art.  61  Abs.  1  Satz  1  ermöglicht  es,  die  M 
durch  Beschluss  einer  Kammer  wegen  der  Verbrechen  der 
fassungsverletzung,  der  Bestechung  und  des  Verraths  anzukla 
—  zufolge  Art.  49  Abs.  2  kann  der  König  sein  Recht  d€ 
gnadigung  und  Strafmilderung  zu  Gunsten  eines  wegen 
Amtshandlungen  verurtheilten  Ministers  nur  auf  Antrag  derj« 
Kammer  ausüben,  von  welcher  die  Anklage  ausgegangen  i 
Art.  61  Abs.  2  endlich    behält   die  näheren  Bestimmunger 


'®  Art.  61  Abs.  1  Satz  3:  „So  lange  uoch  zwei  oberste  Geric 
bestehen,  treten  dieselben  zu  obigem  Zwecke  (Entscheidung  über  eine  M 
anklage)  zusammen",  ist  durch  die  im  Jahre  1852  erfolgte  Vereinigu 
damaligen  Obertribunals  und  des  Rheinischen  Revisions-  und  Kassatio 
obsolet  geworden.  —  Art.  61  Abs.  1  Satz  2:  ^Ueber  solche  (MinisU 
klage  entscheidet  der  oberste  Gerichtshof  der  Monarchie  in  vere 
Senaten",  ist  gleichfalls  hinfällig  geworden,  da  es  zufolge  der  Reich 
gesetzgebung  einen  eigentlichen  obersten  Gerichtshof  der  Monarchie 
mehr  giebt. 
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die  Fälle  der  Ministerverantwortlichkeit,  über  das  Verfahren  und 
über  die  Strafen  einem  besonderen  Gesetze  vor,  und  dies  ist 
bis  auf  den  heutigen  Tag  noch  nicht  ergangen. 

Die  Suspension  der  drei  erstgenannten  Verfassungssätze,  in 
Zeiten  politischer  Erregung  einst  Gegenstand  lebhaften  Streites, 
ist  jetzt  allgemein  anerkannt.  Im  auffallenden  Gegensatz  zu  den 
beiden  vorigen  Gruppen  ergiebt  sich  die  Suspension  hier  nicht 
aus  einer  ausdrücklich  auf  sie  gerichteten  Verfassungsbestimmung, 
sondern  erst  mittelbar  aus  dem  Zusammenhang  der  Vorschriften 
über  die  Ministerverantwortlichkeit,  nämlich  aus  der  Erwägung, 
dass  die  Vorschriften  der  Art.  44,  49  Abs.  2  und  61  Abs.  1 
Satz  1  ohne  das  in  Art.  61  Abs.  2  verheissene  Spezialgesetz 
praktisch  undurchführbar  sind: 

unter  der  in  Art.  44  erwähnten  Verantwortlichkeit  der 
Minister  ist,  wie  daraus  erhellt,  dass  sie  erst  durch  die  Gegen- 
zeichnung übernommen  wird,  nicht  eine  moralische  oder  civil- 
rechtliche  zu  verstehen,  sondern  eine  besondere,  dem  Landtage 
gegenüber  wirkende,  —  eine  solche  aber  ist  solange  gegenstands- 
los, als  ihre  Fälle  und  Folgen  nicht  rechtlich  geregelt  sind; 

ein  auf  Grund  des  Art.  61  Abs.  1  Satz  1  ergehender  Kammer- 
beschluss,  einen  Minister  wegen  eines  der  daselbst  bezeichneten 
Verbrechen  anzuklagen,  wäre  sinnlos,  solange  in  Ermangelung 
einschlägiger  Rechtsnormen  weder  ein  weiteres  Verfahren  statt- 
finden noch  eine  Strafe  erkannt  werden  könnte; 

das  Recht  der  Begnadigung  und  Strafmilderung  dem  Könige 
zu  beschränken,  wie  es  Art.  49  Abs.  2  beabsichtigt,  hat  nicht 
eher  irgendwelchen  Sinn ,  als  bis  überhaupt  eine  Strafe  erkannt 
zu  werden  vermag,  deren  Erlass  oder  Milderung  in  Frage  kommen 
könnte.  Früher  wurde  zwar  von  verschiedenen  Seiten  behauptet, 
«ine  Ministeranklage  aus  Art.  61  Abs.  1  Satz  1  könne  auch  ohne 
^as  daselbst  in  Abs.  2  vorgesehene  Spezialgesetz  unter  ergänzen- 
der Heranziehung  der  Gesetze  über  das  Kriminal-  oder  Dis- 
ziplinarverfahren   vor   den   gewöhnlichen  Gerichten    durchgeführt 
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werden,   und  Schwaktz*'  behauptet  noch  jetzt  die  Möglidikdl, 
für   das  Verfahren   die  Vorschriften    des   Disziplinargesetzes  iir 
die    nichtrichterlichen   Beamten    und   subsidiär   die   der  Beicb 
Strafprozessordnung  heranzuziehen;  doch  muss  eine  Heranzidiiii| 
solcher  Gesetze   ohne   ausdrückliche   gesetzgeberische  Ermiddi- 
gung  für  schlechthin   unzulässig   erklärt  werden ,    weil  dieselba 
auf  das  von  dem  gewöhnlichen  Kriminal-  oder  Disziplinanrer&lua 
durchaus  abweichende  Verfahren  bei  einer  Ministeranklage  weder 
berechnet   noch    dafür   geeignet  sind^^   und  weil  der  von  da 
Gesetzgeber  ausdrücklich  gemachte  Vorbehalt,  das  Verfahren  bei 
Ministeranklagcn    in    einem  besonderen  Gesetze    zu  regeln,  gffk 
keinen  Zweck  gehabt  hätte,  wenn  die  analoge  Anwendung  andeierp. 
Gesetze  seinem  Sinn   entsprochen  hätte.   —    Auf  die  Thatsackey 
dass  im  Gegensatz  zu   den  beiden  oben   behandelten  Fällen  &\ 
Suspension    nicht   ausdrücklich   in   der  Verfassungsurkunde  au-! 
gesprochen  ist,    darf  für  die  gegentheilige  Ansicht  kein  Gewicbti 
gelegt    werden.     Denn    über    das    Schul-    und  Unterrichtswesel 
sowie  über  die  Wahlen  zum  Abgeordnetenhause  bestanden  schon 
vor  Krlass  der  Verfassungsurkunde  gesetzliche  Normen  und  diese 
wären   nach  dem  Grundsatz:  „lex  posterior  derogat  priori'',  iw^ 
dor  Kmanation  der  Verfassung   ausser  Kraft  getreten,   da  die« 
Vorschriften    über    beide  Materien    enthielt;    weil    aber   dieBe- 
HtinnniingtMi   der  Verfassung    über   das   Schul-    und  Unterricbt» 
wost'H    lind   die  Wahlen  zum  Abgeordnetenhause  vor  Erlass  der 
erst    lur    spätere  Zeit    zu    erwartenden   Spezialgesetze   nicht  i« 
voll(»r  (Jt»ltunf?  kommen  konnten,  so  wäre  mangels  der  ausdrück- 
hohen    Anordnung    der    Suspension    auf    beiden   Gebieten  eine 
ompllndliche  Lücke  eingetreten.     Anders  lag  die  Sache  be^ügliA 
der  Ministerverantwortlichkeit,    ein  dem  preussischen  Rechte  bii 
zur    Kmanati«)n    der    Verfassungsurkunde    unbekanntes   Institut; 


•'  A.  rt.  O.  S.  \\^2u 

■■   Vjjl.  V.  KoNNK.  Strtalsr.  d.  prou^^s.  Mouarcliie,  4.  Aafl,.  Bd.  IIS.  356 
Av.v...  l:  Sruii.zK,  Lohrl^iK-h  ilos  iioutsobon  Staatsrechts  Bd.  II  S.  692f. 


menn  die  Vorschriften  über  die  Ministerverantwortliclikeit  nicht 
»ögleich  in  Kraft  treten  konnten,  bedurfte  es  daher  nicht  der 
uudrücklichen  Aufrechterhaltung  früheren  Rechts  ^  um  das  £nt- 
itehen  einer  empfindlichen  Lücke  in  der  Rechtsordnung  zu  Ver- 
bindern, sondern  man  konnte  sich  damit  begnügen,  dass  die 
Buspension  der  neu  in  die  Yerfassungsurkunde  aufgenommenen 
Normen  sich  mittelbar  von  selbst  aus  dieser  ergab. 

Auch  hier  ist  übrigens  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Yor- 
Bchriften  der  Yerfassungsurkunde  über  die  Ministerverantwort- 
lichkeit trotz  ihrer  Suspension  schon  jetzt  die  Bedeutung 
iron  bindenden  Direktiven  für  den  Erlass  des  Spezialgesetzes 
über  die  Ministerverantwortlichkeit  haben,  insofern  dieses  Ge- 
setz in  den  Formen  der  Yerfassungsänderung  ergehen  muss, 
"Wenn  es  von  den  Grundsätzen  der  Yerfassungsurkunde  ab- 
weichen will. 

lY.  Hiermit  ist  die  Reihe  der  suspendirten  Yerfassungs- 
▼orschriften  erschöpft.  Es  erübrigt  nur  noch,  die  Ansicht  derer 
txi  widerlegen,  die  noch  andere  Bestimmungen  der  Yerfassungs- 
urkunde für  suspendirt  erachten. 

1.  Nach  den  durch  das  Gesetz  vom  7.  Mai  1853  auf- 
:  gehobenen  Art.  65 — 68  Yerf.-Urk.  sollte  sich  die  I.  Kammer 
xum  Theil  wenigstens  aus  gewählten  Mitgliedern  zusammensetzen. 
Dem  Charakter  der  I.  Kammer  als  einer  Wahlkammer  waren 
••her  ausser  den  ausdrücklich  aufgehobenen  Art.  65 — 68  auch 
lioch  die  Art.  51  Satz  2  u.  3,  75,  77  Abs.  3  angepasst;  denn 
^  heisst  an  diesen  Orten: 

Art.  51:  „[Der  König  beruft  die  Kammern  und  schliesst 
ihre  Sitzungen.]  Er  kann  sie  entweder  beide  zugleich  oder 
auch  nur  eine  auflösen.  Es  müssen  aber  in  einem  solchen 
Falle  innerhalb  eines  Zeitraums  von  sechzig  Tagen  nach  der 
Auflösung  die  Wähler  und  innerhalb  eines  Zeitraums  von 
neunzig  Tagen  nach  der  Auflösung  die  Kammern  versammelt 
werden." 
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Art.  75:  „Die  Kammern  werden  nach  Ablauf  ihrer  Legis- 
laturperiode neu  gewählt.  Ein  Gleiches  geschieht  im  Falle 
der  Auflösung.  In  beiden  Fällen  sind  die  bisherigen  Mitglieder 
wieder  wählbar." 

Art.  77.  Abs.  3:  „Wird  eine  Kammer  aufgelöst,  so  wird 
die  andere  gleichzeitig  vertagt." 

Das  jetzige  Herrenhaus  aber  hat  nicht  den  Charakter  einer 
Wahlkammer,  seine  Mitglieder  sind  entweder  auf  Grund  erb- 
licher Berechtigung  oder  auf  Lebenszeit  zur  Mitgliedschaft 
berufen;  es  kann  daher  zur  Zeit  weder  von  einer  Auflösung 
noch  von  einer  Neuwahl  des  Herrenhauses  mehr  die  Rede  sein, 
so  dass  die  angezogenen  Verfassungssätze  auf  das  Herrenhaus 
zur  Zeit  praktisch  nicht  anwendbar  sind. 

Hinsichtlich  des  Art.  51  ist  nun  behauptet  worden  ^^  er 
sei  bezüglich  des  Herrenhauses  nicht  etwa  völlig  aufgehoben 
worden,  sondern  in  seiner  Geltung  nur  solange  suspendirt,  bis 
ein  die  Verordnung  wegen  Bildung  der  I.  Kammer  vom  12.  Okt. 
1854  abänderndes  Gesetz  dem  Herrenhaus  den  Charakter  einer 
Wahlkammer  einmal  wiederverschaffe;  Gleiches  müsste,  wenn  es 
richtig  wäre,  für  Art.  75  und  Art.  77  Abs.  3  gelten.  Allein 
diese  Auffassung  ist  irrig;  von  einer  Suspension  der  genannten 
Artikel  kann  nicht  die  Rede  sein,  vielmehr  sind  sie  völlig  auf- 
gehoben. Die  gegentheilige  Ansicht  wäre  nur  zu  rechtfertigen, 
wenn  der  Charakter  als  einer  Wahlkammer  dem  Herrenhause 
durch  die  Verordnung  vom  12.  Okt.  1854  genommen  wäre;  das 
ist  aber  nicht  der  Fall.  Vielmehr  ist  dem  Herrenhaus  der  Cha- 
rakter als  Wahlkammer  durch  das  Gesetz  vom  7.  Mai  1853  ge- 
nommen, welches  in  Art.  1  ausdrücklich  vorschreibt: 

„Die  I.  Kammer  wird  durch  kgl.  Anordnung  gebildet, 
welche  nur  durch  ein  mit  Zustimmung  der  Kammern  zu  er- 
lassendes Gesetz  abgeändert  werden  kann. 

*^  lu  der  von  Zorn  besorgten  5.  Aufl.  von  Rönnk's  Staatsr.  d.  preuss. 
Monarchie,  Leipzig   1899,  Bd.  I  S.  354  Anm.  2. 
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Die   I.   Kammer   wird   zusammengesetzt   aus   Mit- 
gliedern,  welche    der  König   mit   erblicher   Berechti- 
gung oder  auf  Lebenszeit  beruft." 
Dieses  Gesetz  aber  ist  in  der  Form  und  mit  der  Kraft  einer 
Verfassungsänderung  ergangen;  sein  Art.  1  ist  ausdrücklich  zum 
Bestandtheil  der  Verfassungsurkunde  erklärt  worden,  und  damit 
sind  alle  ihm  entgegenstehenden  Vorschriften   der  Verfassungs- 
urkunde endgültig  entkräftet,  nicht  nur  suspendirt  worden. 

2.  Ferner  ist  wiederholt^*  behauptet  worden,  Art.  87  Abs.  1 
Verf.-Urk.  sei,  insoweit  er  den  König  berechtige,  sein  Recht, 
die  Richter  zu  ernennen,  anderweit  zu  delegiren,  durch  §  7  des 
preuss.  Ausführungsgesetzes  zum  deutschen  Gerichtsverfassungs- 
gesetze suspendirt  worden.     Art.  87  Abs.  1  Verf.-Urk.  lautet: 

„Die  Richter  werden  vom  Könige  oder  in  dessen  Namen 
auf  ihre  Lebenszeit  ernannt." 
Dagegen  bestimmt  §  7  Ausf.-G.  z.  Ger.-V.-G.: 

„Die  Richter,  einschliesslich  der  Handelsrichter,  werden 
vom  Könige  ernannt." 
Bei  der  Berathung  des  preuss.  Ausführungsgesetzes  ist  man 
sich  des  Unterschiedes  beider  Bestimmungen  sehr  wohl  bewusst 
gewesen  ^^,  Die  Regierung  selbst  hatte  sich  anfänglich  entschieden 
dahin  ausgesprochen,  dass  §  7  Ausf.-G.  in  seiner  jetzigen  Fassung 
eine  Aenderung  des  Art.  87  Verf.-Urk.  darstelle,  und  einer 
solchen  Aenderung  widerstrebt.  Im  ferneren  Verlaufe  der  Ver- 
handlungen kam  sie  aber  von  ihrem  Widerspruch  zurück,  was 
zur  Folge  hatte,  dass  §  7  cit.  Gesetz  wurde,  ohne  dass  man  die 
Form  der  Verfassungsänderung  beobachtet  hätte.  Man  gab  den 
Unterschied  zwischen  den  beiden  Bestimmungen  zu,  wollte  aber 
einen  Widerspruch  zwischen  ihnen  nicht  anerkennen,  da  nach 
<ler  Verfassungsurkunde    beides   zulässig  wäre,    sowohl  dass  alle 

'*  ScHWARTZ  a.  a.  0.  S.  250;  Arndt,  Verf.-Urk.,  3.  Aufl.  1894,  S.  145. 

*^  Die    gesammten    Materialieu    des    preuas.   AusrühruD«ifsge8etzes    zum 

deutschen  Gerichtsverfassungsgesetze,  Berliu  1878,  S.  142,  249 ff.,  467  ff.,  536 ff. 
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Kichter  vom  Könige  selbst  ernannt  würden,   als  auch  dass  ein- 
zelne in  seinem  Namen  kraft  Delegation    ernannt  würden;  ins- 
besondere  wurde   auf  die  Stellung   des  Art.  87   im  System  der 
Verfassungsurkunde  hingewiesen^  dass  es  sich  nämlich  in  Art.  87 
um  Garantien  für  den  Kichterstand  handle,  nicht  um  Rechte  der 
kgl.  Gewalt,  welche  in  einem  anderen  Titel  besprochen  würden 
Indess  solche  Gründe  vermögen  nicht  darüber  hinwegzutäuschen, 
dass  seinem  klaren  Wortlaut  nach  Art.  87  dem  Könige  Eechte 
garantirt,  und  zwar  in  weiterem  Masse  als  §  7  Ausf.-G.,  insofen 
ihm  dieser  §  7  cit.  die  Befugniss  nimmt,  sein  Recht,  die  Richter 
zu    ernennen,    anderweit    zu    delegiren.     Darum    involvirt  §  1 
Ausf.-G.    eine    Aenderung    des    Art.  87  Verf.-Urk.;    er  vermag 
aber,   da  er  nicht  in  den  Formen    der  Verfassungsänderung  er- 
gangen ist,  thatsächlich  den  Art.  87  Verf.-Ürk.  nicht  zu  berühren, 
weder  ihn  zu  suspendiren  noch  ihn,  soweit  er  Anderes  bestimmt 
aufzuheben;  er  ist,  soweit  er  dem  Art.  87  Verf.-Urk.  widerspricht, 
schlechthin  nichtig. 


—     245     — 


)ie  unbefugte  Auswanderung  und  das  deutsche 

Personenstandsregister. 

Von 

Felix  Stoerk,  Greifswald. 

Wenige  Gebiete  des  öfifentlichen  Rechts  haben  so  tiefgreifende 
andlungen  der  legislativen  Ausgestaltung  erfahren,  wie  das- 
aige  des  Auswanderungswesens.  Vom  strengsten  Verbot  des 
?ien  Zuges  schwächte  sich  fast  vor  unseren  Augen  der  staat- 
:he  Widerstand  gegen  die  Lösung  des  ünterthanenbandes  all- 
ählich  und  deutlich  ab  bis  zu  dem  unser  modernes  Verkehrsrecht 
{herrschenden  System  der  Auswanderungsfreiheit,  das,  von  po- 
tiv  umschriebenen  Ausnahmefällen  abgesehen,  unbedingt  dem 
echt  des  deutschen  Bevölkerungswesens   zur  Grundlage  dient  ^ 


'  Die  rechtliche  Seite  des  Problems  behandeln:  Zorn  in  v.  Stengel's 
örtorbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts  Bd.  I,  ^Auswanderung",  S.  122; 
-TEKBERG,  Dcutsche  AuswanderungsgesetzgebuDg,  Heft  4  der  Beiträge  zur 
rdorung  der  Bestrebungen  des  deutschen  Kolonialvereins  (Berlin  1885); 
Band,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs  (3.  Aufl.)  Bd.  II  S.  598  ff. ;  C.  Siegel, 
her  die  AVehrpflicht  nach  Erwerbung  und  Verlust  der  Reichsangchörig- 
t,  Annalen  des  Deutschen  Reichs  (1893)  S.  781  ff.;  —  mit  stärkerer  Be- 
'^ug  der  internationalrechtlichen  Beziehungen :  v.  Bar,  Theorie  und  Praxis 
'  internationalen  Privatrechts  Bd.  I  S.  197  ff.;  W.  Cahn,  Das  Reichsgesetz 
■p  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit 
Aufl.)  S.  128  ff.,  und  Stoerk,  „Staatsangehörige  und  Fremde",  in  v.  Holtzen- 
"ffs  Handbuch  des  Völkerrechts  Bd.  II. 
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Von  hier  aus  legt  die  Reichsgesetzgebung  bei  der  ununte 
brochenen,  umfangreichen  Bevölkerungsbewegung  lediglich  a 
Gründen  der  Bevölkerungskontrolle,  nicht  aus  populationistischi 
Motiven  Werth  auf  die  formelle  Austrittserklärung  und  Ee 
lassung  nach  §§  14  ff.  des  Gesetzes  über  die  Erwerbung  und  d( 
Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1871 
Der  für  die  gesammte  Bevölkerungsordnung  wichtige,  für  di 
Statusrechte  des  Einzelnen,  wie  ganzer  Personengruppen  präji 
dizielle  Vorgang  soll  nur  sicher  festgestellt,  Klarheit  über  diese 
Verkehrsakt  von  grosser  Tragweite  geschaffen  werden.  Dam: 
hat  eine  wesentliche  Aenderung  der  für  die  Gesetzgebungspoliti 
und  Verwaltungspraxis  massgebenden  Gesichtspunkte  in  dei 
ganzen  Rechtsgebiete  sich  vollzogen. 

I. 

Abgesehen  von  den  doch  relativ  wenigen  Fällen,  in  welche 
wegen  der  aus  der  Wehrpflicht  oder  der  militärischen  Diens 
pf licht  erwachsenden  positivrechtlichen  Beschränkung  oder  E 
schwerung  der  Auswanderung  ein  besonderer  Bewillignngsakt  d- 
Verwaltung  gefordert  wird,  legt  die  Staatsgewalt  grundsätzlit 
kein  Hinderniss  der  Lösung  des  Verbandsverhältnisses  in  de 
Weg.  Wohl  aber  wünscht  sie  Kenntniss  vom  Loslösungsakt  2 
erlangen  und  operirt  daher  grundsätzlich  mit  demjenigen  Fall  di 
Auswanderung  als  Grundtypus,  bei  dem  die  Ausscheidimg  ai 
dem  staatlichen  Verbände  sich  rite  in  der  Form  der  Auswand 
rung  mit  Ausbürgerung  auf  Grund  einer  Entlassungsurkuni 
vollzieht  2. 

Dass  die  Zahl  der  in  diesen  gesetzlich  typischen  Form 
sich  abspielenden  Auswanderungsfälle  numerisch  weit  hinter  d< 
formlosen    zurückbleibt,    darf    hier    als    unzweifelhaft    bezeichr 


-  S.  iiieiue  schematische  Uebersicht  der  Kechtsfiguren  beim  Wech 
des  StaatsverbandsverhältDisses  Haudb.  d.  Völkerr.  a.  a.  0.  S.  623 ff. 
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werden.  Gleichwohl  hat  die  neuere  Gesetzgebung  trotz  des  un- 
Terkennbaren  staatlichen  Bedürfnisses  nach  einer  möglichsten 
Sicbening  der  Bevölkerungskontrolle  sich  nicht  bestimmen  lassen, 
Ton  dem  Prinzip  der  Auswanderungsfreiheit,  d.  h.  hier  der  form- 
losen Loslösung  vom  bisherigen  Heimathsstaate  abzugehen  und 
die  Ausscheidung  an  mehr  oder  minder  umständliche  Formalakte 
n  binden. 

Einen  deutlichen  Nachweis  für  diesen  charakteristischen  Zug 
der  deutschen  Gesetzgebung  und  Verwaltung  geben  das  geltende 
Reichsgesetz  über  das  Auswanderungswesen  vom  9.  Juni  1897 
und  seine  Entstehungsgeschichte^.  Ohne  einen  gesetzlichen  Be- 
griff der  Auswanderung  oder  des  Auswanderers  zu  geben,  be- 
schränkt jenes  sich  im  §  23  darauf,  die  Beförderung,  sowie  den 
Abschluss  von  Verträgen  über  die  Beförderung  zu  verbieten: 

a)  von  Wehrpflichtigen  im  Alter  vom  vollendeten  siebzehnten 
bis  zum  vollendeten  fünfundzwanzigsten  Lebensjahre,  bevor 
sie  eine  Entlassungsurkunde  (§14  des  Gesetzes  über  die 
Erwerbung  und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörig- 
keit vom  I.Juni  1870)  oder  ein  Zeugniss  der  Ersatzkommis- 
sion darüber  beigebracht  haben,  dass  ihrer  Auswanderung 
aus  dem  Grunde  der  Wehrpflicht  kein  Hinderniss  entgegen- 
steht; 

b)  von  Personen,  deren  Verhaftung  oder  Festnahme  von  einer 
Gerichts-  oder  Polizeibehörde  angeordnet  ist; 

c)  von  Reichsangehörigen,  für  welche  von  fremden  Regierungen 
oder  von  Kolonisationsgesellschaften  oder  ähnlichen  Unter- 
nehmungen der  Beförderungspreis  ganz  oder  theihveise  be- 
zahlt wird  oder  Vorschüsse  geleistet  werden;  Ausnahmen 
von  dieser  Bestimmung  kann  der  Reichskanzler  zulassen. 


^  Vgl.  P.  GoKTSCH,  Das  Reichsgesetz  über  das  Auswauderungswesen 
(Berlin,  C.  Heymann,  1898),  und  meine  Erläuterung  des  Reicbsgosetzes  über 
das  Auswanderungswesen  in  der  Guttentag'scben  Saniiuhiug  deutscher  Reichs- 
gesetze (Berlin  1899). 
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Durch  die  Beschränkung  auf  die  im  §  23  enthaltenen  Ver* 
botsfalle  hat  sich  das  Eeichsgesetz  vom  9.  Juni  1897  in  den 
positiv  rechtlich  erreichbaren  Umfang  zum  Prinzip  der  Aui« 
Wanderungsfreiheit  bekannt,  wenn  auch  sicherlich  nicht  be- 
hauptet werden  kann,  dass  es  die  Materie  der  Auswanderung  an 
dieser  Stelle  erschöpfend  zu  regeln  bestimmt  war.  ImmeiiiiD 
zeigt  sich  der  der  Verkehrsfreiheit  günstigere  Zug  des  neaen 
Gesetzes  am  deutKchsten  durch  die  Vergleichung  seiner  Vor- 
schriften mit  den  Anordnungen  des  Entwurfes  vom  Jahre  1892. 
Dieser  enthielt  im  §  21  als  allgemeine  Bestimmung  über  die  Aus- 
wanderung : 

„Wer  aus  dem  Reichsgebiete  auswandern  will,  hat  hier- 
von der  Ortspolizeibehörde  seines  Wohnsitzes  oder,  in  Er- 
mangelung eines  solchen,  derjenigen  seines  gewöhnlichen  Auf- 
enthaltsortes für  sich  und  die  ihn  begleitenden  Familienangehö- 
rigen Anzeige  zu  machen.  Die  Anzeige  hat  den  voraussichtlichen 
Zeitpunkt  der  Auswanderung  zu  enthalten. 

Die  Ortspolizeibehörde  hat  über  die  bevorstehende  Aus- 
wanderung eine  öiBFentliche  Bekanntmachung  zu  erlassen.  Nach 
Ablauf  von  vier  Wochen  seit  dem  Tage  der  Bekanntmachung 
ist  dem  Auswandernden  über  letztere  eine  Bescheinigung  zu 
ertheilen.  Die  Bescheinigung  kann  auf  Antrag  vor  Ablauf  von 
vier  Wochen  ertheilt  werden,  falls  kein  Grund  zu  der  Annahme 
vorliegt,  dass  der  Auswandernde  sich  durch  die  Auswanderung 
bestehenden  Verpflichtungen  entziehen  will. 

Soll  die  Auswanderung  später  als  drei  Monate  nach  dem 
in  der  Bescheinigung  angegebenen  Zeitpunkte  oder  unter  Zu- 
rücklassung eines  der  darin  bezeichneten  Angehörigen  statt- 
finden, so  bedarf  es  einer  erneuten  Anzeige  und  Bekannt- 
machung." 

Der  Entwurf  von  1892  ging  dabei  von  der  Erwägung  aus. 
dass  das  Gesetz  es  als  eine  seiner  vornehmlichen  Aufgaben  be- 
trachten   müsse,    durch    geeignete  Massregeln  den  Missbräueben 
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Torzubeugen,  zu  welchen  die  gewährleistete  Auswanderungsfreiheit 
benatzt  werden  kann.   Es  handelte  sich  dabei  nach  ausdrückHcher 
Erklärung  der  Motive  vor  Allem  ura  die  Verhinderung  der  heim- 
lichen Auswanderung,  wenn  der  Auswandernde  durch  diese 
bestehenden   Verpflichtungen    sich    entziehen   will.     „Denn   dem 
Rechte  zur  Auswanderung  stehe  die  Pflicht  des  Auswandernden 
zur  vorherigen   Erfüllung   oder  Eegelung    der   ihm   obliegenden 
öffentlichrechtlichen  und  privatrechtlichen  Verpflichtungen  gegen- 
über.  Es  kommen  hierbei  insbesondere  in  Betracht  die  Ansprüche, 
welche  der  Staat  aus  strafbaren  Handlungen  des  Auswandernden, 
der  Staat  und  sonstige  öffentliche  Verbände  aus  seiner  Abgabe- 
pflicht, Armenverbände  aus  armenrechthchen  Verpflichtungen  des 
Auswanderers,   einzelne    Personen    aus    privatrechtlichen    Titeln 
gegen  den  Auswandernden  zu  erheben  haben.   Um  die  Interessen 
dieser  Betheiligten  zu  wahren,  ist  es  nothwendig,  dass  die  Absicht 
des  Auswandernden,  seine  Heimath  zu  verlassen,  rechtzeitig  und 
in  glaubhafter  Form    zur   Kenntniss    der  Betheiligten   gebracht 
wird^  so  dass  die  letzteren  Gelegenheit  erhalten,  ihre  Ansprüche 
geltend  zu   machen,   bevor   der   Auswanderer    das   Reichsgebiet 
Terlässt.'' 

Desshalb  sollte  der  Auswanderer  verpflichtet  werden,  seine 
Absicht,  auszuwandern,  regelmässig  nicht  später  als  vier  Wochen 
Tor  ihrer  Ausführung  der  Ortspolizeibehörde  seines  Wohnsitzes 
oder,  in  Ermangelung  eines  solchen,  der  Behörde  seines  gewöhn- 
lichen Aufenthaltsorts  anzuzeigen.  Die  Behörde  sollte  sodann 
&  bevorstehende  Auswanderung  durch  Bekanntmachung  zur 
öffentlichen  Kenntniss  bringen  und  nach  Ablauf  von  vier  Wochen 
über  die  erfolgte  Bekanntmachung  von  Amtswegen  eine  Beschei- 
nigung ertheilen.  Die  Auswanderung  selbst  sollte  nur  nach  Er- 
theilung  der  Bescheinigung,  also  regelmässig  erst  nach  Ablauf 
▼on  vier  Wochen  nach  der  Anzeige  zulässig  sein,  jedoch  nicht 
von  dem  Nachweise  der  Erledigung  der  etwa  inzwischen  geltend 
gemachten  Ansprüche  abhängig  gemacht  werden. 
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Nach  Ansicht  des  Entwurfes  von  1892  stand  dieses  Ver 
fahren,  das  unzweifelhaft  den  Begriffsinhalt  der  „unerlaubten  Au- 
Wanderung"  beträchtlich  erweitert  hätte,  „ebensowenig  mit  da 
Grundsatz  der  Aus  Wanderungsfreiheit  in  Widerspruch,  wie  die 
polizeiliche  Meldepflicht  mit  dem  Grundsatz  der  Frei- 
zügigkeit". 

Diese  polizeilichen  Prohibitivmassregeln  des  Entwurfes  tob 
Jahre  1892  fanden  jedoch  in  der  Publizistik,  wie  im  Parlament 
den  energischsten  Widerspruch  und  verhinderten  zur  Zeit  das 
Zustandekommen  des  Gesetzes.  Durch  die  Ausscheidung  dieser 
Bestimmungen  hat  sich  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1897  von  einen 
Ballast  mehr  chikanöser  als  wirksamer  Normen  befreit,  zugleich 
aber  auch  aufs  Neue  den  Umfang  der  verwaltungsrechtlichen 
Erschwerungen  der  Auswanderung  umschrieben,  die  auch  schon 
an  anderen  Stellen  im  deutschen  Rechtssystem  ihre  Formulining 
gefunden  haben. 

Ergänzt  man  nämlich  diese  Bestimmungen  noch  durch  die 
zum  Schutze  der  Wehrpflicht  bestehenden  reichsgesetzlichen  Vor- 
schriften des  Reichsstrafgesetzbuchs  §  140,  der  Strafprozesse 
Ordnung:  Verfahren  gegen  Abwesende,  welche  sich  der  Wehr^ 
pflicht  entzogen  haben  (§§  470  ff.),  des  Reichsmilitärgesetzes  voii^ 
2.  Mai  1874  (§§  38 ff.),  des  Militärstrafgesetzbuchs  über  Deser- 
tion etc.,  so  dürfte  der  äussere  Umkreis  der  gesetzlichen  Mass— 
nahmen  erkennbar  sein,  die  Seitens  der  Reichsgewalt  getroffer^ 
worden  sind,  um  die  Wehrpflicht  als  eine  ihrer  Natur  nach  staats- 
bürgerliche, kraft  Gesetzes  bestehende,  gemessene  Last  (Labaxp  i 
zu  sichern  und  gegen  Verletzung  und  Umgehung  zu  schützea- 
Das  gesetzHch  vorgesehene  System  direkter  und  indirekter  Zwangs - 
mittel  —  wir  lassen  hier  die  militärrechtlichen  Strafen  und  Di^' 
ziplinarmittel  unberücksichtigt  —  operirt  mit  den  StrafandrohungeD  * 
Geldstrafen  von  150  bis  zu  3000  M.,  oder  Gefangniss  von  eineit 
Monat  bis  zu  einem  Jahr;  für  Offiziere  oder  im  Offiziersran?^ 
stehende    Aerzte   des   Beurlaubtenstandes    Haft   oder   Gefängnis 
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\  zu  sechs  Monaten,  endlich  für  alle  Wehrpflichtige  (§  140 
ff.  3  St.-G.-B.)  in  den  Fällen  der  Auswanderung  nach  öflfent- 
ber  Bekanntmachung  einer  vom  Kaiser  für  die  Zeit  eines 
rieges  oder  einer  Kriegsgefahr  erlassenen  besonderen  Anord- 
ng:  Gefangniss  bis  zu  zwei  Jahren,  neben  welchem  auch  noch 
f  Geldstrafe  bis  zu  3000  M.  erkannt  werden  kann.  —  In  allen 
illen  des  §  140  kann  das  Vermögen  des  Angeschuldigten,  in- 
weit es  nach  dem  Ermessen  des  Richters  zur  Deckung  der  den 
Qgeschuldigten  möglicher  Weise  trefifenden  höchsten  Geldstrafe 
id  der  Kosten  des  Verfahrens  erforderlich  ist,  mit  Beschlag 
legt  werden. 

Das  Verfahren  bei  der  im  §  140  Abs.  3  zur  Sicherung  der 
rafvollstreckung  vorgesehenen  Beschlagnahme,  die  nach  Ennessen 
8  Gerichts  (Strafkammer)  auch  ohne  Antrag  der  Staatsanwalt- 
haft beschlossen  werden  kann,  regelt  dife  Strafprozessordnung 
den  §§  325,  326,  480.  Danach  können  allerdings  regelmässig 
r  einzelne  Gegenstände,  die  zum  Vermögen  des  unerlaubter 
eise  Ausgewanderten  gehören,  mit  Beschlag  belegt  werden, 
merhin  bleibt  aber  auch  die  Möglichkeit  einer  Vermögens- 
Jchlagnahme  als  subsidiäre  Massregel  durchaus  bestehen*. 

Angesichts  dieses  ziemlich  umfangreichen  Katalogs  von  Straf- 
irohungen  gegen  die  unerlaubte  Auswanderung  wäre  man  wohl 
-h  allgemein  in  Anerkennung  stehenden  juristischen  Grund- 
zen  zur  Annahme  berechtigt,  dass  sie,  zumal  in  Verbindung 
b  den  militärstrafgesetzlichen  Normen,  erschöpfender  Natur 
d.  Dass  also  eine  anderweitige  Regelung  der  Materie  speziell 
ä  landes  rechtlich  er  Instanz  heraus  ausgeschlossen  sein 
isste.  Diese  aus  dem  Gedanken  der  Rechtseinheit  fliessende 
inahme  findet  jedoch  ihre  greifbare  Widerlegung  durch  zahl- 
che  Anordnungen  einzelner  deutscher  Bundesstaaten,  die  in 
•em  Bestreben,  dem  Rechtsgute  der  Wehrpflicht  eine  möglichst 


*  Olshaüsen,  Kommentar  zum  Strafgesetzbuch  (5.  Aufl.)  Bd.  I  S.  601  ff. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  2.  jy 
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intensive  Sicherung  zu  geben,  auch  noch  andere  als  die  reici 
rechtlich  bestimmten  Reaktionsmittel  mobil  machen,  und  so 
vom  Reichsrecht  unberührt  gelassene  andere  Rechtsgüter  in  den 
Kreis  der  vindikativen  Störung  oder  Schädigung  einbeziehen,  am 
die  Straffolgen  wegen  Verletzung  der  Wehrpflicht  empfindlich  zu 
steigern. 

II. 

Seit  einer  Reihe  von  Jahren  mehren  sich  behördliche  Mass- 
regeln, die  darauf  abzielen,  im  Verordnungswege  die  rechtliche 
Geltung  des  Reichsgesetzes  betr.  die  Beurkundung  des 
Personenstandes  und  die  Eheschliessung  vom  6.  Febr. 
1875  für  Fahnenflüchtige  und  solche  Wehrpflichtige  aufzuheben 
bezw.  einzuengen,  die  in  der  Absicht,  sich  dem  Eintritt  in  den 
Dienst  des  stehenden  Heeres  oder  der  Flotte  zu  entziehen,  ohne 
Erlaubniss  das  Bundesgebiet  verlassen  haben  oder  nach  erreichtem 
militärpflichtigem  Alter  sich  ausserhalb  des  Bundesgebietes  auf- 
halten. Soweit  das  amtliche  Material  eine  Uebersicht  möglieb 
macht,  —  weit  reicht  diese  im  öfFentlichrechtlichen  Stoff  der 
Partikularstaaten  Deutschlands  freilich  nicht,  —  geht  die  an- 
gedeutete Bewegung  vornehmlich  von  Preussen  und  Elsass- 
Lothringen  aus. 

Zuerst  brachte  das  Preussische  Ministerialblatt  für  die  ge- 
sammte  innere  Verwaltung  im  56.  Jahrgang  (S.  133)  ein  Cirkubir 
an  die  Königlichen  Regierungspräsidenten  und  den  Königlichen 
Oberpräsidenten  zu  Potsdam  vom  19.  März  1895  —  betr.  das 
Eheaufgebot  für  im  Auslande  sich  aufhaltende  fahnenflüchtige 
Deutsche  —  nachstehenden  Inhalts^: 

„Um  denjenigen  Deutschen,  die  sich  der  Fahnenflucht  oder 
der  Verletzung  der  Wehrpflicht  schuldig  machen,  den  Aufent' 
halt  im  Auslande  zu  erschweren  und  sie  dadurch  zur  Rückkehr 


^  Vgl.  auch:  F.  Kruse,  Das  Standesamt,  5.  Aufl.  von  Wohlers,  Das 
Reiclisgosetz  vom  6.  Febr.  1875  (Berlin  1900)  S.  163;  0.  PamLEB,  Kom- 
mentar zum  Gesetz  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes  etc.  (Berlin  1900)« 
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zu  bewegen,  ordnen  wir  nach  Benehmen  mit  dem  Herrn  Justiz- 
minister hiermit  an,  dass  die  Gemeindebehörden  sich  der  Be- 
kanntmachung des  Aufgebots  zum  Zweck  der  Ehe- 
schliessung für  die  bezeichneten  Personen  zu  enthalten 
haben.  Etwaigen  Aufforderungen  wegen  Bekanntmachung  des 
Eheaufgebots  für  im  Auslande  sich  aufhaltende  Deutsche  ist 
von  den  Gemeindebehörden  daher  nur  dann  zu  entsprechen, 
wenn  der  Nachweis  geliefert  wird,  dass  es  sich  um  andere  als 
am  die  bezeichneten  Personen  handelt.  Dass  die  Standes- 
beamten sich  mit  dem  Aufgebot  überhaupt  nur  dann  zu  be- 
fassen haben,  wenn  die  Ehe  vor  ihnen  selbst  geschlossen  werden 
soll,  ist  bekannt;  dass  sie  Aufgebot  und  Eheschliessung  von 
Militärpersonen  des  Friedensstandes  und  von  vorläufig  in  die 
Heimath  beurlaubten  Rekruten  und  Freiwilligen,  die  sich  der 
Fahnenflucht  schuldig  machen,  nicht  vornehmen  dürfen,  folgt 
aus  der  Vorschrift,  dass  die  Genannten  zur  Verheirathung  der 
Genehmigung  ihrer  militärischen  Vorgesetzten  bedürfen,  diese 
aber  niemals  erhalten,  so  lange  sie  nicht  zurückgekehrt  sind 
«nd  ihr  Vergehen  gesühnt  haben. 

Ew.   Hochwohlgeboren   wollen   hiemach   die  Ihnen   unter- 
stellten Gemeindebehörden  und  Standesbeamten  gefälligst  mit 
Anweisung  versehen"  ^ 
Wenige  Monate  später  wurden  die  Standesbeamten  in  Elsass- 
lothringen  durch   eine  Verfügung  des  Ministeriums,  Abtheilung 
fär  Justiz  und  Kultus,   vom    14.  Nov.  1895   (s.  Standesbeamten 
▼on  1895  S.  273)  darauf  hingewiesen,  dass  die  Anordnung  eines 
Aufgebotes  im  Inlande  für  einen  Deutschen,    der   sich  im   Aus- 
Unde  verehelichen  will,  dann  unzulässig  sei,   wenn  sich   derselbe 
^er  Fahnenflucht  (§§  69flF.  Mil.-St.-G.-B.  vom  20.  Juni  1872  und 
§1  des  Gesetzes   vom  11.  März  1850;   Gesetzblatt  für  Elsass- 

•  Das  Cirkular  trägt  das  Datum:  Berlin,  den  19.  März  1895,  und  die 
Unterschriften:  der  Kriegsminister  (im  Auftrage:  v.  Spitz),  der  Minister  des 
Ij^^ern  (im  Auftrage:  Haase). 

17* 
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Lothringen  1872  S.  475  und  1873  S.  331  und  385)  oder  der 
Verletzung  der  Wehrpflicht  (§  140  St.-G.-B.)  schuldig  gemacht 
hat.  Vom  Standesbeamten  ist  daher,  wenn  bei  ihm  die  Anord- 
nung des  Aufgebotes  für  einen  ausserhalb  des  Reichsgebietes  sieb 
aufhaltenden  Deutschen  beantragt  wird;  zu  prüfen,  ob  dieser 
nicht  Fahnenflüchtiger  oder  Refraktär  ist.  Zutreffenden  Falls  ist 
der  Antrag  auf  Anordnung  des  Aufgebotes  abzulehnen  und  hier- 
von der  Antragsteller  mittels  schriftlicher  Bescheidung  zu  be- 
nachrichtigen. Im  Zweifelsfalle  hat  der  Standesbeamte  bei  dem 
vorgesetzten  Ersten  Staatsanwälte  anzufragen.  — 

In  welchem  Umfang  diese  beiden  behördlichen  Verfügungen 
in  der  Lokalinstanz  ausgeführt,  mit  welchem  Effekte  sie  geband- 
habt  worden  sind,  ist  bei  dem  Mangel  statistischer  Angaben  zur 
Sache  nicht  erkennbar.  In  dem  deutschen  Gebietstheile,  in 
welchem  die  zu  bekämpfende  Erscheinung  die  relativ  grösste  Ver- 
breitung gefunden  hat^,  stellte  sich  allerdings  bald  das  Bedürfniss 
nach  aufklärenden  Ergänzungen  ein,  die  auf  Grund  der  Dienst- 
anweisung für  die  Standesbeamten  vom  17.  Aug.  1882,  erlassen 
vom  Ministerium  für  Elsass-Lothringen ,  Abtheilung  für  Justiz 
und  Kultus,  von  der  zuständigen  (s.  §  46)  Staatsanwaltschaft 
ausgingen.  In  seiner  Verfügung  vom  12.  Mai  1897  schreibt  der 
Oberstaatsanwalt  in  Kolmar:  ^Ein  Einzelfall  veranlasst  mich, 
hervorzuheben,  dass  die  Gesichtspunkte,  auf  Grund  deren  inhalt- 
lich der  an  Ew.  Hochwohlgeboren  gerichteten  Ministerialverfügnng 
vom  14.  Nov.  1895  II  A.  2852,  die  Anordnung  eines  Aufgebotes  ■ 
im  Inlande  für  einen  Deutschen,  der  sich  im  Auslande  verehe- 
lichen will,  dann  für  unzulässig  zu  erachten  ist,    wenn  sich  der- 

'  Wegen  Verletzung  der  Wehrpfliclit  haben  im  Jahre  1897  rechtskräftig^ 
Verurtheilungen  stattgefunden  im  ganzen  Deutschen  Reiche:  15  660;  daton 
entfielen  auf  die  Regierungsbezirke  Marienwerder  1698,  Broroberg  1216,  ao* 
Elsass-Lothringen  1318.  In  allen  anderen  Regierungsbezirken  und  Staate^* 
blieb  die  Zahl  der  rechtskräftigen  Verurtheilungen  weit  hinter  diesen  Zahle*^ 
zurück.  (S.  Kriminalstatistik  des  Deutschen  Reichs  fiir  das  Jahr  1897.  Xeu^ 
Fulge  Bd.  CXX  [1899]  S.  18011'.) 
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selbe  der  Fahnenflucht  oder  der  Verletzung  der  Wehrpflicht 
schuldig  gemacht  hat  (vgl.  die  an  die  Standesbeamten  erlassene 
Mnisterialverfügung  vom  14.  Nov.  1895,  Stg.  XX  S.  462,  vgl. 
Standesbeamter  1895  S.  273),  gleichermassen  auf  die  Errichtung 
von  Eheeinwilligungsurkunden  (§29  des  Ges.  vom  6.  Febn 
1875)  für  Fahnenflüchtige  und  Refraktäre  unzulässig  erscheinen 
lassen. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  Fälle,  in  welchen  Fahnen^ 
flüchtige  und  Refraktäre  auf  Grund  einer  Eheeinwilligungsurkunde 
ohne  Aufgebot  im  Inlande  zur  Eheschliessung  im  Auslande 
schreiten  können,  nicht  so  häufig  vorkommen  werden ,  ist  eine 
allgemeine  Verständigung  der  Standesbeamten  und  Notare  vor- 
erst nicht  für  erforderlich,  eine  Benachrichtigung  dieser  Beamten 
durch  Ew.  Hochwohlgeboren  im  einzelnen  Falle  vielmehr  für  ge- 
nügend erachtet  worden.  Sollte  in  der  Folge  ein  Bedürfniss  für 
Erlass  einer  entsprechenden  allgemeinen  Verfügung  an  die  Standes- 
beamten und  die  Notare  hervortreten,  so  würde  ich  gefl.  Berichte 
entgegensehen"  ®- 

Was  diesen  Anordnungen  von  Verwaltungsbehörden,  ab- 
gesehen von  der  Identität  des  Ziels,  gemeinsam  ist,  das  ist  die 
meines  Erachtens  gegen  das  Reichsgesetz  verstossende  Gleich- 
stellung von  Fahnenflüchtigen  und  solchen  Personen,  welche 
«ich  der  Verletzung  der  Wehrpflicht  durch  unerlaubte 
Aaswanderung  schuldig  gemacht  haben.  Diese  Personen- 
gruppen sondert  das  Reichsgesetz  vom  6.  Febr.  1875,  das  sich 
als  gemeines  Recht  mit  der  Forderung  undurchbrochener  Geltung 
fiir  alle  Reichsangehörige  darstellt  und  einschränkende  Normen 
nur  für  das  Eheschliessungsrecht  von  „Militärpersonen"  enthielt. 

Nur  diese  nahm  §  38  R.-G.  wegen  ihrer  Zugehörigkeit  zu 
einem  besonderen  Standes  rechte  aus  der  Geltung  seines  ge- 
meinen Reichsrechts  aus.    Als  solche  Militärpersonen  gelten  aber 


«    Ö 


S.  Standesbeamter  (1897)  S.  122. 
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nach  §  40  R.-Mil.-G.  vom  2.  Mai  1874:  die  Offiziere,  Aente, 
Militärbeamte  des  Friedensstandes  vom  Tage  ihrer  Anstellnsg 
bis  zum  Zeitpunkt  ihrer  Entlassung  aus  dem  Dienste;  die  Kapi- 
tulanten vom  Beginn  bis  Ablauf  oder  bis  zur  Aufhebung  der 
abgeschlossenen  Kapitulation;  die  Freiwilligen  und  die  aosgdo- 
benen  Rekruten  von  dem  Tag,  mit  welchem  ihre  Verpflegung 
durch  die  Militärverwaltung  beginnt,  Einjährig-FreiwiUige  yoü 
dem  Zeitpunkt  ihrer  definitiven  Einstellung  in  einen  Truppentheil 
an,  sämmtlich  bis  zum  Ablauf  des  Tages  ihrer  Entlassung  m 
dem  aktiven  Dienste;  —  dann  gehören  auch  noch  dazu  die  In- 
validen in  den  Provinzialkompagnien  und  in  den  Invalidenhäusem*. 
Endlich  nach  §  60  No.  4  R.-Mil.-G.  auch  die  vorläufig  in  die 
Heimath  beurlaubten  Rekruten  und  Freiwilligen.  — 

Auch  für  diese  bezeichneten  Personen  galten  nur  in  Au- 
sehung  der  Eheschliessung  die  im  Reichs-PersonenstandsgeseU 
enthaltenen  beschränkenden  Bestimmungen,  in  Ansehung  aller 
anderen  Vorschriften  zeigt  das  Reichsgesetz  offenkundig  die  auf 
üniformität  gehende  Absicht  der  jungön  Reichsgesetzgebung t 
zumal  in  der  Kulturkampfperiode.  Es  würde  allen  in  Theorie 
und  Praxis  befestigten  Regeln  der  Auslegung  direkt  wider- 
sprechen, wenn  diese  Ausnahme  ausdehnend  interpretirt  und  di^ 
für  „fahnenflüchtige''  oder  dem  Gesetze  ungehorsame  „Militär - 
Personen"  berechneten  Gesetzesvorschriften  ohne  Weiteres  auci 
auf  Wehrpflichtige  generell  ausgedehnt  würden.  Einer  miss- 
verständlichen  Auffassung  gegenüber  darf  eine  juristische  Unter- 
suchung sich  nicht  der  Verpflichtung  versagen,  auch  scheinbax 
Selbstverständliches  zu  wiederholen.  Für  den  vorliegenden  Streit  - 
fall  würde  diese  Verbindlichkeit  zu  dem  Satze  führen:  alle^ 
Fahnenflüchtigen  sind  Militärpflichtige,  aber  auch  flüchtige  Mihtär- 
pflichtige  sind  desshalb  noch  nicht  Fahnenflüchtige.  Wenn  di^ 
üben  angeführten  Verwaltungsverordnungen  daher  beide  Personen— 

"  S.  Staudesbeamter  (1878)  S.  272. 
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uppen  trotz  der  Verschiedenheit  ihrer  rechtlichen  Lage  gleich 
handeln;  so  Verstössen  sie  in  diesem  Punkte  gegen  das  Gesetz 
id  sind  daher  insoweit  rechtsungültig.  Es  gilt  hier  eben 
ejenigen  Personen,  welche  nur  unter  den  gesetzlichen  Voraus- 
itzungen  den  Befehl  der  Staatsbehörden  zur  Leistung  des 
[ilitärdienstes  mit  rechtlicher  Kraft  und  Gültigkeit  erhalten 
önnen,  scharf  von  denjenigen  zu  scheiden,  die  diesen  Befehl 
?reits  erhalten  haben  und  sich  durch  die  Flucht  dem  an- 
jtretenen  Dienst  entzogen  haben,  dem  sie  bereits  rechtlich  zu- 
wiesen sind.  Dass  wir  hier  zwischen  der  latenten  Pflicht  und 
m  wirksam  gewordenen  amtlichen  Dienst  unterscheiden  müs- 
a^^,  liegt  in  der  Natur  der  Dinge  und  ist  auch  in  dem  unsere 
chtsordnung  durchziehenden  Dualismus  des  bürgerlichen  Straf- 
hts  und  des  Standes-Militärstrafrechts  begründet. 

Dass  der  Militärverwaltung  aus  dieser  im  Gesetze  gezogenen 
änzlinie  Schwierigkeiten  erwachsen,  soll  nicht  in  Abrede  ge- 
ilt werden.  Solange  die  dagegen  ergriffenen  Vorkehrungen  in 
B-echtsordnung  nicht  störend  eingreifen,  wird  ihnen  wohl  auch 

rechtlicher  Widei'spruch  nicht  entgegenzusetzen  sein.  So 
ilt  der  Standesbeamte,  Jahrg.  1876  S.  119,  eine  Regierungs- 
fügung mit,  die  die  Standesbeamten  anweist,  die  Ehen  von 
litärpflichtigen  vor  Ableistung  ihrer  Dienstpflicht  nach 
äften  zu  verhindern  und  die  betreffenden  Personen  protokol- 
isch  zu  verwarnen,  dass  durch  ihre  Verheirathung  keine  An- 
Uehe  auf  Zurückstellung  oder  Befreiung  vom  Militärdienste 
gründet  werden  ^^  Man  wird  Hinschius^^  nur  bedingt  bei- 
chten müssen,  wenn  er  sagt,  dass  die  erste  Anordnung  dem 
setze  widerstreite,  da  der  Standesbeamte  weder  Ehen  zu 
fördern,   noch   zu  verhindern   habe,  sondern   blos   die  Gesetz- 


''  S.  hierzu  Laband  a.  a   0.  Bd.  II  S.  597. 
''  Vgl.  Kruse  a.  a.  0.  S.  174. 


*-  HiNSCHius,  Das  Reichsgesetz   über  die  BeurkunduDg  des  Personen- 
^des  und  die  Eheschliessung,  Anm.  zu  §  38. 


—     258     — 

mässigkeit  der  Ehe,  bei  deren  Abschliessung  er  mitwirken  soll, 
zu  prüfen  habe;  und  dass  die  zweite  Anordnung  „eine  gut- 
gemeinte, aber  zu  weit  gehende  Bevormundung  sei,  deren  Aus- 
übung ebenfalls  nicht  zur  Kompetenz  des  Standesbeamten  ge- 
hört". 

Denn,  was  den  ersten  von  Hinschius  gerügten  Punkt  betrifft, 
so  liegt  es  doch  sicherlich  im  Aufgabenkreise  eines  behördlichen 
Organs,  auf  die  aus  der  Rechtsunkenntniss  der  Parteien  sich 
nothwendig  ergebenden  Nachtheile  aufmerksam  zu  machen,  auch 
wenn  das  Organ  gesetzlich  zur  Vornahme  der  Rechtshandlung 
verpflichtet  ist;  und  was  den  zweiten  anlangt,  so  hat  die  neuere 
Verwaltung  an  vielen  Stellen  das  bisher  beobachtete,  streng  ge- 
setzesformale passive  Verhalten  seiner  Organe  den  betheiligten  Par- 
teien gegenüber  richtiger  Weise  aufzugeben,  für  gut  befunden.  Mit 
demselben  zureichenden  Grunde,  der  dazu  führte,  denStandesbeamten 
anzuweisen,  bei  Aufnahme  der  Verhandlungen  über  Aufgebote,  Ehe- 
schliessungen und  Geburten  die  Betheiligten  auf  ihre  kirchlichen 
Verpflichtungen  aufmerksam  zu  machen  (Verordnung  des  Justiz- 
ministers und  Ministers  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem 
Reichsamt  des  Innern  und  dem  Reichs  Justizamt  vom  5.  März 
1897,  Ministerialblatt  für  die  Innere  Verwaltung  1897  8.51), 
mag  auch  der  Standesbeamte  veranlasst  werden,  den  im  Jugend 
liehen  Alter  stehenden  Wehrpflichtigen,  der  eine  Ehe  eingehen 
will,  an  die  ihm  hieraus  eventuell  erwachsenden  Rechtsnachthoile 
amtlich  zu  erinnern. 

Aber  in  jedem  Falle  geht  doch  auch  aus  der  obenerwähnten 
Regierungsanordnung  unzweifelhaft  hervor,  dass  der  Wehrpflich- 
tige nach  Erfüllung  der  sonstigen  gesetzlichen  Erfordernisse  zur 
Eheschliessuug  unbedingt  befugt  ist,  —  während  sowohl  nach 
dem  §  38  R.-G.  vom  6.  Febr.  1875,  wie  nach  dem  an  die  Stelle 
dieser  aufgehobenen  Rechtsvorschrift  getretenen  §  1315  B.  G-.B- 
das  Elleschliessungsrecht  der  „Militärperson"  eine  ebenso  unzweifel- 
haft bedingtes  ist. 
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Für  den  Gegenstand  unserer  Untersuchung  ergiebt  sich  hier 
die  weitere  Konsequenz,  dass  dieser  rechtliche  Unterschied 
kraft  Gesetzes  sowohl  für  die  im  Inlande,  wie  für  die  im 
Auslande  befindlichen  Personen  wirksam  ist.  Der  Wehrpflichtige, 
der  gegen  die  Anordnung  des  positiven  Rechts  unerlaubter  Weise 
ausgewandert  ist,  unterliegt  in  Folge  seiner  Gesetzesübertretung 
keineswegs  neben  den  anderen  angedrohten  Strafen  nun  auch  noch 
5inem  Eheverbote,  wie  umgekehrt  logischer  Weise  die  „Militär- 
person'^  sich  durch  die  verbotene  Auswanderung  naturgemäss 
licht  von  der  Prohibitivnorm  des  im  §  1315  B.  G.-B.  auf- 
,'estellten  Ehehindernisses  frei  machen  kann. 

Die  Ausschaltung  der  wehrpflichtigen  Auswanderer  aus  dem 
System  des  durch  das  deutsche  Eheschliessungsrecht  vorgeschrie- 
)€nen  Aufgebots  Verfahrens,  und  die  in  den  oben  angeführten 
if^erordnungen  vorgenommene  Gleichstellung  der  Wehrpflichtigen 
ttit  den  Fahnenflüchtigen  ist  dem  Ausgeführten  nach  im  Gesetze 
licht  begründet  und  widerspricht  allen  erprobten  Grundsätzen 
ler  Gesetzesauslegung.  Der  Wehrpflichtige  im  Auslande  ist  bei 
Her  Strafbarkeit  nicht  aus  dem  Geltungsbereiche  des  Personen- 
tandsgesetzes ausgenommen,  da  sich  für  diese  wichtige  Annahme 
:einerlei  im  Gesetze  zu  ermittelnden  Anhaltspunkte  gewinnen 
aasen. 

Der  klassische  Satz  aus  den  Urtheilsgründen  des  Reichs- 
jerichts  (Entscheidungen  in  Strafsachen  vom  16.  Nov.  1897, 
Bd.  XXX  S.  329),  dass  „die  Gerichte,  da  sie  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  nur  auszulegen,  nicht  aber  zu  schaflfen  haben, 
ausser  Stande  sind,  in  einen  Paragraphen  .  .  .  Unterscheidungen 
hineinzutragen,  für  die  die  Fassung  des  Gesetzes  keinen  Anhalt 
bietet  .  .  .",  gilt  wohl  mit  noch  stärker  zwingender  Kraft  für  die 
Verwaltungsbehörden  in  der  ganzen  Stufenfolge  ihrer  hierarchi- 
schen Gliederung. 
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III. 
Auf  der  von  uns  im  Vorstehenden  bezeichneten  gesetzlich 
unhaltbaren  Grundlage  haben  sich  die  bisherigen  Yerfügangeii 
der  Verwaltung  immerhin  lediglich  darauf  beschränkt^  die  Standes* 
beamten  und  die  Gemeindebehörden  in  ein  ablehnendes  passives 
Verhalten  zu  versetzen^  so  oft  es  sich  um  Aufforderungen  wegen 
Bekanntmachung  des  Eheaufgebotes  für  im  Auslande  befind- 
liche Fahnenflüchtige  „oder  Wehrpflichtige"  handelte.  Die  jüngste 
von  der  gleichen  Tendenz  geleitete  Verwaltungsverfügung  Preussen» 
geht  aber  auf  der  betretenen  Bahn  noch  einen  entscheidungsvollen 
Schritt  weiter.  Das  Ministerialblatt  lür  die  gesammte  innere  Ver- 
waltung in  den  Königlich  Preussischen  Staaten  (59.  Jahrg.  S.  262) 
bringt  eine  von  den  beiden  Ministern  des  Innern  und  des  Krieges 
ausgehende  Allgemeine  Verfügung  vom  2.  Dez.  1898,  betr.  Ehe- 
aufgebote für  im  Auslande  sich  aufhaltende  fahnenflüchtige 
Deutsche,  des  Inhalts: 

^Um  denjenigen  Deutschen,  die  sich  der  Fahnenflucht  oder 
der  Verletzung  der  Wehrpflicht  schuldig  machen,  den  Aufenthalt 
im  Auslande  zu  erschweren  und  sie  dadurch  zur  Rückkehr  zu 
bewegen,  ist  durch  den  Erlass  vom  19.  März  1895  (Min.-Bl. 
1895  S.  133)  im  Einverständniss  mit  dem  Herrn  Justizminister 
angeordnet  worden ,  dass  sich  die  Gemeindebehörden  der  Be- 
kanntmachung des  Aufgebots  zum  Zwecke  der  Eheschliessung 
für  die  bezeichneten  Personen  zu  enthalten  haben.  Im  weiteren 
Verfolg  dieses  Erlasses  bestimmen  wir  hiermit,  dass  Auszüge 
aus  den  Staudesregistern,  welche  für  im  Auslande  sich  auf- 
haltende Fahnenflüchtige  und  ausgetretene  Militärpflichtige 
nachgesucht  werden,  nur  dann  durch  die  zuständigen  Gemeinde- 
und  Aufsichtsbehörden  die  vorgeschriebene  Beglaubigung  er- 
halten dürfen,  wenn  der  Nachweis  geführt  wird,  dass  die  Aus- 
züge nicht  zur  Förderung  eines  persönlichen  Interesses  irgend 
welcher    Art    der    in    Rede    stehenden    Personen    nachgesucht 
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worden  sind,  sondern  zu  anderen  Zwecken,  insbesondere  zum 
amtlichen  Gebrauch  des  ausländischen  Staates,  verwendet  werden 
sollen." 

Es  wird  nicht  leicht  ein  Strafmittel  ausgedacht  werden  können, 
BIS  so  wenig  zum  regulatorischen  Grundgedanken  unseres 
tandesregisters  passt,  wie  dasjenige,  das  diese  jüngste  Verfügung 
1  Anwendung  zu  bringen  sucht.  Es  verleiht  untergeordneten 
)rganen  der  Kommunalverwaltung  eine  arbiträre  Befugniss  zur 
ächädigung  oder  „Förderung  eines  persönhchen  Interesses  irgend 
welcher  Art  der  in  Rede  stehenden  Personen"  im  ausdrücklichen 
Gegensatz  zur  klaren  Absicht  des  Reichsgesetzes,  das  dem 
Standesregister  im  weitesten  Sinne  den  Charakter  eines  dem  Ver- 
mehr und  seiner  Sicherheit  dienenden  öffentlichen  Buches  bei- 
'gt.     In  §  16  bestimmt  es: 

„Die  Führung  der  Standesregister  und  die  darauf  bezüg- 
iichen  Verhandlungen  erfolgen  kosten-  und  stempelfrei.  Gegen 
Zahlung  der  nach  dem  .  .  .  Tarife  zulässigen  Gebühren  müssen 
die  Standesregister  Jedermann  zur  Einsicht  vorgelegt,  sowie 
t>e  glaubigte  Auszüge  aus  denselben  ertheilt  werden.  In  amt- 
iolem  Interesse  und  bei  Unvermögen  der  Betheiligten  ist  die 
Einsicht  der  Register  und  die  Ertheilung  der  Auszüge  gebühren- 
^*^ei  zu  gewähren. 

Jeder  Auszug  einer  Eintragung  muss  auch  die  zu  der- 
^^Iben  gehörigen  Ergänzungen  und  Berichtigungen  enthalten." 
Der  durch  diese  Bestimmung  gesicherte  freie  Zugang  zum 
^tithchen  Buch  macht  die  Motive  und  Absichten,  aus  welchen 
-  Einsicht  des  Registers  verlangt  wird,  für  die  Behörde  völlig 
^ichgültig.  Dem  amtlich  wirksamen  Organe  steht  eine  Kon- 
zile, eine  Untersuchung  der  Zwecke  und  endlich  eine  Entschei- 
^g  über  die  Zulässigkeit  oder  Unzulässigkeit  der  Einsichtnahme 
d  Beglaubigung  der  Auszüge  in  keiner  Weise  zu.  Wenn 
in  der  Literatur  wie  in  der  Praxis  feststeht,  dass  Zeitungs- 
öaktionen  für  Wochenübersichten,  Versicherungsagenten  in  ihrem 
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Geschäftsinteresse  Einsicht  und  Abschrift  nehmen  können^',  sc 
ist  es  schlechthin  undenkbar,  dass  Geschwistern ^  Yerwandteo, 
Brautleuten  etc.  Auszüge  aus  den  Registern  verweigert  oder  erst 
nach  längerem  inquisitorischen  Verfahren  vom  Standesbeamten 
„bewilligt"  oder  verweigert  werden  könnten.  Es  geht  nicht  weiter 
an,  die  durch  Gesetz  gesicherten  Einrichtungen,  die  elementarsten 
Bedingungen  des  Verkehrs  durch  Verwaltungsverordnungen 
wieder  in  Frage  oder  in  die  Willkür  von  Lokalorganen  zu  stellen, 
deren  Verfügungsgewalt  das  Reichsgesetz  mit  gutem  Grunde  auf 
ein  Minimum  beschränkt  hat. 

In  der  That  sind  die  hier  in  Betracht  kommenden  und  aus- 
schlaggebenden juristischen  Gesichtspunkte  vielfach  so  schwieriger 
Natur  und  reichen  so  häufig  in  die  Penetralien  unserer  gesammten 
Rechtsordnung,  dass  es  geradezu  der  Einheit  unserer  Recht- 
sprechung und  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  widerspräche,  diese 
schwierigen  Fragen  der  kontroUosen  Entscheidung  des  ersten 
besten,  zumeist  juristisch  nicht  geschulten  ländUchen  Standes- 
beamten zu  übertragen. 

Ich  greife  hier  zum  Nachweis  meiner  These  aus  der  Fülle 
der  sich  aufdrängenden  Fragen  und  aus  der  Masse  des  Judikaten- 
materials  der  ordentlichen  und  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit 
nur  einige  Entscheidungen  heraus,  um  zu  zeigen,  welche  empfind- 
lichen Streitpunkte  vorerst  entschieden  werden  müssen,  bis  man 
im  Einzelnen  feststellen  kann,  ob  im  gegebenen  Falle  eine  straf- 
bare Verletzung  der  Wehrpflicht  und  somit  unerlaubte  Aus- 
wanderung vorliege,  so  dass  dann  erst  zutrefiFenden  Falls  der 
Standesbeamte  zur  Verweigerung  der  ihm  sonst  obliegenden  Amts- 
handlung im  Sinne  jener  Verwaltungsverfügungen  schreiten  könnte. 

In  seinem  Urtheil  vom  1.  Nov.  1884  geht  das  Reichsgerichl 
an  eine  die  schwierigsten  psychologischen  Probleme  behandelnd^ 

*''  S.  Verordnung  des  preussischen  Ministers  des  Innern  vom  8.  Mar^ 
1877  über  Ven"»fTentlichuDg  der  Staudesakte  durch  die  Zeitungen,  bei  F.  KbüsB 
a.  a.  O.  S.  50;  Hinschics  a.  a.  0. 
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intscheidung  der  Frage:  Was  ist  in  §  140  No.  1  St.-G.-B.  unter 
.er  „Absicht,  sich  dem  Eintritte  in  den  Dienst  des 
tehenden  Heeres  oder  der  Flotte  zu  entziehen",  zu  ver- 
teheu?  (Entscheidungen  in  Strafsachen  Bd.  XI  S.  380  ff.)-  ^i^® 
»raktisch  noch  weit  wichtigere  behandelt  das  Reichsgericht  im 
äinblick  auf  §  140  St.-G.-B.,  §  472  St.-P.-O.  und  §§  49  ff.  Wehr-0. 
rom  22,  Nov.  1888  in  seiner  Entscheidung  vom  28.  Sept.  1891 
über  die  beiden  Fragen:  Zu  welchem  Zeitpunkte  ist  die 
Einleitung  des  gerichtlichen  Verfahrens  wegen  Ver- 
letzung der  Wehrpflicht  zulässig,  und  muss  hierfür  die 
Beendigung  des  dritten  Militärpflichtjahres  abgewartet 
werden?  (Entscheidungen  Bd.  XXII  S.  161  ff.). 

In  wiederholten  Beschlüssen  erklärt  das  Oberste  Landes- 
gericht in  München:  dadurch,  dass  Jemand  noch  im  kindlichen 
Alter  das  Reichsgebiet  verlassen  hat,  ist  dessen  Verfolgung 
au8§140No.  1  St.-G.-B.  im  Allgemeinen  weder  ausgeschlossen, 
noch  als  hinreichend  begründet  zu  erachten;  es  ist  viel- 
mehr im  einzelnen  Falle  zu  untersuchen,  ob  Seitens  des  Wehr- 
pflichtigen die  Absicht  vorliegt,  sich  durch  den  Aufenthalt  ausser- 
lialb  Deutschlands  dem  Eintritt  in  den  Dienst  des  stehenden 
Heeres  zu  entziehen.  (Nach  Beschlüssen  des  Obersten  Landes- 
?erichts  München  vom  28.  Febr.  und  11.  Mai  1881,  Samml.  Bd.  I 
3.  413;  Reger,  Entscheidungen  Bd.  I  S.  397.) 

Dagegen  lässt  das  Reichsgericht  in  seiner  Entscheidung  vom 
•^.  Febr.  1884  die  Auswanderung  in  jugendlichem  Alter 
^8  Strafausschliessungsgrund  und  daher  die  Frei- 
Prechung  gelten  trotz  Vorliegens  der  im  §  472  St.-P.-O.  vor- 
^sehenen  Erklärung  der  Kontrollbehörde  (s.  Entscheidungen  in 
ti-afsachen  Bd.  XI;  Reger  Bd.  V  S.  59  ff.). 

Zu  einer  weiteren  für  den  Thatbestand  der  „unerlaubten 
Auswanderung"  und  ihrer  Rechtsfolgen  entscheidenden  Vorfrage 
immt  das  Reichsgericht  Stellung  in  seinem  Urtheil  vom  16.  Nov. 
S97  (Bd.  XXX  S.  326  tf.)  über  die  Kontroverse:  Bewirkt  der 
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ununterbrochene  zehnjährige  Aufenthalt  im  Auslan(9 
auch   für  Minderjährige   den  Verlust   der   Staats-  ua  ci 
Reichsangehörigkeit?  —   und   es  gelangt  hierbei  nach  ein- 
gehender Motivirung  zur  bejahenden  Antwort,  die  allerdings  Ton 
der  Praxis  der  Einzelstaaten  nicht  immer  als  massgebend  angesehen 
worden  ist.    Wir  wollen  hier  gar  nicht  von  den  weiteren  Verwick- 
lungen sprechen,  die  der  Grundfrage  der  „unbefugten  Auswande- 
rung" in  ihrer  Beziehung  zur  Verletzung  der  Wehrpflicht  im  Sy- 
stem der  sog.  Bancroftverträge  erwachsen.  Wir  wollen  nur  er- 
wähnen, dass  das  reichsgerichtliche  Erkenntniss,  wonach  ein  aus- 
gewanderter Deutscher,   der  die  nordamerikanische  Staats- 
angehörigkeit erworben  und  sich  fünf  Jahre  lang  ununter- 
brochen in  den  Vereinigten  Staaten  aufgehalten  hat,  nach  seiner 
Rückkehr  nicht  mehr  wegen  Verletzung  der  Wehrpflicht 
gestraft  werden  kann  (Entscheidungen  in  Strafsachen  Bd. XXIX 
S.  391  flf.),  von  der  Verwaltungspraxis  nicht  immer  gleichmässig  an- 
gewandt worden  ist. 

Alle  diese  formell-  und  materiellrechtlich  so  überaus  schwie- 
rigen und  feinspitzigen  Vorfragen,  an  deren  Beantwortung  sich  der 
ganze  geschulte  Witz  richterlicher  Elitekreise  seit  Jahren  erprobt 
hat  und  noch  weiter  zu  erproben  reiche  Gelegenheit  finden  wird, 
ist  jetzt  in  weiten  Gebieten  des  Deutschen  Reiches  durch  die  oben 
bezeichneten  ministeriellen  Verfügungen  zur  souveränen  Entschei- 
dung im  einzelnen    Fall    den   standesamtlichen   Funktionären  in 
den  tausend  und  abertausend  kleinen  Standesamtsbezirken  über- 
tragen.    Nach    ihrem   freien  Ermessen   gewähren  oder   versagen 
diese  fortan  die  vorgeschriebene  Beglaubigung  von  Auszügen  aus 
den  Standesregistern  (§§  15,  16  R.-G.)  ebenso  wie  die  berufenen 
Gemeinde-  und   Aufsichtsbehörden,  je  nachdem  sie  anzunehmen 
Grund    haben    oder   nicht,    dass   der  Auszug  aus  dem  Standes- 
register von  einem  unerlaubter  Weise  Ausgewanderten  zur  „Förde- 
rung eines  persönlichen  Interesses  irgend  welcher  Art  verwendet 
werden  soll^.    Offenbar  gleichgültig,  ob  es  sich  um  ein  Vermögens- 
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und  farailienrechtliches ,   kirchenrechtliches  oder  sonst  öffentlich- 
rechtliches Interesse  handeln  mag. 

Der  Einwand,  dass  die  Beschwerde  an  die  vorgesetzte  Aufsichts- 
behörde nach  §  11  R.-G.  vom  6.  Febr.  1875,  bezw.  nach  dem  §  69 
R-G.  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom 
17.  Mai  1898  eine  ausreichende  Korrektur  an  die  Hand  gebe, 
▼€rliert  hier  seine  zutreffende  Kraft.   Denn  derjenige,  dessen  Recht 
durch  die  erlassene  abweisende  Verfügung  oder  ablehnende  Hal- 
tung beeinträchtigt  wird  (§  20  des  letzt -citirten  Gesetzes),  soll 
ja  eben  durch  die  erwähnten  Ministerialverordnungen  absichtlich 
getroffen  werden,  und  das  persönliche  Interesse  der  für  den  Aus- 
gewanderten   eintretenden   Verwandten,    Beauftragten   etc.    kann 
offenbar  leicht  in  Zweifel  gezogen  werden.    Man  wird  sich  dieser 
Erwägung  schon  darum  nicht  verschliessen,  weil  die  Bevölkerungs- 
theile  des  wirthschaftlichen  und  sozialen  Niveaus,  auf  dem  sich  die 
hier  zumeist  in  Betracht  kommenden  Interessenten  befinden,  auch 
in  minder  zweifelhafter  und  anfechtbarer  Rechtslage  zur  Beschrei- 
tung des  Beschwerdeweges  nur  in  den  seltensten  Fällen  sich  ent- 
schliessen  werden. 

Abgesehen  von  dem  individuellen  Einfluss  der  bezeichneten 
Verwaltungsmassregeln   auf  die  Statusrechte  und  sonstigen  Ver- 
hältnisse   derjenigen,    die    sich    der    unerlaubten    Auswanderung 
schuldig  gemacht   haben,   erhebt  sich  aber   auch   ein  Bedenken 
*U8  dem  Grunde  der  Erhaltung  einer  für  die  gesammte  Rechts- 
ordnung  überaus   wichtigen,    ihrer   inneren   Struktur   nach    sehr 
^fflpfindhchen   Verwaltungseinrichtung.     Es   drängt   sich   nämlich 
"'6  Präge  auf:   wie   steht  es  mit  der  Beweiskraft  des  ganzen 
^^ndesregisters,    wenn    sich   dieses    der   Beurkundung  juristisch 
ßievanter  Vorgänge  grundsätzlich   verschliesst,  die  der  Behörde 
^^    Tienntniss  gebracht  worden  sind,   zu  deren  Bekanntmachung 
®^^    aber    die    Mitwirkung    versagt,    allerdings    ohne    dadurch 
^li    wirklich   den   Vorgang    selbst   (Eheschliessung)    unwirksam 
^OQaehen. 
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Nur  die  ordnungsmässig  geführten  Standesregister  be- 
weisen nämlich  nach  §  15  Personenstands -G.  diejenigen  That- 
Sachen ,  zu  deren  Beurkundung  sie  bestimmt  sind  und  welche  in 
ihnen  eingetragen  sind,  bis  der  Nachweis  der  Fälschung,  der  un- 
richtigen Eintragung  .  .  .  erbracht  ist.  Dieselbe  Beweiskraft  sollen 
auch  die  Auszüge  haben,  welche  als  gleichlautend  mit  dem  Haupt- 
und  Nebenregister  bestätigt  und  mit  der  Unterschrift  und  dem 
Dienstsiegel  des  Standesbeamten  oder  des  zuständigen  Gerichts- 
beamten versehen  sind.  Das  Gesetz  überlässt  es  dem  freien  richter- 
lichen Ermessen,  zu  beurtheilen,  inwiefern  durch  Verstösse  gegen 
die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  über  Art  und  Form  der  Ein- 
tragungen die  Beweiskraft  des  Standesregisters  aufgehoben  oder 
geschwächt  wird  (§15).  —  Ist  danach  die  Beweiskraft  gemindert, 
wenn  durch  Verstösse  Eintragungen  im  Widerspruche  mit  der 
Wirklichkeit  stehen,  so  muss  ein  solcher  Widerspruch  zweifellos 
auch  da  anerkannt  werden,  wo  durch  Ausschaltung  gewisser  Per- 
sonengruppen aus  dem  System  der  Beurkundungen  und  dem  Auf- 
gabenkreise  des  Standesamtes  Thatsachen  und  Vorgäoge, 
wie  Aufgebot,  Eheschliessung  etc.  ignorirt  werden,  die  dem 
Standesamte  zur  Kenntniss  gebracht  sind,  und  so  das  juristische 
Statusbild  des  Standesregisters  in  WirkUchkeit  absichtlich  und 
wesentlich  verschoben  wird. 

Wir  bekämpfen  somit  nicht  nur  aus  der  für  die  Rechtsordnung 
des  modernen  Staates  entscheidendenWerthrelation  zwischen  Gesetz 
und  Verordnung,  zwischen  Reichsrecht  und  Landesrecht,  —  nicht 
nur  aus  dem  Grunde  der  ordnungsmässigen  Führung  der  Standes- 
register und  deren  Beweiskraft  die  contra  legem  ergangenen  Ver- 
waltungsverordnungen, sondern  wir  müssen  sie  auch  vom  rein  prak- 
tischpolitischen Gesichtspunkt  aus  für  völlig  verfehlt  bezeichnen. 

Sie  treffen  nicht  immer  den  Schuldigen  und  fügen  der  ge* 
sammten  deutschen  Bevölkerungsordnung  nachhaltige 
Schäden  zu.  Die  Massregel  stört,  je  länger  je  mehr,  unsere 
Bevölkerungskontrolle,    die    amtliche    Beurkundung    der   Status- 


—     267     — 

nisse  zahlloser  deutscher  Familien  im  Inland,  wie  im  Aus- 
md  zwingt  endlich  Tausende  und  Tausenden  zugegeben  un* 
:  Ausgewanderter,  zur  Abstreifung  der  deutschen 
}angehörigkeit,  nicht  nur  für  sich,  sondern  auch 
au  und  Kinder.  Wer  die  von  Tag  zu  Tag  wachsenden 
arichtungen  des  internationalen  Verkehrs  kennt,  der  wird 
,  dass  die  Versagung  des  Aufgebots  in  der  Heimaths- 
de  fast  überall  ein  dispensirbares  Requisit  der  Ehe- 
»ung  ist.  Seine  Versagung  hindert  die  zumeist  den  mittel- 
unteren Klassen  angehörigen  Personen  niemals,  im  Aus- 
iie  beabsichtigte  Ehe  abzuschliessen.  Ob  diese  daher  dem 
?n  Bedürfniss  eines  Aufgebots  in  der  Heimath  Rechnung 
können  oder  nicht,  wird  auf  ihre  Entschliessungen  einen 
ifelt  geringen  Einfluss  ausüben.  Wohl  aber  muss  die  Ver- 
des  Aufgebotes  in  ihren  Nachwirkungen  Unsicherheit  in 
Völkerungsverhältnisse,  Lückenhaftigkeit  in  die  Standes- 
r  tragen  und  daher  Verschlechterung  unseres  inneren 
zustandes  zur  Folge  haben. 

as  Aufgebot  ist  eben  keine  Rechtswohlthat,  kein 
eil,  sondern  eine  objektive  Sicherungsmassregel, 
fen  im  Interesse  der  staatlichen  Verwaltung  selbst, 
ie  oben  angeführte  Massregel  ist  somit  ohne  praktischen 
;  sie  trägt  aber  zugleich  einen  Charakter  an  sich,  der  sie 
ttelding  zwischen  Strafe  und  Rancune  erscheinen  lässt. 
aat  soll  strafen  und  muss  strafen,  er  kann  aber  nicht 
ren  ohne  eine  Einbusse  seines  Ansehens  zu  erleiden, 
en  dem  Zeitpunkte  der  thatsächlichen  Flucht  aus  Deutsch- 
im  Zwecke  der  Entziehung  aus  der  AVehrpflicht  und  der 
iliessung  liegt  regelmässig  ein  so  breiter  Zeitraum,  dass 
jfiirchtung:  bei  einer  etwaigen  künftigen  Eheschliessung 
technischen  Schwierigkeiten  zu  begegnen,  —  jedenfalls 
ien  geringsten  impulsiven  Einfluss  auf  den  zur  Flucht  Ent- 
enen  auszuüben  vermag.     Später,  nachdem  das  Delikt  be- 

iv  für  öflFentliches  Recht.  XV.  2.  jg 
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reite  gesetzt  ist,  zur  Vermeidung  jener  Erschwerungen  in  d 
Heimath  zurückzukehren,  fallt  natürlich  noch  weniger  dem  Flüc 
tigen  je  ein.  Die  Ehe  schliesst  er  gleichwohl  im  Auslande,  au 
ohne  Aufgebot  in  der  Heimath;  an  seinem  Wohnsitze  wird  c 
Eheschliessung  celebrirt  und  standesamtlich  beurkundet,  —  n 
in  der  deutschen  Heimathsgemeinde  liegt  kein  amtlicher  Nachwi 
vor  über  die  wesentliche  Veränderung,  welche  im  Personenstan 
des  ehemaligen  Gemeindegenossen  eingetreten  ist,  er  gilt  hi 
vielleicht  noch  für  ledig,  während  er  längst  verehelicht  ist,  er  g 
als  unbeerbt,  während  er  in  der  Ferne  in  Weib  und  Kindern  ( 
auch  nach  deutschem  Rechte  legitimen  Erben  hat.  Wo  liegt 
der  praktische  Nutzen,  die  ratio  legis? 

In  den  weiten  Gebieten  des  Auslands,  wo  die  kirchlicl 
Form  der  Eheschliessung  das  Rechtsinstitut  beherrscht,  wi 
der  deutsche  Auswanderer  in  die  Kirchengemeinschaft  gedränj 
die  ihm  das  Einlaufen  in  den  „Hafen  der  Ehe**  leichter  mac 
als  sein  heimisches  Recht.  Dabei  wird  der  Kenner  der  inU 
nationalen  Rechtsentwickluug  nicht  übersehen  dürfen,  dass  d 
Deutsche  Reich  selbst  im  Laufe  der  letzten  Jahre  eine  Rei 
von  völkerrechtlichen  Verträgen  und  Vereinbarungen  getroff< 
hat,  um  den  Reichsangehörigen  den  Abschluss  der  Ehe  im  Ai 
lande  zu  erleichtern  und  dass  es  so  unab weislichen  Forderung 
des  mächtig  angewachsenen  internationalen  Personenverkehrs  Rw 
nung  getragen  hat.  Ich  verweise  hier  nur  auf  die  UebereinküDi 
wegen  gegenseitigen  Verzichts  auf  die  Beibringung  v< 
Trauerlaubnissscheinen,  abgeschlossen  zwischen  dem  Dei 
sehen  Reich  und  Itah'en  vom  3.  Dez.  1874  (Centralblatt  für  d 
Deutsche  Reich  1875  S.  155;  Marxens,  Nouveau  Recueil  G 
neral,  2.  Serie  Bd.  I  S.  262);  zwischen  dem  Deutschen  Rei 
und  Belgien  vom  8.  Okt.  1875  (Centralblatt  1875  S.  72;  Ma 
TENS  a.  a.  O.  S.  217);  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  d 
Schweiz  vom  4.  Juni  1886  (Centralblatt  1886  S.  232;  Marte>' 
Stoerk  a.  a.  0.  Bd.  XIV  S.  331). 
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Es  wird  daher  so  ziemlich  von  allen  Ländergebieten,  die  der 
eatsche  Auswandererstrom  berührt,  im  Ergebniss  das  gelten, 
as  das  vom  Schweizerischen  Departement  des  Innern  heraus- 
»gebene  amtliche  Handbuch  für  die  schweizerischen  Civilstands- 
iamten  in  seinen  Anweisungen  über  die  Eheschliessung  von  Aus- 
ttdern  (S.  312  flf.)  sagt:  „...Die  blosse  Thatsache,  dass  ein 
filändischer  Angehöriger  sich  der  Militärpflicht  entzogen  hat, 
ler  Ausreisser  ist,  macht  denselben  zur  Eheschliessung  nicht 
ifähig,  sofern  im  Uebrigen  alle  Voraussetzungen  der  Ehe  er- 
It  und  keine  in  dem  ausländischen  Gesetz  aufgestellten  Ehe- 
idernisse,  welche  die  Nichtigkeit  der  Ehe  zur  Folge  hätten, 
rhanden  sind.  Im  Allgemeinen  darf  die  Dispensation  jedes 
al  gewährt  werden,  wenn  die  kantonale  Regierung  sich  über- 
igt, dass  die  Ehe  eines  ausländischen  Angehörigen  nicht  werde 
gültig  erklärt  werden  ..." 

Dass  unter  diesen  im  Ganzen  doch  ziemlich  generalisirbaren 
iständen  die  von  den  deutschen  Verwaltungsverordnungen  vor- 
jchriebene  Versagung  des  Aufgebots  in  der  Heimathsgemeinde 
ihrem  Effekt  kaum  über  das  Mass  einer  nutzlosen  Chikane 
lausreicht,  wird  wohl  kaum  ernstlich  zu  bezweifeln  sein.  Der 
itzwerth,  der  in  der  öffentlichen  Kundmachung  des  Aufgebots 
ckt,  geht  für  die  zunächst  betheiligte  örtliche  Gemeinschaft 
s  alten  Wohnsitzes  in  der  deutschen  Heimath  verloren,  ohne 
SS  irgend  ein  anderer  Erfolg  erzielt  wird,  als  dass  dem  flüch- 
;en  Wehrpflichtigen  im  Ausland  eine  Reihe  subalterner 
Äckereien  auferlegt  wird,  die  ihn  bei  allem  Verdruss  doch  nicht 
»n  seinem  Vorhaben  abbringen  können. 

Die  von  uns  bekämpften  Verordnungen  bringen  aber  zu 
lern  Uebrigen  auch  einen  argen  Widerspruch  in  das  gesammte 
itionale  Rechtsleben.  Ihr  Erfolg  gipfelt  in  einer  Einseitig- 
en der  Ausschaltung  des  unbefugt  Ausgewanderten  aus  dem 
ystem    der  staathchen   Einrichtungen,    die  jede   Planmässigkeit 

ermissen  lässt. 

18* 
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Während  der  unbefugt  Ausgewanderte  nur  vom  Standes 
register  und  seinen  normalen  Amtsleistungen  ausgeschlossen  wird, 
kann  er  ungehindert  auch  aus  der  Fremde,  nach  wie  vor,  tot 
deutschen  Gerichten  Prozesse  führen,  Ansprüche  geltend  machea 
und  sich  vertheidigen,  von  allen  anderen  Rechtseinrichtungen  da 
Grundbuches,  des  Schiffsregisters,  der  Patentrolle  etc.  den  an«- 
giebigsten  Gebrauch  machen;  er  wird  sogar  meines  Erachtens  ii 
Auslande,  selbst  über  den  Zeitpunkt  des  Verlustes  seiner  deut- 
schen Reichsangehörigkeit  hinaus,  den  Schutz  deutscher  Behörden, 
Konsuln,  Gesandten  etc.  in  Anspruch  nehmen  können.  Dieser 
wird  ihm  nach  Art.  3  R.-Verf.  nicht  versagt  werden  können, 
weniger  um  seiner  eigenen  Person  willen,  als  vielmehr  im  dringen- 
den Interesse  des  Gesammtansehens  des  deutschen  Staates  und 
seiner  Angehörigen  im  Auslände^*. 

So  steht  denn  dem  Militärflüchtling  thatsächlich  der  ganze 
deutsche  Amtsapparat  zu  Gebote,  im  Inlande  wie  im  Auslande; 
nur  die  Heimathsgemeinde  und  der  heimische  Standesbeamte  ver- 
sagen dem  Gesetzesübertreter  Aufgebot,  Nachweispapiere  für  Ehe- 
schliessung, Legitimirung  oder  Anerkennung  unehelicher  Kinder, 
für  Nachlassregulirung,  Erbnach Weisung  etc.  „Das  soll  sie  eben 
zur  Heimkehr  veranlassen",  sagen  die  oben  angeführten  Verwal- 
tungs Verordnungen  in  gutem  Glauben  an  die  Wirksamkeit  ihres 
Verfahrens!  .  .  .  Würde  das  Mittel  wirklich  verfangen,  —  die 
Verwaltung  käme  selbst  in  die  grösste  Verlegenheit:  Deutsch- 
land hätte  nicht  genug  Gefängnisse,  um  die  reuig  Wieder- 


'*  Bisher  ist  es  uicht  für  zulässig  erachtet  worden,   dass   die  KodsuIü 
deutschen  Staatsaugehörigeu,  die  sich  der  heimischen  Militärpflicht  entzogen 
haben,  den  Schutz  versagen.  .  .  .  Amtshandlungen,    zu   welchen   der  Konsul 
jedem  Deutschen  gegenüber  verpflichtet  ist,  können  daher  aus  dem  Gniuii^' 
weil   der    darum    Nachsuchende  seinen   militärischen   Pflichten  nicht  geuüg'^ 
hat,  nur  abgelehnt  werden,  wenn  dies  im  Gesetz  oder  der  Allgemeinen  Dienst 
instruktion  vorgeschrieben  ist,   z.  B.  wenn  es  sich   um  ImmatrikuliruDjs',  ^^^ 
Passertheilung,  Mitwirkung  bei  Ausmusterung  etc.  handelt.    S.  Kösio,  Haii *^ 
buch  des  deutschen  Konsularwesens  (5.  Ausg.)  S.  16. 
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irenden  aufzunehmen,  die  ihrer  Vermögenslage  nach  die  über 
verhängten  Geldstrafen   aller  Voraussicht  nach  in  Freiheits- 
afen  abbüssen  müssten. 

Besehen  wir  uns  doch  die  thatsächlichen  Lebens- 
rhältnisse,  von  denen  sich  die  bezeichneten  Verwaltungs- 
rordnungen  abheben,  und  wir  gewinnen  ein  Bild,  das  den  Be- 
lauer  tief  ergreifen  muss.  Die  Zahl  der  Verurtheilten  wegen 
jfletzung  der  Wehrpflicht  betrug  ^^: 


Jahre  1882 
1883 


71 


V 


n 


1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 


14119 

im 

Jahre 

1890 

16  032 

7) 

n 

1891 

17  485 

7? 

n 

1892 

17  965 

7) 

n 

1893 

19  580 

7) 

77 

1894 

20  168 

7) 

7? 

1895 

21421 

n 

77 

1896 

19  683 

« 

r» 

1897 

19  287 

17  824 

18  735 

19  285 
17  560 
17  896 
17  340 
15  868 


Nach  der  im  Reichs-Justizamt  und  im  Kaiserlichen  Statisti- 
ben  Amt  bearbeiteten  Kriminalstatistik  betrug  somit  im  Zeit- 
am  der  letzten  16  Jahre  die  Summe  der  wegen  Verletzung  der 
ehrpflicht  (§  140  St.-G.-B.)  Verurtheilten  290  248  Personen  i«. 

>^  Bd.  LXXXIX  Tab.  II  (Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Neue  Folge. 
L  LXXVII,  Berlin  1896,  II  S.  4  und  ebenda  Bd.  LXXXXV  S.  142  und 
l.  CXX  S.  160). 

*®  Den  Umfang  der  Auswanderung  aus  Deutschland  etwa  im  gleichen 
itraum  zeigt  uns  das  nachstehende  dem  Regierungsentwurf  des  geltenden 
sichsgesetzes  über  das  Auswanderungswesen  vom  9.  Juni  1897  entnommene 
tttliche  Zahlenmaterial.   Danach  wanderten  Personen  aus  Deutschland  aus: 


1880       . 

.     .     117  097 

1889       .     . 

.     .       96  032 

1881       . 

.     .     220  902 

1890       . 

.     .       97103 

1882       . 

.     .     203  585 

1891       .     . 

.     .     120  089 

1883       .     . 

.     173  616 

1892       .     . 

.     .     116  339 

1884       . 

.     .     149  065 

1893       .     , 

.       87  677 

1885       .     . 

.     110119 

1894       .     . 

.     .       40  964 

1886       .     . 

.       83  225 

1895       . 

.     .       37  498 

1887       .     . 

.     104  787 

1896       .     . 

.       32 152 

1888       .     , 

.     103  951 
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Anhaltspunkte  für  eine  genaue  Ermittlung  des  Lebensalter^; 
in  welchem  die  Auswanderung  der  in  den  oben  angegebenen  Jahr- 
gängen  wegen  Verletzung   ihrer  staatsbürgerlichen  Pflicht  Ver- 
urtheilten  stattgefunden  hat,   sind  nicht  zu  gewinnen.     Nur  aus 
der  Gesammtheit  aller  in  Betracht  kommenden  Umstände  drängt 
sich    die    wohl    berechtigte    Annahme    auf,    dass    unter    den  in 
16  Jahren  verurtheilten  290  248  deutschen  Männern  nur  ein  ver- 
schwindend   kleiner    Theil    aus    §  140  No.  2  schuldig  befuDden 
worden  ist  („Offizier  oder  im  Offiziersrange  stehender  Arzt  des 
Beurlaubtenstandes");  dass  die  weitaus  überwiegende  Zahl  daher 
aus  §  140  No.  1  bestraft  werden  sollte.   Es  handelt  sich  in  dieser 
grossen  Zahl  daher  nur  um  solche  Wehrpflichtige,  die  noch  nicht 
in   das   stehende  Heer  oder  die  Flotte  eingetreten  waren,  da» 
heisst  noch  nicht  angefangen  haben,  ihrer  Dienstpflicht  zu  ge- 
ntigen ^^. 

Je  näher  diese  Personen  im  Zeitpunkt  ihrer  Auswanderung 
dem  wehrpflichtigen  Alter  —  vollendetes  17.  Lebensjahr  — 
standen,  umso  grösser  ist  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  sie  in  der 
Folge  das  Alter  der  Ehemündigkeit  erreichen,  im  Auslande  Haus 
und  Familie  begründen  werden,  so  dass  Frau  und  Kinder  ihr 
Schicksal  des  verwaltungsrechtlichen  Ausschlusses  vom  deutschen 
Personenstandsregister  theilen  werden.  Welche  Gestalt  und  wel- 
chen inneren  Gehalt  wird  unser  deutsches  Personenstandsregister 
allmählich  annehmen,  wenn  im  Verlauf  von  15 — 16  Jahren,  mit 
dem  Steigen  oder  Fallen  der  Auswanderungskurve  290  000  bis 
300  000  deutsche  Männer  vom  Beurkundungssystem  des  Registers 
so  ausgeschaltet  werden,  wie  es  die  für  Preussen  und  Elsass- 
Lothringen  erlassenen  Ministerialverordnungen  vorschreiben? 

Besehen  wir  dabei  auch  noch  eine  andere  Wirkung  der 
AVehrpflichtvorschriften ,  die  eine  Ableistung  des  Heeresdienste» 
zur  Zeit  nur  in  der  Heimath  gestatten.    Die  hier  entstehende^ 

'"  Die  von  Militärgerichten  wegen  Fahnenflucht  verurtheilten  PersoDeD» 
deren  Zahl  zudem  unbekannt  ist,  bleiben  auch  hier  auseer  Betrachtung. 
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Bechtsyerhältnisse  haben  sich  bisher  der  fachjuristiscben  Darstel- 
lung entzogen,  und  die  thatsächlichen  Folgen  sind  bisher  nur  von 
der  staatswissenschaftlichen  und  kolonialpolitischen  Literatur 
mit  gutem  Grunde  als  „Schäden^  erkannt  und  beklagt  worden. 

Die  oben  als  verurtheilt  verzeichneten  deutschen  Auswanderer 
gerathen  vom  Zeitpunkt  ihrer  Wehrpäichtigkeit  ab  zum  deutschen 
konsularischen  Funktionär  im  Ausland  in  eine  grundverschiedene 
rechtUche  Lage:  sie  werden  von  der  deutschen  Gesandtschaft, 
Tom  deutschen  Konsulat  ausgeschieden  aus  dem  Kreise  der 
der  amtlichen  Fürsorge  dieser  völkerrechtlichen  Magistrate  an- 
vertrauten Reichsangehörigen. 

Von  allen  Seiten  wird  seit  Jahren  danach  getrachtet;  Mittel 
und  Wege  ausfindig  zu  machen,  um  den  breiten  Strom  der  aus 
Deutschland  Geschiedenen  nicht  gänzlich  abzutrennen  von  der 
Heimath,  sie  dem  Volksthum  zu  erhalten,  sie  im  geistigen  und 
Wirthschaftsleben,  in  Gütererzeugung  und  Verzehr  dem  Mutter- 
lande nicht  ganz  zu  entfremden.  Und  was  thut  dem  gegenüber 
die  auswärtige  Verwaltung,  was  müssen  ihre  Organe  Angesichts 
der  Sprödigkeit  der  reichsrechtlichen  Vorschriften  über 
die  Ableistung  der  Dienstpflicht  in  der  Heimath  thun? 
Die  Antwort  gewinnen  wir  aus  einer  näheren  Prüfung  der  für 
die  Geschäftsführung  der  deutschen  Konsuln  massgebenden  Rechts- 
vorschriften. 

Für  die  Führung  der  Konsulatsmatrikel  schreibt  die  All- 
gemeine Dienstinstruktion  für  die  deutschen  Konsuln  vor,  dass 
diejenigen  Personen,  welche  etwa  vor  Eintritt  in  das  militärische 
Alter  in  jene  eingetragen  waren,  gestrichen  werden  müssen, 
sobald  sie  das  gedachte  Alter  erreicht  haben.  Die  Löschung 
muss  von  Amtswegen  erfolgen,  wenn  jene  nicht  innerhalb  einer 
iben  zu  stellenden  Frist  die  Regelung  ihrer  Militärverbältnisse 
nachweisen.  Durch  unmittelbare  oder  mittelbare  Zwangsmittel, 
z.  B.  durch  Versagung  des  Schutzes,  Vorentbaltung  von  Legiti- 
naationspapieren ,  Dokumenten  etc.,   in   deren  Besitz   der  Konsul 
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gelangt  ist,  auf  die  Erfüllung  der  militäriBchen  Obliegenheiten 
seiner  Bezirkseingesessenen  hinzuwirken ,  liegt  jedoch  im  Att* 
gemeinen  nicht  in  der  Befugniss  der  Konsuln  (König,  Hand* 
buch  des  deutschen  Konsularwesens,  5.  Aufl.,  1896,  S.  122). 

Kann  man  Angesichts  dieser  obligatorischen  Strei- 
chung von  Deutschen  aus  dem  Konsalatsmatrikel  sich 
noch  länger  wundern  über  die  schnelle  Assimilirung  der 
im  Auslande  befindlichen  Deutschen,  ihr  Aufgehen  im 
fremden  Staatswesen?  Sie  wären  gewiss  in  grosser  Zahl  be- 
reit, ihrer  Dienstpflicht  nachzukommen,  sind  dazu  aber  aus  den 
naheliegendsten  materiellen  Gründen  ausser  Stande.  Den  deut- 
schen Konsuln  ist  dabei  ausdrücklich  untersagt,  „denjenigen  Wehr- 
pflichtigen, welche  zur  Erfüllung  ihrer  militärischen  Pflichten  in 
die  Heimath  zurückkehren  möchten,  Reisekosten  aus  Reichs- 
fonds vorzuschiessen.  Denn  jeder  Deutsche,  welcher  sich  in  das 
Ausland  begiebt,  während  er  noch  militärpflichtig  ist,  hat  selbst 
dafür  zu  sorgen,  dass  er  eintretenden  Falls  seinen  staatsbürger- 
lichen Pflichten  nachkommen  kann.  Wer  dies  verabsäumt,  hat 
die  daraus  sich  ergebenden  Folgen  zu  tragen"  (König  a.  a.  0. 
S.  122).  Aus  dem  Dilemma  giebt  es  eben  für  den  mittellosen 
deutschen  Auswanderer  keinen  anderen  Ausweg  als:  allmählicher 
Verlust  der  deutschen  Staatsangehörigkeit  durch  non-usus  nach 
§§  13  u.  21  R.-G.  vom  1.  Juni  1870  als  rechtliche  Folge  der 
Streichung  aus  dem  Konsulatsmatrikel  und  Heimathlosigkeit. 
wenn  es  ihm  nicht  gelingt,  im  Domizilstaate  eine  fremde  Staats- 
angehörigkeit zu  erlangen. 

Dabei  steht  es  noch  nicht  einmal  in  den  meisten  Fällen 
fest,  ob  der  im  Konsulatsraatrikel  gestrichene,  aus  §  140  St.-G.-B. 
strafbare  Auswanderer  auch  wirklich  diensttauglich  ist  oder 
nicht  ^^ 


^^  S.  hierzu  iu  einem  praktischen  Falle  die  Entscheidung  des  Obersten 
Landesgerichts  in  ^lünchen  vom  30.  Nov.  1887  (Regkr  a.  a.  0.  Bd.  IX 
S.  74). 
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Unter  diesen  Umständen  ist  es  nur  voll  zu  billigen,  dass  bei 
der  Gesammtabstimmung  über  den  Gesetzentwurf  betr.  das  Aus- 
wanderungswesen  der  Deutsche  Reichstag  am  19.  Mai  1897  in 
einer  Resolution  beschlossen  hat,  die  verbündeten  Regierungen 
za  ersuchen: 

„den  im  Auslande  lebenden  Deutschen,  bei  denen  der  Ver- 
dacht einer  beabsichtigten  Hinterziehung  der  Wehrpflicht  nicht 
vorliegt,  also  insbesondere  den  im  Auslande   geborenen   oder 
in  frühester   Jugend    in    das    Ausland   verzogenen    deutschen 
Reichsangehörigen,  die  Ableistung  ihrer  Wehrpflicht  in  höherem 
Grade  zu  erleichtern  als  bisher." 
Auf  diesem  von  einem  Faktor  der  deutschen  Rechtsbildung 
selbst  gewiesenen  Weg^®  ist  in  Zukunft  das  Ziel   zu   erreichen, 
das  in  der  Sicherung  der  Ableistung  der  Wehrpflicht  unbeschadet 
der  durch  die  Reichspolitik   gesteigerten  Beweglichkeit  der 
deutschen  Bevölkerungstheile  liegt.    Es  gilt  eine  Abwägung 
der  staatlichen  Interessen,    die   mit  einer   sorgfältigen  Führung 
der  Standesregister  für  den  gesammten  Verwaltungsapparat 
Verbunden  sind,  gegenüber  den  Interessen  militärischer  Natur,  die 
in  der  Erschwerung  der  Entziehung  aus  der  Militärpflicht  seitens 
«iner  relativ  beschränkten  Zahl  von  Personen  liegt.    Eine  solche 
objektive  Abwägung  von  Vor-  und  Nachtheilen  wird  unzweifelhaft 
iw  Ablehnung  jener  Ministerialverordnungen  führen,   die    einem 
empfindlichen    Institute    der    deutschen    Rechtsordnung    Schädi- 
S^ngen  zuzufügen  geeignet  sind,  ohne  dass  das  andere  Rechtsgut 
^  die  allgemeine  Wehrpflicht,  —  das  durch  jene  Verwaltungs- 
'erordnungen  besser   geschützt  werden   soll,   auch   wirklich  eine 
^ennenswerth  gesteigerte  Sicherung  dadurch  erlangen  kann. 


**  Eine  Erörterung  der  technischen  Seite  der  Frage  liegt  jenseits  des 
«Ahmens  meiner  Untersuchung,  die  auch  nicht  in  eine  Abschätzung  der  Er- 
leichterungen eintreten  kann,  die  fiir  die  Durchführung  des  in  der  Resolution 
^«Reichstages  ausgesprochenen  Wunsches  daraus  erwachsen,  dass  der  Kolo- 
öiilbesitz  des  Reichs  inzwischen  beträchtlich  an  Umfang  gewonnen  hat. 
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Diesem 9  wie  ich  gezeigt  zu  haben  glaube,  innerlich  wid 
spruchsvollen  System  gegenüber  verdiente  noch  weitaus  das  alt« 
den  Vorzug,  das  mit  Hilfe  der  sog.  Deserteurkartelle *°  < 
völkerrechtlich  geordnete  wechselseitige  Hilfe  der  Staaten*^ 
den  Dienst  der  militärischen  Verwaltungsbedürfnisse  gestellt  hat 
Glaubte  man  an  zuständiger  Stelle^  auf  dieses  ältere  System  { 
mählich  verzichten  zu  müssen,  so  bedurfte  es  eben  einer  grün 
liehen  Reform  der  Materie  auf  dem  vorgezeichneten  Gese 
gebungswegC;  nicht  aber  auf  dem  Boden  der  schwankenden  V< 
waltungspraxis. 

*^  Wie  weit  dieses  System  noch  in    praktischer  Geltung,    wie  weit 
obsolet  geworden,  s.  den  an  der  Hand  des  positiven  Rechtsstofifes  gut  one 
tirenden  Aufsatz  von  Delius  :  Die  Auslieferung  Wehrpflichtiger,  insbesonde 
aktiver  Militärpersonen.    Zeitschr.  f.   internationales  Privat-   und  Strafrec 
Bd.  UI  S.  122  ff. 

'^  Meines  Erachtens  muss  sowohl  vom  rechtsgeschichtlichen,  wie  vo 
Standpunkt  der  Dogmatik  des  internationalen  Verkehrsrechts  anerkan 
werden,  dass  der  Schutz  der  militärischen  Dienstpflicht  eine  wechselseiti] 
Ordnung  der  Staatshilfe  auf  dem  Grunde  der  Reciprocität  durchaus  reck 
fertigt.  Ich  habe  mich  schon  vor  Jahren  in  Holtzendorfl^'s  Handbuch  d 
Völkerrechts  (Hamburg  1887)  Bd.  II  S.  632  ff.  dahin  ausgesprochen,  da 
Gründe  gegen  eine  solche  internationale  Hilfe  im  Gebiete  eines  der  wie 
tigsten  Zweige  der  staatlichen  Verwaltung  sich  weder  aus  der  Natur  d^ 
staatsbürgerlichen  Verhältnisses,  noch  viel  weniger  aus  allgemeinen  ethisch« 
Gesichtspunkten  ausfindig  machen  lassen.  Der  von  v.  Bar  dagegen  erhobei 
Einwaud,  dass  „auch  die  Menschlichkeit  und  die  billige  Berücksichtigoi 
individueller  Gefühle  dem  entgegenstehen  könne"  (Theorie  und  Praxi«  d( 
internationalen  Privatrechts  Bd.  I  S.  199),  konnte  mich  nicht  von  der  Uehe 
Zeugung  abbringen,  dass  im  System  des  positiven  internationalen  Verkehr 
rechts  der  Staat  sich  zur  Durchsetzung  dieser  aus  dem  staatsbürgerliche 
Gehorsam  fliessenden  Verbindlichkeit  seines  Angehörigen  auch  der  Mi 
Wirkung  des  fremden  (Aufeuthalts-)Staates  bedienen  kann.  Gehe  ich  som 
an  dieser  Stolle  aus  prinzipiellen  Gründen  über  das  zur  Zeit  geltende  M& 
zwincoudor  Nonnen  zum  Schutz  der  Militärdienstpflicht  im  System  der  frei< 
Auswanderuuüf  hinaus,  so  glaube  ich  für  meine  vorstehenden  kritischen  Au 
fühningon  vou  vorneherein  wenigstens  den  einen  Einwand  ablehnen  zu  könne 
dass  sie  in  ihrem  Endzweck  nicht  den  Forderungen  einer  verwaltungsrecl 
Hohen  Siohorung  dor  Militärdienst pflicht  genügende  Rücksicht  zu  Th« 
worden  lassen. 
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Quellen  und  Entscheidungen. 


üeberschreiten  der  wegeherrlichen  Befugnisse 
bei  Einräumung   des  Wegebenutzungsrechtes   fQr 

Strassenbahnbetriebe. 

Von 

Syndikus  Professor  Dr.  Karl  Hilse  in  Berlin. 


Die  kürzlich  vom  V.  Senat  des  Reichsgerichtes  gefällte  Ent- 
scheidung auf  die  Feststellungsklage  der  Stadt  Königsberg  gegen 
den  dortigen  Strassenbahnunternehmer  liefert  einen  schlagenden 
Beweis  für  die  Richtigkeit  der  von  mir  unausgesetzt  vertretenen 
Ansicht,  dass  bei  Abschluss  der  Verträge  zwischen  Gemeinden 
und  Bewerbern  um  das  Strassenbenutzungsrecht  sehr  oft  mit 
einer  befremdlichen  Unvorsichtigkeit  oder  einem  übermässigen 
Vertrauen  zu  den  Gemeindebehörden  vorgegangen  worden  sei. 
Eine  natürliche  Erklärung  hierfür  ist  dem  Umstände  zu  ent- 
nehmen, dass  den  Bewerbern  um  das  Wegebenutzungsrecht  viel- 
fach weniger  an  dem  künftigen  Schicksale  des  geplanten  Unter- 
nehmens, als  an  dem  möglichst  schnellen  Erzielen  eines  reichen 
Gewinnes  durch  Verwerthung  des  erlangten  Rechtes  oder  ge- 
schaffenen Unternehmens  an  einen  Dritten  gelegen  war.  Denn 
in  überwiegender  Fällezahl  waren  die  Bewerber  und  Empfänger 
des  Benutzungsrechtes  nur  die  Gründer  des  späteren  Unter- 
nehmens, aus  dem  sie  sich  bald  zurückzogen,  nachdem  ihnen  das 
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Einwerfen  des  Nutzungsrechtes  in  das  Vermögen  der  gegründeten 
Gesellschaft  zu  möglichst  hohem  Preise  gelungen  war.  Der 
Schaden  trifft  indess  die  Aktionäre  der  später  entstandenen  Ge- 
sellschaft oder  die  Gemeinden,  welche  etwa  unvorsichtig  genug 
waren,  die  künftige  Werthsermittelung  ausschliesslich  in  die  Ge- 
walt des  Bahnunternehmers  zu  legen.  In  dem  Abschnitte 
Gründungswirthschaft  meiner  Strassenbahnwirthschaftslehre^ 
habe  ich  dies  Alles  bereits  bewiesen. 

Einen  Schutz  gegen  derartige  Vorkommnisse  gewährte,  soweit 
Aktien- Gesellschaften  in  Frage  kommen,  die  Aktiennovelle  vom 
18.  Juli  1884  Art.  209 »>,  209 »^  nicht;  er  wird  auch  durch  das 
neue  Aktienrecht  des  H.-G.-B.  §§  186  Abs.  2,  192  nicht  ge- 
schaffen,  weil  die  Prüfung  der  Werthe  in  das  Gesellschafts- 
vermögen eingebrachter  Rechte  meist  nur  auf  Schätzung  beruht, 
zu  deren  Vornahme  so  aussergewöhnliche  Orts-  und  Sachkenntniss 
erforderlich  zu  sein  pflegt,  dass  dazu  taugUche  Personen  nur  selten 
zu  finden  sind;  kommt  es  ja  doch  bisweilen  lediglich  nur  darauf 
an,  gewisse  aus  Unbestimmtheit  der  Vertragssatzungen  drohende 
Gefahren  richtig  zu  erkennen  und  in  ihrer  wirthschaftlichen  Trag- 
weite für  den  Werth  der  damit  belasteten  Benutzungsrechte  sach- 
gemäss  zu  beurtheilen.  Wer  hat  z.  B.  1881  bei  Gründung*  der 
Königsberger  Strassenbahngesellschaft  geglaubt,  dass  die  Stadt- 
gemeinde von  dem  Kündigungsrechte  Gebrauch  machen  werde 
und  desshalb  das  einzuwerfende  Wegebenutzungsrecht  wesentlich 
entwerthet  würde?  Als  ich  damals  einen  Betheiligten  auf  diese 
Gefahr  bezw.  Minderwerthigkeit  des  beregten  Rechtes  aufmerksam 
machte,  wurde  diese  Auffassung  als  unhaltbar  bezeichnet,  während 
sie  jetzt  in  ihrer  nackten  Wirklichkeit  unumstösslich  feststeht 
und  für  die  heutigen  Aktionäre  eine  namhafte  Entwerthung  ihrer 
Aktien  bedeutet. 

Weit  entfernt,  mich  mit  abgethanen  Verhältnissen  aus  ver- 
gangener Zeit    beschäftigen   zu   wollen,    ist    die    heutige    Unter- 

^  Vgl.  Handbuch  der  Strassenbahnkunde  (Berlin  und  München  1892/d$ 
bei  R.  von  Oldenbourg)  §  204«'.  Bd.  II  S.  239  ff. 

-  Betriebserüffnung  erfolgte  am  26.  Mai  1881  nach  meiner  Strassen- 
bahnkunde S  8  (Bd.  I  S.  17). 
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snchuog  vielmehr  bestimmt^  eine  neuerdings  gangbare  Bestimmung 
iü  Zustimmungsverträgen  zur  Wegebenutzung  einerseits  auf  ihre 
fiechts Wirksamkeit,   andererseits   auf  ihre   wirthschaftliche   Trag- 
weite zu  untersuchen,    während  der  vorgeschickte  Rückblick  nur 
zu  dem  Zwecke  erfolgt  ist,  darzuthun,  dass  alle  derartigen  Fragen 
?on  der  Annahme  behandelt  werden  müssen,  dass  Rechte,  welche 
vorbehalten  werden,  auch  verwirklicht  und  verlangt  werden  können. 
Während    z.  B.    die   Stadtgemeinde   Berlin    sich   daran    genügen 
lässt,   bei  Verzug   mit    Strassenbenutzungsgebühr  oder    bei  Ver- 
mögensverfall des  Bahnunternehmens  ihre  Zustimmung  zur  Wege- 
benutzung  zurückzunehmen,  um  Wiederherstellung  des  bisherigen 
Zustandes  herbeizuführen  ^,  sowie  bei  schuldhaftem  Aussetzen  des 
Betriebes  nur  beansprucht,  für  Rechnung  des  schuldhaften  Bahn- 
unternehmei's  den  Betrieb  entweder   selbst  zu  übernehmen   oder 
an  Dritte  zu  verpachten*,    gehen  verschiedene  Vorortsgemeinden 
viel  weiter,    um   mit  ihren  Forderungen  ausserhalb  starke  Nach- 
ahmung zu  finden.    So  pflegt  z.  B.  die  Stadtgemeinde  Rixdorf  bei 
Zahlungsverzug    mit    den    ihr    bewilligten  Gefallen  oder   bei  ein- 
tretendem Konkurse  für  sich  das  Recht  auf  unentgeltliche  Ueber- 
lassuDg  der  Bahnanlage  ^,    sowie   bei  schuldhaften  Betriebsunter- 
brechungen  für  sich   das  Wahlrecht  zu  beanspruchen,    entweder 
den   Betrieb    der  Bahn    für   Rechnung    und   Gefahr    der  Unter- 
nehmerin   fortzuführen    oder  zu  verpachten,   oder  die  der  Unter- 
nehmerin aus  abgeschlossenen  Verträgen  zustehenden  Rechte  mit 
oder  ohne  Bahnanlage  an  einen  anderen  Unternehmer  für  Rech- 
nung der  Unternehmerin  zu  veräussern,    oder  aber  die  Bahn  zu 
beseitigen,  das  Material  zu  verkaufen,  die  Strassen  und  sonstigen 
Anlagen  auf  Kosten  der  Unternehmerin  wieder  herzustellen  und 
iie  Unternehmerin  überhaupt  zum  Schadensersatz  anzuhalten. 

I. 

Die  Verwirklichung  dieser  Rechte  und  Vorbehalte  steht  mit 
dem    preuss.  Bahnpfandrechtsgesetze    vom  19.  Aug.  1895   in   so 

*  Vertrag  vom  Juli  1897/19.  Jan.  1898  §  35. 

*  A.  a.  0.  §  27. 

*  Vertrag  vom  26.  April,  7.  Mai  1898  §  19. 
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schroffem  Gegensatz,  dass  sie  schwerlich  jemals  gelingen  und  den 
Schutz  der  ordentlichen  Gerichte  wird  finden  können.    Denn  die 
vorbehaltenen  Ansprüche  laufen  auf  eine  Bevorzugung  des  Strassen- 
unterhaltungspflichtigen   gegenüber  anderweitigen  Gläubigern  des 
Bahnunternehmens    hinaus,    und    bedrohen    die  Zerstörung  oder 
mindestens    die    Verschlechterung    wohlerworbener    Pordenings- 
rechte  auf  dasjenige  Bahnunternehmen,  zu  dessen  Durchführung 
das  Wegebenutzungsrecht    erworben  werden  musste,    bei  dessen 
Begründung  die  beregten  Vorbehalte  gemacht  wurden.    Nun  hat 
jedoch     für    Preussen    das    Bahnpfandrechtsgesetz    der    lieber- 
vortheilung  einzelner  Bahngläubiger  durch  andere  vorbeugen  und 
der  Vernichtung  eines  für  das  Gemeinwohl  erspriesslichen  Bahn- 
Unternehmens  durch  die  Handlung  eines  eigennützigen  Gläubigers 
entgegenwirken  wollen.     Dies  geschah  aus  Gründen  des  Gemein- 
wohles, einerseits  zur  Erhaltung  eines  wichtigen  Verkehrsmittels, 
andererseits  zum  Schutze  der  wirthschaftlich  Schwächeren  gegen 
Vergewaltigung  durch  den  Stärkeren. 

Der  Strassenunterhaltungspflichtige  ist  jedoch  selbst  dann, 
wenn  er  eine  Stadt-  oder  Landgemeinde  ist,  nicht  mehr  als  ein 
Gläubiger  des  Bahnunternehmens  wegen  derjenigen  Ansprüche, 
die  ihm  gelegentlich  des  Zustimmungsvertrages  zur  Wegebenutzung 
eingeräumt  werden.  Mit  seinen  Ansprüchen  steht  er  mindestens 
denjenigen  Forderungen  nach,  welchen  das  Bahnpfandrechtsgesetz 
§  37  ein  Vorzugsrecht  zugebilligt  hat,  während  umgekehrt  nirgends 
der  gesetzgeberische  Wille  zum  Ausdrucke  gelangt  ist,  dass  der 
Wegeunterhaltungspflichtige  wegen  der  ihm  aus  der  Zustimmungs- 
erklärung zustehenden  Gefälle  oder  anderweiten  Forderungen  ein 
Vorrecht  geniessen  soll.  Seine  Forderungen  sind  ihrem  Gegen- 
stande nach  bloss  vermögensrechtlicher  Natur.  Sie  laufen  auf 
Geldleistungen  oder  Leistungen  von  Gegenständen  hinaus. 

Vorrechte  können  indess  doch  nur  entweder  aus  der  persön- 
lichen Eigenschaft  des  Berechtigten  oder  aus  der  Eigenart  des 
Rechtsgrundes  entspringen,  auf  welchem  der  Anspruch  beruht.  Nun 
haben  Stadt-  oder  Landgemeinden  ihre  Zustimmung  zur  Wege- 
benutzung nicht  etwa  in  ihrer  Eigenschaft  als  politische  Körper- 
schaft,   sondern   lediglich  im  Ausfluss  ihrer  Wegeunterhaltungs- 
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t  fiflicht  zu  erklären.  Die  Gegenleistungen  für  Einräumung  des  Wege- 
t  ^Nutzungsrechtes  haben  nicht  etwa  die  Natur  von  Steuern  oder 
Al)gaben,  sogar  nicht  einmal  diese  einer  Gebühr  im  Sinne  des 
preass.  .  Kommunalsteuergesetzes ,  sondern  sind  ausschliesslich 
Geld-  oder  Naturalleistungen  zum  Ausgleiche  ausgeübter  Be- 
fugnisse bezw.  gewährter  Vortheile. 
r  Unter  den  Bestandtheilen  der  die  Bahneinheit  ausmachenden 

Termögensstücke    hat   das   Wegebenutzungsrecht    gleichfalls   nur 
einen  gleichartigen  und   keinen  bevorzugten  Werth.     Der  Gleis- 
«nbau    beansprucht    Geld    für    Arbeitslöhne    und    die    zur   Ver- 
arbeitung gebrauchten  Materialien,  ohne  deren  Aufwand  der  Bahn- 
körper ebenso  unmöglich  ist,  wie  bei  Versagen  des  Wegebenutzungs- 
rechtes.    Sind  jedoch  in   der  Bahnanlage   der  Geldaufwand  und 
die  Wegebenutzung  in  gleichem  Masse  unerlässHch,  so  fehlt  jeder 
natürliche  Grund,  aus  welchem  dem  Wegeherrn  ein  Uebergewicht 
gegenüber  dem  Geldgeber  zugestanden  werden  dürfte.     Der  Ge- 
setzgeber   steht  sogar  auf  dem   entgegengesetzten   Standpunkte. 
Während   er  in   der  Zustimmungsergänzung  gemäss  Gesetz  vom 
28.  Juli  1892  §  7  ein  Rechtsmittel  giebt,  den  grundlosen  Wider- 
sprach des  Wegeherrn  zu  brechen  und  übermässige  Forderungen 
herabzumindern,  muss  er  sich  darauf  beschränken,  im  Bahnpfand- 
rechte  ein  Lockmittel  für  den  Geldgeber  zu  schaffen,  um  durch 
den  Geldzufluss  die  Bahnbauten  zu  fördern.    Dem  Staate  ist  also 
weht  damit  gedient,    dass  der  unentbehrliche  Geldzufluss  durch 
willkürliches   Vorgehen    der   Wegeherren    unterbunden    und    ab- 
geschnitten werde. 

Abreden  der  vorberegten  Art  haben  jedoch  diesen  Erfolg; 
denn  sind  die  Wegeherren  berechtigt,  als  Verzugsstrafe  die  ein- 
geräumte Benutzung  zu  widerrufen  und  Wiederherstellung  des 
^prünglichen  Zustandes  zu  fordern,  so  ist  dies  gleichbedeutend 
njit  dem  Verluste  des  auf  Herstellung  des  Unternehmens  ver- 
brauchten Geldes  und  Materialien,  bewirkt  mithin  eine  Zerstörung 
desjenigen  Gegenstandes,  aus  welchem  die  Geldgeber  auf  Be- 
friedigung ihrer  Forderungen  rechnen  durften.  Nun  widerstreitet 
®8  dem  Rechte  und  der  Billigkeit,  dass  Jemand  seine  Macht  zum 
Schaden  eines  Anderen  missbraucht.     Der  Wegeherr  hat  keinen 
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stärkeren  Anspruch  auf  die  bedungene  Benutzungsgebühr^  als  der 
Geldgeber  auf  die  zugebilligten  Zinsen.  Dort  wie  hier  handeil 
es  sich  nur  um  den  Verzug  einer  Geldleistung,  um  einen  durch 
ihr  Ausbleiben  denkbaren  Vermögensnachtheil ,  der  durch  die 
gesetzlichen  Verzugsstrafen  (Zinsen,  Schadensersatz)  genügend 
ausgeglichen  wird.  Desshalb  muss  dem  Wegeherrn  versagt  bleiben, 
durch  seine  Massregeln  andere  Gläubiger  zu  schädigen.  Er  wird 
sich  daran  genügen  zu  lassen  haben,  einen  Vollstreckungstitel  zu 
erwirken  und  auf  Grund  desselben  Eintragung  der  Bahneinheit, 
Zwangsverwaltung  oder  Zwangsversteigerung  derselben  herbei- 
zuführen, gemäss  angeführten  Gesetzes  §§  33,  38. 

Dem  etwaigen  Einwände,  dass  die  Vereinbarung  stärkerer 
Zwangsmittel  und  insbesondere  der  vorzeitige  Widerruf  der  Be- 
nutzungszustimmung erlaubt  sein  müsse,  da  er  nirgends  verboten 
sei,  triflft  keineswegs  für  Preussen  zu,  weil  eben  das  Bahnpfand- 
recht die  Zwangsvollstreckung  und  Zwangsliquidation  geregelt 
hat,  um  die  Uebervortheilung  einzelner  Gläubiger  durch  die 
Willkür  Anderer  zu  verhindern,  und  weil  ferner  der  Bahnunter- 
nehmer garnicht  berechtigt  ist,  die  Bevorzugung  des  Wegeherrn 
vor  anderen  Gläubigern  herzustellen.  Mithin  werden  Vorbehalte 
des  Inhaltes,  dass  der  Verzug  im  Leisten  der  Wegebenutzungs- 
gebühr das  Wegebenutzungsrecht  für  die  Zukunft  zerstört  und 
zur  sofortigen  Wiederherstellung  des  ursprünglichen  Zustande» 
unter  Beseitigung  des  Gleiseinbaues  verpflichtet,  so  schön  sie 
sich  auf  dem  Papiere  ausnehmen,  in  der  Wirklichkeit  versagen, 
da  weder  die  Bahnaufsichtsbehörden,  noch  die  Kommunalaufsichts- 
behörden ihre  Verwirklichung  dulden  und  die  ordentlichen  Ge- 
richte auf  zweckmässige  Eingriffe  der  übrigen  Gläubiger  dem 
Zerstörungswerke  vorbeugen  werden. 

II. 

Weil  die  Formen  und  Wege  im  Bahnpfandrechtsgesetz 
(§§  39  ft\)  geregelt  sind,  welche  bei  ausgebrochenem  Konkurse 
über  ein  Balinunternehmen  zu  beobachten  und  einzuschlagen  sind, 
ohne  dass  es  dem  Vertragswillen  überlassen  ist,  davon  Ab- 
weichendes  zu  bestimmen,    tritt    die  Gesetzwidrigkeit  und  damit 
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Sechtsnngiltigkeit  eines  Zugeständnisses  an  den  Wegeherrn  klar  zu 
Page^  bei  Yermögensverfall  des  Bahnunternehmers  die  fernere 
Vegebenutzung  zu  untersagen  und  die  Aufgabe  des  Gleiseinbaues 
Q  fordern  oder  wohl  gar  die  unentgeltliche  Ueberlassung  der 
tahnanlage  zu  beanspruchen.  Denn  durch  ein  solches  Vorgehen 
rürden  nicht  bloss  die  gleichberechtigten  Gläubiger^  sondern 
ogar  die  Vorrechtsgläubiger  um  die  Möglichkeit  gebracht  werden, 
US  dem  Bahnvermögen  ihre  verhältnissmässige  oder  sogar  die 
men  gebührende  abgesonderte  Befriedigung  zu  finden.  Vielmehr 
rerden  Gemeinden  als  Wegeherren  verpflichtet  sein,  die  Ab- 
rickelung  des  Konkurses  oder  die  Zwangsliquidation  im  ver- 
Trdneten  Verfahren  zu  ertragen.  Weil  das  Gesetz  vom  28.  Juli  1892 
§  6  Abs.  3  den  Wegeherren  das  Erwerbsrecht  der  Bahn  im 
Ganzen  nur  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  gegen  an- 
gemessene Vergütigung  zugestanden  wissen  will,  so  ist  sogar 
aus  dieser  Satzung  das  gesetzliche  Verbot  eines  Zugeständnisses 
zum  Schaden  der  Bahngläubiger  abzuleiten,  dass  unentgeltlicher 
Erwerb  stattfinden  dürfe,  sobald  das  Andringen  der  Gläubiger 
bei  unzureichendem  Vermögensstande  eintreten  würde.  Denn  die 
Abrede  bewirkt  dann  eben,  dass  die  Gläubiger  als  Strafe  ihres 
Drängens  auf  Befriedigung  die  Bahnanlage  als  Befriedigungs- 
gegenstand zu  verlieren  hätten.  Weder  „bestimmte  Frist"  noch 
ir^gemessene  Schadloshaltung"  sind  nämlich  zufällig  gewählt. 
Die  Gesetzesberathung  hat  vielmehr  überzeugend  den  gesetz- 
geberischen Willen  zum  Ausdrucke  gebracht,  dass  der  Bahn- 
^temehmer  im  Besitze  und  Gebrauch  des  Unternehmens  auf  die 
Dauer  der  vereinbarten  Zeit  geschützt  und  ihm  ausserdem  der 
Eingang  eines  Gegenwerthes  für  die  zu  überlassende  Bahn  ge- 
schert sein  müsse.  Die  Möglichkeit,  aus  dem  Ertrage  das  Anlage- 
bpital  zu  tilgen,  welche  §  14  zum  Rechte  des  Bahnunternehmers 
«ridart,  schwindet,  wenn  die  Frist,  mit  der  er  bei  Ermittelung  der 
jährlichen  Tilgungsbeträge  rechnete,  nachträglich  verloren  geht 
oder  wenn  der  in  Anschlag  gebrachte  Ueberlassungspreis  aus- 
bleibt Die  finanzielle  Lage  des  Unternehmens  ist  eine  Rücksicht, 
irelche  nicht  nur  bei  der  Preisbildung,  wo  ihrer  erst  ausdrücklich 
^acht    wurde,    sondern    bei  allen  Massnahmen  der  staatlichen 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  2.  ^^ 
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Aufsichtsbehörde  za  beobachten  ist.  Nach  dieser  Richtang  hat 
man  es  mit  einer  Zwangsbestimmung  zu  thun^  gegen  die  zu  Ya> 
stossen  oder  von  der  abzugehen  weder  dem  Bahnunternehmer 
noch  dem  Wegeherm  überlassen  ist.  'Offenbar  war  dafür  die 
Wirthschaftslage  der  Bahngläubiger  und  Bahnbediensteten  man- 
gebend.  Letztere  sollten  nicht  willkürlich  um  ihre  Erwerbs- 
gelegenheit, erstere  um  ihre  Forderungen  gebracht  werden. 

Würden  Abreden  des  Inhaltes  getroffen  werden  dürfen,  dasi 
bei  Andrängen  der  übrigen  Gläubiger  der  Wegeherr  die  Mackt 
erlangt,  sie  um  den  Gegenstand  ihrer  Befriedigung  zu  bringen, 
so  wäre  die  unausbleibliche  Folge  dessen  eine  Abschreckung  der 
Kapitalisten  von  der  Betheiligung  bei  KleinbahnuntemehmuDgen, 
ein  gewaltsames  Zurückdrängen  des  Kapitalzuflusses  und  damit 
ein  künstliches  Unterbinden  der  natürlichen  Entwickelung  der 
Kleinbahnen,  deren  Förderung  die  Staatsgewalt  aus  Wohlfahrts- 
rücksichten für  ihre  Aufgabe  erklärt  hat.  Am  allerwenigsten 
ziemt  es  jedoch  Gemeinden,  welche  als  Organe  der  Staatsgewalt 
zur  Mitwirkung  bei  Durchführung  der  Staatszwecke  berufen  sind, 
als  Wegeherren  Massregeln  zu  treffen,  die  auf  eine  Benach- 
theiligung des  allgemeinen  Wohlstandes  und  auf  ein  Zurückhalten 
der  Wohlfahrtseinrichtungen  abzielte.  Mithin  ist  auch  nicht  daran 
zu  zweifeln,  dass  die  Aufsichtsbehörden  der  Gemeinden  hindemi 
eingreifen  werden,  sobald  der  erste  Versuch  gemacht  werden 
würde,  die  im  verordneten  Verfahren  durchzuführende  Befriedigung 
der  Gläubiger  bei  ausgebrochenem  Konkurs  über  eine  Bahneinheit 
zu  vereiteln,  um  den  werthvoUsten  Bestandtheil  der  Masse,  nämlich 
„die  Bahnanlage"  für  die  Gemeinde  als  Wegeherrin  wegzunehmen. 

ni. 

Das  schuldhafte  Aussetzen  des  Betriebes  durch  Vertrags- 
strafen thunlichst  zu  verhindern,  hat  der  Wegeherr  unbedenklich 
gewichtige  Gründe.  Auch  liegt  die  Gefahr  nahe,  dass  der 
Schuldige  den  gleichen  Fehler  fortsetzen  oder  wiederholen  wird, 
wesshalb  dem  Wegeherrn  nicht  zu  verargen  ist,  für  eine  bessere 
Verwaltung  zu  sorgen,  indem  er  solche  entweder  selbst  bewirken 
oder  einem  Dritten  übertragen  will,  solange  das  eine  oder  andere 
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'  Becbnung  des  Unternehmers  geschieht.  Denn  die  bei  sach- 
Diässer  Verwaltung  erzielbaren  Ueberschüsse  kommen  dann  den 
äubigern  zu  Gute,  wesshalb  man  es  in  der  Massregel  mit  keiner 
jreicherung  des  Wegeherm  auf  Kosten  der  übrigen  Gläubiger 
thun  hat,  sofern  nicht  etwa  die  Yerwaltungskosten  sehr  hoch 
isfallen  oder  durch  sachwidrige  Einrichtungen  die  Erträge  un- 
bübrlich  zurückgehalten  werden.  Ist  also  ein  Verlangen  in  den 
renzen  der  Berliner  Verträge  zwar  nicht  unbilhg,  so  scheint  es 
r  Preussen  gleichwohl  undurchführbar,  wo  durch  das  Bahnpfand- 
ßhtsgesetz  die  Formen  geschaffen  sind,  in  welchen  die  Zwangs- 
rwaltung  eines  Bahnunternehmens  durchzufuhren  ist.  Denn  das 
vangsverwaltungsverfahren  ist  aus  öffentlich-rechtlichen  Gründen 
igeführt,  wesshalb  es  der  freien  Vereinbarung  entzogen  ist,  dessen 
inleitung  zu  vereiteln,  zumal  wenn  bei  der  Abrede  die  betheiligten 
laubiger  nicht  mitgewirkt  haben.  Weil  überdies  der  Wegeherr 
ter  der  von  diesem  gefundene  Pächter  die  bahnaufsichtsbehörd- 
:he  Betriebsgenehmigung  braucht,  deren  Rücknahme  nur  in  den 
allen  des  Kleinbahnengesetzes  §  24  angängig  ist,  würde  die 
urchführung  der  gegen  den  bisherigen  Genehmigungsberechtigten 
imäss  a.  a.  O.  §  25  anzustrengenden  Klage  voranzugehen  haben, 
jvor  der  Wegeherr  oder  dessen  Pächter  die  ihnen  nöthige  Ge- 
dimigung  erhalten  könnten.  Hieraus  folgt  jedoch,  dass  das 
iel,  zu  einem  besseren  Betriebe  zu  gelangen,  weit  schneller  und 
irksamer  in  den  Formen  des  Bahnpfandrechtsgesetzes  als  durch 
breden  der  besprochenen  Art  erreicht  wird. 

Von  dem  dreifachen  Wahlrecht  des  Rixdorfer  Vertrages, 
is  vielfach  anderweit  übernommen  ist,  deckt  sich  das  erste 
Ächt  ziemlich  mit  der  Berliner  Abrede  und  ist  vorstehend  bereits 
^handelt.  Die  beiden  weiteren  Rechte  sind  unzulässig,  weil  das 
•stere  von  ihnen  auf  Entziehung  des  Eigenthuras  an  der  Bahn- 
Üage  oder  doch  mindestens  des  verliehenen  Benutzungsrechtes 
»zielt  und  das  letztere  unverkennbar  auf  Zerstörung  des  Unter- 
ihmens  hinausläuft.  In  beiden  Fällen  würden  die  Rechte  der 
rigen  Bahngläubiger  auf  das  Empfindlichste  berührt  und  das 
imeinwohl  geschädigt  werden.  Dazu  tritt,  dass  eine  Beseitigung 
r  Anlage  und  des  Betriebes,  zu  welcher  es  bei  Ausübung  der 
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dritten  Befugniss  kommen  würde^  eine  weit  schlimmere  Massregel 
ist  als  die  Betriebsunterbrechung.  Stört  die  Betriehsunterbrechaog 
die  ordnungsgemässe  Durchführung  des  Fahrplanes,  vereitelt  sie 
die  rechtzeitige  Vornahme  nöthiger  Ortsveränderungen,  macht  sie 
sich  folge  weise  für  die  Yerkehrssuchenden  unliebsam  fühlbar,  so 
ist  sie   gegenüber  dem  dauernden  Fortfalle  eines  eingebürgerteD 
und  nothwendigen  Beförderungsmittels  doch  immer  noch  das  ge- 
ringere Uebel.   Mithin  wird  der  Allgemeinheit  und  dem  AUgemein- 
wohle  keineswegs  damit  gedient;  die  Mängel  eines  Beförderungs- 
mittels durch  dessen  gänzliches  Entziehen  zu  beseitigen,  statt  sie 
durch  Zustandsbesserung  zu  beheben.     Es  hiesse  eine  verkehrte 
Massnahme    billigen,    wenn   die  Staatsgewalt  die  Ausübung  der 
Befugniss  zulassen  würde,   einen  Bahnbetrieb  wegen  schuldh&fter 
Unterbrechung  völlig  abzuschneiden,  solange  noch  Mittel  gebot« 
sind,  ihn  auf  die  wünschenswerthe  Höhe  zu  bringen,  nämlich  durch 
seine  Unterstellung  unter  die  Zwangsverwaltung. 

An  getroffene  Abreden  der  beregten  Art  ist  der  Dnte^ 
nehmer  als  Vertragsgegner  gebunden,  will  er  sich  nicht  dem  be» 
rechtigten  Vorwurfe  aussetzen,  gegen  Treu  und  Glauben  gehanddt 
zu  haben.  In  besserer  Lage  sind  die  Bahngläubiger  und  die 
staatlichen  Aufsichtsbehörden,  selbst  wenn  sie  bei  Eingehen  der 
Schuldverhältnisse  oder  Ertheilung  der  Bahngenehmigung  die 
getroffenen  Abreden  kannten,  weil  sie  bei  deren  Zustandekommöi 
nicht  mitwirkten,  zu  ihrer  Kraftloserklärung  kein  Kechtsmittel 
besitzen  und  erst  eingreifen  können,  wenn  durch  Ausübung  der 
Befugnisse  ein  Schaden  geschaffen  wird ,  den  zu  verhindern  sie 
zum  eigenen  Besten  oder  aus  Gründen  des  Gemeinwohles  AdIäss 
haben.     Dass  solches  dann  geschehen  wird,  scheint  sicher. 
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Walther  Schttckingr^  Der  Regierungsantritt.  Eine  rechtsgeschicht- 
liche und  staatsrechUiche  Untersuchung.  Erstes  Buch.  Die  Urzeit 
und  die  Zeit  der  ost-  und  westgermanischen  Stammesrechte.  Leipzig, 
Veit  &  Comp.,  1899.    XVI  u.  202  S.  Gr.  8^     M.  5.60. 

Die  Arbeit  verdankt,  wie  das  Vorwort  besagt,  ihre  Entstehung  der 
lersuchung  der  Huldigung:  ihrem  Ursprung  nach  in  die  Zeiten  des 
manischen  Stammes-  (soll  wohl  heissen  Völkerschafts-  und  Gau-)König- 
ms  zurückreichend,  später  von  hervorragender  Bedeutung  in  den  Kämpfen 
Bchen  den  Landesherren  und  den  Landständen  und  heute  noch  in  einzebien 
iten  fortlebend  schien  sie  dem  Verf.  besonders  geeignet,  die  jeweilige 
itsrechtliche  Stellung  des  Herrschers  zu  beleuchten.  Die  —  „zum  ersten 
l''  —  gewonnene  Erkenntniss,  dass  das  Aufkommen  der  Huldigung  in 
germanischen  Staaten  durch  den  Uebergang  vom  Wahl-  zum  Erb-König- 
m  oder  (?)  den  Wegfall  der  Thronerhebung  durch  die  Stammes(?)-Ver- 
imlung  und  (?)  die  Beschränkung  der  Wähler  auf  einen  kleinen  Kreis 
rirkt  ist,  bewog  den  Verf.,  für  den  vorliegenden  ersten  Theil  seines 
rkes  die  gesammten  äusseren  Geschehnisse  bei  einem  Thronwechsel  in 
Kreis  seiner  Betrachtungen  zu  ziehen. 

Ein  zweites  Buch  soll  den  Regierungsantritt  im  ehemaligen  Deutschen 
ch,  ein  drittes  den  im  deutschen  Landesstaat  von  dessen  Anfängen  bis 
unsere  Tage  behandeln  und  mit  einer  Darstellung  des  bezüglichen  geltenden 
atsrcchts  schliessen. 

Der  vorliegende  Theil  behandelt  in  einem  ersten  Abschnitt  die  germani- 
e  Urzeit,  im  zweiten  in  sieben  Kapiteln  die  Stammesreiche  der  Ost-  und 
8t-Germanen,  d.  h.  der  Vandalen,  Ost-  und  West-Goten,  Langobarden, 
"gunder,  Franken  unter  den  Merovingen  und  der  Angelsachsen  bis  zur 
reinigung  der  angelsächsischen  Reiche. 

Der  Gegenstand  ist  ja  in  neuerer  Zeit  wiederholt  erörtert  worden, 
'ohl  in  allgemeineren  Darstellungen  einzelner  Reiche  wie  in  Sonder- 
riften,  z.  B.  den  (in  dem  Literatur verzeichniss  S.  XV  angeführten)  von 
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Pflug- Härtung  (Langobarden,  Ostgoten  und  die  germanischen  Stamme 
Staaten  überhaupt).  Gleichwohl  Mrird  man  die  überaus  fleissig,  sauberlich  m 
mit  vortrefflicher  Methode  gearbeitete  abermalige  Untersuchung  gern  wil 
kommen  heissen:  ich  stelle  diese  warme  Anerkennung  voran,  weil  ick  i 
dieser  kurzen  Besprechung  der  Natur  der  Sache  nach  mehr  die  Pmiki 
hervorheben  muss,  in  denen  ich  abweichender  Meinung  bin  als  die  zahl 
reichen,  in  denen  ich  zustimme:  jene  Abweichungen  haben  durchaus  nidil 
die  Wirkung,  den  Werth  der  tüchtigen  Arbeit  —  auch  nur  in  unseren  eigenei 
Augen  —  zu  mindern. 

Ich  bedauere,  dass  der  Verf.  den  achten  Band  meiner  „Könige*  nichl 
mehr  benützen  konnte,  dessen  erste  Abtheilung  1897,  dessen  fünf  folgendt 
1899  erschienen:  zumal  in  der  letzten  ist  ausführlich  von  Thronbesteigung 
Krönung,  Salbung,  Tracht,  Abzeichen  des  Königs  S.  92 f.  und  des  Eaisen 
S.  256 f.  gehandelt:  allerdings  der  Karolingen:  aber  man  versteht  nicht  recht 
wesshalb  der  Verf.  sich  bei  den  Franken  auf  die  Merovingen  beschrankt 
während  er  die  Angelsachsen  bis  a.  827  verfolgt;  auch  würde  er  im  entei 
Band  der  „Urgeschichte"  sowohl  für  die  Urzeit  als  für  die  Staaten  dei 
Vandalen,  Ost-  und  Westgoten,  der  kleineren  Gotenvölker  und  im  zweitei 
Band  für  die  Uebergangszeit  der  Westgermanen  manches  unsem  Gegen8taD( 
Betreffende  gefunden  haben:  allein  was  er  von  Andern  und  von  mir  heran 
gezogen  hat,  ist  selbständig  und  scharfsinnig  verwerthet:  es  hat  daher  keinei 
Sinn,  auf  die  oben  erwähnten  kleinen  Abweichungen  im  Einzelnen  einzugehei 
Nur  zwei  Gedanken  möchte  ich  Herrn  Schücking  für  die  Fortführung  seine 
Werkes  an's  Herz  legen. 

Einmal  verweise  ich  nachdrücklich  auf  meine,  wie  ich  glaube,  übe 
zeugende  Darlegung,  dass  die  Thronbesteigung,  die  sich  bei  allen  Germane; 
von  deren  Königthum  wir  überhaupt  wissen,  findet,  durchaus  nicht  dei 
Römisch-Byzantinischen  entlehnt  oder  nachgebildet,  vielmehr  alt-  und  gemeii 
germanisch  und  zwar  keineswegs  auf  die  Thronfolge  beschränkt,  sondei 
die  bei  jedem  Todesfall  eines  Hofeigners  stattfindende  feierliche  und  unt 
Zeugenform  vollzogene  erstmalige  Einnahme  des  Hochsitzes  in  der  Hai 
durch  den  Erben  ist,  ganz  wie  ja  auch  die  vier  grossen  Hof-  (und  spät 
Reichs-) Aemter  des  Mariskalks,  Kämmerers,  Mundschänks  und  Truchtsaz 
sowie  das  des  Altknechts  (seniskalks)  keineswegs  auf  den  Königshof  b 
schränkt  waren,  sondern  iu  jeder  Halle  eines  Eigners  zahlreichen  unfrei' 
und  halbfreien  Gesindes  vorkamen. 

Zweitens  aber  möchte  ich  jetzt  schon  darauf  hinweisen,  dass  es  schw< 
lieh  angeht,  den  Begriff  der  (älteren)  „Huldigung"  scharf  zu  scheiden  v 
gar  manchen  anderen,  späteren  Formhandlungen  bei  einem  Thronwechs 
insbesondere  von  dem  Treueeid,  der  den  Unterthanen,  zumal  von  Karl, 
eifrig  abverlangt  wird :  hat  auch  später  das  aus  dem  Benifizialwesen  herab< 
genommene  horaagium,  hominium  eine  besondere  lehnrechtliche  FärbuDg  o 
Bedeutung  erlangt,  —  ganz  neu  und  ohne  Vorstufen  ist  die  Huldigung  kein* 


JbUa*    Desshalb  kann  man  auch  mcht,  wie  der  Verf.  thun  zu  wollen  scheint, 

^Huldigung",  d.  h.  die  feierliche  Anerkennung  des  Königs  und  das  Treu« 

prechen  dem   alten  Gau-,  dann  Völkerschafts-,    endlich  dem  Stammes- 

dem  (fränkischen)  Reichsstaat  ganz  absprechen :  [ — auch  in  der  Schildhebung 

B.  Sigibert's  I.  (a.  576)  lag  „Huldigung**  — ]  und  sie  erst  eintreten  lassen  mit 

Uebergang  zum  Erbkönigthum  (gerade  bei  der  Wahl  des  Herzogs  und 

Königs  erfolgt  die  Schildhebung)  „oder"  (?  ist  das  gleichbedeutend?)  mit 

dem  Wegfall  der  Thronerhebung  (?  der  Meroving  besteigt,  „ascendit**,  selbst- 

lumdelnd  den  Thron,  „sublimatur**  ist  nicht  körperlich  zu  verstehen).    Und 

^    ms  die  Beschränkung  der  Wähler  auf  einen  kleinen  Kreis  anlangt,   so  ist 

L    doch  zu  erinnern,  dass,  nachdem  eine  solche  „Beschränkung  auf  einen  kleinen 

I    Kreis**  (das  palatium)    unter    den   letzten  Merovingen   und   den  Karolingen 

»    (Reichstag)  stattgefunden   hatte   [sofern  man  hier  gegenüber  der  designatio 

^    nocessoris  und  der  Reichstheilung   durch   den  Herrscher  selbst  überhaupt 

noch  von    „Wählern**    sprechen    kann],    im    10.    und    11.    Jahrh.    ein   voU- 

lüindiger  Rückschlag  erfolgte  und  (dem  Rechte  nach)   das  „ganze  Volk**, 

«alle  Freien**  sich  am  Rhein  oder  bei  Frankfurt  versammelten,  die  Königs- 

waU  vorzunehmen :  und  soll  damals  die  Huldigung  gefehlt  haben?    Aber  ich 

bescheide  mich  mit  meinen  Bedenken',  bis  der  Verf.  in  dem  zweiten  Bande 

leine  Sätze  näher  ausgeführt  haben  wird,  wobei  er  jene  Zweifel  vielleicht  so 

e      vollbefriedigend  löst  wie  er  schon   in  dem  Vorliegenden  gar  manche  Frage 

P      behandelt  hat. 

t  Breslau.  Dahn. 


Geschichte  der  Wissenschaften  in  Deutschland.  Neuere  Zeit. 
Achtzehnter  Band.  Geschichte  der  deutschen  Rechtswissenschaft, 
herausgegeben  von  der  historischen  Kommission  bei  der  kgl.  Akademie 
der  Wissenschaften  in  München.  3.  Abteilung.  1.  Halbbaud  (Fort- 
setzung zu  der  Geschichte  der  deutschen  Rechtswissenschaft,  erste  und 
zweite  Abteilung  von  R.  Stintzing).  München  u.  Leipzig,  R.  Oldenbourg, 
1898.     552  S.     8^     M.  8.75.     Dazu  ein  Band  Noten  326  S.     M.  5.25. 

Bekanntlich  war  R.  Stintzing  von  der  Münchener  Akademie  beauftragt 
worden,  in  dem  grossen  Sammelwerke  „Geschichte  der  Wissenschaften  in 
Beutschland**  den  18.  Band,  enthaltend  die  Geschichte  der  deutschen  Rechts- 
Wissenschaft,  zu  bearbeiten.  Er  hat  hievon  jedoch  nur  die  erste  Abteilung, 
bis  zum  Jahre  1650  reichend,  vollendet.  Die  zweite  Abteilung  erschien  nach 
•ttnem  1883  erfolgten  vielbeklagten  jähen  Tode  im  Jahre  1884,  noch  von 
ibm  verfasst ,  aber  bereits  herausgegeben  von  Ernst  Landsberg,  der  sich 
dabei  grösstenteils  der  in  fast  druckfertigem  Zustande  hinterlassenen  Manu- 
''"Pte  Stintzino's  bedienen  konnte.  Landsberg,  mit  der  Vollendung  des 
Werkes  betraut,  bietet  nunmehr  dem  Publikum  die  erste  Hälfte  der  dritten 
Abteilung  dar,  die  vollständig  und   allein  von  ihm   verfasst  ist.    Die  zweite 
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Abteilung  des  STiMTZiNG^schen  Werkes  reichte  bis  1700,  schloss  aber  auch 
für  diese  Zeit  die  naturrechtlichen  Autoren  gänzlich  aus.  Dieser  Umstand 
gereichte  der  Arbeit  Lakdsbbrg's  zum  Vorteil,  indem  sie  infolgedessen  eine 
gewisse  geistige  Einheit  zum  Gegenstand  hat,  während  das  STiNTZiNo'sche 
System  auf  ziemlich  äusserlichen  und  willkürlichen  Momenten  beruhte. 

Freilich  giebt  es  kaum  etwas  Schwierigeres,  als  ein  richtiges  System  für 
die  Geschichte  einer  Wissenschaft  zu  finden.  Naturgemäss  stehen  sich  da 
zwei  Centren  der  Darstellung  fortwährend  hemmend  im  Wege,  einerseits  die 
Ideen,  andererseits  die  Individuen.  Verfolgt  man  die  Ideen  oder  Dogmen, 
so  erzielt  man  zwar  eine  Darstellung  des  inneren  Zusammenhanges  der 
Lehren,  aber  die  Arbeit  läuft  dann,  wie  mehfache  Erfahrungen  beweisen, 
Gefahr,  trocken  zu  werden;  sie  wird  leicht  so  trocken,  dass  sie  ihre  Les- 
nnd  Benutzbarkeit  einbüssen  kann.  Auch  wird  dann  jede  Gharakterisirung 
der  bedeutenden  Individualitäten,  auf  die  kein  Historiker  verzichten  kann, 
jede  zusammenhängende  Würdigung  ihres  Charakters  und  ihres  Wirkens 
unmöglich.  Schildert  man  dagegen  diese,  wählt  man  also  die  sog.  bio- 
graphische Methode,  so  zerreisst  der  innere  Zusammenhang  der  geistigen 
Entwickelung  nahezu  vollständig.  Stintzino  hatte  trotzdem  die  reine  bio- 
graphische Methode  angewendet,  so  dass  das  Schwergewicht  seiner  Dar- 
stellung auf  der  Lebensbeschreibung  der  Autoren  und  auf  Referaten  über 
ihre  Werke  beruht.  Infolgedessen  liesst  sich  Stintzino's  Werk  fast  wie 
ein  Auszug  aus  der  allgemeinen  deutschen  Biographie.  Auch  Landsberg 
hat  nun  dieses  biographische  System  beibehalten.  Allein  er  hat  wenigstens 
bezüglich  der  biographischen  Details  Wandel  geschaffen.  Zum  Teil  nämlich 
hat  er  sie  in  einen  umfangreichen  Notenband  verwiesen,  zum  Teil  hat  er 
sie  überhaupt  reduziert.  Denn  solche  Dinge,  wie  sie  Stintziko  mit  grossem 
Ernst  mitteilte,  wann  und  wen  die  besprochenen  Autoren  heirateten,  wie 
viel  Kinder  sie  hatten,  wie  viele  derselben  sie  überlebten  u.  dgl.  m. 
finden  wir  bei  Landsberg  nicht  mehr.  Ich  möchte  Landsbero  deshalb 
nicht  eben  tadeln.  Aber  immerhin  scheint  mir  auch  Landsbero  die  metho- 
dischen Schwierigkeiten  nicht  ganz  überwunden  zu  haben,  wenn  ihm  dies 
auch  gewiss  in  weit  höherem  Masse  gelungen  ist,  als  Stintzino.  Letzterer, 
eine  sympathische  Gestalt  und  gewiss  ein  höchst  achtungswerter  Mann, 
dessen  Talent  aber  meines  Erachtens  nicht  ganz  auf  der  Höhe  seiner  un- 
gewöhnlichen Gelehrsamkeit  und  seines  Fleisses  stand,  hatte  sich  eine 
Periodisierung  zurechtgelegt,  die  man  kaum  als  glücklich  bezeichnen 
kann.  Er  teilte  nämlich  den  ganzen  Stoff  nach  ziemlich  willkürlich  ge- 
wählten .Tahreszahlen  ein:  1650  und  1700.  Hiedurch  gewann  er  zwei 
formelle  rerioden,  denen  er  die  verschiedenen  Autoren  ohne  jede  Rücksicht 
auf  ihre  Tendenzen  und  Gedanken  nach  ihrem  Todesjahre  zuwies.  Er 
machte  hiervon  nur  die  eine,  allerdings  wichtige  und,  wie  gesagt,  Landsbero 
zu  gute  kommende  Ausnahme,  dass  er  die  Autoren,  welche  dem  Xaturrecht 
neuerer  Ausprägung  huldigten,  einer  besonderen  späteren  Abteilung  vorbehielt 
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Freilich  hatte  dieser  Umstand  für  Landsbbro  auch  seine  Nachteile.  Denn, 
wie  er,  bei  aller  Verehrung  für  Stintzino,  selbst  bemerkt,  wurden  von  diesem 
infolge  seines  Systems  noch  so  wichtige  Schriften,  welche  vor  1700  er- 
schienen sind,  auch  wenn  sie  nicht  naturrechtlichen  Charakters  waren,  in 
der  zweiten  Abteilung  dann  nicht  berücksichtigt,  wenn  ihr  Verf.  zufällig 
nach  1700  gestorben  war.  Infolgedessen  rousste  Landsbbrg  einige  Autoren 
mit  in  den  Kreis  seiner  Darstellung  ziehen,  die  geistig  der  früheren  Periode 
angehörten.  Im  übrigen  hat  sich  Landsbero  nicht  an  solche  Aeusser- 
lichkeiten  gehalten,  wie  Stintzino.  Jener  gruppiert  die  Autoren  nach 
innerer  Verwandtschaft  und  macht  einen  Abschnitt  erst  am  Anfang  des 
19.  Jahrb.,  welcher  Schnittpunkt  allerdings  auch  ein  die  Gedankenkreise 
trennender  ist  und  daher  in  einem  ganz  anderen  Mass,  als  das  indifferente 
Jahr  1700  eine  Epoche  abschliesst.  Eine  Periodisierung  nach  der  Wende 
vom  18.  zum  19.  Jahrb.  bot  sich  somit  von  selbst  dar.  Bis  dahin  reicht 
denn  nun  auch  der  vorliegende  erste  Halbband  der  dntten  Abteilung,  deren 
zweiter  bis  in  die  Gegenwart  hinein  fortgeführt  werden  soll.  Hiebei  be- 
handelt Landsberg  aber  jeden  Autor  dort,  wo  seine  hauptsächlichsten  Werke 
stofflich  hingehören,  und  ist  „in  äussersten  Fällen  sogar  dazu  übergegangen, 
an  verschiedenen  Stellen  nur  je  das  dorthin  gehörige  Stück  aus  der  Thätig- 
keit  des  Verf.  zu  besprechen".  Er  nimmt  also  jedenfalls  keine  Rücksicht  auf 
das  Todesjahr  der  Autoren,  welches  für  Stintzino  eine  so  rätselhafte  Wich- 
tigkeit besessen  hatte. 

Auf  dieser  Grundlage  ist  das  Werk  aufgebaut,  dessen  ungeheurer  Stoff 
im  grossen  und  ganzen  als  eine  Geschichte  des  Naturrechtes  von  Grotius 
bis  Kant  bezeichnet  werden  kann. 

Zu  Beginn  wird  Grotiüs  kurz,  aber  gut  charakterisiert  und  seine  rechts- 
philosophische und  historische  Bedeutung  mit  Recht  in  der  prinzipiellen, 
wenn  auch  in  der  Durchführung  nicht  ganz  gelungenen  Ablösung  des  Natur- 
und  Völkerrechtes  von  der  Religion  erblickt.  Während  die  ganze  mittel- 
alterliche Jurisprudenz  das  Naturrecht  im*  wesentlichen  mit  der  Offenbarung 
Gottes  und  den  religiösen  Geboten  identifizierte,  führte  Grotiüs  zum  ersten- 
male  das  natürliche  Recht  auf  weltliche  Nützlichkeitsprinzipien  zurück.  Den 
egoistischen  Kern  dieser  Quelle  wollte  freilich  Grotius  nicht  erkennen  oder 
anerkennen,  denn  er  kleidet  sie  nach  aristotelischem  Muster  in  das  täuschende 
Gewand  eines  natürlichen  Geselligkeitstriebes.  Immerhin  war  es  die  grosse 
That  des  Grotics,  das  natürliche  Recht  aus  der  menschlichen  Vernunft  ab- 
zuleiten, und  die  praktische  Bedeutung  dieses  neuen  Gedankens  bestand  darin, 
dass  ein  so  gefundenes  Recht  alle  Menschen,  mochten  sie  Christen  oder 
Heiden,  Rechtgläubige  oder  Ketzer  sein,  verbinden  musste.  Landsbero  be- 
richtet sodann  in  instruktiver  Weise,  wie  lange  es  währte,  bis  die  Gedanken 
des  Grotiüs  in  Deutschland  Eingang  fanden  und  welch  heftiger  Widerstand 
ihnen  seitens  der  orthodoxen  Theologen,  auch  der  protestantischen,  und 
seitens  der  Romanisten   entgegengesetzt  wurde.     Das  Hauptverdienst  daran, 
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^ass  dieser  Widerstand  überwunden  wnrde ,  gebührt  Bokolkr  in  Strassbuig. 
Indes  fehlte  es  begreiflicherweise  nicht  an  Rückfällen. 

Nach  einem  dürftigen  Seitenblick  auf  Hobbes,  Cdmbbrland  und  Spdioza 
geht  Landsbbrq  dann  zu  einer  eingehenderen  Schilderung  des  Lebens  und 
Wirkens  Pufendorf's  und  Leibnitz'  über.  Das  Hauptverdienst  des  ersteren 
erblickt  er  in  seiner  Systematik.  Pufekdorf  verbessert  nicht  nur  das  kon- 
fuse System  des  Grotius,  sondern  er  ist  auch  der  erste,  welcher  ein  konse- 
quent durchgebildetes,  alle  Rechtsgebiete  umfassendes  System  des  Natur- 
rechtes geschrieben  hat. 

Mit  Recht  weist  Landsbbro  auf  die  grosse  Bedeutung  dieser  philo- 
sophischen Vereinheitlichung  des  ganzen  Rechtsstoffes  hin.  Auch  der  zahl- 
reichen Anregungen  gedenkt  Landsbiro,  welche  von  Pufemdorf's  scharfer 
Kritik  des  römischen  Rechtes  ausgehen;  wir  sehen,  wie  dieser  gprosse  Mann 
dadurch,  dass  er  den  Befehl  einer  Autorität  als  etwas  dem  Rechte  Wesent- 
liches nachweist,  den  Beginn  jener  Loslösung  des  Rechtes  von  der  Moral 
macht,  die  Thomäsiüs  vollendet  hat;  wir  sehen  dargestellt,  wie  Pufendorf  Ver- 
fassungs-  und  Yerwaltungsrecht  zu  trennen  unternimmt,  wie  er,  schon  bestimmt 
von  dem  Dogma  der  Rechtsgleichheit,  die  Gesellschaft  in  lauter  Individaeo 
atomisiert  und  ihnen  gegenüber  nur  den  Staat  als  Gewaltträger  anerkennt, 
wie  er  daher,  Hobbbs  folgend,  die  Grundrechte  der  Individuen  und  die  dei 
kleineren  Gemeinwesen  und  Korporationen  durch  den  Staatsvertrag  in  dei 
staatlichen  Gewalt  aufgehen  lässt,  wie  er  weder  gemischte  Staatsformen  noch 
zusammengesetzte  Staaten  anerkennt  und  so  den  Absolutismus  und  den  cen- 
traüsierten  Einheitsstaat  wissenschaftlich  rechtfertigt.  Landsberg  bemerkt 
hiezu,  dass  so  sehr  auch  das  PuFEKDORF'sche  Naturrecht  absolutistisch  und 
centralistisch  gefärbt  war,  doch  ein  individualistischer  Ausgangspunkt  vor 
banden  war,  der  das  Abweichen  des  naturrechtlichen  Stromes  der  späterer 
Zeit  nach  der  entgegengesetzten  Richtung  in  Deutschland  vorbereitet  hat 
Landsbero  versäumt  auch  nicht,  ausführlich  des  „Monzambano*'  zu  gedenken 
und  die  Ansichten  Pufendorf's  über  die  Gegenwart  und  Zukunft  Deutsch- 
lands zu  entwickeln.  Er  hebt  ferner  hervor,  dass  Pufendorf,  wie  schoo 
Chemnitz  in  seiner  berühmten  Dissertatio  von  1640  es  gethan  hatte,  di€ 
deutschen  Territorien  für  souverän  erklärte,  dass  er  einer  der  ersten  deut- 
schen Verfechter  der,  wenn  auch  beschränkten,  religiösen  Toleranz  gewesen 
ist,  dass  er  in  der  Naturalisation  den  Abschluss  des  contractus  socialis  mit 
dem  Adoptivstaate  sieht,  wie  denn  überhaupt  die  staatsrechtlichen  Erörte- 
rungen von  Landsberg  mit  vielem  Verständnis  behandelt  werden. 

Es  folgt  nun  die  Schilderung  der  mannigfaltigen  Anregungen,  die 
Leibkitz  bot,  der  trotz  seines  Rückfalls  in  die  mittelalterliche  Auffassung 
des  Naturrechtes  durch  geniale  Vorschläge  hinsichtlich  der  Reform  des 
juristischen  Unterrichtes  und  der  Zurückführung  der  Wissenschaft  auf  wenige 
allgemeine  naturrechtliche  Prinzipien  von  höchstem  Einfluss  auf  die  Justiz- 
reform und  die  Kodifikation  geworden  ist. 
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ZwiBcben  diese  drei  Gründer  des  neueren  deutschen  Naturrechtes  und 
Thomasiüs  schiebt  Landsbbro  ein  Kapitel  ein,  „Uebergangszeitalter'*  betitelt 
(von  1680 — 1710),  enthaltend  die  Zeit,  in  welcher  man  sich  „von  der  scho- 
lastisch-romanistischen Vorbildung  und  von  der  praktischen  Routine  zu  einer 
Behandlung  der  Wissenschaft  wendet ^   in  welcher  naturrechtliche,  germani- 
stische und  aufklärerische  Elemente  hervortreten **.    Hier  ist  unter  anderen 
Samuel  Rachkl's  (seit  1665  in  Kiel)  gedacht,  der  zuerst  kühn  genug  ist,  aus- 
drücklich im  Fall  des  Widerspruches  des  positiven  Rechtes  mit  dem  natür- 
lichen die  Anwendung  des  letzteren,  also  die  Nichtbeachtung  des  positiven 
Rechtes  zu  verlangen  und  dadurch  die  Brücke  schlägt  zur  englischen  revo- 
lutionären Richtung  des  Naturrechtes,  die  in  Deutschland  seit  dem  allerersten 
Auftreten  Luthxr's  eingeschlafen  war. 

Auch  LuDOLF  HüGo's  ist  Erwähnung  gethan,  der  die  Ansätze  Besold's 
zur  Entwickelung  des  bundesstaatlichen  Begriffs  fortgebildet  hat,   dann   des 
ViTRiARTOs,   den  Pfeffinokr    „illustriert"    und    damit   zu  einem   der   meist- 
gebrauchten Autoren  gemacht  hat,   dann   des  Kompilators  Lünio,  des  Poly- 
histors Obrecht,  des  protestantischen  Kanonisten  Ziegler,  des  merkwürdiger- 
weise in  dem  französischen  Strassburg  wirkenden  Germanisten  Schilter,  des 
berühmten   Civilisten    Samuel  Stryk,  Verfassers  des    „Usus    modernus  Pan- 
dectarum".     Diesen   letzteren   nennt   Landsberg    das   Haupt    jener  Schule, 
-  welche  alle  Zwischenbildungen  zwischen  Staat  und  Individuum  zerstörte,  und 
weist  ausserdem  auf  die  hohe  Bedeutung  hin,    welche  Stryk  durch   die  An- 
fechtung der  schauderhaften  Praxis  der  Hexeuprozesse  gewonnen,  schon  auf 
blosse  Verdachtsgründe  hin  auch  ohne  vollen  Beweis  Hexen   zu  verurteilen. 
Nicht  vergessen  möge  es  Stryk  auch  sein,  dass  er  eigentlich  derjenige  war, 
der  Thomasiüs  zu  seinem  berühmten  Kampf  gegen  die  Hexenprozesse  anregte. 
Thomasiüs  ist  sodann  ein  besonderes  Kapitel  gewidmet,   das  gewisser- 
massen  den  Mittelpunkt  des  ganzen  Werkes  darstellt.    Wir  lesen,  wie  Tho- 
masiüs, anfanglich  im  Bann  verschiedener  Autoritäten   stehend,   erst  um  das 
Jahr  1684  selbständiger  wird,  wie  er  in  Leipzig  in  den  Spuren  Püfendorf's 
wandelnd,   neue  Angriffe   gegen   die  noch   immer   herrschende  scholastische 
Jurisprudenz  schmiedet  und  wie  sehr  er  mit  diesen  Angriffen   den  höchsten 
Anstoss  erregte.     1685  behauptet  er  in   einer  Dissertation,    dass  das  Verbot 
der  Bigamie  sich  aus  dem  Naturrecht  nicht  ableiten  lasse,  und  kaum  hat  sich 
das  Entsetzen  über  diese  Behauptung  etwas  gelegt,  so  wagt  er  noch  im  selben 
Jahre  den  vielleicht  noch  kühneren  Schritt,  ein  deutsches  Kolleg  anzukünden, 
das  übrigens   komischerweise  zum  Inhalt  liat   einen  „Discurs,   welchergestalt 
man  denen  Franzosen  in  gemeinem  Leben  und  Wandel    nachalimen  soll". 
Nachdem  er  aus  Leipzig  herausgedrängt  worden  war,  wird  er  1690  von  der 
preussischen  Regierung  nach  Halle   mit  dem   originellen  Auftrag    geschickt, 
dort   eine  Konkurrenz-Universität   aus   der  Erde   zu   stampfen.     Einige  Zeit 
vertritt   er   hier  die  philosophische  und  juristische  Fakultät  allein,    bis  ihm 
1692  Samuel  Stryk  und  dann  andere  an  die  Seite  gesetzt  werden.    Und  hier 
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beginnt  nunmehr  seine  umfassende  Wirksamkeit,  welche  die  deutsche  Rechts 
Wissenschaft  umzuwälzen  bestimmt  war,  ja,  genau  genommen,  dazu  beitrug 
die  ganze  deutsche  Kultur  zu  reformieren;  denn  eigentlich  kann  man  ers' 
von  ihm  das  Aufhören  des  barbarischen  Zeitalters  in  Deutschland  datieren 
Mehr  und  mehr  mündete  jetzt  TnoMAsros  in  die  aufklärerische  Richtung  de 
18.  Jahrh.  ein,  mehr  und  mehr  stellte  er  das  eigene  Denken  und  die  Selbst 
herrlichkeit  der  Vernunft  in  Gegensatz  zu  den  hergebrachten  Autoritäten 
wenngleich  er  in  den  Objekten  seiner  Angrifie  noch  sehr  masshielt.  Dem 
er  blieb  bis  zum  Ende  eine  streng  religiöse  Natur,  glaubte  an  Teufel  unc 
Dämonen,  und  dachte  mit  ihnen  selbst  Luft  und  Licht  beseelt  Nichtsdesto 
weniger  ist  er  bekanntlich  der  einflussreichste  Bekämpfer  der  Hexenprozess« 
geworden.  Anlässlich  eines  Hexenprozesses,  der  vor  die  Hallenser  Fakultät 
kam,  geriet  er,  und  zwar  nicht  von  sich  aus,  sondern  durch  Samuel  Strti 
beeinflusst,  zuerst  im  Jahre  1694  in  jenen  weltberühmten  Kulturkampf  hinein 
in  dessen  Verlauf  er,  schrittweise  weiter  gedrängt,  seit  1701  die  Unmöglich 
keit  der  Hexerei  nachzuweisen  versuchte  und  an  den  sich  dann  seine  Oppo- 
sition gegen  die  mit  den  Hexenprozessen  innig  verbundenen  Institute  de< 
Inquisitionsprozesses  und  der  Folter  anschloss.  Lanosbeko  schildert  weiter 
wie  Thomasiüs  die  Toleranzidee  etwas  über  Püfkndorp  hinaus  verfolgte,  wie  ci 
die  Verknöcherung  der  lutherischen  Orthodoxie  gerade  auf  ihren  Bruch  mit  dei 
Toleranzidee  zurückführte,  wie  er  dann  seit  1697  gegen  die  Strafbarkeit  dei 
Häresie  auftrat  und  zwar  darum,  weil  sie  einen  Irrtum  und  keinen  Willens- 
fehler enthalte.  Ländsbero  wirft  auch  einen  Blick  auf  die  journalistische 
und  erzieherische  Thätigkeit  des  Thomäsius  in  Halle.  Eingehender  sind  dessen 
rechtsphilosophischen  Neuerungen  behandelt.  Als  die  wichtigste  bezeichnet 
Landsbero,  dass  er  die  Rechtsnormen  von  den  anderen  Normen  nocl 
schärfer  schied  als  Fufendorf,  indem  er  nicht  bloss  den  Befehl,  sondern  auct 
seine  Erzwingbarkeit  als  ein  dem  Rechte  innewohnendes  Merkmal  auf- 
stellte. Daraus  aber  ergab  sich  für  ihn  die  Konsequenz,  dass  alle  rein  reli- 
giösen Gebote  aus  dem  Rechte  ausscheiden  müssen,  weil  es  dem  Menschen 
nicht  zukomme,  göttliche  Gebote,  die  an  das  Gewissen  eines  anderen  gerichtet 
seien,  zu  erzwingen.  Eine  unabsehbare  Entwickelung,  in  deren  Mitte  Kani 
steht,  die  übrigens  heute  noch  lange  nicht  beendigt  ist,  schliesst  sich  an 
diesen  Gedanken  an,  welcher  das  Recht  als  eine  Ordnung  rein  menschlichei 
Interessen  und  ihrer  Konflikte  auffasst.  Man  muss  sich  nur  vergegenwärtigen, 
in  welchem  Masse  damals  noch  das  Strafrecht  mit  religiösen  Normen  durch- 
setzt war,  indem  es  aus  religiösen  Gründen  gewisse  Sexualdelikte,  Blasphemie, 
Häresie,  Zauberei,  Meineid  bestrafte,  die  Talion  zum  Prinzip  des  Strafrechtea 
erhob,  die  Begnadigung  bei  Todschlag  als  unzulässig  erklärte,  weil  es  heisse 
„Blut  um  Blut",  wie  man  noch  immer  über  die  Zulässigkeit  des  Zinses,  der 
Injurieuklage,  ja  der  Exekution,  der  Notwehr  unter  dem  Einfluss  religiöser 
Skrupel  stritt,  wie  sehr  das  Familien-  und  Eherecht  mit  religiösen  Elementen 
durchsetzt  war,  wie  man  die  Frage  der  Erlaubtheit  des  Krieges   unter  reli- 
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giosem  Gesichtspunkte  behandelte  u.  a.  m.,  und  man  wird  begreifen,  welch 
ein  radikaler  Neuerer  Thomasius  war,  wobei  man  freilich  nie  ausser  acht 
lassen  darf,  dass  diese  ganze  deutsche  Reformbewegung  grösstenteils  doch 
BOT  ein  Echo  fremder  Melodien  gewesen  ist.  Landsbbro  erwähnt  schliess- 
lich, dass  schon  Friedrich  Wilhelm  I.  den  Versuch  machte,  Thomasius  und 
die  Hallenser  Fakultät  zur  Inangriffnahme  einer  Kodifikation  des  preussi* 
sehen  Civilrechtes  „binnen  drei  Monaten**  zu  veranlassen,  ein  Unternehmen, 
das  freilich  scheitern  musste. 

Landsbero  hat  das  Wirken  des  Thomasius  offenbar  mit  besonderer 
Vorliebe  geschildert.  Thomasius  ist  ihm  augenscheinlich  ebenso  innerlich 
sympathisch,  wie  Carpzov  es  Stintzino  war.  Es  ist  daher  begreiflich,  dass 
die  Arbeiten  der  späteren  Autoren  etwas  summarischer  besprochen  werden. 
Es  reicht  ja  auch  keiner  derselben  irgendwie  an  Thomasius  heran.  Immer- 
hin  ist  da  noch  genug  von  den  beiden  Cocceji,  Ludewio,  Schmauss,  J.  H.  Böh- 
MIR  und  zahllosen  anderen  zu  lesen,  die  Landsbero  unter  dem  Namen  „Frak* 
tiker"  und  Vertreter  der  „eleganten  Jurisprudenz"  zusammenfasst.  Im 
folgenden  geht  er  unter  dem  Titel  „Höhepunkte"  auf  die  wenn  auch  nicht 
sehr  bedeutenden,  so  doch  sehr  einflussreichen  Autoren  Heineccius,  Leyser 
ond  Wolf  ein.  Eine  kurze,  aber  sehr  gut  orientierende  Skizze  belehrt  uns 
sodann  über  die  Geschichte  der  Kodifikationen  in  Preussen  und  Bayern.  Der 
folgende  lange  Abschnitt  handelt  von  unzähligen  romanistischen  und  germa- 
niltischen  Antiquitäten-Forschem,  denen  die  Schüler  Wolf's  und  seine  Gegner 
angereiht  werden.  Ein  glänzend  geschriebenes  Kapitel  ist  dem  alten  Moser 
nnd  Pütter  gewidmet,  nicht  minder  vortrefflich  ist  sodann  das  Eindringen 
des  Naturrechtes  in  das  katholische  Kirchenrecht  dargestellt  (wohl  eine  der 
interessantesten  Episoden!),  seine  Wirkungen  im  „Febronianismus''  und 
•Josefinismus",  femer  der  Einfluss  des  Naturrechtes  im  Strafrecht  (Hohmbl'b 
Eintreten  für  Beccaria),  dann  Sonnrnfels,  Martini  u.  a.). 

Im  elften  Kapitel  zeigt  uns  der  Verf.  das  Natun*echt  auf  seinem  Höhe- 
ponkte,  welchen  man  etwa  in  das  letzte  Viertel  des  vorigen  Jahrhunderts 
letzen  kann ,  indem  nun  das  Naturrecht  bei  all  den  zahlreichen  Autoreu 
dieser  Epoche  den  Gedankengang  der  Rechtswissenschaft  völlig  durchdringt 
und  beherrscht,  aber  bereits  die  Zeichen  des  Verfalls  an  sich  trägt.  Schon 
bei  Wolf  und  seinem  Schüler  D.  Nettelbladt,  deren  Hauptwerke  etwa  in 
die  Mitte  des  Jahrhunderts  fallen,  führt  der  Grundfehler  der  ganzen  Schule, 
den  Inhalt  des  Naturrechtes  teils  aus  dem  subjektiven  Denken  zu  abstra- 
hieren, teils  aus  Verträgen  zu  fingieren,  deren  Inhalt  man  sich  beliebig  zu- 
sammensteUt,  zu  Absurditäten.  So  wenn  Nettelbladt  nach  Wolf's  Vor- 
gang aus  einem  und  demselben  Naturrechte  sowohl  das  katholische  als  das 
protestantische  Kirchenrecht  nach  Bedarf  als  „natürliches  Kirchenrecht** 
deduziert  u.  s.  w.  Bei  Feder  in  Göttingen  (1740 — 1821)  ist  die  Sache  noch 
weiter  gediehen,  er  neigt  sich  bereits  angesichts  der  zahllosen  Meinungs- 
diflferenzen  der  Naturrechtslehrer  über  dasjenige,    was  als   aus   der  Vernunft 
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folgend  über  allen  Zweifel  und  über  alle  Gegensätze  erhaben  sein  sollte, 
direkt  zur  Skepsis.  Er  schrieb  denn  auch  kein  dickleibiges  System  des 
Naturrechtes  mehr.  Wenn  er  trotzdem  noch  die  alte  Disziplin  aufrecht 
hielt,  80  ist  dies  lediglich,  wie  Landsbero  sagt,  dem  Schwergewicht  der  Ge- 
wohnheit und  der  Rücksicht  auf  praktische  Moral  und  Bequemlichkeit  zuzu- 
schreiben. 

Sehr  instruktiv  wird  sodann  von  Landsbero  dargelegt,  wie  schon  in 
diese  letzte  Glanzperiode  des  Naturrechtes  die  Vorläufer  der  historischen 
Schule,  Marxens,  Jüstds  Moser,  Reitemeier  u.  a.  hineinragen,  bis  die  ganze 
Epoche  vom  Verf.  mit  Kant  beschlossen  wird.  Mit  Kant  deshalb,  weil  mit 
ihm  das  Naturrecht  „aus  der  Rechtswissenschaft  wiederausscheide,  um  sich 
auf  die  philosophische  Betrachtung  des  Rechtes  zu  beschränken".  Mit  anderen 
Worten,  es  werde  bei  ihm  aus  dem  Naturrecht  die  „Rechtsphilosophie**,  ein 
Teil  nicht  mehr  des  Rechtes,  sondern  der  Philosophie.  Das  KANT'sche  rechts- 
philosophische Prinzip:  „eine  jede  Handlung  ist  recht,  nach  deren  Maxime 
die  Freiheit  der  Willkür  eines  jeden  mit  jedermanns  Freiheit  nach  einem 
äusserlichen  Gesetze  zusammen  bestehen  kann**,  sei  nur  formal  gedacht,  wäh- 
rend das  bisherige  Naturrecht  material  gewesen  sei.  Das  wolle  besagen,  die 
Folgerungen  aus  jenem  Prinzip  seien  keine  geltenden  und  biodenden  Rechts- 
sätze, sondern  ideale  Anforderungen  an  die  Gesetzgebung,  denen  sich  diese 
allerdings  anschliessen  müsse,  aber  deshalb,  weil  das  letzte  Ziel  in  der  frei- 
willigen Befolgung  der  Gesetze,  also  im  Zusammenfallen  von  Ethik  und  Recht 
liege.  Die  nächsten  Nachfolger  Kant's:  Hufeland,  Schmalz,  Gros  u.  a. 
hätten  übrigens  die  Tiefe  dieser  Gedanken  nicht  erfasst  und  Naturrrecht  in 
altem  Sinn  weiter  gelehrt. 

Den  Abschluss  des  Werkes  macht  eine  Skizze  der  österreichischen 
Kodifikation.  Den  Abochluss,  obwohl  die  früheren  Stadien  derselben  auch 
in  frühere  Perioden  gehören  würden,  weil  die  jüngste  Redaktion  des  Öster- 
reichischen Gesetzeswerkes  gerade  durch  das  letzte  Stadium  des  Naturrecbtes 
bei  Kant  sehr  stark  beeinflusst  worden  sei.  Die  Ai-t  und  Weise,  wie  Zbiller 
im  bürgerlichen  und  Strafgesetzbuch  die  KANx'schen  Ideen  angewendet  hat 
und  wie  hauptsächlich  ihnen  die  grossartige  und  vielbewunderte  Knappheit 
der  österreichischen  Kodifikation  zu  verdanken  sei,  ist  ebenso  kurz  als  vor- 
trefflich auseinandergesetzt.  Ob  Landsbkrg  aber  dabei  nicht  den  Einfluss 
des  französischen  Code  unterschätzt  und  infolgedessen  den  Kant's  über- 
schätzt hat,  möchte  ich  dahingestellt  lassen. 

Schon  aus  dieser  nur  einige  der  wesentlichsten  Elemente  des  Werkes 
berührenden  Uebcrsicht  kann  man  die  ungeheure  Grösse  des  Stoffs  ermessen, 
welchen  der  Verf.  bewältigt  hat.  Und  man  muss  anerkennen,  dass  er  des- 
selben auch  geistipf  Herr  geworden  ist.  Rühmend  muss  man  dabei  hervor- 
heben, dass  sich  der  Verf.  nicht  auf  die  Civiljurisprudenz  beschränkt,  sondern 
mit  gleicher  iSorgfalt  das  Straf-,  Kirchen-  und  Staatsrecht  mitbehandelt  hat. 
Die    Art    der    Darstelhmg    ist    geschmackvoll    und  objektiv.     Nach    meinem 
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Daforhalten  hie  und  da  etwas  zu  objektiv,  denn  sie  nähert  sich  oft  einer 
gewissen  Farblosigkeit  und  Kälte,  die  bei  der  Eintönigkeit  vieler  Partien 
des  Werkes  das  Vergnügen  an  der  Lektüre  vermindert.  Höchstens  etwa  bei 
Thoiusius  und  dem  alten  Moser  wird  der  Verf.  etwas  wärmer. 

Wenn  man  trotz  der   Vorzüge   des  Werkes    keinen   vollkommen  be- 
friedigenden Eindruck  erhält  oder,  richtiger  gesagt,  in  demselben  nicht  ganz 
das  findet,  was  man  in  einer  „Geschichte  der  deutschen  Rechtswissenschaff 
za  suchen  berechtigt  wäre,  so  rührt  dies,  wie  ich  glaube,  von    folgenden 
Uebelständen  her.    Zunächst  hat,  wie  schon  erwähnt,  die  biographische  Me* 
thode  die  Darstellung  der  dogmatischen  Entwicklung  verhindert.    Es  wäre, 
glaube  ich,  nicht  unbescheiden,  wenn  man  in  einem  solchen  Werk  eine  lieber- 
sieht  über  die  Geschichte   mindestens   der   wichtigsten    Rechtsgedanken 
zu  finden  hoffte.    Ich  gebe  zu,    dass  derlei    eine  ziemlich  radikale   systema- 
tische Umwälzung  erfordert  hätte  und  dass  es  vielleicht  unmöglich  gewesen 
wäre,   dann   eine  Fortsetzung   im  Geiste  Stintzing's    zu    liefern.    Aber  ich 
10088  gestehen,   dass  gerade   solche    dogmengeschichtlichen  Ueberblicke    in 
einer   „Geschichte  der  deutschen   Rechtswissenschaft**    nicht  nur  nicht 
fehlen  dürfen,    sondern   geradezu  das  interessanteste  Material  einer  solchen 
XQ  bilden   hätten   und  —    nach    meinem    unmassgeblichen    Dafürhalten    — 
weit  wichtiger  wären,  als  die  Referate  über  zahllose  mittelmässige  Autoren, 
deren  Namen  und  Werke   längst  der  wohlverdienten  Vergessenheit  anheim- 
gefellen  sind  —  oder  wenn  man  zuvorkommend   sein  will  —  anheimgefallen 
wären,  wenn  sie  nicht  des  Verf.  unsäglicher  Fleiss  hätte  wiederauferstehen 
lassen.    Der  Verf.   scheint  aber  derartige  Wünsche   so  wenig  für  berechtigt 
zu  halten,   dass   er  seinem  Werke  nicht  einmal   einen  Sach-Index  beigefügt 
hat,  sondern   nur   ein  Namensregister.     Genau  genommen  giebt  denn  auch 
Laxdsbero   keine    Geschichte   der    „deutschen  Rechtswissenschaft**,    wie  das 
Werk  betitelt  ist,  sondern  eine  solche  der  einzelnen  Juristen.    Das  steht  nun 
im  Zusammenhang  damit,  dass  der  Verf  sein  Programm,  welches  ihn  auf  eine 
Darstellung  der  deutschen  Rechtswissenschaft  anwies,  etwas  allzu  enge  auf- 
gefasst  hat.     Man  kann  vielleicht  in  gewissen  Beziehungen  von  einer  natio- 
nalen Wissenschaft  handeln,  aber  die  Nationalität  derselben  darnach  zu  be- 
messen, ob  die  Vertreter  eines  Gedankens  dieser  oder  jener  Nation  angehören, 
das  hat  keine  Berechtigung  und  muss  zu  schiefen  Darstellungen  führen.  Nicht 
darauf  kommt   es   an,   ob  jemand  einen  Gedanken  gelehrt  hat,   sondern  in 
welchem  Mass  er  sich  an  der  Bildung  und  Entwickelung  desselben  beteiligte. 
Es  heisst  doch  nicht  die  Geschichte  einer  nationalen  Wissenschaft  schreiben, 
wenn  man  die  Autoren  vorführt,  die  fremde  Gedanken  bloss  nachgesprochen 
oder  ausgedeutet  haben.     Es  muss  häufig  ein  irreführendes  Bild  geben,  wenn 
man  in  einem  Werke,    wie    das  vorliegende,  Vertreter  einer  Gedankenroihe 
aufmarschieren  lässt,  ohne  zugleich  auseinanderzusetzen,  inwieweit  dieselben 
selbständig  gewesen  sind  oder   aber   fremde  Ideen  nur  aufgenommen  haben. 
Wenn  man  bedenkt,   in   wie  weitem  Masse  Bluntsculi,   der  doch  auch  nur 
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ein  Werk   in   derselben    Sammlung  schrieb,   ausländische   Aatoren  berfid^. 
sicbtigte,  wie  er  ausführlich  von  Bodin,  Maghuvblli,  Milton,  Locki,  Yioi^^ 
Montesquieu,  Rousseau  u.  a.  handelte,  so   kann   man  den  Verf.  wohl 
nicht  mit  der  Gebundenheit  entschuldigen,  welche  durch  das  Programm  diij 
ganzen  Sammelwerkes  hervorgerufen  war. 

In  einzelnen  Fällen  ist  denn  auch  Lakdsberg  ein  bischen  abgewiclui^j 
Er  spricht  doch  wenigstens  von  Grotius,  Hobbes,  Gumberlano,  Sporottyl 
wenn  auch  nur  mit  ein  paar  Zeilen,  er  erwähnt  wenigstens  z.  B.  bei  Tmmi»! 
sius,  wie  sehr  dieser  hinsichtlich  der  Toleranzidee  von  Locke  abhängig 
oder  beim  katholischen  Kirchenrecht  des  18.  Jahrb.,  wie  stark  der  Einte j 
des  Gallikanismus  auf  dasselbe  gewesen  ist.  Aber  das  geschieht  dodi« 
durchaus  ungenügender  Weise.  Was  soll  man  aber  etwa  zur  Darstellt 
Kant's  sagen,  wo  mit  keinem  Worte  von  der  doch  fast  sklavischen  Ab^l 
hängigkeit  gewisser  Lehren  desselben  von  Montesquieu  und  Rousseau  diij 
Rede  ist?  Muss  es  ferner  nicht  geradezu  irreführen,  wenn  der  Verf.  S.  50l| 
von  Kant  so  spricht,  als  ob  dieser  das  Prinzip  des  Rechtsstaats  im  Sinne ^ 
der  Beschränkung  der  Staatszwecke  auf  die  Erhaltung  des  Rechtes 
erstenmale  aufgestellt  hätte,  und  ist  es  nicht  offenbar  unrichtig,  von  dieier 
Lehre  zu  sagen,  dass  in  ihr  eine  Schranke  der  Staatsallmacht  gelegen  sei, 
„deren  alle  Theorie  und  Praxis  des  Staatsrechtes  im  17.  und  18.  Jahik 
entbehrt  hatte"?  Denn  diese  Theorie  fand  ja  doch  Kant  in  dem  ihm  sehr 
wohl  bekannten  Werke  des  Adam  Smitu,  sowie  bei  den  französischen  Phjsio- 
kraten. 

Das  zuletzt  angeführte  Beispiel  führt  uns  übrigens  noch  auf  einen 
anderen,  vielleicht  schwerer  wiegenden  Fehler  des  LANDSBERo'schen  Werke«. 
Er  bemüht  sich  nämlich  nirgends,  den  tieferen  Ursachen  der  von  ihm  vo^ 
geführten  Theorien  nachzugehen. 

Dieses  fast  völlige  Fehlen  der  Zurückführung  des  Auftretens  der  be- 
sprochenen Schriftsteller  auf  gesellschaftliche,  wirtschaftliche  oder  sonstige 
Ursachen  scheint  mir  ein  schwerer  Mangel  des  Werkes  zu  sein.  Am  ehesten 
möchte  man  noch  geneigt  sein,  bei  Landsberq  eine  dunkle  Ahnung  der 
HEGEL'schen  Geschichtsauffassung  zu  finden  und  anzunehmen,  dass  ihm  T0^ 
geschwebt  haben  mag,  die  Geschichte  der  „Idee"  des  Naturrechtes  zu  schreiben, 
wie  sie  geboren  wird,  wächst  und  gedeiht,  sich  ihre  Jünger  und  Kämpfer 
erweckt,  bis  sie  sich ,  greisenhaft  geworden ,  hinlegt  und  stirbt,  um  der  ent- 
gegengesetzten „Idee"  der  historischen  Schule  Platz  zu  machen.  Klar  ist  j» 
diese  Auffassung  nirgends  bei  Landsberg  zu  Tage  getreten,  sie  scheint  mir 
aber  doch  durchzuschimmern.  Wenn  ich  mich  in  dieser  Hinsicht  nicht 
täusche,  so  läge  hierin  wenigstens  ein  Versuch  zu  jenem  Erforschen  der 
tieferen  Ursachen  der  historischeu  Phänomene,  ein  Versuch,  ein  geistige» 
Band  zu  erhalten  für  die  Teile,  die  der  Verf.  so  fest  in  der  Hand  hat,  freilich 
auf  Grundlage  eiuer  Geschichtsauffassung,  die  seither  selbst  zu  einem  „über* 
wundeneu   Standpunkte"   geworden  ist.     Eine  Parthenogeuesis  von   „Ideell 
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za  schreiben,  sollte  einem  Historiker  heute  unmöglich  sein.   Aber  das  ist  es 

eben,  Landsbkro  ist  wesentlich  Jurist  und  nicht  Historiker  und  lebt  in  der 

bei  Juristen   allerdings   üblichen    Vorstellung ,    dass    die    Jurisprudenz    eine 

Wissenschaft  für  sich  sei,  die  sich  aus  sich  selbst   entwickle,   unbekümmert 

Qin  die  Ereignisse  und  Kämpfe,  die  sich  „weit  hinten",  in  dem,  was  für  sie 

.Türkei"   ist,   abspielen.     Wie  überhaupt  der  Historiker  sich  nicht  mit  der 

Schilderung  der  Ereignisse  begnügen  darf,  sondern  ihren  Ursachen  nachgehen 

1D088,  so  sollte  meines  Erachtens  auch   der  Geschichtsschreiber  der  Hechts- 

Wissenschaft    sich   nicht   mit   Lebensbeschreibungen  und  Referaten  der  An- 

nchten  einzelner  Juristen   genügen  lassen,   sondern   die  Ursachen    der  Ge- 

dtokenentwickelung  mindestens  andeuten  und  diese  als  einzelne  Phänomene 

in  Fluss  der  Weltgeschichte  auffassen.    Eine  solche  Art  der  Darstellung,  die 

illerdings  stark  mit  der  STiNTZiNo'schen  kontrastiert  hätte,  finden  wir  nun 

soeh  bei  Landsber»  nicht,  und  so  kommt  es,  dass  wir  zwar  eine  Reihe  sehr 

guter  Bilder  erhalten,  aber  kein  Bild. 

Fern  sei  es  von  dem  Ref.,  deshalb  der  ungeheuren  geistigen  Arbeit, 
Teiche  der  Verf.  bewältigen  musste,  seine  Bewunderung,  den  Resultaten,  die 
doselbe  erzielt  hat,  seine  Anerkennung  und  der  tausendfältigen  Belehrung, 
die  er  uns  vermittelt  hat,  seinen  aufrichtigen  Dank  vorzuenthalten.  Im 
Gegenteile,  ich  erachte  es  als  meine  angenehme  Pflicht,  auszusprechen,  dass, 
tli  Quelle  der  Belehrung  und  als  Nachschlagewerk  betrachtet,  Landsberg's 
Bach  kaum  seinesgleichen  in  der  deutschen  Literatur  finden  dürfte.  Wir 
müssen  uns  freilich  die  mannigfaltigen  Lehren,  welche  wir  aus  der  Geschichte 
der  dargestellten  Epoche  ziehen  können,  mehr  selbst  zurechtlegen,  und  das 
ist  eigentlich  nicht  die  Sache  des  Lesers.  Aber  immerhin,  in  diesem  Sinne 
ist  das  Werk  in  der  That  höchst  lehrreich. 

So  lernen  wir  aus  dem  Werke  beispielsweise,  welche  guten  und  welche 
bösen  Folgen    die    in   jener   Zeit    in    Deutschland   übliche  Verbindung    von 
Tbeorie  und  Praxis  mit  sich  gebracht  hat.     Die  Fakultäten  waren   zugleich 
Sprachkollegien,  und   diese  Verquickung   von  Theorie   und  Anwendung  der- 
»elben  vermindert  sehr  stark  die  wissenschaftliche  Thätigkeit  der  deutschen 
Bechtslehrer,   g^b   ihnen  aber  auch  jenes  Ansehen,   jenen  EiuHuss    auf   die 
Hechtsprechong,    welche    den    logischen    Grundfehler    der    naturrechtlichen 
Doktrin  erklärlich  und  entschuldbar  macht.     Wenn  der  Lehrer  staatlich  be- 
toftragt  und  befugt  ist,  seine  Lehre  auch  gleich   in  der  Rechtsprechung  an- 
zawenden    und   so   durch    sein  Ansehen   die    Gerichte    aufs   stärkste   zu   be- 
einflussen im  stände  ist,  ja  wenn  im  Gesetze  selbst  die  „natürlichen  Rechts- 
gnmdsätze**,   wie   unser   österreichisches    bürgerliches    Gesetzbuch   sagt,    als 
Hechtsquelle  bezeichnet  werden,  dann  verschwindet  allerdings  die  Souder- 
harkeit  der  naturrechtlichen  Doktrin,    ein    „Recht"  anzunehmen,    das  nicht 
gilt    Dann  lag  es  eben  in  der  Macht  der  Rechtsgelehrten,  es  zur  Geltung 
2u  bringen.     Erst   mit   dem  Aufhören  jener    praktischen  Thätigkeit    in  der 
■Rechtsprechung,  vollends  mit  den  grossen  Kodifikationen,  die  wir  aber  eben 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  2.  0(j 
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als  eine  der  wichtigsten  und  segensreichsten  Folgen  der  naturrechtlichc 
Doktrin  zu  betrachten  haben,  wird  die  Sache  anders.  Damit  wird  jeni 
Widerspruch  ein  greifbarer,  der  Gegensatz  zwischen  dem  natürlichen  tu 
dem  sog.  „positiven"  Recht  ein  klaffender,  unüberbrückbarer,  jetzt  erst.kai 
das  natürliche  Recht  das.  werden,  was  es  heute  ist:  Politik,  Moral  oder  - 
das  Programm  der  Enterbten. 

Wir  lernen  femer  unter  anderem  aus  dem  Werke,  in  wie  hohem  Mat 
die  Jurisprudenz  diejenigen,  welche  sich  mit  ihr  beschäftigen,  konseryat 
macht.  Ihre  ganze  Geistesrichtung  wird  einseitig  beeinflusst,  ihre  Wisse 
Schaft  verleitet  sie,  die  bestehende  Machtverteilung,  selbst  wenn  aus  ihr  eii 
„ewige  Krankheit"  geworden  ist,  zu  verteidigen,  ererbte  Uebelstände  a 
notwendigen  Glauben,  Besitz  und  Recht  hinzustellen.  Höchst  lehrreich  wL 
in  dieser  Hinsicht  insbesondere  ein  Vergleich  zwischen  den  Ansichten  d> 
deutschen  naturrechtlichen  Schule  und  dem  Naturrecht  der  nicht  juristische 
Physiokraten  gewesen!  Sehen  wir  etwa  von  einem  Thovasivs  ab,  so  i 
doch  unter  diesen  hunderten  von  bedeutenden  deutschen  Männern,  die  ai 
der  Verf.  vorführt,  nicht  einer,  den  man  als  einen  Reformator  seines  Volk« 
bezeichnen  könnte  und  dem  die  Herzen  der  Leser  oder  gar  die  seines  Volk< 
zufliegen  könnten.  Lauter  Schriftgelehrte,  kein  Prophet  Die  meisten  strebe 
haft,  eitel,  viele  von  ihnen  habgierig  und  Konvertiten  unter  verdächtig« 
Umständen.  Eine  Persönlichkeit,  wie  die  des  alten  Moser,  ist  leider  eii 
ausnahmsweise  Erscheinung.  Aber  dieser  war  zwar  ein  Charakter,  aber  kei 
Talent. 

LehiTeich  ist  es  ferner,  zu  beobachten,  wie  doch  das  ganze  Xaturrecl 
von  seinem  Beginn  bei  Grotius  an  wesentlich  ein  Produkt  der  Reformatio 
ist.  Seinem  Wesen  nach  konnte  es  nicht  anders  sein,  als  dass  dies  Nato: 
recht  in  unversöhnlichem  Widerspruch  mit  dem  Katholizismus  stand.  Wi 
trotzdem  der  Geist  dieses  Naturrechtes  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jah 
hunderts  auch  in  die  Kreise  des  katholischen  Kirchenrechtes  eindrängte  ud 
hier  auch  Erfolge  erzielte,  die  aber  notwendig  ephemer  bleiben  mussten,  di 
ist  in  dem  Werke  anschaulich  geschildert,  während  freilich  die  zweite  Folg« 
Wirkung,  der  tiefe  und  eingreifende  Einfluss  des  Naturrechtes  auf  die  kath« 
lischen  Regierungen  nur  insofern  gestreift  wird,  als  er  in  den  süddeutsch« 
Kodifikationen  zum  Ausdruck  gelangt.  Mit  jenem  Umstände  steht  es  wo: 
auch  im  Zusammenhang,  dass  wir  in  der  ganzen  naturrechtlichen  Walhal 
nicht  einen  einzigen  Deutsch-Oesterreicher  finden,  ein  paar  minder  bedeuten« 
Namen  der  allerletzten  Zeit  etwa  ausgenommen.  (Eine  Statistik  der  Recht 
lehrer  nach  ihrer  Abstammung  wäre  übrigens  ein  dankenswertes  Untemehmei 

Ein  Vergleich  mit  den  Literaturen  der  anderen  Nationen  zeigt  u: 
endlich,  dass  der  oft  gerühmte  Freiheitssinn  des  deutschen  Volkes  innerha 
der  vom  Verf.  behandelten  Zeit  in  der  gelehrten  Jurisprudenz  nicht  eh 
zum  Ausdruck  gelaugt.  Vielleicht  ist  es  ja  verfehlt,  ihn  hier  zu  suche 
Aber  auffallend  und  für  das  deutsche  Nationalgefühl  nicht  gerade  schmeich« 
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ha^  ist  es  doch,   beobachten  zu  müssen,  dass,   während   das   enj^rlische  und 
späterhin  auch  das  französische  Natnrrecht    einen   so  starken  freiheitlichen 
Zug  besitzt,  die  Hauptvertreter  des  deutschen  Naturrechtes,  die  Pdf£Ndorf, 
Thohasics,  Wolf  und  ihre  Schüler  Absolutisten   sind  und  eine  polizeistaat- 
liehe  und    bureaukratische   Staatsauffassung  vertreten.    Es   ist  für  den  Zu- 
sammenhang des  deutschen  Naturrechtes  mit  der  Reformation  wiederum  be- 
zeichnend,  dass   die   ersten  Abschwenkungen  nach  individualistischen  bezw. 
föderalistischen  Richtungen  von  religiösen  Momenten  ausgehen.    Sie  finden 
sich  in   dem  Auftreten    der  Gewissensfreiheit    seit  Pdfendorf    und   in  dem 
Entstehen  des  kirchlichen  Kollegialprinzips  im  protestantischen  Eirchenrecht 
bei  Pfaff   und   seinen  Anhängern.    Aber  auch   diese  Gedankenreihe   weist 
«uf  ausländische,  auf  englische  Quellen.    Eine  Ausdehnung  der  individualisti- 
schen Richtung  auf  andere  Gebiete  der  Politik  und  Rechtes  findet  sich  erst 
bei  Humboldt,  Fichte  (welche  beide  vom  Verf.  sehr  ungenügend  behandelt 
tmd)  und  bei  Kant,  bei  diesen  dreien  aber  offenbar  auch  wieder  unter  dem 
Emdruck    der  englischen  Philosophie   und  der  französischen  Litteratur  und 
Revolution.     Damit  steht  im  Zusammenhange  die  originelle  und  in  der  Ge- 
tdiichte   wohl    kaum    wiederkehrende   Erscheinung,     dass   im    übrigen    die 
Opposition  gegen  den  Absolutismus  in  Deutschland  nicht  aus  dem  Freiheits- 
bedörfuis  des  Volkes,    geschweige   denn  dem  der  Rechtsgelehrten,    sondern 
tos  der  Intelligenz   seines  Beamtentums   und    der  Bureaukratie  hervorwuchs 
(bei  dem  jüngeren  Moser  und  Seuffert).    Man  kann  sagen,  dass  in  Deutsch- 
lind die  Ueberwindung   der   despotischen  Staatsauffassung  durch  diejenigen 
ioaaganert  wurde,  welche,  berufen  Fürstendiener  zu  sein,  sich  als  auserwählt 
^am  betrachteten,  Staatsdiener  zu  werden.     In  dieser  Hinsicht  nehmen  aber 
leider   die  Rechtslehrer  jener   Zeit  nicht   zu  ihrem  Vorteil  eine  Ausnahms- 
ttellung  innerhalb  der  Bureaukratie  ein!     Das  alles  mag  wohl  seine  tieferen 
Grande  haben  und  auch  mit  der  damaligen  kläglichen  staatsrechtlichen  Zer- 
nsieoheit   Deutschlands   im   Zusammenhang   stehen.     Immerhin   stimmt    die 
Betrachtung  jener  Zeitläufte  in  Deutschland  eher  dankbar  gegen  diejenigen, 
velche   in   dieser  letzteren   Beziehung  Wandel  geschafi'en  haben,    als  gegen 
^e  grossen  Rechtsgelehrteu.     Dass   die  deutschen  Rechtsgelehrten  zu  der 
ttiatsrechtlichen  Einigung  in  erheblichem  Masse  mitgewirkt  hätten,  wird  sich 
kftam  behaupten  lassen,  wenn  man  gleich  bei  angestrengtem  Suchen  mit  der 
Lape  einige  schwache  und  bescheidene  Ansätze  eines  nationalen  Empfindens 
in  der  Germanistik   und    in   dem  Bestreben    finden   kann,    ein    einheitliches 
«deutsches  Privatrecht"    wenn   auch  nicht  zu  kodifizieren,   so   doch  zu  kou- 
itmiereD. 

Damit  wollen  wir  Abschied  von  dem  Werke  nehmen,  in  der  Hoffnung, 
duB  es  der  ungewöhnlichen  Arbeitskraft  des  Verf.  in  nicht  zu  ferner  Zeit 
geliogen  möge,  den  abschliessenden  Band  fertig  zu  stellen. 

Wien.  Bernatzik. 


20' 
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F.  von  Martitz,  ord.  Professor  des  öffentlichen  Rechts  an  der  Uimri 

Tübingen,  Internationale  Rechtshilfe  in  Strafsachen.  Bb> 
träge  zur  Theorie  des  positiven  Völkerrechts  der  Gegenwart  Zwdli 
Abteilung.  Leipzig,  H.  Haessel,  1897.  XVI  u.  896  S.  Gr.  8*.  1190.-% 
„Eulen  nach  Athen  tragen",  hiesse  es,  wollte  man  über  ein  Werk  lii 
dieses,  in  welchem  der  Fleiss  und  die  Gelehrsamkeit  eines  der  bedeateodila 
deutschen  Universitätsprofessoren  sich  zeigt,  viele  Lobesworte  sagen.  S« 
das  eine  mag  betont  werden,  dass  höchst  selten  ein'  derartig  wahrinft* 
Genuss,  sich  mit  einem  so  geistreichen  Werke  beschäftigen  zu  können, 
boten  wird,  zumal  der  Leser  in  diesem  Werke  auf  jeder  Seite  die  Lost 
die  Liebe,  welche  den  Verf.  bei  seiner  Arbeit  beseelte,  mitempfindet.  Dih« 
kann  denn  auch  der  Ref.  es  sich  nicht  versagen,  auf  einzelne  Materien 
äusserst  interessanten  Inhaltes  des  vorliegenden  zweiten  Bandes,  weldM 
der  Verf.  kürzlich  seinem  bereits  im  Herbst  1888  veröffentlichten  YoTfpa^ 
hat  folgen  lassen,  etwas  näher  einzugehen.  Dem  Verf.  war  es  weniger  danB| 
zu  thun,  eine  Theorie  des  Auslieferungsrechts  und  der  verwandten  mit  di 
Rechtszweig  unter  der  Bezeichnung  der  internationalen  Rechtshilfe  suk 
zusammenfassenden  Materien  aus  allgemeinen  Begriffen  oder  Prinzipien  a 
deduzieren,  vielmehr  hat  er  sein  Augenmerk  hauptsächlich  darauf  gerichteli 
die  Haltung  festzustellen,  welche  die  Mitglieder  des  völkerrechtlichen  W 
bandes,  zumal  die  in  diesem  Bereiche  des  Verkehrsrechts  als  führend  n 
betrachtenden  Mächte,  thatsächlich  einnehmen.  Der  Verf.  behandelt  TÖlktf* 
rechtliche  Prinzipien  nicht  wie  sie  in  den  Bücher  enthalten  sind,  sonden 
wie  sie  in  der  Auffassung  der  Einzelstaaten  leben.  Er  hat,  nachdem  erii 
der  ersten  Abteilung  seines  Werkes  die  allgemeinen  völkerrechtlichen  GruDd- 
lagen,  auf  denen  heute  die  Rechtshilfe  in  Strafsachen  beruht,  dargelegt  hatte, 
in  dem  vorliegenden  zweiten  Bande  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht,  das  System 
derselben  im  einzelneu  zu  entwerfen.  Um  der  Darstellung  einen  festen  Hilt 
und  sicheren  Boden  zu  geben,  glaubte  er  dasjenige  Landesrecht  ermitteln 
zu  müssen,  das  für  die  Gestaltung  dieser  Seite  internationaler  Ve^kehr^ 
jremeinscbaft  von  typischer  Bedeutuuja^  ist.  Als  solches  erscheint  das  Recht 
des  belgischen  Königreiches.  Seine  bis  in  das  Detail  der  staatsrechtlichen, 
strafrechtlichen,  verwaltungsrechtlichen  Ausgangspunkte  zu  verfolgende  Eni- 
Wickelung  bildet  für  den  Verf  die  Grundlage  seiner  Ausführungen.  I>urcb 
die  Bezugnahme  auf  die  in  sechzigjähriger  sorgfältigster  Pflege  gewonnenen 
Positionen  dieses  Staates  wird  für  die  Rechtsordnungen  der  anderen  Staaten 
eine  grössere  Anschaulichkeit,  Verständlichkeit,  Uebersichtlichkeit  erreicht 
Unter  letzteren  niniint  das  französische  Recht  noch  immer  die  erste  StW»« 
ein.  Mittelpunkt  der  Darstellung  ist  für  den  Verf.  das  Sonderrecht  dtT 
l)olitischen  Delikte  und  des  politischen  Asylschutzes. 

Der  Verf.  behandelt  demgeniäss  zunächst  eingehend  die  Entstehung» 
l^rinzipien  und  historische  Jk^deutung  des  belgischen  AuslieferungsgeseU«^* 
von  18.'J3,    sowie  die  auf  Grund  desselben  geschlossenen  Staats  vertrage.  ^'-'^ 
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denen  er  die  belgisch-französische  Konvention  von  1834  als  den  ürtypus  der 
modernen  Auslieferungsverträge  hinstellt.     Das  belgische  Auslieferungsrecht 
vt  FVemdenrecht  und  die  Auslieferung  Rechtshilfe,  die   einer  ausländischen 
Regierung  geleistet  wird  und  welche  die  Anerkennung  ihrer  Strafkompetenz 
voraussetzt.    Für  Auslandsdelikte  hat  Belgien  ursprünglich   die  Rechtshilfe 
versagt,  und  selbst  hinsichtlich  der  von  Angehörigen  dritter  Staaten  verübten 
Inlandsdelikte  machen  die  Verträge  Vorbehalte.     Die  Zahl  der  vom  Gesetz 
als  auslieferungsmässig  bezeichneten  Thatbestande  war  ursprünglich  eine  sehr 
beschränkte,  indem  es  sieben  Nummern  aufzählt  und  politische  Delikte  aus- 
geschlossen  wissen   will.     Dem  Verf.   erscheint   es   unzweifelhaft,    dass    die 
gesetzgeberische  Intention   auf  Spezialität   der  Auslieferungen   gerichtet  sei, 
trotz   der  Unsichesheit  der  Vertragspraxis.     Daher  ist   zur   Bestrafung   des 
Ausgelieferten    wegen  eines  Nichtauslieferungsdeliktes ,   welches  jedoch  aus- 
lieferungsmässig sein  muss,  die  nachträgliche  Zustimmung  des  Zufluchtsstaates 
erforderlich.     Ein  Thatbestand  ist  nur  insoweit  auslieferungsmässig,   als  der 
vom  Vertrage  in  Bezug  genommene  Verbrechensbegrilf  durch  die  beiderseitige 
Strafgesetzgebung  der  vertragenden  Teile  erfasst  wird.    Für  seine  Abgrenzung 
kann   demnach    nicht   lediglich    das  Gesetz   des   ersuchenden   Landes   mass- 
gebend sein.     Bezüglich  des  Auslieferungs Verfahrens  hält  Belgien,  abgesehen 
von  einigen  neuerdings  gemachten  Konzessionen,  an  der  Regel  des  diploma- 
tischen  Weges   mit  Strenge    fest.     Die    politische    Seite   des   Auslieferungs- 
verkehrs   fordert  eine  Prüfung  der  einkommenden  Rechtshilfegesuche.     Der 
Kern  des  belgischen  Systems  ist  die  Prozedur,  in  der  diese  Prüfung  erfolgt. 
Trsprünglich  hat  das  belgische  Gesetz  an  der  Forderung  festgehalten,    dass 
ein  abgeschlossenes  gerichliches  Verfahren  bescheinigt  sein  müsse ;  auf  blossen 
Haftbefehl    erfolgten    keine    Auslieferungen,      Die    richterliche    Prüfung   des 
Auslieferungsgesuches  läuft  in  Belgien  in  ein  blosses  Gutachten  aus,  welches 
auf  Grand  eines  kontradiktorischen  Verfahrens,  in  welchem  der  Verfolgte  als 
Partei  behandelt  wird,  ergeht.     Nach  Ansicht  des  Verf.  gehört  die  Zukunft 
«inem  Verfahren  an,  das  den  Auslieferungen  den  Charakter  von  Verwaltungs- 
«treitigkeitssachen  beilegt.     Die  definitive  Auslieferungshaft  ist  auch  in  Belgien 
sn  sich  nicht  gerichtliche  Haft.    Den  Begrift"  der  provisorischen  Auslieferungs- 
baft,  welche   ein    unentbehrliches  Stück    des    modernen   Rechtshilfeverkehrs 
*s^»  hat  das    belgische  Recht   geschaö'eu.     Das   Verfahren   bei   dieser  Haft, 
deiche   zeitlich   begrenzt    ist,    ist    an   besondere    Voraussetzungen   geknüpft, 
J^anilich  den   diplomatischen  Antrag,   einen    richterlichen  Beschluss    und  im 
oberen  Recht  die  Produktion  eines  Haftbefehls. 

Sodann  ergeht  sich  Verf.  in  einen  Rückblick  auf  die  Frage  der  i)oliti- 
«chen  Delikte.  Der  politische  Delikte  betreffende  Art.  1  des  belgischen  Ge- 
•^tzes  ist  durch  typische  Ueberuahme  in  die  europäischen  und  amerikanischen 
l'^onventionen  zu  allgemeiner  völkerrechtlicher  Geltung  gelangt;  das  ältere 
Völkerrecht  hat  von  einer  Immunität  der  politischen  Delikte  nichts  gowusst, 
*'ort  und  Sache    haben    sich    überhaupt   erst  im  Zeitalter  der  französischen 
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Revolution  begegnet,  and  zwar  ist  der  Gedanke,  dass  Staatsverbrechen  von 
vertragsmässigen  Auslieferungspflichten  zu  eximieren  seien,  zuerst  in  Amerika 
ausgesprochen  worden.  Im  Zeitalter  der  Restauration  ist  weder  in  den 
Gesetzbüchern,  noch  in  den  Verträgen,  noch  in  den  Förderationsakten  von 
einer  völkerrechtlichen  Sonderstellung  der  politischen  Delikte  die  Rede» 
Obgleich  die  internationale  Praxis  keinen  Anstand  nahm,  sich  der  bestehenden 
Vollmachten  zu  bedienen,  machten  sich  immerhin  doch  zunehmende  Be- 
denken gegen  eine  im  Auslieferungswege  erfolgende  Zwangssistierung  politi- 
scher Refugies  bemerkbar,  wofür  charakteristisch  die  preussisch- russischen 
Kartellkonventionen  sowie  gleichzeitige  Vorgänge  in  England,  Frankreich  und 
Holland  sind. 

Verf.  behandelt  hierauf  Belgien  und  die  politischen  Delikte,  indem  er 
davon  ausgeht,  dass  der  heutige  Zuschnitt  ohne  Fingehen  auf  die  belgische 
Legislation  nicht  verstanden  werden  könne.     Mit  dem  Ausdruck  „politische» 
Delikt**    stellt   der  Gesetzgeber  nicht  Triebfedern    und   Tendenzen,    sondern 
objektive   Kriterien   auf.     Er   rechnet    die    zusammengesetzten    (gemischten, 
komplexen)  politischen  Thatbestände  keineswegs  zu  den  gemeinen  Verbrechen 
und    die   aus    politischen  Motiven   verübten  keineswegs    zu   den   politischen 
Delikten.    Der  Begriff  eines  relativ  politischen  Delikts  entspricht  nicht  dem 
belgischen  Recht,  dessen  Sinn  vielmehr  einfach  der  ist,  dass  der  Asylschutz 
bloss  den  politischen  Thatbeständen  verheissen  wird,  sondern  dass  er  unter 
gewissen    Voraussetzungen    auch   auslieferungsmässigen   Strafthaten    zu   gute 
kommen  soll.     Es  sind  zwei  Fälle  zu  unterscheiden.     Der  eine  ist  die  ideelle 
Konkurrenz    eines    politischen    mit   einem    nicht    politischen    Auslieferungs- 
verbrechen.    Der  zweite  Fall   ist  der,   dass   eine  au  sich  unter  die  Rechts- 
hilfepflicht fallende  Strafthat  in  concreto  mit  einem  politischen  Thatbestand 
konnex  ist,  d.  h.  zusammenhängt.     Der  Begriff  der  Konnexität  zielt  auf  eine 
Mehrheit  von  Verschuldungen  ab,  also  nicht  auf  politische  Legalthatbestände 
zusammengesetzter  Natur,  oder  gar  auf  blosse  Realkonkurrenz.     Gemeint  ist 
vielmehr  ein   bewusstes   und    gewolltes   Kausalitätsverhältnis   zwischen  zwei 
verschiedenen  Rechtsverletzungen.     Das  gemeine  Verbrechen  ist  einem  poli- 
tischen konnex,  wenn  es  als  Mittel,  Weg,  Deckung  für  eine  anderweitig  be- 
gangene  politische  Strafthat   gewollt   ist.     Gegensatz   des   konnexen  ist  das 
isolierte  Verbrechen.     Bei  der  Frage,  was  im  Gegensatz  zu  einer  konnexen 
Strafthat    ein   politischer   Thatbestand    sei,    ist    vom    französisch-belgiscbeD 
Strafrecht    bei    seiner  Unterscheidung  von   crimes    contre  la  chose  publique 
und  contre  les  particuliers  auszugehen.     Letztere  sind  nicht  politisch.    Aber 
auch    die    Verbrechen    gegen    das    Gemeinwesen    sind    keineswegs    sämtlich 
politisch,   vielmehr  ist,    um    festzustellen,   welche   Rechtsverletzungen    nach 
ihrem  objektiven  Charakter  als  politisch  zu   erachten   sind,   auf  das  Prinzip 
des  politischen  Asylschutzes  einzugehen.     Dieser  findet   seinen  Grund  ledij?' 
lieh    in    der   Unsicherheit    über   die   strafrechtliche  Würdigung  eines   in  d^^ 
Fremde  von  einem  Ausländer  begangenen  Verbrechens,   dessen  schuldhaf^^ 
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Xatnr  in  Art  und  Mass  bedingt  wird  durch  die  Beschaffenheit  thatsachlich 
vorhandener  Rechtszustände.  Hiernach  sind  politische  Delikte  alle  diejenigen 
Legalbestände,  die  sich  unmittelbar  gegen  die  politische  Oesamtorganisation 
des  Volkes  richten.  Politische  Thatbestände  können  zusammengesetzter 
(gemischter,  komplexer)  Natur  sein.  Nach  bestehendem  Völkerrecht  ist, 
soweit  nicht  Ausnahmen  vertragsmässig  gemacht  werden,  mit  dem  einfachen 
auch  das  zusammengesetzte  politische  Delikt  der  Extradition  entzogen.  Der 
Anschlag  auf  das  Leben  eines  Monarchen  ist  und  bleibt  ohne  die  belgische 
Klausel  ein  Asyldelikt.  Gemäss  dem  Gesetze  von  1833  nehmen  auch  die 
belgischen  Verträge  den  Begriff  des  politischen  Delikts  im  objektiven  Sinne 
and  unterscheiden  von  ihm  die  konnexe  Strafthat,  eine  Bestimmung,  welche 
international  geworden  ist. 

Nach  einer  Darlegung  des  französischen  Rechts  seit  der  Julirevolution 
bis  1869  erläutert  Verf.  den  Fall  Jacquin  und  kommt  sodann  auf  das  belgi- 
sche Gesetz  über  die  politischen  Attentate  vom  22.  März  1856,  die  zur  Be- 
hebung der  Zweifel  über  den  Sinn  des  Art.  6  des  Gesetzes  von  1833  er- 
gangene Novelle,  zu  sprechen.  Praktisch  besagt  diese,  dass  jede  Tötung 
der  erlauchten  Person,  sofern  sie  nicht  als  militärisches  Kampfmittel  an- 
zusehen ist,  dem  Auslieferungszwange  verfalle.  Diese  Novelle  hat  einen 
wahren  Siegeszug  durch  Europa  gehalten,  indem  fast  sämtliche  Glieder  unserer 
Staatenwelt  das  Bedürfnis  nach  Beschränkung  des  politischen  Asylschutzes 
im  Sinne  der  belgischen  Klausel  anerkannt  haben.  Nur  drei  Staaten,  nämlich 
die  Schweiz,  Grossbritannien  und  Italien  verweigern  ihre  Zustimmung.  Der 
Gegnerschaft  dieser  Staaten  widmet  der  Verf.  eine  längere  Darlegung,  so- 
dann geht  er  über  auf  Frankreichs  und  Belgiens  Gesetzgebung  bezüglich  der 
im  Auslande  begangenen  Delikte,  auf  die  Fremdenausweisung  im  belgischen 
Recht,  sowie  auf  die  neuen  belgischen  Auslieferungsgesetze  und  Verträge, 
von  denen  namentlich  das  von  1868  erheblich  zur  Uniformierung  des  völker- 
rechtlichen Rechtshilfeverkehrs  beigetragen  bat,  welch  letzteres  Gesetz 
wiederum  durch  das  von  1874  ersetzt  worden  ist,  und  bebandelt  in  einer 
systematischen  Uebersicht  das  heutige  belgische  Auslieferungsrecht,  soweit 
dasselbe  gesetzlicher  Natur  ist,  sowie  die  strafrechtliche  Rechtshilfe  des 
belgischen  Vertragsrechts.  Den  Schluss  des  vortretflicheu  Werkes  bildet 
eine  Darstellung  einzelner  Betrachtungen  über  moderne  Ausliefcrungsgesetze. 
In  Anlage  I  befindet  sich  eine  Sammlung  von  Auslieferungs-  und  Fremden- 
gesetzen und  in  Anlage  II  ein  Repertorium  der  modernen  Auslieferungs- 
verträge. Ein  ausreichendes,  über  beide  Teile  des  Werkes  sich  erstreckendes 
Sachregister  erleichtert  das  Aufwinden  der  einzelnen  Materien. 

Frankfurt  a.  M.  Dr.  Menzen. 
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Ernst  Ton  Meier,  Hannoversche  Verfassungs-  und  Verwallunji- 
geschichte  1680 — 1866.  Erster  Band:  Die  Verfassungigeiciueyii^ 
zweiter  Band:  Die  Verwaltungsgeschichte.  Leipzig,  Duncker&Hn* 
blot,  1898,  1899.    X  u.  556  S.,  Vm  u.  647  S.    Gr.  8\    M  25.-. 

Mochte  vor  einigen  Jahrzehnten  noch  die  Klage  berechtigt  sein,  dtt 
nns  die  innere  Geschichte  des  römischen  und  des  karolingrischen  Reicbeil)i> 
kannter  sei,  als  die  Entwicklung  des  preussischen  und  anderer  dentsda 
Staaten  im  17.  und  18.  Jahrh.,  so  trifft  dieser  Vorwurf  heute  nicht  roebra. 
Verf.  hat  selbst  für  Preussen  viel  gethan,  das  Dunkel  zu  lichten  in  seias 
vortrefflichen  Schrift  über  die  Reform  der  Ven^'altungsorganisation  notff 
Stein  und  Hardenberg.  Er  hat  sich  jetzt  neue  Verdienste  erworben  dord 
die  Darstellung  der  abgeschlossenen  Entwicklung  eines  deutschen  Mittii- 
staates,  des  vormaligen  Königreichs  Hannover. 

Als  Ausgangspunkt  hat  Verf.  das  Jahr  1680  gewählt,  in  dem  Henof 
Ernst  August,  demnächst  der  erste  Kurfürst  und  Beg:ründer  des  modenei 
Hannover,  zur  Regierung  gelaugte.  Die  ganze  ältere  Entwicklung  der  well* 
sehen  Teilfürstentümer  bleibt  also  unerörtert.  Wenn  man  erwäot,  dass  da 
ganze  Ancien  regime  nur  ein  Kompromiss  der  modernen  Staatsidee  mi 
den  mittelalterlichen  Einrichtungen  ist,  letztere  also  voraussetzt,  so  wirf 
man  vom  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Standpunkte  aus  die  WiH 
des  Jahres  1680  als  Ausgangspunkt  nicht  billigen  können,  wie  sehr  ei 
auch  vom  Gesichtspunkte  der  politischen  Geschichtschreibung  annehmbir 
erscheint.  Die  Verfassungs-  und  Verwaltungsgeschichte  hat  eben  andere 
Aufgaben  als  die  politische  Geschichte.  Der  Schlusspunkt  ist  naturgemi« 
gegeben.  Da  es  sich  um  ein  seit  über  einem  Menschenalter  untergegangeces 
Staatswesen  handelt,  ist  die  Grenze  zwischen  Geschichte  und  Zeitpolitik,  die 
sonst  immer  eine  Klippe  der  Darstellung  bilden  wird,  klar  gezogen. 

Auch  nach    einer  anderen  Seite   beschränkt  Verf.  den  Gegenstand  der 
Darstellung  in    einer  Weise,    die  vielleicht   nicht   allgemein  Billijjung  finden 
wird.   Die  Verwaltungsgeschichte  umfasst  im  Grunde  genommen  nichts  andere« 
als  die  Verwaltungsorganisation.     Bei  seiner  früheren  Arbeit  über  Stein  and 
Hardenberg   hatte  Verf.  ausdrücklich    sein  Thema    auf  diese    eingeschränkt. 
Eine  Verwaltungsgeschichte    lässt    doch    al)er    ausser    einer  Darstellung  der 
Behördenorganisation  eine  solche  der  einzelnen  Verwaltungszweige  vermuteu- 
Allerdings  hat  Verf.  die  materielle  Verwaltung  nicht  gänzlich  unberücksich- 
tigt gelassen.     Einzelne  Gegenstände  des  Finanzwesens  und  der  Rechtspfleg«? 
finden  sich  an  geeigneten  Stellen  der  Verfassungsgeschichte  behandelt.  M*^^ 
wenn    mau    die  Entwicklung   des    alten  Hannover  an  seinem  Auge  vorül»^'"- 
ziehen    lassen    will,    so  gehört  doch  dazu    nicht  nur  die  Thätigkeit  der  v«^r- 
fassungsmässigen  Faktoren,  sondern  auch  der  Behörden   in  dem  alltäglicJi^"^- 
(Jetriebe  der  Staatsverwaltung. 

Diese  vom  Verf.   abweichenden  Ansichten   über  die  zweckmässig»'  Ai^- 
lage  des  ganzen  Werkes  stehen  jeduch   dem  Anerkenntnisse  nicht  entgeg^en. 
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dass  die  Ausführung,  wie  es  vom  Verf.  nicht  anders  zu  erwarten  war,  meister- 
haft gelungen  ist. 

Besonders  nach  einer  Richtung  erscheinen  die  Forschungen  des  Verf. 
von   dauerndem    wissenschaftlichen    Werte.      Die    neueren    Untersuchungen 
haben   das   Dunkel,   das   über  der  inneren  Geschichte  des  brandenburgisch- 
preussischen  Staates  des  17.  und  18.  Jahrh.  ruhte,  bereits  ziemlich  gelichtet. 
Die  lebendigen  Kräfte  dieses  Staatswesens,  seine  starken  wie  seine  schwachen 
Seiten  sind  klargelegt.   Hier  erscheint  das  Gegenbild  zu  dem  ersten  deutschen 
Staate,    das  Gebiet   der  jüngeren  Weifen,    dem   Stammlande    des  branden- 
burgisch-preussischen  Staates    ungefähr   gleich  an  Umfang.     Im  Gegensatze 
zu  dem  kräftig    aufstrebenden  Grossstaate   haben   wir  hier  einen  Mittelstaat 
von    stagnierender   Entwicklung,    den    schon   der   Frhr.   von   Stein    als   das 
deutsche   China   bezeichnete.    Der  Vergleich  fällt  weder  für   das    18.  noch 
für   das    19.  Jahrh.    zu  Gunsten  Hannovers    aus,    obgleich    dieses   auf  dem 
Gebiete  der  Justiz  wie  der  Verwaltung. vielfach  als  Muster  galt.  Die  treibenden 
Elemente  waren  eben  wesentlich  verschieden.  In  Brandenburg-Preussen  zwingt 
die  Notwendigkeit  der  inneren  Verschmelzung    der  historischen  Territorien 
zu  einem  modernen  Grossstaate  zur  äussersten  Anspannung  der  Staatsgewalt 
unter  Zurückdrängung  des  sozialen  ständischen  Elements.    In  Hannover  wird 
für  ein  Jahrhundert  der  monarchische  Faktor  dem  Staatswesen  überhaupt  ent- 
rückt,  und   das  Land  fällt   der  Herrschaft  einer  geschlossenen  Aristokratie 
anbeim,  welche  den  Staatsgedanken  vollständig  verblassen  lässt.    Auch  nach 
der  Trennung    von  England   hat    sich   hierin    nichts   wesentliches   geändert, 
zumal   die   beiden  Könige    schon   ihrer  ganzen  Persönlichkeit  nach  zu  einer 
Umbildung  des  Staates  nicht  geeignet  waren.     Diese  charakteristischen  Züge 
des  hannoverschen  Staates,   die    allerdings    bisher   schon  vereinzelt  bekannt 
waren,    eingehend   nachgewiesen   zu   haben,   ist  das  grosse  wissenschaftliche 
Verdienst  des  Werkes. 

Möge  das  Werk  des  Verf.  bald  für  andere  deutsche  Staaten  Nachfolge 
finden.  Erst  dann  wird  die  allseitige  Erkenntnis  deutscher  Entwicklung  in 
der  Zeit  vom  dreissigjährigen  Kriege  bis  zur  Wiederaufrichtung  des  Reiches 
niöglich  sein. 

Berlin.  Conrad  Boruhak. 


«•  FriedrichSj  Das  Gesetz,  betr.  die  Anlegung  und  Veränderung 
von  Strassen  und  Plätzen  in  Städten  und  ländlichen  Ort- 
schaften, vom  2.  Juli  1875.  Nach  dem  Tode  des  Verfassers  lieraus- 
gegeben  von  Dr.  H.  v.  Strauss  und  Torney,  Oberverwaltungsgcrichts- 
rath.   4.  Aufl.    Berlin,  J.  Guttentag,  1899.  XVI  u.  288  S.  8".  M.  4.—. 

Die  vorzügliche  Bearbeitung  des  Gesetzes  vom  2.  Juli  1875  hat  nach 
^cm  Tode  von  Friedrichs  der  durch  seine  Stellung  und  reiche  Erfahrung 
merzu  berufene  jetzige  Herausgeber  in  gleichem  Sinne  fortgesetzt.    Der  durch 
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die  Rechtssprechung  und  Literatur  fortwährend  wachsende  Stoff  bedingte 
wesentliche  Ergänzungen ,  die  in  pietätvoller  Weise  den  bisherigen  Aut- 
führungen  angefügt  sind.  In  dieser  Hinsicht  sind  vornehmlich  zu  erwähnen 
die  Erörterungen  über  das  Vorgartenterrain  (S.  37 — 44),  über  die  Anwendung 
des  §11  auf  in  Angriff  genommene  Bauten  (S.  98),  über  historische  Strassen 
(S.  109  ff.)  und  über  die  ortsstatutarischen  Festsetzungen  gemäss  g  15  (S.  148 
bis  246). 

Wenn  auch  in  fast  allen  wesentlichen  Punkten  der  Auffassung  des  Verf. 
beigetreten  werden  kann,  so  erscheint  doch  in  einer  sehr  wichtigen  Frage  die 
Ansicht  desselben  nicht  zutreffend.  Bezüglich  des  Verfahrens  nämlich  bei  der 
Festsetzung  des  Planes  von  Baufluchtlinien  (§  1)  bestimmt  §  6,  dass  wenn 
der  Plan  der  beabsichtigten  Festsetzungen  (§  7)  eine  Festung  betrifft  oder 
in  denselben  öffentliche  Flüsse,  Chausseen,  Eisenbahnen  oder  Bahnhöfe  fallen, 
die  Ortspolizeibehörde  dafür  zu  sorgen  hat,  dass  den  betheiligten  Behörden 
rechtzeitig  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  Gelegenheit  gegeben  wird.  Es  ist 
zweifelhaft  geworden,  ob  durch  die  Nichtbeachtung  dieser  Vorschrift  das 
Verfahren  rechtsungültig  wird,  oder  ob  dieselbe  nur  als  eine  Direktive  für 
die  Ortspolizeibehörde  anzusehen  ist,  deren  Ausserachtlassung  das  Verfahren 
nicht  rechtsunwirksam  macht.  Das  Oberverwaltungsgericht  hat  in 
einem  solchen  Falle,  wo  sich  aber  die  polizeilich  nicht  benachrichtigte  Be- 
hörde an  dem  Verfahren  gemäss  §§  7 ff.  betbeiligt  hatte,  die  darauf  erfolgte 
Festsetzung  der  Fluchtlinie  für  rechtswirksam  erklärt  (Erk.  vom  19.  Jan. 
1880).  In  dieser  Eutscheidxmg  ist  aber  freilich  darauf  Gewicht  gelegt,  dass 
die  Behörde  ihre  Interessen,  zu  deren  Sicherung  die  Benachrichtigung  dienen 
soll,  thatsächlich  in  ordnungsmässiger  Weise  vollständig  wahrgenommen 
hatte.  Friedrichs  (S.  23)  bemerkt  hierzu:  „Mau  habe  sich  doch  damit  zu- 
gleich mehr  oder  weniger  für  die  zweite  der  oben  hingestellten  Alternativen 
ausgesprochen;  denn  wenn  die  Benachrichtigung  nach  dem  Gesetze  ein  un- 
bedingtes Erfordemiss  sei,  so  könne  ihr  Fehlen  durch  anderweitige  Vorgänge 
nicht  wohl  ersetzt  werden.  Es  lasse  sich  aber  nicht  verkennen,  dass  den 
betreffenden  Behörden  durch  das  Unterbleiben  der  Benachrichtigung  die 
Wahrung  ihrer  Interessen  thatsächlich  abgeschnitten  werden  kann,  w^eil  sie 
es  im  Vertrauen  auf  die  gesetzliche  Bestimmung  leicht  versäumen  mögen, 
ihr  Augenmerk  auf  die  Einleitung  eines  derartigen  Verfahrens  zu  richten 
und  ihre  Einwendungen  rechtzeitig  anzubringen."  —  Dieser  Grund  und  die 
kategorische  Fassung  des  Gesetzes :  „Die  Ortspolizeibehörde  hat  dafür  zu 
sorgen"  sprechen  aber  doch  entschieden  dafür,  dass  es  sich  nicht  um  eine 
blosse  Direktive,  sondern  um  ein  gesetzliches  Gebot  handelt,  dessen 
Xichtbefolgung   die  Rechts  Ungültigkeit    des  Verfahrens  nach  sich  zieht. 

Im  Zusammenhange  damit  kann  auch  die  Rechtsgültigkeit  der  Erlasse 
des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  vom  15.  Dez.  1882  (Min.-Bl.  d.  i.  V. 
1883  S.  13)  und  23.  Dez.  1896  (a.  a.  0.  1896  S.  237)  nicht  angezweifelt 
werden,     lu  der  Genehmigung  zum  Eisenbahnbau  und  Betrieb  liegt  die  Be- 
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thitigang  eines   staatlichen  Hoheitsrechtes.    Es   ist  daher  weder   zu- 
iüssig,  dass  bereits  vorhandene  Eisenbahnlinien  oder  projektmässige  Anlagen 
darch  den  festzusetzenden  Finchtlinienplan  ohne  Genehmigung  des  Ministers 
der  öffentlichen  Arbeiten  abgeändert,  noch  dass  der  Festsetzung  der  Eisen- 
bthnprojekte  durch  denselben  das  Vorhandensein  bereits  bestehender  Flucht- 
hnienpläne  entgegengehalten  wird.     Das  dem  Minister  der  öffentlichen  Ar- 
beiten durch  §  4  £isenb.-G.  vom  8.  Nov.  1838  übertragene  Recht,  die  Linien 
der  zur  Ausfuhrung  genehmigten  Eisenbahnen  in  ihrer  Durchführung  durch 
alle  Zwischenpunkte  festzusetzen,  ist  vielmehr  durch  das  Gesetz  vom  2.  Juli 
1875   in  keiner  Weise    alterirt  worden,  und  ebensowenig  ist  hinsicht- 
lieh der  Befugniss,   die   durch  die  Eisenbahnanlage  nothwendig  gewordenen 
Anlagen   an  Wegen   etc.  festzusetzen,   in  Betreff  der  nach  §§  14,  21  Ent- 
eignungs-G.  zuständigen  Behörden,  eine  Aenderung  eingetreten.   Insoweit  die 
^nsübung   dieser  Befugnisse   die  Aufhebung   oder  Aenderung   von  Strassen 
oder  Fluchtlinien  bedingt,  ist  das  Verfugungsrecht  der  zur  Feststellung  der 
Strassen  und  Strassenfluchten  berufenen  Behörden,  welchen  bei  Bestimmung 
der  Bahnlinie   eine  Mitwirkung   oder   ein  Widerspruchsrecht  nicht   zusteht, 
überhaupt  ausgeschlossen,  und  kann  der  §  10  des  Gesetzes  vom  2.  Juli  1875, 
"wonach  jede  Festsetzung  von  Fluchtlinien  nur  nach  Massgabe  der  in  diesem 
Oeeetze  gegebenen  Vorschriften   soll    aufgehoben    oder    abgeändert    werden 
Isönnen,  nur  insoweit  Anwendung  finden,  als  die  Möglichkeit,  über  das  inner- 
lislb  der  Grenzen  des  Weichbildes  oder  des  Bebauungsplanes  belegene  Terrain 
zu  verfügen,  nicht  durch  eine  gesetzliche  Verpflichtung,  anderweitc,  mit  den 
Strassenanlagen  koUidirende  Anlagen  zu  dulden,  beseitigt  oder  beschränkt  wird. 
Berlin.  Dr.  Georg  Eger. 


Dr.  Droopy  Wirkl.  Geheimer  Rath,  Der  Rechtsweg  in  Preussen.  Berlin, 
Franz  Vahlen,  1899.     138  S.     8^     M.  3.—. 

Die  vorliegende  Schrift  bezweckt,  eine  Uebersicht  über  das  in  Betreff 
des  Rechtsweges  gegenwärtig  in  Preussen  geltende  Recht  zu  geben.  Die 
Darstellung  besteht  aus  zwei  Theilen.  Der  erste  Theil  enthält  diejenigen 
Bechtsnormen ,  durch  welche  die  Zuständigkeit  einerseits  der  Gerichte  und 
andererseits  der  Verwaltung  für  streitige  Rechtssachen  geregelt  ist.  Der 
«wte  Abschnitt  dieses  Theils  behandelt  die  allgemeinen  Rechtsnormen 
(S.  1—9).  Der  Verf.  geht  von  dem  in  Preussen  —  wie  wohl  unbestritten  — 
geltenden  allgemeinen  Grundsatze  aus,  dass  alle  privatrechtlichen  Ansprüche, 
insbesondere  die  vermögensrechtlichen,  im  Rechtswege  verfolgt  werden 
Können,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  sie  aus  öffentlichrechtlicheu  Verhält- 
nissen entstanden  sind.  Vermögensrechtliche  Ansprüche  sind  von  der 
Verfolgung  vor  Gericht  nicht  dessbalb  ausgeschlossen,  weil  sie  auf  öt^'entlich- 
rechtlicher  Grundlage  beruhen  oder  weil  ötlentlichrechtliclie  Frajren  in  dem 
Rechtsstreite   zu    beurtheilen    sind.     Entscheidend    ist  vielinclir,    ob  die  Be- 
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gruDduDg  des  Anspruchs  aus  ölfentlichrcchtlichen  oder  privatrechtlichen  Yer- 
hältnissen  hergeleitet  wird.  Diese  an  sich  klaren  Grundsätze  haben  aber 
eine  erhebliche  Beschränkung  erlitten.  Die  Gesetzgebung  Preussens  hat  ein- 
zelne privatrechtliche  Ansprüche  wegen  ihres  Zusammenhangs  mit  dem  öffent- 
lichen Recht  aus  Gründen  der  Zweckmässigkeit  den  mit  den  öffentiichrecht- 
lichen  Fragen  befassten  Verwaltungsbehörden  und  Verwaltungsgerichten  zur 
Aburtheilung  überwiesen.  Mit  diesen  besonderen  Recht<fuormen,  durch  die 
die  Entscheidung  bürgerlicher  Kechtsstreitigkeiten  den  Gerichten  entzogen 
ist,  beschäftigt  sich  der  zweite  Abschnitt  des  ersten  Theils  (S.  10 — 104). 
Behandelt  werden :  die  Staatshoheitsrechte,  das  Beamtenrecht  (das  öffentliche 
Recht  und  das  Privatrecht),  das  Recht  der  Besteuerung  (Staatssteuern,  Ge- 
meiudeabgaben,  Kirchenabgaben),  die  Landesverwaltung  (Vcrwaltuugsgrenz- 
verfahren,  Aufsicht  über  die  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts,  Polizei- 
sachen  —  Wege-,  Wasser-,  Strom-,  Deich-,  Fischerei-,  Jagd-,  Feld-  und  Forst-, 
Gewerbe-,  Bausacheu  — ,  besondere  Zweige  der  Landesverwaltung  —  Eisen- 
bahn-, Bergwerks-,  Armen-,  Auseinaudersetzungssachen  — ).  Schon  diese 
Uebersicht  lässt  erkennen,  welch'  reichhaltiges  Material  hier  verarbeitet 
worden  ist.  Ihm  ist  auch  der  grösste  Theil  der  vorliegenden  Schrift  ge- 
widmet. Und  gerade  in  dieser  Bearbeitung  liegt  ihr  besonderer  Werth.  Das 
umfangreiche  Material  ist  mit  Sorgfalt  übersichtlich  geordnet.  Zur  Unter- 
stützung dient  ein  zuverlässiges  Sachregister.  In  den  einzelnen  Unter- 
abschnitten werden  zunächst  die  massgebenden  Gesetze  und  Verordnungen 
inhaltlich  mitgetheilt  und  erörtert.  Dann  schliessen  sich  die  Ergebnisse  der 
Rechtsprechung  an,  vorzugsweise  die  Urtheile  des  Gerichtshofes  zur  Ent- 
scheidung der  Konipetenzkonflikte.  Sowohl  die  Juristen  wie  auch  die  Ver- 
waltungsbeainten  wissen ,  wie  insbesondere  auf  dem  durch  die  besonderen 
Rechtsnormen  geschaffenen  Gebiete  die  Unsicherheit  eine  grosse ,  die  Zahl 
der  Streitfragen  im  Einzelnen  eine  erhebliche  ist,  —  für  die  Juristen  auch 
desshalb,  weil  ihre  Entscheidung  hier  verhaltnissmässig  selten  in  Anspruch 
genommen  wird.  Daher  werden  die  Juristen  und  die  Verwaltungsbeamteu 
es  dankbar  begrüssen,  in  dem  vorliegenden  Werke  schnelle  und  sichere  Aus- 
kunft zu  finden. 

Der  zweite  Theil  behandelt  die  Kompetenzkonflikte  zwischen  den  Ge- 
richten   und    der   Verwaltung    (S.  105—134).     Einer    vorangeschickten    all- 
gemeinen   Darlegung    folgt    eine   eingehende    Erläuterung   der   Königl.  Ver- 
ordnung vom  1.  Aug,  1879  (G.-S.  S.  539),  durch  welche  auf  Grund  des  §  17 
Ger.-Verf.-G.  und  des  §  17  Einf.-G.  zu  diesem  Gesetze  in  Preussen  das  Ver- 
fahren, betr.  die  Kompeteuzkonllikte    zwischen  den  Gerichten  und  den  Ver- 
waltungsbehörden,  geregelt   worden  ist.     Auch  hier  wird,  namentlich  durcl> 
die  Mittheiluiior  von  zahlreichen  Urtheileu  des  Gerichtshofes  zur  EntscheidungT 
der  Kompetenzkonflikte,  das  DROOP'sche  Werk  ein  praktischer,  kaum  jemals 
versalzender  Wegweiser  sein. 

(Görlitz.  Philler. 
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Das  Standesamt.  Handbuch  für  Standesbeamte,  nach  den  Ministerial- 
akten  bearbeitet  und  herausgegeben  von  Dr.  F.  Krnse,  Geh.  Ober- 
regierangsrath  u.  vortr.  Rath  im  Eönigl.  preuss.  Ministerium  des 
Innern.    Berlin,  Franz  Vahlen,  1900.  XIV  n.  284  S.  8^  Geb.  M.  5.— . 

Mit  Recht  wird  der  vorliegende  Kommentar  als  eine  Fortsetzung  des 
WoHLERs'schen  zum  Reichsgesetz  vom  6.  Febr.  1875  angekündigt.  Arbeits- 
ziel  and  Arbeitsart  sind  dieselben  geblieben.  Den  Standesbeamten  soll  ein 
Wegweiser  zum  Yerständniss  des  Gesetzes  geboten  werden.  Zu  diesem 
Zwecke  sind  n.  a.  auch  die  von  dem  Reichsjustizamt  und  von  den  preussi- 
ichen  Centralaufsichtsbehörden  erlassenen  Ausführungsvorschriflen  und  An- 
weisungen den  betr.  Gesetzesparagraphen  in  gedrängter  Kürze  hinzugefügt. 
Dasselbe  ist  geschehen  bezüglich  des  Wesentlichsten  aus  den  Motiven  und 
tns  den  gesetzgeberischen  Verhandlungen.  Hier  wäre  vielleicht  eine  grössere 
Knappheit  erwünscht  gewesen.  Neu  in  dem  KRüSK^schen  Kommentar  ist 
noch  die  Mittheilung  der  Entscheidungen  des  Reichsgerichts,  des  Ober- 
Terwaltungsgerichts  und  des  Kammergerichts  auf  dem  Gebiete  des  Personen- 
standswesens.  Eine  weitere  Aenderung,  äusserlich  und  materiell,  war  durch 
das  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  geboten.  Durch  dasselbe 
nnd  seine  Nebengesetze  haben  namentlich  der  dritte  Abschnitt  des  Reichs- 
gesetzes „Erfordernisse  der  Eheschliessung''  und  der  vierte  Abschnitt  „Form 
nnd  Beurkundung  der  Eheschliessung"  wesentliche  Umgestaltungen  erlitten. 
Die  Zusammenstellung  auf  S.  1  des  Kommentars  giebt  hierüber  ausreichende 
Aoskunft.  Ausserdem  sind  die  neuen  Vorschriften  selbst  dem  Texte  ein- 
verleibt und  durch  besondere  Schrift  kenntlich  gemacht,  —  die  alten  Vor- 
schriften dagegen  sind  eingeklammert.  Das  Material  ist  ferner  durch  die 
neoe  Ausführungsverordnung  des  Bundesraths  nebst  den  zugehörigen  For- 
mnlaren  und  einigen  ministeriellen  Runderlassen  vermehrt  worden.  Das  Ver- 
reichniss  der  vor  dem  Aufgebot  in  beglaubigter  Form  beizubringenden  Ur- 
knnden  (S.  172f.)  wird  in  einer  künftigen  Auflage  auf  Grund  der  inzwischen 
erschienenen  Königl.  Verordnung  vom  16.  Nov.  1899  (G.-S.  S.  563)  ergänzt 
werden  müssen.  Ein  Anhang  endlich  bringt  aus  dem  Einführungsgesetz  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  und  aus  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  selbst  einen 
Aoszag  derjenigen  Vorschriften,  deren  Kenntniss  für  den  Standesbeamten 
nothwendig  werden  könnte.  Ob  dies  bezüglich  der  §§  116 — 163  B.  G.-B. 
erforderlich,  erscheint  freilich  recht  fraglich.  —  Ohne  Frage  werden  Die- 
jenigen, welche  sich  an  den  WoHLERs'schen  Kommentar  gewöhnt  haben ,  die 
in  demselben  Sinne  erfolgte  Neubearbeitung  dankbar  begrüssen.  Dass  auch  die 
neue  Auf  läge  gleich  zuverlässig  ist,  ergiebt  sich  schon  aus  der  amtlichen  Stellung 
des  Verf.,  dem  die  Ministerialakten  zur  Verfügung  gestanden  haben;  desshalb 
enthalt  der  Kommentar  auch  sonst  nicht  abgedruckte  Ministerialverfügiiugen. 

Görlitz.  Pliiller. 
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Dr.  Oskar  Priester,  Die  Deportation,  ein   modernes  Strafmitt 
Berlin,  Franz  Vahlen,  1899.     V  u.  102  S.    Gr.  8<>.    M.  2.-. 

Der  durch  einige  gut  geschriebene  Studien  (Arbeitsämter,  das  WobinB|»1 
elend  und  seine  Abhilfe  in  Frankfurt  a.  M.,  die  grosse  Frankfurter  Wobniof^j 
enquete,  25  Jahre  städtischer  Wohnungs-  und  Bodenpolitik)  bekannte  Yol] 
hat  sich  kürzlich  auf  ein  Gebiet  gewagt,  auf  welchem  ihm  selbstredend)! 
praktische  Erfahrung  abgeht.  Vom  Studirtisch  aus  lässt  .ohne  grüne 
Sachkenntniss  sich  ein  Problem  wie  das  vorliegende  nicht  in  befriec 
Weise  lösen,  zumal  wenn  nicht  einmal  die  vorhandene  Literatur  erschöpMI 
benutzt  worden  ist.  So  vermissen  wir  namentlich  in  dem  vorliegeote; 
Buche  eine  Berücksichtigung  der  beachtenswerthen,  von  der  Holtzendoi^ 
Stiftung  veröffentlichten  Studie  des  Berliner  Rechtsanwalts  Kork,  ein  EM 
gehen  auf  die  vor  nicht  längerer  Zeit  stattgefundenen  Verhandlungen  dsi 
deutschen  Reichstages  über  die  Deportation,  auf  die  Verhandlungen  da; 
deutschen  .Juristentages  in  Posen  und  auf  die  damit  zusammenhänge] 
lehrreichen  Gutachten  von  Professor  Bornhak  und  Regierungsrath  Dr.  Fr 
sowie  auf  einen  grossen  Theil  der  in  diesen  Gutachten  citirten  reichhal 
Literaturangabeu  (vgl.  Verhandlungen  des  24.  deutschen  Juristentagv 
Bd.  IV  S.  373,  Bd.  I  S.  134ff.  und  Bd.  II  S.  53ff.).  Wesentlich  neue  Gfr 
Sichtspunkte,  welche  für  die  Einführung  (bezw.  Wiedereinführung  der  Dep<«^ 
tation,  da  wenigstens  in  Preussen  eine  solche  in  Gemässheit  der  Kabinett» 
ordre  vom  28.  Febr.  1801  zeitweise  schon  bestanden  hatte)  zu  sprecha 
geeignet  sind,  hat  der  Verf.  keine  entwickelt,  vielmehr  wird  von  ihm  in 
Grossen  und  Ganzen  namentlich  nur  das  in  gefälliger  und  anziehender  Fora 
wiederholt,  was  Professor  Felix  Bruch  in  seinen  verschiedenen  geistreichen 
Schriften  über  dies  Thema  bereits  gesagt  hat. 

Frankfurt  a.  M.  Dr.  Menzen. 


G.  B«  Milesi^  La  riforma  positiva  del  Governo  Parlamentäre.  Turin 
Loescher.  1900.     529  S.     4^     L.  8.— 

Der  Verf.  dieses  dicken  Bandes  ist  völlig  überzeugt,  eine  grossartig' 
Entdeckung  gemacht  zu  haben;  eine  so  wichtige  Entdeckung,  dass  ihr 
Kenntniss  der  ganzen  Menschheit  die  grössten  Wohlthaten  zu  bringen  ßbi 
ist.  Seit  dieser  Entdeckung  wird  sogar  eine  neue  Aera  für  die  Wel^ 
geschichte  beginnen:  „die  neue  Zukunft  für  die  Menschheit":  so  und  nid 
anders  drückt  sich  der  Verf.  selbst  aus  (S.  16).  Dazu  kommt,  dass  kein  vei 
ständiger  Leser  des  Buches  sich  der  Ueberzeugung  wird  entziehen  könnei 
dass  die  Sachen  ebenso  sind,  wie  sie  der  Verf.  darstellt;  es  handelt  sie 
nicht  um  Meinungen,  sondern  um  die  absolute  Gewissheit  (S.  17). 

Die  i)arlamentarische  Verfassuno-  hat  für  Italien  wie  für  andere  Suat«^ 
wenig  Gute^j  und  viel  Unheil  gestiftet:  das  ist  leider  keine  Meinuug,  soodt^^ 
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eben  die  Wahrheit.  Die  Ursache  davon  findet  IVIilesi  hauptsächlich  darin, 
dass  zur  gesetzgeberischen  Thätigkeit  Leute  gerufen  werden,  die  keine  Vor- 
bereitung dazu  haben.  Es  ist  gleichfalls  nach  der  Ansicht  des  Verf.  nur  zu 
tadeln,  wenn  dieselbe  Versammlung,  der  die  Gesetzgebung  anvertraut  ist  und 
also  die  Vernunft  im  Staate  darzustellen  hat,  auch  für  die  Vertheidigung 
des  Landes  und  die  Kriegsangelegenheiten  zu  sorgen  hat:  Vernunft  imd 
Kraft  sind  grundsätzlich  verschiedene  Funktionen  und  müssen  verschiedenen 
Organen  zuerkannt  werden. 

Die   Hilfsmittel  sind   somit  gegeben.     Die  Abgeordnetenkammer  und 
der  Senat  sollen  nicht  mehr  ein  einziges  Parlament   zusammenbilden;  beide 
tollen  vielmehr  unabhängig  von   einander   bestehen;  jedes  Glied   soll  einen 
ganz  verschiedenen  Geschäfbskreis  besorgen.    Die  Abgeordnetenkammer  soll 
sich  nur  mit  der  materiellen  Rechtsbildung  beschäftigen;  dazu  wählbar  sollen 
nur  diejenigen  sein,  die  eine  besondere,  näher  zu  bestimmende  wissenschaft- 
liche Vorbereitung  besitzen.    Die  Abgeordneten   werden   die  Pflicht  haben, 
den  Volkswillen  zu  verwirklichen;  nicht  den   scheinbaren   und  wandelbaren 
Willen  (der  von  Irrthum,  Unwissenheit  und  politischen  Leidenschaften    be- 
einflusst  wii'd),  sondern  den  wahren  und  dauernden  Willen,  gerechte  Gesetze 
zu  haben.     Der  Senat  wird  dagegen  Alles  besorgen,  was  die  Vertheidigung 
des  Landes  betrifft:  Heer  und  Flotte,  auswärtige  und  innere  Angelegenheiten, 
Pinanzenverwaltung    sollen    seiner    Leitung    und    Oberaufsicht    unterworfen 
werden. 

Diese  Ergebnisse  hält  der  Verf.  um  so  fester,  als  er  sie  durch  die  An- 
wendung der  experimentellen  Methode  gewonnen  zu  haben  glaubt.  Der 
^rösste  Theil  des  Bandes  ist  der  geschichtlichen  Forschung  gewidmet;  es 
Werden  die  wichtigsten  Verfassungen  der  alten  und  der  neuen  Staaten  dar- 
^[estellt  und  verglichen;  mit  besonderer  Vorliebe  behandelt  Milesi  die 
X'Ömische  und  die  venetianische  Staatsverfassung.  Die  ganze  Darstellung  soll 
^en  Beweis  erbringen,  dass  die  Staaten  dann  in  Blüte  stehen,  wenn  die  Ver- 
»unft  und  die  Kraft,  das  Recht  und  die  Gewalt  als  getrennte  Funktionen 
"▼on  verschiedenen  Organen  vertreten  sind;  wo  die  Trennung  aufhört,  da 
l)eginnt  nach  Verfassers  Dafürhalten  der  Verfall. 

So  ist  das  Buch  angeordnet.  Es  ist  sehr  zu  bedauern,  dass  der  Verf. 
über  Dinge  geschrieben  hat,  die  er  nicht  versteht.  Hier  mögen  nur  einige 
^^piele  genügen.  Die  athenische  Staatsverfassung  wird  von  ihm  kurz  dar- 
gestellt. Alte  Irrthümer  (dass  die  ^ooX-fj  erst  von  Solon  eingeführt  worden 
•ci)  sind  dabei  nicht  vermieden.  Die  'A^Yjvaiojv  iroX'.tcia  wird  einfach  igno- 
'irt!  Dagegen  werden  einige  Stelleu  aus  der  aristotelischen  Politik  an- 
geführt; der  Verf.  kennt  aber  nur  moderne  Uebersetzungen  davon,  und  da 
Sboni's  Uebersetzung  den  Titel  Trattato  dei  governi  (Lehrbuch  der  Re- 
gierangen) führt,  80  glaubt  er,  dass  es  sich  um  ein  anderes  Werk  handle 
^^  giebt  aus  solchem  (ohne  es  zu  merken)  ein  Stück,  das  er  schon  gleich 
vorher  aus  einer  anderen  Uebersetzung  als  eine  aus  der  Politik  entnommene 
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Stelle  angeführt  hatte:  S.  100,  vgl.  S.  99.  Wie  wenig  der  Verf.,  der  doch  mit 
MoHMSEN  polemisirt,  mit  dem  Gegenstande  seiner  geschichtlichen  Forschungen 
vertraut  ist,  kann  man  auch  aus  den  Citationen  ersehen.  Dionysios  wird 
bald  Dion.,  bald  Denys  (je  nach  der  unmittelbaren  Quelle)  citirt:  vgl. 
S.  176,  119,  136,  200,  217,  240  u.  s.  w.  Dass  in  einem  italienischen  Buche 
ein  griechischer  Schriftsteller  mit  dem  französischen  Namen  angeführt  ist, 
wirkt  durchaus  komisch.  Auch  vom  Ghristenthum  spricht  der  Verf.  mit 
gleich  gründlicher  Sachkunde  und  Gelehrsamkeit! 

Was  den  Inhalt  seiner  Darstellung  betrifft,  so  sei  hier  nur  her\'or- 
gehoben,  dass  nach  dem  Verf.  Roms  Verfall  schon  zur  Zeit  des  Augustas 
begonnen  hat.  Wer  so  die  historischen  Verhältnisse  beurtheilt,  der  kann 
mit  Hilfe  der  Geschichte  jede  Theorie  leicht  rechtfertigen. 

Prof.  C.  Ferrin i. 

J.   Korkanow,     Srawitelny     otscherk    gosudarstwennawo    prawa 
inostrannycb  derschaw.    tschast  perwaja.    gosudarstwo  i  jego  ele- 
menty.      S.  Peterburg,     tipographija   M.   M.   Stasiulewitscha.     Was. 
Ostr.  1890.   —   (Vergleichende  Uebersicht  des  Staatsrechts^ 
fremder  Länder.    Erster   Teil.     Der   Staat    und    seine  Elemeote. 
St.  Petersburg,  Druckerei   von   M.  M.  Stasiulewitsch ,   Basilius-Insel, 
1890.  163  S.  8^    M.  2.50.) 
In  diesem,   mit   grosser  und  einsichtiger  Benutzung  der  Quellen  ver- 
fassten  Buche  behandelt  der  Verf.,  Professor  Korkünow,  in  rechtsvergleichen- 
der Darstellung  zahlreiche  das  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  nahe  be- 
rührende Fragen,   aus  welcher  wir  hier  die  Untersuchungen  im  4.  Kapitel 
(„von  der  Bevölkerung  der  Staaten"  §  13  S.  78  ff.)  über  den  Adel  an  sich  und 
in    seiner   besonderen    Rechtsstellung    in   Frankreich,   England,   Schweden, 
Deutschland  und  Oesterreich  herausheben  wollen. 

Vielleicht  ist  kein  Abschnitt  des  Staatsrechts  mehr  als  dieser  geeignet, 
die  Grundverschiedenheit  der  Anschauungen  im  Rechtsleben  „Europas",  wie 
KoRKUNOW  sich  ausdrückt,  im  Gegensatz  zu  „Russland"  aufzuzeigen,  der 
eigentlichen  Geburtsstätte  jenes  Standes  im  Gegensatz  zu  der  Stelle  seiner 
Entartung  unter  vielhundertjährigem  fremden,  dann  einheimischen  Druck. 

Schon  die  jetzige  russische  Bezeichnung  (dworianstwo ,  d.  h.  Hof  leute- 
schaft) beweist  den  grundsätzlichen  Unterschied  beider  Anschauungen,  der 
germanischen,  welche  den  Adel  vom  Grundbesitz  (odal;  Zöpfl,  Deutsche 
Rechtsgeschichte  Bd.  II  S.  21)  ableitet,  der  romanischen,  welche  ihn  in  der 
Bekanntheit  im  Volke  (gentilhomme;  noblosse)  wurzeln  lässt,  auch  der  polni- 
schen, die  ihn,  in  ähnlichem  Gedanken  mit  der  (vornehmen)  Abstammung 
(szlachta  von  mhd.  slahte)  in  Verbindung  bringt. 

Der  russische  Adel  der  älteren  Zeiten,  die  Krieger  (bojaren),  als  Herrscher 
im  kleinen,  ist  aus  der  dortigen  staatsrechtlichen  Anschauung  verschwunden 
unter  der  mehr  und  melir  um  sich  greifenden  Alleinherrschaft  und  hat  sich 
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Bgewandelt  in  den  Stand  der  Hofleute,  d.  h.  derjenigen,  die  am  Hofe  des 
Ibstherrschers ,  wie  die  Leibeigenen  am  Hofe  des  Bojaren,  nach  älterer 
MTstellung,  zu  erscheinen  und  zu  dienen  verpflichtet  sind. 

Dem  Russen  erscheint  daher  der  nicht  russische,  sich  zum  Teil  erheb- 
her  Sonderrechte  im  Staate  erfreuende,  Adel,  im  Gegensatz  zu  der  „sehr 
Msen  Entwicklung  der  Gleichheit"  in  jetziger  Zeit,  ein  „aus  dem  Mittel- 
er vererbter  Abteil  der  sonstigen  Masse  der  Bevölkerung";  er  bildet  ihm 
in  besonderes  Ganzes  und  geniesst  in  den  meisten  Staaten  nur  Ehren- 
ihte,  wogegen  ihm  im  Mittelalter  „die  ganze  Staatsbevölkerung  in  scharf 
trennten  Ständen  —  meist  Adel,  Geistlichkeit,  Bürger,  Bauern  —  unter- 
deden  war,  von  denen  jeder  besondere  Rechte  genoss  und  dadurch  ein 
geschlossenes  Ganzes  gegenüber  den  anderen  Ständen  bildete". 

In  diesem  Urteil  scheint  nicht  nur  der  Begriff  des  „Standes"  im  mittel- 
erlichen  Sinne  gänzlich  verkannt  zu  sein,  sondern  auch  die  Entwicklung 
r  Neuzeit  gänzlich  übersehen. 

Stände,  die  von  einander  scharf  getrennt  sind,  die  besondere  Rechte 
ben  und  ein  geschlossenes  Ganzes  gegenüber  den  anderen  Ständen  bilden, 
)bt  es  noch  jetzt  in  den  meisten  Kulturstaaten.  Der  Beamtenstand,  der 
fizierstand,  der  Handwerkerstand,  der  Handelsstand,  der  Landwirtstand, 
t  besonderen  Rechten  und  Pflichten,  sind  mindestens  so  scharf  von  einander 
trennt,  wie  die  vier  genannten  Stände  des  Mittelalters,  von  denen  —  wenn 
ch  nicht  in  Russland,  so  doch  in  Westeuropa  —  der  Priesterstand  sich 
r  aus  den  drei  anderen  Ständen  ergänzte  und  ausschliesslich  aus  diesen 
l^änzungen  bestand,  von  denen  doch  der  Adel  —  seit  Einführung  der 
)bilitierungen  (Zöpfl  Bd.  II  S.  126)  —  sich  nicht  ausschliesslich  durch  die 
»burt,  sondern  aus  dem  Bürger-  und  Bauernstand,  in  Deutschland  auch 
rch  Wahl  zu  gewissen  geistlichen  Würden,  fortwährend  vermehrte,  von 
nen  dem  Bürgerstand  selbst  aus  Adel  und  Bauernstand  häufig  neue  Elemente 
geführt  wurden,  auch  dem  Bauernstand  vieler  Länder  aus  Bürgerstand 
id  Adel. 

Das  Bezeichnende  des  mittelalterlichen  Standes  liegt  nicht  in  der 
harfen  Abgrenzung,  den  besonderen  Rechten,  der  angeblichen  Geschlossen- 
iit,  also  nicht  einem  Tschin  oder  San  oder  Rang,  wie  der  russischen  Be- 
uten-, Adels-  und  Ordenshierarchie,  sondern  in  dem,  ihm  und  ihm  allein 
od  seinen  Mitgliedern  als  solchen,  wegen  ihrer  verschiedenen  Leistungen 
unerhalb  des  Staats,  zustehenden  Rechten  gegen  den  Staat  oder  den  den 
kiatsgedanken  verkörpernden  Fürsten.  Weit  gefehlt  also,  dass  die  Stände 
)der  der  staatswirtschafbliche  Gedanke  in  der  Einrichtung  der  Stände  auf- 
gehört haben,  so  ist  vielmehr  in  einem  Verfassungsstaat  das  ganze  Volk,  mit 
seiner  im  Grundsatz  gleichen  Steuerpflicht,  ein  „Stand"  geworden,  eine  Ge- 
neinscbaft  mit  bestimmten  Rechten  auf  oder  gegen  den  Staat. 

Politische  Rechte,  Rechte  gegenüber  dem  Staat  zu  seiner  eigenen  Er- 
biltuug  besitzt  kein  Berufsstand  mehr;  diese  Stände  haben  nur  ihre  eigenen 
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(wirtschaftlichen)  Zwecke  oder  die  UnterstützuDg  der  Staatsgewalt  oder  die 
Leistung  von,  dieser  obliegenden,  Arbeiten  zu  vertreten.  Wo  der  einzige, 
aber  nur  scheinbare  —  scheinbar,  weil  er  zum  g^rossen  Teil  auf  Ernennungen 
nach  Art  des  Beamtenstandes  beruht  —  Geburtsstand,  der  Adel,  wirkliche 
politische  Rechte  besitzt,  hat  er  sie  nicht  gegen  den  Staat  zu  vertreten, 
sondern  im  Gegenteil,  der  Staat  ist  es,  der  ihm  diese  Rechte  verleiht  und 
ihn  in  diesen  Rechten  schützt,  und  er  hat  ihn  dafür  gegen  den  eigentlichen 
„Stand**  im  mittelalterlichen  Sinne,  die  Masse  der  Bewohnerschaft,  zu  unter- 
stützen. Vielfach  spricht  man  daher  schon  von  einem  „königlichen  Adel*^, 
was  im  eigentlichen  Sinne  des  Begriffs  „Adel"  baarer  Unsinn  ist. 

Das  ^mittelalterliche'*  des  Adelsstandes  ist  daher  auch  nur  scheinbar* 
Seine  staatsrechtliche  Aufgabe  hat  sich  völlig  neu  entwickelt;  sie  bestehe 
nicht  mehr  darin,  sich  selbst  gegen  den  Staat,  sondern,  mit  seinem  Besitz 
an  Vermögen  und  Intelligenz,  die  Macht  des  Staats  zu  erhalten  (Gnkist" 
Englische  Verfassungsgeschichte  S.  675 ff.),  die  Begründung  einer  Beherr" 
schung  des  Staats  durch  die  Bevölkerung  zu  verhindern,  also  gerade  ein^ 
Wiederkehr  mittelalterlicher  Zustände  zu  verhüten. 

Deshalb  sind  Korkünow  (S.  79)  ganz  richtig,  aber  im  Widerspruchi 
mit  sich  selbst,  die  Grosswürden*  **»ger  und  Grossoftiziere  Napoleon's  aus  der" 

ersten  Zeit  seines  Kaiserreichs,  ot        .\a^Ji «"^^amen  nach  kein  Adel  waren^ 

ein  solcher;  nur  ist  es  eigenartig,  iJ*^-  •  ^     der  vielfachen  Revolutionen^ 

den,  jeder  besonderen  Rechte  mi  '  '  uine  der  auf  seine  Bezeichnungen 
beraubten,  französischen  Adel  wegeii  »einer  gesellschaftlichen  Bedeutung  für 
„mit  einem  besonderen  Zauber"  (obajanie)  behaftet  und  für  den  „vornehmsten 
(rodowitoe)  und  glänzendsten"  in  Europa  hält,  während  doch  der  älteste  und 
an  Besitz  und  Rechten  hervorragendste  Adel  in  Deutschland  existiert. 

KoRKüNOW  aber  geben  die,  aus  dem  Mittelalter  überkommenen,  Titel, 
Ahnentafeln,  Kurialien  den  Ausschlag,  weshalb  er  mit  Vorliebe,  namentlich 
in  der  Schilderung  des  englischen  Adels  (S.  80 ff.),  bei  diesen  verweilt  und 
die  eigentlichen  staatswirtschaftlichen  Aufgaben  in  den  Hintergrund  treten 
lässt,  auch  z.  B.  die  gänzliche  Veränderung  der  staatswirtschaftlichen  Stellung 
des  englischen  Adels  (als  „potenzierter  Gentry",  wie  Gnkist  a.  a.  0.  S.  621 
sagt)  ignoriert,  vielmehr  die  Gentrj'  für  eine  Art  zweiten  Adels  erklärt, 
wegen  gewisser  Aeusserlichkeiten. 

Der  deutsche  Adel  hat  nach  Korkünow  die  Eigentümlichkeit,  dass  er 
sich  in  hohen  und  niederen  Adel  teilt,  einen  Unterschied,  der  aus  den  Zeiten 
des  heiligen  römischen  Reichs  herstammt,  in  welchen  es  einen  Adel  gab, 
der  der  Reichsgewalt  unmittelbar  unterstand  und  einen  Adel,  der  den  Landes- 
herren unterstand  („den  örtlichen  Fürsten")  —  eine  Auffassung,  die  eine  ganze 
Quelle  von  rechtlichen  Irrtümern  enthält. 

Zunächst  ist  die  Unterscheidung  nur  eine  Unterscheidung  des  gewöhn- 
lichen Sprachgebrauchs  und  erst  von  den  Rechtslebreru  zu  einer  juristischen 
ausgebildet  (Zöpfl  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  120). 
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Femer  übersieht  Eorkunow  gänzlich,  dass  der  sog.  hohe  Adel  die 
Landesherren  selbst  waren  and  dass  der  unter  keinem  Fürsten  stehende, 
aber  nicht  reichsständische  Adel  (Zöpfl,  a.  a.  0.  S.  128),  der  nur  reichsuumittel- 
bare  Adel,  nicht  zum  hohen  Adel  gerechnet  wurde. 

Der  Titel  „Durchlaucht",  das  Recht  auf  niedere  Polizei  und  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit steht  oder  stand  auch  anderen  Personen  als  denen  vom  hohen 
Adel  zu,  nicht  nur  diesem,  wie  Korkünow  meint,  der  auch  den  schwierigen, 
für  beide  Arten  des  deutschen  Adels  so  charakteristischen  Begriff  der  Miss- 
heirat  gänzlich   übergeht  und  nur  von   dem  Recht  der  Ebenbürtigkeit  des 
hohen  Adels  mit  regierenden  Familien  spricht.     Die  Geschichte  der  Entwick- 
lung des  Begriffs  der  Missheirat,  nämlich  des  Kampfs  um  die  üebertragbar- 
keit   des  Adels   auf   die  Ehefrau  durch   die  Heirat  (§  8  Allg.  L.-R.  11   9), 
mit  seinem  immerhin  teilweisen  Erfolge,  beweist,  dass  der  gänzliche  geburts- 
stäadische  Abschluss  des  Adels  nach  dieser  Seite  ebenso  wenig  erreicht  ist, 
wie  im  Kampfe   gegen    die   fortdauernde  Ergänzung   des  Adels  durch   Ver- 
leihungen,   mittels   Ahnenproben    und    ähnlichen   Hindernissen   gegen   Neu- 
adel. 

Das  Recht  auf  Austräge  ist  nicht,  wie  Korkünow  darstellt,  eine  Art 
Schiedsgericht  unter  Mitgliedern  des  hoH«n  Adels  zur  Entscheidung  von' 
Faniilienstreitigkeiten ,  sonc*"*''^  ~  ■  v.  diche  staatliche  Gerichtsform  in 
Strafsachen  und  zwar  nicht  ^^  er  des  hohen  Adels,  sondern  gegen 

die  Häupter  der  Familien   des   nc  .  tlels   (§   2  Einf.-G.  z.  G.-V.-G.  und 

§§17  ff.  der  preussischen  Instruktion  vtn  20.  Mai  1820  betr.  die  vormals  un- 
mittelbaren deutschen  Reichsstände). 

Die  Klagen  deutscher  Rechtslehrer  über  Abschaffung  des  Adelsverlustes 
als  Strafe  zu  erwähnen,  ist  Korkunow  hauptsächlich  durch  den  russischen 
Rechtszustand  veranlasst  (S.  87 ff.),  der  diese  Strafe  noch  kennt;  in  Deutsch- 
land sind  diese  Klagen  weder  allgemein,  noch  angethan,  in  absehbarer  Zeit 
Erfolg  in  der  Gesetzgebung  zu  haben. 

Schon  bei  den  Beratungen  des  Frankfurter  Parlaments  (seit  18.  Mai 
1848)  hat  der  Abgeordnete  für  Ratibor,  Fürst  Lichnowski,  zur  Frage  über 
Abschaffung  des  Adels  in  den  zukünftigen  deutschen  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnissen sich  (Stenographische  Berichte,  besorgt  von  Professor  Wigard) 
dahin  ausgesprochen,  dass  die  bisherigen  damaligen  Ausführungen  zur  Sache 
ihm  nicht  die  eigentliche  Schwierigkeit  zu  berühren  schienen ;  mau  könne  ihm 
durch  Gesetz  freilich  seinen  Fürstentitel  nehmen ,  aber  erstens  sei  die  Erinne- 
rung an  diesen  Titel  doch  so  lange  nicht  ausgelöscht,  so  lange  mau  ihm  nicht 
auch  seinen  Namen  durch  Gesetz  nähme  und  mit  einem  anderen  vertauschte, 
zweitens  könne  kein  Gesetz,  das  Titel  beseitigte  und  Namen  änderte,  auch 
die  Lebeusanschauung  beseitigen  und  ändern,  welcher  Titel  und  Namen  den 
Stempel  aufdrückten. 

Diese  Ansicht  verdient  Beachtung  auch  bei  Beantwortung  des  Wunsches 
nach  Aberkennung  des  Adels  als  Strafe. 
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Unzweifelhaft  bildet  sich  in  Familien,  die  einem  bestimmten  Beruf  s 
längerer  Zeit  ihre  Mitglieder  zuführen,  die  seit  längerer  Zeit  durch  Bei 
hervorragen,  die  seit  längerer  Zeit  im  Staate  hervorragende  Stellen  einnehn 
—  mögen  diese  Familien  dem  Adel  angehören  oder  nicht  —  eine  bestimn 
Gesinnung  aus.  Diese  Gesinnung  geht  durch  eine  Strafthat  noch  nicht  v 
loren,  so  wenig  wie  künstlerisches  Können  oder  gelehrtes  Wissen.  Es  könnt 
daher  demjenigen,  der  sich  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  macht,  w< 
seine  Adelsprädikate  oder  Adclstitel  und  etwaigen  Adels  rechte  entzog 
werden,  ebenso  wie  dem  Künstler  und  Gelehrten  im  gleichen  Falle  sei 
Auszeichnungen,  Aemter  und  Würden;  aber  es  ist  unmöglich,  ihn  zuglei 
der  Lebensanschauungen  zu  berauben,  die  durch  den  ererbten  Adel  herv( 
gebracht,  durch  den  verliehenen  bezeichnet  werden,  abgesehen  davon,  da 
wie  der  Fürst  Lichnowski  andeutete,  notwendig  auch  das  blosse  Verbot  li 
Führung  des  Prädikats,  des  Titels  nicht  genügen  würde,  sondern  eine  vo 
ständige  Namensänderung  hinzutreten  müsste,  um  den  ehemaligen  Adel  äuss« 
lieh  vergessen  zu  macheu.  Es  kann  also  nicht  der  Adel,  sondern  nur  c 
äussere  Erkennbarkeit  des  Adels  Gegenstand  einer  Strafe  sein,  nebst  de 
Verlust  von  Rechten,  wo  sie  bestehen. 

AVird  aber  die  Strafe  hierauf  beschränkt,  so  entsteht  die  Frage  na 
deren  Dauer.  Giebt  man  zu,  dass  sie  auf  Lebenszeit  des  Verurteilten  erkan 
werden  müsse,  wenn  sie  von  Wirkung  sein  soll,  so  ist  damit  noch  nicht  l 
gründet,  dass  sie,  wie  die  Strafe  der  Hochverräter  des  römischen  Reo! 
(1.  5  Cod.  IX  8),  auch  gegen  die  Kinder  des  Bestraften  fortgesetzt  werd 
müsse.  Xur  der  Widerspruch,  der  darin  liegt,  dass  jemand,  dem  die  ausser 
Anzeichen,  die  Rechte  des  Adels  entzogen  sind,  Kinder  haben  könnte,  denen  i 
erhalten  bleiben,  führte  dazu,  auch  letztere,  obwohl  unschuldig,  zu  bestrafe 
dieser  Widerspruch  (s.  §  93  Allg.  L.-R.  II  9)  muss  nicht  dazu  führen,  jene  Stn 
Unschuldiger  beizubehalten,  sondern  dazu,  jene  Strafe  überhaupt  abzuschat! 
und  damit  keine  Gelegenheit  zur  Entstehung  des  Widerspruchs  zu  geben. 

Vielleicht  ist  es  mir  in  der  Folge  gestattet,  im  Archiv  noch  an  ander 
Stelle  auf  den  weiteren  Inhalt  des  sehr  interessanten  und  mit  Sachkennti 
geschriebenen  Werkes  zurückzukommen. 

Krotoschin.  Bartolomäus,  Amtsgerichtsrat. 


P.  (lOetsch,  Das  Reichsgesetz  über  dasAuswanderuugswesen  vc 
9.  Juni  1897,  nebst  Ausfiihrungsverordnuugen,  unter  Benutzung  an 
lieber  Quellen.  Berlin,  C.  Heymann's  Verlag,  1898.  359  S.  8".  M.  3.- 

Der  Verf.  ist  als  Protokollführer  der  mit  der  Ausarbeitung  des  Gesetz 
betraut  gewesenen  Ministerialkommission  am  frühesten  in  der  Lage  gewese 
der  fachlichen  Literatur   eine   eingehende,  aus  den  Quellen  schöpfend^  Da 
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Stellung  des  neuen  Rechtsstofies  zu  bieten.     Er  hat  sich  dieser  Aufgabe  mit 
Sorgfalt   und  juristischem  Verständniss    entledigt.     Sein   Buch  ist    für    das 
praktische  Bedürfniss    zugeschnitten,    dem  es  in  allen  wesentlichen  Punkten 
sachlich    taugliche    Anleitung   zur   Verwerthung    des    Gesetzesstoffes    giebt. 
Stellenweise  zeigen  sich  kleine  Unebenheiten,   namentlich  in  der  „geschicht- 
lichen Einleitung**,    die   gleich    im    Eingang    von    den   Gesetzen    „des   alten 
deutschen  Reiches  Römischer  Nation"   spricht.     Soweit  ging  denn  doch  die 
Verschiebung  der  Begriffe  im  Heiligen  Römischen  Reiche  Deutscher  Nation 
weder  in  der  Theorie,  noch  in  der  gebräuchlichen  Staatsterminologie.   Solche 
kleine,  freilich  nur  den  Fachmann  störende  Irrthümer,  werden  sich  aber  bei 
der  zu  erwartenden  neuen  Auflage  wohl  leicht  ausscheiden  lassen. 

Stoerk. 


Preisaufgabe 

der 

Juristisclien  Gesellschaft  in  Berlin. 


Die  Juristische  Gesellschaft  hat  in  der  Sitzung  vom  13.  Januar 
l^OO  nachstehende  Preisaufgabe  ausgeschrieben: 

^Begriff,  Wesen  und  Behandlung  der  Werth- 
papiere  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  und  dessen 
Nebengesetzen'' 

^i^ter  nachfolgenden  Bedingungen: 

I.  Die  Ablieferung  der  Arbeit,  in  deutscher  Sprache  abgefasst, 
erfolgt   bis   einschliesslich    den   1.  Deceniber   1900  bei  dem  gegen- 
^^ärtigen  Schriftführer  der  Juristischen  Gesellschaft,  Rechtsanwalt 
^r«  SeliffSOhn  zu  Berlin,  Behrenstr.    17. 
\  Der  Name  des  Verfassers  ist  in  verschlossenem  Umschlag  bei- 

zufügen und  auf  den  Umschlag  ist  das  ]\Iotto  der  Arbeit  zu  setzen. 
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II.  Zur   Ausübung   des   Amtes  als   Preisrichter   werden 
Mitglieder    der    Juristischen    Gesellschaft,    von    denen    zwei     d 
juristischen    Fakultät    hiesiger   Universität   angehören    müssen, 
der    Sitzung    vom    November    1900     durch    Stimmzettel    der     ai 
wesenden  Mitglieder   nach   Stimmenmehrheit   gewählt.     Die  Preii 
richter  beschliessen  nach  Stimmenmehrheit. 

III.  Die  Verkündigung  des  Beschlusses  der  Preisrichter  unt 
des  Verfassers  der  gekrönten  Preisschrift  erfolgt  in  der  Sitzuiij 
vom  April  1901. 

IV.  Der  Ehrenpreis  für  die  gekrönte  Preisschrift  betrag 
ffinfzehnhundert  Mark. 

Die  Einhändigung  des  Preises  aus  der  Kasse  der  Juristische 
Gesellschaft  erfolgt,  nachdem  der  Verfasser  ein  gedrucktes  Exempls 
der  Arbeit  an  die  Gesellschaft  eingereicht  hat.  Erklärt  jedoc 
der  Verfasser  vor  Rückgabe  des  Manuskriptes,  dass  er  das  Verlag 
recht  an  der  Arbeit  der  Juristischen  Gesellschaft  überlasse,  so  e 
folgt  unmittelbar  nach  Abgabe  dieser  Erklärung  die  Einhändigai^ 
des  Preises  an  denselben. 

Berlin,  den   16.  Januar  1900. 

Der  Vorstand  der  Juristischen  Gesellschaft. 

Dr.  R.  Koch. 
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Aufsätze. 


Die  Rechtsnatur  der  in  Arbeitsordnungen 

vorgesehenen  Strafen. 

Von 

Dr.  Max  Apt,  Gerichtsassessor  a.  D. 
Syndikus  der  Korporation  der  Kaufmannschaft  von  Berlin. 

§  134»^  Abs.  1  R.-Gew.-O.  schreibt  vor: 
Die   Arbeitsordnung    niuss    Bestimmungen   enthalten  .  .  . 
4.  sofern  Strafen  vorgesehen  werden,  über  die  Art  und  Höhe 

derselben,    über   die  Art    ihrer  Festsetzung,   und  wenn   sie 

in   Geld   bestehen,    über    deren  Einziehung   und    über   den 

Zweck,  für  welchen  sie  verwendet  werden  sollen. 

I)ie  Anschauungen  über  den  rechtlichen  Charakter  der  hier 
^^rgesehenen  Strafen  gehen  auseinander. 

Staatsminister  Freih.  v.  Bkklkpsch  hat  bei  Berathung  der 
^ewerbeordnungsnovelle  ^  ausgeführt ,  dass  es  sich  hier  um  die 
"nige  handele,  ob  Jemand  befugt  ist,  mit  einem  Anderen  eine 
»Konventionalstrafe  zu  verabreden. 

Dem  schliessen  sich  Schäfflk,   v.  Sciiickkk  und  Jokl  an. 

'  Stenogr,  Berichte  des  Reichstags  1890,  S.  2285. 
Archiv  für  öffeut liebes  Recht.  XV.  3.  22 
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ScHÄFFLE*  führt  aus:  Gegen  den  Missbrauch  der  Vertrag 
strafen  sucht  der  Arbeiterschutz  durch  Feststellung  der  Hochs 
betrage  zulässiger  Konventionalstrafen  und  durch  Zuweisung  de 
Vertragsstrafenerträgnisses  an  die  Arbeiterhilfskassen  zu  wirkei 

V.  Schicker^  nennt  ohne  jede  Begründung  die  in  §  134 
Abs.  1  Ziflf.  4  R.-Gew.-O.  bezeichneten  Strafen  „Konventional 
strafen". 

Einen  Versuch  tieferer  Erfassung  der  eigentlichen  Natur  de 
Strafen  unternimmt  Jokl. 

JOEL*  hält  die  Strafen  ebenfalls  für  Konventionalstrafe! 
fügt  aber  hinzu:  „Diese  Konventionalstrafe  hat  weiter  allerding 
auch  den  Charakter  einer  Ordnungs-  oder  Disziplinarstrafe";  a 
einer  anderen  Stelle  bemerkt  er:  „Die  Novelle  wahrt  den  CbJ 
rakter  der  Strafe  als  einer  reinen  Disziplinar-  und  OrdnungJ 
strafe." 

V.  Landmann-Rohrer  führen  aus'^:  „Als  reine  Konventional 
strafen  im  Sinne  des  Civilrechts  können  indessen  jene  Strafe 
nicht  betrachtet  werden,  da  sie  nicht  nur  wie  jene  die  Erfüllun 
einer  vereiubarungsgemäss  übernommenen  Leistung  zu  sicher 
bestimmt  sind,  sondern  auch  zur  Aufrechterhaltung  der  Zuck 
und  Ordnung  im  Betriebe  dienen,  also  gleichzeitig  den  Charakte 
der  Ordnungsstrafen  haben  sollen." 

In  dieser  Doppelnatur  der  Strafe  ist  jedoch  eine  Vermiscbun 
von  Strafe  und  Ersatzleistung  zu  erblicken,  welche  das  Gese< 
ausdrücklich  hat  ausschliossen  wollen,  indem  es  in  §  134''  Abs. 
bestimmte : 

„Das  Recht  des  Arbeitgebers,  Schadensersatz  zu  forden 
wird  nicht  berührt." 


*  Theorie    und    Politik    des    Arl)eiterschutzes    io    Zeitscbr.    f.    d.  g^ 
Staatswisseuachaften   Bd.  XliVH  S.  100. 

'  Korameiitar  zur  Uewerbeordnung  zu  §  134^^  Abs.  1  Ziff.  4. 

*  Das  Arbeiterschutzgesetz  vom   1.  Juni   1891,  S.   175. 
In  ihrem  Kommentar  zur  (lewerbeordnung  (3.  Aufl.  1897)  S.  281. 
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Mit  Schadensersatz  will  das  Gesetz  das  Vermögensinteresse 
überhaupt  bezeichnen  im  Unterschied  von  Strafe,  bei  welcher  das 
Vermögensinteresse  dem  Prinzip  nach  nicht  in  Betracht  kommt.  Mit 
Recht  hat  Schenkel^  auf  die  Unterschiede  der  privatrechtlichen 
Konventionalstrafen  von  den  Strafen  der  Gewerbeordnung  hin- 
gewiesen. Während  es  sich  bei  der  Konventionalstrafe  darum  handele, 
dem  berechtigten  Vertragstheile  eine  Sicherheit  dafür  zu  verschaffen, 
dass  ihm  der  im  Fall  der  Vertragsverletzung  erwachsende  Schade 
von  dem  Anderen  mit  dem  entsprechenden  Werthbetrage  ersetzt 
werde,  sei  bei  der  gewerberechtlichen  Strafe  die  Beziehung  von 
Straft'estsetzung  und  vermögensrechtlichem  Schaden  nebensächlich. 
Ebensowenig  habe  dieselbe  wie  die  Konventionalstrafe  den  Zweck, 
für  den  Fall  der  Vertragsverletzung  einen  Nachweis  des  ent- 
standenen Schadens  zu  erübrigen.  Scuenkel's  Ansicht  findet 
Unterstützung  in  den  Beispielen,  welche  das  Gesetz  selbst  an- 
führt: Thätlichkeiten  gegen  Mitarbeiter,  erhebliche  Verstösse 
gegen  die  guten  Sitten  sowie  gegen  die  zur  Aufrechterhaltung 
der  Ordnung  des  Betriebes  zur  Sicherung  eines  gefahrlosen 
Betriebes  oder  zur  Durchführung  der  Bestimmungen  der  Ge- 
werbeordnung erlassenen  Vorschriften.  Kann  man  überall  be- 
haupten, dass  die  Geldstrafe  nur  Sicherung  des  Vertrags- 
iüteresses  oder  ein  Zwangsmittel  für  die  Erfüllung  des  Arbeits- 
vertrages darstellt?  Man  wird  vielmehr  anerkennen  müssen,  dass 
aus  dem  Nebeneinanderarbeiten  vieler  nach  Charakter,  Geschlecht 
und  Alter  sich  unterscheidenden  Arbeiter  eine  Summe  von  Mass- 
regeln nothwendig  wird,  welche  sich  auch  dann  nicht  erübrigen 
würden,  wenn  jeder  Arbeiter  die  aus  dem  Arbeits  vertrage  folgen- 
den Pflichten  treu  und  gewissenhaft  erfüllte.  Mit  dem  Erlass 
derartiger  die  gesammte  Ordnung  im  Betriebe  regelnder  Mass- 
r^geln  kann  nicht  die  Absicht  verbunden  werden,  auf  die  Er- 
füllung des  Arbeitsvertrages  hinzuwirken,  weil  das  V^erhalten,  das 


In  seinem  Kommentar  zu  §  134^»  R.-Gew.-O.  Nu.  6. 
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in  solchen  Fällen  hervorgerufen  oder  verbütet  werden  soll,  au 
in  äusserlichem,  nicht  innerlichem  Zusammenhang  mit  dem  Ar 
beitsvertrage  steht. 

So  sind  Thätlichkeiten  gegen  Mitarbeiter  oder  Entwendungen 
bereits  durch  das  Strafgesetz  verboten.  Die  Gewerbeordnung 
giebt  ausserdem  für  diese  Fälle  in  §  123  das  Kecht  der  sofortigen 
Entlassung.  Trotzdem  macht  der  Arbeitgeber,  um  eine  geübt« 
ständige  Arbeiterschaft  Tür  seinen  Betrieb  heranzubilden,  niclit 
ohne  Noth  von  der  Strenge  des  Gesetzes  Gebrauch.  Wenn  der 
Arbeitgeber  jeden  Arbeiter  wegen  kleiner  Verfehlungen  vor  das 
Gericht  stellte  oder  entliesse,  so  würden  dadurch,  wie  Freilierr 
V.  Stumh  treffend  hervorgehoben  hat,  Verhältnisse  hervorgerufen 
werden,  die  kein  verständiger  Arbeiter  als  richtig  anerkennen 
würde '. 

Andererseits  hat  aber  der  Arbeitgeber  im  Interesse  der 
Ordnung  des  gesammten  Betriebes  ein  dringendes  Interesse  daran, 
dass  auch  diese  kleinen  Verfehlungen  unterbleiben.  Da  er  die 
Arbeiter  dem  Staatsanwalt  nicht  übergeben  will,  sucht  er  nacb 
einem  Surrogat  der  echten  Strafe  uud  begründet  -  um  mit 
SAViGNy"  zu  reden  —  eine  „Kriminalanstalt  im  Kleinen"  i" 
seinem  Betriebe. 

Das  Institut  der  Privatstrafe  feiert  hier  seine  Auferstehung 
Die  Strafe  dient  nicht  dem  Vermögensinteresse,  sondern  dei 
Abschreckung.  Betrachtet  man  die  in  der  Arbeitsordnuni 
vorgesehenen  Strafen  als  Konventionalstrafen,  so  würde  dit 
Grundlage  der  Straf bcfugniss  auf  dem  mit  den  Arbeitern  ge 
schloasenen  Vertrage  beruhen  Der  Arbeitgeber  würde  also  sein* 
StrafbefugnisB  aus  dem  Willen  auch  der  Arbeiter  herleiten.  Allein 
der  §  134'^  Abs.  2,  der  von  einer  „Verhängung"  von  Straft" 
spricht,   deutet   bereits   äusserlich   auf   eine    selbständige    Straf 

'  Slenogr.  Berichte  det  Reichilag»  18»0,  S.  160. 

'  V.  Sivwjiv,  l'H«  t>Min'"i<"'«i'>-''''it  nl»  Theil  .ies  lifuiigeD  Himiicb« 
Rechts  Bd,  II,     B«r)i«i  lt>-ii. 
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befugniss  des  Arbeitgebers  hin.  Diese  Auffassung  wird  durch 
eine  nähere  Prüfung  der  Rechtsnatur  der  Arbeitsordnung  über- 
haupt bestätigt. 

Die  Rechtsnatur  der  Arbeitsordnung  ist  streitig  ^ 
Bis  zur  Gewerbeordnungsnovelle  vom  1.  Juni  1891  hatte 
die  Arbeitsordnung  die  Natur  eines  Vertragsentwurfs,  einer  ein- 
seitigen Aufstellung  von  Vertragsbedingungen,  welche  für  beide 
Theile  rechtliche  Bedeutung  erst  dadurch  erhielt,  dass  ihr  Inhalt 
von  denselben  ausdrücklich  oder  stillschweigend  als  Bestandtheil 
der  Vereinbarung  anerkannt  wurde  ^°. 

Auch  die  Motive  zu  dem  Gesetzentwurf  betr.  die  Ab- 
änderung der  Gewerbeordnung^*  charakterisiren  die  Arbeits- 
ordnung als  Grundlage  des  Arbeitsvertrages  und  jede  Abände- 
rung derselben  als  eine  Abänderung  der  Bedingungen  des  Ar- 
beitsvertrages. Die  Arbeitsordnung  sollte  einmal  den  Abschluss 
des  Arbeitsvertrages  mit  jedem  einzelnen  Arbeiter  erleichtern, 
indem  sie  „diejenigen  Bedingungen  aufstellt,   welche  der  Arbeit- 

'  Vgl.  zum  Folgenden  insbesondere  Motive  zur  Gewerbeordnung  vom 
21.  Juni  1869  (Drucksachen  von  1868,  II  S.  129;  von  1869,  III  S.  124). 
Stenogr.  Berichte  des  Reichstags  1869,  I  S.  538 f.,  604 f.,  II  S.  679  ft\  1103  ff. 
Motive  und  Kommissionsbericht  in  Drucksachen  des  Reichstags  von  1878,  III 
No.  41  u.  117.  Stenogr.  Berichte  des  Reichstags  von  1878,  S.  286  ff.,  1031  ff., 
13S3ff.  Begründung  des  Gesetz-Entwurfs  betr.  die  Abänderung  der  Ge- 
werbeordnung vom  6.  Mai  1890  (No.  4  der  amtlichen  Drucksachen  des 
ReichsUgs).  Stenogr.  Berichte  des  Reichstags  von  1890,  S.  121  ff.,  2259  ff., 
2785 (f.;  Bornhak,  Das  gewerbliche  Arbeitsverhältniss,  in  Hirth's  Annalen 
des  Deutschen  Reiches  1890,  S.  647  ff.  und  das  Deutsche  Arbeitsrecht  ebenda 
1892,  S.  501  ff.;  Rehm,  Die  verwaltungsrechtliche  Bedeutung  der  Fabrik- 
ordnung von  Hirth's  Annalen  1894  S.  132ff.;  Xeukamp,  Entwurf  der  neuesten 
Öewerbeordnungsnovelle  in  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatswissenschaften  Bd.  XLVII 
S.  Iff.;  ScHÄFFLE,  Theorie  und  Politik  des  Arbeitsschutzes,  ebenda  S.  lOOff.; 
Stieda,  Arbeitsordnungen  und  Arbeiterausschüsse  in  Conrad's  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaften  (Jena  1898)  S.  961  ff,;  Loening,  Arbeitsvertrag, 
ebenda  S.  979  ff. 

'«  BoRNHAK  a.  a.  0.  1892,  S.  670.     Rehm  a.  a.  0.  S.  133. 

"  A.  a.  0.  S.  21. 
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geber  den  bei  ihm  Beschäftigung  suchenden  Arbeitern  anbie 
und  denen  sich  dah^r  jeder  Arbeiter,  der  in  die  Beschäftigi 
eintreten  will,  unterwerfen  muss.  Daneben  enthält  sie  V 
Schriften,  die  zur  Aufrechterhalt ung  der  technischen  und  wir 
schaftlichen  Ordnung  des  Betriebes  dienen  sollen,  und  sich 
ihre  Befolgung  durch  Strafbestimnumgen,  denen  sich  der  Arbei 
durch  Eingehung  des  Arbeitsverhältnisses  unterwirft". 

Die  Vertragsnatur  der  Arbeitsordnung  wurde  in  d 
Reichstagsverhandlungen  wiederholt  hervorgehoben.  Abgeordnc 
MiQUEL^^  führte  aus:  „Im  Grossen  und  Ganzen  sind  die  Fabr 
Ordnungen  nichts  weiter  als  die  Modalitäten  des  Arbeitsvertrag 
der  nur  mit  Zustimmung  beider  Theile  zu  Staude  kommen  kam 
Abgeordneter  WöLLMKR  *^  sah  in  der  Fabrikordnung  nichts  Ande 
als  einen  Arbeitsvertrag,  und  Abgeordneter  Böttchek^*  mein 
„  Das  Rechtsverhältniss  ist  doch  so,  dass  es  sich  hier  handelt  i 
die  Bedingungen  des  Arbeitsvertrages,  die  in  der  Fabrikordnii 
niedergelegt  sind."  Hervorragende  Theoretiker  haben  aus  ( 
Fassung  des  Gesetzes  die  Vertragsnatur  der  Arbeitsordnu 
hergeleitet.  Hkkknek^^  führt  aus,  dass  die  Bestimmung ^^  ^ 
nach  vor  Erlass  der  Arbeitsordnung  oder  eines  Nachtrages 
derselben  den  in  der  Fabrik  oder  in  den  betrettenden  Abtheilunj 
des  Betriebes  beschäftigten  grossjährigen  Arbeitern  Gelegenh 
zu  geben  ist,  sich  über  den  Inhalt  derselben  zu  äussern,  < 
Fiktion  des  freien  Arbeitsvertrags  entspreche.  Neukamp^^  mei 
^Die  Arbeitsordnung  ist  juristisch  nichts  weiter  als  ein  in 
grirender  Bestandtheil  des  Arbeitsvertrages  für  diejenigen  P 
sonen,  welche  während  der  Geltung  derselben  bei  dem  Arb< 
geber  in  Dienst  getreten  sind.  Ehe  ein  Arbeiter  auf  Gm 
einer  Arbeitsordnung   in    das   Arbeitsverhältniss    eingetreten, 

'-'  A.  a.  0.  I  S.  13t).  '3    v.  a.  O.  IV  S.  2288. 

'»  A.  a.  0.  IV  S.  2317.' 

'•''  Archiv  f.  soz.  Gcsetzj^rchunor  u.  Statistik  Bd.  V  S.  233. 
'•'  S  134<l  Abs.  1  R.  Ciew.-O.  ''  A.  a.  0.  1  S.  136. 
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eselbe  nichts  weiter  als  eine  vom  Arbeitgeber  schriftlich  ab- 
tgebene  einseitige  Erklärung;  welche  diejenigen  Bedingungen 
ifstellt,  unter  welchen  der  Arbeitgeber  zum  Abschluss  von 
rbeits vertragen  bereit  ist." 

Nach  Pferschk^®  ist  die  privatrechtliche  Bedeutung  der 
Arbeitsordnung  in  ähnlicher  Weise  zu  beurtheilen  wie  die  Be- 
eutung  der  Reglements  und  Tarife  der  Eisenbahnen. 

Hense^^  (jualifizirt  die  Arbeitsordnung  als  eine  feststehende 
llgemeine  Vertragsofferte  an  diejenigen  Personen,  welche  den 
t'^illen  und  die  Fähigkeit  haben,  auf  der  betreffenden  Fabrik 
egeu  Entgelt  Arbeit  zu  leisten. 

Einen  Schritt  weiter  geht  Bornhak  2®.  Nach  ihm  ist  die 
.rbeitsordnung  eine  zwitterhafte  Rechtsbildung  mit  Januskopf, 
ie  solche  gerade  Perioden  sozialer  und  politischer  Neugestaltung 
genthümlich  ist.  „Mit  einer  Seite  gehört  sie  noch  der  indivi- 
ualistischen  privatrechtlichen  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses 
3,  mit  der  anderen  bereits  dem  neuen  sozialen  Rechte." 

Rehm'^*  endlich  fasst  die  Arbeitsordnung  als  ein  Gesetz  im 
lateriellen  Sinne  des  Wortes  auf. 

Die  rechtliche  Charakterisirung  der  Arbeitsordnung  wird  sich 
nseres  Erachtens  fernzuhalten  haben  von  einer  Vermischung 
Jchtlicher  und  volkswirthschaftlicher  Gesichtspunkte  *^ 

'^  Das  gewerbliche  ArbcitsvcrhältDiss  nach  österreichischem  Recht 
Ä'ien  1892)  S.  42. 

'"  Die  obligatorische  Arbeitsordnung  und  der  Bergbau  in  Zeit  sehr.  f. 
ergrecht  Bd.  XXXII  S.  240.  Die  Berggesetznovelle  vom  24.  Juni  1892 
^DDt  ebeDfalls  eine  Arbeitsordnung  mit  nothwendigem  Inhalt  §  80  a  ].  c. 
gl.  ßiussERT,  Novelle  zum  preussischen  Allgemeinen  Berggesetze  vom 
t.  Juni  1892  (Bonn  1894)  S.  35  ff. 

««  A.  a.  O.  1892,  S.  673. 

''  A.  a.  0.  S.  134. 

"  Nicht  frei  davon  ist  Bornhak  a.  a.  0.  1890,  S.  647  ff.  Auf  volks- 
irthschaftlichem  Gebiet  liegen  auch:  Schmoller,  Die  Natur  des  Arbeits- 
örtrag«  in  Zeitschr.  f.  Staatswissenschafteu  Bd.  XXX  S.  449 ff.;  Brkntano, 
**8  Arbeitsverhältniss  gemäss  dem  heutigen  Recht  (1879). 
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Dass  der  Arbeiter  in  der  Regel  die  Bedingungen  des  kapita 

kräftigeren  Arbeitgebers  acceptiren  muss,  auch  da,  wo  er  innei 

licli    mit   dem  Abschluss   des  Vertrages   unzufrieden    ist,  spricl 

nicht  gegen  die  Gültigkeit  des  Vertrages.    Denn  wenn  auch  ui 

görn  —  er  hat  zugestimmt.    Andererseits  kann  den  Motiven  zt 

(Jewerbeordnungsnovelle   und  den  Verhandlungen   bei  Berathua 

derselben  nur  insoweit  entscheidende  Bedeutung  beigelegt  werdei 

aU   den  dabei   zu  Tage  getretenen  Intentionen  im  Gesetz  selbt 

erkennbarer   Ausdruck    verliehen    wird^^     Und    gerade    der  ii 

Gesetz  objektivirte  gesetzgeberische  Wille  führt  zur  Verneinur 

der   Vertragsnatur  der    Arbeitsordnung.     Entscheidend   für   d: 

Frage,  ob  Vertrag  oder  einseitiger  Erlass,  erscheint  uns  die  B^ 

antwortung   der   Frage:    Woher   leitet   die    Arbeitsordnung  ihi 

rechtliche  Wirksamkeit  her?     Entsteht  die  Wirkung  der  Arbeit: 

Ordnung  auf  Grund  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Willen 

einigung,   so   liegt  Vertrag   vor.     Legt  das  Gesetz  der  Arbeit: 

Ordnung    jedoch    rechtliche    Wirksamkeit   bei,    ohne    auch    ni; 

vermuthete   Zustimmung  der  Arbeiter,  so   fehlt  es  für  die  Ve: 

tragsnatur   an   jeglicher   Grundlage.     Ohne    Einfluss   auf  die  z 

entscheidende  Frage  darf  der  Umstand  sein,  dass  nach  Inkraf 

treten  der  Arbeitsordnung  in  den  von  den  Arbeitern  zu  schliessei 

den  Verträgen   in   der  Regel   die  besondere  Vertragsbestimmon 

aufgenommen  wird,    dass   der  Arbeiter   sich   den    Bestimmunge 

der    Arbeitsordnung  unterwerfe.     Es  wird   sich  zeigen,   dass  di 

Arbeitsordnung  nach  ihrem  Inkrafttreten  auch  ohne  eine  derartig 

Unterwerfung    ipso  jure    für    Arbeitgeber    und   Arbeiter    recbti 

verbindlich   ist.     Zunächst   kommt  in   Betracht    §    134<*  Abs. 

R.-Gew.-O.,    wonach  vor   dem  Erlass  einer  Arbeitsordnung  odf 

eines  Nachtrags  zu  derselben  den  in  der  Fabrik  oder  in  den  b< 

treffenden  Abtheilungen  des  Betriebes  beschäftigten  grossjährige 

Arbeitern  Gelegenheit  zu  geben   ist,  sich    über  den  Inhalt  de 

"  So  wicdorliolt  das  Keichpgericht  in  Entsch.  in  Civils.  Bd.  XI  S.  43 
194,  Bd.  XXVII  S.  3, 
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selben  zu  äussern.  Nach  dieser  Bestimmung  scheint  es,  als  ob 
durch  Anhörung  der  grossjährigen  Arbeiter  der  zum  Vertrag- 
schlnss  nothwendige  Konsens  erzielt  werden  solle.  Dies  trifft 
jedoch  nicht  zu.  Es  handelt  sich  lediglich  um  eine  sozialpolitische 
Zweckmässigkeitsmassregel;  damit  der  Arbeitgeber  sich  von  den 
Bedenken  der  Arbeiter  Kenntniss  verschaffe  und,  falls  er  mit 
den  Arbeitern  nicht  übereinstimme,  Gelegenheit  erhalte,  den  Ar- 
beitern die  Ueberzeugung  beizubringen,  dass  er  ^guten  Grund 
habe,  die  vorgetragenen  Wünsche  abzulehnen  "2*. 

Der  Unterlassung  der  Anhörung  ist  aber  keineswegs  die 
Folge  beigelegt,  dass  eine  ohne  vorgängige  Anhörung  der  Ar- 
beiter erlassene  Arbeitsordnung  als  rechtsunwirksam  zu  behandeln 
wäre". 

Für  den  Fabrikbesitzer  besteht  keinerlei  Zwang,  den  Be- 
denken der  Arbeiter  Rechnung  zu  tragen.  In  diesen  Bestimmungen 
kommt  deutlich  zum  Ausdruck,  wie  wenig  von  vornherein  das 
Gesetz  auch  nur  von  einem  vermutheten  Konsens  der  Parteien 
ausgeht.  Das  Wesen  des  obligatorischen  Vertrages  beruht  in 
der  Gleichberechtigung  beider  Parteien.  Die  Parteien  schaffen 
durch  ihren  Konsens  den  Vertrag.  Hier  aber  steht  die  eine 
Partei  der  anderen  ohne  jeden  rechtlichen  Einfluss  gegenüber; 
die  Arbeitsordnung  kommt  auch  zu  Stande,  wenn  alle  Arbeiter 
sich  gegen  dieselbe  äussern,  oder  wenn  überhaupt  keine  Gelegen- 
heit zur  Aeusserung  gegeben  ist. 

Charakteristisch  ist  fernerhin,  dass  nur  grossjährige  Arbeiter 
gehört  werden  sollen.  Die  weiblichen  und  minderjährigen  Arbeiter 
hleiben  ausser  Betracht. 


**  So  Abgeordneter  Oechelhäüser  in  den  Stenogr.  Berichten  des  Reichs- 
tags a.  a.  O.  S.  2306. 

^^  Ebenso  Schenkel,  Kommentar  zur  Reichsgewerbeordnung  zu  §  134^ 
^'0.  7  (2.  Aufl.).  Jedoch  verfällt  der  Arbeitgeber  gemäss  §  147  Abs.  1 
Ziff.  5  R.-Gew.-O.  in  eine  Strafe,  wenn  er  der  Aufforderung  der  Verwaltungs- 
behörde zur  nachträglichen  Beobachtung  der  Formvorschrift  keine  Folge 
leistet. 


—     330     — 

Nun  könnte  man  gegen  diese  Auffassung;  dass  aus  §  134 
Abs.  1  R.-Gew.-O.  auf  einen  vermutheten  WillenskoDsens  k 
Arbeiter  nicht  zu  schliessen  sei,  auf  §  134*  Abs.  4  R.-Gew.-O.  fä 
weisen,  wonach  die  Arbeitsordnung  und  Nachträge  zu  derselke 
frühestens  zwei  Wochen  nach  ihrem  Erlass  in  Geltung  treta 
und  ausführen,  dass  dieser  Bestimmung  gerade  die  Absicht] 
Grunde  gelegen  habe,  dem  bei  Erlass  einer  Arbeitsordnung  odi 
einer  Abänderung  derselben  bereits  im  Dienste  des  FabrikbesitÄ 
stehenden  Arbeiter  Gelegenheit  zu  geben,  das  Arbeitsverhältni 
mit  der  gesetzlichen,  d.  h.  vierzehntägigen  Kündigungsfrist : 
lösen  ^*.  Diese  Absicht  ist  jedoch  im  Gesetz  nicht  verwirklid 
Denn  Kündigungsfristen  können  abgeändert,  also  auf  eio 
kürzeren  oder  längeren  Zeitraum,  als  den  vierzehntägigen,  fe 
gesetzt  werden  ^^. 

Indem  das  Gesetz  diese  Fälle  garnicht  berücksichtigt,  sondf 
für  alle  insgesammt  dem  Fabrikbesitzer  den  einheitlichen  Erli 
der  Arbeitsordnung  gestattet  und  somit  auch  die  mit  läoga 
Kündigungsfrist  angestellten  Arbeiter  auch  ohne  ihre  Zustimmonf 
der  Arbeitsordnung  unterwirft,  geht  klar  hervor,  dass  auch  i 
die  mit  gesetzlicher  Kündigungsfrist  angestellten  Arbeiter  nie 
ihre  stillschweigende  Unterwerfung  als  Rechtsgrund  der  Wirbii 
keit  der  Arbeitsordnung  gelten  kann. 

Dazu  kommt,  dass  das  Gesetz  durch  die  Bestimmung,  <i 
Arbeitsordnungen  treten  frühestens  zwei  Wochen  nach  ihre 
Erlass  in  Kraft,  den  Kontrahenten  die  Möglichkeit  nimmt.  « 
tragsmässig  mit  Rechtswirksamkeit  vor  Inkrafttreten  der  Arbeil 
Ordnung  Vereinbarungen  über  Bestimmungen  zu  treffen,  weld 
nach  §§  134t>  Ziff.  4,  134«^  Abs.  2  R.-Gew.-O.  nur  durch  Ad 


-•^  Begründung  a.  a.   0.   S.   21 ;    auch  JOEL   a.    a.  O.    S.  164. 

"  §  122  R.-Gew.-O. 

-«  Ebenso  Bornhak  a.  a.  0.  S.  671;  Rehm  a.  a.  0.  S.  134.  Selbst  t« 
der  Gesetzgeber  eine  derartige  Folge  nicht  beabsichtigt  hätte  ^  wünle^ 
dem  Wortlaut  des  Gesetzes  gegenüber  belanglos  sein. 
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nähme  in  die  Arbeitsordnung  Rechtswirksamkeit  erlangen  ^^  können. 
Wesshalb  demnach  nach  Ablauf  gerade  der  vom  Fabrikbesitzer 
in  dem  Erlass  festgesetzten  Zeit  eine  Willenseinigung  der  Kon- 
trahenten bezüglich  der  anderen  in  die  Arbeitsordnung  auf- 
genommenen Bestimmungen  (§  134^  Abs.  1  Ziff.  1,  2)  angenommen 
werden  soll,  obgleich  vor  Inkrafttreten  der  Arbeitsordnung  die 
Willenseinigung  der  Parteien  bezüglich  der  in  §§  134^  Abs.  1 
ZiflF.  4,  134*5  Abs.  2  R.-Gew.-0.  bestimmten  Punkte  nichts  wirkt 
und  nach  Inkrafttreten  derselben  bedeutungslos  ist,  ist  nicht  er- 
sichtlich. Schliesslich  kommt  in  Betracht  §  134 ^  Abs.  1  R.-Gew.O. : 
Der  Inhalt  der  Arbeitsordnung  ist,  soweit  er  den  Gesetzen 
nicht  zuwiderläuft,  für  die  Arbeitgeber  und  Arbeiter  rechts- 
verbindlich. 
In  dieser  Gesetzesstelle  hat  sicher  nicht  der  selbstverständ- 
liche Grundsatz  zum  Ausdruck  gebracht  werden  sollen,  dass 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  an  die  Arbeitsordnung,  welche  sie  zur 
Grundlage  des  Arbeitsvertrages  gemacht  haben,  rechtlich  gebunden 
sind^^.  Vielmehr  lässt  sich  die  Gesetzesstelle  zwanglos  dahin 
auslegen,  dass  die  Arbeitsordnung  mit  dem  Inkrafttreten  auf  alle 
Arbeiter  kraft  Gesetzes  Anwendung  finde,  mögen  sie  bereits 
im  Arbeitsverhältniss  stehen  oder  späterhin  in  dasselbe  eintreten, 
mögen  sie  von  dem  Inhalt  der  Arbeitsordnung  Kenntniss  erlangt 
und  sich  derselben  überdies  vertragsmässig  unterworfen  haben 
oder  nicht. 

Der  Unterschied  in  der  rechtlichen  Charakterisirung  der 
Arbeitsordnung  und  der  oft  angeführten  Reglements  der  Eisen- 
l>Ähnen  ist  ein  grundsätzlicher.  Derjenige,  welcher  mit  der  Eisen- 
l>ahn  in  Verkehr  tritt,  kann  sich  in  der  Regel  nicht  darauf  be- 
rufen, er  habe  das  Betriebsreglement  nicht  gekannt.  Ihm  gegen- 
über wird  geltend  gemacht,  dass,  wenn  nichts  Besonderes  stipulirt 
s€i,  das  Reglement  die  Grundlage  des  Vertrages  gebildet   habe. 

"  JoEL  a.  a.  O.  S.  179. 

^^  So  auch  Rehm  a.  a.  0.  S.  135. 
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Derjenige,  welcher  um  die  Reglements  sich  nicht  kümmere,  be- 
gehe eine  solch  grobe  Nachlässigkeit,  dass  jede  Entschuldigung 
wegen  Unwissenheit  ausgeschlossen  sei^*. 

Dennoch  kann  im  einzelnen  Falle  der  Nachweis  geführt 
werden,  wesshalb  aus  dem  Schweigen  nicht  auf  eine  stillschweigende 
Unterwerfung  zu  schliessen  sei^*''. 

Anders  bei  der  Arbeitsordnung.  Hier  wird  eine  still- 
schweigende Unterwerfung  von  vornherein  garnicht  vorausgesetzt, 
daher  auch  jeder  Nachweis  ausgeschlossen,  wesshalb  man  sich  der 
Arbeitsordnung  oder  einigen  Bestimmungen  derselben,  mögen  sie 
auch  sonst  nicht  üblich  sein,  nicht  unterworfen  habe. 

Mit  dem  Augenblicke,  wo  Jemand  durch  Abschliessung  des 
Arbeitsvertrages  in  einem  Grossbetrieb  Arbeiter  wird,  findet 
kraft  Gesetzes  die  Arbeitsordnung  auf  ihn  Anwendung,  ganz 
gleichgiltig,  ob  er  sich  derselben  hat  unterwerfen  wollen  oder 
nicht.  Nicht  der  Vertrag  bildet  die  Grundlage  für  die  rechtliche 
Wirksamkeit  der  Arbeitsordnung,  sondern  das  die  ausdrückliche 
oder  stillschweigende  Unterwerfung  ersetzende  Gesetz. 

Der  Arbeitsordnung  kommt  daher  nicht  Vertragsnatur  zu. 
Sie  ist  vielmehr  eine  einseitige  Willenserklärung  des  Fabrik- 
besitzers, welcher  frühestens  zwei  Wochen  nach  ihrem  Erlass 
kraft  Gesetzes  Rechtsverbindlichkeit  für  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
zukommt,  soweit  der  Inhalt  derselben  nicht  den  Gesetzen  zu- 
widerläuft (§  134«  Abs.  1  R.-Gew.-O.). 

Die  Strafen,  welche  in  der  Arbeitsordnung  vorgesehen  werden, 
sind  demnach  Ausfluss  einer  selbständigen  dem  Fabrikbesitzer 
übertragenen  Strafbefugniss  und  nicht  das  Ergebniss  überein- 
stimmenden Willenskonsenses. 


"  So  Urtbeil  des  Handelsgerichts  Frankenthal  in  Goldschmidt,  Zeitscb»"' 
f.  Handelsrecht  Bd.  XII  S.  599. 

''  Z.  B.  wenn  besondere  Modalitäten  festgesetzt  waren,  die  auch  «^ 
aufmerksamer  Mann  nicht  wissen  konnte;  vgl.  Goldschmtot,  Haftung  ^^ 
Eisenbahn- Verwaltungen,  in  seiner  Zeitschrift  Bd.  IV  S.  598  ff. 
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Hiernach  giebt  es  zwei  Arten  von  Strafen:  Konventional- 
ifen  im  Sinne  des  Civilrechts  und  Privatstrafen  im  Sinne  der 
Werbeordnung.  Nur  von  letzteren  spricht  unseres  Erachtens 
i  Gesetz  in  §  134*^  und  nur  für  diese  gelten  die  Vorschriften 
;r  Aufnahme  in  die  Arbeitsordnung,  über  die  Festsetzung  des 
rwendungszwecks,  Beschränkung  der  Höhe  u.  s.  w.  Dagegen 
es  dem  Fabrikbesitzer  unbenommen,  mit  seinen  Arbeitern 
«erdem  reine  Konventionalstrafen  zu  vereinbaren,  für  welche, 
gesehen  von  dem  Spezialfall  in  §  134  Abs.  2  und  §  134*^ 
►s.  1  No.  5,  lediglich  die  Bestimmungen  des  Civilrechts,  ins- 
iondere  also  die  §§  339 — 345  B.  G.-B.  massgebend  sind. 

Man  denke  an  folgenden  Fall.  Ein  Fabrikbesitzer  hat  binnen 
it  Tagen  eine  grosse  Lieferung  fertig  zu  stellen.  Unter  Ge- 
hrung eines  besonders  hohen  Lohnsatzes  verabredet  er  mit 
nen  Arbeitern  eine  Konventionalstrafe  für  den  Fall  der  nicht 
rhtzeitigen  Fertigstellung.  Dass  die  Strafe  Konventionalstrafe 
Sinne  des  §  341  B.  G.-B.  darstellt,  unterliegt  keinem  Zweifel, 
ich  der  gegnerischen  Ansicht  würde  eine  solche  Konventional- 
•afe  als  Strafe  in  die  Arbeitsordnung  gehören.  Die  Arbeits- 
dnung  aber  oder  ein  Nachtrag  zu  derselben  tritt  nach  §  134* 
bs.  4  R.-Gew.-O.  frühestens  zwei  Wochen  nach  Erlass  in  Kraft, 
}o  wäre,  da  auch  nach  gegnerischer  Ansicht  eine  privatrecht- 
be  Vereinbarung  nach  §  134*^  Abs.  2  R.-Gew.-O.  vor  Inkraft- 
ten  der  Arbeitsordnung  ungiltig  ist,  der  Arbeitgeber  nicht  in 
•  Lage,  eine  Konventionalstrafe  auszubedingen.  Dass  diese 
nsequenz  dem  Sinne  des  Gesetzes  entspricht,  kann  nicht  zu- 
eben  werden.     In   dieser  Beziehung   sind   die   Bestimmungen 

§§  134i>  Ziff.  5  und  134  Abs.  2  R.-Gew.-O.  in  Betracht 
ziehen.  Hiernach  ist  das  Ausbedingen  von  Konventional- 
tfen  für  den  Fall  der  rechtswidrigen  Auflösung  des  Arbeits- 
Uältnisses  gestattet.  Dass  das  Ausbedingen  sonstiger  Kon- 
tionalstrafen  nicht  gestattet  sein  soll,  ist  nirgends  vor- 
chrieben,    ebensowenig  lässt   sich   darthun ,    dass  diese  ander- 
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weitigen  Konventionalstrafen  der  Aufnahme  in  die  Arbeitsordnang 
bedürfen. 

Ferner  ist  auf  die  Bestimmung  in  §  134^  Abs.  2  1.  c.  hin- 
zuweisen^  wonach  der  Arbeitgeber  trotz  erfolgter  Verhängung  dei 
Strafe  Schadensersatz  zu  fordern  berechtigt  ist. 

Während  die  Gewerbeordnung  aber  nicht  vorschreibt,  dia 
bei  diesem  Schadensersatz  die  verwirkte  Strafe  eingereclmet 
werden  muss,  würde  nach  Civilrecht  eine  verwirkte  Konventional- 
strafe gemäss  §  340  Abs.  2  B.  G.-B.  einzurechnen  sein.  Die 
Bestimmung,  dass  der  durchschnittliche  Tagesarbeitsverdienst  & 
die  Bemessung  der  Höhe  der  Strafe  massgebend  sein  soll,  steht 
mit  dem  Vertragsinteresse,  welches  durch  die  Konventionalstnie! 
geschützt  werden  soll,  in  gar  keinem  Zusammenhange.  Endlich 
müssen  die  verwirkten  Strafgelder  nach  der  ReichsgewerbeordnuDg 
zum  Besten  der  Arbeiter  der  Fabrik  verwendet  werden  (§  134^ 
Abs.  2).  Sie  würden  also  zu  Gunsten  derjenigen  Arbeiter  ver- 
wendet werden,  welche  durch  ihre  Vertragsverletzung  die  Kon- 
ventionalstrafe verwirkt  haben,  während  der  Normalzweck  der 
privatrechtlichen  Konventionalstrafe  gerade  der  ist,  dem  ^ie- 
schädigten  ein  Aequivalent  für  die  Vertragsverletzung  des  anderen 
Theils  zu  gewähren. 

Die   scharfe    Trennung  von    privatrechtlicher   Konventioual- 
strafe  und  gewerberechtlicher  Privatstrafe  hat  auch  nach  anderer 
Hinsicht  praktische  Bedeutung.     Nach  §  3  Abs.  1   Ziff.  2  R.-G. 
betr.  die  Gewerbegerichte  vom  29.  Juli  1890  sind  die  Gewerbt- 
gerichte  nur  zuständig  für  Streitigkeiten  über  eine  in  Beziehung 
auf   das    Arbeitsverhältniss   bedungene    Konventionalstrafe.     Sif 
würden    also   nicht  zuständig  sein  bei   Streitigkeiten    hinsichtki 
der    ihrer    Natur    nach    als    Privatstrafen    anzusehenden    Stni- 
bestimmungen  des  §  134^  Abs.  1  No.  4. 

So  gelangen  wir  zu  dem  Ergebniss,  dass  die  Strafen,  voti 
welchen  die  Gewerbeordnung  in  §  134^  Abs.  1  No.  4  spriclix 
Ausfiuss    einer    dem    Fabrikbesitzer    eingeräumten    Privat-Stri\' 
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gniss  sind,  dass  aber  dadurch  die  Befugniss  des  Fabrik- 
tzers  nicht  berührt  wird,  mit  seinen  Arbeitern  privatrechtHche 
ventionalstrafen  auszubedingen,  welche,  abgesehen  von  der  in 
H  Abs.  2  und  §  134»>  Abs.  1  No.  5  R.-Gew.-O.  erwähnten 
'.ialbestimmung,  hinsichtlich  ihrer  Wirksamkeit,  Höhe  und  des 
Wendungszweckes  keinen  anderen  Bedingungen  als  die  privat- 
tlichen  Konventionalstrafen  unterliegen.  Die  Höhe  ist  im 
zip  unbeschränkt,  nur  kann  nach  §  343  B.  G.-B.  der  Richter 
Strafe  auf  Antrag  des  Arbeiters  herabsetzen,  falls  dieselbe 
jrhältnissmässig  hoch  ist.  Der  Verwendungszweck  braucht 
t  angegeben  zu  werden.  Eine  Aufnahme  in  die  Arbeits- 
lung  ist  nicht  vorgeschrieben. 
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Ueber  deutsches  und  preussisches 
Verordnungsrecht. 

Eine  Erwiderung  an  Herrn  Prof.  Dr.  6.  AnschCtz. 

Von 

Prof.  Dr.  Ad.  Arndt  in  Halle  a.  S. 


Jeder  Verfassung  liegt  eine  Generalidee  zu  Grunde.  Die  Ver- 
fassung des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Reicb 
hat  die  Zugeständnisse,  „die  Delegationen'^  der  Einzelstaatea 
an  die  Centralgewalt,  zum  Hauptgegenstande;  die  französisch- 
belgischen  Verfassungen  bestimmen,  wer  Namens  und  im  Auf- 
trage des  souveränen  Volkes  die  verschiedenen  Gewalten  aus- 
übt; die  preussische  enthält  die  Verzichtleistung  der  Krone 
auf  ihr  früher  allein  zugestandene  Befugnisse  und  deren  l'eber- 
tragung  zum  Zwecke  der  gemeinschaftlichen  Ausübung  an  den 
Landtag.  Daraus  ergeben  sich  ganz  bestimmte  rechtliche  Folgen: 
für  das  Deutsche  Reich,  dass  es  nur  die  ihm  übertragenen 
Befugnisse  und  die  auf  Grund  dieser  Befugnisse  von  ihm  er- 
worbenen Rechte  besitzt,  dass  also  die  Rechtsvermuthung  ßr 
die  Zuständigkeit  der  Einzelstaaten  streitet,  für  das  französisch 
belgische  Recht,  dass  die  vollziehende  Gewalt  (Krone,  Präsident« 
nur  abgeleitete  Rechte  hat  und  nur  solche  Anordnungen 
genereller  oder  spezieller  Art  treflen  darf,  die  sich  stützen  »u* 
eine   besondere    und    ausdrückliche  Ermächtigung   des   Gesetzes. 
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des  Ausdrucks  des  höchsten  Staatswillens,  für  das  preussi- 
e  Recht,  dass  die  Vermuthung  für  die  Rechte  der  Krone 
gegen  die  des  Landtages  streitet.  Es  fehlt  aber  viel,  dass 
»e  letzte  Schlussfolgerung  nicht  bloss  in  Wort  und  Phrase, 
dern  auch  in  Ernst  und  Wirklichkeit  allgemeine  Anerkennung 
et.  Wer  die  Geschichte  der  Entstehung  der  preussischen  Ver- 
ung  und  deren  Entwickelung,  namentlich  die  sog.  Konflikts- 
,  ins  Auge  fasst,  findet  unschwer,  dass  grosse  und  mächtige 
teien  und  Strömungen  den  Grundsatz  der  Volkssouveränetät 
usst  und  unbewusst  auch  für  das  preussische  Staatsrecht 
reten.  Wie  sich  die  Frankfurter  Nationalversammlung  auf 
ind  der  Volkssouveränetät  konstituirende  Gewalt  beilegte,  so 
m  die  Mehrheit  der  preussischen  Nationalversammlung  an, 
>,  so  lange  sie  sich  nicht  mit  der  Krone  über  eine  Verfassung 
^inbart  und  in  dieser  der  Krone  Befugnisse  zugestanden  hat, 
Krone  noch  Nichts  zu  befehlen  und  namentlich  nicht  die  Be- 
liss  habe,  die  Nationalversammlung  zu  vertagen,  zu  verlegen, 
ieitig  eine  Verfassung  zu  geben  u.  s.  w.  Von  diesem  Stand- 
kte  aus  interpretirte  z.  B.  die  Landtagsmehrheit  während  der 
tifliktszeit,  und  nicht  bloss  während  dieser  Zeit,  stets  gegen 
Rechte  der  Krone  und  für  die  Rechte  des  Landtages.  Von 
sem  Standpunkte  aus  behauptete  die  Abgeordnetenhausmehr- 
t  unter  Führung  von  Gneist,  dass  die  Krone  nicht  das 
ganisationsrecht  beim  Heere  habe,  trotzdem  die  Verfassung 
ht  bestimmt,  dass  die  Organisation  des  Heeres  der  königlichen 
ärogative  entzogen  und  nur  durch  Gesetz,  also  mit  Zustimmung 
8  Landtages,  auszuüben  sei,  trotzdem  auf  die  Proposition  II 
r  Krone  die  Worte:  „Besondere  Gesetze  regeln  die  Art  und 
eise  der  Einstellung  und  der  Dienstzeit"  aus  der  Verfassung 
m  5.  Dez.  1848  gestrichen  waren.  Von  dem  gleichen  be- 
iisst  oder  unbewusst  vertretenen  Standpunkt  der  Volkssou- 
'ränetät  behauptete  die  Abgeordnetenhausmehrheit,  dass,  weil 
»Iches  nicht   ausdrücklich   in    der  Verfassung  der  Krone  zuge- 
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standen  war,  diese  ohne  Zustimmung  des  Landtages  nicht  übcii 
Staatseigenthum  (Köln-Mindener  Eisenbahn)  verfügen,  nicht  6Qiii{ 
auf  dem  Gebiete  des  Vermögensrechts  ausüben,  also  nament 
nicht  auf  Steuern,  Stempel  u.  dergl.  verzichten  dürfe.  Auf 
nämlichen  Standpunkte  befinden  sich  aber  auch  (meist  wc 
unbewusst)  alle  die,  welche  behaupten,  dass  die  Krone  keai| 
anderen  Verordnungen  erlassen  dürfe,  als  die  ihr  ausdrücklü 
zugestandenen ,  nämlich  Nothverordnungen  und  Ausfiihniogh 
Verordnungen,  dass  sie  daher  auch  auf  den  Gebieten,  wo  die  Va^j 
fassung  weder  direkt  noch  indirekt  ein  Gesetz  erfordere,  Kk 
rechtswirksam  befehlen  dürfe.  Diese  Behauptung  wird, 
Anschütz  im  Programm  der  K.  Eberhard  -  Karls  -  Universit 
Tübingen  1900  (Die  gegenwärtige  Theorie  über  den  Begriff 
gesetzgebenden  Gewalt  und  den  Umfang  des  königlichen  V€^] 
Ordnungsrechts  nach  preussischem  Staatsrecht  S.  24)  mittheilt, 
für  das  preussische  Recht  von  ihm  selbst,  v.  Stockmar,  Labasd,| 
Georg  Meyer,  Schulze,   Jellinek,  Rosin,   Seligmann,  BRff,| 

V.     HOLTZENDORFF,     DeRNBURG,     E.    MaYER,     OtTO     MaYER  UiJ 

ScHWARTZ  vertreten.  Anschütz  giebt  nun  zu,  dass  eine  «zuerst 
wenig  beachtete,  aUmählich  aber  immer  stärker  ansch wellende  1 
—  Gegenströmung"  hervortrete,  welche  für  die  Krone  im  Rechts- 
verordnungsrecht praeter  legem,  ein  selbständiges  RechtsTer- 
ordnungsrecht,  in  Anspruch  nehme,  dessen  Handhabung  nur  eben 
an  die  Schranke  gebunden  ist,  dass  die  Verordnung  nichts  be- 
stimmen dürfe,  was  einer  ausdrücklichen  Gesetzesvorschrift  zuwider- 
laufe. Anschütz  meint  S.  26,  dass  diese  ganze  Gedanken- 
richtung  erst  durch  Gneist  in's  Leben  gerufen  sei,  glücklicher 
Weise  sei  der  Streit  ein  lediglich  theoretischer  geblieben,  und  es 
sei  auch  nicht  zu  befürchten,  dass  die  Regierung  des  führenden 
deutschen  Einzelstaates  sich  diese  „krypto-absolutische  Gedanken- 
richtung"  aneignen  und  damit  die  Gefahr  ernster  politischer 
Konflikte  heraufbeschwören  werde.  Anschütz  giebt  S.  H  zu. 
dass  die  Krone  Preussen  alle  ihr  durch  die  Verfassung  nicht  ent- 
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eneu  Rechte  habe,  er  meint  aber,  diese  Ansicht  sei,  abgesehen 
L  H.  Schulze,  Gemeingut  aller  Theoretiker,  und  ich  meiner- 
s  habe  ganz  mit  Unrecht  glauben  machen  wollen,  die  herr- 
ende Theorie  stehe  auf  einem  anderen  Boden.  Trotzdem 
tritt  Anschütz  S.  11  die  Ansicht,  dass  der  Satz  des  belgischen 
atsrechts:  „les  arretes  royaux  ne  peuvent  etre  contraires  aux  lois 
les  outre-passer"  auch  für  Preussen  richtig  sei.  S.  12fiF. 
:ennt  sich  Anschütz  als  ein  Anhänger  der  Lehre  der  Ge- 
tentheilung  auch  für  Preussen.  Gesetzgebende  Gewalt  sei, 
heisst  es  auf  S.  14,  rechtssetzende  Gewalt.  Gesetze  im  for- 
llen  Sinne  gebe  es  erst  im  konstitutionellen  Staate,  S.  17, 
setz  sei  gleichbedeutend  mit  Rechtssatz  gewesen.  Rechts- 
ordnungen, d.  s.  abstrakte  Vorschriften  der  Staatsgewalt, 
che  der  Gesetzeskraft  entbehren  und  mit  Gebot  oder  Verbot 
die  Unterthanen  sich  wendend  in  den  aktuellen  Rechtszustand 
greifen,  können,  so  sagt  er  S.  21,  in  Preussen  auch  vom  Könige 
•  auf  Grund  gesetzlicher  (verfassungsmässiger  oder  spezial- 
etzlicher)  Ermächtigung  erlassen  werden.  Der  Ausdruck 
jsetzgebende  Gewalt"  in  Art.  62  Satz  1  der  Verfassung  müsse 
Sinne  des  materiellen  Gesetzesbegriffes  aufgefasst  w^erden. 
Tauf  wendet  sich  Anschütz  S.  27 ff.  besonders  gegen  mich: 
i  guter,  vielleicht  der  grösste  Theil  meiner  Ausführungen  und 
rgebnisse  sei  durch  eine  methodische  Eigenart  bedingt.  Meine 
ethode,  „öffentliches  Recht  zu  treiben",  sei  von  einer  Grund- 
ischauung  beherrscht,  welche  im  Wesentlichen  darauf  hinaus- 
)rame,  die  von  allen  juristisch  Denkenden  bisher  gut  gesonderten 
«griffe  „Recht"  und  „Faktum"  in  bewusster  Weise  zu  ideu- 
fiziren.  Ich  sei  allezeit  geneigt,  das  Faktum  als  unwiderleglichen 
•eweis  für  das  Dasein  eines  publizistischen  Rechtssatzes  hinzu- 
elimen,  nämlich  die  „konstante  Praxis"  derjenigen  Stellen,  welche 
^ch  mit  der  betreffenden  Materie  amtlich  zu  beschäftigen  haben 
^ie  Thatsachen,  an  deren  Vorhandensein  nach  meiner  Methodik 
le  Wirksamkeit  und  die  Produkte  der  Rechtsbildung  zu  erkennen 

23* 
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Beien,  das  seien  für  mich  die  Akten  der  Behörden.  Ich  I 
der  Wissenschaft  mit  ausdrücklichen  Worten  das  Recht  bestri 
Anordnungen  der  höchsten  Staatsgewalt,  welche  uuangefoc 
zur  Wirksamkeit  gebracht  werden,  für  rechtswidrig  und  ni< 
zu  erklären.  Anschütz  legt  Verwahrung  gegen  solche  Meth 
ein,  bei  deren  Anwendung  die  Wissenschaft  noch  den  let 
Rest  an  Achtung,  welcher  ihr  nach  meiner  Abschätzung 
blieben  sei,  einbüssen  müsste.  S.  30 ff.  hebt  Anschütz  hei 
dass  Abs.  2  in  Art.  62  der  preussischen  Verfassung  keines 
tautologisch  sei,  sondern  nur  das  sog.  absolute  Veto- 
Sanktionsrecht  der  Krone  feststelle,  dass  aber  Abs.  1  e 
tautologischen  Inhalt  habe,  wenn  man  nicht  „gesetzgebende 
walt*^  als  rechtsetzende  Gewalt  auffassen  würde.  In  ein 
Artikeln  (1,  2,  3,  99,  103)  habe  das  Wort  „Gesetz"  allen 
„formelle  Bedeutung",  in  Art.  86,  die  Richter  seien  nur  der 
torität  des  Gesetzes  unterworfen,  aber  materielle  Bedeutung, 
auch  das  preussische  Oberverwaltungsgericht  annehme  (Bd.  '. 
S.  64),  ebenso  in  Art.  4,  die  Preussen  seien  vor  dem  Gei 
gleich,  und  in  Art.  9,  Strafen  können  nur  in  Gemässheit 
Gesetzes  angedroht  oder  verhängt  werden.  Wenn  ich  behai 
dass  die  Verfassung  selbst  aufzähle,  wo  ein  Akt  der  Ge 
gebung  (Zustimmung  vom  Landtag)  nöthig  sei,  so  müssten  £ 
dem  Verordnungswege  verblieben  sein  (S.  39),  deren  Zugeh 
keit  zur  Kompetenz  der  Legislative  in  einer  nunmehr  übei 
halbes  Jahrhundert  währenden  Staatspraxis  niemals  bestr 
ist,  z.  B.  das  Privatrecht.  Ich  gelange  mithin  zu  Konsequei 
welche  (S.  40)  der  zu  ihnen  hinführenden  Theorie  „jeden 
von  üeberzeugungskraft  rauben  und  für  diese  geradezu  ' 
nicht end  wirken".  Nun  bemerkt  Anschütz,  dass  auch 
zugebe,  das  Allgemeine  Landrecht,  die  Gerichtsordnung  u.  i 
können  nicht  durch  blosse  Verordnung  beseitigt  werden, 
Unrecht  folgere  ich  dies  aber  aus  Art.  86.  Hier  bedeute  Ge 
„jede  Rechtsnorm".     Ich   müsste  zu   dem  Schluss  kommen,  < 
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die  „selbständige  Verordnung*^  (S.  42)  für  den  Richter 
tssatz  sei.  „Es  sei  schlechthin  unerfindlich,  wie  der  juristische 
;itnd  sich  eine  legale,  aber  für  den  Richter  unberechtigte 
tsverordnung  vorstellen  soll."  So  würde  ich  (S.  43)  zu 
ssen  gedrängt,  welche  dem  selbstverständlichen  Sinue  der 
ssung  und  jedenfalls  der  Praxis  zuwiderlaufen,  so  führe  der 

auf  welchem  ich  diesen  Konsequenzen  ausweichen  wolle, 
rettungslos  in  die  Arme  der  von  mir  grundsätzUch  he- 
ften Meinung.  Ebenso  wie  mit  dem  Privatrecht  stehe  es 
lem  Civilprozess-  und  Strafprozessrecht,  welche  der  Ver- 
ingsgewalt  nicht  in  einer  ausdrücklichen  Verfassungsvorschrift 
yen  seien.  Wäre  meine  Theorie  richtig,  so  hätten  die 
liehen  Verordnungen  wegen  Aufhebung  der  Verpflichtung 
[ilfsleistung  bei  Bäumung  des  Schnees  von  Chausseen  vom 
m.  1849,  betreffend  die  Errichtung  von  Gewerberäthen 
w.  vom  9.  Febr.  1849  und  betreffend  Abänderung  der 
iitalordnung  nicht  als  Nothverordnungen  auf  Grund  Art.  106 
erfassung,  sondern  nur  als  einfache  könighche  Verordnungen 
gehen  brauchen.  E.  Mayer  gestehe  mir  zu  Unrecht  zu 
l),  dass  „Gesetz**  und  „gesetzgebende  Gewalt"  im  Art.  62 
die  materielle,  sondern  die  formelle  Seite  des  Gesetzes- 
Fes  treffen  wolle.  Nachdem  Anschütz  die  Theorien  noch 
rNEiST,  Zorn  und  Boknhak  bekämpft  hat  (S.  54  ff.),  citirt 
merkungen  von  Reichensperger  bei  Berathung  des  heutigen 
[8  (Staatsverträge),  von  Stahl  bei  Berathung  des  heutigen 
53  (Nothverordnungsrecht),  um  darzuthun,  dass  die  Unzu- 
ceit  von  Rechtsverordnungen  praeter  legem  schon  von  allen 
ien  der  Revisionskammer  anerkannt  gewesen  sei  (S.  78), 
.  Daniels  habe  aus  Irrthum  eine  abweichende  Meinung 
sert.  Im  Jahre  1869  habe  selbst  der  Minister  Graf 
TLENBURG  im  Herrenhause  anerkannt,  dass,  wenn  in  dem  ma- 
en  Umfange  der  Regierungsrechte  etwas  geändert  werden 
dies  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  geschehen  dürfe.     Im 
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Gesetzesbegriffe  der  preussischen  Verfassung  treffen  sich  der 
materielle  Gesetzesbegriff  aus  dem  Inventar  des  ancien  regime 
mit  der  Staatstheorie  des  Naturrechts.  Endlich  folgert  Anschütz 
aus  den  Art.  48  und  50  der  Verfassung,  dass  die  Verfassung 
sich  selbst  im  Sinne  seiner  Ausführungen  und  gegen  die  meinigen 
interpretire  (S.  91).  Nur  das  konzedirt  Anschütz  S.  92  ff., 
dass  auch  diejenigen  Delegationen  zum  Erlasse  von  RechtsTer- 
Ordnungen  noch  zu  Recht  bestehen  geblieben  seien,  welche  sich 
auf  vorkonstitutionelle  Gesetze,  z.  B.  die  Deichordnung  vom 
28.  Jan.  1848  gründen. 

Soweit  Anschütz. 

Bevor  in  eine  Besprechung  seiner  Ausführungen  eingetreten 
werden  kann,  muss  erst  der  status  causae  et  contraversiae  auf 
genommen  und  klargestellt  werden.  Als  meine  so  bitter  befehdete 
Schrift:  „Das  Verordnungsrecht  des  Deutschen  Reichs  auf  dci 
Grundlage  des  preussischen  und  unter  Berücksichtigung  def 
fremdländischen  Verordnuugsrechts  systematisch  dargestellt^  ver- 
fasst  und  den  juristischen  Kreisen  in  Anschütz'  Vaterstadt  vor- 
gelegt wurde,  also  etwa  1882,  war  die  communis  opinio  doctoruiD 
in  Ansehung  des  Verordnungsrechts  die  folgende: 

Die  Lehre  der  Trennung  der  drei  Gewalten  stelle  eine 
längst  überwundene,  absurde  und  grundfalsche  Doktrin  dar. 
Gesetz  im  Sinne  des  Art.  62  derpreuss.  und  der  Art.  2  und  öder 
R.-Verf.  sei  ein  materieller  Begriff,  sei  Rechtssatz.  Art  62 
preuss.  und  Art.  6  R.-Verf.  wollen  besagen,  dass  Rechtssätze 
irgend  welcher  Art  nur  von  den  gesetzgebenden  Faktoren 
erlassen  werden  dürfen,  und  von  Anderen  nur  dann,  wenn  hierzu 
eine  ausdrückliche  und  spezielle  Ermächtigung  ertheilt  sei. 
Dies  folge  daraus,  dass  das  Wort  y, Gesetz"  im  Sinne  dieser  Vo^ 
Schriften  doch  nur  im  überlieferten,  d.  h.  im  vorkonstitutiooellen 
Sinne  gebraucht  sein  könne,  Gesetz  im  Sinne  des  vorkonstitutio- 
nellen Rechts  habe  Rechtsnorm,  jede  Rechtsnorm  bedeutet. 
Nehme  man  etwas  Anderes  an,   so  enthalten  Art,  62  und  hex^' 
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Art.  5  Tautologien.  Möge  der  eine  Absatz  immerhin  auf- 
zählen, wer  die  gesetzgebenden  Faktoren  seien,  so  müsse  der 
mdere  Absatz  bedeuten,  dass  gesetzgebende  Gewalt  oder  Gesetz- 
gebung die  Befugniss;  Rechtssätze  aufzustellen,  bedeute.  Da  die 
Delegation  der  Befugniss,  Rechtssätze  aufzustellen,  nur  speziell 
ind  ausdrücklich  in  einem  Gesetze  erfolgen  könne,  so  sei  eine 
Jubdelegation  unstatthaft.  Verordnungen,  die  dem  Kaiser 
ider  dem  König  durch  Verfassung  oder  Gesetz  aufgetragen  seien, 
lürfen  daher  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  nicht  vom  Reichs- 
kanzler oder  einem  Minister  ergehen.  Aus  dem  gleichen  Grunde 
ei  anzunehmen,  dass  die  preussische  Verfassung,  und  ganz 
[ewiss  die  Reichsverfassung,  keine  allgemeine  Delegation  der 
^fugniss,  Rechtsverordnungen  zu  erlassen,  kenne;  die  Reichs- 
erfassung schliesse  eine  solche  Annahme  ausdrücklich  aus,  da 
ie  dem  Bundesrath  nur  (in  Art.  7  Ziff.  2)  die  Befugniss  gebe, 
Terwaltungsvorschriften  (also  nicht  Rechtsvorschriften)  zu 
rlassen.  Rechtsverordnungen  seien  im  Sinne  der  Verfassung, 
lamentlich  auch  des  Art.  2  R.-Verf.,  Gesetze,  woraus  sich 
rgebe,  dass  sie  bei  Vermeidung  der  Ungültigkeit  kraft  ver- 
issungsrechtlicher  Vorschrift  wie  Gesetze,  also  im  Reiche  im 
leichsgesetzblatt  verkündet  werden  müssen. 

Aus  diesen  Ansichten  folgte,  dass  so  ziemlich  alle  damals 
orhandenen  Reichsverordnungen  als  ungültig  erklärt  werden 
mssten^,  z.  B.  die  so  ungeheuer  wichtigen,  die  Grundlage  des 
^ersonen-  und  Güterverkehrs,  der  Konstruktion,  des  Signalwesens, 
er  Sicherung  und  des  Betriebes  der  Eisenbahnen  bildenden 
Jundesraths- Verordnungen,  einmal,  weil  sie,  obwohl  Rechts- 
lormen  enthaltend,  nicht  von  der  Gesetzgebung  erlassen  seien, 
odann,  weil  zu  ihrem  Erlasse  das  Reich  überhaupt  nicht  zu- 
itändig  sei,   und   endlich,    weil   sie   grossentheils  und   anfänglich 


^  Vgl.   namentlich  A.  Hänel,    Die   organisatorische  Entwickelung   der 
^«ulscben  Reichsverfassuug,  Leipzig  1880. 
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überhaupt  nicht  im  Rcichgesetzblatt^  bekannt  gemacht  seien 
ferner  die  Post-  und  Telegraphenordnungen,  letztere,  weil  es  soga 
an  jedem  Gesetze  fehle,  zu  dem  sie  als  Ausführ ungsverordnunge 
gelten  könnten,  beide  ferner,  weil  sie  vom  Kanzler  (Staatt 
Sekretär,  Minister),  nicht  vom  Kaiser  erlassen  und  nicht  ii 
Reichsgesetzblatt  verkündet  seien.  Die  gleiche  Nichtigkeit  müssl 
nach  dieser  Theorie  auch  der  Wehrordnung,  allen  den  Regali 
tiven  des  Bundesraths  in  Zoll-  und  Steuersachen,  über  Beglei 
schein  verfahren,  Behandlung  und  Bedingungen  von  Zoll-  un 
Transitlägern,  Denaturirung  von  Salz  u.  s.  w.  u.  s.  w.  anhafte: 
endlich  der  Schiftsvermessungsordnung  u.  s.  w. 

Im  Gebiete  des  preussischen  Rechts  müssten  als  nichti 
gelten  fast  alle  das  Unterrichtswesen  regelnden  Vorschrifte 
die  STiEHL'schen  und  die  FALK'schen  Schulregulative,  die  Un 
versitätsstatuten,  das  Recht  der  Gymnasien,  Realschulen,  Sem 
narien,  alle  die  Prüfungsvorschriften  für  Lehrer  und  Leraend( 
die  Disziplinarstrafvorschriften,  die  Verpflegungs-,  Hinterbliebenen 
Versorgungs-,  Kantonirungs-,  Ehrengerichts- Vorschriften  für  dj 
Heer  und  die  Marine  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Gegen  diesen  ganzen  Kreis  von  Anschauungen  erhob  raeii 
Schrift  überall  Widerspruch: 

Die  Lehre  der  Gewaltentheilung  sei  falsch  verstanden  un 
gelte  (in  etwas  anderer  Ausführung  als  in  England  und  FranI 
reich)  auch  im  Deutschen  Reiche  und  in  Preussen  ^.  Gesetzgeben(i 
Gewalt  sei  nicht  Gewalt,  Rechtsnormen  aufzustellen,  sondern  d 
höchste  Gewalt  im  Staate,  nämlich  die  Befugniss,  die  höcbstei 
die   Jedermann,    auch    die   Gerichte,    unbedingt   verbindende 

-  Dass  sie  später  nicht  mehr  im  Rcichs-Centralblatt,  sondern  im  Reich 
Gesetzblatt  bekannt  gemacht  wurden ,  ist  nicht  dem  Einflüsse  oder  Anseh« 
der  Theorie  (Laband,  Hänel,  G.  Meyer,  H.  Schulze  u.  s  w.),  sondern  m 
dem  thatsächlichen  Umstände  zuzuschreiben,  dass  die  Gerichte  meist  m 
das  Gesetz-,  nicht  das  Centralblatt  besitzen. 

'  Verordnungsrecht  S.  7ff.,  Reichsverfassung  S.  101  und  an  verschiedene 
Stellen  meiner  Anmerkungen  zur  preussischen  Verfassung. 
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Anordnungen,  gleichviel  welchen  Inhalts,  zu  treffen.  Diese 
höchste  Gewalt  habe  im  absoluten  Preussen  der  Krone  zuge- 
standen. Art.  62  der  preussischen  Verfassung  gebe  sie  fortan  dem 
Könige  nur  noch  in  Gemeinschaft  mit  den  Kammern.  Im  vor- 
konstitutionellen  Preussen  sei  Gesetz  nicht  gleich  Rechtsnorm 
gewesen;  die  ungeheure  Mehrzahl  der  Rechtsnormen  sei  von  den 
Ministern ,  Regierungen ,  Oberbergämtern ,  Ortspolizeibehörden 
erlassen  und  keineswegs  als  Gesetze  bezeichnet  gewesen,  vielmehr 
stets  betont  worden^  dass  sie  mit  den  „Gesetzen^,  d.h.  den 
königlichen  Verordnungen,  nicht  in  Widerspruch  treten 
dürfen.  Wo  die  Verfassung  nach  Sinn  oder  Wortlaut  kein 
Gesetz  fordere,  könne  die  Krone,  die  alle  ihr  nicht  entzogenen 
Befugnisse  bewahrt  habe,  noch  selbständige  Normen  aufstellen 
bezw.  aufstellen  lassen :  namentlich  im  Unterricht swesen  (so  lange 
bis  das  in  Aussicht  gestellte  allgemeine  Unterrichtsgesetz  ergangen 
ist),  im  Militär-,  Telegraphen-,  Post-,  Eisenbahnwesen.  Es  dürfe 
sich  dabei  allerdings  nicht  um  gerichtliche  Strafen  handeln,  denn 
diese  dürfen  wegen  Art.  8  nur  gemäss  einem  Gesetze  ergehen, 
überhaupt  nicht  um  Beeinträchtigung  der  Grundrechte;  denn 
hier  schliesse  die  Verfassung  überall  den  Verordnungsweg  aus 
(Art.  5  ff.),  auch  nicht  nur  Gegenstände,  die  zur  unmittelbaren 
Anwendung  durch  die  Gerichte  bestimmt  seien  (Civil-  und  Straf- 
recht, Civil-  und  Strafprozess),  weil  nach  Art.  86  der  Richter 
nur  der  Autorität  des  Gesetzes  unterworfen  und  die  gerichtliche 
ttnd  vollziehende  Gewalt  von  einander  getrennt  seien.  Sowohl 
die  preussische  wie  die  Reichsverfassung  kennen  und  lassen  zu, 
80  wurde  weiter  ausgeführt,  in  Art.  45  und  bzw.  7  Abs.  2  eine 
Allgemeine  Delegation  des  (Ausführungs-)  Verordnungsrechts 
intra  legem.  Verwaltungsvorschriften  im  Sinne  der  Reichsver- 
fassung  seien  in  Uebereinstimmung  mit  dem  überlieferten  Sprach- 
gebrauch des  französisch-belgischen  Rechts,  der  deutschen  Bundes- 
staaten, namentlich  der  Zollvereinigungsverträge  und  Steuer- 
gesetze, dem  Sprachgebrauche  der  Lehre  von  der  Gewaltentrennung, 
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nicht  Vorschriften  nur  für  die  Verwaltung,  sondern  Vor- 
schriften von  der  Verwaltung,  im  Unterschied  zu  Vorschrif- 
ten von  der  Gesetzgebung.  Das  Wort  „Gesetze"  in  Art.  2 
R.-Verf.  beziehe  sich  nur  auf  formelle  Gesetze.  Rechtsnormen 
enthaltende  Reichsvorschriften  des  Kaisers ,  des  Bundesraths, 
des  Kanzlers  u.  s.  w.,  brauchen  daher  keineswegs  im  Reichs- 
gesetzblatt —  bei  Vermeidung  der  Ungültigkeit  —  publizirt 
zu  werden,  vielmehr  sei,  wenn  nicht  ein  Gesetz  Anderes  vorschreibe, 
hierfür  der  Wille  des  Verordnenden  massgebend.  Soweit  Ver- 
fassung oder  Gesetz  (wie  bei  den  Polizeiverordnungen)  nichts 
Anderes  bestimmen,  bestehe  die  Befugniss  zur  Subdelegation 
des  Verordnungsrechts,  des  selbständigen  wie  des  unselbständigen; 
so  seien  die  Schulregulative  vom  Kultusminister,  die  Post-  und 
Telegraphenordnungen  mit  Recht  statt  vom  Könige  und  Kaiser 
vom  Ressortminister,  bezw.  vom  Kanzler  oder  vom  Reichsstaats- 
sekretär, viele  Verordnungen  im  Gebiete  des  Militärwesens  vom 
Kriegs-  oder  Marineminister  erlassen.  Soweit  der  status  causae. 
Nunmehr  die  Waffen  ans  Licht! 

S.  12  hebt  AxscHüTZ  als  ein  grosses  Verdienst  von  Otto 
Mayer  hervor,  in  seinem  1895  erschienenen  Deutschen  Ver- 
waltungsrecht gegen  die  Ablehnung  des  Prinzips  der  Trennung 
der  Gewalten  eine  einsame  —  Stimme  erhoben  zu  haben.  Lag 
es  da  in  einer  so  scharfen  Polemik  gegen  mich  nicht  nahe,  dass 
Anschütz  hervorhob,  Arndt  ist  zwar  ein  total  vernichteter 
Mann,  es  sei  aber  anzuerkennen,  dass  er  in  seinen  in  mehreren 
Zehntausenden  von  Exemplaren  verbreiteten  und  von  Praktikern 
viel  studirten  Schriften  die  Lehre  der  Gewaltentheilung  auf  das 
Energischste  vertreten  und  z.  B.  in  seinem  Kommentar  zur 
Reichsverfassung  1895,  lange  vor  Mayer,  eingehend  be- 
gründet hat?  Anschütz  unterliess  dies  vielleicht  nur  desshalb; 
weil  es  nicht  in  die  „Vernichtungstheorie"  passte,  weil  er  sich 
sagen  konnte,  für  so  dumm,  als  er  Arndt  hinstelle,  werden  dieser 
und  seine  Theorien  doch  nicht  angesehen  werden  können ;  weßD 
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man  ihm  konzediren  müsse,  dass  er  gerade  in  der  prinzipalsten 
Frage  des  modernen  Staatsrechts  gegenüber  der  ganzen  da- 
maligen Theorie  und  allen  Theoretikern  Recht  habe. 

Auf  kaum  zwei  Reihen  in  einer  Anmerkung  erkennt  Rosin 
in  der  ersten  Auflage  seines  Polizeiverordnungsrechts  beiläufig  an, 
dass  die  königlichen  Ausführungsverordnungen  auch  Rechtssätze 
enthalten  dürfen.  Ich  schreibe  ein  ganzes  Buch  mit  zahlreichen 
Belegen  aus  allen  Verfassungen.  Trotzdem  deutet  Anschütz  S.  20 
an,  es  sei  keine  objektiv  zutreffende  Selbsteinschätzung,  wenn  ich 
bemerke,  6.  Meyer  und  H.  Schulze  hätten  sich  durch  mein 
Verordnungsrecht  (anstatt  durch  Rosin)  in  dieser  Frage  um- 
stimmen lassen.     Jedoch  ich  will  der  Reihe  nach  vorgehen:   Es 

*  _ 

^st  Anschütz  zuzugeben,  dass  der  Streit  über  die  Grenzen  des 
V^erordnungsrechts  im  Wesentlichen  ein  lediglich  theoretischer 
geblieben  ist,  aber  nicht  etwa,  weil  meine  eigene  oder  Anderer 
ö^egnerschaft  gegen  die  herrschende  Schule  eindruckslos  und 
'Nichtig  erscheint,  sondern  umgekehrt,  weil  die  herrschende 
Schule  trotz  aller  glänzenden  Namen  mit  allen  ihren 
T'Iieorien  bisher  ohne  jeden   Eindruck,   wenigstens  ohne 

• 

J^den  thatsächlichen  Erfolg  geblieben  ist.  Die,  welche 
^a.tur-  und  verfassungsgemäss  (in  Preussen  Art.  106  der  Ver- 
^^ssung  und  seine  Motive)  zu  Wächtern,  Prüfern  und  Richtern 
darüber  bestellt  sind,  ob  eine  Verordnung  nicht  in  den  Bereich 
^^r  Gesetzgebung,  d.  h.  in  die  Zuständigkeit  des  Landtags  ein- 
Si^eift,  die  Kammern,  haben  zwar  stets  Kenntniss  von  selbständigen 
Verordnungen  oder  von  der  Publikation  der  Verordnungen  ge- 
^^>t,  jedoch  das  Verfahren  der  Staatsregierung  für  durchaus 
^^rfassungsmässig  gehalten.  Dieselben  Kammern,  welche  die 
Verfassung  beriethen  und  feststellten,  haben  z.  B.  den  Allerhöchsten 
^rlass,  enthaltend  Bestimmungen  wegen  der  den  Militärs  u.  s.  w. 
^U  gewährenden  Tagegelder,  vom  28.  Dez.  1848,  publizirt  Gesetz- 
sammlung 1849  S.  85,  offenbar  gelesen  und  lesen  müssen.  Zweifel- 
■^08  enthält    dieser   Erlass    aber   so  gut  Rechtsnormen    wie    die 
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Gesetze    über  die  Tagegelder  der  Reichs-  und  Landesbeamten. 
Die  Kammern  haben  aber  keineswegs   resolvirt,  der  Allerhöchste 
Erlass  vom  28.  Dez.  1848,  der  nicht  auf  Grund  Art.  105,  nicht 
als  Nothverordnung,  sondern  als  einfache  königliche  Verordnung, 
auch  nicht  als  Ausführungsverordnung,   auch  nicht  kraft  gesetz- 
licher Delegation  ergangen  ist,  sei  verfassungswidrig  und  nichtig  und 
demgemäss   die   auf  Grund   desselben   geleisteten  Zahlungen  zu 
Unrecht  der  Staatskasse  zur  Last  gelegt  und   vom  Landtage  bei 
der  Rechnungslegung  als  zu  Recht  verwendet  nicht  anzuerkennen. 
Es  ist  auffällig,  wie  AnschCtz  dieses  Regulativ  entgehen  konnte, 
da  er  doch  sonst  die  Gesetzsammlung  des  Jahres  1849  so  genau 
kennt.     Die  Kammern  haben  ferner  Kenntniss  von   den  StieHL- 
schen  und  den  FALK'schen  Schulregulativen,  den  königlichen  Be- 
stimmungen über  die  militärischen  Ehrengerichte,  die  Disziplinar" 
Strafordnungen  für  das  Heer  und   die  Marine,   die  Telegraphen- 
ordnungen, die  Eisenbahnbetriebsreglements  u.  s.  w.  gehabt  uD^ 
doch    niemals    behauptet:    diese  seien,    weil    es  an  einer  gesetz- 
lichen Delegation   fehle,  null  und   nichtig.    Ein  Gesetz  über  d^ 
Telegraphen wesen    gab    es   in   Preussen    überhaupt   nicht;    na^^ 
weniger  also  eine  gesetzliche  Delegation  an  den  Handelsminist ^^^' 
Rechtsnormen  über  Gebühren,    Garantie  der  Verwaltung  u.  d^^' 
aufzustellen. 

Auch  der  Reichstag  hat  sich  durch  die  herrschende  Theor^  ^^ 
nicht   bestimmen   lassen.     Er   hat   z.  B.  niemals  gefordert,    da-^^ 
die   von  der  Theorie    für    ungültig  erklärten  Verordnungen  üb^^^ 
Eisenbahnbau    aufgehoben    oder    wenigstens    in    anderer   Wei^  ^ 
publizirt  werden  sollten.    Was  z.  B.  die  Bundesrathsverordnunge-  ^ 
bezüglich  des  Eisenbahnwesens  anbetrifft,    so    hat   der  Reichsta 
seinerseits  anerkannt  und  sogar  gefordert,  dass  sie  vom  Bunde 
rath    im    Verordnungswege    ergehen    sollten*.     Die    ordentliche 
Gerichte    sind    nach    dem    in  Preussen    geltenden  Rechte   nich^ 

*  Sten.  Ber.  des  Nordd.  Reichst.  1869,  S.  828. 
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wenigstens  nicht  direkt,  in  der  Lage,  über  die  Gültigkeit  und 
Ungültigkeit  sog.  selbständiger  Verordnungen  zu  entscheiden, 
weil  diese  nur  solche  Materien  betreffen  dürfen,  die  zur  unmittel- 
baren Anwendung  durch  die  Justiz  nicht  bestimmt  sind  oder 
wenigstens  im  Jahre  1850  nicht  bestimmt  waren:  über  Schul- 
regulative (ob  Eltern  verpflichtet  sind,  an  dem  durch  die  Regula- 
tive vorgeschriebenen  Untenncht  ihre  Kjnder  theilnehmen  zu 
lassen  und  die  Geldmittel  dafür  herzugeben),  ob  und  wie  viel 
Rehgionsstunden  zu  geben  sind,  Universitätsstatuten  (ob  Jemand 
zu  Unrecht  zum  Universitätsstudium  zugelassen,  ob  er  zu  Unrecht 
relegirt  oder  consiUirt  ist),  Telegraphenverordnungen  (ob  Tele- 
graphengebühren zu  Recht  (zu  hoch)  erhoben  sind  oder  zurück- 
gefordert werden  dürfen,  ob  die  Telegraphenverwaltung  Garantie 
für  Nichtbeförderung  u.  s.  w.  zu  leisten  hat),  ob  und  welche 
Sold-,  Relikten- ^  Marsch-,  Viktualienverpflegung,  Reisekosten, 
Tagegelder  den  Truppen  zustehen  u.  s.  w.,  ob  in  den  Betriebs- 
reglements den  Eisenbahnen  nicht  zu  harte  Bedingungen  über 
Haftung,  Lieferungsfrist  u.  dgl.  auferlegt  sind.  AVohl  aber  ist 
theilweise  seit  den  siebenziger  Jahren  der  Verwaltungs- 
rechtsweg offen.  Die  Verwaltungsgerichte  haben  jedoch  z.  B. 
die  Gültigkeit  der  wichtige  Rechtsnormen  aufstellenden  sog.  Schul- 
regulative anerkannt*',  trotzdem  diese  vom  Minister  nicht  auf 
Grund  gesetzlicher  Ermächtigung  erlassen  und  auch  nicht  wie 
Gesetze    veröffentlicht     sind.     In    vereinzelten    Fällen    sind    die 

*  Rücksichtlich  der  Relikten  der  Militärpersonen  ist  erst  seit  den 
8»ehzi^er  Jahren  von  Reichs  wegen  in  eingeschränkter  Weise  der  Rechtsweg 
'^gelassen  worden. 

*  Entsch.  des  Oberverwaltungsgerichts  Bd.  I  S.  173,  205  a.  a.  O.  Das 
^oen'erwaltungsgericht  hat,  soweit  es  zum  Richter  gesetzt  ist,  die  Gesetz- 
"^Hssigkeit  einer  generellen  oder  speziellen  Anordnung  zu  prüfen;  auch  ist 
^  in  Bezug  auf  seine  richterliche  Thätigkeit  keiner  Anweisung  der  Exekutive 
auterworfen.  Art.  86  der  preuss.  Verfassung  findet  dagegen  als  solcher  keine 
^^^M'endung  auf  die  Verwaltungsrechtsprechuug.  Eine  nähere  Ausiührung 
^'^8es  Satzes  kann  hier  unterbleiben,  da  in  den  Jahren  1848 — 1850  noch 
•'«ine  Verwaltungsrechtsprechung  bestanden  hat. 
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Fragen  der  Gültigkeit  mancher  Eeichsver Ordnungen  jedoch 
auch  vor  die  ordentlichen  Gerichte  gekommen,  so  die  vom  Bandes- 
rath  erlassenen  Bahnpolizeireglements  und  das  Reichsober- 
handelsgericht hat  alle  die  von  der  Theorie  erhobenen 
materiellen  und  formellen  Bedenken  als  nicht  stich- 
haltig und  das  Reglement  für  gültig  —  die  herrschende 
Theorie  also  für  falsch  —  erklärt^.  Zu  verschiedenen 
Malen  hat  sich  das  Reichsgericht  mit  der  Frage  befasst,  ob 
Reichsgesetz  im  Sinne  des  Art.  2  R.-Verf.  ein  materieller  oder 
ein  formeller  Begriff  ist  (ob  nämlich  die  materielle  Reichsgesetze 
darstellenden  Reichsverordnungen  im  Reichsgesetzblatt  bei  Ver- 
meidung der  Ungültigkeit  zu  verkündigen  seien),  und  drei  Mal  hat 
das  Reichsgericht,  ebenso  wie  der  vernichtete  äkndt  ausführte, 
dahin  entschieden:  das  Wort  „Reichsgesetze"  im  Sinne  des 
Art.  2  sei  ein  formeller  Begriff,  und  Reichsverordnungeu  können, 
wenn  das  Reichsgesetz  nichts  Anderes  befiehlt,  so  wie  dem  Ver- 
ordnenden beliebt,  gültig  verkündet  werden ^  Warum  ver- 
schweigt Anschütz  air  dieses  seinen  Lesern;  fürchtet  er 
vielleicht,  dass,  wenn  er  es  mittheilt,  seine  Vernichtungs- 
theorie zurückfällt?  Das  Oberhandelsgericht  wie  das  Reichs- 
gericht sind  zwar  ebenfalls  dem  Irrthum  unterworfen,  aber  so 
sehr  sind  sie  doch  keine  quantite  negligeable,  dass  man  ihre 
Entscheidungen  einfach  verschweigen  dürfte. 

Ganz  willkürlich  ist  die  ANSCHÜTz'sche  Behauptung,  dass 
meine  Gedankenrichtung  durch  Gneist  ins  Leben  gerufen  se^- 
Ich  kann  mir  den  Standpunkt  der  Staatsregierung  und  den  d^^ 
Fortschrittspartei  (Waldeck)  in  der  Konfliktszeit  wohl  erkläre^'- 
die  Krone  sei  an  sich  zur  Heeresreorganisation  berechtigt,  ut^^ 
nur  zu  den  Geldausgaben  sei  die  Zustimmung  des  Lan<^* 
tages  nöthig   gewesen.      Die   GNEiST'sche  Theorie:    die  Heert^^' 


'  Eütsch.  Bd.  XXI  S.  60. 

«  Z.  B.  Eotscb.  in  Civils.  Bd.  XLIT  S.  314,  Bd.  XL  S.  76. 


reorganisatioD  habe  nur  durch  Gesetz  erfolgen  können,  eine 
Organisation  ohne  Gesetze  enthalte  so  viel  Widersprüche  wie 
Worte  in  sich;  die  Heeresreorganisation  habe  daher  das  Kains- 
zeichen des  Eidbruchs  an  der  Stirne  getragen,  kann  ich 
nicht  vertreten,  ebenso  wenig,  was  Gneist  über  englisches  Bud- 
getrecht gelehrt  hat.  Das  selbständige  Verordnungsrecht  der 
preussischen  Krone  hat  mit  den  Befugnissen  der  alten  Franken- 
könige,  worauf  Gneist  Bezug  nimmt,  meines  Erachtens  nie  etwas 
zu  thun  gehabt,  und  erklärt  sich  daraus,  dass  der  Gedanke  der 
Volkssouveränetät  den  Gedanken  der  königlichen  Prärogativen 
nicht  vollständig  verdrängt  hat.  Das  Alles  weiss  Anschütz 
selbst*,  zu  welchem  anderen  Zwecke  aber  will  er  mich  unter 
die  GNEiST'sche  Gedankenrichtung  bringen  als  nach  dem  Satze: 
jjd'abord  avilir,  puis  detruire?" 

Es  ist  freie  Erfindung,  dass  ich  jemals  der  Wissenschaft 
das  Recht  bestritten  habe,  Anordnungen  der  Staatsregierung  zu 
tritisiren^®  und  sie  eventuell  für  rechtswidrig  zu  erklären,  oder  dass 
ich  jemals  Recht  und  Faktum  bewusst  identifizirt  habe.  Dass 
ich  als  aktuelles  Recht  ansehe,  was  in  deil  Akten  stehe,  soll 
^ohl  nur  ein  Witz  sein.  Die  Minister,  das  weiss  ich  wohl,  können 
sich  ebenso  irren  wie  Professoren  und  vice  versa  —  non  omnia 
possumus  omnes  und  non  omnes  qui  habent  citharam  sunt 
citharoedi.  —  Ich  habe  vielmehr  erstens  bewiesen  oder,  sagen 
^r,  zu  erweisen  geglaubt,  dass  die  beiden  Gründe  der  herrschen- 
den Theorie  für  ihren  Gesetzesbegriff,  nämlich  der  Grund  von 
^^T  „Tautologie^  und  der  von  dem  Sprachgebrauche  des  „ancii  ii 
^gime"  nicht  stichhalten,  dass  insbesondere  gerade  in  diesiin 
Sprachgebrauche    —    wie    vor    Allem    in    dem    hier    wichtigertn 

•  S.  S.  54—62. 

"  Das  gerade  GegeDtheil  habe  ich  durch  die  That  bewieseu,  Deutsche 
Jur.-Zeit.  1897  No.  16,  was  Anschütz  sicher  bekannt  ist.  In  der  Voircdc 
^  meiDem  Kommentar  zur  Reichsverfassung  habe  ich  nur  vor  der  kon- 
struktiven Methode  und  vor  verfehlten,  grundlosen  Angriffen  auf 
^le  koDstante  Praxis  gewarnt. 
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Sprachgebrauche  —  des  rheinischen  Rechts,  der  französischen 
und  belgischen  Verfassung  —  Gesetz,  gesetzgebende  Gewalt,  for- 
melle Begriffe^^;  nämlich  Anordnungen  der  höchsten  Staats- 
gewalt, ohne  Rücksicht  auf  ihren  Inhalt,  gewesen  seien^^ 
Sodann  habe  ich  dargethan,  dass  dieser  Sprachgebrauch  in  die 
preussische  Verfassung  und  von  dieser  in  die  Reichsverfassung 
übergegangen  sei^'.  Ich  habe  ferner  nachgewiesen,  wie  nach  Ent- 
stehung, Sinn  und  Wortlaut  der  Verfassung  die  Krone  Preussens 
alle  ihr  durch  die  Verfassung  nicht  entzogenen  Rechte  habe  und 
wie  sich  u.  A.  aus  Art.  106  und  den  Motiven  dazu  ergebe,  dass 
man  auch  an  Verordnungen  mit  Rechtsinhalt  gedacht  habe,  die 
keine  Nothverordnungen  oder  blosse  Ausführungsverordnungen 
seien.  Schliesslich  habe  ich  auf  die  von  AnschCtz  nur  sehr 
unvollständig  angeführten  und  missverstandenen  Landtags- 
verhandlungen Bezug  genommen.  Da  es  sich  bei  meinem  Ver- 
ordnungsrecht nur  um  eine  Inzident  frage  handelte:  das  Buch 
lautete  nicht  über  preussisches,  sondern  über  Reichsverord- 
nungsrecht, so  bin  ich  allerdings  nicht  überall  erschöpfend  ge- 
wesen. Wenn  ich  nun  ausserdem  mich  noch  auf  eine  unan- 
gefochtene Staatspraxis  bezogen  habe,  wie  kann  da  mit  Recht 
behauptet  werden,  dass  mir  die  Akten-  und  die  Meinungen 
der  Behörden,  „die  es  wissen  müssen",  einzig  und  allein  und  ohne 
alle  sonstige  wissenschaftliche  Begründung  als  ein  wissenschaft- 
licher Beweis  gegolten  haben?  Uebrigens  wäre  allein  schon  der 
Umstand,  dass  die  Kammern  50  Jahre  um  die  Praxis  gewusst 
und  diese  nicht  bemängelt  haben,  für  das  preussische  Recht  mit 
Bezug  auf  Art.  106  ein  juristischer,  voller  Beweis  für  die  Gesetz- 
mässigkeit  dieser  Praxis.     Welche  Methodik    und   Kampfesweise 

'*  Fast  lauter  rheinisclie   Juriston   haben  sich  mit  den  fraglichen  XeT- 
fassungsvorschriften  in  Preussen  beschäftigt. 

'^  Das   müsste   Anschütz,   wenn   er   die   Lehre    der   Gewaltentheil« i*^ 
acceptirt,  selbst  zugestehen. 

'^  Verordnungsreeht  S.  25—32  a.  a.  0. 
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Is  die  wissenschaftlichere  erscheint,  die  ANSCHüTZ^sche  oder  die 
^RNDT'sche,  darüber  werden,  so  hoffe  ich,  jedem  Unbefangenen 
)ald  die  Augen  aufgehen.  Anschütz  nimmt  übrigens  ja  selbst 
luf  die  Praxis  Bezug^*,  schade  für  ihn,  dass  er  nur  wenige  Bei- 
spiele aufführen  kann  und  dass  diese  Nichts  oder  das  Gegentheil 
beweisen ! 

Ganz  zu  Unrecht  sucht  Anschütz  mich  ferner  in  das  Licht 
zu  stellen,  als  ob  ich  mir  falsche  Verdienste  beimesse  und  mir 
besonders  angemasst  habe,  zuerst  den  Satz  vertreten  zu  haben, 
die  Krone  Preussen  besitze  alle  ihr  nicht  ausdrücklich  entzogenen 
Befugnisse.  Im  Gegentheil,  ich  habe  S.  65  meines  Verordnungs- 
rechts durch  Citate  dargethan,  dass  die  preussische  Staatsregierung 
diesen  Satz  stets  von  Anfang  an  und  offen  vertreten  habe.  Da- 
liegen ist  es  richtig,  dass  dieser  Satz  zuerst  durch  mich  aus 
der  Entstehungsgeschichte  der  preussischen  Verfassung  und  dem 
Beispiele  der  belgischen  Verfassung  (die  absichtliche  Weglassung 
einzelner  ihrer  Vorschriften  und  Einschiebung  anderer)  wissen- 
schaftlich begründet  und  in  seine  Konsequenzen  ver- 
folgt ist.  Zwar  findet  sich  derselbe  Satz  früher  bei  G.  Meyer, 
indess  ohne  Beweisantretung,  und  wenn  es  sich  um  die  Konse- 
quenzen handelt,  so  findet  man,  dass  G.  Meyer  z.  B.  bezüglich 
des  Verordnungsrechts,  der  Veräusserungsbefugnisse  der  Krone ^*, 
ihrer  Gnadenrechte  auf  finanziellem  Gebiete  u.  s.  w.  nicht  für, 
sondern  gerade  gegen  die  Kronrechte  und  gegen  die  Staats- 
praxis interpretirt.  Loening's  Verwaltungsrecht  ist  jedenfalls  nicht 
Älter  als  mein  Verordnungsrecht,  bringt  gleichfalls  keine  Beweis- 
führung und  bemerkt  meines  Wissens  nur,  dass  die  Krone  aus 
jenem  Satze  heraus  die  Organisationsbefugniss  habe  —  eine  gegen- 
öher  dem  Geldausgabenbewilligungsrechte  des  Abgeordnetenhauses 
praktisch  wenig  oder  gar  nicht  in  die  Waagschale  fallende 
Prärogative.       Wenn   Anschütz    aber    meint,    auch    v.    R('>nne 


"  8.  43,  44  a.  a.  0.  '^  S.  z.  B.  4.  Aufl.  S.  685. 

^^rdüv  für  öffentliches  Recht.  XV.  8.  24 
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vertrete  jenen  Satz,  so  stellt  er  die  Thatsachen  gerade  auf  den 
Kopf.  Ich  beziehe  mich  auf  Zorn,  den  Bearbeiter  v.  Rönne's 
preussischem  Staatsrecht  und  auf  jeden  anderen  Kenner  dieses 
Werks  darUber,  dass  es  wohl  keinen  Fall  gibt,  in  dem  v.  Rönne 
nicht  auf  das  Schärfste  gegen  die  Kronrechte  interpretirt.  Es 
wäre  in  der  Sache  gleichgültig,  ob  Anschütz  mir  ein  Verdienst 
schmälern  oder  zuerkennen  will.  Ich  musste  Vorstehendes  aber 
aus  dem  sachlichen  Grunde  bemerken,  um  gegen  meine  sonstigen 
Ausführungen  aus  jener  ANSCHüxz'schen  Darstellung  nicht  Ton 
vornherein   bei  Unbefangenen  Vorurtheile   aufkommen  zu  lassen. 

Was  ich  bezüglich  der  vermeintlichen  Tautologie  in  Art.  62 
der  preussischen  Verfassung  ausgeführt  habe,  wird  bezüglich 
des  zweiten  Absatzes  von  Anschütz  geradezu  reproduzirt,  näm- 
lich, dass  Abs.  2  in  Art.  62  nur  das  sog.  absolute  Veto  der 
Krone  oder  deren  sog.  Sanktionsrecht  feststellen  sollte  und  fest- 
gestellt hat.  Ich  würde,  könnte  ich  mir  einbilden,  Anschütz 
zu  sein,  an  seiner  Stelle  gesagt  haben:  „Arndt  hat  zwar  gegen 
Laband,  Schulze  u.  s.  w.  darin  Recht,  dass  Satz  2  in  Art.  62 
nur  das  sog.  absolute  Veto  festsetzt,  dass  daher  in  dem 
Nebeneinander  von  Satz  1  und  Satz  2  in  Art.  62,  Satz  1  und 
Satz  2  in  Art.  5  R.-Verf.,  noch  keine  Tautologie  zu  finden 
ist;  gleichwohl  hat  Arndt  in  seinem  Endergebniss  Unrecht, 
weil  diese  Tautologie  schon  in  Abs.  1  liegen  würde,  wenn  Gesetz 
und  gesetzgebende  Gewalt  nicht  rechtsetzende  Gewalt  bedeuten 
und  nicht  formelle  Begrifife,  sondern  materielle  Begriffe  wären.*^ 
Aber  dieses  Zugeständniss  wollte  er  nicht  machen,  muthmasslich 
weil  es  in  die  Vernichtungstheorie  nicht  so  recht  passt,  vor 
Allem  aber,  weil  sonst  der  Schluss  nahe  lag,  wenn  die  ArndtVIic 
Kritik  richtig  ist,  werde  wohl  auch  seine  ganze  Theorie  nicht 
so  unrichtig  sein. 

Ich  gehe  nun  dazu  über,  zu  zeigen,  dass  „Gesetz"  im  Sprach- 
gebrauche der  damaligen  Zeit,  des  absoluten  Staates  Preussen,  des 

• 

rheinischen    Rechts    und    des    französisch  belgischen    Rechts   ein 
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rmeller  Begriff  war,  dass  Rechtsnormen;  sogar  ihre  ungeheure 
ehrzahl,  nicht  Gesetze  genannt  wurden.  Alleiniger  Gesetzgeber 
Sinne  des  Allgemeinen  Landrechts  ist  nur  der  Könige®,  alleiniger 
jsetzgeber  im  absoluten  Preussen  wie  in  Oesterreich  ^^  waren  die 
Dnarchen.  Aber  sie  waren  nicht  die  alleinigen  Schöpfer  von 
3chtsnormen.  Sie  stellten,  namentlich  nachdem  der  Staat  und 
i  staatlichen  Verhältnisse  nicht  mehr  von  einer  Stelle  aus  bis 
die  Einzelheiten  geleitet  werden  konnten,  nur  die  obersten 
fiordnungen  auf.  Die  preussischen  Minister  übten  aus  dem  Willen 
s  Königs  ein  umfangreiches  Rechtsverordnungsrecht  intra  legem  ^®, 
h.  innerhalb,  nie  entgegen  der  königlichen  Norm:  auf  den  Ge- 
sten des  Schul-,  Militär-,  Zoll-,  Steuer-,  Polizeiwesens.  Ihre 
jchtsnormen  tragen  aber  nicht  die  Bezeichnung  Gesetze,  sondern 
idere  Benennungen:  Steuer-,  Schulregulative-,  Betriebs-  und 
)lizeireglements  im  Eisenbahnwesen,  Post-  und  Telegraphen- 
Clements  u.  s.  w.  Schon  zur  Zeit  des  Allgemeinen  Landrechts 
nnte  die  Kommunalverwaltung  in  wichtigeren  Fällen  mit  könig- 
her,  in  minder  wichtigen  mit  ßegierungs-Genehmigung,  Rechts- 
rmen  polizeilicher  Art  erlassen ^^.  Die  Verordnung  vom  26.  Dez. 
08  und  die  Regierungsinstruktion  vom  23.  Okt.  1817  (G.-S. 
248)  geben  den  Regierungen  das  Recht,  allgemeine  Straf- 
echts-)normen    (auf    polizeilichem    Gebiete)    mit    ministerieller 


*•  Koch,  Lehrbuch  des  preuss.  gem.  Privatr.  Bd.  I  S.  95;  Hiersemknoel, 
trgleichende  TJebersicht  u.  s.  w.  S.  29-,  H.  Simon,  Das  preuss.  Staatsrecht 
';  Erkenntniss  des  Obertribunals  vom  21.  Dez.  1854  in  Striethorst's 
"ch.  f.  Rechtsprechung  Bd.  XII  S.  101 ;  des  Reichsgerichts  vom  24.  Jan.  1885; 
tUcb.  in  Civils.  Bd.  XIII  S.  215.  Verordnung  vom  20.  März  1817  (G.-S. 
97)  Ziffer  2  u.  28  (nur  die  königlichen,  nicht  die  ministeriellen  oder  orts- 
lizeilichen  Rechtsnormen  sind  dem  Staatsrath  vorzulegen),  femer  Ges.  vom 
.  Okt.  1810,  G.-S.  S.  1,  1813  S.  2,  1819  S.  148,  1832  S.  181,  1846  S.  151 

8.  W.). 

"  Codex  Theresianus  §  12  II:  „Die  Gesetze  sind  allgemeine,  von  der 
Schsten  Gewalt  erlassene  Verordnungen." 
'•  G.-S.  1832  S.  181  a.  a.  O. 
'^  Vgl.  Allg.  L.-R.  I  8  §  82,  9  §  325,  II  8  §  424,  20  §  1540,  bes.  II  8  §  115. 

24* 
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(höherer)  GenehmiguDg  zu  erlassen.  Die  Minister  selbst  übten 
thatsächlich  ein  allgemeines  PoUzeiverordnungsrecht  aus'^.  Im 
rheinischen  Recht  hatten  die  Bürgermeister  ein  Lokalpolizeiverord- 
nungsrecht^^  die  Regierungen  und  das  rheinische  Oberbergamt  das- 
jenige der  Präfekten.  Diese  im  Einzelnen  nicht  übersehbare,  ganze 
Bibliotheken  füllende  Menge  von  Rechtsverordnungen  hiessen  gerade 
im  Gegensatze  zu  Gesetzen  Verordnungen.  Auch  in  Frank- 
reich und  Belgien,  und  dort  erst  recht,  war  und  ist  „loi" 
nie  ein  materieller,  sondern  stets  ein  formeller  Begriff  ge- 
wesen: es  bedeutete  und  bedeutet  höchste  Anordnung,  An- 
ordnung, die  von  der  höchsten  Gewalt  ausgeht,  die  un- 
bedingt für  Jedermann,  für  alle  Gerichts-  und  Ver- 
waltungsbehörden bindend  ist,  ohne  Rücksicht  auf  den 
Inhalt.  Die  declaration  des  droits  de  Thomme  et  des  citoyens 
1791  erklärt:  „L'expression  de  la  volonte  generale  est  la  loi.* 
—  Also  „loi"  ist  nicht  jede  Rechtsnorm,  sondern  die  von  dem 
allgemeinen  Willen  (der  obersten  Stelle)  erklärte  Anordnung. 
„Loi"  ist  durch  den  Wechsel  aller  Verfassungen:  oberster, 
unbedingt  und  allgemein  verbindlicher  Staatswille,  gleichviel  ob 
er  eine  Rechtsnorm  zum  Gegenstande  hat  oder  nicht:  ein  Friedens- 
schluss  und  eine  Anleihe  nicht  minder  als  ein  neues  Steuer-  oder 
Prozessgesetz.  Derselbe  Akt,  von  der  höchsten  Gewalt  be- 
thätigt,  heisst  „loi**,  vom  Präsidenten  bethätigt,  „decret**  oder 
„arrete"  oder  „r^glement".  Wenn  das  Eigenthum  nach  dem 
Code  civil  art.  549  den  Beschränkungen  unterworfen  ist,  die  ibm 
die  „lois"  und  die  „r^glements"  auferlegen,  so  ist  es  klar,  dass 
„loi**  hier  nicht  Rechtssatz  sein  kann;  denn  auch  die  „reglements* 
stellten  solche  dar.     Dasselbe  gilt  von  Art.  93  des  Code  des  mines 


'^  Staatsministerialbescliluss  vom  7.  Jan.  1845  im  Justizministerialblatt 
1845  S.  34;  Verwaltungsministerialblatt  S.  45;  Erkenntniss  des  Obertribuntl' 
vom  6.  März   1856,  Justizministerialblatt  Bd.  XVIII  S.  155. 

'»  Rheinische  Gemeindeordnung  vom  23.  Juli  1845  (G.-S.  S.523)  §106 
Abs.  3;  Oppknhoff,  Ressortgesetze  S.  215. 
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)m  21.  April  1810:  j^Les  contraventions  des  proprietaires  de  mines 
-  aux  lois  et  röglements  seront  denoncees  u.  s.  w,**  Der 
räfekt  erlässt  Rechtsnormen,  aber  keine  ^lois",  sondern  „r^gle- 
ents":  „le  prefet  representant  du  Chef  de  l'Etat,  dans  le  d^- 
irtement,  exerce  jure  proprio  le  pouvoir  reglementaire  etc.^^. 
ber  die  decrets  und  arretes,  r^glements  d^administration  pu- 
ique  des  Präsidenten,  die  r^glements  der  Präfekten  und  des 
]aire  enthalten  zwar  Rechtsnormen,  heissen  aber  nicht  und  sind 
ich  nicht  „lois^.  Sie  binden  die  Gerichte  nicht  aus  dem  eigenen 
echte  des  Anordnenden,  sondern  aus  dem  Rechte  des  „loi^^  sie 
od  von  den  Gerichten  daher  nicht  anzuwenden,  soweit  sie  ihre 
aelle  ausserhalb  des  „loi^  finden.  Die  „r^glements^  des  Maire 
innen  von  diesem  wie  vom  Präfekten  jederzeit  wieder  aufgehoben 
3rden,  sie  sind  von  selbst  und  ipso  jure  aufgehoben,  wenn 
Q6  höchste  Anordnung  des  Staates  (loi)  oder  eine  höhere 
.  B.  des  Präsidenten)  etwas  Entgegengesetztes  bestimmt.  Dass 
oi**  „arrete",  „reglement  d'administration  publique"  und  „r^gle- 
3nt"  formeller  Bedeutung  sind,  die  ihren  Namen  nicht  von  ihrem 
halte,  sondern  von  ihrem  Urheber  führen,  lehren  jede  Dar- 
illung  des  französischen  und  des  belgischen  Staatsrechts  und 
1er  Dictionaire  des  französischen  Staats-  oder  Verwaltungsrechts 
B.  Block  s.  m.  r^glement  2:  „Les  röglements  —  sont  des  actes 
magistrature,  les  lois  sont  des  actes  de  souverainete". 
ja  distinction  ainsi  ctablie  ne  se  rapporte  pas  ä  la  nature  de  ces 
tes,  car  les  röglements  aussi  bien  que  les  lois  creent  des  obli- 
tions  et  des  devoirs;  eile  ne  saurait  avoir  d^autre  but  que 
ndiquer  leur  portee  respective.  En  eflfet,  les  lois  creent  ces 
Toirs  en  vertu  de  pouvoirs  propres,  primitifs  et  —  illi- 
ites,  les  r^glements  en  vertu  de  pouvoirs  delegu^s  et  en 
•Qsequence  limites,  soit  expressement,  soit  implicitement,  par 
legislation,  la  jurisprudence  et  meme  les  moeurs."     Wenn  nun 


^  Block,  Dict.  de  radministration  fraD9ai8e  s.  m.  police  no.  8. 
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die  preussische  Regierungsvorlage  vom  20.  Mai  1848  in  §  36  dahi 
lautete:  „Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinschaftlich  durc 
den  König  und  durch  zwei  Kammern  ausgeübt^,  so  war  es  gewii 
nicht  die  Absicht  der  Staatsregierung,  zu  empfehlen,  dass  forta 
nicht  bloss  die  höchsten,  die  für  Jedermann,  auch  für  die  Gerichl 
unbedingt  verbindlichen  Anordnungen,  die  bisher  als  Gesetze  b< 
zeichneten  Anordnungen,  sondern  dass  fortan  überhaupt  alle  Recht 
normen,  auch  die  nicht  als  Gesetze  bezeichneten,  die  Gerichte  m 
bedingt  und  nicht  aus  eigener  Kraft  bindenden,  z.  B.  die  Polize 
Verordnungen  der  betreffenden  Bezirks-  und  Lokalbehörden,  d 
Eisenbahnbetriebs-  und  Polizeireglements,  die  Telegraphenregl« 
ments,  die  Postordnungen,  Schulregulative,  Prüfungsvorschriften  fi 
Seminarien,  Lehrer  und  Lehrerinnen,  üniversitäts-  und  Fakultät 
Statuten,  Denaturirungsvorschriften  für  Salz  und  Spiritus,  Beglei 
schein-  und  Lager-Regulative  in  Zollsachen,  Ein-  und  Ausfuh: 
verböte,  Instruktionen  über  Marsch-  und  Naturalverpflegung  ii 
Truppen,  Kriegs-  und  Friedens-Sanitätsordnungen,  Schiess-  un 
Equipirungsreglements ,  Beschwerdereglements  (für  Mihtärs 
Militär-Disziplinarstrafordnungen  u.  s.  w.,  welche  Niemand  bi 
dahin  als  Gesetze  bezeichnete  und  die  bis  dahin  unter  der  Aui 
sieht  der  Krone  und  aus  deren  Willen  von  Ministern  u.  s.  ^ 
erlassen  waren,  fortan  nur  noch  gemeinschaftlich  von  der  Krön 
mit  den  Kammern  erlassen  werden  sollten.  AnschCtz  verkenn 
die  politische  Situation  der  Jahre  1848 — 1850  auf  das  Voll 
ständigste,  wenn  er  bei  Unterstellung  des  formellen  Gesetzes 
begriffs  schon  in  dem  ersten  Absätze  dieses  §  36  oder  des  Art.  6i 
der  heutigen  Verfassung  eine  Tautologie  erblickt.  Die  im  Jahn 
1848  vorherrschend  gewordene,  oder  sich  als  herrschend  betrach 
tende  Demokratie  sprach  die  oberste,  die  gesetzgebende  Ge 
walt  dem  souveränen  Volke  und  ihre  Ausübung  der  Volks 
Vertretung   allein  zu'^^^     Beschloss    doch   am  27.   Mai    1848  di 

"  S,  den  bei  Arndt,  Preuss.  Verfassung,  4.  Aufl.  S.  17,  citirten  Rechei 
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Frankfurter  Nationalversammlung,  auf  Grund  der  „Volkssouve- 
ränetät^y  dass  ihre  Beschlüsse  ohne  Zustimmung  der  Fürsten  und 
Einzellandtage  verbindlich  seien,  und  nahm  doch  die  preussische 
Nationalversammlung  an,  dass,  wenn  sie  einseitig  den  Adel  für 
abgeschaffen  erklärt  habe,  es  keinen  Grafen  Brandenburg,  sondern 
nur  noch  einen  Brandenburg  gäbe!  In  England  (wie  in 
Frankreich)  steht  die  gesetzgebende  Gewalt  nur  dem  Parlamente 
za.  Einige  verlangten  und  beantragten  nun  in  Preussen^^,  dass 
der  König  die  Gesetze  nur  zu  bestätigen  und  diese  Bestätigung 
nur  einmal  verweigern  dürfe.  Daher  ist  es  keine  Tautologie, 
wenn  Art.  62  im  ersten  Satze  sagt:  Die  höchste  Gewalt  im 
Staate  (die  Gewalt,  für  Jedermann,  für  Krone  und  Volk,  verbind- 
liche Anordnungen,  welchen  Inhalts  auch  immer,  zu  erlassen)  steht 
nicht  mehr,  wie  früher,  dem  Könige  allein,  sie  steht  auch  nicht, 
wie  die  demokratische  Partei  dies  vielfach  gefordert  hat,  der 
Volksvertretung,  als  der  Vertretung  de  la  volonte  generale,  allein 
zu,  sie  steht  auch  nicht,  wie  in  England  und  wie  dies  auch  in 
Preussen  vielfach  gewünscht  wurde,  nur  den  beiden  Kammern 
zu:  sondern  sie  wird  gemeinschaftlich  durch  den  König  und  durch 
zwei  Kammern  ausgeübt."  Da  nun  aber  die  gemeinschaftliche 
Ausübung  auch  denkbar  ist,  wenn  die  Mehrheit  von  zwei  gesetz- 
gebenden Faktoren  zum  Zustandekommen  eines  Gesetzes  genügt, 
oder  wenn  zwei  dieser  Faktoren  drei  Mal  hintereinander  einen 
Gesetzes  Vorschlag  annehmen,  so  fährt  Abs.  2  fort:  „Die 
üebereinstimmung  des  Königs  und  beider  Kammern  ist  zu  jedem 
Gesetze  erforderlich."  Wo  in  aller  Welt  liegt  hierin  eine  Tauto- 
logie, oder  wie  kann  im  Sinn  und  Wortlaut  dieser  Verfassungs- 
▼orschrift  der  Satz  gefunden  werden,  dass  alle  und  jede  Bechts- 
uonnen  (die  zum  Theile  vom  politischen  Standpunkte  absolut 
gleichgültig    und   jedenfalls    tausend   Mal   vom   allgemeinen    und 

whaflsbericht   der   schliesslich   herrschend   gewordenen  Partei  der  National- 
»ertammlung  vom  25.  Juni  1848. 

'*  Antrag  Bkrbnds  und  Zenker  bei  Rauer  S.  77,  79,  80  u.  85. 
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politischen  Standpunkte  aus  weit  unwichtiger  sind  als  Grebietsver- 
änderungen,  Anleihen,  Kriegs-  und  Friedepsschlüsse^  Oberbefehl 
über  das  Heer)  nur  vom  Könige  und  den  Kammern  gemeinschaft- 
lich erlassen  werden  dürfen?    Berichterstatter  zu  Titel  V  von  den 
Kammern  (also  von  der  Gesetzgebung)  in  der  II.  Kammer  war 
der  Hheinländer  v.  B£CKErath,   ein  gelernter  Seidenweber,  der 
von  der  Theorie  vom  formellen  und  materiellen  Gesetz  so  wenig 
Vorstellung  hatte  als  vom  Naturrecht.     Dies  begriff  er  aber,  dass 
Gesetz    höchste    Anordnung,    und    dass  Gesetzgebung  höchste 
Gewalt  war.  Berichterstatter  und  Mehrheitsredner  der  II.  Kammer 
zu  dem  heutigen  Art.  106,  ich  möchte  meinen,  der  sedes  materiae, 
war    der   Kölner   Appellationsgerich tsrath    Broicuer,     der  am 
26.  Jan.  1850   sagte   (Verhandlung   der  II.  Kammer  S.   2119): 
„Die  ganze  Bedeutung  der  gesetzgebenden  Gewalt  besteht  docb 
nun  wohl  unstreitig  darin,  dass  die  Beschlüsse  der  drei  Faktoren^ 
welche  sie  bilden,  wenn  sie  in  der  vorgeschriebenen  Form  publizirt 
sind,  überall  und  unter  allen  Umständen  als  Gesetze  gelten",  wäh- 
rend die  allein  von  der  Krone  oder  den  Ministem,  Regierungen 
u.  s.  w.  erlassenen  Anordnungen   nicht  überall   und   unter  allen 
Umständen  verbindlich  sind,   sondern  nur,   soweit  sie  den  „Ge- 
setzen" nicht  widersprechen,  —  denn  diese  drei  Faktoren  sind 
„die  höchste  Gewalt  im  Staate".     Also  nicht  die  Eigenschaft 
als  Rechtsnorm  ist  das  Entscheidende,  diese  kommt  auch  könig- 
lichen, ministeriellen  und  anderen  Verordnungen  zu,  sondern  die 
Eigenschaft  als  überall  und  unter  allen  Umständen  geltend, 
als  von  der  höchsten  Gewalt  ausgehend,  macht  das  Wesen 
des    Gesetzes  aus.      Den    rheinischen    Juristen    (Dr.    Reichen- 
SPEKGEU   war   der   Verfasser    der   Motive   zu   dem   Art.  45  der 
Verfassung)  war  der  Satz:  Gesetz  sei  Rechtsnorm,  damals  ga^^ 
fremd.     Jedoch  wir  wollen  uns  nach  weiteren  Rednern  umsebeD- 
Bei   Berathung    der  XIII.   Proposition   des    heutigen  Art.  1^^ 
(„die  Prüfung  der  Gültigkeit  gehörig  verkündeter  königlichen  Vß^' 
Ordnungen  steht  nicht  den  Behörden,  sondern  nur  den  Kammß^ 
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zu^)  sagte  am  29.  Jan.  1850  der  frühere  Justizminister  Kisker 
(Stenogr.  Ber.  der  I.  Kammer  S.  2375):  „Ich  frage,  von  welchen 
Verordnungen  ist  denn   hier   die  Rede?     Von   den   oktroyirten, 
mit  Gesetzeskraft  auf  Grund  des  früheren  Art.  105  provisorisch 
erlassenen,  oder  von  den  Vollzugsverordnungen,  oder  von  jedem 
königlichen  Befehle?   Ich  glaube,  es  ist  Niemand  im  Stande, 
nach  der  Wortfassung  die  Frage  zu  beantworten,     unsere  Ver- 
fassung und  unsere  sonstige  Gesetzgebung  giebt  keine  Definition 
von  Verordnungen ;    die  Staatsrechtslehrer  aber,   die   lehren  und 
sind  darüber  einverstanden,    dass  im  Allgemeinen  Verordnungen 
der  Gegensatz  von  Gesetzen  sind,   dass   dahin  ohne  Theilnahme 
aller  legislativen  Gewalten,  ohne  Mitwirkung  von  Volksvertretern 
oder  Ständen  einseitig  erlassene  Befehle  verstanden  sind." 

EiSKER  fasst  also  Gesetz  und  Verordnung  als  rein  formelle 
Begriffe  auf,  er  sagt  nicht,  Gesetz  sei  Rechtsnorm,  sondern  Gesetz 
ist,  was  die  drei  gesetzgebenden  Faktoren  gemeinschaftlich  be- 
schliessen.  Der  liberale  Exminister  kennt  auch  neben  den  Noth- 
und den  Ausführungs-  noch  andere  königliche  Verordnungen 
(Befehle,  die  für  die  behördliche  Anwendung  in  Betracht  kommen). 
Die  Rede  v.  Daniels  zum  Nothverordnungsartikel  vom  3.  Nov. 
1849  für  die  I.  Kammer  hat  AnscHüxz  selbst  citirt  und  zugegeben, 
dass  dieser  Mann  Rechtsnormen  für  zulässig  hält,  die  nicht  in 
der  Form  des  Gesetzes  angehen.  Dieser  v.  Daniels  ist  nun 
kein  blosser  Aktenmensch  und  nicht  blosser  Obertribunalsrath, 
sondern  ein  hochangesehener  Professor,  wohl  seiner  Zeit  der  erste 
Lehrer  auch  des  preussischen  Staatsrechts  an  der  Berliner  Uni- 
versität und  war  auch  Mitglied  schon  der  Verfassungs-Kommission 
^er  Nationalversammlung  gewesen  ^^.  Unter  Anderem  sagte  dieser 
Gelehrte:  „Es  ist  in  Deutschland  ein  von  jeher  anerkanntes,  ge- 
schichtlich unbestreitbares  Recht,  dass  der  Landesherr  das  Recht 


**  Stahl  war  doch   mehr  geistreicher  Philosoph   als  Jurist  im  Sinne 
«Ines  Kenners  des  konkreten  preussischen  Rechts. 
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des  Gebotes  und  Verbotes  habe.  Der  Landesherr  ist  mehr  ik 
eine  gewöhnliche  Obrigkeit;  er  ist  die  höchste,  angestammte,  erih 
liehe  Obrigkeit.  Darin  liegt  für  ihn  die  Pflicht  überall  ein- 
zuschreiten, wo  das  öflfentliche  Wohl  seine  Sorge  fordert,  wo  ohne 
dieselbe  der  innere  Frieden  nicht  behalten,  die  gemeine  Wohl- 
fahrt und  gute  Ordnung  nicht  bewahrt  werden  konnt«.*^  Der 
Abgeordnete  Fischer,  wie  Kisker  Redner  der  liberalen  Minder- 
heit, bekämpfte  das  von  der  Regierung  beantragte  Nothverord- 
nungsrecht,  wie  folgt  (am  gleichen  Tage,  Stenogr.  Ber.  der 
II.  Kammer  S.  1318):  „Vermöge  des  der  Regierung  zukommendeD 
unbeschränkten  Verwaltungsrechts  kann  es  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, dass  ihr  die  Befugniss  zusteht,  Verordnungen,  welche  die 
Verwaltung  betreffen  —  und  dazu  gehören  die  im  Berichte  be- 
zeichneten Verordnungen,  wie  Pferde- Ausfuhrverbote,  Zolleinrich- 

•  

tungen  u.  s.  w.  —  zu  erlassen.     Eine   solche  Befugniss  kommt 
selbst    der    englischen  Regierung  zu.     Die  Frage  liegt  aber  hier  | 
nicht  vor,  vielmehr  handelt  es  sich  darum,  ob  der  Regierung  d*s 
Recht  der  Gesetzgebung^^  gewährt  werden  soll."     Nun  ist  es  doch 
gewiss,  dass  Pferde-Ausfuhrverbote  Rechtsnormen  darstellen;  sie 
verbieten  Jedermann   mit   der  Wirkung  der  Bestrafung  und  der 
Konfiskation  für  den  Zuwiderhandlungsfall,  etwas  zu  thun.  Gleich- 
wohl giebt  Fischer  zu.  dass  die  Regierung  solche  ohne  Weiteres? 
ohne  besondere  gesetzliche  Delegation  und  ohne  Nothverordnungs- 
befugniss   erlassen   dürfe,   schon   vermöge  des   ihr   zukommenden 
unbeschränkten  Verwaltungsrechts  ^^. 

Der    damalige    Justizminister    Simons    bemerkte    (ebendort 
S.  1321): 

„Die  staatlichen  Verhältnisse  müssen  uns  nothwendig  dahiö 
führen,   das   Gebiet  der  Gesetzgebung  nicht  zu  ausgedehnt  zu 


^®  Damit  meint  Fischer  die  provisorische,  die  Nothverordnungs-Gesetz- 
gebung. 

-'  Verwaltung  ist  also  hier  wieder  der  formelle  Gegensatz  zur  Gesetz- 
gebung, nicht  zur  Rechtsnorm. 
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halten,  damit  nicht  die  gesetzgebende  Gewalt  wegen  unverhältniss- 
massig  unbedeutender  Gegenstände  in  Anspruch  genommen 
^erde.  Dieser  Gesichtspunkt  kann  nur  festgehalten  werden, 
^enn  wir  dahin  gelangen ,  dass  durch  Gesetze  möglichst  die 
leitenden  Grundsätze  nur  im  Grossen  und  Ganzen  festgestellt, 
cJurch  Ausführungs- Verordnungen  aber  die  weiteren  Details  für 
c3ie  Anwendung  angeordnet  werden. 

Es  muss  verhütet  werden,  dass  auch  die  Verwaltung  nicht 
in  die  Nothwendigkeit  versetzt  werde,  in  jedem  Augenblick 
'wegen  einer  Menge  vereinzelter  Bestimmungen,  verhältniss- 
mässig  von  geringfügiger  Bedeutung,  die  gesetzgebende  Gewalt, 
also  auch  die  Mitwirkung  der  Kammern,  in  Anspruch  zu 
nehmen.** 

Auch  aus   diesen  Vi^orten   ergiebt   sich   wenigstens   das  mit 
Gewissheit,  dass  „Gesetz"  und  „gesetzgebende  Gewalt"  als  formelle 
Begriffe  aufgefasst  werden,  aus  dem  zweiten  Satze  ferner,  dass  nach 
dem  Wunsche  des  Redners  die  Verwaltung  die  verhältnissmässig 
minder  wichtigen  Dinge  allein  (durch  Rechtsnormen)  regeln  sollte. 
Für  die  Frage,  ob  im  Jahre  1850  die  massgebenden  Faktoren, 
nämlich  Krone  und  Landtag,  Gesetz  im  formellen  oder  materiellen 
Sinne  auffassten,   sind  die  Verhandlungen,   die  zu  gleicher  Zeit 
über  das   Polizeiverwaltungsgesetz   vom    11.  März    1850   geführt 
wurden,  von  besonderem  Interesse.    Diese  zeigen  Zweierlei :  1.  dass 
Gesetz  ein  formeller  Begriff  war,   wie  im  belgisch-französischen 
Recht  und  im  Rechte  des  absoluten  Staates  Preussen;  nicht  jede 
Rechtsnorm,  sondern  unbedingt  verbindliche  Anordnung  der  höch- 
sten Staatsgewalt,  und  2.  dass  Polizeiverordnungen  nur  Straf- 
folgen aussprechen  dürfen,  wenn  sie  gemäss,  in  Kraft,  auf  Grund 
(^en  vertu")  eines  formellen  Gesetzes  ergehen  ^^.      Art.  8   der 


-*  AnschÜtz  bemerkt  dagegen  S.  33:  „Audi  in  dem  Art.  8  ist  Gesetz 
^  dem  materiellen  Sinne  zu  verstehen;  es  giebt  viele  Strafrechtsnormen, 
^^Iche  die  Form  des  Gesetzes  nicht  ausweisen,  wie  denn  z.  B.  das  ehemals 
^^njeine  deutsche  Strafrecht  im  Wesentlichen  ein  Gewohnheitsrecht  war." 
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preussischen  Verfassung:  „Strafen  können  nur  in  Gemässheit  des 
Gesetzes  verhängt  werden^  ist  übersetzt  aus  Art.  8  der  belgisches 
Verfassung:  „Nulle  peine  ne  peut  etre  etablie  ni  appliqnee  qo'en 
vertu  de  la  loi**,    ebenso   in  Art.  15    der   luxemburgischen  Ver- 
fassung;   herrührend  aus  dem  französischen  Kechte^    den  Grund- 
rechten:   „aucune  peine,  aucun  impöt  ne  peuvent  etre  etablispar 
decret.     II  faut  une  delegation  expresse  du  legislateor''. 
Damit  soll  gesagt  werden,  Strafen  können  nicht  auf  Grund  eines 
Gewohnheitsrechts;  auch  nicht  aus  dem  eigenen  Rechte  der  Polizei- 
und  Verwaltungsbehörden  erlassen  werden  ^   sondern   nur  durch 
die  höchste   Staatsgewalt   oder   auf  Grund  (en  vertu)  einer 
ausdrücklich  von  dieser  Staatsgewalt  ertheilten  Ermächtigung^. 
Die  Strafe   verhängt   das  Gericht  nicht   etwa  desshalb;   weil  ein 
Präsident,  derPräfekt,  Maire,  Ober-  oder  Regierungspräsident  au» 
eigener  Macht,  sondern  nur,   wenn,   weil  und  soweit  sie  dies 
auf  Grund,  in  Gemässheit  und  im  Rahmen  der  ihnen  dazs 
von  der  höchsten  Staatsgewalt  ertheilten  Ermächtigung  und 
unter  Befolgung   aller  dabei  direkt    und    indirekt    geschriebenen 
Förmlichkeiten  verordnen.     Indem   die   Gerichte   die  Strafe  aus- 
sprechen, gehorchen  sie  nicht  der  Verwaltungsbehörde,   sondern 
der  höchsten,  der  gesetzgebenden  Gewalt,  deren  Autorität  allein 
sie  unterworfen  sind.     Daher  beginnen   (meist    sogar   bei  Strafe 
der  Nichtigkeit)  alle  Polizeiverordnungen:  „auf  Grund  des  Ge- 
setzes  über    die    Polizei  Verwaltung,    oder    auf   Grund    des  all- 
gemeinen Berggesetzes,    oder  auf  Grund    des  Gesetzes  über 
die    Konsulargerichtsbarkeit^^,  um    klarzustellen    Jedem,   den  es 
angeht,  der  Behörde,  die  sie  aufstellt,  den  Unterthanen,  die  sie 
zu   befolgen   haben,    dem  Richter,   der  diese   Strafbestimmung 
anwendet,  dem  Polizeianwalt,   der  die  Strafe   beantragt,  dem 
Gerichtsschreiber,  derdasUrtheil  niederschreibt,  dem  Drucker, 


-®  S.  u.  A.  Thonnisen,  Professor  und  Minister,  zu  Art.  8  seines  Kom- 
mentar zur  belgischen  Verfassung  no.  47. 
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•  die  Verordnung  bekannt  macht,  dem  Setzer  und  Setzer- 
igen, der  die  Lettern  dazu  nimmt,  dass  es  nicht  der  oder 
ler  Amtsvorsteher,  Bürgermeister,  Landrath  u.  s,  w.,  sondern 
3s  nur  das  formelle  Gesetz,  nämlich  nur  die  höchste  Stelle 
Staate,  selbst  nicht  der  Wille  des  Monarchen  allein, 
ndern  dieser  zugleich  mit  dem  Willen  der  Kammern,  die 
jrordnung  und  die  Bestrafung  rechtfertigen.  Art.  8  der  belgi- 
ben  und  preussischen  Verfassung  besagt  sonach:  Strafen  können 
ir  unmittelbar  oder  mittelbar  (daher  nicht  „durch  Gesetz **, 
ndern  „in  Gemässheit  des  Gesetzes")  von  der  höchsten  Gewalt 
L  Staate  angedroht  werden;  sie  dürfen  nur  verhängt  werden  auf 
rund  und  in  Gemässheit  einer  Anordnung  der  höchsten  Staats- 
(walt^^  Dass  „Strafen  nur  in  Gemässheit  eines  Rechtssatzes 
igedroht  oder  verhängt  werden",  würde  auch  gar  keinen  Sinn 
geben.  Nun  bestimmen  das  französische^^  und  belgische  Recht 
irt.  78  der  belgischen  Gemeindeordnung),  dass  eine  Polizei- 
Tordnung  nicht  mit  der  höchsten  und  nicht  mit  einer  höheren 
nordnung  in  Widerspruch  stehen  dürfe,  dass  also  kein  r^gle- 
ent  etwas  enthalten  darf,  was  dem  „loi"  widerspricht,  dass 
rner  der  Präfekt  nichts  verordnen  darf,  was  einem  Dekret  des 
Königs  oder)  Präsidenten,  und  der  Maire  nichts,  was  einem 
fglement  des  Präfekten  widerspricht.  Unter  bewusster  Ueber- 
^gung  dieses  Art.  78  der  belgischen  Gemeindeordnung ^^  be- 
immt  nun  §  15  des  Gesetzes  über  die  allgemeine  Polizeiverwal- 
ing  vom  11.  März  1850  (G.-S.  S.  265):  „Es  dürfen  in  die 
olizeilichen  Vorschriften  (§§  5  u.  11)  keine  Bestimmungen  auf- 
Bnommen    werden,    welche    mit    den    Gesetzen    oder   den    Ver- 

**  Ortolan,  Elements  de  droit  penal,  4.  edit:  „les  contraventions  de 
JÜce  —  ne  peuvent  avoir  d'autre  base  de  repression  que  la  loi;  —  la  loi 
'»le,  lorsqu'elle  meme,  les  a  definies  et  frappees  de  peines." 

**  Vgl.  Block,  Dict.  de  T Administration  frangaise  s.  m.  police  no.  13 
id  90. 

**  S.  KisKER  am  26.  Jan.  1850  in  den  Sten.  Ber.  der  I.  Kammer  1849 
2316. 
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Ordnungen  einer  höheren  Instanz  in  Widerspruch  stehen  ^^  Auch 
die  Bestrafung  aus  diesem  Gesetze  fliesst  nicht  ans  dem  Rechte 
des  Verordnenden,  sondern  aus  dem  (übertragenen)  legislaÜTen 
Recht ^*.  Zweifellos  handelt  es  sich  bei  Polizeiverordnungen nm 
Rechtsnormen;  gleichwohl  sagte  der  Regierungs Vertreter  Deuts 
mit  Recht  ^^:  „Bei  dem  Erlass  von  polizeilichen  Vorschriften  handelt 
es  sich  um  etwas  wesentlich  Verschiedenes  von  der  eigentlichen 
Legislative^.  Hieraus  erhellt;  dass  man  unter  Legislative  in 
Januar  1860  nicht  Befugniss,  Rechtsnormen  zu  erlassen^  sonden 
einen  formellen  Begriff  verstanden  hat.  Alles  dies  ist  so  bekannt, 
dass  ich,  um  mit  Anschütz  S.  30  zu  reden,  „nur  mit  Wider- 
streben daran  gehe,  das  hundert  Mal  Gesagte  zum  hundertond- 
ersten  Male  zu  wiederholen,  aber  es  giebt  eben  Wahrheiten, 
die  nicht  oft  genug  gesagt  werden". 

Im  französisch-belgischen  Rechte   wird   die  Vorschrift,  dass 
Strafen  nur  in  Gemässheit  der  Gesetze  angedroht  werden  können, 
buchstäblich;   nämlich  dahin  ausgelegt,   dass  nur  das  Reglement 
im  Verordnungswege  ergehen,  die  Strafandrohung  dagegen  stets 
im  Gesetze  selbst  stehen  müsse  ^^,    Man  kömmt  so  dort  allgemein 
zu  den  „Blanketgesetzen".    Auch  diese  haben  wir  in  Deutsch- 
land.    Da   jedoch   in   Art.  8  der  Verfassung   nicht   gesagt  wird 
„durch  Gesetz",  sondern  nur  „in  Gemässheit  des  Gesetzes-« 
so    war    man    bei    Berathung   des    Polizeiverwaltungsgesetzes  im 
Januar  1850  darüber    einverstanden,    dass  es  keine  Verfassungs- 
änderung sei,  wenn  man  der  verordnenden  Behörde  innerhalb  des 
gesetzlichen  Rahmens  für  ihre  gesetzmässig  erlassene  Verordnung 
auch  das  Recht  einräume,  selbst  die  Strafe  anzudrohen  (Bericb't 
der  Kommission  der  I.  Kammer  in  den  Sten.  Ber.  S.  2327).  Auch 
dies  ist  genugsam  bekannt  und  zeigt,  wie  Gesetz  im  Jahre  löoM 

^^  S.  noch  RosiN,  Polizei verordnuugsrecht  S.  89 ff.,  64 ff. 

^*  Steu.  Ber.  der  1.  Kammer  1849  S.  ii317. 

^^  A.  a.  O.  S.  2318. 

3*^  Vgl.  auch  Rosin  S.  46. 
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stets  im   formellen   Sinne   aufgefasst   wurde;    in  Gemässheit   des 
Gesetzes    hiess    soviel   wie   in   Gemässheit    eines   formellen 
Gesetzes.    Unerfindlich  ist,  was  Anschütz  mit  der  Entscheidung 
des  Oberverwaltungsgerichts  (Bd.  XVI  S.  54)  beweisen  will,  wo- 
nach ein  Gemeindestatut  nicht   die   auf  Gewohnheitsrecht 
beruhende  Pflicht  zur  Tragung  der  Pflasterungskosten  ändern  kann. 
Denn   ein  Gemeindestatut   kann  doch    nicht   bestehende  Rechts- 
normen  aufheben;  es  ist  kein   formelles  Gesetz,  und  noch  w^e- 
niger    kann   die    Kostenfrage    bei    Pflasterungen   Inhalt    einer 
polizeilichen  Vorschrift  auf  Grund  des  Polizeiverwaltungs-  oder 
eines  anderen  Gesetzes  sein.  Die  Begründung  der  herrschenden  Lehre 
von  Seiten  Ahnschütz   durch   die  Tautologie   allein  aus  dem 
ersten  Satze  des  Art.  62  und  durch  den  Sprachgebrauch  darf  ich 
hiernach  als  verfehlt  und  widerlegt  bezeichnen  und  weiter  folgern : 
die  preussische  Verfassung   schliesst   durch  Art.  62   den    Erlass 
^«Ibständiger  Rechtsverordnungen  nicht  aus.    Nun,  so  wendet  An- 
schütz ein,    dann    könnte    das  Civil-,   das  Civilprozess-   und  das 
Strafprozessrecht  nach  dieser  ARNDT'schen  Theorie  im  Verord- 
HnDgswege  geändert  werden.    Mit  Nichten.    Es  kann  nicht  wegen 
-A.rt.  86  verändert  werden.    Anschütz  missversteht  mit  derselben 
Energie   diesen  Artikel  wie   den  Art.   8.     Art.  86,    so   sagt   er 
S.  33,   41,   unterwirft    doch   den  Richter   „nicht   nur   der  Auto- 
rität des  formellen  Gesetzes,  sondern  der  des  wirklich  geltenden 
Hechts,  also  insbesondere  jeder  gültig  erlassenen  Polizeiverordnung, 
Ortsstatutarischen  Vorschrift  oder  sonstigen  autonomischen  Satz- 
ung" —  sei  denn  die  „rechtsgültig  zu  Stande  gekommene  Polizei- 
Verordnung  für  den  preussischen  Richter  kein  Gesetz?"     An- 
schütz verwechselt  Zweierlei:   ob  der  Richter  eine  Verordnung 
Anwenden  muss,  wenn  er  sie  für  gesetzmässig  hält,  oder  ob 
der  Richter  der  Autorität  einer  Verordnung  (oder  nur  der 
des  delegirenden  Gesetzes)  unterworfen  ist.    Art.  86  besagt  nicht, 
dass  der  Richter  nur  formelle  Gesetze  anwenden  darf,  er  besagt, 
Nasser  nur  der  Autorität   des  formellen  Gesetzes   unter- 
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worfen  ist.  Was  heisst  das?  Wenn  der  Richter  eine  Noth- 
Verordnung  anwendet;  so  ist  er  dem  Art.  63  der  Verfassung, 
wenn  eine  Ausführungsverordnung,  dem  Art.  45  der  Verfassung 
unterworfen.  Wendet  er  eine  ortspolizeiliche  Verordnung  an, 
so  ist  er  nicht  der  Ortspolizeibehörde;  sondern  dem  Gesetze  über 
die  Polizeiverwaltung  unterworfen.  Da  er  in  seiner  richterlichen 
Thätigkeit  nicht  der  Autorität  der  Krone,  noch  der  einer  Po- 
lizeibehörde unterworfen  ist,  so  hätte  er  —  abgesehen  von  der 
erst  zum  Schlüsse  des  Revisionswerks  angenommenen  Vorschrift 
in  Art.  106  —  eine  königliche  Verordnung,  die  nicht  gesetz- 
oder  verfassungsmässig  begründet  wäre,  ebenso  wenig  wie  eine  orts- 
polizeiliche Verordnung,  die  nicht  auf  Grund  eines  Gesetzes  er- 
gangen ist;  anzuwenden.  Auch  in  Belgien  hat  der  Richter 
königliche  Verordnungen  und  in  Frankreich  Verordnungen  des 
Präsidenten  u.  s.  w.  anzuwenden,  aber  nur,  wenn  und  soweit  sie 
den  Gesetzen  gemäss  sind,  da  er  der  Autorität  des  Gesetzes 
und  nicht  der  Autorität  der  Verordnung  oder  des  Königs  unter- 
worfen. Das  gilt  auch  in  Preussen;  nur  soll  nicht  er  selbst, 
sondern  der  Landtag  —  nach  der  Proposition  XIII,  nämlich 
der  ex  post  in  die  Verfassung  aufgenommenen  Vorschrift  des 
Art.  106  —  darüber  wachen ^^.  Art.  86  bedeutet  somit,  der 
Richter  ist  nur  der  Autorität  des  formellen  Gesetzes  unterworfen; 
er  soll  zwar  alles  geltende  Recht  anwenden,  mag  es  auch  nur 
auf  Verordnungen  oder  auf  Gewohnheit  beruhen,  aber  unterworfen 
ist  er  nur  der  Autorität  des  formellen  Gesetzes.  Während  d^r 
Minister  dem  Präfekten,  der  Präfekt  dem  Maire  befehlen  kanJ^i 
wende  so  oder  anders  ein  Gesetz  an,  erlasse  dieses  oder  jene* 
Reglement,  und  diese  der  höheren  Autorität  unterworfen  sind? 
kann  Niemand  ausser  dem  Gesetz  dem  Richter  befehlen,  leg* 
das    Gesetz    so    oder    anders    aus,     erlasse    dieses    oder  jen^ 

''  Darüber  war  man  sich  allseitig  klar,  vgl.  Xisker  am  29.  Jan.  IS^ 
in  den  Sten.  Ber.  der  I.  Kammer  S.  2375  und  besonders  Broicher  M* 
26.  Jan.  1850,  Sten.  Ber.  der  II.  Kammer  S.  2119. 
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Urtheil,  wende  nicht  mehr  das  Allgemeine  Landrecht,  sondern 
ias  Bürgerliche  Gesetzbuch,  nicht  mehr  die  alte  Kriminalordnung 
iondern  die  Verordnung  vom  2.  Jan.  1849  an!  Dies  folgt  ja 
iuch  schon  von  selbst  aus  der  von  der  preussischen  Ver- 
assung  anerkannten  Trennung  der  richterlichen  von  der 
ollziehenden  Gewalt,  die  auch  getrennt  bleiben,  wenn  der 
lichter  z.  B.  eine  Nothverordnung  anwendet,  da  er  dann  nicht 
les  Königs,  sondern  der  Verfassung  (Art.  105)  Autorität  folgt, 
lie  aber  nicht  getrennt  bleiben,  wenn  der  Richter  der  Autorität 
iner  nicht  verfassungs-  oder  gesetzmässig  begründeten  Verord- 
ung,  einer  selbständigen  Verordnung  gehorchen  müsste.  Obwohl 
ie  Bezugnahme  auf  Art.  105  der  Verfassung  vom  5.  Dez.  1848 
enügt  hätte,  die  Verordnung  vom  2.  Jan.  1849  über  die  Auf- 
ebung  der  Privatgerichtsbarkeit  auch  für  den  Richter  verbind- 
ch  zu  machen,  so  zieht  diese  auch  noch  die  Art.  40,  85  u.  88 
er  Verfassung  —  sie  ist  in  Ausführung  dieser  Artikel  erlassen 
-  an  und  erkennt  damit  klipp  und  klar  an,  dass  mit  Rücksicht 
uf  den  Art.  85  (jetziger  Art.  86)  und  zur  Ausfuhrung  des 
Irt.  85/86  ein  Gesetz  nöthig  und  dass  die  Gerichte  einer 
»lossen  königlichen  Verordnung  nicht  unterworfen  wären. 
»Vie  ist  die  Bezugnahme  auf  Art.  85  Anschütz  entgangen? 
kVegen  der  Trennung  der  richterlichen  von  der  vollziehenden 
lewalt,  die  unter  Anderem  auch  in  Art.  49  Abs.  3  zur  An- 
erkennung gelangt,  wegen  der  Vorschrift  in  Art.  86,  konnte  der 
^önig  nicht  das  Landrecht  aufheben,  oder  durch  ein  neues 
Gesetzbuch  ersetzen.  Ebenso  ist  die  Verordnung  vom  3.  Jan. 
1W9  über  die  Einführung  des  mündlichen  und  öffentlichen  Ver- 
fcilirens  mit  Geschworenen  nicht  bloss  auf  Grund  des  Art.  105,  son- 
dern auch  in  Ausführung  der  Art.  92  u.  93  ergangen.  Desshalb 
^w  es  nöthig,  dass  das  Civilprozessrecht  am  21.  Juli  1849,  die 
Verpflichtung  zur  Hülfsleistung  bei  Räumung  des  Schnees  am 
^-  Jan.  1849  und  am  18.  Juli  1849  die  zur  Anwendung  durch 
die  Gerichte    unmittelbar    bestimmte    Dispositalordnung    anstatt 

Archiv  fdr  öffentliches  Recht.  XV.  3.  25 


—     370      - 

durch  einfache  königliche  Verordnungen,  durch  Noth^e 
Ordnungen  auf  Grund  des  Art.  105;  d.  h.  durch  proyisorisc 
Gesetze  geändert  wurden.  Dies  gilt  aber  auch  von  der  V< 
Ordnung  vom  9.  Febr.  1849,  betreffend  die  Errichtung  von  G 
werberäthen  u.  s.  w.;  denn  diese  Verordnung  war  dazu  bestimi 
und  konnte  wenigstens  nicht  anders  Leben  und  Wirklichkeit  g 
winnen,  als  dass  die  Richter  Handwerker,  die  ohne  Befähigung 
nach  weis  ein  Gewerbe  betrieben,  bestraften,  abgesehen  sebi 
davon,  dass  die  Noth Verordnung,  das  provisorische  Gesetz,  8cb( 
durch  den  Art.  3  der  Verfassung  geboten  war.  Mit  den  Fal 
ten,  die  Anschütz  bringt,  ist  es  also  kaum  etwas;  sie  erklär( 
sich  ganz  anders.  Aber  selbst  wenn  die  Krone,  ohne  Verpfiic 
tung  dazu,  aus  Opportunitätsgründen  die  Form  des  provisoriscb( 
Gesetzes  statt  derjenigen  der  einfachen  Verordnung  gewählt  hätt 
so  würde  dies  immer  noch  kein  Beweis  sein.  Unstreitig  hat  d( 
Kaiser  das  Organisationsrecht  in  Bezug  auf  die  Kriegsmarine.  Ui 
aber  einerseits  Wünschen  des  Reichstages  entgegen  zu  komme 
und  andererseits  diesen  zum  Zwecke  der  Geldbewilligung  2 
„binden",  also  aus  der  vorliegenden  Frage  fernstehenden  Gründe) 
lässt  er  sich  1898  und  1900  Gesetze  über  die  Organisation  (ein< 
Theiles)  der  Flotte  gefallen.  Könnte  nun  nach  50  Jahren  nicl 
auch  ein  zweiter  Anschütz  erstehen  und  daraus  folgern,  das 
diese  Gesetze  klar  und  deutlich  zeigen,  wie  die  Krone  ein  Organ; 
sationsrecht  in  Ansehung  der  Kriegsmarine  nie  besessen  habe 
Wo  eine  Verordnung  genügt,  kann  stets  ein  Gesetz  kommen 
Aber  Ansclütz  meint,  zu  Art.  4:  Alle  Preussen  seien  vor  den 
Gesetze  gleich,  hätte  ich  ja  selbst  zugestanden,  dass  hier  da 
Wort  „Gesetze"  nicht  auf  formelle  Gesetze  beschränkt  sei.  Di 
Sache  ist  diese:  Art.  4  ist  aus  dem  französisch-belgischen  Recb 
übersetzt:  „Tous  les  Frangais  (Beiges)  sont  egaux  devant  laloi 
oder  „Les  hommes  sont  tous  (^gaux  devant  la  loi".  So  wenig  abc 
aus  diesen  Wendungen  gefolgert  wird,  dass  „loi"  ein  materiell 
Begriff  ist,  eben  so  wenig  aber  kann  die  materielle  Natur  des  G< 
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setzesbegriflfes  aus  Art.  4  gefolgert  werden.  Das  fragliche  Grund- 
recht bedeutet,  dass  das  Gesetz  gleiche  Anwendung  auf  Jeder- 
mann finde;  daraus  kann  gefolgert  werden,  dass  auch  das  r^gle- 
ment  und  decret,  arret^,  die  doch  ihre  Quelle,  ihre  Autorität  aus 
dem  „loi^  hernehmen,  so  zu  sagen  nur  Anwendungen  und  Aus- 
führungen des  loi  sind,  erst  recht  auf  Jedermann  gleiche  An- 
wendung finden.  Man  wollte  nicht  sagen,  nur  das  Gesetz  — 
nicht  die  Verordnung  —  sei  für  Jeden  gleich,  sondern  man  wollte 
im  weitesten  Sinne  die  Gleichheit  aller  Bürger  aussprechen;  daher 
lautet  das  Grundrecht  vollständig:  „Les  hommes  sont  tous  egaux 
devant  la  loi  et  admissibles  k  toutes  dignites,  places  et  emplois 
publics  Selon  leurs  capacites  et  leurs  vertus.^  Loi  ist  hier  nicht 
nur  als  wichtigste  Rechtsnorm,  sondern  auch  als  Quelle  und 
Ursprung  aller  anderen  Rechtsnormen,  schlechthin  als  Rechts- 
norm aufzufassen.  Dies  gilt  auch  von  dem  Satze,  dass  „Gesetz" 
im  Sinne  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  der  Civil-  oder  Straf- 
prozessordnung (für  die  Frage  der  Rechtsmittel)  jede  Rechts- 
norm bedeute.  Zwar  giebt  es  auf  dem  Gebiete  des  preussi- 
8chen  Rechts  zwingende  Vorschriften,  die  sich  nicht  auf  ein  Ge- 
setz zurückführen  (Universitätsstatuten,  Schulregulativen,  Marsch- 
Terpflegungssätze ,  Militär  -  Disziplinarstrafordnung ,  militärisches 
Ehrengerichtsverfahren  u.  s.  w.);  aber  die  kommen  principaliter 
nicht  zur  richterlichen  Kognition.  Das  selbständige  könig- 
liche Verordnungsrecht  betrifft  Gegenstände,  die  wenig- 
stens im  Jahre  1850  nach  dem  positiven  Recht  nicht  un- 
mittelbar zur  Anwendung  oder  zur  Aburtheilung  durch 
den  Richter  bestimmt  sind.  Desshalb  (also  wegen  Art.  86, 
oder  wegen  der  Gewaltentheilung)  ist  es  im  Ergebnisse  richtig, 
iös  die  Civil-  und  Strafrechtspflege  nicht  auf  Grund  königlicher 
selbständiger  Verordnungen  von  den  ordentlichen  Gerichten 
gehandhabt  werden  kann;  aber  Rechtsnormen,  zwingende,  in 
den  Rechtsstand  der  Unterthanen  eingreifende  Rechtsnormen 
siod  es,    die    vorschreiben,    an    wie    viel    Religions-    und    Lese- 

25* 
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stunden  die  Kinder  theilnehmen  müssen,  welche  Mittel  doh 
gemäss  die  Väter  aufzubringen  haben;  welche  militarisite 
Disziplinarstrafen  Jemand  erleiden  muss,  dass  Offiziere  u.  s.i.{ 
im  ehrengerichtlichen  Verfahren  aus  Ehre  und  Brod  g( 
werden  dürfen,  dass  und  welche  Gebühren  für  Teh 
erhoben  werden,  nach  älterem  preussischen  Rechte,  wie  lu|i| 
Jemand  in  der  Linie,  der  Reserve  zu  dienen  hatte  oder  ob« 
Ueberweisung  zur  Landwehr  fordern  konnte,  ob  Jemand  ul\ 
Militärpension,  eine  Offiziers  wittwe  auf  Witt  wen  Versorgung  kk 
Spruch  hat  u.  s.  w.  Der  Natur  nach  sind  die  TelegraplMir< 
gebühren  nicht  verschieden  von  den  Gerichtskosten,  das  militärisdij 
ehrengerichliche  Verfahren  nicht  von  dem  bürgerlichen  Disziplin»- 
verfahren,  das  militärische  Disziplinarstrafrecht  nicht  von  dei 
bürgerlichen  Strafrecht,  die  Qualifikation  für  Lehrer  und  Berg-j 
beamte  nicht  rechtlich  von  derjenigen  der  Richter  und  Regierung^j 
räthe,  die  Gehalt-  und  Versorgungsansprüche  der  Civilpersona 
nicht  von  denen  der  Militärpersonen.  Wenn  in  diesen  Fältal 
die  Verordnung,  in  jenen  das  Gesetz  entscheidet  oder  entsehied« 
hat,  so  sind  hierfür  praktische  und  politische  Erwägungen  ma» 
gebend  —  um  Rechtsnormen  aber  handelt  es  sich  in  all« 
Fällen.  Man  kann  sagen,  aus  dem  Gesammtinhalte  der  preussi- 
schen Verfassung,  der  Trennung  der  Gewalten,  den  Vorschrift» 
in  den  Art.  5,  6,  7,  8,  9,  10,  86,  87,  89  ist  der  Rechtsstand,  so- 
weit er  durch  die  Gerichte  in  seiner  Geltung  bestimmt  wird,  dem 
königlichen  Verordnungswege  (nicht  der  Nothverordnung)  ent- 
zogen. 

Ich  komme  nun  zu  Art.  48  der  preussischen  Verfassung 
und  dem  Abgeordneten  Reichensperger.  Nach  Art.  48 
bedürfen  Staatsverträge  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustimmung  der 
Kammern,  „sofern  es  Handelsverträge  sind,  oder  wenn  dadurch 
dem  Staate  Lasten  oder  einzelnen  Staatsbürgern  Verpflichtungea 
auferlegt  werden".  Wäre  es  nun  richtig,  dass,  wie  AxscHiTZ 
S.  91  meint,  schon  wogen  Art.  62,  schon  aus  allgemeinen  Gründeo, 
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r  Krone  versagt  wäre,  dem  Staate  Lasten  oder  einzelnen  Staats- 
rgern  Verpflichtungen  (durch  Verordnung)  aufzuerlegen,  so  wäre 
her  der  ganze  Satz  als  überflüssig  fortgeblieben^  Jedoch  so 
larf,  dies  gebe  ich  selbst  zu,  darf  man  nicht  interpretiren. 
1  gebe  unumwunden  zu,  dass  man  bei  diesem  innerlich  ^un- 
tren Satze",  wie  ihn  die  Motive  der  Verfassungskommission 
^aldeck)  bezeichnen,  die  königlichen  Rechte  hat  einschränken 
Uen  und  dass  man  da,  wo  die  Krone  in  das  Gebiet  der 
esetzgebenden  Gewalt"  durch  einen  Vertrag  eingreifen 
rde,  für  diesen  Vertrag  die  Landtagsgenehmigung  gefordert 
t.  Das  hat  Reichensperger  gemeint  (Stenogr.  Ber.  der 
Kammer  1849  I  S.  336).  Aber  gerade  dieser  Art.  48  zeigt 
n,  dass  der  König  selbst  Rechtsnormen  durch  Staatsverträge 
Qe Landtagsgenehmigung  anbefohlen  hat,  z.  B.  Post-,  Telegraphen- 
rträge,  Militärkonventionen,  Eisenbahnverträge,  Freizügigkeits- 
•träge,  Verträge  zur  Handhabung  der  Rechtspflege  und  der 
»lizei,  zur  Uebernahme  der  Jurisdiktion  der  Gemeinheitstheilungs- 
d  Ablösungsgeschäfte,  die  Konventionen  wegen  Uebernahme 
n  Vagabunden  und  Ausgewiesenen,  die  Verträge  über  Ver- 
egung  hülfsbedürftiger  Staatsangehörigen  mit  den  deutschen 
aaten  und  den  Kantonen  der  Schweiz,  den  Postkartenvertrag, 
B  Etappenkonventionen,  die  Gothaer  Konvention  vom  22.  Aug. 
164  ^^  Da  die  berufenen  Wächter  hierüber,  die  Kammern,  die 
echtmässigkeit  dieser  Verträge  nicht  bestritten  haben,  so  wäre 
tmit  dieser  Fall  klargestellt.  Aber  ich  will,  soweit  es  der  Raum 
er  gestattet,  auch  die  Gründe  für  die  Praxis  angeben,  oder 
chtiger,  die  längst  bekannten  kurz  wiederholen.  Auch  die  Vor- 
'hrift  in  Art.  48  ist  aus  der  belgischen  Art.  68  übersetzt  und 
utet  dort:  „les  traites  de  commerce  et  ceux  qui  pourront  grever 
Etat  ou  Her  individuellement  les  Beiges  n'ont  d'eflfet  qu'apr^s 
voir  reQu  Tassen timent    des   Chambres."      Damit    meinte    man 

**  S.  Gneist    in   seinem   Gutachten  zu  Art.  48   in  den  Sten.  Ber.  des 
Abgeordnetenhauses  1868/69  Anl.-Bd.  XU,  Acteustück  No.  236  S.  1317. 
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Handelsverträge,  Verträge,  die  dem  Staate  Garantien  oder  Sul 
ventionen  (Gotthardtbahn,  Donaumündung,  Sundzoll)  auferlege 
—  wegen  des  Ausgabenbewilligungsrechts  des  Landtags  —  ferne 
Verträge,  z.  B.  im  deutschen  Zoll-  und  Steuervereine,  welch 
neue  Steuern  einführen,  die  eingeführten  erhöhen,  oder  Strafe 
androhen,  sollen  der  Landtagsgenehmigung  bedürfen.  Dass  Rechtf 
normen  irgend  welcher  Art  in  Verträgen  nicht  aufgestellt  werde 
dürfen,  sollte  nicht  verboten  werden.  Wollte  man  es  verbietei 
so  hätte  der  Satz  in  Art.  48  gelautet:  Letztere  bedürfen  zu  ibr< 
Gültigkeit  der  Zustimmung  der  Kammern,  sofern  sie  Rechtssät: 
aufstellen  oder  soweit  sie  den  Staat  oder  die  Preussen  bindene 
Rechtssätze  aufstellen.  Wenn  nun  Art.  48  das  Gebiet  der  Legi 
lative  abgrenzen  sollte,  wie  Anschütz  S.  91  annimmt,  so  spricl 
der  Umstand,  dass  die  Krone  mit  Wissen  und  Willen  der  Kai 
mern  zwar  nicht  Staatsgarantien,  noch  Steuern,  noch  Strafe 
wohl  aber  Rechtsnormen  in  unübersehbarer  Zahl  auf  dem  S0{ 
gesotzesfreien  Gebiete  durch  Staats  vertrage  aufstellte,  nicht  dafa 
dass  die  preussische  Verfassung  Gesetzgebung  mit  Normfestsetzm 
identifiziren  und  jede  Norm,  die  nicht  auf  Gesetz  beruht,  a 
ungültig  erklären  wollte. 

Art.  50:  „Dem  Könige  steht  die  Verleihung  von  Orden  m 
anderen  mit  Vorrechten  nicht  verbundenen  Auszeichnungen  zu 
(Antrag  Reichensperger  im  Gegensatz  zu  den  Anträgen,  d 
Ordensverleihungen  untersagen  wollten).  Dass  keine  Vorrechte  o 
königlichen  Auszeichnungen  verbunden  werden  sollten  (z.  1 
Steuerprivilegien),  war  eine  Konzession,  die  man  den  Orden 
gegnern  machte.  Daraus  folgt  weder  für  noch  gegen  die  A 
scHüTz'sche  oder  ARNDx'sche  Theorie  auch  nur  das  Mindeste. 

AVerfen  wir  einen  Rückblik  auf  die  durchmessene  Bahn,  ' 
haben  wir  gefunden,  dass  die  preussische  Verfassung  nicht  d< 
generellen  Satz,  Rechtsnormen  (Rechtsverordnungen)  müssen  ste 
ihren  Ursprung  in  einem  Gesetze  haben,  in  sich  aufgenomm* 
bat.     Wir  haben  aber  auch  gefunden,  dass  die  Gerichte  aus  d 
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aft  des  Verordnenden  bindende  Verordnungen  im  Civil-  wie 
-afrecht  unstatthaft  sind,  dass  daher  annähernd  oder  doch  im 
gebnisse  annähernd  mit  Recht  behauptet  werden  kann,  wenn 
.n  in  den  Straf-  und  Civilrechtsstand  eines  Preussen  mit  einer 
!  ordentlichen  Gerichte  bindenden  Wirkung  eingreifen  will,  sei  ein 
isetz  oder  eine  Nothverordnung  nöthig  (Stahl,  Stenogr.  Ber, 
:  I.  Kammer  1849  S.  183,  ferner  v.  Daniels  1.  c:  „Es  dürfen 
che  Verordnungen  nicht  enthalten,  was  den  verbrieften,  auf 
Lndrechten  beruhenden  verfassungsmässigen  Freiheiten,  den  ge- 
>enen  Rechten  des  Volkes  zuwider  wäre"  und  Kiskkr  1.  c: 
ir  (der  Verordnungen)  wesentlicher  Charakter  ist,  dass  sie, 
veit  die  Verfassung  selbst  ihnen  nicht  ausdrücklich  Gesetzes- 
ift  beilegt,  soweit  sie  also  nicht  oktroyirte  sind,  keine  Verände- 
ig  im  Rechtsstande  der  Staatsangehörigen  bewirken,  der  Ver- 
sung  und  den  Gesetzen  nachstehen."  Nehmen  wir  hinzu,  dass 
t  Press-,  Vereins-,  Versammlungsfreiheit  nur  durch  Gesetz  ver- 
lert,  die  Staatsangehörigkeit  durch  Gesetz  geregelt,  Strafen  und 
äuern  nur  durch  Gesetz  eingeführt  werden  können,  und  vor  Allem, 
SS  der  Landtag  das  Ausgabenbewilligungsrecht  hat,  so  kann  man 
ch  nicht  behaupten,  dass  wir  in  einem  krypto- absolutistischen 
aate  leben  und  dass  die  seit  50  Jahren  von  allen  Landtagen 
kannte  und  nie  missbilligte,  von  allen  Behörden  ausgeübte, 
len  Unterthanen  befolgte  Praxis  dieses  Staates  bezüglich  des 
erordnungsrechts,  welche  mit  der  Theorie  des  Unterzeichneten 
isammenfällt,  besondere  Gefahren  für  die  Freiheiten  oder  die 
esorgniss  neuer  ernster  Zerwürfnisse  rechtfertigt.  Sehen  wir 
m  Schul-  und  Militärwesen  ab,  so  handelt  es  sich  um  politisch 
i  sich  ganz  minderwerthige  Dinge  (Höhe  der  Telegraphen- 
Jbühren,  Garantiepflicht  der  Telegraphenverwaltung  u.  dergl). 
3doch,  da  es  bekanntlich  schwer  ist.  Jemanden  zu  überzeugen, 
>  muss  ich  meine  Gegner  noch  stärker  beschwören: 

1.  Beim  Unterrichtswesen    war  man  sich  bewusst,    dass  bei 
öianation  der  Verfassung  noch  die  Exekutive  die  Rechtsnormen 
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aufstellte.  Das  wollte  man  für  die  Zukunft  nicht  und  dah* 
schrieb  Art.  26  vor:  „Ein  besonderes  Gesetz  regelt  das  gan 
Unterrichts wesen.^  Sobald  dieses  Gesetz  ergangen  war,  konn 
und  kann  die  Exekutive  keine  selbständigen  Normen,  sonde 
nur  noch  Ausführungs-  (unselbständige)  Verordnungen  oder  Vc 
Ordnungen  kraft  Delegation  erlassen.  Das  Gesetz,  nicht  d 
Exekutive,  hätte  alsdann  die  Zahl  der  Religionsstunden,  d 
Maximalzahl  der  Schüler  für  jede  Klasse,  den  religiösen,  ko; 
fessionellen,  simultanen  oder  konfessionslosen  Unterricht  verfug 
die  Ausbildungs-  und  Prüfungsvorschriften  für  Volksschul-,  Mitte 
schul-)  Gymnasiallehrer,  die  Bestimmungen  über  Zulassung  od( 
Ausschliessung  vom  Universitätsbesuche  u.  s.  w.  u.  s.  w.  geregel 
Im  letzten  Momente,  gerade  noch  vor  Schluss  der  Revision,  ei 
wirkte  die  Regierung  den  Art.  112,  d.  i.  die  vollständige  Sui 
Pension  aller  Verfassungsvorschriften  über  das  Unterrichtswese 
der  Art.  20—25  bis  zum  Erlass  des  in  Art.  26  vorgesehene 
Gesetzes.  Es  entspricht  demgemäss  dem  Willen  der  Verfassuni 
dass  die  Regierung  bis  zu  diesem  Gesetze  nach  wie  vor  al 
Normen  über  das  Unterrichtswesen  geben  darf^*.  An  di« 
Normsetzung  konnten  Stahl,  Reichensperger,  Kisker  u.  s.  i 
nicht  denken,  da,  als  sie  ihre  angeführten  Reden  hielten,  d( 
Art.  112  noch  nicht  einmal  vorgeschlagen  war. 

Würde  man  geglaubt  haben,  dass  der  Art.  62  jede  Nora 
gebung  über  das  Unterrichtswesen  nur  dem  Gesetzeswege  zutbeil 
so  würde  man  ihn  insoweit  gleichfalls  suspendirt  haben  müsse 

2.  Bei  den  Zoll-  und  Steuergesetzen  und  Verträgen  war  < 
stets  Grundsatz,  dass  in  den  Gesetzes-  oder  Vertragstext  nur  ä 
leitendenRechtsnormen  aufgenommen  wurden,  während  alle  minde 
wichtigen,  alle  Detail-,  alle  dem  Wechsel  unterworfenen  Bestii 
mungen,  die  ebenso  gut  Rechtsnormen  darstellten,  der  Verwaltun 
den  Landesministern,   dem  Verordnungswege  überlassen  wurde 


89 


Vgl.  Arndt  in  diesem  Archive  1886  S.  512  ff. 
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In  die  GesetzessammluDgen  brachte  man  nur  die  leitenden  Grund- 
sätze; die  unübersehbare  Fülle  anderer  Kechtsnormen,  welche  auch 
in  den  Rechtsstand  eingriffen,  z.  B.  darüber,  wie  Salz  zu  denaturiren 
ist,  wenn  es  steuerfrei  bleiben  soll,  wie  das  Brutto  und  Netto- 
gewicht zu  berechnen,  in  welche  Gruppe  dieser  oder  jener  Gegen- 
stand für  die  Verzollung  zu  bringen  ist  (amtliches  Waarenverzeich- 
niss),  wann  und  wie  Transitverkehr  zollfrei  bleibt  u.  s.  w.,  über 
Zoll-  und  Steuerabfertigung,  Aus-  und  Einfuhrverbote  verkündete 
man  in  den  Verwaltungsblättern.  Entscheidend  dafür,  ob  eine 
Vorschrift  legislativen  oder  administrativen  Charakter  hatte  und 
demgemäss  im  konstitutionellen  Staate  nur  durch  Gesetz  abge- 
ändert werden  konnte^  war  nicht,  ob  sie  eine  Rechtsnorm  enthielt^ 
sondern  ob  sie  im  Gesetzblatt  oder  anderswo  publizirt  war*®, 

3.  Art.  67  der  norddeutschen  Bundesverfassung  lautet:  „Das 
Postwesen  und  das  Telegraphenwesen  werden  als  einheitliche  Staats- 
Terkehrsanstalten  eingerichtet.  Die  im  Art.  4  vorgesehene  Gesetz- 
gebung des  Bundes  in  Post-  und  Telegraphen-Angelegenheiten 
erstreckt  sich  nicht  auf  diejenigen  Gegenstände^  deren  Regelung 
nach  den  gegenwärtig  in  der  preussischen  Post-  und  Telegraphen- 
Terwaltung  massgebenden  Grundsätzen  der  reglementarischen  Fest- 
setzung oder  administrativen  Anordnung  überlassen  ist.^  Man 
erkannte  somit  an^  dass  in  Preussen  auf  dem  Gebiete  des  Po£t- 
und  Telegraphenwesens  Vieles,  was  Rechtsnorm  war,  z.  B.  die 
Telegraphengebühren,  Porto  für  Drucksachen  u.  s.  w.,  nicht  als 
formelles  Gesetz  geregelt  war,  dass  es  also  dort  Rechtsnormen 
gab,  die  im  Verordnungswege  und  zwar  als  selbständige  Verord- 
nungen aufgestellt  waren. 

4.  Ebenso  war  man  sich  bei  Berathung  der  Art.  53  u.  61 
der  Reichs-(Bundes-)Verfa8sung  auf  Seiten  der  verbündeten  Re- 
gierungen  wie  des  Reichstages  wohl  bewusst,  dass  Rechtsnormen 
^on  ausserordentlichster  Wichtigkeit  in  Preussen  nicht  in  Gesetzes- 


"  Vgl.  Delbrück,  Art.  40  der  Reichsverfassung  S.  4  ff. 


—     378     — 

form  ergangen  waren *^  Dabei  wurde  erklärt,  dass  sie,  soieit 
sie  in  Preussen  auf  dem  Yerordnungswege  beruhten,  auckm 
Bunde  und  im  Reiche  wieder  im  Verordnungswege  geregelt  werden 
dürften,  z.  B.  das  ehrengerichtliche  Verfahren,  die  Gehaltsbeieii 
nung,  die  Reisekosten,  Kommando-(Funktioiis-)Zulagen,  dieStnf- 
voUstreckungsordnung,  die  Kompetenzen  der  Offiziere  und  Mai» 
Schäften  u.  s.  w.  im  Kriegswesen. 

6.  Wenn  es  richtig  sein  soll,  was  Anschütz  S.  93  behaupW, 
dass  auch  der  König  durch  seine  Verordnung  RechtsTorschrifta 
nur  auf  Grund  des  Gesetzes  erlassen  kann,  warum  hat  man  da 
Satz  des  französisch-belgischen  Rechts,  dass  jede  königliche  Ai* 
Ordnung  oder  jede  Anordnung  der  Exekutive  (arrete)  saue 
Quelle  (sa  source)  (seine  Begründung)  in  einem  Gesetze  find« 
müsse,  beziehungsweise,  dass  der  König  nur  vom  Gesetzgeber 
abgeleitete  Rechte  habe,  fortgelassen?  Diese  Fortlassung  ffl 
doch  mit  Vorbedacht  erfolgt  und  nicht  ohne  Bedeutung,  \feni 
es  richtig  wäre,  dass  Rechtsnormen  nur  auf  Grund  des  Gesetiei 
erlassen  werden  dürfen,  so  war  es  auch  nicht  so  schwer,  festxtt- 
stellen,  ob  königliche  Verordnungen  gültig  waren;  ebenso  wie  e* 
möglich  ist  festzustellen,  ob  eine  ministerielle  oder  PolizeiverorJ- 
nung  sich  auf  ein  Gesetz  stützt,  hätte  dasselbe  doch  auch  bei 
königlichen  Verordnungen  möglich  sein  müssen.  Weil  man  auch 
an  Verordnungen  dachte,  die  nicht  auf  Grund  eines  Gesetze« 
ergehen,  also  an  selbständige  königliche  Verordnungen,  und  e= 
oft  nicht  leicht  ist,  festzustellen,  ob  z.  B.  eine  königliche  Ver- 
ordnung über  Prisengerichte,  über  Reisekosten  und  Tagegelds i 
der  Offiziere  in  eine  Verfassungs-  oder  Gesetzesvorschrift  eingreÜ' 
und  daher  ungültig  ist,  desshalb  sollten  über  deren  Gültigkei 
nicht  die  Behörden,  sondern  nur  die  Kammern  wachen**. 

*^  Sten.  Ber.  des  verfassimgsberathenden  norddeutschen  Reicbsta.^ 
1867  S.  581. 

^-  Motive  zur  Proposition  XIII ;  Sten.  Ber.  der  I.  Kammer  IS-*i 
S.   2077  u.  2219,   der  II.  Kammer    1848  S.  2123.     Als    sich   Belgien  vor 
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6.  Wenn  Anschütz  S.  93  anführt,  dass  diejenigen  Delega- 
tionen zum  Erlasse  von  Rechtsnormen ^  welche  in  vorkonstitu- 
tionellen Gesetzen  erfolgt  sind,  noch  fortbestehen*^,  so  ist  die 
Frage  gerechtfertigt,  welche  Gesetze  des  absoluten  Staates, 
z.  B.  die  Schulregulative,  die  Telegraphen-  und  Eisenbahnbetriebs- 
reglements, die  Statuten  der  Universität  Halle,  die  Vorschriften 
über  die  militärischen  Ehrengerichte,  über  Tage-  und  Marsch- 
gelder der  Soldaten  denn  Ausführungsverordnungen  sind  oder 
in  welchen  Gesetzen  des  absoluten  Staates  die  Befugniss  zu  ihrem 
Erlasse  gegeben  ist?  Wenn  ein  Faktum  noch  kein  Beweis  ist, 
so  ist  doch  eine  blosse  Behauptung  erst  recht  kein  Beweis, 
üebrigens  will  ich  meinerseits  zugestehen,  dass  der  Kreis  der 
selbständigen  Verordnungen  immer  kleiner  wird.  Namentlich 
wirkt  das  Ausgabenbewilliguugsrecht  des  Landtags  dahin,  dass 
immer  mehr  Gegenstände,  deren  Regelung  in  Preussen  bisher  der 
Exekutive  unterlag,  in  Gesetzen  geordnet  werden,  z.  B.  die 
Organisation  des  Heeres  (Kadreformation)  und  eines  grossen 
Theils  der  Flotte,  das  militärische  Pensions-  und  Keliktenwesen. 

Zum  Schlüsse  muss  ich  Zorn  darin  beistimmen,  dass  das,  was 
man  theoretisch  als  Verwaltungsverordnung  zu  bezeichnen  pflegt, 
meist  auch  Rechtsnormen  aufstellt.  Ueber  den  Begriff  von  Rechts- 
normen werden  selbst  die  gelehrtesten  Professoren  und  Richter 
streiten.     Schon  aus  diesem  Grunde  haben  die  Verfassungen  nicht 


Holland  losriss,  übte  der  König  von  Holland  auf  dem  gesetzfreien  Gebiet 
^  selbständige  Verordnungsrecht  aus,  welches  nicht  durch  den  dem  Art.  62 
^er  preuss.  entsprechenden  Art.  26,  sondern  durch  Art.  78  der  const.  beige 
ausgeschlossen  werden  sollte  und  ausgeschlossen  worden  ist.  Wenn  dies  den 
preussischen  Kammern  1848 — 1850  wohl  bekannt  war  und  sie  eine  dem 
Art.  78  der  const.  beige  entsprechende  Vorschrift  trotzdem  nicht  aufnahmen, 
*ö  War  es  eben  ihr  Wille,  ein  solches  Verordnungsblatt  nicht  auszuschliessen. 
*'  Dass  dies  an  sich  der  Fall,  ist  bereits  von  mir  in  meinem  Kommentar 
^  Art.  112  der  preuss.  Verf.,  in  diesem  Archiv  1886  S.  512  und  in  Hirth's 
Aönalen  1886  S.  316  behauptet,  bewiesen  und  belegt.  Auch  dies  verschweigt 
AsscHÜTZ.     Soll  dies  etwa  die  bessere  wissenschaftliche  Methode  sein? 
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an  unendlich  streitige  und  dunkele  innere,  sondern  nur 
äusserliche,  aber  klare  Momente  angeknüpft,  an  die  sichtbs 
Form,  an  den  sichtbaren  Ursprung,  an  den  sichtbaren  U 
heber  der  Norm:  Verfassungsvorschrift  ist  nicht  ei 
solche,  welche  für  die  Verfassung  gegeben  ist,  wona 
sich  die  Verfassung  zu  richten  hat,  sondern  eine  solcl 
welche  von,  in  der  Verfassung  gegeben  ist;  Gesetze 
Vorschrift  (Gesetz)  ist  nicht  eine  Vorschrift  an  und  f 
die  Gesetzgebung  und  die  gesetzgebenden  Körperschs 
ten,  sondern  eine  solche,  welche  von  der  gesetzgebend 
Gewalt  gegeben,  die  in  einem  Gesetze  (in  der  Gesetzsami 
lung)  bekannt  gemacht  ist,  und  Verwaltungsvorschr 
ist  nicht  eine  Vorschrift,  welche  nur  für  die  Verwaltui 
und  ihre  Organe  bestimmt  ist  und  gelten  soll,  sende: 
jede  Vorschrift,  die  von  der  Verwaltung,  der  Exekutiv 
gegeben  ist.     Simplex  sigillum  veri! 


381     — 


le  Berathang  und  Verkündung  der  Entscheidungen 

im  Givilprozess. 

Von 

Landrichter  Dr.  Nöldeke  in  Hamburg. 


I. 

Bei  den  Verhandlungen  der  Reichstagskommission ,  welche 
1  Jahre  1898  über  die  durch  die  Einführung  des  Bürgerlichen 
esetzbuchs  nothwendig  gewordene  Revision  der  Civilprozess- 
dnung  berieth;  ist  auch  die  Frage  der  Berathung  und  der 
erkündung  der  Entscheidungen  in  Civilsachen  zur  Sprache  ge- 
-acht  worden.  Der  frühere  §  127  (jetzt  §  136)  C.-P.-O.  lautet 
seinem  vierten  Absatz: 

„Er  (der  Vorsitzende)  schliesst  die  Verhandlung,  wenn 
nach  Ansicht  des  Gerichts  die  Sache  vollständig  erörtert  ist, 
und  verkündet  die  Urtheile  und  Beschlüsse  des  Gerichts." 

Hiezu  ist  in  der  Reichstagskommission  folgender  Zusatz  be- 
itragt worden: 

„Die  Berathung,  Beschlussfassung  oder  Urtheilsfällung 
soll  sich  unmittelbar  an  die  mündliche  Verhandlung  anschliessen." 

Der  Antrag  wurde  *  damit  begründet,  dass  die  Mündlichkeit 
^d  L'nraittelbarkeit  des  Verfahrens  nur  dann  in  vollem  Umfang  zur 


'  Vgl.  Kommissionsbericht  S.  50.    Hahn-Mügdan,  Materialien  Bd.  VIII 
300. 
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Geltung  komme,  wenn  die  Urtheilsfindung  sich  unter  dem  unmitte 
baren  Eindruck  der  vorangegangenen  Verhandlung  vollziehe.  E 
sei  und  bleibe  für  ein  Richterkollegium  unmöglich,  bei  Verhani 
lung  von  zwölf  und  mehr  Sachen  an  einem  Sitzungstage  d 
Einzelheiten  längere  Zeit  derart  im  Gedächtniss  zu  behalten,  w 
dies  für  die  richtige  Urtheilsfindung  erforderlich  wäre,  zumal  dan 
wenn  umfangreiche  Beweisaufnahmen  stattgefunden  hätten. 

Der  Antrag  wurde  aber  aus  der  Kommission  heraus  ur 
von  dem  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  entschiede 
bekämpft  und  mit  10  gegen  5  Stimmen  abgelehnt.  Mithin  enl 
hält  die  Civilprozessordnung  nach  wie  vor  keine  Bestimmung  übe 
den  Zeitpunkt,  an  welchem  die  Berathung  des  Gerichts  statt 
finden  soll.  Bezüglich  der  Verkündung  der  Entscheidung  is; 
ebenfalls  die  Vorschrift  unverändert  gebUeben  (§  310  C.-P.-Ü.); 
nach  welcher  die  Verkündung  des  Urtheils  in  dem  Termine  zu 
erfolgen  hat,  in  welchem  die  mündliche  Verhandlung  geschlossen 
wird,  oder  in  einem  sofort  anzuberaumenden  Termine,  welcher 
nicht  über  eine  Woche  hinaus  angesetzt  werden  soll. 

An  dieser  Bestimmung  wollte  auch  der  in  der  Kommission 
gestellte  Antrag  nichts  ändern.  Er  wollte  die  Befugniss  des  Ge- 
richts, die  Urtheilsverkündung  auszusetzen,  nicht  beseitigen.  Nw 
die  Berathung,  Beschlussfassung  oder  Urtheilsfällung  sollte  sieb 
sofort  an  die  mündliche  Verhandlung  der  Sache  anschliessen. 
Aber  einen  Zweck  hatte  dieser  Antrag  offenbar  nur,  wenn  er 
bestimmte,  dass  sofort  nach  der  Verhandlung  die  endgültige 
bindende  Berathung  und  Beschlussfassung  des  Kollegiums  erfolgen 
solle.  In  solchem  Falle  liegt  jedoch  keine  Veranlassung  vor,  di^ 
Verkündung  der  Entscheidung  überhaupt  auszusetzen.  Die  An- 
nahme des  Antrages  Seitens  der  gesetzgebenden  Faktoren  hätte 
zu  der  sofortigen  Verkündung  der  Entscheidungen  führen  müssen. 

Demgegenüber  ist  hervorzuheben,  dass  im  Jahre  1875  di< 
Bestrebungen,  den  Entwurf  der  Regierung  zu  ändern,  in  deJ 
Reichstagskonmiission    sich    gerade    nach    der    entgegengesetzt^^ 
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bewegten.  Der  Vorschlag  der  Regierung  lautete  damals 
ebenso,  wie  das  Gesetz  jetzt  lautet.  Von  den  Abgeord> 
VON  PüTTKAMER  und  Struckmann  *  wurde  jedoch  in  der  da- 
3n  Reichstagskommission  bezweifelt,  dass  die  Frist  von  einer 
le  in  einem  auf  dem  Prinzip  der  Mündlichkeit  beruhenden 
hren  genüge,  um  zur  Urtheilsfällung  zu  gelangen;  eine  der- 
Vorschrift  werde  entweder  bei  Seite  gesetzt,  oder  sie  werde 
ilassung,  eine  Sache  abzubrechen  und  zur  weiteren  Verhand- 
zu  vertagen,  um  inzwischen  die  zum  Urtheil  nöthigen  Mate- 
{  zu  sichten.  Es  wurde  auch  die  Besorgniss  ausgesprochen, 
lie  Gerichte,  wenn  ihnen  zur  UrtheilsföUung  nur  ein  ein- 
ntlicher  Zeitraum  zur  Verfügung  stehe,  zum  geheimen 
at  ihre  Zuflucht  nehmen  könnten.  Auf  Grund  solcher  Er- 
igen wurde  damals  beantragt,  entweder  jede  Frist  für  die 
ilsverkündung  aus  dem  Gesetz  zu  streichen,  oder  einen 
deren  Zusatz  „in  der  Regel"  oder  „soweit  nicht  besondere 
le  entgegenstehen"  der  Vorschrift  über  die  Urtheilsverkün- 
hinzuzufügen.  Auch  diese  Anträge  wurden  abgelehnt. 
)0  unwesentlich  für  die  Entwicklung  des  einzelnen  Civil- 
)Ses  an  sich  die  Frage  auch  ist,  ob  die  Entscheidung  unmittel- 
ach  der  Verhandlung  oder  erst  einige  Tage  später  berathen 
erkündet  wird,  so  sehr  berührt  diese  Frage  doch  die  wich- 
Prinzipien  des  prozessualen  Verfahrens.  Das  ergibt  sich 
aus  der  obigen  Hervorhebung  der  wesentUchsten  Gründe, 
e  bei  der  Berathung  der  einschlägigen  Bestimmungen  im 
stage  geltend  gemacht  worden  sind.  Von  allen  Seiten  wurde 
t,  dass  es  sich  hier  um  eine  Frage  handelt,  welche  mit  dem 
ip  der  Mündlichkeit  des  Verfahrens  im  engen  Zusammen- 
steht. Dies  ergibt  sich  aber  ferner  auch,  wenn  man  die 
3  der  deutschen  Gerichte  auf  diesem  Gebiete  in's  Auge  fasst. 
haben  in  Bezug  auf  die  Berathung   und  Entscheidung  der 


Hahn,  Materialien  Bd.  11^  S.  604. 
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Gerichte  in  Civikachen  in  den  verschiedenen  deutschen  6eg( 
eine  sehr  verschiedene  Praxis.  Wir  haben  Gerichte,  w 
unmittelbar  nach  jeder  Sache  berathen  und  die  Entscheiduni 
künden,  solche,  welche  am  Schlüsse  der  Sitzung  die  Si 
des  Tages  berathen  und  dann  sofort  die  Entscheidung  verküi 
solche,  welche  am  Schlüsse  der  Sitzung  eine  gründliche; 
gültige  Berathung  stattfinden  lassen,  aber  erst  an  einem 
teren  Tage  die  Entscheidung  verkünden ,  solche,  welche 
Sitzungstage  provisorisch,  an  einem  späteren  Tage  endgülti 
rathen,  und  endlich  Gerichte,  welche  am  Sitzungstage  über! 
nicht  berathen,  sondern  erst  an  einem  späteren  Tage  zui 
rathung  zusammentreten.  Bei  den  letzten  beiden  Kategorie 
Gerichten  wird  natürlich  die  Verkündung  der  Entscheidung 
vornherein  ausgesetzt.  Diese  Unterschiede  würden  durch  di< 
nähme  des  Antrags,  von  dem  wir  ausgegangen  sind,  ohne  Z 
eine  erhebliche  Ausgleichung  erfahren  haben.  Aber  nicht 
Segen  der  Rechtsprechung. 

Die  hervorgehobenen  Unterschiede  beruhen  im  Ganzen 
auf  blossen  Zufälligkeiten.     Der  Vertreter  der  Regierung  l 
der    Reichstagskommission    hervorgehoben,    dass    in    denje 
Rechtsgebieten,  in  denen  sich  das  mündliche  Verfahren  auf  G 
einer  viele  Jahrzehnte  langen  Uebung  besonders  eingelebt 
die  Praxis  vorwiege,    nach   der  Verhandlung  die  Berathung 
Verkündung  der  Entscheidung  zunächst   zu   vertagen.     Das 
ergeben  im  Wesentlichen  die  von  Bäiik^  und  Wach*  angesti 
Enqueten.     Diese   Untersuchungen   liegen  jetzt  allerdings  i 
etwa  anderthalb  Jahrzehnte  zurück,   aber  ihre   Ergebnisse 
wie  in  anderen  Punkten,  so  auch  in  dieser  Beziehung  heute 
zutrefl'end.     Darnach  ist  die  sofortige  Verkündung  der  Ents 
düng  besonders  beliebt  bei   den  altpreussischen,   bayrischen 
badischen  Gerichten,  wogegen  die  Gerichte  des  ehemaligen  in 

»  Jahrb.  f.  Dogmatik  Bd.  XXTir  S.  364«*. 
*  Zeitscbr.  f.  Civilprozess  Bd.  XI  S.  163 ff. 
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ßh-rechtlichen  Gebiets,  die  sächsischen,  württembergischen  Ge- 
hte  und  die  der  übrigen  Staaten  grösstentheils  die  Verkündung 
ssetzen.  Dass  hierin  mancherlei  Abweichungen  stattfinden,  ist 
bstverständlich,  und  muss  sich  der  Wechsel  der  Gerichts- 
tglieder  auch  in  dieser  Beziehung  geltend  machen.  Im  All- 
meinen herrscht  aber  das  Bestreben,  in  denjenigen  Gegenden, 
die  sofortige  Berathung  und  Verkündung  der  Entscheidung 
lieh  ist,  diesen  Zustand  möglichst  aufrecht  zu  erhalten,  und 
en  manche  Präsidenten  hierüber  eine  ganz  besondere  Aufsicht 
3.  Umgekehrt  ist  es  schon  häufig  vorgekommen,  dass  ein  aus 
tn  Osten  nach  dem  Westen  der  preussischen  Monarchie  ver- 
zter  Direktor  oder  Präsident  die  sofortige  Verkündung  der 
itscheidungen  hat  einführen  wollen,  auch  wohl  eingeführt  hat, 
SS  aber  später  wieder  zu  der  gewohnten  Aussetzung  der  Ver- 
ndung  der  Entscheidung  übergegangen  ist. 

II. 

Der  Zustand,  wie  er  im  Osten  auf  dem  Gebiet  des  Civil- 
ozesses  besteht  und  dessen  Einführung  im  ganzen  Reich  von 
r  Reichstagskommission  erstrebt  wurde,  besteht  seit  dem  Inkraft- 
eten  der  Reichsstrafprozessordnung  im  Strafverfahren  allgemein, 
ier  herrscht  unter  den  deutschen  Gerichten  die  grösste  Ein- 
eitlichkeit.  Im  Strafverfahren  treten  die  Gerichte  nach  jeder 
ache  zur  Berathung  zusammen  und  verkünden  die  Entscheidung 
t)fort,  wenn  auch  §  267  St.-P.-O.  dem  Gericht  ebenso  wie  §  310 
'.-P.-O.  die  Walil  gibt  zwischen  der  sofortigen  Verkündung  der 
Intscheidung  und  der  Aussetzung  auf  eine  Woche.  In  Straf- 
ichen  machen  die  deutschen  Gerichte  nur  ganz  ausnahmsweise, 
ei  besonders  verwickelten  Sachen,  von  der  Befugniss  zur  Aus- 
'tzung  der  Verkündung  Gebrauch. 

Dieser  Unterschied  zwischen  der  Handhabung  des  Verfahrens 

Strafsachen  und  in  Civilsachen   hat  seinen  guten  Grund.     Im 

fafprozess  handelt  es  sich  vorwiegend   um  Thatfragen,   welche 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  3.  26 
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regelmässig  sofort  entschieden  werden  können.  Die  Zahl 
Rechtsfragen,  welche  für  den  Strafrechtspraktiker  in  Betra 
kommen,  ist  im  Verhältniss  zu  derjenigen,  mit  welcher  sich 
Civilrichter  zu  befassen  hat,  eine  geringe.  Das  zeigt  schon  ( 
oberflächliche  Vergleichung  zwischen  der  Zahl  der  vorhande: 
strafrechtlichen  und  der  clvilrechtlichen  Satzungen,  ein  Vergle 
welcher  nach  der  Herstellung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  lei 
anzustellen  ist.  Dazu  kommt,  dass  die  einzelnen  Straffalle  • 
ander  sehr  viel  mehr  gleichen,  als  die  Civilprozesse,  und  dass 
Zahl  der  am  häufigsten  vorkommenden  und  daher  die  St 
gerichte  hauptsächlich  beschäftigenden  Delikte  nur  eine  beschräo 
ist.  Im  Civilverfahren  herrscht  dagegen  die  grösste  Mannigfal 
keit,  und  überwiegen  viel  öfter  die  reinen  Rechtsfragen.  Im  St 
prozess  bildet  die  That  den  Ausgangspunkt,  und  handelt  es  s 
darum,  festzustellen,  ob  der  Angeklagte  diese,  ihm  zur  Last 
legte  That  begangen  hat.  Im  Civilprozess  bildet  hingegen 
Klageanspruch  die  Grundlage,  und  ist  es  von  vornherein  in  vi( 
Fällen  schon  zweifelhaft,  auf  welche  Thatumstände  es  überha 
ankommt.  Dies  lässt  sich  häufig  erst  auf  Grund  eingehen 
Erwägung  von  Rechtsfragen  bestimmen. 

So  sehr  es  sich  nun  mit  Rücksicht  auf  den  Eindruck 
mündlichen  Verhandlung  empfehlen  mag,  über  thatsächliche  ^ 
hältnisse  sofort  nach  der  Verhandlung  zu  entscheiden,  und  so 
sich  diese  Einrichtung  in  dem  Strafprozess  bewährt  hat,  so  w( 
empfiehlt  sich  dies  in  einem  die  Mündlichkeit  des  Verfahrens 
voller  Geltung  kommen  lassenden  Civilprozess.  Es  herrscht  d 
auch  unter  den  Anhängern  und  Gegnern  der  sofortigen  I 
Scheidung  kein  Zweifel  darüber,  dass  abgesehen  von  ganz  ein! 
und  klar  liegenden  Sachen  ein  Civilgericht,  welches  unbefan 
in  die  Verhandlung  eingetreten  ist  und  keine  genaue  Kennt 
der  Akten  besitzt,  nicht  unmittelbar  nach  der  Verhandlung  < 
sclieiden  kann.  Wenn  bei  der  Berathung  der  Civilprozessordm 
der  Vorschlag  einiger  eifriger  Anhänger  des  Mündlichkeitsprin: 
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irchgedrungen  wäre,  und  wir,  wie  im  französischen  Prozess, 
bschriften  der  von  den  Parteien  gewechselten  Schriftsätze  über- 
upt  nicht  bekämen,  also  Gerichtsakten  nicht  besässen^  so  würde 
i  uns  Yon  einer  sofortigen  Publikation  der  Entscheidungen  in 
hebUchem  Umfange  nicht  die  Rede  sein  können.  Die  sofortige 
^rathung  und  Entscheidung  nach  der  Verhandlung  hat  zur 
)rau88etzung,  dass  schon  vor  der  mündlichen  Verhandlung 
itens  des  Grerichts  auf  Grund  der  Akten  eine  gründliche  Vor- 
beit  geleistet  wird. 

Eine  derartig  gründliche  Vorbereitung  der  Verhandlung  auf 
•und  der  Akten  widerspricht  aber  dem  Prinzip  der  Mündlich- 
it  sehr  viel  mehr,  als  die  Vertagung  der  Berathung  und  Urtheils- 
lung  auf  einen  späteren  Tag.  Die  Einführung  der  sofortigen 
irathung  und  Entscheidung  würde  auch  dort,  wo  die  MündHch- 
it  des  Verfahrens  thatsächlich  durchgeführt  ist  und  nicht,  wie 
)LDENRING  ^  in  Seinem  Aufsatz  über  BegriflF  und  Durchführung 
B  Grundsatzes  der  Mündlichkeit  im  Civilprozess  mit  Recht  aus- 
irt,  eine  blosse  „Scheinmüudlichkeit^  besteht^  die  Mündlichkeit 
iwer  gefährden  und  uns  allmählich  zur  Schriftlichkeit  oder 
nigstens  zu  dem  preussischen  Prozess  des  schriftlichen  Ver- 
irens  mit   angehängter  mündlicher  Verhandlung  zurückführen. 

Um  dies  nachzuweisen,  bedarf  es  eines  Eingehens  auf  die 
rage  der  Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung  Seitens  des 
erichts.  Wie  das  Verfahren  hinsichtlich  der  Berathung  und 
ir  Verkündung  der  Entscheidung,  so  ist  auch  das  Verfahren 
izüglich  der  Vorbereitung  der  Verhandlung  bei  den  deutschen 
erichten  ungemein  verschieden  geordnet.  Hierüber  gewähren  die 
wähnten  Untersuchungen  von  Bahr  und  Wach  einen  genügenden 
ufschluss.  Darnach  gibt  es  Gerichte,  bei  denen  die  Akten  vor 
w  Sitzung  unter  säninitlichen  Mitgliedern  cirkuliren.  Bei  anderen, 
nd  das  ist  in  einem  grossen  Theil  von  Deutschland  die  Regel, 


*  ZeiUcbr.  f.  Civilprozess  Bd.  XIV  S.  73. 
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studirt  der  Vorsitzende  die  Akten  und  bestimmt  er  einen  R 
ferenten,  der  die  Akten  vor  der  Verhandlung  gründlich  durc 
zuarbeiten  hat.  Bei  einer  Reihe  Yon  Gerichten  verdichtet  si^ 
das  Referat  zu  einem  schriftUchen  Votum,  welches  bei  den  Akti 
bleibt;  wenngleich  es  kein  förmlicher  Theil  der  Akten  wird;  j 
es  kommt  sogar  vor,  dass  vor  der  mündlichen  Verhandlung  nicl 
blos  ein  oberflächlicher  Meinungsaustausch  zwischen  dem  Voi 
sitzenden  und  dem  Referenten,  sondern  sogar  eine  formlicb 
Berathung  stattfindet®.  Im  Gegensatz  hierzu  gibt  es  GerichU 
welche  vollkommen  unvorbereitet  in  die  Verhandlung  eintreten 
und  bei  denen  nicht  einmal  der  Vorsitzende  die  Akten  kennt 
Bei  anderen,  und  dies  ist  gleichfalls  in  einem  grossen  Theil  toi 
Deutschland,  namentlich  dem  früher  französisch-rechtlichen  Gebiet 
die  Regel,  kennt  nur  der  Vorsitzende  die  Akten. 

Ebenso  sehr  wie  die  Praxis  gehen  auch  die  Ansichten  dei 
Schriftsteller  darüber  auseinander,  welche  Art  der  Vorbereitunj 
die  Civilprozessordnung  als  erforderlich  und  genügend  vorschreibt 
Diese  Meinungsverschiedenheit  beruht  darauf,  dass  die  Civilprozesfl 
Ordnung  das  Prinzip  der  Mündlichkeit  nicht  ganz  bis  in  di 
äussersten  Konsequenzen  durchgeführt,  dass  sie  die  Schriftsätz< 
und  namentlich  die  dem  Gericht  zu  übergebenden  Abschrifte 
der  Schriftsätze  in  das  Verfahren  eingefügt  hat,  ohne  genau  z 
sagen,  in  welcher  Weise  sie  vom  Gericht  benutzt  werden  soUei 
Man  hat  aus  dem  Gesetz  eine  Pflicht  zum  vorherigen  Studiui 
der  Schriftsätze  Seitens  des  Gerichts"  herleiten  wollen,  man  ii 
sogar  soweit  gegangen,  zu  behaupten,  dass  ein  Gericht,  welch( 

^  Das  geschieht  z.  B.  bei  dorn  Oberlandesgericht  DrcsdeD.  Vg 
v.  SoMMKRLATT,  Versuch  einer  Enquete  über  das  Berufuug^verfahren,  und  daz 
die  treffenden  Bemorkun»;en  von  Jastrow  in  Zeitschr.  f.  Civilprozess  Bd.  XXIl 
S.  50>,  503. 

'  Vgl.  Wach,  Die  C.-l\-0.  und  die  Praxis  S.  27;  Lippmann,  Die  Grund 
fehler  der  C.-P.-O.  nach  Dr.  Biihr  im  Archiv  f.  eiv.  Praxis  Bd.  LXX  S.  87-9<i 
Jäckel,  Auch  ein  Wort  zum  deutschen  Civilprozess,  in  Rassow-Küntzel,  Bei 
träge  Bd.  XXX  S.  «7.5.     Dapregen  Goldexriso  a.  a.  O.  S.  86  ff. 
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auf  dem  Standpunkt  steht,  dass  es  unbefangen  und  ohne  Kennt- 
niss  der  Schriftsätze   in   die  Verhandlung  eintreten  müsse,   und 
daher  die  Akten   vor   der  Sitzung  zu   seiner  Information   nicht 
benützt;  sich  geradezu  gegen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  ver- 
gehe.   Bähr^  hat  hieraus  die  richtige  Folgerung  abgeleitet,  indem 
er  ausführt,  dass,  wenn  das   vorherige  Aktenstudium  unzulässig 
oder  im  Gegentheil  vom  Gesetzgeber  vorgeschrieben  sei,  die  Aus- 
fibong  des  Studiums  oder  seine  Unterlassung  disziplinarisch  ver- 
folgt werden  müsse.     Wenn  wirklich  die  Absicht  des  Gesetzgebers 
sich  hierüber  zweifellos  feststellen  Hesse,   so   würde   bei  der  Be- 
deutung,  welche   die  Frage  für  die  ganze  Entwicklung  des  Ver- 
fahrens hat,  ein  solches  diszipUnarisches  Einschreiten  gewiss  am 
Platze  sein.     Dass  ein  solches  bisher  noch  niemals  stattgefunden 
hat,  dass    vielmehr  immer  noch  diese  Gerichte   ohne  Kenntniss 
der  Akten,  jene   mit  Kenntniss   der  Akten   in  die  Verhandlung 
eintreten,  zeugt  jedenfalls  davon,  dass  nach  weitverbreiteter  An- 
sicht der  Gesetzgeber  in  dieser  Beziehung  eine  bestimmte  Regelung 
überhaupt  nicht  aufgestellt  hat. 

Wenig  verständlich  ist,  wie  diejenigen,  welche  das  vorherige 
Aktenstudium  fordern,  sich  grundsätzlich  damit  begnügen  können, 
dass  ledigUch  ein  einzelnes  Gerichtsmitglied  als  Referent  die  Akten 
einsieht  und  studirt.  Die  Civilprozessordnung  kennt  einen  Bericht- 
erstatter in  diesem  Falle  nicht.  Wenn  sie  wirklich  eine  Pflicht 
xom  vorherigen  Aktenstudium  hat  statuiren  wollen,  so  ist  damit 
üur  vereinbar,  dass  sämmtliche  Mitglieder  des  Gerichts  die  Akten 
▼or  der  Verhandlung  studiren,  was  notorisch  nur  bei  ganz  wenigen, 
schwach  beschäftigten  Landgerichten  vorkommt.  Einem  einzelnen 
Kichter  eine  so  einflussreiche  Stellung  zu  gewähren,  wie  sie  natur- 
S^mäss  der  Referent  im  Kollegium  bat,  ist  nur  zulässig,  wenn 
tt  das  Gesetz  direkt  vorschreibt.  Anderenfalls  verstösst  man  gegen 
die  Grundlage  des  Prinzips  des  Kollegialgericlits. 
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Die  Befürworter  des  vorherigen  Aktenstudiums  stützen  sich 
vor  Allem  darauf,  dass  nach  dem  6e»etz  Seitens  der  Parteien 
Abschriften  der  gewechselten  Schriftsätze  auf  der  Gerichts- 
schreiberei  niedergelegt  werden  sollen.  Nach  den  Motiven  zur 
Civilprozessordnung®  soll  diese  Niederlegung  der  Abschriften  aber 
lediglich  erfolgen,  um  eine  sachgemässe  Leitung  der  Verhandlung 
zu  ermöglichen.  In  den  Kommissionsverhandlungen  des  Reichs- 
tags^^ ist  sowohl  von  Seiten  der  Regierung,  als  von  den  An- 
hängern des  Instituts  der  Gerichtsakten  stets  darauf  hingewiesen 
worden,  dass  die  Niederlegung  von  Abschriften  der  Schriftsätze 
bei  Gericht  im  Interesse  der  Prozessleitung  geboten  sei,  dass 
eine  gehörige  Leitung  der  mündlichen  Verhandlung  unmöglich  sei, 
wenn  der  Vorsitzende  ohne  Kenntniss  von  dem  Vorgefallenen  an 
die  Sache  herantrete.  Der  Abgeordnete  Reicuenspekger  hat 
sogar,  ohne  auf  irgend  welchen  Widerspruch  zu  stossen,  aus- 
gesprochen, man  könne  ohne  Gefahr  für  die  Mündlichkeit  diese 
Bestimmung  beibehalten,  da  ja  keine  Vorschrift  bestehe,  wonach 
eine  Gerichtsperson  die  hinterlegten  Schriftsätze  anzusehen  ver- 
pflichtet sei.  Schliesslich  wurde  auch  ein  Antrag  Bäur^^  abgelehnt, 
nach  welchem  die  Gerichtsakten  vor  der  mündlichen  Verhandlung 
dem  Vorsitzenden  und  mindestens  noch  einem  weiteren  Gerichts- 
mitgliede,  welches  für  die  ürtheilsfällung  Bericht  zu  erstatten 
habe,  zur  Vorbereitung  zuzustellen  seien.  Man  mag  über  die 
Bedeutung  der  Gesetzesmaterialien  für  die  Auslegung  des  Gesetzes 
denken  wie  man  will,  jedenfalls  erscheint  es  überaus  gewagt, 
wenn  man  nach  diesen  Vorgängen  bei  der  Herstellung  der  Civil- 
prozessordnung  aus  der  Thatsache,  dass  Abschriften  der  vor- 
bereitenden Schriftsätze  auf  der  Gerichtsschreiberei  niedergelegt 
werden  sollen,  die  positive  Bestimmung  ableiten  will,  dass  die 
Richter  oder,    was   ganz   inkonsequent   ist  und  im  Gesetz  keine 

«  Zu  §  117  des  Entwurfs;   Hahn,    Materialien   Bd.  W  S.  212. 
»'^  Hahn  a.  a.  0.  S.  558 
''  Vgl.  Hahn  a.  a.  0.  S.  562. 
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landhabe  findet,  ein  als  Berichterstatter  oder  Urtheilsfasser 
orher  zu  bestimmender  Richter  nothwendig  vorher  Kenntniss  von 
en  Akten  nehmen  müssen. 

Es  ist  merkwürdig;  dass  im  Strafverfahren  die  Kenntniss  der 
ikten  vor  der  Verhandlung  viel  stärker  verpönt  ist,  als  im 
'ivilverfahren.  Im  Strafprozess  ist  der  Berichterstatter  über  die 
Iröffnung  des  Hauptverfahrens  von  der  Mitwirkung  bei  dem 
[auptverfahren  selbst  durch  positive  Gesetzesvorschrift  aus- 
schlössen. Auch  dort,  wo  für  Civilsachen  regelmässig  ein 
«ferent  bestellt  zu  werden  pflegt,  ist  dies  im  Strafverfahren  nur 
isnahmsweise  bei  ganz  grossen  Sachen  der  Fall.  Man  steht 
)rt,  vielleicht  uubewusst,  aber  doch  thatsächlich  unter  dem  Ein- 
uck, dass  im  Strafverfahren  die  Kenntniss  der  Akten  vor  der 
erhandlung  dem  Mündlichkeitsprinzip  schadet.  Kann  man  nun 
irklich  glauben,  dass  der  Gesetzgeber,  welcher  gleichzeitig  Civil- 
ozessordnung  und  Strafprozessordnung  berathen  und  erledigt  hat, 
ir  für  beide  Prozessordnungen  als  grundlegendes  Prinzip  die 
ündlichkeit  des  Verfahrens  eingeführt  hat,  in  einem  so  wichtigen 
mkte,  wie  es  die  Kenntniss  der  Akten  Seitens  des  Gerichts  ist, 
;h  auf  einen  entgegengesetzten  Standpunkt  gestellt  hat,  dass 
im  Strafverfahren  die  gründliche  Kenntniss  der  Akten  vor  der 
erhandlung  als  unzulässig,  im  Civil  verfahren  dagegen  die  Kennt- 
S8  der  Akten  als  unbedingt  nothwendig  erachtet  haben  sollte? 
as  ist  doch  nicht  anzunehmen. 

Wenn  somit  der  Gesetzgeber  für  das  Civilverfahren  eine 
orechrift  weder  nach  der  einen  noch  nach  der  anderen  Seite 
Jtrofifen  und  die  Art  der  Vorbereitung  in  das  Ermessen  des 
erichts  gestellt  hat,  so  wird  naturgemäss  jeder  Richter  pflicht- 
smäss  zu  erwägen  haben,  in  welcher  Weise  er  sich  am  richtigsten 
ttf  die  mündliche  Verhandlung  vorbereitet.  Der  Vorsitzende 
ird  die  Akten  vor  der  Verhandlung  studiren,  um  die  Leitung 
w  Verhandlung  in  sachgemässer  Weise  führen   zu  können,  und 

• 
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steht  an  sich  nichts  im  Wege,  dass  ein  oder  alle  Mitglieder  zi 
ihrer  Information  die  Schriftsätze  vor  der  Verhandlung  ansehet 
Endlich  wird  auch  der  Vorsitzende  schon  vor  dem  Termin  ei 
Mitglied  des  Gerichts  als  Urtheilsfasser  bestimmen  können,  wem 
gleich  es  hier  schon  zweifelhaft  ist,  ob  darunter  nicht  die  münc 
liehe  Verhandlung  leidet.  Denn  wenn  die  Sachen  zur  Bearbeituo 
unter  die  Mitglieder  des  Gerichts  erst  nach  der  Sitzung  vertbei 
werden,  so  fördert  dies  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  gai 
besonders.  Es  ist  eine  tägliche  Erfahrung,  dass,  wenn  die  Ve 
theilung  der  Sachen  schon  vor  der  Sitzung  erfolgt  ist^  der  RichU 
welcher  in  einer  Sache  nicht  als  Urtheilsfasser  bestimmt  ist,  nie 
mit  derselben  Schärfe  aufpasst,  als  wenn  er  damit  rechnen  mm 
dass  er  die  Sache  zur  Bearbeitung  erhält. 

Aber  eine  solche  Vorbereitung  genügt  nicht,  um  in  nie 
ganz  einfach  liegenden  Sachen  eine  sofortige  Berathung  und  V< 
kündung  der  Entscheidung  zu  ermöglichen.  Dazu  bedarf  es  eii 
gründlicheren  Vorbereitung.  Es  muss  zuvor  die  Sache  auf  Gru 
der  Akten  mindestens  von  einem  Richter  nach  der  thatsächlich 
und  rechtlichen  Seite  so  gründlich  durchgearbeitet  werden,  da 
der  betreffende  Richter  sich  schon  vor  der  Verhandlung  ein  fesi 
Urtheil  gebildet  hat.  Dies  geschieht  denn  auch  dort,  wo  < 
Entscheidung  sofort  nach  der  Verhandlung  verkündet  wird,  i 
wohnlich  durch  ein  schriftliches  Referat. 

Eine  solche  Vorbereitung  steht  im  Widerspruch  mit  < 
Grundlage  unseres  Prozessverfahrens,  dem  Prinzip  der  MündU 
keit.  Sie  verlegt  den  Schwerpunkt  aus  der  mündlichen  Verhai 
lung  in  die  Schriftsätze.  Jede  vorherige  Fixirung  der  Ansich 
Seitens  der  Gerichtsmitglieder  und  gar  die  Kenntnissgabe  dersell 
an  die  anderen  Richter,  welche  häutig  mit  dem  schriftlicl 
Referat  verbunden  ist,  steht  auf  demselben  Boden,  wie  eine  < 
Verhandlung  vorhergehende  Berathung.  Bahr,  der  mit  E 
schiedenheit  für  das  schriftliche  Referat  mit  Votum  eingetrel 
ist,  legt  einen  besonderen  Werth  darauf,  dass  der  Referent  „s; 
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klarschreibe^.  Er  hält  diejenige  Art  des  Arbeitens,  dass  von 
dem  ernannten  Berichterstatter  vor  dem  Termin  auf  Grund  der 
Schriftsätze  eine  schriftliche  Vorarbeit  geUefert  und  mit  dieser 
die  Sache  zeitig  an  den  Vorsitzenden  zur  weiteren  Prüfung  ab- 
gegeben werde,  für  diejenige,  mittels  welcher  allein  eine  gediegene 
Rechtsprechung  aufrecht  erhalten  werden  könne  ^^,  In  der  schrift- 
lichen Vorarbeit  soll  sich  eine  Art  Geistesgymnastik  bethätigen, 
die  nicht  nur  der  Entscheidung  des  einzelnen  Falles,  sondern 
auch  der  Aufrechterhaltung  einer  praktischen  Rechtswissenschaft 
zu  Gute  komme. 

Wer  aber  die  Sache  schon  so  gründlich  durchgearbeitet  hat, 
geht  sicherlich  mit  einer  vorgefassten  Meinung  an  die  Verhand- 
lung heran.  Er  wird  jede  Behauptung,  welche  die  Partei  etwa 
neu  vorbringt,  möglichst  in  seiner  Argumentation  unterzubringen 
Sachen,  ohne  dieselbe  erschüttern  zu  lassen.  Wie  schwierig  ein 
Gericht  sich  von  einer  einmal  gefassten  Ansicht  abbringen  lässt, 
auch  wenn  es  auf  einen  falschen  Weg  gerathen  ist,  zeigt  das 
erfahrungsmässige  Beharren  der  Gerichte  auf  dem  in  einem 
Beweisbeschluss  niedergelegten  Standpunkt.  Mit  Recht  ist  man 
davon  ausgegangen,  dass  der  Beweisbeschluss  nicht  bindend  für 
das  ganze  Verfahren  sein  soll,  dass  es  dem  Gericht  vielmehr  frei- 
stehen soll,  nach  erkannter  Unrichtigkeit  den  in  dem  Beweis- 
beschluss niedergelegten  Standpunkt  zu  verlassen.  Aber  selbst 
dem  eingehendsten,  mit  triftigsten  Gründen  versehenen  Plaidoyer 
ist  ea  nur  selten  möglich,  ein  Gericht  zur  Aufgabe  seines  unrichtigen 
Standpunktes  zu  bewegen.  Ganz  analog  liegt  die  Sache  beim 
schriftlichen  Referat. 

Und  wie  nachtheilig  äussert  sich  die  Wirkung  des  Referats 
auf  die  kollegiale  Berathung!  Der  Referent  hat  allerdings  zu  Hause 
das  gesammte  Aktenmaterial  eingehend  geprüft,  die  einschlägige 
Rechtsprechung  und  Literatur  studirt  und   ist  daher  nach  jeder 
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Richtung  wohl  gewappnet  für  die  Berathung.     Er  ist  auch ««»  -  ^ 
Kollegen    naturgemäss    weit   überlegen.     Der   dritte  fiichter  ü 
dann   so   gut   wie   überflüssig.      Er  kennt   die   Akten  nicht,  iit 
lediglich  angewiesen  auf  dasjenige^  was  der  Vorsitzende  und  der 
Referent  in  die  mündliche  Verhandlung  mitgebracht  haben,  km 
in  thatsächlichen  Fragen  vielleicht   eine  Meinung  äussern,  veu 
wirklich  eine   ordentliche   mündliche  Verhandlung    stattgefundei 
hat,  ist   aber  in  Rechtsfragen  fast  durchweg  abhängig  tod  da 
Referenten.     Schon  dies  spricht  entschieden  gegen  die  sofortige 
Berathung.     Denn   der    dritte   Richter   muss    mindestens  in  die 
Lage  versetzt  werden,    die  in  Betracht  kommenden  rechtlicba 
Fragen  in  Ruhe  ebenso  zu  überlegen,   wie  sein  als  Referent  be- 
stellter Kollege. 

Gegenüber   diesen  Einwendungen    macht   man   nun  gelteni 
dass  es  gar  nicht  so  schlimm  sei,  wenn  das  Gericht  schon  aaf 
Grund  der  Schriftsätze   seinen  Standpunkt   flxire.     Denn  in  des 
Schriftsätzen  sei  ja  gerade  dasjenige  enthalten,  was  die  Parteien 
vorbringen  wollten.     Sie   legten   ihre  Darstellung  nicht   desshalb 
in  den  Schriftsätzen  nieder,    um   sie   unter   den  Tisch   fallen  zu 
lassen,  sondern  um  sie  im  Prozess  vorzutragen.     Das  entspreche 
jedenfalls  den  thatsächlichen  Verhältnissen,  wenn  auch  nach  der 
Theorie  der  Civilprozessordnung  blos  dasjenige  zu  berücksichtigen 
sei,  was  in  der  mündlichen  Verhandlung  vorgetragen  werde.    In 
dieser  Allgemeinheit  ist  dies  nicht  richtig.     Die  Schriftsätze  ent- 
halten   manche  Thatsache    und   Behauptung,    w^elche    die   Partei 
in  Folge  des  darauffolgenden  Vorbringens  des  Gegners  oder  aus 
einem  anderen  Grunde  in  der  mündlichen  Verhandlung  überhaupt 
nicht  vorbringen  kann  oder  will.     In  demjenigen  Moment,  wo  sie 
niedergeschrieben  werden,  beabsichtigt  der  Verfasser  vermuthUch 
diese  Thatsachen  vorzubringen-,   möglicherweise  will   er  aber  mit 
ihnen  nur  eine  Aufklärung  herbeiführen  oder  dem  Gegner  eine  Er- 
klärung herausziehen.    Jedenfalls  kann  sich  die  Situation  bis  zur 
mündlichen  Verhandlung  stark  ändern.    Auch  können  in  Folge  der 
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Ausübung  des  richterlichen  Fragerechts  in  der  mündlichen  Ver- 
handlung noch  Nova  auftreten^  Eide  zugeschoben  und  Erklärungen 
abgegeben  werden  ^  deren  Bedeutung  auch  bei  gründlicher  Vor- 
bereitung nicht  sofort  übersehen  werden  kann  und  welche  auf  ein 
unbefangenes  Gericht  ganz  anders  wirken  werden,  als  auf  ein 
Gericht;  welches  sich  schon  vor  der  Verhandlung  über  seine  An- 
sicht klar  geworden  ist. 

Freilich  besteht  auch  hier  eine  Wechselwirkung  zwischen  dem 
Referat  und  dem  Verhalten  der  Parteivertreter.  Die  letzteren 
werden  naturgemäss  Rücksicht  nehmen  auf  das  Gericht.  Die 
Thatsache,  dass  bereits  auf  Grundlage  der  Schriftsätze  ein  Votum 
des  Referenten  vorliegt,  ist  ihnen  bekannt,  und  sie  kennen  auch 
die  Bedeutung  der  Stellung  des  Referenten  im  Kolleg.  Sie 
werden  daher  von  selbst  dazu  kommen,  die  Schriftsätze  möglichst 
vollständig  zu  machen,  dafür  aber  dem  mündlichen  Vortrag  nicht 
diejenige  Sorgfalt  beilegen,  welche  sie  anwenden  würden,  wenn 
sie  ein  Gericht  vor  sich  hätten,  welches  noch  ganz  ohne  Kenntniss 
der  Sache  ist. 

Dadurch  verliert  die  mündliche  Verhandlung,  welche  über- 
haupt bei  vielen  Gerichten  viel  zu  wünschen  übrig  lässt,  den 
grössten  Theil  ihrer  Bedeutung.  Das  rasche  „Herunterleiern^ 
der  Schriftsätze  ist  eine  Eigenschaft,  welche  heute  ebensowenig 
aus  den  Sitzungssälen  unserer  Gerichte  verschwunden  ist,  wie  sie 
es  zur  Zeit  der  WAcn'schen  Enquete  war.  Es  wäre  von  Interesse, 
Hierüber  heute  eine  neue  Untersuchung  anzustellen.  Dieselbe 
würde  vermuthlich  ergeben,  dass  wir  in  der  Kunst  der  münd- 
lichen Verhandlung  heute  nicht  viel  weiter  gekommen  sind  als 
vor  16  Jahren.  Wenn  man  damals  von  der  Noth wendigkeit 
einer  Erziehung  und  Schulung  der  Rechtsanwälte  gesprochen  hat, 
w  ist  jetzt  von  den  Wirkungen  einer  solchen  Schulung  nicht  viel 
'^  verspüren.  Wo  die  Ursache  dieser  Verhältnisse  liegt,  ist 
schwer  zu  sagen.  Das  natürliche  Hängen  am  Gewohnten,  welches 
sich  von  Generation  zu  Generation  vererbt,  und  die  Ueberlastung 
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der  Gerichte  haben  ihren  Theil  Schuld  an  der  mangelhaften  Ei&- 
fiihrung  der  mündlichen  Verhandlung  bei  vielen  Gerichten.  Dem 
bei  wirklich  mündlicher  Verhandlung  können  an  einem  Tage 
kaum  mehr  als  6 — 7  Sachen  kontradiktorisch  verhandelt  werden, 
während  die  Geschäftslage  vieler  Gerichte  die  Verhandlung  tob 
12 — 20  solcher  Sachen  an  einem  Sitzungstage  fordert. 

Wer  nicht  aus  eigener  Anschauung  die  Eindrücke  der  lebes- 
digen  Darstellung  kennt,  kann  schwer  beurtheilen,  von  welchen 
Werth  eine  wirkliche  mündliche  Verhandlung  ist.  Bei  den  Beidtt* 
tagsverhandlungen  über  die  Novelle  zur  Civilprozessordnung  iA 
sich  hie  und  da  unverkennbar  ein  gewisser  Zug  der  Hinneigiuig 
zu  einer  grösseren  Schriftlichkeit  des  Verfahrens  gezeigt.  Mto 
hat  auch  vom  ^Mündlichkeitsfanatismus^  gesprochen^  um  für  die 
Schriftlichkeit  weitere  Konzessionen  fordern  zu  können.  Dieser 
Zug  hat  seinen  Ursprung  gerade  in  der  Mangelhaftigkeit  der 
mündlichen  Verhandlung.  Wo  die  Schriftsätze  jedes  Wort  ent- 
halten, welches  in  der  Verhandlung  vorgetragen  wird  und  die 
mündliche  Verhandlung  daher  in  einem  mehr  oder  weniger  wört- 
lichen Ablesen  der  Schriftsätze  besteht,  da  kommt  man  von  selbst 
zu  dem  Wunsch,  dass  den  Schriftsätzen  auch  in  der  ProzebS- 
Ordnung  diejenige  Bedeutung  beigelegt  werde,  welche  sie  in  der 
Praxis  besitzen.  Wo  hingegen  wirkliche  Mündlichkeit  herrscht 
wie  am  linken  Rheinufer,  da  hat  man  noch  von  keiner  Sehnsuclit 
nach  der  Rückkehr  zu  grösserer  Schriftlichkeit  gehört. 

Die  zur  sofortigen  Verküudung  der  Entscheidung  erforder- 
liehe  gründliche  Vorbereitung  auf  Grund  der  Akten  mit  ihreni 
schriftlichen  Referat  muss  also  die  Bedeutung  der  mündlicheo 
Verhandlung  in  jeder  AVeise  abschwächen.  Einmal  macht  si*? 
das  Gericht  befangen  und  dann  veranlasst  sie,  entsprechend  den^ 
allgemeinen  Drange  des  Menschen,  Uebei*flüssiges  zu  vermeiden - 
die  Partei  Vertreter,  die  mündliche  Verhandlung  möglichst  rascti 
abzumachen.  AVenn  die  Schriftsätze  eine  entscheidende  Bedeutua  g 
erhalten,   so   wird  sich  die  Entwicklung  wiederholen,  welche  d 


—     397     — 

gemeine  Prozess  schon  einmal  durchgemacht  hat,  indem  er  durch 
die  immer  höhere  Werthschätzung  der  Protokolle  und  Schrift- 
sätze aus  einem  mündlichen  zu  einem  schriftlichen  wurde  ^^. 

III. 

Ist  auf  der  einen  Seite  die  Einführung  der  sofortigen  Be- 
rathung  und  Verkündung  mit  einer  erheblichen  Gefährdung  des 
Grundsatzes  der  Mündlichkeit  verbunden^  so  ergibt  sich  auf  der 
anderen  Seite,  dass  ein  zwingendes  Bedürfniss  für  eine  solche 
Massnahme  überhaupt  nicht  Torliegt,  und  dass  namentlich  die- 
jenigen Momente;  welche  zu  Gunsten  der  sofortigen  Berathung 
aus  dem  Mündlichkeitsprinzip  entnommen  werden,  nicht  stichhaltig 
sind. 

In  erster  Linie  kommt  hier  natürlich  in  Betracht,  dass  jede 
unnöthige  Verzögerung  eines  Prozesses  vom  üebel  ist.  Prompte 
Justiz  gute  Justiz,  ist  ein  wahres  Wort.  Und  es  ist  auch  ge- 
wiss nicht  zu  bestreiten,  dass  unser  Civilprozess  nach  dieser  Rich- 
tung nicht  ganz  auf  der  Höhe  seiner  Aufgabe  steht.  Aber  die 
achttägige  Frist,  welche  zwischen  der  Verhandlung  und  der  Ver- 
kändung  der  Entscheidung  zu  liegen  pflegt,  kann  hierbei,  im  land- 
gerichtlichen Prozess  wenigstens,  nicht  in's  Gewicht  fallen.  Bei 
einem  Prozess,  der  an  sich  schon  Monate  zu  dauern  pflegt,  ist 
es  wirklich  nicht  von  grosser  Bedeutung,  ob  die  Entscheidung 
eine  Woche  früher  oder  später  fallt.  Wer  einen  landgerichtlichen 
Prozess  beginnt,  muss  sich  mit  einer  gehörigen  Dosis  von  Ge- 
duld wappnen.  Wenn  in  einem  Ausnahmefall  einmal  ein  beson- 
deres Interesse  an  einer  schleunigen  Verkündung  der  Entschei- 
dung besteht  und  die  Parteivertreter  hierauf  aufmerksam  machen, 
^  wird  das  Gericht  darauf  Rücksicht  nehmen  und  die  Entschei- 
dung, wenn  auch  nicht  sofort  nach  der  Verhandlung,  so  doch  an 
rinem  der  nächsten  Sitzungstage  verkünden.     Hierbei  kommt  noch 

**  Vgl.  GOLDRNRINO  a.  a.  0.  S.  74  und  die  ])ei   No.  34  notirteu  Quellen. 
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besonders  in  Betracht,  dass  die  Parteien  mit  dem  gesprocfaawi 
Urtheil;  auch  wenn  es  für  vorläufig  vollstreckbar  erklärt  ist,  ai 
sich  nichts  anfangen  können.     Sie  müssen  erst  die  Ausfertigmg 
des  Urtheils  abwarten ;   und  diese  erfolgt  nicht  schneller,  wea 
auch  das  Urtheil  sofort  nach  der  Verhandlung  gesprochen  wiii 
Denn  soweit  haben  wir  es  noch  nicht  gebracht,  dass  eine  sofottj 
nach  der  Verhandlung  verkündete   Entscheidung    bei  der  Ter* 
kündung  mit  Thatbestand  und  Gründen  zu  Papier  gebracht  Te^i 
liegt.     Das  würde  voraussetzen,  dass  die  Gerichte  nicht  blos  m 
schriftliches  Referat,  sondern  schon  einen  fertigen  UrtheilseDtfntj 
vor  der  Sitzung  anfertigen  lassen.     Goldenrino  berichtet  zwir^J 
dass  es  im  rechtsrheinischen  Deutschland   vorkommen  soll,  duii 
die  Berichterstatter  in  der  Berufungsinstanz  bereits  mit  fertipii 
Urtheilsentwürfen  in  der  Sitzung  erscheinen,  aber  einen  weitem] 
Umfang  dürfte  diese  auf  absoluter  Missachtung  einer  der  widitii-j 
sten  Grundlagen  unseres  Prozesses  beruhende  Einrichtung 
wohl  kaum  erlangt  haben. 

Lässt  die  sofortige  Beratbung  und  Entscheidung  im  Stnf*! 
prozess  sich  weit  besser  durchführen  als  im  Civilprozess,  so  ent-j 
spricht  sie  dort  auch  einem  dringenden  Bedürfniss.  Dasselt 
liegt  in  Haftsachen,  wo  der  Verurtheilte  unter  Verzicht  aufdii 
Einlegung  eines  Rechtsmittels  sofort  nach  der  Verkündung  dei 
Urtheils  aus  der  Untersuchungshaft  in  die  Strafhaft  übertreten 
kann ,  klar  auf  der  Hand.  Aber  auch  in  Nichthaftsachen  lie|t 
die  sofortige  Entscheidung  im  allgemeinen  Interesse.  Die  Oeffent* 
lichkeit  nimmt  an  Strafsachen  einen  ganz  anderen  Antheil  abtf 
Civilsachen.  Erfolgt  die  Freisprechung  des  Angeklagten  unmittel- 
bar nach  der  Verhandlung,  so  ist  der  moralische  und  materiell 
Nachtheil,  der  dem  Angeklagten  durch  die  Anklage  bereit«* 
worden  ist,  wesentlich  geringer,  als  wenn  die  Berichte  über  äfi 
Verhandlung  sich  in  entstellter  und  übertriebener  Form  in  i& 
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Bevölkerung  verbreiten  ^  ohne  dass  gleichzeitig  der  dem  Ange- 
klagten günstige  Ausgang  des  Verfahrens  bekannt  wird. 

Aber  dieses  Moment ,  dass  eine  rasche  Entscheidung  dem 
Interesse  der  Parteien  entspreche,  ist  nicht  dasjenige^  welches 
von  den  Anhängern  der  sofortigen  Entscheidung  in  Civilsachen 
in  den  Vordergrund  gerückt  wird.  Man  stützt  sich  vielmehr  auf 
das  Interesse  des  Mündlichkeitsprinzips.  Die  Mündlichkeit  und 
Unmittelbarkeit  des  Verfahrens  soll  nur  dann  in  vollem  Umfange 
zor  Geltung  kommen,  wenn  die  Urtheilsfindung  sich  unter  dem 
lebendigen  Eindruck  der  vorangegangenen  Verhandlung  vollzieht. 
Wir  verweisen  auf  die  Begründung,  welche,  wie  oben  ^^  mitgetheilt, 
in  der  Reichstagskommission  dem  Antrage  zu  §  127  der  alten 
CivUprozessordnung  gegeben  wurde. 

Es  ist  zuzugeben,  dass  es,  wenn  sonst  keine  Hindernisse  be- 
ständen, dem  Mündlichkeitsprinzip  am  besten  entspricht,  wenn 
die  Berathung  der  Entscheidung  sich  unmittelbar  an  die  Ver- 
handlung anschliesst.  Dann  ist  der  Eindruck  der  Verhandlung 
am  frischesten.  Aber  so  rasch,  wie  die  Anhänger  der  sofortigen 
Berathung  glauben  machen  wollen,  verwischt  sich  dieser  Eindruck 
nicht.  Allerdings  ist  das  Gedächtniss  und  die  Fähigkeit,  dem- 
selben durch  Aufzeichnungen  nachzuhelfen,  etwas  sehr  Indi- 
fiduelles.  Der  Eine  kann  sich  an  der  Hand  von  Notizen  noch 
nach  Monaten  genau  die  Einzelheiten  einer  Verhandlung  in  die 
Erinnerung  zurückrufen,  während  dem  Anderen  schon  nach 
Wochen  diese  Fähigkeit  fehlt.  Wie  sehr  selbst  bei  hervorragen- 
den Juristen  dieser  Unterschied  hervortritt,  zeigt  sich  an  den 
einander  entgegenstehenden  Aeusserungen  von  Wach  und  Bähk. 
Ersterer  hatte*®  ausgeführt,  dass  bei  einiger  Sorgfalt  und  Uebung 
auch  der  nicht  stenographirende  Richter  den  Gesammtinhalt  der 
nJÄndlichen  Verhandlung  richtig  zu  fixiren  vermöge.     „Ich  berufe 


"  Siehe  am  Beginu  dieser  Abhandlung. 
"  Die  C.-P.-O.  und  die  Praxis  S.  44. 
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mich  für  diese  Behauptung^,  erklärter;  „auf  eine,  wie  ich  glaub« 
ttUHreichende  Erfahrung.  Ich  habe  nahezu  1000  kontradiktorische 
iiiüiidlichen  Verhandlungen  als  Richter  beigewohnt  und  in  allei 
in  denen  ich  nicht  als  Referent  auf  Grund  der  mir  vorher  zugäni 
lieb  gemachten  Akten  ausreichende  Notizen  besass^  solche  in  d« 
Mitxung  für  mich  gemacht.  Gleicherweise  verfuhr  der  zweite  Be 
sitzer  der  Civilkammer.  Dadurch  wurden  Zweifel  über  das  Yo 
getragene  nahezu  ausgeschlossen^.  Demgegenüber  erklärt  Bahr  ^ 
er  habe  das  nie  gekonnt  und  sei  doch  auch  kein  ganz  schlecht« 
Richter  gewesen.  Er  habe  immer  gefunden^  dass  man  einer  fori 
fliessenden  Rede  gegenüber  zwar  einzelne  Schlagworte,  Zahlei 
notiren,  nicht  aber  auch  Aufzeichnungen  machen  könne,  wie  8i( 
für  die  Anfertigung  eines  guten  Thatbestandes,  jedenfalls  in  einej 
nicht  ganz  einfachen  Sache,  nothwendig  seien. 

Diese  Aufzeichnung  von  Stichworten  ist  aber  für  das  Ver- 
ständniss  des  Vorgetragenen  fruchtbarer^  als  das  stenographisch 
Nachschreiben,  welches  leicht  eine  rein  mechanische  Thätigkd 
wird,  und  bei  dem  die  Ueberlegung  dann  zu  kurz  kommt.  We 
mit  Verständniss  Stich worte  niederschreibt,  wird  in  der  Rep 
aus  der  mündlichen  Verhandlung  einen  ganz  anderen  Gewin 
davontragen,  als  wer  die  ganzen  Vorträge  der  Parteien  wörtlic 
niedergeschrieben  hat.  Der  Erstere  lässt  den  Eindruck  der  münd 
liehen  Verhandlung  unmittelbar  auf  sich  wirken,  während  de 
Letztere  dieses  Eindrucks  zum  grössten  Theil  verlustig  gehl 
Gute  Notizen  lassen  sich  natürlich  um  so  besser  machen,  } 
lebendiger  die  mündliche  Verhandlung  sich  gestaltet  und  je  meh; 
die  Parteien  Werth  darauf  legen,  dem  Gericht  den  ganzen  Fal 
geradezu  plastisch  vorzuführen.  Beschränkt  sich  der  Vortrag  dei 
Parteien  auf  ein  Ablesen  der  Schriftsätze,  dann  sind  Notizen 
schon  wegen  der  Schnelligkeit  des  Vortrages  schwer  zu  machen, 
aber    auch    nicht   nothwendig.     Es    genügt,    Notizen    zu   machen, 
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wo  die  Parteien  von  den  Schriftsätzen  abweichen,   was  für   den 
Zuhörer  auch  ohne  Kenntniss  der  Akten  erkennbar  ist. 

Auch  der  Gesetzgeber  steht  auf  dem  Standpunkt,  dass  der 
Bichter  befähigt  ist,  durch  Notizen  die  wichtigsten  Thatsachen  zu 
fixiren.  Das  ergibt  sich  schon  aus  der  Fassung  des  §  313  C.-P.-O. 
letzter  Absatz,  nach  welchem  bei  der  Darstellung  des  Thatbestandes 
eine  Bezugnahme  auf  den  Inhalt  der  vorbereitenden  Schriftsätze 
und  auf  die  zum  Sitzungsprotokoll  erfolgten  Feststellungen  ^ nicht 
ausgeschlossen^  ist.  Hieraus  geht  schon  hervor,  dass  diese  Bezug- 
nahme nicht  die  Regel  sein  soll.  Vielmehr  soll  das  Gericht  grund- 
sätzlich den  Sachverhalt  auf  Grund  des  Eindrucks  der  münd- 
lichen Verhandlung  darstellen.  Ferner  ist  hier  auf  §  161  O.-P.-O. 
zu  verweisen,  nach  welchem  die  Feststellung  der  Aussagen  der 
Zeugen  und  Sachverständigen  unterbleiben  kann,  wenn  die  Ver- 
nehmung vor  dem  Prozessgericht  erfolgt  und  das  Endurtheil  der 
Berufung  nicht  unterliegt.  Das  Gleiche  gilt  nach  §  273  St.-P.-O. 
allgemein  für  die  Zeugenvernehmungen  vor  der  Strafkammer.  In 
diesen  Fällen  ist  der  Richter  bei  der  Darstellung  des  That- 
bestandes ausschliesslich  auf  seine  Notizen  angewiesen.  Wer  dem 
Richter  die  Fähigkeit,  solche  Notizen  anzufertigen,  abspricht, 
müsste  zuerst  die  Beseitigung  dieser  Vorschriften  über  die 
NichtprotokoUirung  von  Zeugenaussagen  fordern.  Denn  eine  un- 
richtige Wiedergabe  der  Bekundungen  der  Zeugen  kann  im  ein- 
zelnen Fall  viel  schwerer  wiegende  Folgen  haben,  als  die  That- 
sache,  dass  einem  Richter  ein  einzelnes  Moment  der  mündlichen 
Verhandlung  aus  dem  Gedächtniss  entschwunden  ist. 

Den  besten  Prüfstein  für  den  Einwand,  dass  unter  der  Aus- 
setzung der  Verhandlung  die  Darstellung  des  Thatbestandes  leide, 
bildet  die  Untersuchung,  ob  in  der  Praxis  in  weiterem  Umfang 
Klagen  über  die  Zuverlässigkeit  des  Thatbestandes  erhoben  worden 
sind,  und  ob  diese  Klagen  in  denjenigen  Gegenden,  wo  regel- 
Diässig  eine  Aussetzung  der  Verkündung  der  Entscheidung  statt- 
^finden  pflegt,  stärker  hervorgetreten  sind,   als  dort,   wo   sofort 
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nach  der  Verhandlung  die  Entscheidung  verkündigt  wird.  So 
gross  die  Unterschiede  auch  sind,  welche  die  WACH'scbe  Enquete 
an  verschiedenen  Punkten  des  Oivilprozessverfahrens  zu  Tage  ge 
fordert  hat,  so  hat  sich  hier  doch  ergeben,  dass  nach  der  über 
einstimmenden  Ansicht  unserer  Gerichte  sich  auf  Grund  der  mmi 
liehen  Verhandlung  ein  Thatbestand  in  genügender  Weise  ha 
stellen  lässt;  und  dass  das  Verfahren  der  Berichtigung  des  Tbl 
bestandes  in  der  Praxis  nur  verhältnissmässig  selten  zur  Arne 
düng  kommt. 

Heute  spielt  das  Berichtigungsverfahren  auch  keine  gross« 
Rolle.     Man  hat  es  bei  der  jüngsten  Revision  der  Civilprozesson 
nung  etwas  verbessert,  der  §  320  Abs.  2  macht  es  für  die  Partek 
etwas  handlicher.   Aber  die  Klagen,  welche  im  Reichstag  gegen  d 
frühere  Regelung  geltend  gemacht  wurden^®,  bezogen  sich  nk 
auf  die  Mangelhaftigkeit  des  Thatbestandes  im  Allgemeinen,  sende 
nur  auf  den  frühzeitigen  Beginn  der  Frist,  binnen  deren  derA 
trag  auf  Berichtigung  des  Thatbestandes  gestellt  werden  muss 
Man  wies  darauf  hin,  dass  weder  die  Parteien  noch  die  Anwi 
in  der  Lage  seien,    regelmässig  das  Urtheilsverzeichniss   und 
Urtheile  in  der  Gerichtsschreiberei  einzusehen,  sodass  die  frül 
Frist  eine  grosse  Gefahrdung  der  Parteiinteressen  bedeute.    1 
das  Resultat    der  von  der  Reichstagskommission   einstimmig 
genommenen   Aenderung  ist   das,    dass   die  Frist  jetzt   sehr 
später   beginnen   kann,   als  früher.     Nunmehr  beginnt   die  F 
binnen  welcher  der  Antrag  auf  Berichtigung   des  Thatbestai 
gestellt  werden  muss,  mit  dem  Tage  des  Aushangs  des  Verw 
nisses,  in  welches  das  Urtheil   eingetragen   ist,   falls  jedoch 
Urtheil  innerhalb  zweier  Monate  seit  diesem  Tage  zugestellt  i 
mit    der   Zustellung   des   Urtheils.     Wird    das   Verzeichniss 
Woche   nach  Erlass   des  Urtheils    ausgehängt,   das  Urtheil 
vor  Ablauf  der  zwei  Monate  zugestellt,  so  können  mehr  als 
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[onate  zwischen  der  mündlichen  Verhandlung  und  dem  Zeit- 
iokt,  an  welchem  der  Antrag  betreffend  Berichtigung  des 
hatbestandes  zur  Verhandlung  kommt ,  verfliessen.  Dieselben 
bgeordneteU;  welche  die  sofortige  Berathung  und  Verkündung 
rderten,  weil  das  Gericht  den  Eindruck  der  mündlichen  Ver- 
indlung  schon  nach  wenigen  Tagen  verliere,  trauen  den  Richtern 
er  offenbar  eine  ganz  andere  Gedächtnisskraft  zu.  Ob  diese 
retreckung  der  Frist  allerdings  einen  praktischen  Werth  hat, 
ag  dahingestellt  bleiben.  Das  Gericht  wird  sich  nach  Ablauf 
ehrerer  Monate  schwerlich  entschliessen ,  festzustellen,  dass 
was  Anderes  vorgetragen,  als  von  ihm  in  den  ersten  Tagen 
ich  der  Verhandlung  im  Thatbestand  festgestellt  worden  ist, 
»besondere,  da  es  sich  bei  den  Thatbestandsberichtigungen 
rwöhnUch  um  sehr  feine  Unterschiede  in  der  Ausdrucksweise  zu 
indeln  pflegt. 

Es  sind  im  Wesentlichen  theoretische  Erwägungen,  welche 
Igen  die  Möglichkeit,  nach  Verlauf  weniger  Tage  eine  Ent- 
heidung  über  das  in  der  mündlichen  Verhandlung  Vorgetragene 
llen  zu  können,  geltend  gemacht  werden.  Lippmann,  der  mit 
itschiedenheit  die  Referentenwirthschaft  bekämpft,  macht  den 
arschlag  ^*,  dass  die  Gerichte  wenigstens  den  Thatbestand  sofort 
ich  der  Verhandlung  aufstellten.  Man  sollte  die  mündliche 
ede  sofort,  nachdem  sie  existent  geworden,  aufsaugen  und 
dren,  und  wenn  auch  immerhin  die  Berathung  der  eigentlichen 
Qtscheidung  auf  eine  kürzere  Frist  ausgesetzt  werden  könnte, 
)  sollte  man  doch  mit  der  eisernsten  Strenge  daran  festhalten, 
ass  die  Feststellung  des  Thatsächlichen  sich  unmittelbar  an  die 
ländliche  Verhandlung  anzuschliessen  hat.  Dass  dies  theoretisch 
ftoglich  ist  und  der  Durchführung  des  Prinzips  der  Mündlichkeit 
ü  jeder  Beziehung  gerecht  werden  würde,  steht  ausser  Frage. 
Was  vorgegangen  ist,  lässt  sich  auch  ohne  gründliche  Vorberei- 
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tung  sofort  fixii-eii;  nur  die  Beurtbeilung  der  Sache  erfordert  Gsit 
gewisse  Zeit  der  gründlichen  Prüfung. 

Aber  so  leicht,  wie  im  Strafverfahren,  ist  dies  in  CiTÜsadiei 
nicht  möglich.  Im  Civilverfahren  lässt  sich  die  Berathuog  da 
Thatbestandes  garnicht  immer  so  scharf  von  der  Berathong  ds 
Gründe  trennen,  schon  desshalb;  weil  man  garnicht  immer  gidd 
sagen  kann,  welche  thatsächlichen  Vorgänge  überhaupt  rdevairt 
sind,  und  auf  welche  es  garnicht  ankommt.  Jedenfalls  ist  bei  einei 
auch  nur  einigermassen  beschäftigten  Gericht  der  LiPPMANN^sck 
Vorschlag  ganz  undurchführbar,  es  sei  denn,  dass  man  zu  doi 
Mittel  greift,  welches  auch  Lippmann  vorschlägt,  dass  in  der 
Berathung  ein  bereits  vor  dem  Termine  nach  den  Akten  ausge 
arbeiteter  Thatbestand  vorliege  und  benutzt  würde.  Dadoick 
tritt  aber  gerade  dasjenige  ein,  was  wir  oben  so  scharf  bekanfl 
haben,  die  übermässige  Benutzung  der  Akten  vor  der  Verhaid- 
lung.  Die  Schriftsätze  treten  bei  diesem  Verfahren  derartig  ■ 
den  Vordergrund,  dass  sie  die  Grundlage  für  das  Urtheil  bSda 
und  nur  Abweichungen  von  ihnen  festgestellt  werden***.  Die« 
aktenmässige  Thatbestand  würde  mit  der  Zeit  sich  immer  mdr 
zum  wirklichen  Thatbestand  des  Urtheils  herausbilden.  Hier  gl 
genau  dasselbe,  was  über  das  Verhalten  der  Parteivertreter  ii 
der  mündlichen  Verhandlung  mit  Rücksicht  auf  das  Referat  ge 
sagt  worden  ist.  Wenn  die  Parteivertreter  wissen,  dass  ein  Thit- 
bestand  vom  Gericht  schon  vor  der  Verhandlung  fertiggestellt 
worden  ist,  so  werden  sie  die  mündliche  Verhandlung  mögliclist 
beschränken.  Sie  werden  Zeit  und  Mühe  sparen,  wenn  sie  dem 
Gericht  nicht  nochmals  den  ganzen  Sachverhalt  auseinandersetzen, 
und  sie  werden  sich  damit  begnügen,  auf  einzelne  nachträglich 
nothwendig  gewordene  Abweichungen  von  den  Schriftsätzen  hin- 
zuweisen. 


***  Dies  erkennt  auch  Kräwkl  (Die  Mündlichkeit  im  CivilproiW 
Jahrb.  f.  Dogmatik  Bd.  XXIV  S.  477)  an,  der  für  das  Referat  uod  eine  grüD'i- 
liehe  Vorbereitung  aus  den  Akten  eintritt. 
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Sieht  man  von  dieser  unzulässigen  Erleichterung  des  Ver- 
ahrens  ab,  so  ist  der  LiPPMANN'sche  Vorschlag  ganz  undurch- 
uhrbar.  Ein  solches  Verfahren  würde  ungemein  viel  Zeit  in 
Anspruch  nehmen.  Es  würde  nicht  der  vierte  Theil  derjenigen 
Jachen  erledigt  werden  können,  welche  jetzt  erledigt  werden, 
khon  das  blosse  Niederschreiben  des  Thatbestandes  erfordert 
iel  Zeit,  und  die  kollegiale  Berathung  muss  die  Fertigstellung 
les  Thatbestandes  noch  weiter  verzögern. 

Schliesslich  darf  man  aber  auch  nicht  ausser  Acht  lassen, 
lass  dies  Verfahren  eine  grosse  Verschwendung  an  Arbeitskraft 
or  Folge  haben  müsste.  Auch  wenn  nur  für  diejenigen  Sachen 
in  Thatbestand  vorbereitet  würde ,  welche  zur  Endentscheidung 
eif  sind,  so  würde  doch  viel  überflüssige  Arbeit  geleistet  werden, 
tenn  wie  manche  Sache  wird  nach  der  Beweisaufnahme  durch 
inerkenntniss,  Klagzurücknahme  oder  Vergleich  erledigt,  und  wie 
iufig  ergibt  sich  in  der  mündlichen  Verhandlung  ein  ganz  an- 
drer Thatbestand  als  auf  Grund  der  Akten.  Selbst  wenn  das 
ericht  erst  nach  der  Verhandlung  den  Thatbestand  aufstellt, 
mn  gar  zu  leicht  überflüssige  Arbeit  geleistet  werden.  Denn 
li  der  Berathung  der  Entscheidung  kann  es  sich  ergeben,  dass 
9  Sache  noch  garnicht  zur  Endentscheidung  reif  ist^  und  dann 
rändert  sich  das  Bild  vielleicht  in  einer  späteren  Verhandlung  der- 
t,  dass  der  mit  vielem  Aufwand  an  Zeit  fertiggestellte  That- 
«tand  überhaupt  nicht  mehr  zu  benutzen  ist. 

Im  Strafverfahren  vor  der  Strafkammer  kommt  auf  die  Fest- 
ellang des  Thatbestandes  sehr  viel  mehr  an,  als  im  Verfahren 
>r  der  Civilkammer.  Denn  gegen  die  Urtheile  der  Strafkammer 
ibt  es  keine  Berufung.  Wie  häufig  hängt  der  Erfolg  der  Revision 
a?on  ab,  in  welcher  Weise  die  thatsächlichen  Verhältnisse  in  dem 
rstinstanzlichen  Urtheil  festgestellt  sind.  Trotz  dieser  hervor- 
agenden  Bedeutung  des  Thatbestandes  der  Strafkammerurtheile 
Ät  bisher  doch  noch  Niemand  den  Vorschlag  gemacht,  dass  der 
riiatbestand    vom    Gericht    unmittelbar    nach    der   Verhandlung 


—     406     — 

schriftlich  festgestellt  werde.  Ein  solcher  Vorschlag  muss  eben 
von  vornherein  an  seiner  ündurchführbarkeit  scheitern.  Denn  auf 
den  Gedanken,  im  Strafverfahren  schon  vorher  auf  Grund  der  Akten 
einen  Thatbestand  zu  entwerfen,  wird  wohl  Niemand  kommen. 

Die    praktische    Unmöglichkeit    einer    genauen    schriftlichen 
Feststellung   des   Thatbestandes  unmittelbar  nach  der  Verhand- 
lung schliesst  aber  nicht  aus,  dass  dennoch  gleich  nach  der  Ver- 
handlung^ der  Sache  oder  vielmehr  am  Schlüsse  der  Sitzung  das 
Gericht  in  die  Berathung  über  die  Sache  eintritt  und  den  That- 
bestand in   grossen  Zügen    feststellt.     Ein  solches  Verfahren  ist 
bei  manchen  Gerichten  ^^,  welche  die  Verkündung  der  Entscheidung 
auszusetzen  pflegen,   üblich.     Ich  muss  aber  der  Aussetzung  der 
Berathung  den  Vorzug   vor   dieser   Art   von    Berathung   geben. 
Wird  die  Berathung  an  einem  späteren  Tage  abgehalten ,  so  treten 
die  Mitglieder  des  Gerichts  mit  ganz  anderer  geistiger  Frisdie 
an  die  Berathung  heran,   als  wenn  die  Berathung  am   Sitzungs- 
tage selbst  stattfindet.    Eine  provisorische  Berathung  am  Schluss 
der  Sitzung  nimmt  unter   dem  Einfluss  der  Abspannung   gar  zu    : 
leicht  einen  oberflächlichen  Charakter  an  und  hat  dann  gar  keinen  | 
Werth.     Dadurch   wird   der   theoretische  Vortheil,    welchen  dift 
Abhaltung  der  Berathung  unter  dem  Eindruck  der  mündlichen  Ver- 
handlung haben  soll,  in  der  Regel  mehr  als  aufgewogen.     Nach 
einer  Sitzung,  welche  bei  den  grösseren  deutschen   Landgerichten 
kaum  von  weniger  als  vierstündiger  Dauer  ist,  oft,  wie  z.  B.  in  Ham- 
burg, bis  zu  sechs  und  sieben  Stunden  dauert,  ermangeln  die  mei- 
sten Richter  der  geistigen  Frische,  welche  noth wendig  ist,  um  über 
schwierige  That-  und  Rechtsfragen  in  gründlicher  Weise  berathen 
zu  können.     Auch   wenn   die   Sache  durch   das  Referat  noch  so 
eingehend  vorbereitet  ist,    kann   eine    übereilte  Entscheidung  m 
Stande  kommen,  an  welcher,  da  sie  bereits  verkündet  ist,  nicht« 
mehr  zu  ändern  ist. 
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Iq  solcliem  Zustande  erweist  sich  die  gründliche  Vorbereitung 
t>er  aucti  als  besonders  nachtheilig.  In  Folge  der  Abspannung  ist 
lan  gar  zu  sehr  geneigt,  sich  von  dem  schon  vor  der  Verhand- 
LDg  aufgesetzten  Referat  mehr,  als  es  richtig  ist;  leiten  zu  lassen, 
►er  Mensch  fordert  auch  vom  Richter  seinen  Tribut,  und  oft 
eisst  es  hier:  ^Der  Geist  ist  willig,  aber  das  Fleisch  ist  schwach". 
!ä  ist  aber  dringend  zu  wünschen,  dass  das  Gericht  geistig  frisch 
I  die  Berathung  eintritt. 

Nun  kann  dies  in  gewissem  Maasse  dadurch  erreicht  werden, 
ass  nach  jeder  einzelnen  Sache  berathen  und  entschieden  wird, 
ie  es  in  Strafsachen  der  Fall  ist.  Man  wird  mir  aber  wohl 
arin  beistimmen,  dass  bei  einer  gründlichen,  nicht  durch  vor- 
eriges  schriftliches  Referat  vorbereiteten  Verhandlung  der  ganze 
''erlauf  der  Sitzung  durch  ein  solches  Verfahren  in  nachtheilig- 
ber  Weise  beeinflusst  werden  würde.  Bei  einfachen  Sachen  ist 
lieser  Modus  möglich  und  vielleicht  auch  angebracht;  würde  er 
.ber  allgemein  eingeführt  werden,  so  würden  vermuthlich  alsbald 
lie  Rechtsanwälte  sich  noch  mehr  über  Zeitverluste  beklagen, 
Js  sie  es  jetzt  schon  thun,  oder  aber  es  würden  nur  so  wenig 
Jachen  angesetzt  werden  können,  dass  eine  starke  Vermehrung 
ler  Richterzahl  nothwendig  eintreten  müsste. 

Die  Aussetzung  der  Berathung  hat  den  grossen  Vortheil, 
lass  alle  Richter  den  Fall  gründUph  durchdenken  und  sich  durch 
Studium  der  Literatur  auf  die  Berathung  vorbereiten  können. 
Der  Eindruck  der  mündlichen  Verhandlung  wird  dann  von  allen 
Richtern  verarbeitet,  und  es  tritt  eine  ruhige  Klärung  der  Ge- 
lanken  ein,  die  man  bei  der  sofortigen  Berathung  nur  zu  oft 
^ermisst.  An  der  Berathung,  welche  an  einem  späteren  Tage 
tattfindet,  können  sich  desshalb  alle  Mitgheder  des  Gerichts  in 
gleichem  Maasse  betheiligen,  während  die  Berathung  am  Sitzungs- 
*ge  fast  ausschUesslich  in  der  Hand  des  auf  Grund  der  Akten 
^^bereiteten   Referenten  und  höchstens  noch  des   Vorsitzenden 
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Die  Aussetzung   der  Beratbung    und  Verkündung  derEnt- 
Scheidung   hat   noch   einen  weiteren   wesentlichen  Vortheil,  da 
ich  nicht  gering  schätze.     Wo  es  übhch  ist,  die  Verkündung  da 
Entscheidung    auszusetzen,    wird    regelmässig    die  EntseheidoB; 
nicht  eher  verkündet^   als  bis  die  Urtheilsgründe  schriftlich  feM- 17 
gestellt  und  von  den  sämmtlichen  Richtern  geprüft  und  untersckm- 
ben  sind.   Ist  es  dem  Urtheilsfasser  aus  irgend  einem  Grande  nickt 
möglich  gewesen,  die  Abfassung  der  Gründe  bis  zum  PublikatioDi' 
termin  fertigzustellen ,   z.  B.   wegen    allzu    grossen  Umfangs  der 
Sache,  oder  weil  nach  der  Beratbung  neue  Bedenken  auftreten, 
so  wird  die  Verkündung,  da  die  Vorschrift  des  §  310  C.-P.-O.  m 
instruktionelle  Bedeutung  hat,  gewöhnlich  um  eine  weitere  Woche 
ausgesetzt,  auch  wenn  das  Gericht  sich  an  dem  zunächst  für  die 
Verkündung  festgetzten  Termin  über  den  Inhalt  und  die  Gründe 
der  Entscheidung  schon  ganz  klar  ist.     Für  das  Straf ?erfahra 
ist  im  §  267  St.-P.-O.   ausdrücklich  vorgeschrieben,   dass  wem 
die  Verkündung  des  ürtheils  ausgesetzt  war,  die  Urtheilsgründe 
vor    derselben    schriftlich    festzustellen    sind.     Eine    solche  Vor- 
schrift fehlt  in  der  Civilprozessordnung,  im  Gegentheil  geht  §  3U 
von  der  Auffassung  aus,   dass  die  ürtheile  bei   der  Verkündunf 
nicht  immer  vollständig  abgefasst  sind. 

Für  die  Rechtsprechung   würde    es   aber    von   segensreicher 
Wirkung  sein,  wenn  bestimmt  würde,  dass  in  Civilsachen,  wenig- 
stens im  landgerichtlichen  Verfahren,  die  Verkündung  der  Ürtheile 
nicht  nur  die  schriftliche  Feststellung  der  ürtheilsformel,  sondern 
auch  diejenige  der  Entscheidungsgründe  zur  Voraussetzung  haben 
muss.     Damit    würde    allerdings    die    sofortige  Verkündung  der 
ürtheile    vom    Stuhl    unmögHch   gemacht   werden,    und   insofern 
steht  mein  Vorschlag  in  direktem  Gegensatz  zu  dem  in  der  Reichs- 
tagskommission gestellten  Antrag.    Aber  es  würde  dann  vermuth- 
lieh  auch  das  gefährliche  Referat  alsbald  verschwinden.   ZurB^ 
gründung    meines   Vorschlags    berufe    ich    mich    gerade  auf  d^s 
Hauptmoment,  welches  die  Befürworter  des  schriftlichen  Referats« 
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besonders  Bahr,  zu  Gunsten  ihrer  Ansicht  geltend  machen ,  auf 
die  Wirkung  des  „Sichklarschreibens**.  Ihering^^  sagt  mit 
vollem  Recht:  „Es  ist  eine  höchst  treffende  Wendung  der  deut- 
schen Sprache:  Sich  klarschreiben.  Ich  meinerseits  habe  die 
Wahrheit  derselben  unzählige  Male  an  mir  erfahren.  Selbst  bei 
Ideen,  die  ich  jahrelang  mit  mir  herumgetragen  und  in  mir  ver- 
arbeitet habe,  erfahre  ich  immer  wieder  von  Neuem,  dass  ich  ihrer 
erst  dann  vollkommen  mächtig  geworden  bin,  wenn  ich  sie  schrift- 
lich ausgeprägt  habe.^  Wie  häufig  stossen  dem  Urtheilsfasser  bei 
der  Abfassung  des  Urtheils  Bedenken  auf,  welche  bei  der  ein- 
gehenden Berathung  nicht  hervorgetreten  sind.  Es  ist  eine  Er- 
fahrungsthatsache,  sagt  Lippmann^^,  dass  mitunter  bei  dem  Ver- 
suche des  Urtheilsverfassers ,  das  mündlich  beschlossene  Urtheil 
schriftlich  zu  redigiren,  diesem  neue  Zweifel  entstehen,  deren  Be- 
seitigung ihm  nun  Schwierigkeiten  macht.  Und  es  kommt  auch 
Tor,  dass  diese  Schwierigkeiten  unüberwindlich  sind,  dass  sie  das 
ganze  in  der  Berathung  künstlich  aufgerichtete  Gebäude  umstürzen, 
Ist  dann  das  Urtheil  bereits  verkündet,  so  ist  der  Schaden  meistens 
nicht  mehr  zu  heilen.  Vielleicht  hilft  der  auf  diese  Weise  ge- 
schädigten Partei  die  Einlegung  eines  Rechtsmittels,  wie  häufig 
ist  dies  aber  aus  irgend  welchen  rechtlichen  oder  thatsächlichen 
Gründen  nicht  möglich.  In  solchem  Fall  ist  allerdings,  wie  man 
einwenden  wird,  das  Urtheil  im  Richterkollegium  nicht  genügend 
erwogen  worden.  Aber  der  Richter  ist  nicht  unfehlbar,  er  ist  ein 
Uensch,  mit  menschlichen  Schwächen  behaftet.  Diesen  Schwächen 
moss  das  Gesetz  Rechnung  tragen  und  thut  das  an  zahlreichen 
Stellen. 

Ich  halte  es  mithin  gleich  den  Anhängern  des  schrift- 
lichen Referats  für  richtig,  dass  vor  der  Verkündung  der  Ent- 
scheidung die  Gründe  derselben  schriftlich  vorliegen  müssen,  aber 


"  Scherz  und  Ernst  in  der  .Jurisprudenz  S.  350. 
»  A.  a.  0.  S.  105. 
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nicht  als  einseitiges  Votum  eines  einzelnen  Gerichtsmitgliede»^ 
sondern  als  Entscheidung  des  ganzen  Gerichts,  und  auch  nicb^ 
angefertigt  vor  der  Verhandlung  auf  Grund  der  Schriftsätze  d&:a 
Parteien,  sondern  entsprechend  dem  Geist  der  Civilprozessordnun^ 
auf  Grund  der  mündlichen  Verhandlung.  Wer  auf  das  „Sichklacr 
schreiben"  einen  grossen  Werth  legt,  wird  mir  unter  der  Voraus 
Setzung  des  Fortfalls  des  schriftlichen  Referats,  in  der  Betonum  ^ 
der  Nothwendigkeit  der  schriftlichen  Fixirung  der  UrtheilsgrüncS  < 
vor  der  Verkündung  beistimmen  müssen. 

IV. 

Ich  möchte    hier   noch    einige  Worte  über  die  Verkündung 
der   Entscheidung    im    amtsgerichtlichen  Prozess    anfügen.     Im 
amtsgerichtlichen  Verfahren   hat    die   sofortige  Verkündung  der 
Entscheidung    allerdings  eine   etwas   stärkere  Bedeutung  als  im 
landgerichtlichen  Verfahren.    Die  Parteien  erscheinen  vielfach  per- 
sönlich   vor   dem    Richter,    sie    kommen    theil weise  weither  über 
Land.    Es  ist  begreiflich,  dass  sie  vom  Richter  sofort  den  Spruch 
zu  hören  wünschen,   dass  in   ihren  Augen  der  Richter  vielleicht 
nicht  auf  der  Höhe  seiner  Aufgabe  zu  stehen   scheint,  wenn  er 
nicht     im    Stande   ist,     das   Urtheil    vom   Stuhle    zu    sprechen. 
Und   es  ist  ja  auch  wahr,   dass  beim    Amtsgericht  viel  häutiger 
als  beim  Landgericht  die  Sachen  so  einfach  liegen,  dass  eine  so- 
fortige Entscheidung  möglich  ist.     Weiter  kann  man  zu  Gunsten 
der  sofortigen  Entscheidung  anführen,   dass  mangels  Vorliegens 
von  Schriftsätzen  es  dem  Richter   nach  Ablauf   einer  Reihe   von 
Tagen  nicht  ohne  weitere  Hülfe  leicht  sein  wird,  einen  richtigen 
Thatbestand  fertigzustellen.    Doch  wird  er  sich  hier  ebenso  durch 
Notizen  nachhelfen  können,  wie  der  Kollegialrichter. 

Jedenfalls  spricht  dieses  letzte  Moment  nur  scheinbar  zu 
Gunsten  der  sofortigen  Entscheidung.  Denn  der  Richter  muss 
den  Thatbestand  ja  doch  nachher  schriftlich  feststellen,  und  wenn 
er  dazu,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  im  Stande  ist,  so  kann  er  auch 
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sich  die  nöthige  Zeit  zur  ruhigen  Ueberleguug  der  Entscheidung 
gönnen.     Es  kommt  hinzu^  dass  das  Fehlen  von  Schriftsätzen  im 
a.intsgericbtlichen    Prozess    häufig    die    Vorbereitung    unmöglich 
macht;   welche   auch  in  diesem  Verfahren   das  Korrelat  der  so- 
fortigen Verkündung   der   Entscheidung  sein   muss.     Selbst  bei 
verhältnissmässig  einfachen  Sachen  wird  nicht  jeder  Richter  gleich- 
mlssig  im  Stande  sein,   ein  Sachverhältniss  gleich  richtig  aufzu- 
fassen  und   unter   die   richtigen    Gesetzesbestimmungen   zu   sub- 
sumiren.     Er  braucht   noch  längst  kein    untüchtiger  Richter  zu 
sein,   wenn  er  es  vorzieht,   sich  die  Sache  noch  einmal  in  Ruhe 
zu  überlegen   und    erst   nach  Ablauf  der  einwöchentlichen  Frist 
das  Urtheil  zu  verkünden.   Im  Gegentheil  wird  der  gewissenhafte 
Richter  Bedenken  tragen,  in   einer  nicht  ganz  einfach  liegenden 
Sache  das  Urtheil  vom  Stuhl  zu  sprechen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  individuellen  Unterschiede  von  Personen 
und  auf  die  Freiheit,  welche  die  Civilprozessordnung  dem  Richter 
gewährt,  muss  es  als  durchaus  unzulässig  erscheinen,  wenn,  wie 
es  hie  und  da  geschieht,  im  Wege  der  Justizaufsicht  ein  Druck 
auf  die  Amtsgerichte  im  Sinne  der  Herbeiführung  einer  sofortigen 
Verkündung  der  Entscheidungen  ausgeübt  wird.  Lässt  sich  auch 
die  Fähigkeit,  das  Urtheil  vom  Stuhl  zu  sprechen,  manchmal 
durch  Uebung  gewinnen,  so  darf  diese  Fähigkeit  doch  nicht  auf 
Kosten  der  Rechtsprechung  und  des  rechtssuchenden  Publikums 
erkauft  werden.  Sie  wird  dann  viel  zu  theuer  erkauft,  denn  so 
gross  ist  der  Werth  der  sofortigen  Verkündung  nicht,  weldie 
Wach*^*  mit  Recht  als  ein  pomphaftes  und  höchst  bedenkliches 
Gelüste  bezeichnet  hat.  Dass  die  Rechtsprechung  von  einem 
solchen  Druck  keinen  Vortheil  hat,  ist  sicher.  Mir  ist  ein  Fall 
bekannt,  in  welchem  ein  aus  dem*  Osten  nach  dem  Westen  ver- 
setzter Präsident  den  Amtsrichtern  die  sofortige  Verkündung  der 
Entscheidungen  dringend  an's  Herz  legte.     Das  einstimmige  Ur- 


**  Die  C.-P.-O.  und  die  Praxis  S.  22. 
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theil  der  Rechtsanwälte  ging  dann  aber  dahin  y  dass  sie  die  Urtheik 
jetzt  allerdings  sofort  erhielten^  dass  die  ürtheile  aber  auch  danud 
wären.  Promptheit  der  Justiz  ist  ein  richtiger  Grundsatz.  Aber  sie 
darf  nicht  auf  Kosten  der  Richtigkeit  der  Entscheidangen  gehen. 
Eine  Schablonisirung  ist  in  der  Justiz  durchaus  nicht  am  Plitze. 
Die  Richter  können  in  dieser  Beziehung  nicht  einschwenken,  wie 
die  Unteroffiziere.  Das  Gesetz  gibt  ihnen  die  Befugniss,  die 
Verkündung  der  Entscheidung  eine  Woche  auszusetzen^  und  wenn  sie 
hiervon  Gebrauch  machen^  so  thun  sie  es,  weil  sie  es  im  Interesse 
einer  gedeihlichen  Rechtsprechung  für  richtig  halten^  und  weil  sie 
glauben,  dass  auf  diese  Weise  ihre  Entscheidungen  sorgfaltig  er- 
wogen und  daher  zutreffende  sind.  Es  ist  desshalb  durchaus  n 
billigen,  dass  die  Reichstagskommission  auch  für  den  amtsgericht- 
lichen Prozess  von  der  Aufnahme  einer  Vorschrift  über  die  so- 
fortige Verkündung  der  Entscheidung  Abstand  genommen  hat. 


Diese  Ausführungen  zeigen,  von  welcher  Bedeutung  für  das 
ganze  Prozessverfahren  der  in  der  Reichstagskommission  gestellte 
Antrag   ist.     Es   ist  kein  Zufall,    wenn   in  denjenigen  Gebieten, 
wo   beim  Inkrafttreten   der  Civilprozessordnung  das   Prinzip  der 
Mündlichkeit    des  Verfahrens    schon  seit  Jahrzehnten   herrschte, 
die  Entscheidung  regelmässig  nicht  sofort  nach  der  Verhandlung, 
sondern   erst   nach  Ablauf  einer   einwöchigen   Frist    zu   erfolgen 
pflegt,  und  wenn  umgekehrt  diejenigen  Gebiete,   in  denen  sofort 
die  Verkündung  stattfindet,  früher  den  schriftlichen  Prozess  he- 
Sassen.    Ein  Zwang  zur  sofortigen  Berathung  und  Verkündung  der 
Entscheidung,  wie  er  in  der  Reichstagskommission  vorgeschlagen 
wurde,   würde  entweder  die  Wirkung   haben,    dass    leichtfertig^^ 
geurtheilt  und  in  den  Gerichten  weniger  solide  gearbeitet  ¥rürd^ 
oder   er   würde   auch  diejenigen   Gerichte,    die   sich    bisher  voi 
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dem  schriftlichen  Referate  freigehalten  haben,  zu  demselben  zurück- 
fuhren, dem  ersten  Stadium  auf  dem  Wege  zum  schriftlichen 
Verfahren.  Desshalb  darf  man  sich  freuen,  dass  diese  Gefahr  an 
dem  deutschen  Civilprozess  glücklich  vorübergegangen  ist.  Will 
man  die  Vorschriften  über  die  Verkündung  der  Entscheidungen 
ergänzen,  so  treffe  man  nach  der  entgegengesetzten  Richtung  eine 
Bestimmung  dahin,  dass  ein  Civilurtheil  erst  verkündet  werden 
darf,  wenn  die  Entscheidungsgründe  schriftlich  abgesetzt  sind. 
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Das  Recht  der  unterseeischen  Kabel  im  Kriegsfälle. 

Von 

Professor  Dr.  L.  v.  Bar  in  Göttingen. 


Wenig  erörtert,  aber  von  grosser  Erheblichkeit  ist  die  Frage, 
unter  welchen  Voraussetzungen  das  Abschneiden  unterseeischer 
Telegraphenkabel  im  Kriege  gestattet  ist.  Die  internationale  Kon- 
vention zum  Schutze  der  unterseeischen  Kabel  vom  14.  März  1884 
erstreckt  sich  nicht  auf  den  Kriegsfall,  wie  noch  ausdrücklich 
beim  Abschluss  jener  Konvention  von  dem  englischen  und  dem 
belgischen  Bevollmächtigten,  ohne  dass  dagegen  Widerspruch  er- 
hoben wäre,  bemerkt  wurde  \  und  das  Institut  für  internationales 
Recht  ist  in  Gemässheit  eines  Berichts  von  L.  Renault  nur  zur 
Aufstellung  folgender  Sätze  ^  gelangt,  die  aber  bis  jetzt  auch  einer 
vertragsmässigen  Anerkennung  entbehren. 

„Le  cable  telegraphique  sous-marin  qui  unit  deux  territoires 
neutres  est  inviolable. 

II  est  [\  di'sirer,  quand  les  Communications  telegraphiques 
doivent  cesser  par  suite  de  l'etat  de  guerre,  que  Ton  se  bome 
aux    mesures   strictement  necessaires   pour   empecher   Tusage  d^ 


'  Vgl.  Martens,  Nouveau  Recueil  des  traites.    II.  Serie  Vol.  XI  S.  261  n- 
-  Annuaire  de  Tlnstitut  de  droit  international,  Annees  3  et  4.  Tome  * 

S.  369  ff.,  besonders  S.  394.     Abdruck   auch   in    der  Revue   de   droit  inter' 

national  de  legislation  comparee,   1880,  S.  265  ff. 


cäble,  et  quHl  soit  mis  fin  ä  ces  mesures,  ou  que  Ton  en  repare 
les  consequences,  aussitot  que  permettra  la  cessation  des  hosti- 
lites^ 

Die  unterseeischen  Kabel  sind  einerseits  ein  äusserst  wich- 
tiges Mittel  des  allgemeinen  friedlichen  Verkehrs,  und  nach  Mass- 
gabe dieses  Gesichtspunktes  wird  sich  die  anfangs,  als  die  ersten 
derartigen  Kabel  gelegt  waren,  auch  aufgestellte  Ansicht  ver- 
treten lassen,  dass  diese  Kabel  für  unverletzlich  zu  erklären 
seien  ^,  andererseits  aber  sind  die  Kabel  auch  ein  höchst  wich- 
tiges Kriegsinstrument,  da  durch  sie  Befehle  und  Nachrichten  an 
die  entferntesten  Punkte  übermittelt  werden  und  namentlich  die 
Kriegsschiffe  durch  Benutzung  der  Kabel  eine  ganz  andere  und 
stärkere  Verwendbarkeit  erlangen,  und  wiederum  ebenfalls  durch 
solche  Benutzung  Handelsschiffe  sich  den  Verfolgungen  feind- 
licher Kriegsschiffe  entziehen  können.  Nach  dieser  letzteren  Be- 
trachtung aber  werden  die  kriegführenden  Theile,  wenn  sie  nicht 
den  Verkehr  der  betreffenden  Kabel  in  ihre  Gewalt  bekommen  und 
demnach  überwachen  können,  danach  trachten,  die  untei*seeischen 
Kabel  zeitweilig  unbrauchbar  zu  machen,  falls  deren  Benutzung 
durch  andere  Staaten  ihnen  nachtheilig  erscheint. 

Indess  sind  folgende  drei  Fälle  einfach  zu  beantworten  und 
daher  auch  in  der  Litteratur  übereinstimmend  beantwortet  worden: 

1.  Das  Kabel  verbindet  zwei  Punkte,  welche  der  Territorial- 
boheit  eines  der  kriegführenden  Theile  unterstellt  sind. 

2.  Das  Kabel  verbindet  das  Territorium  eines  der  krieg- 
führenden Theile  mit  dem  Territorium  des  Feindes. 

In  beiden  Fällen  ist  die  Aufhebung  der  Kommunikation  jedem 
^ör  kriegführenden  Theile  gestattet  entweder  kraft  der  eigenen 
Territorialhoheit  oder  kraft  des  Rechtes   der  Occupatio  an  allen 


*  Diese  allgemeine  Unverletzlichkeit  würde  aber ,  wie  in  den  Verhand- 
lungen des  Instituts  hervorgehoben  wurde,  sehr  schwierige  Ueberwachungs- 
**^*»regeln  in  Kriegszeiten  nöthig  machen;  man  ist  also  davon  zurück- 
gvkommeD. 
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Sachen,  welche  der  Kriegführung  des  Feindes  zu  dienen  ge- 
eignet sind  und  in  dem  feindlichen  Territorium  sich  be- 
finden. 

3.  Das    Kabel    verbindet  die  Territorien    zweier   neutraler 
Staaten  mit  einander.     In  diesem  Falle  ist  jede  Störung  durch 
die  kriegführenden  Theile  unerlaubt,  wie  dies  auch  der  oben  mit- 
getheilte  Beschluss    des    Instituts   für  internationales   Recht  er- 
klärte.    Es  ist  ja  freilich  möglich,  dass  ein  kriegführender  Staat 
indirekt  durch  ein  solches  Kabel  wichtige  Nachrichten  erhält  oder 
wichtige  Anordnungen  mittels  eines  solchen  Kabels  zu  treffen  in 
den  Stand  gesetzt  wird.    Aber  es  ist  anerkannt  Rechtens,   dass 
der  Verkehr  unter  neutralen   Staaten,   mag  auch  indirekt  einer 
der  kriegführenden  Theile   daraus  Vortheil  ziehen,  nicht  gestört 
werden   darf.     Nicht  einmal   eine  besondere  Kontrolle  der  De- 
peschen kann  hier  gefordert  werden;   sie  wäre  für  die  neutralen 
Staaten  sehr  unangenehm  und  lästig  und  würde  meist  auch  ihren 
Zweck  verfehlen.     Alles,   was  gefordert  werden  kann,   ist,   dass 
die  Benutzung  der  Linie  beiden  Theilen  in  gleicherweise  frei  stehe. 

Auf  das  Eigenthum  an  den  Kabeln  im  Sinne  des  Civilrechts 
kann  es  in  allen  diesen  Fällen  nicht  ankommen.  Der  Staat,  der 
die  Legung  eines  Kabels  von  seinem  Ufer  aus  gestattet,  macht 
damit  im  völkerrechtlichen  Sinne,  der  hier  allein  entscheiden  muss, 
das  Kabel  zu  einem  Objekte,  auf  das  sein  Schutz  sich  erstreckt, 
und  es  erscheint  dabei  gleichgültig,  ob  die  Gestattung  zur  Le* 
gung  des  Kabels  eine  spezielle  ist,  oder  ob  ohne  Weiteres  das 
Gesetz  oder  das  allgemeine  Recht  des  Staates  die  Legung  des 
Kabels  gestattet. 

4.  Dagegen   kann   äusserst  zweifelhaft   erscheinen   der  Fall? 
dass  das  Kabel  das  Territorium  eines  neutralen  Staates  mit  deiö 
eines   der   kriegführenden  Theile   verbindet,    nur   dass   selbstver- 
ständlich  an   der  Küste   des   neutralen  Staates  und  im  Küsten* 
meer    des    neutralen    Staates,    wie    überhaupt   jede    kriegeriscli^ 
Operation,  so  auch  das  Abschneiden  des  Kabels  ausgeschlossen  ist-- 
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Es  bleibt  also  fraglich  das  Abschneiden  des  Kabels 

a)  in  offener  See; 

b)  im  Küstenmeer  des  feindlichen  Staates; 

c)  an  der  Küste  des  feindlichen  Staates  und  in  solchen  Ge- 
isern, worüber  dem  feindlichen  Staate  die  volle  Souveränetät 
iteht. 

Holland*  sowohl  wie  der  Nordamerikaner  Morse ^  he- 
tzen für  die  Beantwortung  dieser  Fragen  die  Grundsätze  des 
s  angariae;  Morse  beschränkt  danach  das  Recht  die  Kabel  ab- 
schneiden auf  des  Feindes  Küste  und  Küstenmeer;  Holland 
lieint  anzunehmen ;  dass  das  Kabel  auch  in  offener  See  in 
ler  Entfernung  vom  Lande  abgeschnitten  werden  dürfe,  wo 
ch  eine  Blokade  möglicher  Weise  wirksam  sein  könnte.  Indess 
rfte  von  einem  Jus  angariae  deshalb  hier  nicht  zu  reden  sein, 
il  bei  dem  Jus  angariae  eine  Sache  positiv  zum  Kriege  he- 
tzt wird  —  z.  B.  es  wird  ein  Schiff  versenkt,  um  eine  Fluss- 
indung  zu  sperren  —  während  es  sich  hier  darum  handelt, 
len  Gegenstand,  dessen  Gebrauch  dem  Feinde  nützlich  sein 
(in,  gebrauchsunfähig  zu  machen  oder  zu  vernichten. 

Wollte  man  indess  gleichwohl  die  Grundsätze  des  Jus  angariae 
jr  irgend  für  anwendbar  erachten,  so  würden  sie  doch  für  die 
ene  See  wenigstens  nicht  passen.  Denn  das  Jus  angariae  kann 
jc^i  den  heutigen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  ausgeübt  werden 
IT  innerhalb  eines  occupirten  Gebietes,  die  offene  See  wird  aber 
cht,  auch  nicht  zu  einem  Theile  occupirt.  Wollte  man  das  Jus 
Qgariae  für  anwendbar  erklären,  so  müsste  man  die  kriegführen- 
en  Theile  auch  für  berechtigt  halten,  Schiffe  der  Neutralen  in 
•ffener  See  wegzunehmen  und  —  wie  es  allerdings  das  Jus  angariae 
i^it  sich  bringt,  gegen  Entschädigung  —  im  Kriege  zu  benutzen*^. 


*  Journal  de  droit  international  prive  1898,  S.  648—652. 

*  Joarnal  de  droit  international  prive  1898,  S.  699—701. 

*  Vgl.  Gbssner,  Le  droit  des  neutres  sur  mer  S.  340  u.  152,  Geffcken 
'Q  Holtzendorrs  Handb.  IV,  S.  772. 

^•'-iüv  ftir  öffentliches  Recht.  XV.  3.  28 
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Der  einzige  Rechtsgrund  für  das  Abschneiden  oder  die  Be- 
schlagnahme eines  Kabels,  welches  einen  neutralen  Staat  mit  dem 
feindlichen  verbindet,  dürfte  vielmehr  das  Recht  der  Verkehrs- 
hinderung sein,  und  dies  existirt  nur  in  dem  Falle  der  Blokade 
und  in  dem  Falle  einer  wirklichen  Occupation  feindlichen 
Territoriums. 

Ein  Grund  dagegen,    der  zur  Störung  des   telegraphischen 
Verkehrs  durch  Abschneiden  des  Kabels  in  offener  See  berechtigt, 
ist    nicht  aufzufinden ^    jedenfalls  dann   nicht,    wenn    das  Kabel 
dem   neutralen   Staate   gehört.     Aber  unserer  Ansicht  nach  — 
und  damit  stimmt  ja  auch  Morse  überein  —  auch  dann  nicht, 
wenn  selbst  das  Kabel  Eigenthum  des   feindlichen  Staates  oder 
Eigenthum  von  Angehörigen  dieses  letzteren  Staates  wäre;  deon 
der  neutrale  Staat  hat  ein  Recht  auf  den  Verkehr  mit  dem  mit 
ihm  nicht  im  Kriege   befindlichen  Staate   in  Folge   der  LeguDg 
des  Kabels  erhalten^  und  dieses  Recht  braucht  nur  einem  anden 
bestimmten  Rechte  einer  kriegführenden  Partei  zu  weichen,  nicht 
der  einfachen    Erwägung,    dass  die  Störung  dieses  Verkehrs  der 
Kriegführung  nach  der  Meinung  einer  kriegführenden  Partei  nüti« 
lieh  sein  würde.     Ein  solches  Recht  fehlt  hier. 

Es  ist  solches  Recht  aber  vorhanden,  insoweit  eine  (effektive) 
Blokade  reicht,  welche  ja  gerade  das  Recht  auf  Abschneiden  eines 
jeden  Verkehrs  mit  dem  blokirten  Landstriche  oder  dem  blokirten 
Stadtgebiete  enthält.  In  dem  Rayon  einer  wirklichen  Blokade 
—  nicht,  wie  Holland  meint,  einer  nur  möglichen  Blokade  -^ 
kann  also  das  Kabel  zwischen  dem  neutralen  und  dem  feind- 
lichen Staate  zerschnitten  werden  oder  der  Verkehr  sonst  durch 
Anlegen  eines  andern  Kabelendes  abgelenkt  oder  unter  Kontrolle 
genommen  werden  (Letzteres  freilich  nur  nach  erfolgter  Bekannt- 
machung, da  sonst  anderweite  Rechtsverletzungen  stattfinden 
würden).  Ebenso  existirt  jenes  Recht  kraft  wirklicher  Occupation. 
wenn  der  Landungspunkt  des  Kabels  —  wenngleich  nur  vorüber- 
gehend —  occnpirt  wird. 
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Eine  Spezialfrage  aber,  die  besonders  wichtig  erscheint  — 
wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  da  Auffischen  der  Kabel,  deren 
genauere  Lage  man  nicht  kennt,  in  offener  See  meist  schwierig 
ist  wegen  der  grösseren  Seetiefe,  das  Landen  an  der  feindlichen 
Küst«  oft  aus  anderen  naheliegenden  Gründen  unausführbar  sein 
wird  —  ist  die:  existirt  dies  Recht  auch  innerhalb  des  Küsten - 
meeres? 

Morse  nimmt  dies  Recht  ohne  Weiteres  an.  Ich  möchte 
es  bestreiten.  Eine  Occupation  des  Küstenmeeres  an  sich,  ab- 
gesehen von  der  Occupation  der  Küste,  giebt  es  nicht,  und  nur 
Occupation  eines  bestimmten  Stückes  der  Erdoberfläche  oder  das 
mit  der  Occupation  verwandte  Recht  der  Blokade  kann  ein  Recht 
gewähren,  den  gewöhnlichen  Verkehr  zwischen  dem  neutralen 
Staate  und  der  gegnerischen  Kriegspartei  zu  hindern  oder  auch 
neutralen  Eigenthums  —  abgesehen  von  der  Kriegskontrebande 
—  sich  zu  bemächtigen. 

Es  ergiebt  sich  also,  dass  das  Abschneiden  (oder  Inbesitz- 
nahme) eines  den  neutralen  Staat  mit  einem  feindlichen  Staate 
Terbindenden  Kabels  nur  erlaubt  ist,  insofern  das  Abschneiden 
(oder  die  Inbesitznahme)  erfolgt  entweder 

1.  im  Rayon  einer  wirklichen  Blokade  oder 

2.  an  der  Küste  des  feindlichen  Staates  (oder  selbstverständ- 
lich in  dessen  territorialen  Gewässern),  und  dies  Resultat  dürfte 
auch  insofern  rationell  sein,  als  einerseits  das  Küstenmeer,  inner- 
halb dessen  das  Abschneiden  des  Kabels  meiner  Ansicht  nach 
nnzalässig  ist,  dem  allgemeinen  Verkehre  dient  und  diesem  so 
wenig  von  dem  Gegner  des  Uferstaats  wie  von  dem  Letzteren  selbst 
witzogen  werden  darf,  und  dass  andererseits  bei  der  Schwierig- 
keit die  Grenze  des  Küstenmeeres  und  des  offenen  Meeres  im 
konkreten  Falle  festzustellen,  die  Zulässigkeit  des  Abschneidens 
im  Küstenmeere  faktisch  sehr  leicht  zu  einem  Abschneiden  des 
Kabels  auch  in  offener  See  in  nicht  allzu  weiter  Entfernung  vom 
^de  Anlass  geben  würde. 
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Für   die    Anlage   unterseeischer   Kabel    durch    europäische 
Staaten  oder  Gesellschaften  europäischer  Staaten  dürfte  das  ge- 
wonnene  Ergebniss   besonders  wichtig  sein.     Denn  wie  die  Er- 
fahrung 1898  im  nordamerikanisch-spanischen  Kriege  an  der  Küste 
Cubas  gezeigt  hat^^   ist  das  Auffischen  von  Kabeln  ^   deren  Le- 
gungsplan  man  nicht  genau  kannte,  zwar  in  weiterer  Entfernung 
von  der  Küste  schwierig,  aber  in  der  Nähe  der  Küste  erheblich 
leichter  auszuführen.     Kabel,  die  von  Europa  z.  B.  nach  einem 
südamerikanischen  Staate  führen,  sind  bei  einem  Kriege  dieses 
Staates   oder  einer  daselbst  ausgebrochenen  bedeutenden  Insur- 
rektion weit  geschützter,  wenn  das  Abschneiden  nur  an  der  Küste 
selbst,  also  mittels  einer  Landung  auszuführen  ist. 

Wenn  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  das  Recht  des 
Abschneidens  oder  der  Inbeschlagnahme  unterseeischer  Kabel  im 
Kriege  nur  im  sehr  beschränkten  Umfange  gestattet  scheint,  das 
einen  neutralen  Staat  mit  dem  feindlichen  Staate  verbindende 
Kabel  nur  unmittelbar  an  der  Küste  dieses  letzteren  Staates 
verletzt  werden  darf,  so  dürfte  andererseits  eine  Entschädi- 
gungspflicht bei  Ausübung  des  Rechts  innerhalb  dieser  Grenze 
nicht  anzuerkennen  sein;  ebenso  wenig  wie  eine  Entschädigung 
z.  B.  gezahlt  werden  muss  für  Zerstörung  eines  Gebäudes  bei  krie- 
gerischen Operationen.  Diese  anscheinend  harte  Konsequenz  bat 
aber  das  Gute,  dass  nun  Streitigkeiten  über  die  sonst  zu  ge- 
währende Entschädigung  nicht  vorkommen,  und  wenn  nur  der  Eigen- 
thümer  des  Kabels  für  die  Unterbrechung  der  Benutzung  des  Kabek; 
nicht  aber  das  Publikum  für  die  Störung  des  Handels  und  Verkehrs 
entschädigt  werden  soll,  so  ist  gewiss  die  Entschädigungsfrage  Ton 
erheblich  geringerer  Bedeutung  als  die  strikte  und  enge  Be- 
grenzung des  Rechtes  der  kriegführenden  Parteien. 

Insoweit  aber  eine  Ueberschreitung  dieses  Kriegsrechtes  statt- 
gefunden hat,   kann  der  neutrale  Staat,   von  dessen  TerritoriuBi 


Vgl.  den  Aufsatz  vod  Dkpelley,  Revue  du  deux  moodes  1.  Janv.  190^* 
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das  Kabel  ausgeht,  wegen  der  völkerrechtswidrigen  Handlung 
Entschädigung  für  sich  und  seine  Angehörigen  im  diplomatischen 
Wege  verlangen. 

Unerheblich  ist,   wie   bemerkt,    die  Frage   des  Eigen- 
thums  am  Kabel  im  privatrechtlichen  Sinne.    Nur  Hoheits-, 
nicht  Privatrechte    beschränken  das  Recht,    welches  bei  eigent- 
lichen Kriegsoperationen  den  kriegführenden  Theilen  hinsichtlich 
der  Zerstörung  von  Sachen  zusteht.    Es  würde  ja  sonst  auch  das 
Recht   der   kriegführenden  Theile   gerade    bezüglich   der  unter- 
seeischen  Kabel  von  Massregeln   und  Verträgen   abhängen,    die 
völlig  im  Belieben  anderer  Staaten  stehen,    insbesondere   davon, 
ob  die  Regierungen  dieser  Staaten  die  Kabel   unmittelbar  selbst 
legen  lassen  und  nutzen  wollen,  oder  ob  sie  Privatgesellschaften 
dazu  autorisiren  oder  konzessioniren. 
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Die  Terminologie  des  Rechts. 

Von 

Dr.  Paul  Schellhas. 


Wir  leben  in  einer  Uebergangszeit,  die  dahin  strebt,  skk 
von  den  überkommenen  Einflüssen  des  klassischen  AltertkaM 
auf  unsere  Kultur  zu  emanzipiren.  Das  Lateinische  ist  als  6^ 
lehrtensprache  allgemein  zurückgedrängt,  und  auch  in  der  Ter 
minologie  der  Wissenschaften  macht  sich  vielfach  das  Bestreb« 
geltend,  die  althergebrachten  lateinischen  und  griechischen  Kun* 
ausdrücke  durch  deutsche  Worte  zu  ersetzen. 

Dies  gilt  in  keiner  Wissenschaft  so  sehr,  wie  im  Recht.  B» 
in  die  zweite  Hälfte  des  19.  Jahrh.  hat  schlechthin  die  alte  Ter- 
minologie des   römischen  Rechts  geherrscht,   und  bis  dahin  siuJ 
auch    die   technischen  Ausdrücke    für  moderne,  den  Römern  ob- 
bekannte  Rechtsinstitute  grösstentheils    dem  lateinischen  Sprach- 
schatz   entnommen    worden.      Seitdem    ist    eine    fortschreitende 
Aenderung   der  Terminologie   eingetreten,    indem  man  nach  oß^ 
nach   in    immer  grösserem  Umfange   an  Stelle   der  Fremdwörter 
deutsche  Worte  zu  setzen  begonnen  hat.     Schon  die  Reichsjastii- 
gesetzgebung   von   1879   hat  dies   in  erheblichem  Maasse  gelto- 
Der   Civilprozess    wurde    zum    „bürgerlichen    Rechtsstreit",  «i^^ 
Kriminalprozess  zum  „Strafprozess",    aus  dem  Advokaten  wurde 
der    „Rechtsanwalt",   aus   der  Appellation   die    „BerufuDg**,  *°- 
der   Exekution   die    „Zwangsvollstreckung".     Die    Landesgesetr- 
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gebung  schloss  sich  dem  an:  die  Subhastation  wurde  zur  „Zwangs- 
Versteigerung^,  die  Administration  zur  „Zwangsverwaltung'^  u.s.w. 
Immerhin  blieb  im  Civih-echt  noch  eine  ganze  Reihe  der  alt- 
hergebrachten juristischen  Kunstausdrücke  des  römischen  Rechts 
üblich.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  nun  auch  auf  diesem 
Gebiete  aufgeräumt  und  eine  neue  gesetzliche  Terminologie  ge- 
schaffen. Soweit  dies  irgend  möglich  war,  sind  auch  hier  Ver- 
deutschungen eingeführt  worden:  an  Stelle  der  Adoption  ist  die 
„Annahme  an  Kindesstatt^  getreten,  an  Stelle  der  Kompensation 
die  „  Aufrechnung^ y  statt  Konventionalstrafe  heisst  es  „Vertrags- 
strafe^, statt  Servituten  „Dienstbarkeiten'^  u.  s.  w.  Und  diese 
Neuerungen  sind  von  um  so  grösserer  Wichtigkeit,  als  sie  bin- 
dende Gesetzeskraft  haben.  In  dieser  Beziehung  hat  das 
fiecht  eine  ganz  eigenthümliche  Ausnahmestellung;  keine  andere 
Wissenschaft  kann  in  die  Lage  kommen,  dass  ihr  das  Gesetz 
eine  Terminologie  vorschreibt. 

Wenn  wir  fragen,  was  der  innere  Grund  dieser  Aenderungen 
ist,  so  kann  man  kaum  darüber  in  Zweifel  sein,  dass  dies  in 
erster  Linie  eine  immer  mehr  an  Boden  gewinnende  sprachhche 
Zeitströmung  ist:  die  Abneigung  gegen  Fremdwörter.  Dieselbe 
Erscheinung,  die  sich  auch  bei  einigen  anderen  Völkern  zeigt  (im 
höchsten  Grade  z.  B.  bei  den  Magyaren  und  den  Czechen,  denen 
ei  gelungen  ist,  ihre  Sprachen  so  gut  wie  gänzUch  von  Fremd- 
wörtern zu  reinigen)  macht  sich  seit  geraumer  Zeit  bei  uns  geltend, 
hl  zweiter  Linie  erst  hat  das  Bestreben  mitgewirkt,  die  Kunst- 
tosdrücke  allgemein  verständlich  zu  machen  —  inwieweit  dies 
freilich  erreicht  wird,  werden  wir  noch  weiter  unten  erörtern. 
Zwei  Momente  sind  es  also  im  Allgemeinen,  die  in  Betracht 
kommen:  ein  sozusagen  sprachästhetischer  und  ein  praktischer 
Gesichtspunkt. 

Gegen  den  ersteren  lässt  sich  gewiss  an  sich  nichts  sagen, 
soweit  seine  Geltendmachung  nicht  die  vernünftigen  Grenzen 
überschreitet    und    in    ein     unästhetisches    sprachpfuscherisches 
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Gegentheil  umschlägt.     Dass  unsere  juristische  Gesetzessprache 
durch  diese  Reinigungsbestrebungen  unendlich  gewonnen  hat,  lässt 
sich  nicht  in  Abrede  stellen.     Wer  z.  B.  jemals  die  ersten  Ent- 
würfe des  preussischen  Landrechts,  den  Versuch  des  Corpus  juris 
Fridericianum   in  Händen  gehabt  hat,   der  wird  gestaunt  haben 
über  dieses  wüste  Durcheinander  lateinischer  Wendungen,  fran- 
zösischer Fremdwörter  und  deutschen  Satzgefüges.    Man  gewinnt 
den  Eindruck,    dass   es    dem  Juristen  der  damaligen  Zeit  sehr 
schwer   fiel,   juristische  Dinge   überhaupt   deutsch  auszudrücken. 
Ganze  Phrasen  sind  unmittelbar  in  lateinischer  Sprache  gegebeo. 
Während  das  Allgemeine  Landrecht  für  die  preussischen  Staaten 
im  Grossen  und  Ganzen  in  reiner,   möglichst  allgemein?erständ* 
lieber  Sprache  abgefasst  ist,  finden  sich  noch  in  der  preussischen 
Allgemeinen  Gerichtsordnung  vielfach  lateinische  Ausdrücke  und 
Wendungen.  Daist  noch  von  Verfahren  „in  contumaciam^  die  Rede, 
von  „species  facti",  „exceptio  litis  finitae",  „status  causae  et  con- 
troversiae",  „bürgerliche  Sachen"  werden  in  Klammern  durch  den 
Zusatz  „causae  civiles"    erläutert,  Vernehmung  von  Zeugen  „an   . 
Ort  und   Stelle"  durch    „in  rem  praesentem"  u.  dgl.,    ganz  ab- 
gesehen  von   den  zahlreichen  übernommenen  Fremdwörtern,  wie 
Litisdenunziation,    Adcitation,   Prorogation,    Insinuation  u.  s.  w. 
Die   Möglichkeit,    diese    rechtlichen  Kunstausdrücke   jetzt  zum 
grössten  Theil   deutsch   wiedergeben   zu  können,    haben  wir  erst 
durch  die  sprachliche  Entwicklung  einer  langen  Reihe  von  Jahren 
gewonnen.     Es  ist  in   der  That   ein   ungeheurer  Portschritt  im 
Laufe  wenig  mehr  als  eines  Jahrhunderts  von  den  Anfangen  der 
neueren    Kodifikationen   bis   zum   Bürgerlichen  Gesetzbuch,  das 
nur  noch  eine    ganz  geringe  Zahl  von   fremdsprachlichen  Kunst- 
ausdrücken,   wie   Testament,    Legitimation,    Inventar,    Konkurs 
u.  s.  w.  kennt. 

Aber  auch  in  voller  Anerkennung  dieser  erfreulichen  Th*^' 
Sache  müssen  wir  schon  von  diesem  zunächst  in's  Auge  gefawtfiO 
rein   sprachlichen  Standpunkt   einige  Grenzen   ziehen.    Der»*" 
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beschränkten  Verdeutschung  steht  vielfach  noch  das  Hinderniss 
entgegen,  dass  die  neugeschaffenen  Worte  keine  eigentlichen 
Worte,  sondern  Uebersetzungen  oder  Umschreibungen  sind, 
die  einer  allgemeinen  praktischen  Verwendung  durch  ihre  Schwer- 
fälligkeit und  ganz  besonders  durch  ihren  Mangel  an  sprachlicher 
Beweglichkeit  in  Verbindungen,  Adjektivbildungen  u.  s,  w.  wider- 
streben. 

Und  damit  kommen  wir  zu  dem  Gesichtspunkt,  der  für  uns 
die  Hauptsache  sein  muss,   nämUch  die  Interessen   des  Rechts- 
verkehres und  die  Volksthümlichkeit  des  Rechts.    Man  darf 
aus  sprachästhetischen  Gründen  niemals   so  weit  gehen,  dass  die 
neu    geschaffenen    Worte    sich    dem    praktischen    Gebrauch 
hinderlich  erweisen,  denn  dann  werden  sie  sich  auch  niemals  ein- 
bürgern,  sondern   sie   stellen    günstigstenfalls  einen  gesetzlichen 
Kunstausdruck   neben   dem   im  Verkehr  üblichen  dar.     Um  ein 
Beispiel  einer  ganz  verfehlten  Wortbildung  zu  geben,  sei  das  un- 
glückliche Wort  „der  bürgerliche  Rechtsstreit"  erwähnt.   Spricht 
man  im  Publikum  oder  in  Juristenkreisen  wohl  jemals  von  einem 
„bürgerlichen  Rechtsstreit"  ?  Kann  sich  der  Laie,  der  nicht  weiss, 
dass  damit  eine  Uebersetzung  des  Civilprozesses  gemeint  ist,  etwas 
darunter  denken?    Und  das  Gegentheil?  Etwa:  der  „Strafrechts- 
Btreit?"     O  nein!    da   bleiben   wir   beim  Strafprozess!     In  der 
That  ist  der  Ausdruck  „Rechtsstreit"  eine  wenig  glückliche  Er- 
findung,  ein  Wort,   das   der  Jurist   nicht  braucht,   und   das  im 
Publikum  völlig  unbekannt   geblieben  ist.     Es  hat  alle  Schatten- 
seiten einer  Erfindung  vom  grünen  Tisch   oder    von  der  Studir- 
8tube.     Das  Gesetz  selbst  kann  mit  dem  Wort  nichts  weiter  an- 
fangen und  muss  bei  Prozesskosten,  Wechselprozess,  prozess- 
Wndemden  Einreden  u.  s.  w.  bleiben.     Das  Wort  „Prozess"  ist 
80   geläufig,    so    sehr   in   die    allgemeine  Verkehrssprache    über- 
gegangen,  dass  jeder  Versuch,  es  durch  ein   deutsches  Wort  zu* 
ersetzen,  im  Verkehr  unbeachtet  bleibt.     Das  ist  eine  Schranke, 
^e  ein  sprachlich  feinfühliger  Gesetzgeber  nicht  aus  den  Augen 
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lassen  darf.  Auf  diesem  Grebiet  ist  in  neueren  Gesetzen  vielfach 
gesündigt  worden,  und  wir  fürchten,  auch  im  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuch. Will  man  verdeutschen,  so  muss  man  in  der  That 
neue  Worte  finden,  nicht  aber  Umschreibungen  oder  Ueber- 
setzungen.  Denn  das  Sprachgefühl,  das  im  Nichtjuristen  oft 
lebendiger  ist,  als  in  dem  durch  die  fremdsprachliche  Termino- 
logie angekränkelten  Fachmann,  verlangt  einen  mundgerechten 
terminus  technicus  (um  hier  absichtlich  das  Fremdwort  zu  ge- 
brauchen) mit  allen  Vorzügen  eines  solchen,  nicht  eine  schwer- 
fällige Uebersetzung,  die  ihm  ohne  Sachkenntniss  trotz  alledem 
unverständlich  bleibt. 

So  sehen  wir  denn  recht  häufig,  dass  neben  dem  amtlichen 
deutschen  Kunstausdruck  der  fremdsprachliche  üblich  bleibt,  und 
dass  wir  anstatt  eines  Wortes  nunmehr  zwei  im  Verkehr  haben 
—  gewiss  kein  Vortheil!     Die  Ursache   ist  eben  jene  mangelnde 
sprachliche  Beweglichkeit  schwerfalliger  deutscher  umschreibender 
Ausdrücke  im  Gegensatz  zu  der  leichten  Formbildung,  welche  die 
meisten  Fremdwörter  gestatten.     Während  ein  dem  Lateinischen 
entnommenes    Wort    stets    auch    in   Verbindungen    wohlklingend 
bleibt,   haben   wir   bei   deutschen  Wortbildungen    in  Zusammen- 
setzungen  häufig  missklingende  Härten,   Kakophonien.     So  hört 
man  noch   heute   nicht  selten  den  Ausdruck  „sich  contumaciren 
lassen"  anstatt  „sich  im  Versäumnissverfahren  (oder  „durch  Ver- 
säumnissurtheil")    verurtheilen    lassen"    (5   Worte!),    der    „Litis- 
denunciat"  (für  den  sich  ein  deutsches,  von  dem  Kunstausdruck 
„Streitverkündung"    herzuleitendes  Wort   überhaupt  nicht  bilden 
lässt),  der  „Subhastat"  (ein  analoger  Fall,  da  „Schuldner"  oder 
„Eigenthümer"    zu    farblos    ist),     „civilrechtlich",     „civilistisch  ^ 
„Civilist"  (anstatt  „bürgerlich-rechtlich"  5  Civilist  lässt  sich  über- 
haupt nicht  in  dieser  Weise  verdeutschen),  „Kriminalist"  („Str»*' 
rechtler"  ist  eine  vulgäre  Bildung,  kein  Wort  der  Schriftsprache)' 
„Officialvertheidiger"  („bestellter  Vertheidiger",  „Vertheidiger  ^^^ 
Amtswegen"),  „Prorogation"  („Vereinbarung  über  die  Zuständ^Ä' 
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keit",  „Zuständigkeitsvereinbarung"),  „Publikationstermin"  („Ver- 
kündungstermin" wird  selten  gebraucht)  u.  s.  w. 

Im  Allgemeinen  ist  die  Justizgesetzgebung  von  1879  noch 
ziemlich  vorsichtig  gewesen  in  der  Bildung  neuer  deutscher  Worte, 
sie  hat  eine  ganze  Anzahl  althergebrachter  Kunstausdrücke  (z.B. 
Intervention,  Legitimation,  Regress  u.  A.)  geschont.  Dagegen 
ist  unser  neues  Recht  mit  einer  solchen  Strenge  gegen  die  fremd- 
sprachlichen Worte  vorgegangen,  dass  sich  eine  ganze  Reihe  von 
Fällen  ergeben  wird,  in  denen  die  deutschen  Wortbildungen  ihrer 
praktischen  Anwendung  in  der  lebendigen  Sprache  widerstreben 
werden.  Danach  ist  zu  befürchten,  dass  wir  auf  lange  Zeit 
hinaus  ein  doppelte  Terminologie  haben  werden,  eine  gesetzliche 
und  eine  im  Verkehr  (besonders  im  mündlichen)  der  Rechts- 
kundigen übliche. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat   beispielsweise   die  Cession 
durch  das  ja  auch  schon  früher  angewendete  Wort  „Abtretung" 
ersetzt,  was  an  sich  gewiss  eine  gute  Wortbildung  ist,  die  über- 
dies auch  ohne  Weiteres   verständlich  ist.     Damit  mussten  aber 
folgerichtig    auch    die   Ausdrücke  Cedent    und   Cessionar    fallen. 
Und  für  diese  bequemen  und  überdies   ganz  allgemein  gebräuch- 
lichen,   echt   technischen   Ausdrücke    giebt   es   keinen   Ersatz. 
Denn  der  „bisherige  Gläubiger"  und  der  „neue  Gläubiger"  sind 
keine  Kunstausdrücke,  sondern  Umschreibungen,  Definitionen  der 
bisherigen   Worte   und   überdies   ganz   farblos:    Die   Rechtslehre 
und  das  Verkehrsinteresse    (z.  B.  in  Urkunden)    verlangen    aber 
übereinstimmend  gebieterisch  bestimmte,  knappe,  technische 
Ausdrücke.     Die  lateinischen  Worte  werden   ohne  Zweifel   bei 
Juristen  und  im  Publikum  gang  und  gäbe  bleiben.    Die  Adoption 
18t,  wie  ja   auch   theilweise    schon    im   Preussischen   Landrecht, 
durch  „Annahme  an  Kindesstatt"  ersetzt.     Gewiss   eine  gute  — 
üebersetzung,  die  zwar  an  Stelle  eines  Wortes  deren  drei  setzt, 
indessen  doch  auch  allgemein  verständlich  ist,  obgleich  das  Wort 
n Adoption"    so    allgemein    bekannt    ist,    dass    es    ebenfalls    als 
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sprachliches  Gemeingut  angesehen  werden  kann.  Sollen  damit 
folgerichtig  auch  die  Ausdrücke  Adoptiveltern,  Adoptivvater  u.s.w. 
beseitigt  werden?  Das  Gesetz  spricht  vom  ^ Annehmenden ''. 
Man  sieht  hier  recht  deutlich  das  Farblose^  untechnische  solcher 
Wortbildungen.  Man  könnte  dabei  ebensogut  an  einen  —  „Accep- 
tauten"  denken.  Schon  das  Wort  „Adoption"  hatte  ohne  Weiteres 
den  Vorzug;  ein  rechtlicher  Terminus  schlechthin  zu  sein,  bei 
dem  auch  der  Laie  sich  stets  ein  Rechtsverhältniss  dachte, 
was  bei  dem  allgemein  klingenden  „Annahme  an  Kindesstatt" 
nicht  noth wendig  der  Fall  ist.  Sollen  wir  „Annahmevater", 
„Annahmeeltern"  bilden?  Wir  bezweifeln ^  dass  der  Verkehr 
diese  Wörter  acceptiren  wird.  In  solchen  Fällen,  wie  besonders 
bei  den  Ausdrücken  Cedent,  Cessionar  und  in  einigen  ähnlichen, 
hat  der  Gesetzgeber  offenbar  die  Verkehrsinteressen  einem  sprach- 
lichen Prinzip  geopfert,  dieselben  Verkehrsinteressen,  auf  die  er 
selbst  im  Uebrigen  so  viel  Rücksicht  nimmt,  so  dass  man  fast 
versucht  sein  könnte,  den  §  157  B.  G.-B.  dahin  zu  einer  Be- 
stimmung für  Gesetzgeber  umzuformen: 

„Gesetze  sind   so   abzufassen,   wie   die  Rücksicht  auf  die 
Verkehresitte  es  erfordert."  — 

Dass  das  Gesetz  sogar  versucht,  so  allgemein  im  Verkehr 
geläufige  Worte,  wie  „Bankier",  „Kurs"  und  gar  —  „Quittung* 
zu  umschreiben,  bezw.  zu  übersetzen,  ist  schon  mehrfach  als  gar 
zu  gewagt  getadelt  worden. 

Es  sei  nochmals  betont:  an  sich,  vom  rein  sprachlichen 
Gesichtspunkt,  ist  das  Bestreben,  die  juristischen  Fremdworte  zu 
beseitigen,  in  vollem  Masse  zu  billigen.  Aber  über  dieses 
sprachliche  Interesse  stellen  wir  für  die  Zwecke  der  Gesetz- 
gebung ein  höheres,  an  dem  das  erstere  seine  Schranken  finden 
muss,  selbst  wenn  wir  dies  vom  Standpunkte  der  Sprachreinbeit 
bedauern  sollten,  nämlich  die  Interessen  des  Verkehrs  und  (U^ 
Volksthümlichkeit  des  Rechts.  Das  Gesetz  muss  sich  unter  allen 
Umständen   der    Sprache    des    Verkehrs    und    der  Sprache 
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Volkes  anschliesseii;  sonst  entfremdet  es  sich  diesem  trotz  aller 
Verdeutschungen.  So  wenig  wie  bei  einem  Eisenbahnfahrplan 
oder  bei  einer  Betriebsordnung  der  Aesthetiker  oder  der  Philo- 
loge den  Ausschlag  zu  geben  haben,  sobald  es  sich  um  die  Inter- 
essen des  Verkehrs  handelt,  sowenig  darf  dies  bei  einem  Gesetz 
der  Fall  sein. 

Denn  in  erster  Linie  soll  das  Gesetz  allgemein  verständlich 
und  geeignet  sein,  yolksthümlich  zu  werden,  und  das  will  es  doch 
offenbar  auch  selbst.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  muss  es  sich 
aber  der  allgemein  üblichen  Sprache  des  Verkehrs  anschliessen  und 
darf  keine  sog.  Richtung  oder  Tendenz  auf  diesem  Gebiet  mit- 
machen, und  in  diesem  Sinne  verlangen  wir  an  der  Sprache  des 
Gesetzes  einen  gewissen  Konservativismus.  Die  Terminologie 
des  Gesetzes  ist  für  seine  Volksthümlichkeit  ein  überaus  wich- 
tiger Faktor.  Denn  an  den  technischen  Ausdrücken  macht 
sich  das  Volk  das  Recht  verständlich,  in  ihnen  verkörpern  sich 
iär  den  Laien  Recht  und  Rechtseinrichtungen.  Darum  hält  der 
Verkehr  und  das  Volk  auch  ziemHch  zähe  an  einmal  geläufigen 
und  praktischen  Ausdrücken  fest.  Es  ist  im  Allgemeinen  keines- 
wegs erwünscht,  wenn  die  gesetzgebenden  Gewalten  sich  Zeit- 
strömungen  irgendwelcher  Art  allzuschnell  anschliessen.  In  der 
Frage  der  rechtlichen  Kunstausdrücke  erleben  wir  sogar  das 
f^  seltene  Schauspiel,  dass  der  Gesetzgeber,  dessen  Aufgabe  das 
vorsichtige,  feinfühlige  Kodifiziren  des  in  der  Nation  vorhan- 
denen Rechtsgefühls  sein  soll,  sprachlich  der  Zeit  vorausschreitet, 
die  Bahnen  des  Verkehrslebens  anticipiren  will!  Das  war  bisher 
das  Vorrecht  der  Dichter  und  Schriftsteller,  der  „Jungen"  und 
jjJängsten"  in  der  Litteratur,  die  sich  um  kein  Verkehrsinteresse 
^  kümmern  brauchen. 

Und  in  der  That  lehrt  die  praktische  Erfahrung,  dass  das 
Volk  in  der  rechtlichen  Terminologie  einem  ziemlich  zähen  Kon- 
servativismus huldigt,  so  dass  jetzt  der  praktische  Verkehr  hinter 
der  vorauseilenden  Gesetzgebung  in  diesem  Punkte  zurückgeblieben 
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ist.     Wer  jemals  mit  den  breiteren  Schichten  des  Volkes,  soweit 
sie  mit  der  Rechtspflege  häufigere  Berührung  haben,  insbesondere 
in  ländlichen  Bezirken  und  in  kleinen  Städten,  amtlich   zu  thun 
gehabt  hat,  wird  diese  Beobachtung  bestätigt  finden.    Ausdrücke, 
die  längst  yergangenen  Abschnitten  der   Rechtsentwicklung  an- 
gehören, sind  noch  immer  lebendig.   Nur  sehr  langsam  und  sehr 
wählerisch  acceptirt  die  grosse  Masse  des  Volkes  neue  technische 
Ausdrücke  an  Stelle  der  althergebrachten.   Eine  andere  Beobach- 
tung macht  man  wieder   in   den  Mittelpunkten   des  Verkehrs,  in 
den  grossen  Städten,  in  den  Kreisen  des  Handels,  der  Industrie 
und   in   den  Kreisen   der  Rechtsanwälte.     Hier  herrschen   unter 
dem   Einfiuss   der  theoretischen   Rechtswissenschaft,   welche  die 
Anwälte  den  Interessenten  gegenüber  vermitteln,  häufig  technische 
Ausdrücke  vor,   die  der  wissenschaftlichen  Terminologie  ent- 
nommen sind.  Dazu  gehören  z.  B.  Ausdrücke  wie  „der  ExequendeS 
„frustra  excussus",   „der  Subhastat",  „der  Mandant",  sich  „con- 
tumaciren  lassen"  und  ähnliche.    Sie  entspringen  ersichtlich  dem 
Bedürfniss  nach  bezeichnender  Knappheit,  nach  Ausdrücken,  die 
ohne  Doppelsinn   bestimmte    rechtliche   Thatsachen,    Dinge   und 
Personen  charakterisiren ,    und  für  welche    die  deutsche  Sprache 
im  Stich  lässt. 

Die  Fülle  der  verschiedensten  Erscheinungen,  die  unser  viel- 
gestaltiges modernes  Kulturleben  hervorgerufen  hat,  setzt  oftmals 
—  nicht  nur  im  Recht  —  die  Sprachbildung  in  Verlegenheit.  Es 
ist  absolut  unmöglich,  für  Alles  neue  deutsche  Worte  zu  finden, 
und  wenn  wir  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  recht  verstehen,  so 
ist  dies  nicht  einmal  erwünscht.  Dem  Fremdwort  haftet  nun  ein- 
mal der  Klang  des  Technischen,  des  Speziellen,  des  Charakte- 
ristischen an,  und  nichts  prägt  sich  so  schnell  ein,  nichts  gewinnt 
so  schnell  in  den  weitesten  Schichten  Boden,  wie  ein  glücklich 
gewählter  fremdsprachlicher  terminus  technicus.  Das  zeigt  unser 
modernes  Kulturleben  überall.  Wir  wollen  hier  nur  ohne  jede 
Auswahl  eine  Anzahl  Worte  hersetzen,   die  diese  Tbatsache  be- 
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leuchten,  Worte,  die  in  kurzer  Zeit  allgemein  bekannt  geworden 
sind,   die   im    wahrsten  Sinne  technische,   bestimmte,  charakteri- 
stische Bedeutung  haben,   und   die  niemals   durch   eine  deutsche 
Wortbildung  hätten  ersetzt  werden  können.     Solche  Worte  sind 
z.B.  Influenza,  Bazillen,   Desinfiziren,  Automat,   Telephon  (das 
unglückliche  Wort  „Fernsprecher"  hört  man  nur  selten,  denn  die 
Verkehrsprache  ist  wählerisch!),  Phonograph,  Amateurphotograph, 
von  den   neuen   chemischen  Produkten,  wie  Antipyrin  u.  a.  und 
allbekannten  Giften,  wie  Alkohol,  Nikotin,  ganz  zu  geschweigen. 
Diese  Thatsache  hat  sich  das  moderne  Erfindungs-  und  Reklame- 
wesen vollständig  zu   Nutze   gemacht.     Wir  wollen    hier  keines 
dieser  „berühmten",  an  jeder  Anschlagsäule,  jeder  Strassenecke  an- 
gekündigten unfehlbaren  kosmetischen,  heilenden  und  ernährenden 
Mittel  nennen.     Ein  Blick  in  irgend  eine  grosse  Zeitung  genügt. 
Kein  Erfinder,  kein  gewiegter  Kaufmann,  der  ein  Vermögen  an 
die  Einführung  eines  neuen  Erzeugnisses  setzt,  wird  seinem  Pro- 
dukt einen  schwerfälligen  deutschen  Namen  geben.   Denn  einmal 
reicht  die  Sprache  dazu  bei  weitem  nicht  aus,  und  dann  weiss  er 
sehr   wohl,    dass   ein   gut   erfundener    fremdsprachlicher   Kunst- 
ausdruck oft  überraschend  schnell  sich  einbürgert,  wenn  er  wohl- 
klingend,  sprachHch   biegsam    und   kurz  ist.     Eine   schwerfallige 
deutsche  Umschreibung  würde  der  Einführung  geradezu  schaden. 
Und  diese  Leute   sind   natürlich  die   sorgfältigsten  und  feinsten 
Beobachter  des  Verkehrslebens  und  seiner  Bedürfnisse.   Manchem 
mag   dieses  Beispiel  vielleicht  nicht  passend  erscheinen,   er  wird 
meinen,  dass   eine  neue  Seife  oder  ein  neues  Mundwasser  denn 
doch   himmelweit  verschieden   ist  von   einem  Rechtsinstitut.    In- 
dessen wir  sprechen  hier  nur  von  der  Terminologie,  und  für  diese 
ist  ein  wichtiges  Erforderniss  die  Aufnahmefähigkeit  im  Verkehr, 
der  praktische  Verkehrszweck.    Und  in  diesen  Punkten  hat  jede, 
für    das    Publikum    bestimmte    Terminologie    dieselben    Gesetze, 
einerlei  um  was  es  sich  handelt.     Was  würde  nun   aber  ein  Er- 
finder sagen,  wenn  man  ihm   zumuthen  würde,    ein   unter   einem 
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^c^it  Fremdwort  allgemein  bekannt  gewordenes  Produkt  —  um- 
.tutüutVtt  und  ihm  einen  zwar  echt  deutschen,  aber  ungeläufigen, 
ttuii^'hmbenden,  schwerfalligen  Namen  zu  geben!  In  der  That 
uiH^  manclier  Gesetzgeber  die  Erfahrungen  auf  diesem  Gebiete 
U^  mudornen  Yerkehrslebens  einmal  studiren,  sie  bieten  ?iele 
iHhn'tHiHHnto  Winke  für  eine  volksthümliche  Terminologie. 

So  (lehen  wir  denn  auch,  dass  bei  anderen   grossen  Kultur- 
viilkt^rn  in  der  Terminologie  des  Rechts  vielfach  ein  strenger  Kon- 
»«»rvutivismus  herrscht.     In  Frankreich,   in  England  ist  die  juri- 
i«tiiioht)   Terminologie    seit   Jahrhunderten   im   Wesentlichen  un- 
voriiiidort  geblieben.     In  Frankreich,   wo  die  Terminologie  dem 
UttiiniMchen  Sprachschatz  entnommen  ist,  mag  dies  nicht  auffallen, 
WDun  man  die  nahe  Verwandtschaft  des  Französischen  mit  seiner 
liiioiniHchen   Muttersprache  in   Betracht  zieht.     Auffallender  ist 
iliDMur  Konservativismus  aber  in  England,  weil  man  hier  in  der 
Tlmt    von    einer   fremdsprachlichen    Terminologie    reden    kann. 
l)mu  die  englische  Rechtssprache   ist  jenem   sog.  ^law  French^ 
»ifitnommen,    einer  alterthümlichen   Mischung   von   Englisch  und 
KranzÖHisch,  die  ehedem  in  England  Gerichtssprache  war.  Manche 
lUt'k^r  dem    „law   French"  angehörenden   technischen  Ausdrücke 
mrid    dem   Laien   völlig   unverständlich,    einige  wenige  sind  all- 
lHhiitisitniH  Sprachgut  geworden.   Ein  Bestreben,  diese  Fremdworte 
/M  b#;«eitigen,  hat   sich  niemals  in  merklichem  Umfange  geltend 
pihtutu'\d.     Interessant  ist   diese  Thatsache  vor  Allem   gerade  in 
V,u^\ani\y   einem  Lande,   wo  der  Verkehr    und   seine   Interessen 
t\ht'\t  «tt^t«  in   erster  Linie   stehen.     Aber  diese  Thatsache  lehrt 
uuk   j'idenfalls  so   viel,   dass    die  Erhaltung  guter  und  ge- 
\iiuli^.(ir    Ausdrücke    des  Rechts  im   Interesse   des  Ver- 
kt'Uih  liegt. 

WuH  den  zweiten  Punkt  bei  der  Umwandlung  der  Termino- 
lfti(tt'^  anlangt,  die  grössere  Verständlichkeit  der  deutschen 
Whfitt  an  Stelle  der  Fremdworte,  so  ist  dieser  Punkt  schon  tbeil- 
wt'tki*  durch  die  Erörterungen  über  die  grosse  Verbreitung  und 
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völlige  Einbürgerung  gewisser  geläufiger  Kunstausdrücke  des 
Rechts  getro£fen.  Worte,  die  allgemein  im  Verkehr  üblich  sind, 
können  kaum  durch  neue  Worte  verständlicher  gemacht  werden, 
oft  ist  das  Gegentheil  der  Fall.  Wer  so  unwissend  ist,  dass  er 
nicht  weiss,  was  eine  ^Cession^,  ein  „Mandat^  ist,  dem  ist  auch 
mit  der  „Abtretung",  dem  „Auftrag"  nicht  geholfen.  Dann  ist 
es  aber  ein  völlig  verfehlter  Optimismus,  zu  glauben,  dass  der 
Laie  ein  Gesetz  darum  verstehen  kann,  weil  es  keine  Fremd- 
wörter enthält.  Das  gilt,  wenn  wir  beispielsweise  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  in^s  Auge  fassen,  nur  von  einigen  wenigen 
Materien-,  im  Allgemeinen  ist  die  Gesetzessprache,  die  ja  oft  dem 
Fachmann  selbst  die  grössten  Zweifel  erregt,  für  den  Nichtjuristen 
vielfach  völlig  unverständlich,  denn  darum,  weil  technische  Aus- 
drücke deutsch  wiedergegeben  sind,  ist  ihre  rechtliche  Bedeu- 
tung keineswegs  ohne  Weiteres  allgemein  fassbar.  Ein  charakteri- 
stisches Beispiel  dafür,  das  eines  gewissen  Humors  nicht  entbehrt, 
bot  mir  vor  einiger  Zeit  eine  (nichtjuristische)  Fachzeitschrift, 
deren  Herausgeber  (ein  Schriftsteller)  sich  bemüht  hatte,  über 
die  Rechte  des  Autors  an  einem  versandten  Manuskript  sich  zu 
informiren.  Er  hatte  deshalb  den  vierten  Titel  des  Sachenrechts 
im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  —  Ansprüche  aus  dem  Eigenthum 
—  studirt!  Sein  Resultat  war,  *dass  „aus  diesen  Bestimmungen 
absolut  nicht  klar  zu  werden  sei'*,  denn  „gerade  in  diesen  Para- 
graphen feiere  das  berüchtigte  Juristendeutsch  seine  schlimmsten 
Orgien".  Nun  kommt  in  dem  ganzen  Abschnitt  nicht  ein  einziges 
Fremdwort  vor,  und  vom  „Juristendeutsch"  kann  keine  Rede 
sein!  Die  Bestimmungen  sind  durchaus  klar  und  präzise  ge- 
fasst  —  für  den  Juristen!  Aber  dass  dem  Laien  dieser  ganze 
Abschnitt  ausserordentlich  schwer  verständlich  sein  muss,  ist 
ohne  Weiteres  klar.  Es  gehört  dazu  eben  die  Kenntniss  der 
Technik  des  Sachenrechts;  ob  diese  sich  in  deutschen  Aus- 
drücken giebt  oder  in  Fremdworteu,  ist  für  die  Terständlichkeit 
^«nig  erheblich. 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  8.  09 
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Fassen  wir  schlieslich  zusammen,  was  wir  als  Grundsätze  fir 
die  Terminologie  des  Rechts  und  der  Gesetzgebung  aofgesteSt 
wissen  wollen: 

Obenan  die  Interessen  des  praktischen  Verkehrs,  demnächst 
der  Grundsatz  der  Sprachreinheit.  Kein  überflüssiges  Fremd- 
wort. Aber  Schonung  guter  und  im  Verkehr  allgemein  üblicber 
Ausdrücke.  Keine  schwerfälligen  Umschreibungen,  wenn  m 
Fremdwort  verdeutscht  werden  soll,  sondern  wirkliche,  geläufige 
Worte.  Rücksichtnahme  auf  die  Sprache  des  Verkehrs,  der 
nicht  Vorschriften  gemacht  werden  sollen,  sondern  die  zu  kodi- 
fiziren  ist! 


I 
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Die  finnische  Frage. 

Ein  Gutachten. 


Der  seit  dem  Anfang  des  Jahres  1899  durch  die  An- 
dnungen  der  russischen  Regierung  in  Finnland  entstandene 
onflikt  hat  das  Interesse  ganz  Europas  erregt  und  seine  Auf- 
erksamkeit  auf  das  Rechtsverhältniss  zwischen  Russland  und 
nnland  gerichtet.  Auch  die  Unterzeichneten  sind  der  Meinung, 
SS  nicht  nur  die  politischen  Interessen  der  eigenthchen  Par- 
ien,  sondern  auch  Rechtsfragen  allgemeinster  Natur  und  ent- 
beidenden  Werthes  mit  einbegriffen  sind.  Desshalb  scheuen 
)  nicht,  nach  Erwägung  aller  Gründe  in  der  Form  eines  Kol- 
ttivgutachtens  ihr  ürtheil  über  die  Hauptfragen  zu  veröffent- 
hen. 

I. 

Erstens  ist  es  nach  ihrer  Ansicht  unzweifelhaft,  dass  Kaiser 
lexander  I.  nach  Finnlands  Eroberung  durch  die  russischen 
äffen  im  Jahre  1808  und  vor  Schwedens  formeller  Abtretung 
irch  den  Friedensschi uss  von  Frederikshamn  am  6. — 17.  Sep- 
oaber  1809  Finnland  nicht  nur  seine  früheren  privatrechtlichen 
esetze,  sondern  nicht  weniger  positiv  seine  politischen  Rechte 
'd  konstitutionellen  Einrichtungen  gewährt  und  zugesichert  hat. 
urch  diese  eigenmächtige  That  des  russischen  Alleinherrschers 
irden  u.  A.  die  schwedischen  konstitutionellen  Gesetze  vom 
^  August  1772  (Verfassung)  und  3.  April  1709  (Einheits-  und 

29* 
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Sicherheitsakte)  bestätigt;  welche  Schweden  inkl.  Finnland  eine 
beschränkt  monarchische  Verfassung  gewährt  und  die  gesetz- 
gebende Gewalt  dem  Monarchen  in  Uebereinstimmung  mit  den 
vier  Reichsständen;  im  Reichstag  vereinigt;  übertragen  hatten. 
Diese  Konstitution  war  es,  welche  im  Jahre  1809  auf  dem  Reichs- 
tag in  Borgo  —  auf  kaiserlichen  Befehl  durch  die  Stände  ge- 
wählt und  durch  ihn  persönlich  eröffnet  und  geschlossen  —  von 
beiden  Seiten  feierlich  bekräftigt  und  für  den  Kaiser  und  seine 
Nachfolger  verbindlich  erklärt  wurde.  Vollständig  erwiesen 
wird  dies: 

1. Durch  den  Text  der  Versicherungsakte  v.  16.(27.)März 
1809,  eigenhändig  von  Alexander  I.  unterzeichnet;  welche  „die 
Religion  und  Grundgesetze  des  Landes  sammt  den  Privilegien 
und  Rechten,  welche  ein  jeder  Stand  im  erwähnten  Grossfürsten- 
thum  für  sich  und  alle  dessen  Einwohner  überhaupt,  sowohl  hohe 
als  geringe,  gemäss  der  Konstitution  genossen  haben,  unverrückt 
in  ihrer  vollen  Kraft  zu  bewahren"  gelobt  und  die  zugleich  bestätigt 
wird  durch  die  bei  der  Eröffnung  des  Landtages  am  folgenden 
Tag  vom  Kaiser  buchstäblich  gesprochenen  Worte:  „J'ai  promis 
de  maintenir  votre  Constitution,  vos  lois  fondamentales ;  votre 
reunion  ici  vous  garantit  ma  promesse",  welcher  Ausdruck  in 
anderen  kaiserlichen  Reden  und  Bekanntmachungen  jener  Tage 
fast  wörtlich  wiederholt  wird. 

2.  Durch  die  politischen  Verhältnisse,  unter  welchen 
die  Versicherungsakte  und  die  erwähnten  Erklärungen  entstanden. 
Aus  diesen  ergiebt  sich  der  selbstbewusste  und  nachdrückliche 
Wille  des  Kaisers,  Finnland  nicht  nur  durch  die  Waffen,  viel- 
mehr durch  eine  freisinnige  Politik  für  seine  Krone  zu  gewinnen, 
weil  Russlands  Interesse  Finnlands  Befriedigung  vor  Schwedens 
formeller  Abtretung  erforderte,  um  alle  Kräfte  des  Reiches  wider 
die  Türken  zu  vereinigen  und  bei  eventuellen  Verwickelungen 
mit  Westeuropa  im  Xorden  ein  festes  Bollwerk  zu  errichten;  das 
Eine    wie    das  Andere    in    vollkommener  Uebereinstimmung  iß^^ 


—     437     — 

len  traditionellen  Tendenzen  der  russischen  Machthaber,  wie  die 
ruberen  Bemühungen  unter  Elisabeth  1742  und  unter  Katha- 
rina II.  1786,  —  Finnland  durch  Vorspiegelung  der  Unabhängig- 
leit  unter  russischem  Schutz  zum  Abfall  von  Schweden  zu  über- 
reden, —  unzweideutig  zeigen. 

3.  Durch  die  Gesinnung  und  den  Charakter  AI  exander 's  L, 
Jessen  liberale  Neigungen  gerade  damals  stark  hervortraten  und 
wiederholt  ausgesprochen  wurden;  da  sein  empfänglicher  und 
hochherziger  Sinn  die  Vermutung  der  Heuchelei  und  des  Be- 
:ruges  unbedingt  ausschliessen  muss.    Zum  Belege  dienen: 

a)  Alexander's  Antwort  auf  den  Huldigungseid  der  Stände 
m  Reichstag  zu  Borgo  am  17.  März  1809:  „en  leur  promettant 
ie  maintenir  leur  religion,  leurs  lois  fondamentales,  j'ai  voulu 
eur  montrer  le  prix  que  j'attache  aux  sentiments  de  la  con- 
lance  et  de  Tamour." 

b)  Das  Manifest  d.  d.  15.  März  1810,  in  dem  Alexander 
an  seinen  Entschluss,  Finnland  als  freies  Volk  zu  regieren,  er- 
innert und  die  verschiedenen  Anordnungen  betont,  welche  ge- 
eignet sind,  das  finnische  Volk  von  dem  aufrichtigen  Wunsche 
ies  Kaisers,  Finnlands  politisches  Dasein  zu  begründen,  zu 
versichern. 

c)  Das  geheime  Reskript  d.  d.  14.  Sept.  1810  an  den  neuen 
Statthalter,  den  Grafen  Steinheil,  in  welchem  Alexander  nach- 
^cklich  betont,  Finnlands  politische  Existenz  sichern  zu  wollen 
Jcl  desshalb  nicht  nur  die  bürgerlichen,  sondern  auch  die  politi- 
^^n  Rechte  bestätigt  zu  haben;  „damit  sie  nicht  meinen,  Russ- 
^d  unterworfen  zu  sein,  sondern  damit  vereinigt  durch  eigene 
-ixbare  Interessen". 

d)  Das  Dekret  d.  d.  11.  Dezember  1811,  das  die  Vereinigung 
^  längst  von  Rnssland  erworbenen  Provinz  Wiborg  mit  dem 
'Ossfürstenthum  Finnland  herstellt,  damit  die  Bewohner  dieser 
^  vinz  zugleich  der  Rechte  und  Privilegien,  welche  die  finnische 
-t'fassung  gewährt,  theilhaft  werden. 


—     438     — 

4.  Durch diespäterenRegierungshaiidlungen  Alexander' 
welche  deutlich  zeigen^  dass  er  nicht  allein  seinen  Versprechung! 
gewissenhaft  Folge  leistete,  sondern  auch  sorgfältig  darauf  sa 
dass  keine  ungenauen  Ausdrücke  die  richtige  Stellung  Finnland 
in  Frage  stellen  könnten.  Er  gab  sofort  seinem  Statthalter  t( 
Finnland  einen  Regierungs-  oder  Yerwaltungsrath  an  die  Seit 
der  nur  aus  finnländischen  Mitgliedern  zusammengestellt  war  ui 
einige  Jahre  später  nach  dem  Vorbild  der  gleichartigen  Ve 
waltungskörper  im  Kaiserreich  Russland  und  im  Königreich  Poh 
den  Amtstitel  ^Kaiserlicher  Senat  von  Finnland"  erhielt.  (Dekr 
d.  d.  9.  Febr.  1816.)  Behufs  seiner  persönlichen  Kenntnissnahn 
von  allen  an  ihn  als  Grossfürsten  gelangenden  Vorschlägen  der  fii 
nischen  Verwaltung  lehnte  er  ausdrücklich  die  Vermittlur 
seiner  russischen  Minister  ab  und  setzte  in  St.  Petersburg  ei 
eigenes  Departement  für  Finnland  ein  unter  einem  Ministe 
Staatssekretär  nebst  einer  besonderen  Kommission  finnisch( 
Staatsangehöriger  zur  Untersuchung  und  Vorbereitung  der  B< 
fugnisse,  welche  die  Konstitution  dem  Grossfürsten  gewährt« 
Höchsteigenhändig  strich  er  in  einem  Dekretentwurf,  der  dj 
Grossfürstenthum  als  „incorpore  h.  notre  empire"  bezeichnet 
diese  Worte,  weil  er  das  Land  nicht  wie  eine  Provinz  ansal 
sondern  als  einen  Staat  anerkannte. 

5.  Schliesslich  durch  die  feierliche  unbedingte  Bestäti 
gung  der  von  Alexander  I.  gewährten  Rechte  seitens  aller  seine 
Nachfolger  beim  Regierungsantritt.  Wohl  war  dieser  Kaiser  meb 
als  jener  der  allmählichen  friedlichen  Entwickelung  der  konstitutic 
neuen  Prinzipien  und  der  Mitwirkung  des  Reichstages  zur  Ver 
besserung  der  Gesetzgebung  gewogen,  jedoch  keiner  unter  ihnei 
traf  Massregeln  im  Widerspruch  mit  den  feierlich  verbürgte] 
konstitutionellen  Rechten.  Ueberaus  merkwürdig  ist  namentlicl 
die  Rede,  mit  der  Alexander  II.  im  Jahre  1863  den  Reichstai 
eröffnete.  Nach  der  Bestätigung  der  verfassungsmässigen  Grund- 
sätze erklärte  er  unter  Mitwirkung  der  Stände  einige  konstitutio- 
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nelle  BestimmuDgen  ergänzen  und  verbessern  zu  wollen;  fortan 
ohne  ihre  Zustimmung  keine  weiteren  Anleihen  auf  Rechnung 
von  Finnland  zu  schüessen;  endlich  den  Ständen  das  Recht  der 
Initiative  mit  Ausnahme  zu  Verfassungsänderungen  gewähren  zu 
wollen.  Demzufolge  bekräftigte  er  am  14.  Mai  1867  ein  neues 
Reicbstagsgesetz,  das  auf  seine  Initiative  hin  vom  Reichstag 
Totirt  worden  ist.  Es  enthält  eine  wichtige  Ausdehnung  der 
konstitutionellen  Gesetze  des  18.  Jahrhunderts  und  bildet  mit 
diesen  die  verfassungsmässige  Grundlage  des  heutigen  Rechts- 
zustandes in  Finnland. 

II. 
Da  nun  die  Thaten  und  Gesinnungen  des  Kaisers  Alexander  I. 
bei  der  Gründung  des  gegenwärtigen  Verfassungs-Rechtszustandes 
Pinnlands  jedem  Zweifel  entzogen  sind,  so  ist  es  zweitens  noth- 
wendig,  dieses  Verhältniss  selbst  näher  in's  Auge  zu  fassen  und 
genau  zu  bestimmen: 

1.  Welchen  staatsrechtlichen  Charakter  hat  Finnland  selbst? 

2.  In  welchem  Rechtsverhältniss  steht  es  zu  Russland? 

Ad  1.  Die  Frage,  ob  Finnland  eine  Provinz  oder  ein 
Staat  genannt  werden  muss,  ist  keineswegs  ein  blosses  Spiel  mit 
Worten,  sondern  eine  Frage  von  grosser  praktischer  Tragweite. 
Erstens  muss  hervorgehoben  werden,  dass  Alexander  I.  selbst 
nicht  gescheut  hat,  Finnland  mit  dem  Namen  „Staat"  zu  be- 
zeichnen; so  z.  B.  in  einem  Reglement  vom  6.  Aug.  1809  zur 
Einsetzung  eines  Regierungsrathes :  „en  considerant  qu'une  ad- 
ministration  generale  ne  manquera  pas  d'exercer  la  plus  salutaire 
influence  sur  le  bien-etre  de  l'Etat."  Ebenso  erklärte  Alexander's 
vertrauter  Rathgeber  Speranski,  erster  Staatssekretär  für  Finn- 
land, unumwunden:  „Finnland  ist  ein  Staat  (gosudarstvo),  keine 
Provinz  (gubernia)".  —  Wichtiger  noch  sind  aber  die  Beweise, 
welche  einer  genauen  Analyse  der  positiv-rechtlichen  Vorschriften 
^nd  faktischen  Verhältnisse  entnommen  sind.  Denn  bei  der  schwan- 
kenden Terminologie  verbürgt  das  Wort  „Staat"  keineswegs  das 
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wirkliche  Vorhandensein  eines  Staatswesens.  Man  beachte  z.  B. 
die  Staaten  eines  Bundesstaates  oder  Bundesreiches,  welche  bei 
einer  eingehenden  Prüfung  der  wesentlichen  Rechtsverhältnisse 
vielmehr  als  Provinzen  denn  als  Staaten  sich  erweisen.  Nähere 
Untersuchung  lehrt  hier  Folgendes: 

Finnland  hat  sein  eigenes  Gebiet,  welches  genau  begrenzt 
ist  und  im  Jahre  1812  durch  Zurückerstattung  einer  früher  an 
Russland  abgetretenen  Provinz,  Wiborg,  erweitert  und  abgerundet 
ward. 

Finnland  hat  sein  eigenes  Volk,  theils  finnischer,  theils  skan- 
dinavischer Herkunft,  das  nicht  nur  ein  eigenthümliches  nationales 
Gepräge,  sondern  auch  einen  selbständigen  Staatsangehörigkeits- 
verband bildet,    dem   man   entweder   durch   Geburt   oder   durck 
Naturalisation  angehört. 

Finnland    hat    seine    eigene   Verfassung    und    bildet   eine 
beschränkte    Monarchie,    in    welcher    der    Fürst    eine    Stände- 
vertretung nach  gesetzlichen  Grundsätzen  neben  sich  hat,  deren 
Mitwirkung  für  die  Gesetzgebung  in  inneren  Angelegenheiten  er- 
fordert wird. 

Finnland  hat  also  eigene  Gesetze,  welche  theils  schwedi- 
schen Ursprungs  sind  und  seiner  Vereinigung  mit  Russland  vor- 
hergehen, theils  Ergebnisse  einer  späteren  Zusammenwirkung 
zwischen  Regierung  und  Ständen  sind. 

Finnland  hat  eigene  Regierungsorgane,  nämlich:  einen 
Grossfürsten,  der  zugleich  Kaiser  von  Russland  ist  und  die 
Regierung  durch  einen  Staatssekretär  für  Finnland  führt.  Er 
wird  im  Lande  selbst  vertreten  durch  seinen  Statthalter,  den 
Generalgouverneur  mit  dem  aus  Einheimischen,  Finnländern,  be- 
stehenden Senate,  welcher  die  höchste  politische  und  administra- 
tive Gewalt  ausübt  und  die  provinziale  und  kommunale  Ver- 
waltung kontrollirt. 

Finnland  ist  also  ein  selbständiger  öffentlichrechtlicher  Körper, 
dessengleichen    man   in   anderen    Theilen    Europas    kaum    finden 
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wird.    Es  ist  in  manchen  Hinsichten  verschieden  von  der  recht- 
lichen Stellung  einer  Provinz,  selbst  in  denjenigen  Staaten,  welche 
ihren  Theilen  den  höchsten  Grad  der  Autonomie  zuerkennen.  Den- 
noch scheint  der  Unterschied  blos  graduell,  weil  man  die  meisten 
erwähnten  Kennzeichen   auch  mehr  oder  weniger  in  einer  auto- 
nomen Provinz  finden  kann.  Auch  diese  hat  ein  bestimmtes  Gebiet, 
eigene  Insassen,  eine  verhältnissmässig  selbstständige  Verwaltung 
mit  eigener  Verordnungsgewalt  und  selbstständigen  Organen.  — 
Es  giebt   aber  einen   prinzipiellen  Unterschied,  der  absolut  ver- 
bietet,   Finnland  als  Provinz   zu  betrachten.     In    einer  Provinz, 
sogar  mit  dem  höchsten  Grad  der  Autonomie  bekleidet,   ist  die 
I^rovinzialgewalt,  entweder  in  Gesetzgebung  oder  Verwaltung,  nie 
die  höchste  oder  Obergewalt,    sondern  die  Central-  oder  Reichs- 
gewalt übt  selbst  unmittelbar  eine  höhere,  d.  i.  eine  mit  stärkeren 
Zwangsmitteln    ausgerüstete  Macht  über   die  Einwohner  aus;  in 
Fällen  des  Widerspruchs   oder   sogar  des  Zweifels  schulden  die 
Einwohner  der  letzteren  höheren  Gewalt  einen  höheren  Grad  des 
Gehorsams  und  können  von  der  niederen  an  die  höhere  appelliren. 
Dieses  ist  nun  in  Finnland  ausgeschlossen.    Den  höchsten 
Grad  der  Verpflichtbarkeit  besitzt  daselbst  das  Gesetz,  entstanden 
aus  der  Uebereinstimmung  zwischen  dem  Kaiser-Grossfürsten  und 
dem  Reichstag.     Keine  weltliche  Macht   kann   es,   falls  nicht  in 
gleicherweise  geändert  oder  aufgehoben,  entkräften  oder  auflösen. 
Zwar  ist  dieser  höchste  Gesetzgeber  Verpflichtungen  unterworfen, 
die  dem  eigenthümlichen  Verhältnisse  entspringen,  das  zwischen 
Bassland  und  Finnland  besteht,  aber  diese  Verpflichtungen  können 
Die  den  Unterthan  verbinden,  wenn  sie  nicht  von  seiner  recht- 
^sigen    Regierung    anerkannt    und    in    bindender   Form    vor- 
schrieben worden  sind.    Einige  sprechen  diese  Wahrheit  aus  in 
dem  Satz,  dass  Finnland  selbst  Subjekt  der  Staatsgewalt  ist.   Den 
Unterzeichneten   scheint   es  aber  genauer   und  einfacher,    zu  be- 
'^upten,   dass  für  die  Einwohner  keine  andere  rechtlichen  Ver- 
pflichtungen  bestehen,    als   diejenige,    welche   aus   regelmässigen 
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finnischen  Gesetzen  und  entsprechenden,  von  finnischen  Autoritätei 
ausgefertigten  Befehlen  herrühren. 

Wenn  darum  Finnland  weder  Provinz  noch  Staatsthei 
heissen  kann,  bleibt  nur  übrig,  dass  es  selbst  einen  Staat  ode 
ein  Ganzes  bildet.  Freilich  findet  diese  Behauptung  keine  Gnad 
in  den  Augen  derer,  die  die  Souveränetät  oder  international 
Unabhängigkeit  als  Merkmal  des  Staates  betrachten ;  denn  dies 
letzte  fehlt  Finnland  zweifelsohne.  Männer  wie  Seydel,  LASSKii 
Zorn  und  viele  andere  sprechen  desshalb  Finnland  den  Staate 
Charakter  unbedingt  ab.  Man  kann  aber  auch  mit  Labane 
Jellinek,  Brie  und  einer  nicht  kleineren  Zahl  anderer  Publi 
zisten  die  Meinung  vertreten,  dass  zwar  die  Souveränetät  ein- 
höchst  wichtige  Eigenschaft  der  meisten  Staaten  ist  —  eine  Eigen 
Schaft,  welche  ihre  Stellung  im  internationalen  Rechte  bestimmt  — 
dass  sie  aber  doch  keineswegs  ein  nothwendiges  Erfordernisj 
sei,    um   als  Staat  anerkannt  und  behandelt  zu  werden. 

Auch  auf  diesem  Standpunkt  besteht  aber  keine  Einstimmig- 
keit   über  Finnlands  wahre  Rechtsstellung.     Unter  Andern  ver- 
neint Jellinek  Finnlands  Staatscharakter,    weil    es   durch  Er- 
oberung und  desshalb  durch  Vernichtung  der  früheren  Staats- 
gewalt unter  Russlands  Herrschaft  gerathen  und  keineswegs  ver- 
tragsmässig  mit  Russland  verbunden  ist.     Auch   ohne  Rücksiebt 
zu    nehmen    auf    die    hier    unterlaufenen    Ungenauigkeiten   der 
geschichtlichen    Darstellung    sind    die    Unterzeichneten    der  An- 
sicht,  dass  nicht  die  Weise  der  Entstehung,   sondern   die  Natur 
des  Rechtsverhältnisses  selbst  entscheidet  und  dass  dieses  letztere 
nicht  ausschliesslich  aus  einem  internationalen  Vertrage  entsteht. 
In  einer  späteren  Arbeit  von  1896  (y,Ueber  Staatsfragraente")  lässt 
dieser  gründliche  Kenner  der  verwickeltsten  Staatseinrichtungen 
seine  früheren  Ansichten   fahren,   spricht  jedoch  abermals  Finn- 
land den  Staatscharakter  ab,   weil   seine  Verfassung  keine  selb- 
ständige monarchische  Staatsgewalt,  welche  nicht  schon  in  einer 
anderen    Krone    einbegrififen    wäre,    kennt.     Auch    dieser  Grün« 
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scheint  aber  [den  Unterzeichneten  nicht  genügend,  da  die  un- 
trennbareJEinheit  der  monarchischen  Gewalt  in  einer  einzelnen 
Krone  auch  für  mehrere  Staaten  ein  wesentUches  Merkmal  der 
wohlbekannten  und  später  zu  erwähnenden  Realunion  bildet, 
und  die  stillschweigend  vorausgesetzte  Rechtsgleichheit  der  ver- 
bundenen Staaten  keineswegs  ein  essentielles  Kennzeichen  ihrer 
Vereinigung  ausmacht.  Die  doppelte  Qualität,  verbunden  in 
der  einzigen  Krone,  hingegen  ist,  wie  erwähnt,  immer  genau 
beobachtet. 

Aus  den  genannten  Gründen  mag  nach  dem  Ilrtheil  der 
Unterzeichneten  gefolgert  werden,  dass  Finnland  keine  Provinz, 
sondern  ein  Staat  genannt  werden  muss,  ein  Staat,  dessen  inter- 
nationale Rechtsstellung  eine  nähere  Untersuchung  erfordert. 

Ad  2.  Ueberaus  wichtig  ist  hiefür  das  wahre  Rechtsverhält- 
niss  der  Vereinigung  zwischen  Russland  und  Finnland. 

Aus  den  Urkunden  und  Ereignissen  im  Anfang  des  19.  Jahrb. 
erhellt  unbedenklich,  dass  Finnland  jure  et  facto  für  immer  mit 
dem  russischen  Reiche  verbunden  ward  und  demnach  mit  ihm 
eine  völkerrechtliche  Einheit  bildet.  Eine  Personalunion,  welche 
zeitlich  und  zufällig  zwei  Kronen  auf  einem  Haupte  vereinigt, 
ist  also  unbedingt  ausgeschlossen.  Kein  bedeutender  finnischer 
Schriftsteller,  sogar  nicht  die  Stände,  haben  dies  je  behauptet. 
Weniger  noch  ist  hier  die  Konstruktion  des  Staatenbundes  oder 
des  Bundesstaates  anwendbar,  weil  diese  ungeachtet  ihrer  grossen 
unterschiede  das  gemein  haben,  dass  hier  eine  freiwillige  Ueber- 
einkunft  der  Mitglieder  vorangeht  und  die  hieraus  hervorgehen- 
den Folgen  sich  in  ihrer  inneren  Einrichtung  dauerhaft  offen- 
baren. Besser  begründet  ist  die  Ansicht,  dass  Russland  und 
Pinnland  eine  Realunion  bilden,  in  der  zwei  Staaten  verfassungs- 
öiässig  dasselbe  Staatshaupt  haben  und  demnach  gemeinschaft- 
liche Interessen  von  gemeinschaftlichen  Organen  besorgt  werden. 
Obgleich  viele  finnische  und  andere  Juristen,  wie  Mechelin, 
PiLosoFOFF,   Engelmann,   Brie  u.  s.  w.   diese   Meinung  theilen. 
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haben  die  Unterzeichneten  auch  wider  diese  Auffassung  gewichtige 
Bedenken. 

a)  Weil  die  Realunion  überall,  wo  ihr  Dasein  unzweifelhaft 
feststeht,  ihren  Ursprung  in  einem  Uebereinkommen  der  Kontra- 
henten oder  Mitglieder  findet;  in  einem  Uebereinkommen,  das 
zwar  manchmal  dem  Einfluss  internationaler  Ereignisse  entspringt, 
aber  dennoch  die  gegenseitige  freiwillige  Zusammenwirkung  der 
Kontrahenten  voraussetzt.  Die  Vereinigung  Finnlands  mit  Russ- 
land mag  beiderseits  scheinbar  freiwillig  entstanden  sein,  thatsäch- 
lich  hatten  die  finnländischen  Stände  1808  dem  russischen  Sieger 
gegenüber  keine  Wahl  und  es  wurzelt  somit  die  Vereinigung  nicht 
in  einem  völkerrechtlichen  Vertrage,  sondern  in  dem  einseitigen 
Willen  des  russischen  Kaisers.  Diese  Erwägung  ist  aber  nicht 
entscheidend,  weil  nicht  die  Weise  der  Entstehung,  sondern  die 
Natur  des  Rechtsverhältnisses  die  rechtliche  Stellung  bestimmt.  Ein 
stärkeres  Bedenken  entlehnen  die  Unterzeichneten  desshalb  einem 
zweiten  Einwurf  wider  die  Voraussetzung  einer  Realunion. 

b)  Die  Realunion  erfordert  Rechtsgleichheit  der  Theile  und 
diese  fehlt  hier  überhaupt.  Das  ungeheure  faktische  Ueber- 
gewicht  Russlands  wird  de  jure  anerkannt  und  bestätigt.  Die 
Kaiserkrone  Russlands  schliesst  die  grossfürstliche  Krone  Finn- 
lands ein  und  wird  nach  russischem  zugleich  für  Finnland  gül- 
tigem Thronfolgerechte  ererbt.  Die  auswärtigen  Angelegenheiten 
ruhen  unbedingt  in  den  Händen  der  russischen  Regierung  und 
werden  ohne  einige  Mitwirkung  der  besonderen  finnischen  Or- 
gane verwaltet.  Russland  hat  ein  unbeschränktes  Recht  der 
militärischen  Vertheidigung  und  Besetzung  des  finnländischen  Ge- 
bietes. Es  darf  endlich  Finnlands  verhältnissmässige  Mitwirkung 
zur  gemeinschaftlichen  Aufrechterhaltung  der  internationalen 
Stellung  und  Rechte  des  Reiches  beanspruchen. 

Scheint  also  diese  unleugbare  Rechtsungleichheit  noch  mehr  als 
die  eigenthümliche  Entstehung  der  Vereinigung  Finnlands  mit  Russ- 
land den  Gedanken  einer  Realunion  zu  beseitigen,  so  besteht  dennoch 
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unstreitig  ein  sehr  enges  Band  zwischen  beiden  Ländern,  welches 
ein  besonderes  Auftreten  im  internationalen  Verkehr,  also  im  inter- 
nationalen Rechte  ausschliesst.  Staatsrechtlich  zwei,  bilden  sie  völker- 
rechthch  eine  einzige  Person  oder  Rechtssubjekt.  Dieses  war 
offenbar  die  ausschHessHche  Bedeutung  des  Friedensschlusses  von 
Frederikshamn,  in  dem  Schweden  alle  Ansprüche  auf  seine  ehe- 
maligen finnischen  Provinzen  abtrat,  ^qui  appartiendront  desor- 
mais  en  toute  propriete  et  souverainete  ä  Tempire  de  Russie  et 
lui  restent  incorpores".  Völkerrechtlich  gehörte  künftig  Finn- 
land zu  Russland.  Es  ward  damit  für  immer  vereinigt,  sogar 
einverleibt;  nach  internationalem  Rechte  würde  es  nie  als  etwas 
Anderes  denn  als  ein  integrirender  Theil  des  russischen  Staates, 
des  alleinigen  Subjekts  der  Rechte  gelten  können. 

Das  Vorhergehende  zusammenfassend  gelangt  man  zur 
Scblussfolge,  dass  das  russische  Reich  ein  zusammengesetzter 
Staat  ist,  der  völkerrechtlich  ein  einziges  untheilbares  inter- 
nationales Rechtssubjekt  bildet,  staatsrechtlich  aber  aus  zwei 
ungleichen  Theilen  besteht,  die  unter  einer  Krone  vereint  jeder 
nach  eigenen  Gesetzen  und  Anordnungen  verwaltet  wird, 
und  wo  überdies  der  eine  Theil  zugleich  das  ausschliessHche 
Recht  besitzt,  den  zusammengesetzten  Staat  als  Rechtsperson  zu 
vertreten  und  seine  internationalen  Interessen  zu  besorgen  und 
zu  erhalten. 

III. 

Die  dritte  und  letzte  Frage,  welche  Folgen  aus  dem  be- 
stehenden Rechtsverhältniss  entstehen  und  in  welcher  Art  dieses 
Verhältniss  geändert  werden  kann,  bietet  keine  grosse  Schwierig- 
keit dar.  Es  versteht  sich  ja  doch,  dass  das  Verhältniss  zwi- 
schen Russland  und  Finnland  völkerrechtlich  als  eine  rein  innere 
Angelegenheit  aufzufassen  ist,  mit  der  fremde  Staaten  nichts  zu 
schaffen  haben.  Hätte  Schweden  beim  Friedensschluss  von  1809 
hinsichtlich  Finnlands  staatsrechtlicher  Stellung  einen  Vorbehalt 
getroffen,  so  wäre  die  Geltendmachung  dieses  Vorbehalts  minde- 
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stens  diesem  Staate  gegenüber  völkerrechtlich  begründet.  £ 
zeigte  sich  jedoch,  dass  dieses  nicht  geschah,  sogar  kraft  d( 
ausdrücklichen  Wunsches  des  Kaisers,  der  wiederholt  erklärte,  d 
finnischen  Angelegenheiten  definitiv  regeln  zu  wollen  ohne  Eii 
mischung  des  früheren  Souveräns  oder  irgend  einer  fremden  R< 
gierung.  Graf  Rumjantsof,  der  die  Unterhandlungen  fuhrt 
schrieb  an  Alexander:  „Mon  principe  etait  de  montrer  voti 
Majest^  comme  maitre  de  Finlande  avant  le  traite."  Wen 
also  kein  redlicher  Zweifel  gehegt  werden  mag  an  der  Unzi 
lässigkeit  internationaler  Bemühungen  und  an  der  Abwesenhei 
völkerrechtlicher  Sanktion,  staatsrechtlich  ist  das  Rechtsband  vei 
pflichtend  und  keiner  einseitigen  oder  eigenmächtigen  Aenderani 
oder  Aufhebung  unterworfen.  Die  dauernde  verbindende  Kraf 
des  thatsächlichen  Verhältnisses  erfordert  zwar  keine  Unab- 
änderlichkeit, aber  die  Aenderung  kann  nur  zu  Stande  kommen 
in  gleicher  Weise  wie  der  heutige  Zustand  entstand,  und  den  da- 
mals gesetzten  Regeln  entsprechend.  Demzufolge  ist  ein  Vor- 
schlag zur  Verfassungsänderung,  wofern  aus  der  Initiative  des 
Kaisers  hervorgegangen,  vollkommen  gesetzmässig.  Wird  er  durch 
die  Stände  ordentlich  untersucht  und  votirt,  so  wird  der  Ent- 
wurf, vom  Grossfürsten  bestätigt,  an  die  Stelle  des  jetzigen  In 
halts  treten.  Wenn  dieses  aber  noch  nicht  auf  gesetzlichem 
Wege  gelungen  ist,  muss  die  bestehende  Staatseinrichtunf 
anerkannt  und  müssen  ihre  Vorschriften  pünktlich  befolgt  werden 
Darum  ist  das  Manifest  vom  15.  Febr.  1899,  welches  mehrere,  von 
Kaiser  näher  zu  bezeichnende  Angelegenheiten  als  gemeinschaft 
liehe  Interessen  dem  Bereiche  der  Verfassung  entzieht  und  eigen 
mächtig  der  ausschliesslichen  Befugniss  der  kaiserlicher 
Regierung  unterwirft,  in  offenbarem  Widerspruch  mi 
den  im  Jahre  1809  ausdrücklich  Finnland  gewährten  un< 
später  wiederholt  bestätigten  konstitutionellen  Rechten 
Die  Unterzeichneten  wollen  nicht  glauben,  dass  die  wieder 
holten  feierlichen  Gelübde  russischer  Kaiser,  nachdrücklich 
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bestätigt  bei  jeder  Thronfolge,  dem  Irrthum  und  Dünkel  frevel- 
haft unterliegen  werden;  dass  die  konstitutionellen  Rechte  eines 
zwar  kleinen,   aber  hochbegabten  Kulturvolkes,   welche  dankbar 
in  Empfang  genommen,    fast    ängstlich  gepflegt   und   hochherzig 
vertheidigt  wurden,    verurtheilt    sind,    durch    Uebermacht    und 
Herrschsucht  vernichtet  zu  werden.     Sie  hegen  vielmehr  das  Zu- 
trauen, dass  ein  Rechtsverhältniss,  welches  fast  ein  Jahrhundert 
hindurch  den  natürlichen  Ergebnissen  und  der  faktischen  Sachlage 
entsprach  und    zur   gegenseitigen  Förderung    der   ökonomischen 
und  politischen  Interessen  beider  Länder  beitrug,  auch  den  An- 
strengungen derer  widerstehen  wird,  die  im  Interesse  der  Einheit 
den  Werth  der  Verschiedenartigkeit  übersehen  und  desshalb  ver- 
gessen, dass  die  wesentliche  Kraft  und  das  wahre  Wohlsein  eines 
Ganzen  viel  mehr   durch  die  selbständige  Entfaltung  seiner  ver- 
schiedenen Bestandtheile   als   durch   eine  finstere    Unterwerfung 
anter  ein  einförmiges  Verwaltungssystem  gefördert  und  ge- 
sichert werden. 
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Quellen  und  Entscheidungen. 


Die  Reform  der  ünfallversicherungsgesetzgebimg 

und  die  Praxis. 

Von 

Regierun gsrath  Wengler,  Schiedsgerichtsvorsitzender  in  Leipzig. 


Es  wird  nicht  zuviel  behauptet  sein,  wenn  ich  sage,  dass  di^ 
jenigen,  welche  bisher  zu  der  bestehenden  Unfallversicherungsgeseti- 
gebung  je  nach  ihrer  beruflichen  Stellung  in  nähere  oder  entfern- 
tere Beziehungen  getreten  sind,  die  Ueberzeugung  gewonnen  haben, 
dieser  Theil  unserer  deutschen  sozialpolitischen  Gesetzgebung 
sei  der  in  sich  am  geschlossenste  und  am  meisten  abgerundete, 
gewiss  ein  Hauptgrund  dafür,  dass  gerade  die  öffentliche  Unfall- 
versicherung von  allen  drei  grossen  Zweigen  der  Arbeiterversiche- 
rung am  längsten  ohne  gesetzliche  Abänderungen  bestanden  hat. 
Aber  auch  sie  hat  ihrem  Verhängnisse  nicht  entgehen  können; 
auch  sie  ist  nun  von  der  eigenthümlichen  Nervosität  in  der 
Gesetzgebung  ergriffen  und  auf  Grund  „praktischer  Erfahrungen 
und  hervorgetretener  Bedürfnisse"  abgeändert  worden.  Ein  Ver- 
such hierzu  wurde  von  den  verbündeten  Regierungen  bereits  im 
Jahre  1896  gemacht  —  Drucksachen  des  Reichstags,  9.  Legis- 
laturperiode, IV.  Session  1895/97,  Xo.  570  —  welcher  nicht 
über  die  Beschlüsse  der  zur  Berathung  des  damals  vorgelegten 
Gesetzentwurfs     eingesetzten     Reiclistagskommission     hinauskam» 
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iber  deren  Verlauf  und  Ergebniss  im  Mai  und  Juni  1897  — 
Drucksachen  des  Reichstags  a.  a.  O.  No.  909  —  Bericht  erstattet 
worden  ist.  Darnach  ist  in  einer  grossen  Zahl  von  Punkten  eine 
Verständigung  zwischen  den  Vertretern  der  verbündeten  E.egie- 
mngen  und  einer  grossen  Mehrheit  der  Kommissionsmitglieder 
äireicht  worden,  während  bei  anderen  Fragen  eine  solche  nicht 
erzielt  werden  konnte.  An  diese  werthvollen  Vorarbeiten  knüpft 
der  im  Auftrage  Sr.  Majestät  des  Kaisers  dem  Reichtstage  unter 
dem  3.  Jan.  1900  von  den  verbündeten  Regierungen  anderweit 
vorgelegte  Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  die  Abänderung  der 
Unfallversicherungsgesetze,  mit  vier  Anlagen  (Gewerbe- 
nnfall  Versicherungsgesetz,  Unfall  Versicherungsgesetz  für  Land-  und 
Porstwirthschaft,  Bauunfallversicherungsgesetz  und  Seeunfallver- 
sicherungsgesetz) an  —  Drucksachen  des  Reichstags,  10.  Legis- 
laturperiode, I.  Session  1898/1900,  No.  523.  Gleichzeitig  ist  an 
den  Reichstag  ein  Gesetzentwurf  betr.  die  Unfallfürsorge  für 
Gefangene,  gelangt  —  Drucksachen  No.  524. 

Nicht  unbemerkt  will  ich  hier  lassen,  dass  der  erstere  Ent- 
wurf nebst  Beilagen,  wie  mir  wiederholt  von  verschiedener  berufs- 
enossenschaftlicher  Seite  mitgetheilt  worden,  mit  so  kurzer  Frist 
n  die  Genossenschaften  zur  Aussprache  gegeben  worden  ist, 
ass  dieselben  irgend  ein  Gutachten  entweder  gar  nicht  haben 
bgeben  können  oder,  soweit  es  geschehen  ist,  dies  gethan  haben, 
hne  sich  in  das  Studium  der  Vorlage  vertiefen  zu  können. 

Die  Schiedsgerichtsvorsitzenden  oder  wenigstens  diejenigen 
niger  grosser  Schiedsgerichte  sind  von  der  mit  der  Ausarbeitung 
BS  Entwurfs  betrauten  Stelle  meines  Wissens  überhaupt  nicht 
ahört  worden,  obwohl  der  Entwurf  so  einschneidende  Aenderun- 
3n  der  Unfallschiedsgerichte  mit  sich  bringt,  dass  es  doch  viel- 
icht  der  Mühe  werth  gewesen  wäre,  die  Ansicht  einiger  dieser 
Taktischen  Fachleute  hierüber  zu  kennen.  Dass  das  Reichs- 
3rsicherungsamt  sein  Gutachten  abgegeben  hat,  darf  man  wohl 
Qnehmen. 

Der  Entwurf  ist  sehr  bald  auf  die  Tagesordnung  des  Reichs- 
igs  gesetzt  und  in  der  1.  Lesung  nach  einer  im  Verhältnisse 
am    Gegenstande    keineswegs    besonders    umfänglichen    Debatte 

Archiv  fiir  öffentliches  Recht.  XV.  3.  3q 


-      450     - 

einer  (21)  Kommission  überwiesen  worden.  Der  Reichstag  ist 
augenblicklich  auf  Grund  des  Kommissionsberichts  in  2.  Lesong 
mit  der  Berathung  des  Entwurfs  beschäftigt.  Mit  Rücksicht  tof 
den  grossen  Umfang  des  Stoffs  sehe  ich  mich  genöthigt,  den  In- 
halt der  jetzigen  Unfallversicherungsgesetzgebung  als  bekannt 
vorauszusetzen,  und  beschränke  mich  darauf^  nur  bei  den  Ab- 
änderungen auf  die  derzeitige  Gesetzgebung  Bezug  zu  nehmeD. 
Was  zunächst  die  äussere  Gestalt  der  Novelle  anlangt,  m 
kann  ich,  wie  ich  das  auch  schon  anderwärts  gethan  habe,  nv 
meinem  und  sehr  vieler  Anderer  Bedauern  Ausdruck  verleüiei 
dass  man  nach  der  Begründung  S.  2  an  der  ^  durch  die  Gewöh- 
nung eingelebten  bisherigen  Form^  im  Grossen  und  Ganzen  fest- 
gehalten hat,  anstatt  die  Gelegenheit  wahrzunehmen  und  die  ge- 
sammte  Unfallversicherung  in  einem  Gesetze  zu  vereinigen.  Mao 
hat  nach  der  Begründung  a.  a.  O.  von  dem  Versuche,  die  ge- 
meinschaftlichen Grundsätze  der  Unfallversicherung  in  einem  ein- 
zigen Gesetze  zusammenzufassen  und  dann  die  Sonderbestimmunges 
für  die  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Gebiete  in  besonder« 
Abschnitte  aufzunehmen,  Abstand  genommen,  weil  davon,  «ab- 
gesehen von  der  Rücksicht  auf  den  grossen  Umfang,  den  ein 
solches  einheitliches  Gesetz  annehmen  würde,  insbesondere  auch 
die  Erwägung  abhalten  musste,  dass  dadurch  das  Verständniss 
der  Gesetzgebung  für  den  einzelnen  Unternehmer  oder  Arbeiter, 
der  in  der  Regel  nur  mit  einem  einzigen  Gebiete  der  Unfall- 
versicherung in  Berührung  kommt,  erschwert  werden  würde*. 
Gleichwohl  hat  man  mit  dem  noch  geltenden  Reste  des  Gesetzes 
über  die  Ausdehnung  der  Unfall-  und  Krankenversicherung  vom 
28.  Mai  1885,  dem  sog.  Ausdehnungsgesetze,  welcher  in  den 
Entwurf  des  Gewerbeunfallversicherungsgesetzes  hineingearbeitet 
worden  ist,  sodass  inskünftig  von  dem  Ausdehnungsgesetze  als 
solchem  keine  Bestimmung  mehr  Geltung  haben  soll,  meines  Er- 
achtens  nach  sehr  mit  Recht  eine  Ausnahme  von  dem  vor- 
erwähnten Grundsatze  gemacht,  den  ich,  wie  ich  im  Folgenden 
nachzuweisen  versuchen  will,  als  zutreffend  nicht  anzuerkennen 
vermag,  obwohl  er  inzwischen  auch  die  Billigung  der  Kommission 
gefunden  hat. 
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Die  als  Anlagen  zu  dem  Abänderungsgesetzentwurfe  vorher 
bezeichneten    vier   Gesetze    sind    mit    der    eben    erwähnten   Er- 
weiterung im  Wesentlichen  die  nur  etwas  anders  genannten  und 
Terschiedenfach   abgeänderten    bezw.    ergänzten,    jetzt    geltenden 
vier  Hauptgesetze   der   Unfallversicherung.     Das   vorläufig   noch 
in  Kraft  befindhche  Unfallversicherungsgesetz   vom  6.  Juli  1884 
enthält  nun  111  Paragraphen,  das  Gesetz    betr.  die  Unfall-  und 
Krankenversicherung  der  in  land-   und  forstwirthschaftlichen  Be- 
trieben beschäftigten  Personen  vom  5.  Mai  1886  deren  132,  das 
Gesetz    betr.    die   Unfallversicherung   der   Seeleute   und  anderer 
bei  der  SeeschiflFfahrt  betheiligter   Personen    vom  13.  Juli  1887, 
deren   136.      Dagegen   hat  das   Gesetz    betr.    die  Unfallversiche- 
rung der  bei  Bauten   beschäftigten  Personen   vom    11  Juli   1887 
den  erheblich  geringeren  Umfang  von  nur  51  Paragraphen.     Auch 
eine   nur   oberflächliche   Durchsicht  der  Einzelentwürfe  lässt  die 
wörtHche  Uebereinstimmung  nicht  allein  einer  beträchtlichen  An- 
zahl der  übernommenen,  sondern  ebenso  der  neu  hinzugekommenen 
Bestimmungen,   die  demnach   sehr   wohl  in  einem  neuen  Gesetze 
nur  einmal   enthalten   zu   sein   brauchten,    erkennen.     Eine   der- 
artige   Vereinfachung    wäre    aber    um    so    erfreulicher,    als    die 
Mehrzahl  dieser  gleichlautenden  Vorschriften  ebenso  umfänglich, 
wie  gewöhnlich  auch  nicht  gerade  leicht  verständlich  ist  —  eine 
Thatsache,  die  man  übrigens  bei  sehr  vielen,  namenthch  neueren 
Reichsgesetzen     beobachten     kann.       Darüber    besteht    ja     kein 
Zweifel,    dass   in   den   einzelnen   Entwürfen    viele  Bestimmungen 
vorgesehen  sind,  die  in  neuen  Paragraphen  unterzubringen  waren, 
«owie  ferner,  dass  eine  erhebliche  Menge  von  älteren  und  neuen 
Vorschriften   Sonderbestiramungen    enthalten,    die    in  getrennten 
Abschnitten    für   die    einzelnen   Gebiete    zusammenzufassen   sind, 
endlich   dass    vorhandene  Paragraphen    durch   Zusätze   und  Ein- 
whiebungen    erweitert,    daher    vergrössert    werden.      Aber    dem 
gegenüber  hat  man  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  in  den  vier  Ent- 
würfen   gegen    früher    über    70    Paragraphen   überhaupt,     dass 
andere  Paragraphen  theilweise  gestrichen  werden  sollen  und  dass 
die  Entwürfe  an  sich  schon  durch  die  nur  einmalige  Wiedergabe 

•  

einer  ganzen  Reihe  von  Bestimmungen  ganz  wesentlich  zusammen- 
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schmelzen  würden.  Mit  an  Sicherheit  grenzender  Wahrscheic 
lichkeit  daxf  behauptet  werden,  dass  ein  einheitliches  Unfal! 
Versicherungsgesetz  einen  grösseren  Umfang  kaum  erreiche 
würde  als  das  In validenver Sicherungsgesetz  vom  13.  Juli  189^ 
welches  194  Paragraphen  umfasst  —  wenn  es  diesen  Umfan 
überhaupt  erreichen  würde.  Hat  man  denn  bei  diesem  Gesetz 
oder  beim  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuche  mit  seinen  238 
Paragraphen,  von  dessen  Einfübrungsgesetze  mit  218  Artikel 
gar  nicht  weiter  zu  reden,  oder  bei  der  Reichsgewerbeordnuo 
mit  ihren  155  Paragraphen,  von  denen  manche  noch  eine  s 
zahlreiche  Nachkommenschaft  gehabt  haben,  dass  zu  ihrer  nähere: 
Bezeichnung  unser  Alphabet  kaum  ausgereicht  hat,  jenes  oben 
erwähnte  Bedenken  gehabt,  ja  überhaupt  nur  haben  können? 

Ebenso  scheint  mir  die  Annahme  nicht  ganz  zutreffend  zi 
sein,  dass  das  Verständniss  der  Unternehmer  und  Arbeiter,  di* 
in  der  Regel  nur  mit  einem  einzigen  Gebiete  der  Unfallver 
Sicherung  in  Berührung  kämen,  durch  ein  einheitliches  Unfall 
Versicherungsgesetz  erschwert  werde.  Ganz  abgesehen  davon 
dass  mit  der  Unfallversicherung  doch  nicht  blos  die  Arbeitgebe 
und  Arbeitnehmer,  sondern  noch  recht  viele  andere  Stellen,  wii 
vor  allen  Dingen  die  Berufsgenossenschaften,  die  Kranken 
Versicherungsorganisationen,  die  Versicherungsanstalten,  die  Ver 
waltungs-  und  Gerichtsbehörden,  die  Schiedsgerichte,  Reichs 
versicherungsamt,  Landesversicherungsämter  u.  s.  w.  zu  thui 
haben,  denen  man,  zumal  soweit  sie  mit  Juristen  besetzt  sind 
eine  gewisse  Erleichterung  ihrer  beruflichen  Thätigkeit  gegenübe 
den  stetig  steigenden  Anforderungen  in  Bezug  auf  die  Kenntnis: 
der  sich  gerade  in  unserer  Zeit  fast  überstürzenden  Gesetzgebung 
wohl  gönnen  möchte,  wäre  in  Erwägung  zu  ziehen,  dass  die  bis 
herige  Trennung  der  verschiedenen  Gebiete  der  Unfallversiche 
rung  ihren  natürlichen  Grund  in  der  auf  dem  entstandenen  Be 
dürfnisse  beruhenden  zeitlichen  Aufeinanderfolge  der  gesetzlicher 
Regelung  dieser  Gebiete  findet,  nachdem  das  Grundgesetz  vom 
6.  Juli  1884  erlassen  war.  Aber  hierzu  kommt  noch  w^eiter,  dass 
alle  dem  erwähnten  Grundgesetze  folgenden  Unfallversicherungs- 
gesetze  auf  dem    ersteren   fussen,   Fleisch   von   seinem   Fleische 
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und  Blut  von  seinem  Blute  sind,  ja  dass  sie  ohne  dieses  Grund- 
gesetz überhaupt  gar  nicht  so  bestehen  könnten,  wie  sie  bestehen. 
Die  Folge  hiervon  ist,  dass  alle  dem  Gesetze  vom  6.  Juli  1884 
folgenden  Unfallversicherungsgesetze  und  auch  die  jetzigen  Ent- 
würfe reich  an  Hinweisen  auf  jenes  Gesetz  und  an  Beziehungen 
zu  demselben  bezw.  seinem  jetzt  beabsichtigten  Ersätze,  dass  das 
Grundgesetz  und  sein  zukünftiger  Ersatz  zum  Verständnisse  und 
zur  Handhabung  der  späteren  Unfallversicherungsgesetze  und 
ihrer  Novellen  geradezu  unentbehrlich  sind.  Desshalb  kann  ich 
nicht  glauben,  dass  diejenigen,  welche  z.  B.  das  Bauunfall- 
versicherungsgesetz oder  das  land-  und  forstwirthschaftliche  Unfall- 
versicherungsgesetz anzuwenden  haben,  lediglich  mit  der  Kennt- 
niss  dieser  Gesetze  ohne  diejenige  des  Gewerbeunfallversicherungs- 
ßesetzes  auskommen  werden.  Die  für  eine  Zusammenarbeitung 
des  StofiFs  sicher  erforderliche  Mühewaltung  einiger  Weniger  kann 
meiner  Ansicht  nach  gegenüber  der  vielen  Tausenden  damit  zu 
schaffenden  Erleichterung  und  namentlich  gegenüber  dem  bis 
jetzt  wenigstens  leider  noch  nicht  erreichten  Erfolge,  dass  die  ge- 
sammte  Unfallversicherungsgesetzgebung  mehr  in  Fleisch  und  Blut 
der  Bevölkerung  übergehen  soll,  ausschlaggebend  nicht  in's  Gewicht 
fallen. 

Schliesslich  würde  durch  ein  einheitliches  Unfallversicherungs- 
gesetz noch  Eins  vermieden,  was  der  Entwurf  der  Novelle  in 
seiner  jetzigen  Gestalt  mit  sich  bringt.  Dies  ist  der  eigenthüm- 
liche  Umstand,  dass  das  eigentliche  Gesetz  —  man  hat  es 
7}Mantelgesetz"  genannt  — ,  welches  aus  nur  24  Paragraphen  be- 
stehen soll,  die  mehrerwähnten  vier  grossen  Unfallversicherungs- 
gesetze, also  das  materielle  Unfallversicherungsrecht,  was  man 
^ohl  ohne  Widerspruch  als  das  Hauptsächliche  bezeichen  kann, 
nach  §  1  in  „Anlagen"  bei  sich  hat,  mithin  die  Hauptsachen  als 
Nebensachen,  die  Nebensache,  wenn  sie  auch  gewiss  ungemein 
^chtig  ist,  aber  als  Hauptsache  behandelt.  Einen  ähnlichen  ab- 
sonderlichen Vorgang  weist  die  deutsche  Reichsgesetzgebung 
öieines  Wissens  nicht  auf.  Es  scheint  sogar  nach  den  Entwürfen 
zweifelhaft,  ob  die  „Anlagen"  ein  eigenes  Datum  des  Erlasses 
erhalten. 
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Wir  wenden  uns  nun  zu  dem  Inhalte  der  einzelnen  Tbeile 
der  Novelle  im  Besonderen  und  haben  uns  da  zunächst  mit  dem 
schon  eben  erwähnten  sog.  Mantelgesetze  zu  beschäftigen. 
Während  §  1  desselben  die  Bestimmungen  über  die  Ab- 
änderung der  bisherigen  Gesetze  enthält,  bringt  der  §  2  eine 
dankbar  zu  begrüssende  Vereinfachung  des  Verfahrens  bei  der 
Errichtung  von  Berufsgenossenschaften.  Dies  istdessh&lb 
von  Wichtigkeit,  weil  der  Entwurf  des  Gewerbeunfallversicheiiings- 
gesetzes  eine  wesentliche  Erweiterung  der  Versicherungspflicbt 
vorsieht  und  demzufolge  die  Neubildung  von  Genossenschaften 
für  die  in  die  Versicherungspflicht  einbezogenen  Gewerbszweige 
bezw.  eine  Zuweisung  derselben  zu  einer  bestehenden  GenosseD- 
schaft  ebensowenig  ausbleiben  kann,  wie  eine  verschiedenfacb 
nothwendig  werdende  andere  Gruppirung  mancher  jetzt  bereit» 
berufsgenossenschaftUch  zugetheilter  Berufsarten.  Der  Entwurf 
schlägt  vor,  dass  der  Bundesrath  abweichend  von  den  Vor- 
schriften des  bisherigen  Gewerbeunfallversicherungsgesetzes  schon 
nach  Anhörung  von  Vertretern  der  betheiligten  Gewerbszweige, 
sowie  der  Berufsgenossenschaften,  denen  etwa  die  der  l^nfall- 
versicherung  neu  unterstellten  Gewerbszweige  zugetheilt  werdeD 
sollen,  über  die  berufsgenossenschafthche  Organisation  dieser 
Gewerbszweige  Bestimmung  trefiFen  soll,  ohne  hierbei  an  ein  be- 
sonder^s  Verfahren  gebunden  zu  sein.  Auch  für  die  zur  Be- 
Schlussfassung  über  das  Statut  einzuberufende  konstituirende  Ge- 
nossenschaftsversammlung sind  vereinfachte  Formen  und  eine  Zu- 
sammensetzung aus  Delegirten  der  von  den  Landescentralbehörden 
zu  bezeichnenden  wirthschaftHchen  Vertretungen  der  in  Betracht 
kommenden  Gewerbszweige  vorgesehen. 

Für  die  durch  das  Seeunfallversicherungsgesetz  in  die  Ver- 
sicherung neu  einzubeziehenden  KleinschiiTfahrts-  und  Seefischerei- 
betriebe bedarf  es  organisatorischer  Bestimmungen  nicht,  da  ffii' 
diese  Betriebszweige  in  der  Seebernfsgenossenschaft  in  ähnlicher 
Weise  eine  Versicherungsanstalt  errichtet  werden  soll,  wie  solche 
für  die  Regiebaubetriebe  in  den  BaugewerksberufsgenossenschafteD 
bereits  bestehen.  An  den  beiden  ebenerwähnten  Paragraphen 
hat  die  Kommission  nichts  geändert. 
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Was  die  Novelle  in  den  folgenden  Paragraphen  in  Betreff 
der  Schiedsgerichte  anordnen  will,  findet  in  den  betheiligten 
Kreisen  viel  Widerspruch,  obschon  die  Kommission  auch  diese 
Regierungsvorschläge  in  der  Hauptsache  gebilligt  hat.  Zwar 
zeigten  sich  die  durch  die  beabsichtigte  Umwandlung  der  ge- 
nossenschaftlichen Schiedsgerichte  in  örtlich  abgegrenzte  besonders 
betroffenen  Berufsgenossenschaften  anfangs  hiervon  nur  wenig  be- 
rührt;  inzwischen  hat  mau  sich  aber  in  Genossenschaftskreisen 
vergegenwärtigt,  was  auf  dem  Spiele  steht;  die  Fachpresse  hat 
sich  mit  der  Sache  eingehend  beschäftigt  und  ist  durchweg  mit 
mehr  oder  minder  abweichender  Begründung  zu  einem  abfälligen 
ürtheile  gekommen.  Es  handelt  sich  aber  um  Folgendes:  Nach 
geltendem  Rechte  bestehen  die  Unfallschiedsgerichte  je  für  die 
betreffende  Berufsgenossenschaft  oder  Sektion  einer  solchen  und 
die  Ausführungsbehörden  dergestalt,  dass  der  Schiedsgerichts- 
bezirk mit  dem  Genossenschafts-  oder  Sektionsbezirk  oder  dem- 
jenigen der  Ausführungsbehörde  räumlich  zusammenfällt;  die 
Schiedsgerichte  sind  unter  dem  Vorsitze  eines  öffentHchen  Be- 
amten —  je  aus  dem  Stande  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
zwei  Beisitzer  —  berufsgenossenschaftlich  zusammengesetzt  und 
sprechen  ausschliesslich  über  die  Berufungen  Recht,  welche  sich 
gegen  diejenige  Berufsgenossenschaft,  Sektion  oder  Ausführungs- 
behörde wenden,  für  welche  sie  errichtet  sind. 

In  Zukunft  soll  es  dagegen  so  werden,  dass  die  für  die  In- 
validenversicherung bestehenden  Schiedsgerichte,  deren  Bezirk 
nach  §  103  Inv.-Vers.-G.  von  der  Centralbehörde  des  Bundesstaats 
bestimmt  wird,  in  dessen  Gebiete  die  Versicherungsanstalt,  für 
welche  die  Schiedsgerichte  —  mindestens  eins  für  den  Bezirk 
jeder  Versicherungsanstalt  —  errichtet  sind,  ihren  Sitz  hat,  auch 
in  Unfallversicherungssachen  Recht  zu  sprechen  haben  sollen. 
Und  zwar  werden  die  den  Schiedsgerichten  alsdann  vorzutriagenden 
Streitfälle  in  Unfallsachen  nicht  auf  bestimmte  Genossenschaften 
und  Sektionen  derselben  beschränkt  sein,  sondern  es  werden  bei 
dem  zuständigen  Schiedsgerichte  alle  Streitigkeiten,  welche 
zwischen  allen  in  dem  Schiedsgerichtsbezirke  vertretenen  Berufs- 
genossenschaften  u.    s.    w.    und   den   bei   ihnen  Versicherten   auf 
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Grund    der  Unfallversicherungsgesetzgebung  entstehen^   anhängig 
zu  machen  sein.     Diese  Schiedsgerichte  sollen  auch  einen  anderen. 
Namen     bekommen,     nämlich     „Schiedsgerichte     für     Arbeiter- 
versicherung"   mit  Angabe  des  Bezirks    und  des  Sitzes,    die  bis- 
herigen Schiedsgerichte  für  die  einzelnen  Berufsgenossenschaften, 
Sektionen  und    Ausführungsbehörden    aber    aufgehoben    werden. 
Die  Beisitzerzahl,  welche  nach  §  104  Inv.-Vers.-G.  durch  das  Statut 
der  Versicherungsanstalt  je  zu  gleichen  Theilen   fUr   die  Arbeit- 
nehmer  und   die   Versicherten   festgesetzt   wird,    kann   nach   der 
Novelle  durch  die  Centralbehörde  des  Bundesstaats,  in  welchem 
der  Sitz  des  Schiedsgerichts  belegen  ist,  oder  von  der  durch  sie 
bestimmten   andern  Behörde    erhöht,    es    kann  ferner  auch   von 
dieser  Stelle    entschieden    werden,    wie   viele  Beisitzer   von    demi 
Ausschusse  der  Versicherungsanstalt  aus  solchen  Berufsgenossen- 
schaften  oder  Ausführungsbehörden  zu  wählen  sind,    die  im  Be- 
zirke  des  Schiedsgerichts   vertreten   sind.     Bei  der  Verhandlung: 
über    Unfälle    aus    der    Land-    und    Forstwirthschaft    vor    dem 
Schiedsgerichte  sind  jedenfalls  Beisitzer  aus  diesem  Berufszweig^ 
zuzuziehen,  sofern  nicht  besondere  Ausnahmeverhältnisse  einzelne 
Abweichungen   rechtfertigen.     Die   sonstigen   Bestimmungen    der 
Novelle  über  die  Schiedsgerichte  sind  nebensächlicher  und  können 
daher  füglich  hier  unberücksichtigt  bleiben. 

Der  springende  Punkt  in  den  die  jetzigen  Unfallschiedsgerichte 
abändernden  Vorschriften  der  Novelle  ist  also  die  grundsätzliche 
Beseitigung  der  fachgenossenschaftlichen  Zusammensetzung  der 
Schiedsgerichte,  ihre  örtliche  Bezirks-  und  Zuständigkeitsbegren- 
zung und  damit  ihre  Loslösung  von  den  einzelnen  Genossenschaften 
u.  8.  w.,  für  welche  sie  jetzt  bestehen.  Diese  tiefeinschneidende 
Umwandlung  wird  in  der  Begründung  auf  Folgendes  gestützt: 

1.  Der  Umfang  der  Geschäfte  und  der  Bezirke  der  einzelnen 
Schiedsgerichte  der  Unfallversicherung  ist  ausserordentlich  ver- 
schieden, daher  ist  es 

2.  den  Verletzten  in  grossen  Bezirken  in  der  Regel  über- 
haupt nicht  oder  doch  nur  mit  grossen  Mühen  möglich,  im 
Termine  vor  dem  Schiedsgerichte  persönlich  zu  erscheinen  und 
ihre  Rechte  wahrzunehmen.     Andererseits  ist 
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3.  der  Geschäftsgang  selbst  bei  den  Schiedsgerichten  mit 
grossen  Bezirken  vielfach  nicht  so  erheblich,  dass  regelmässige 
Sitzungen  in  kürzeren  Zwischenräumen  abgehalten  werden 
können;  nur  Schiedsgerichte  für  stark  entwickelte  Industrie- 
zweige haben  einen  regelmässigen  Geschäftsgang  aufzuweisen. 

Umgekehrt  sind 

4.  die  Schiedsgerichtsbezirke  für  Ausführungsbehörden  der 
für  leistungsfähig  erklärten  Kommunal  verbände  in  der  Regel 
klein  und  fallen  mit  den  Bezirken  einer  Gemeinde  oder  eines 
Kreises,  höchstens  einer  Provinz  zusammen.  Von  einem  regel- 
mässigen Geschäftsbetriebe  kann  bei  diesen  Schiedsgerichten 
nicht  die  Bede  sein. 

5.  Besondere  Schwierigkeit  verursacht  bei  allen  Schieds- 
gerichten die  Besetzung  des  Vorsitzes,  da  die  Geschäfte  ent- 
weder zu  umfangreich  sind,  als  dass  sie  von  einem  Beamten 
im  Nebenamte  wahrgenommen  werden  könnten,  oder  so  gering- 
fügig, dass  die  Beamten  nicht  dazu  gelangen,  sich  einzuarbeiten. 

6.  Besonders  gross  sind  auch  die  Verwaltungskosten,  weil 
die  Beisitzer  erhebliche  Strecken  zurückzulegen  haben  und  nur 
für  wenige  Sachen  einberufen  werden. 

Allen  diesen  vermeintlichen  Uebelständen  bei  den  jetzigen 
Schiedsgerichten  soll  durch  die  Errichtung  der  territorialen 
Schiedsgerichte  gründlich  abgeholfen  werden. 

Wir  wollen  nun  prüfen,  ob  dies  wirklich  der  Fall  sein  wird. 
Wenn    man    die    vorher    aufgeführten    Gründe    für   die    be- 
absichtigte    gesetzgeberische    Massnahme    im    Allgemeinen     be- 
trachtet,   so    kann    man    sich    meines    Erachtens   des   Eindrucks 
nicht   erwehren,    dass    sie    sämmtlich   rein   äusserlich   sind,    dass 
keiner  das  innere  Wesen  der  jetzigen  Einrichtung,  also  nament- 
lich die  Rechtsprechung  der  Schiedsgerichte  bemängelt,  und  dass 
€8  daher   nicht   einleuchtet,   warum   diese  äusseren   Mängel,   auf 
deren  Vorhandensein   ich   noch  zu   sprechen   kommen   werde,    zu 
einem    völUgen    Bruche    mit    dem    bisherigen    bewährten    berufs- 
genossenschafthchen  Systeme  der  Schiedsgerichte  führen  müssen, 
anstatt  sie  durch  organisatorische  Massnahmen  in  den  Genossen- 
schaften   auf   dem    Verwaltungswege    zu    beseitigen,    wozu    ganz 
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zweifellos  die  Füglichkeit  geboten  ist.  Wird  in  der  Begrün- 
dung ganz  allgemein  von  den  Uebelständen  gesprochen,  die 
mit  den  berufsgenossenschaftlichen  Schiedsgerichten  erfabrungs- 
gemäss  verbunden  seien,  so  scheint  mir  das  zu  weit  zu  gehen. 
Dass  sich  solche  Uebelstände  bei  manchen  Schiedsgerichten 
überhaupt,  bei  anderen  vielleicht  nur  zeitweise  gezeigt  haben, 
mag  richtig  sein;  aber  man  sehe  sich  nur  zunächst  die  ersten 
vier  Begründungssätze  an  und  beantworte  sich  dann  die  Frage, 
ob  die  dort  hervorgehobenen  Missstände,  soweit  sie  überhaupt 
als  wesentliche  vorhanden  sind,  nicht  ihren  Ursprung  in  der 
Organisation  der  betreffenden  Berufsgenossenschaften  u.  s.  w.  und 
in  den  besonders  gearteten  Verhältnissen  der  verschiedenen 
Landestheile  finden  und  ob  sie  nicht  in  der  vorerwähnten  Weise 
abgeändert  werden  könnten. 

Die  Beschwerden   sind   aber    zum  Theile  auch   unter   einem 
Gesichtswinkel  erhoben  worden,    der  augenscheinlich  nur  auf  die 
Berufenden  eingestellt  ist.     Wer  einen  Prozess  führt,  hat  eigenstes 
Interesse  daran,  vor  dem  Prozessgerichte,  hier  also  dem  Schieds- 
gerichte,   vertreten  zu  sein,    sei  es  persönhch,  wenn  es  erforder- 
lich ist,  sei  es  durch  einen  am  Gerichtssitze  oder  in  dessen  Nähe 
wohnenden  Anwalt  oder  Prozessagenten.  Die  Kosten  des  Prozesses 
trägt    die    unterliegende  Partei;    so   ist   es  vor  den   ordentlichen 
Gerichten,   wie   vor   den  Unfallschiedsgerichten    der  Regel  nach. 
Das  jetzt  geltende    Unfallversicherungsgesetz   bietet   jedoch   den 
Klägern  dadurch  wesentliche  Vortheile,    dass  es  in  §  50  Abs.  o 
die   Kosten   des  Verfahrens,   mithin   auch   des   Beweisverfahrens, 
den  Genossenschaften  auflegt.     Zu   den  Letzteren   gehören  aber 
unbedingt  die  Vertretungskosten  desjenigen  Klägers,    der  behufs 
ärzthcher   Untersuchung    oder   aus    einem   anderen   Grunde  zum 
persönlichen  Erscheinen    vor  dem  Scliiedsgerichte  vorgeladen  ist. 
er   mag  in   dem  Prozesse   obsiegen    oder   nicht.     Ist  der  Kläger 
dagegen    in    dieser  Form    nicht   geladen,    sondern   nur    von  dem 
Schiedsgerichtstermine   in   Kenntniss    gesetzt    worden ,    erstreitet 
sich  indessen  seinen  Berufungsanspruch  ganz  oder  auch  nur  theil- 
weise,    so  erhält  er  ebenfalls  die  Vertretungskosten  von  der  Be- 
klagten ersetzt,   dies  Mal  aber  auf  Grund  von  §  18  Abs.  2  der 
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kaiserlichen  Verordnung  vom  2.  Nov.  1885  (Schiedsgerichts- 
ordnuug).  Bei  der  persönlichen  Ladung  und  anderenfalls,  dafern 
der  Kläger  bereits  Rente  bezieht^  wird  dem  Kläger  auf  Wunsch 
auch  gewöhnlich  ein  Reisekostenvorschuss  Seitens  der  Beklagten 
gewährt.  Nach  meinen  Erfahrungen,  die  vielleicht  von  manchem 
Kollegen  getheilt  werden,  pflegen  nun  die  Kläger  meist  nicht 
desswegen  vor  dem  Schiedsgerichte  nicht  zu  erscheinen,  weil  sie 
von  demselben  zu  entfernt  wohnen,  sondern  desshalb,  weil  sie 
entweder  die  Aussichtslosigkeit  ihres  Rechtsmittels  bereits  vor 
der  Verhandlung  erkannt  haben  und  sich  daher  die  Reisekosten 
sparen  wollen,  wenn  sie  nicht  zum  persönlichen  Erscheinen  vor- 
geladen worden  sind,  oder  aber  weil  sie  nicht  wissen,  ob  ihnen 
die  Reisekosten  ersetzt  werden;  dabei  war  die  Entfernung  ihres 
Aufenthaltsorts  von  dem  Sitze  des  Schiedsgerichts  gewöhnlich 
ohne  jeden  Einfluss.  Wurde  dem  Kläger  die  Erstattung  der 
Reisekosten  in  Aussicht  gestellt,  was  bei  persönUcher  Ladung 
immer  geschieht,  so  sind  sie  fast  ohne  Ausnahme  zur 
Schiedsgerichtsverhandlung  erschienen ,  ganz  kürzlich  erst  ein 
Kläger,  der  in  der  Nähe  der  holländischen  Grenze,  und  ein 
anderer,  der  in  der  Gegend  von  Thorn  wohnt.  Das  Erscheinen 
von  Klägern  aus  Bayern  und  aus  dem  östlichsten  Theile  des 
Königreichs  Sachsen  ist  nichts  Seltenes.  Hieran  würde  durch 
die  örtlichen  Schiedsgerichte  wenig  oder  gar  nichts  geändert 
werden;  denn  wenn  der  Kläger  überhaupt  kein  Reisegeld  hat 
oder  solches  nicht  bekommen  kann,  so  hat  er  es  ebensowenig  für 
eine  kurze,  wie  für  eine  lange  Reise. 

Im  Anschlüsse  hieran  möchte  ich  mir  die  Frage  gestatten, 
warum  denn  nicht  im  Verordnungswege  bestimmt  werden  könnte, 
dass  jede  bei  einem  Schiedsgerichte  eingehende  Berufung  unter 
Abkürzung  der  Einlassungsfrist  für  die  Beklagte  der  Regel  nach 
längstens  etwa  4 — 6  Wochen  nach  ihrem  Eingange  verhandelt 
werden  muss.  Dann  würde  doch  die  im  zweiten  Satze  der  Be- 
gründung enthaltene  Schwierigkeit  ohne  Weiteres  behoben  sein. 
Auf  die  Kosten  einer  solchen  unter  Umständen  nur  eine  kleine 
Tagesordnung,  vielleicht  nur  eine  einzige  Sache  enthaltenden 
Schiedsgerichtssitzung    kann    es   doch   für  die  betreuende  Berufs- 
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genossenschaft  u.  s.  w.  nicht  ankommen,  die  ja  vermöge  ihres 
geringen  Geschäftsgangs  überhaupt  wenige  Schiedsgerichtskosten 
aufzuwenden  haben  wird.  Und  dann  hat  ja  doch  auch  der 
Schiedsgerichtsvorsitzende  noch  jederzeit  die  Möglichkeit,  sich 
mit  einem  oder  dem  anderen  Kläger  darüber  zu  verständigen, 
dass  die  Verhandlung  seiner  Berufung  etwas  aufgeschoben  werde, 
um  eine  demnächst  spruchreif  werdende  Sache  gleichzeitig  zu  er- 
ledigen. 

Auch  die  angeblich  hohen  Kosten  für  die  Beisitzer  des 
Schiedsgerichts  verdienen  meiner  Ueberzeugung  nach  nicht  die 
ihnen  beigemessene  Wichtigkeit.  Den  einen  Grund,  welcher  da- 
gegen spricht,  habe  ich  eben  erwähnt.  Sodann  wolle  man  aber 
doch  auch  erwägen,  dass  einer  nach  dieser  Richtung  hin  wirklich 
berechtigten  Klage  am  einfachsten  dadurch  abzuhelfen  ist,  wo 
es  nicht  bereits  geschah,  dass  man  zu  Beisitzern  und  deren 
Stellvertretern  möglichst  Betriebsunternehmer  und  Versicherte 
wählt,  welche  am  Schiedsgerichtssitze  oder  in  dessen  Nähe 
wohnen.  Wenn  die  Berufsgenossenschaften  das  bezüglich  der 
Unternehmer  nicht  thun,  so  haben  sie  sich  die  Folgen  eben  selbst 
zuzuschreiben.  Ob  auch  nach  dieser  Richtung  durch  die  Novelle 
viel  gebessert  werden  wird,  wage  ich  zu  bezweifeln.  Ich  erwähne 
beispielsweise  die  Beisitzer  des  unter  meiner  Leitung  stehenden 
Schiedsgerichts  für  die  Sächsisch-Thüringische  Eisen-  und  Stahl- 
berufsgenossenschaft. Von  diesen  wohnen  z.  B.  einige  in  Dresden; 
die  meisten  in  Leipzig,  andere  in  Halle.  Nach  der  Novelle 
würden  die  Dresdener  Herren  und  diejenigen  aus  Halle  wegfallen, 
da  das  Schiedsgericht  für  Arbeiterversicherung  nur  den  Regierungs- 
bezirk Leipzig  umfassen  würde.  Abgesehen  nun  von  den  in 
Leipzig  wohnenden  Beisitzern,  die  angenommen  Beisitzer  bleiben 
würden,  können  Beisitzer  aus  der  Gegend  von  Burgstädt  oder 
Oschatz  oder  Waldheim  (Kreishauptmannschaft  Leipzig)  gewählt 
werden,  die  zum  Theil  überhaupt  eine  gleich  lange  Reise  nach 
Leipzig  zu  machen  haben  würden  wie  z.  B.  die  Dresdener  Herren, 
zum  anderen  Theile  aber  selbst  bei  einer  kürzeren  Eisenbahnfahrt, 
aber  mehrtägiger  Sitzung  des  Schiedsgerichts  gleichwohl  des 
Abends  nicht  nach  Hause  reisen  und  am  anderen  Morgen  wieder 
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rechtzeitig  an  Schiedsgerichtsstelle  sein  könnten.  Worin  liegt 
also  hier  der  Vortheil  der  Novelle?  Denn  so  oder  ähnlich  wird 
es  wohl  auch  bei  anderen  Schiedsgerichten  sein. 

Und  was  weiter  die  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  den  Vor- 
sitz in  den  Unfallschiedsgerichten  angeht,  so  mögen  solche  ja 
vielleicht  hier  und  da  vorkommen,  anders  als  bei  den  jetzigen 
Schiedsgerichten  für  Invalidenversicherung  sind  sie  aber  auch 
nicht.  Einen  Grund  für  die  grundsätzliche  Abänderung  der 
jetzigen  Einrichtung  der  Unfallschiedsgerichte  können  sie  nach 
meinem  Dafürhalten  um  so  weniger  abgeben,  als  die  Landes- 
regierungen ganz  sicher  in  der  Lage  sind,  die  zur  Behebung  er- 
forderlichen Vorkehrungen  zu  treffen,  wie  ihnen  ja  ohnedies  die 
Ernennung  des  Schiedsgerichtsvorsitzenden  ohnedies  reichsgesetz- 
hch  zugewiesen  ist. 

Haben  sich   meine  Betrachtungen   bisher  mit   den  Gründen 
der  Vorlage  für  die  Umänderung  der  Schiedsgerichte  beschäftigt, 
so  bedarf  es   ferner  einer  Beleuchtung   desjenigen,    was  die  Be- 
gründung  selbst  gegen   einige   von    ihr    erwartete   Einwände   im 
Voraus    zur  Unterstützung   des  Abänderungsvorschlags   ausführt. 
Die  Begründung  sagt  an   anderer  Stelle   (S.  20),    dass   das 
berufsgenossenschaftliche  Prinzip   oder   die  Existenz  der  Berufs- 
genossenschaften   durch    die    Umgestaltung    der    Schiedsgerichte 
auf  territorialer  Grundlage  nicht  beeinträchtigt  werde,    dass  die 
Zusammensetzung  der  Schiedsgerichte  und  damit  die  Qualität  der 
Beisitzer   mit   den   Zwecken   und  Aufgaben   der  Berufsgenossen- 
schaften nicht  im  Zusammenhange  stehe,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  die  Genossenschaften   schon  jetzt   in   der  höchsten   Instanz 
(dem  Reichsversicherungsamte  und  den  Landesversicherungsämtern) 
nur  bei  einem  gemeinschaftlichen  Gerichte,   in  welchem  die  Bei- 
sitzer nicht  nach  Berufskreisen  geordnet  sind.   Recht  zu  nehmen 
haben.     Hierüber  sind  nun  allerdings  aus  allen  Kreisen  sehr  viele 
ander»  lautende  Meinungen  hervorgetreten,  denen  ich  mich  völlig 
anschliesse.     Nach    dieser   gegeutheiligen    Ansicht   ist   die   beab- 
sichtigte Abänderung  der  schärfste  Angriff  auf  das  berufsgenossen- 
schaftliche Prinzip  überhaupt,  der  nur  erfolgen  konnte.     In  ihrer 
Existenz   werden   die   Berufsgenossenschaften  ja   dadurch  gewiss 
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nicht  beeinträchtigt;  das  muss  man  ohne  Weiteres  zugeben;  dazu 
hat  ihr  Bestand  seit  ihrem  Vorhandensein  eine  viel  zu  feste 
Grundlage  bekommen^  sind  ihre  Aufgaben  jetzt  und  auch  später  zu 
umfangreich  und  weittragend.  Aber,  wenn  die  Berufsgenossen- 
schaften nicht  blos  Vereinigungen  der  Unternehmer  sein  sollen, 
welche  die  Unfallversicherung  bezahlen,  alle  Arbeit  und  Mühe, 
Sorge  und  allen  Undank,  dagegen  nicht  den'  geringsten  Einfluss 
mehr  auf  die  Wahl  der  Schiedsgerichtsbeisitzer,  keine  sachgenossen- 
schaftlichen Schiedsgerichte  mehr  haben  sollen,  dann  ist  es  nicht 
nur  begreiflich,  sondern  geradezu  unabweisHch,  wenn  hierin  ein 
so  heftiger  Stoss  gegen  das  berufsgenossenschafthche  Prinzip 
überhaupt  erblickt  wird,  dass  letzteres  thatsächlich  in  Gefahr 
gerät  h. 

Dass  unsere  jetzige  Unfallversicherungsgesetzgebung  auf  dem 
ausgeprägten  Prinzipe  der  Berufsgenossenschaftlichkeit  beruht, 
kann  für  denjenigen,  welcher  diese  Gesetzgebung  kennt,  nicht 
wohl  zweifelhaft  sein,  aber  auch  das  nicht,  dass  dieser  Grundsatz 
für  einen  besonders  guten  Gedanken  dieser  Gesetzgebung  gehalteo 
wird,  sowie  dass  sich  gerade  dieser  gesunden,  aus  den  Verhält- 
nissen sich  ergebenden  Grundlage  wegen  die  öffentliche  Unfall- 
versicherung der  Arbeiter  trotz  aller  Mäkeleien  und  Kritteleien 
von  Seiten  Derer,  die  nie  genug  bekommen  können,  und  Anderer, 
welche  es  immer  noch  besser  verstehen,  am  besten  bewährt  hat. 
Gerade  die  Unfallversicherung  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  enthält 
Anklänge  an  das  alte  deutsche  Recht  vom  Wehrgeld ,  der  Busse 
und  den  Gerichten  der  Standesgenossen;  jetzt  spricht  man  von 
Rente  und  berufsgenossenschaftlichen  Schiedsgerichten.  Beide 
wurzeln  aber  tief  in  der  im  Laufe  der  Jahrhunderte  nach  den 
veränderten  Lebensverhältnissen  gewandelten  Volksüberzeugung 
vom  Werthe  des  Mannes  und  dem  Rechte,  vor  einem  Gerichte 
Recht  hierüber  zu  fordern,  welches  in  seiner  Zusammensetzung  ganz 
besonders  zur  Beurtheilung  des  entstandenen  Streits  berufen  ist. 
Wie  in  früheren  Zeiten  die  Sippe  des  Verurtheilten  für  die  Busse 
aufkam,  wenn  dieser  sie  nicht  selber  zahlen  konnte,  so  tritt  heute 
die  Berufsgenossenschaft  für  den  einzelnen  Unternehmer  zur 
Zahlung  der  Rente  an  den  in   seinem    Betriebe  Verletzten   oder 
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Getöteten  ein.     Die  Rentenfeststellung  ist  die  vornehmste  Aeusse- 
ruDg  des  beinifsgenossenschaftlichen  Prinzips;  sie  liegt  ob  an  erster 
Stelle  den  Berufsgenossenschaften,  in  den  Instanzen  dem  Schieds- 
gerichte und  dem  Reichsversicherungsamte  bezw.  den  Landesver- 
sicherungsämtem.     Wesshalb  nun  bereits  in   der  ersten  Instanz, 
dem  Schiedsgerichte,  welche  die  materielle  Prüfung  der  von  der 
Genossenschaft  bei  der  Beurtheilung  der  für  die  Rentenfestsetzung 
massgebenden    Verhältnisse    angewendeten    Gesichtspunkte    vor- 
zunehmen hat,   das   berufsgenossenschaftliche  Prinzip,   das  durch 
die  Besetzung  des  Schiedsgerichts   mit  Berufsgenossen  aus   dem 
Stande    der    Arbeitgeber    und    Arbeitnehmer    zum    Ausdrucke 
kommt,  überflüssig  sein  soll,  vermag  man  doch  nicht  ohne  Wei- 
teres einzusehen.     Selbst  zugegeben,   dass   manche  der  zunächst 
im   Schiedsgerichte    zu    entscheidenden    Streitfragen     auch    von 
anderen  Beisitzern,   als  Fachgenossen    des  Klägers,    sachgemäss 
behandelt    werden    können,    so    bleiben    diese  Fragen   gegenüber 
denjenigen   über   die  Zugehörigkeit  zu  einem  versicherungspflich- 
tigen Betriebe,   über  die  Bemessung   der  Rentenhöhe   nach  dem 
Orade  der  beim  Kläger  vorhandenen  Einbusse  an  Erwerbsfähig- 
keit durch  den  Betriebsunfall,  über  das  Vorhandensein  eines  Be- 
triebsunfalls bei  Weitem  in  der  Minderzahl.      Dass  aber  Streit- 
falle der  letzteren  Art  von  berufsgenossenschaftlichen  Beisitzern 
sicherer  und  sachverständiger  beurtheilt  werden,  als  von  anderen, 
davon  bin  ich  aus  Praxis  heraus  mit  Allen  überzeugt,    mit  denen 
ich  hierüber  gesprochen   und  von    denen  ich  über   diesen  Punkt 
gelesen  habe,  auch  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  die  Beein- 
trächtigung der  Erwerbsfähigkeit  nach   dem  Massstabe   des  all- 
gemeinen Wirthschaftsmarkts  bemessen  werden  soll,  da  die  Unfall- 
^ersicherungsgesetzgebung  eine  Berufsinvalidität  nicht  kennt. 

Kann  es  wohl  mit  Recht  ferner  bezweifelt  werden ,  dass  die 
Verletzten  zu  einem  von  ihren  Fachgenossen  besetzten  Schieds- 
gerichte von  vornherein  mehr  Vertrauen  haben,  als  zu  einem  aus 
Beisitzern  bestehenden,  welche  von  der  Art  der  Beschäftigung 
des  Verletzten  wenig  oder  gar  nichts  wissen?  Fachmännische 
Beisitzer  eines  Schiedsgerichts  werden  ebenso  das  Vorbringen 
des  Klägers  wie  der  Beklagten  besser  auf  seinen   Werth   prüfen 
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können,  als  solche,   welche  von  der  Betriebsart,  in  welcher  der 
Verletzte  zu  Schaden  gekommen  ist  oder  beschäftigt  zu  sein  be- 
hauptet, wenig  oder  gar  nicht  unterrichtet  sind.     Und  dies  ist  Yon 
besonderer  Wichtigkeit,  wenn  der  Verletzte  nicht  ein  einfacher 
Handarbeiter,   sondern  ein   sog.    qualifizirter  Arbeiter   (gelernter 
Schmied,  Schlosser,  Tischler  u.  s.  w.),  dessen  gewerbliche  Fertig- 
keit  erst   das  Ergebniss   einer  mehrjährigen  Lehrzeit  ist,    zumal, 
wenn    das   Lebensalter  des  Verletzten    den  Uebertritt   zu   einem 
anderen  Berufe  nicht  mehr  oder  nur  unter  Umständen  gestattet, 
welche  ihm   anzusinnen  eine  Unbilligkeit  sein  würde.     Wenn  die 
Begründung    mit  Bezug   auf   diese  Frage    an    die    nicht    berufs- 
genossenschaftliche Zusammensetzung  des  Reichsversicherungsamts 
und  der  Landesversicherungsämter  in  Unfallsachen  erinnert,  auch 
sagt,  dass  hiergegen  Bedenken  nicht  laut  geworden  seien,  so  will 
ich   das   Letztere   zwar  dahingestellt  sein  lassen,  die  Verweisung 
auf  die  erstere  Thatsache  erscheint  mir  aber  nicht  durchschlagend; 
denn    da  möchte   doch  in  Erwägung   gezogen  werden,    dass  der 
jetzige  Zustand   wohl   hauptsächlich   desswegen  —  von    Gründen 
der    Einfachheit    ganz    abgesehen    —  für    ausreichend    erachtet 
worden    ist,    weil    die    Rekursinstanz   ja    über   der  jetzt    berufs- 
genossenschaftlich    zusammengesetzten     Berufungsinstanz     steht, 
deren  Entscheidung  vom  berufsgenossenschaftlichen  Standpunkte 
gefällt,   der  Thatbestand  von  demselben    aus  geprüft  worden  ist, 
und    der   höchsten    Instanz    nunmehr   das  so    gesichtete   und  be- 
handelte Aktenmaterial  zu   eigener  Urtheilsfällung  vorliegt.    Die 
Erfahrung   lehrt   denn   auch,    dass   sich  die    Entscheidungen  der 
höchsten  Spruchbehörden    in    Unfallsachen    meist    auf    die   Vor- 
verhandlungen  stützen.      Wo   dies   eben   nicht    der  Fall,  ist  die 
Vornahme  weiterer  Beweiserhebung  jederzeit  thunlich. 

Es  könnte  auch  gesagt  werden,  wenn  die  Schiedsgerichte 
für  Invalidenversicherung  einer  fachmännischen  Zusammensetzung 
nicht  bedürfen,  so  wird  es  doch  auch  für  die  Unfallschieds- 
gerichte ohne  eine  solche  gehen.  Auch  das  würde  ich  nicht  für 
zutreffend  halten.  Denn  während  die  Rechtsprechung  der  erstereP 
Gerichte  sowohl  in  Bezug  auf  die  Rentenhöhe  und  den  BeginP 
der  Rente,  wie  die  Erfüllung  der  Wartezeit  fest  vorgeschrieben^ 
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Bestimmungen  zur  Unterlage  zu  nehmen  hat,  überdies  die  Streit- 
frage sich  hinsichtlich  der  Invalidenrente  in  rein  persönlicher  Be- 
ziehung des  Ansprechers  bezw.  Berufenden  lediglich  darum  dreht, 
ob  derselbe  invalid  im  Sinne  des  Gesetzes  —  eine  feststehende 
Norm  —  ist,  es  also  niemals  darauf  ankommt,  in  eine  Ab- 
schätzung dieser  Invalidität  einzutreten,  geht  die  Unfall- 
versicherungsgesetzgebung davon  aus,  dass  sich  die  Benten- 
feststellung  nach  dem  Grade  der  Erwerbsfahigkeitsminderung  des 
Verletzten  zu  richten  hat,  sie  giebt  also  den  Bentenfeststellungs- 
instanzen  eine  weitestgehende  diskretionäre  Vollmacht  bezüglich 
der  Bemessung  jener  Beeinträchtigung,  die  natürlich  bei  den  In- 
stanzen ihre  durch  die  richterliche  Ueberzeugung  gezogene  Grenze 
findet. 

Sicherlich  nicht  ausschlaggebend,  aber  begründet  ist  auch 
die  Besorgniss,  dass  die  Rechtsprechung  der  Schiedsgerichte  in 
Sachen  derselben  Berufsgenossenschaft  mangels  gegenseitiger 
Fühlung  sich  verschieden  gestalten  werde. 

Schon  in  meinen  Ausführungen  über  den  gleichen  Gegen- 
stand (in  der  Zeitschrift  „Das  Rccht^,  Bundschau  für  den 
deutschen  Juristenstand,  herausgegeben  von  Dr.  Hs.  Tu.  Soergfl, 
Freilassing;  Hellwing'sche  Verlagsbuchhandlung,  Hannover;  Jahr- 
gang 1900  No.  3  S.  53)  habe  ich  darauf  hingewiesen,  dass  die 
jetzigen  berufsgenossenschaftlichen  Schiedsgerichtsbeisitzer  bei 
ihrer  Rechtsprechung  nicht  versagt  haben,  dass  ihre  Recht- 
sprechung zu  berechtigten  Einwendungen  meines  Wissens  Ver- 
anlassung nicht  gegeben  hat.  Ich  kann  das  nur  wiederholen  und 
stehe  nicht  an,  den  Beisitzern  sowohl  aus  dem  Stande  der  Arbeit- 
geber wie  der  Versicherten  uneingeschränkt  das  Zeugniss  ob- 
jektivster und  sachverständiger  Entscheidung  auszustellen,  wozu 
ich  mich  nach  meinen  Erfahrungen  in  weit  über  1000  öflFentlich- 
mündlichen  Verhandlungen  des  vorigen  Jahres  in  Unfallsachen, 
um  nur  von  diesen  zu  sprechen,  berechtigt  halten  darf. 

Der  Entwurf  sieht  vor,  dass  die  Schiedsgericbtsbeisitzer  aus 
beiden  Ständen,  Arbeitgebern  und  Versicherten,  in  Zukunft  von 
dem  Ausschüsse  der  Versicherungsanstalt  gewählt  werden  sollen  — 
die  Berufsgenossenschaften  werden  demnach  ohne  jeden  ersichtlichen 
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Grund  von  der  Beisitzerwabl  ausgeschlossen ;  denn  auch  die  Vor- 
aussetzungen für  die  Wahlen  in  jenen  Ausschuss  knüpfen  durch- 
aus   nicht  an   das   berufsgenossenschaftliche  System   an:   Arbeit- 
geber   und    Versicherte    ganz    im    Allgemeinen    können    gewählt 
werden,    Arbeitgeber   ist  aber   auch  jeder   Privatmann,    der  sich 
ein  Dienstmädchen  hält.     Ist  dies  die  grundsätzliche  Stellung  des 
Entwurfs,    so   schreibt   er  ferner   vor,    dass  die  für  den  Sitz  des 
Schiedsgerichts   zuständige  Landescentralbehörde   oder  die  durch 
sie   bestimmte   andere  Behörde   entscheidet,   wie    viele   Beisitzer 
von  dem  Ausschusse  der  Versicherungsanstalt  aus  solchen  Berufs- 
genossenschaften  oder  Ausführungsbehörden   zu    wählen,   die  im 
Bezirke  des  Schiedsgerichts  vertreten  sind.     Damit  ist  ja  in  Be- 
zug auf  die  gewerbliche  Unfallversicherung  bis  zu  einem  gewissen 
Grade    die    Möglichkeit    einer    berufsgenossenschaftUchen    Be- 
urtheilung    der    den  Schiedsgerichten    unterbreiteten  Sachen    ge- 
geben;  allein   genügend  scheint  mir    das  aus  mehreren  Gründen 
nicht   zu   sein,    einmal    desswegen   nicht,    weil  nicht   alle  Berufiä- 
genossenschaften  berücksichtigt  werden  sollen,   ja  auch  nicht  be- 
rücksichtigt werden  können,  mithin  alle  Parteien  auf  eine  berufs- 
genossenschaftliche Zusammensetzung    der   Schiedsgerichte   nicht 
rechnen  dürfen,   sodann  weil  die  ad  hoc  gewählten  Beisitzer,  fiir 
welche     es     in     Zukunft     Stellvertreter     nach     dem     Invaliden- 
versicherungsgesetze nicht  mehr  geben  wird,  ausserordentlich  oft 
werden  eingezogen  werden  müssen,    da  anzunehmen  ist,  dass  bei 
ihrer  Wahl   nicht  allein    darauf  Rücksicht  zu   nehmen  sein  wird, 
für    die     Berufungen     gegen     welche    Berufsgenossenschaft   ins- 
besondere    fachlich     sachverständige    Beisitzer    erwünscht   sind, 
sondern  auch  darauf,  welche  Berufsgenossenschaft,  bei  der  diese 
Voraussetzung   in   der    Schiedsgerichtsinstanz    gegeben   ist,  einen 
besonders  starken  Geschäftsgang  hat,  daher  namentlich  viele  Be- 
rufungen   veranlasst.      Hierin    liegt    eine    grosse  wirthschaftliche 
Zumuthung    für    diese  Beisitzer,    die    ihnen   aufzubürden   meines 
Erachtens    nicht    unbedenklich    ist,    der    Schwierigkeit    für   die 
Schiedsgerichtsvorsitzenden   gar   nicht   zu   gedenken,    welche  die- 
selben in  Folge  der  ganz  begreiflichen  häufigen  und  begründeten 
Absagen    der  Beisitzer    haben    werden,    wenn    sie    dieselben  z^ 
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Sitzungen  geladen  haben.  Wenn  die  Kommission  in  §  5  Abs.  2 
wünscht,  dass  den  Vorständen  der  Berufsgenossenschaften  und 
den  Ausfuhrungsbehörden  Gelegenheit  zu  geben  sei,  in  diesen 
Fällen  geeignete  Personen  in  Vorschlag  zu  bringen,  so  ist  dies 
zwar  immerhin  dankenswerth,  bleibt  aber  eine  halbe  Massregel. 
Seltsamerweise  hält  die  Novelle  die  berufsgenossenschaftliche 
Zusammensetzung  der  Schiedsgerichte  für  die  Verhandlungen  über 
Unfälle  aus  der  Land-  und  Forstwirthschaft  als  obligatorische 
aufrecht;  sofern  nicht  besondere  Ausnahmeverhältnisse  einzelne 
Ausnahmen  rechtfertigen.  Warum  dies  durch  die  Eigenart  der 
Verhältnisse  gerechtfertigt  wird,  wie  die  Begründung  auf  S.  28 
hervorhebt^  habe  ich  nicht  zu  ergründen  vermocht^  da  jene 
^Eigenart**  der  doch  wohl  land-  und  forstwirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse in  der  Begründung  nicht  weiter  beleuchtet  wird.  Wenn 
ich  mir  aber  die  Möglichkeiten  vergegenwärtige,  unter  denen  in 
der  Land-  und  Forstwirthschaft  gewöhnlich  Betriebsunfälle  vor- 
zukommen pflegen,  so  habe  ich  vergeblich  darüber  nachgesonnen, 
warum  zu  deren  sachverständiger  Beurtheilung  in  der  Berufungs- 
instanz gerade  Beisitzer  aus  diesen  Berufskreisen  unerlässlich 
sein  sollen.  Ich  will  nur  einige  Beispiele  zunächst  aus  der 
Landwirthschaft  nennen:  Verletzung  an  einer  landwirthschaft- 
lichen  Maschine,  Verletzung  mit  einer  Sense,  Sichel,  Hacke, 
Sturz  von  einem  Getreidefeimen,  aus  der  Luke  eines  Heu- 
bodens, von  einem  Scheunenboden  auf  die  Tenne,  von  einem 
Wagen,  Hufschlag  eines  Pferdes  oder  Hornstoss  eines  Stücks 
Rindvieh  im  Stalle  oder  ausserhalb  desselben,  Verletzung  in  Folge 
Durchgehens  der  Pferde,  Ueberfahrenwerden,  Vergiftung  durch 
Milzbrand,  Klauenseuche  u.  s.  w.  Oder  aus  der  Forstwirth- 
schaft: Verletzung  mit  der  Holzaxt  oder  Säge,  Unfall  beim  Baum- 
fällen und  Transport  der  Stämme,  Ueberfahrenwerden,  Pferde- 
schlag, Absturz,  Biss  von  einer  giftigen  Schlange  u.  dergl. 
Warum  mögen  wohl,  wenn  man  sonst  die  berufsgenossenschaft- 
liche Zusammensetzung  der  Schiedsgerichte  grundsätzlich  fallen 
lassen  will,  dennoch  zur  Beurtheilung  solcher  Unfälle  Beisitzer 
aus  der  Land-  und  Forstwirthschaft  erforderlich  sein?  Eine 
^anze    Anzahl    der    beispielsweise    angeführten    Unfallarten    und 
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manche  andere  können  ebensowohl  in  gewerblichen  oder  Baa- 
betrieben  vorkommen;  dann  bedarf  es  aber  zu  ihrer  Behandlung 
im  Schiedsgerichte  berufsgenossenschaftlicher  Beisitzer  nicht! 
Von  Seiten  der  Kommission  wird  das  eben  besprochene  Privi- 
legium des  §  7  anch  für  den  Bergbaubetrieb  gewährt. 

Ich  habe  weiter  oben  gesagt,  dass  man  bei  der  Abänderung 
der  Schiedsgerichte   allem  Anscheine  nach  mehr  an  die  Kläger^ 
wie  an  die  Beklagten  gedacht  hat.     Dies  wird  auch  recht  augen- 
fällig,  wenn  man  sich   die  Möglichkeit  der  Vertretung  der  Gre- 
nossenschaften  u.  s.  w.  vor  den  neuen  Schiedsgerichten  vergegen- 
wärtigt.    Nehmen   wir  einmal  die  Sächsisch-Thüringische  Eisen- 
und  Stahlberufsgenossenschaft    mit   dem  Sitze  in  Leipzig,   einem 
das  Königreich  Sachsen,   die  preussische   Provinz  Sachsen   und 
die   thüringischen   Herzogthümer    im    Allgemeinen    umfassenden 
Bezirke   und   im  vorigen  Jahre   weit  über  800  bei  dem  hiesigen 
Schiedsgerichte  anhängig  gewordenen  Berufungen  an.     Jetzt  be- 
steht für  diese  Genossenschaft  nur  das  Schiedsgericht  in  Leipzig; 
nach  der  Novelle  werden  über  Berufungen  gegen  diese  Beklagte 
zu     entscheiden     haben     fünf    Schiedsgerichte     im    Königreiche 
Sachsen  und  drei  in  den  anderen  Bezirkstheilen^  wenn  nicht  mehr. 
Bei  der  stark  beschäftigten  Eisen-  und  Stahlindustrie   ist  an  ein 
Zurückgehen    der   Unfallziffer   ebensowenig   zu   denken,    wie    an 
eine  Verminderung  der  Rentenherabminderungs-  oder  Einziehungs- 
falle,   also   auch  nicht  an  eine  Einschränkung  der  Zahl  der  Be- 
rufungen gegen  die  Rentenfeststellungsbescheide  dieser  Genossen- 
schaft.   Im  Gegentheil.    Es  wird  daher  kaum  zu  vermeiden  sein^ 
dass    häufig,   wenn   nicht   regelmässig    gleichzeitig  vor  mehreren 
Schiedsgerichten  gegen  diese  Genossenschaft  verhandelt  wird.   Wie 
soll  die  Genossenschaft  ohne  beträchtliche  Vermehrung  ihrer  Ober- 
beamten   vor  jedem  Schiedsgerichte   in   solchen  Fällen  vertreten 
sein?    Einen  geeigneten,  geschäftsgewandten  und  vor  allen  Dingen 
genügend  unterrichteten  und  mit  Vollmacht  versehenen  Vertreter 
muss  sie  haben;  desshalb  werden  sich  die  Vertrauensmänner,  welche 
etwa  an    den  sonstigen  Schiedsgerichtssitzen   ausserhalb  Leipzigs 
vorhanden  sind,   hierzu    weniger   eignen.     Wenn    daher   die  Ge- 
nossenschaft nicht  fast  gezwungenermassen   auf  Vertretung  ihrer 
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Interessen  ror  dem  Schiedsgerichte  in  einer  grossen  Anzahl  von 
Fällen  verzichten  will,  wird  ihr  auch  durch  Vermehrung  der 
Arbeitskräfte  ein  erheblicher  Mehraufwand  an  Kosten  erwachsen. 
Wird  sie  sich  aber  mit  anderer  Vertretung  begnügen,  so 
ist  zu  bezweifeln,  ob  sie  dieselbe  mit  so  weitgehender  Vollmacht 
Ausstatten  kann,  dass  der  Geschäftsgang  der  Schiedsgerichte  den 
zur  Beschränkung  der  Arbeitsmasse  so  sehr  nöthigen  Vortheil 
davon  hat.  Dieses  Beispiel  wird  aber  für  alle  diejenigen  Berufs- 
genossenschaften u.  s.  w.  zutreffen,  bei  welchen  die  gleichen  Ver- 
hältnisse bestehen,  wie  bei  der  erwähnten  Genossenschaft. 

Endlich  sei  noch  eines  Umstandes  gedacht,  der  nach  dem 
etwaigen  Inkrafttreten  der  Novelle  in  ihrer  jetzigen  Fassung  in 
sehr  vielen  Fällen  einen  beträchtlichen  Theil  ihres  Zwecks,  näm- 
lich den  Klägern  die  Schiedsgerichte  näher  zu  rücken,  einfach 
illusorisch  machen  wird.  Ich  meine  die  Fälle,  in  denen  die  Ver- 
letzten ihren  Aufenthalt  in  dem  Bezirke  derjenigen  Genossen- 
schaft, in  deren  Betriebe  sie  verunglückt  sind,  aufgeben  und  sich 
an  einem  Orte  niederlassen  bezw.  in  Beschäftigung  treten,  für 
welchen  bezw.  für  welche  die  vorher  bezeichnete  Berufsgenossen- 
schaft nicht  mehr  zuständig  ist.  Beispiel:  Ein  Former  ist  in 
«inem  zur  Sächsisch-Thüringischen  Eisen-  und  Stahlberufs- 
genossenschaft gehörigen  Betriebe  in  Leipzig  zu  Schaden  ge- 
kommen und  bezieht  für  den  Betriebsunfall  von  dieser  Genossen- 
schaft eine  Ünfallrente  nach  Höhe  von  60  7o  ^^^  Vollrente.  Er 
verlässt  den  Leipziger  Betrieb  und  tritt  in  den  Betrieb  von 
Krupp  in  Essen  über,  der  zweifellos  nicht  zu  der  genannten  Ge- 
nossenschaft gehört.  Nach  einiger  Zeit  erfährt  die  letztere, 
ihr  Rentenempfänger  verdiene  einen  so  hohen  Lohn,  dass  in 
seinem  Zustande  seit  der  letzten  Rentenfeststellung  eine  wesent- 
liche Besserung  eingetreten  sein  niuss.  Die  Genossenschaft  lässt 
den  Verletzten  in  Essen  ärztlich  untersuchen;  der  Befund  ergibt 
nur  mehr  eine  Beschränkung  der  Erwerbsfähigkeit  bei  ihm  durch 
den  Unfall  von  höchstens  30  7o-  ^^®  Genossenschaft  setzt 
daraufhin  die  Rente  auf  30  %  der  Vollrente  nach  §  65  Abs.  1 
Ünf.-Vers.-G.  herab,  der  Verletzte  ist  damit  nicht  einverstanden 
und    will    Berufung   gegen    den    Hescheid   erheben    —    aber    bei 
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welchem  Schiedsgerichte  hat  das  zu  geschehen?  In  dem  Scbieds- 
gerichtsbezirke,  in  welchem  Essen  liegt,  ist  die  Sächsisch- 
Thüringische  Eisen-  und  Stahlberufsgenossenschaft  natürlich  nicht 
vertreten,  also  ist  dieses  Schiedsgericht  nicht  zuständig,  folgUch 
bleibt  dem  Manne  nichts  übrig,  als  sich  an  das  Leipziger  Schieds- 
gericht zu  wenden,  dessen  Zuständigkeit  gegenüber  der  in  seinem 
Bezirke  vertretenen  Genossenschaft  ihm  nicht  zweifelhaft  ist. 
Zur  öffentlich-mündlichen  Verhandlung  vor  dem  Schiedsgerichte 
ist  der  Mann  also  trotz  Novelle  und  bester  Absichten,  ihm  die 
Berufungsvertretung  bequem  zu  machen,  gehalten,  nach  Leipzig 
zu  reisen.  Vielleicht  könnte  man  auch  das  nächste  Schieds- 
gericht, in  dessen  Bezirk  die  Genossenschaft  vertreten  ist,  vom 
Aufenthaltsorte  des  Klägers  gerechnet,  für  zuständig  halten;  eine 
weite  Keise  müsste  der  Kläger  aber  trotzdem  machen,  um  an 
den  Schiedsgerichtssitz  zu  gelangen.  Noch  mehr  treten  diese 
Fälle  hervor,  wenn  der  betreffende  Verletzte  überhaupt  seinen 
früheren  Beruf  aufgegeben  hat  und  infolgedessen  einer  Berufs- 
genossenschaft ganz  anderer  Art  zugehörig  wird,  deren  Bezirk 
sich  mit  demjenigen  seiner  früheren  Genossenschaft  ausschliesst^ 
z.  B.  es  tritt  der  Verletzte  aus  einem  zu  einer  süddeutschen 
Brauereiberufsgenossenschaft  gehörigen  Betriebe  in  einen  solchen 
der  Seeberufsgenossenschaft  über.  Man  wird  mir  zugeben,  dass 
Fälle  der  hier  beschriebenen  Art  ausserordentlich  häufig  sind. 

Was  nun  die  zukünftigen  Verhältnisse  der  Schiedsgerichte 
für  Arbeiterversicherung  hinsichtlich  ihrer  Arbeitsmenge  angeht, 
so  werden  wir  mit  Sicherheit  erleben,  dass  nichts  Anderes  er- 
zielt wird,  als  dass  die  jetzt  schon  vielbeschäftigten  Schieds- 
gerichte überlastet,  die  weniger  in  Anspruch  genommenen  nach 
wie  vor  ersteren  gegenüber  einen  unverhältnissmässig  geringen 
Geschäftsgang  haben  werden.  Das  ist  auch  ganz  natürlich.  Im 
Deutschen  Reiche  im  Allgemeinen  sowohl  wie  auch  in  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  besteht  eine  augenfällige  Verschiedenheit 
sowohl  in  der  dichteren  und  dünneren  Bevölkerung,  wie  in  den) 
Vorwiegen  der  Industrie  und  der  Landwirthschaft.  Die  Industrie 
bringt,  wo  sie  sich  nicht  schon  vorfand,  eine  dichtere  Bevölke- 
rung,   in   landwirthschaftlichen  Gegenden   niuss  naturgemäss    die 
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Bevölkerung  spärlicher  sein.  Dies  hat  zur  nothwendigen  Folge, 
dass  in  landwirthschaftlichen  Laudestheilen  nur  wenig  Industrie, 
in  industriellen  Theilen  verhältnissmässig  wenig  Land-  und  Forst- 
wirthschaft  vorhanden  ist,  mithin  ferner,  sofern  es  sich  nicht  um 
eine  ganz  besondere,  an  die  Oertlichkeit  gebundene  Industrie  han- 
delt, Industrieen  verschiedenster  Art  sich  bei  einander  anzusiedeln 
pflegen,  schon  weil  sie  vielfach  von  einander  abhängig  sind,  dass 
die  Schiedsgerichte  solcher  Industriebezirke  schon  jetzt  stark  in 
Anspruch  genommen  sind.  Wie  viel  mehr  wird  dies  aber  der 
Fall  sein,  wenn  die  Schiedsgerichte  später  für  alle  Berufungen, 
die  sich  gegen  in  ihrem  Sprengel  vertretene  Berufsgenossen- 
schaften richten,  zuständig  sein  werden,  wobei  man  ja  noch  zu 
berücksichtigen  hat,  dass  zu  allen  gewerblichen  Berufsgenossen- 
schafteu  noch  die  Baugewerks-,  die  land-  und  forstwirthschaft- 
lichen  Berufsgenossenschaften,  sowie  die  Ausführungsbehörden 
und  die  Versicherungsanstalten  hinzukommen,  von  den  Bergbau 
treibenden  Bezirken  gar  nicht  zu  reden.  In  den  vorwiegend 
Ackerbau  und  Forstwirthschaft  treibenden  Landestheilen  tritt 
dagegen  die  Industrie  zurück,  es  wird  weniger  gebaut,  auch  die 
Invalidenversicherung  ist  der  schwachen  Bevölkerung  wegen 
weniger  umfänglich.  Hatten  die  bisherigen  Schiedsgerichte 
dieser  Bezirke  daher  schon  jetzt  wenig  zu  thun,  so  werden  sie 
auch  als  Schiedsgerichte  für  Arbeiterversicherung  mit  örtlicher 
Zuständigkeit  bewandten  Umständen  nach  keinen  erheblichen 
Arbeitszuwachs  zu  gewärtigen  haben.  Ob  hiernach  also  durch 
die  Novelle  dasjenige  wirklich  gebessert  werden  wird,  was  man 
bessern  zu  müssen  vermeint,  überlasse  ich  der  Beurtheilung  der 
geneigten  Leser  dieser  Darstellung-,  ich  glaube  aber,  sie  werden 
mir  nicht  Unrecht  geben,  wenn  ich  gelinde  Zweifel  in  jenen  er- 
strebten Erfolg  setze. 

Es  giebt  einen  einzigen  Punkt,  der  mich  wünschen  lassen 
könnte,  dass  die  Abänderung  der  Schiedsgerichte  Gesetz  wird, 
und  das  ist  die  damit  verbundene  in  dem  Invalidenversicherungs- 
gesetze begründete  Pensionsberechtigung  der  Schiedsgerichts- 
beamten, an  welcher  es  zur  Zeit  noch  gebricht,  so  sehr  noth- 
wendig  sie  ist,  soll  auf  die  Dauer  den  Schiedsgerichten  ein  gutes 
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und  arbeitsfreudiges  Beamtenpersonal  erhalten  werden.  Aber 
diese  Pensionsberechtigung  wäre  auch  auf  anderem  Wege  zu  er- 
reichen. Dann  befürworte  ich  noch  eine  von  den  Oenossen- 
Schäften  wie  den  Versicherungsanstalten  unabhängige  Schieds- 
gerichtshaltung durch  Uebernahme  deren  Kosten  auf  die  Bundes- 
staaten, welche  sich  dieselben  antheilig  von  den  in  Betracht 
kommenden  Genossenschaften  und  Versicherungsanstalten  nach 
einem  etwa  in  der  Anzahl  der  verhandelten  Fälle  zu  findenden 
Massstabe  erstatten  zu  lassen  hätten.  Ich  habe  selbst  durchaus 
keinen  Anlass,  mit  dem  jetzt  bestehenden  Verhältnisse  unzu- 
frieden zu  sein,  allein  es  würde  meiner  Ueberzeugung  nach  der 
Stellung  der  Schiedsgerichte  namentlich  den  Parteien  gegenüber 
dienlicher  sein,  wenn  auch  der  Schein  ihrer  Abhängigkeit  von 
den  Berufsgenossenschaften  wegfiele.  Dass  dies  auch  nicht  das 
Geringste  mit  der  Erhaltung  der  berufsgenossenschaftlich  zu- 
sammengesetzten Schiedsgerichte,  für  welche  ich  eintrete,  zu  than 
hat  und  einen  Widerspruch  zu  meinen  bisherigen  Darlegungen 
nicht  bildet,  darüber  weiteren  Nachweis  zu  führen,  wird  mir  wohl 
erlassen  werden. 

In  einem  neuen  §  7»  schlug  die  Kommission  Folgendes  vor: 
^Das   Schiedsgericht   wählt    bei   Beginn    eines    jeden  Ge- 
schäftsjahrs in  seiner  ersten  Spruchsitzung,  in  der  Regel  nach 
Anhörung  der   für   den   betreffenden  Bezirk   oder  Bundesstaat 
zuständigen  Aerzte Vertretung   aus  der  Zahl  der  am  Sitze  des 
Schiedsgerichts   wohnenden  approbirten  Aerzte  diejenigen  aus, 
welche   als   Sachverständige    bei   den  Verhandlungen   vor  dem 
Schiedsgerichte    in    der   Regel    nach   Bedarf   zuzuziehen    sind- 
Den  zugezogenen  Sachverständigen   ist  zur  Abgabe  ihres  Gut- 
achtens  Einsicht   in    die  Akten   des    Schiedsgerichts    und   der 
Berufsgenossenschaft  zu  gewähren.     Die  Namen  der  gewählte^i 
Aerzte  sind  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

Im  üebrigen   wird    die   Durchführung    dieser  Bestimmung 
durch  die  Landeszentralbehörde  geregelt'^. 

Hiergegen  ist  nicht  viel  einzuwenden,  nur  scheint  mir  da^ 
pin  der  Regel'*  vor  „nach  Bedarf^  ein  Superfluum  zu  sein  un^ 
die  alljährliche  Wahl    der  Aerzte   eine   gewisse   Gefahr   insofern 
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zu  bilden,  als  dem  Schiedsgerichte  der  gleichmässigen  Begut- 
achtung seitens  der  in  Unfallsachen  bewanderten  Aerzte  wegen 
daran  liegen  muss,  einmal  eingearbeitete  und  als  tüchtig  an- 
erkannte Aerzte  nicht  in  Folge  von  Gegenströmungen  sei  es  in 
den  Vorschlägen  der  Aerzte?ertretung,  sei  es  in  der  zufalligen 
Zusammensetzung  der  Wähler  zu  verlieren.  Mindestens  müsste 
dem  Schiedsgerichte  auch  die  Füglichkeit  vorbehalten  bleiben, 
eintretenden  Falls  von  den  Vorschlägen  der  Aerztevertretung  ab- 
weichen zu  können. 

Zu  begrüssen  sind  die  Beschlüsse  der  Kommission  bei  §  8 
(Augenscheinnahme  von  Betriebstheilen  durch  das  Schiedsgericht), 
dass,  soweit  Diensträume  von  Behörden  oder  Fahrzeuge  der 
Marine  in  Frage  kommen,  die  zuständige  Dienst-  bezw.  Kom- 
mandobehörde um  Gestattung  zu  ersuchen  ist,  sowie  dass  die 
Beisitzer  über  die  bei  der  Besichtigung  zu  ihrer  Kenntniss  kom- 
menden Thatsachen  Verschwiegenheit  zu  bewahren  und  sich  der 
Nachahmung  von  Betriebseinrichtungen  und  Betriebsweisen,  so 
lange  sie  Geheimnisse  sind,  zu  enthalten  haben. 

Warum  am  Schlüsse  dieses  Paragraphen  dem  Schiedsgerichte 
von  der  Kommission  noch  besonders  die  Befugniss  zugesprochen 
wird,  den  Verletzten,  deren  Erscheinen  bei  der  Verhandlung  als 
erforderlich  bezeichnet  oder  angesehen  wird,  eine  Keiseentschä- 
digung  zuzubilligen,  leuchtet  mir  desswegen  nicht  ein,  weil  der 
Träger  der  Versicherung  ohnehin  die  Kosten  des  Verfahrens 
nach  §  9  Abs.  2  zu  tragen  hat,  also  auch  die  Kosten  des  Be- 
^eisverfahrens,  zu  welchen  aber  zweifelsohne  die  Reisekosten  des- 
jenigen Verletzten  gehören,  dessen  Erscheinen  vor  dem  Schieds- 
gerichte zwecks  Augenscheinnahme  oder  ärztlicher  Untersuchung 
oder  aus  einem  anderen  Grunde  des  Beweises  nöthig  ist. 

Nach  §  9  sollen  die  Kosten  des  Schiedsgerichts  von  dessen 
•orsitzenden  auf  die  Versicherungsträger  vertheilt  werden,  wie 
^e  Kommission  vorschlägt. 

Die  in  §§  10 — 19  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Or- 
ganisation, Geschäftsgang  und  Kosten  des  Reic hsver siche- 
^^ngsamts,  wie  der  Landesversicherungsämter  bringen 
2^ar  einige  Veränderungen  in  Vorschlag,    dieselben  sind  jedoch 
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nicht  grundsätzlicher  Natur.  Von  Bedeutung  ist  in  dieser  Ein- 
sicht nur  der  Vorschlag,  dass  gleich  den  aus  den  gewerblichen 
Arbeitern  berufenen  nichtständigen  Mitgliedern  des  Reichs- 
rersicherungsamts  fortan  auch  die  aus  den  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Arbeitern  hervorgehenden  Beisitzer,  welche  bis- 
her vom  Bundesrathe  berufen  werden,  von  den  land-  und  forst- 
wirthschaftlichen  Beisitzern  der  Schiedsgerichte  gewählt  werden 
sollen.  Das  Reichsversicherungsamt  soll  ferner  nach  §  10  Abs.  1 
künftig  aus  ständigen  und  nichtständigen  Mitgliedern  ohne  nähere 
Angabe  einer  Zahl  für  die  ersteren  bestehen-,  jetzt  giebt  es  ge- 
mäss §  87  Abs.  2  Unf.-Vers.-G.  mindestens  drei  ständige  Mit- 
glieder einschliesslich  des  Vorsitzenden  und  acht  nichtständige. 
Die  Kommission,  welche  im  üebrigen  die  Vorlage  billigt,  be- 
zeichnet den  Leiter  des  Reichsversicherungsamts  als  ^Präsidenten'^ 
und  schlägt  vor,  dass  der  Kaiser  aus  den  ständigen  Mitgliedern 
die  „Direktoren"  und  „Vorsitzenden  der  Spruchkammern"  er- 
nenne. 

In  §  11  Abs.  2  ist  die  Wählbarkeit  zu  Vertretern  der 
Arbeitgeber  auf  die  bevollmächtigten  Betriebsleiter  der  Genossen- 
schaftsmitglieder, ausserdem  für  Ausführungsbehörden  auf  die 
die  Geschäfte  der  Genossenschaftsvorstände  führenden  Beamten, 
sowie  die  sonstigen  Beamten  der  Betriebe,  für  welche  die  Aus- 
führungsbehörde bestellt  ist,  ausgedehnt  worden. 

Wählbar    zu    Vertretern    der    Versicherten    sind    Personen, 
die   auf  Grund    der   betreffenden   Unfallversicherungsgesetze   ver- 
sichert sind,   für  den  Bereich  der  Seeunfallversicherung  auch  be- 
fahrene  Schiff  fahrtskundige ,     welche    nicht    Rheder,    Mitrheder^ 
Korrespondentrheder   oder   Bevollmächtigte    sind  (§11  Abs.  3)- 
Die  Amtsdauer  der  Beisitzer  soll   von   vier   auf  fünf  Jahre  ver-^ 
längert  werden  (§13  Abs.  2). 

Nach  §  15  Abs.  1  sollen  die  Entscheidungen  des  Reichs^- 
versicherungsamts  in  Unfallsachen  wie  nach  dem  Invaliden^ 
Versicherungsgesetze  in  Zukunft  statt  unter  Zuziehung  von  sech^ 
Beisitzern  nur  noch  mit  mindestens  vier  (nach  dem  Kommissions-^ 
beschlusse  nur  von  fünf)  Beisitzern  neben  dem  Vorsitzenden  der^ 
Spruchkammer  unter  Zuziehung   von   zwei  richterlichen  Beamten 
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(Kommission)  erfolgen.  Beschlüsse,  durch  welche  Rekurse  ohne 
mündliche  Verhandlung  zurückgewiesen  werden^  erfolgen  in  der 
Besetzung  von  drei  Mitgliedern,  unter  denen  sich  je  ein  Ver- 
treter der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten  befinden  muss.  Im 
Uebrigen  enthalten  die  Bestimmungen  bereits  geltendes  Recht;  hier 
und  da  unter  Anlehnung  an  das  Invalidenversicherungsgesetz. 

Als  neue  Vorschläge  der  Kommission  sind  hier  noch  zu  er- 
wähnen: 

§  15».  Hat  eine  Spruchkammer  des  Reichsversicherungs- 
amts über  eine  Rechtsfrage  zu  entscheiden,  bei  der  es  sich 
nach  dem  Ermessen  derselben  um  eine  noch  nicht  festgestellte 
Auslegung  solcher  gesetzlichen  Bestimmungen  handelt,  die  von 
erheblicher  grundsätzlicher  Bedeutung  sind,  oder  will  die  Spruch- 
kammer in  einer  grundsätzlichen  Rechtsfrage  von  der  Entschei- 
dung einer  anderen  Spruchkammer  abweichen,  so  ist  über  die 
streitige  Rechtsfrage  (Feststellung  des  anzuwendenden  Grund- 
satzes) die  Entscheidung  von  drei  vereinigten  Spruchkammern 
einzuholen. 

Das  Gleiche  ist  der  Fall,  wenn  eine  Spruchkammer  von 
der  früheren  Entscheidung  der  vereinigten  Spruchkammern  ab- 
weichen will. 

Die  Entscheidung  der  Rechtsfrage  durch  die  vereinigten 
drei  Spruchkammern  ist  in  der  zu  entscheidenden  Sache 
bindend.  Sie  erfolgt  in  denselben  in  allen  Fällen  ohne  vor- 
gängige mündliche  Verhandlung. 

Die  vereinigten  drei  Spruchkammern  sind  alljährUch  im 
Voraus  zu  bestimmen. 

§  17».     Die   Gebühren    der  Rechtsanwälte   im  Verfahren 
vor    den    Schiedsgerichten    und    dem    Reichsversicherungsamte 
werden    durch    kaiserliche   Verordnung    mit   Zustimmung    des 
Bundesraths,    die    Gebühren   im   Verfahren    vor    den    Landes- 
versicherungsämtern von  den  Landesregierungen  festgesetzt. 
Eine  Vereinbarung  über  höhere  Beträge  ist  nichtig. 
Bisher    gab   es    in   dieser  Beziehung  noch  keine    festen  Be- 
stimmungen,   vielmehr    wurden   die   Rechtsanwaltsgebühren    nach 
freiem   billigen  Ermessen    der  betreffenden  Behörden  festgestellt. 
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Auch  die  Vorschriften  über  die  Landesversicherungsämter 
geben  zu  besonderen  Bemerkungen  keinen  Anlass,  da  sie  auf 
bereits  geltendem  Rechte  und  den  Bestimmungen  über  das 
Reichs  versicher  ungsamt  beruhen.  Die  Kommission  hat  keine 
Aenderungen  getroffen. 

Der  §  20  berechtigt  die  Berufsgenossenschaften  unter  Be- 
rücksichtigung der  landesgesetzlichen  Vorschriften  Einrichtungen 
zu  treffen 

1.  zur  Versicherung  ihrer  Mitglieder  gegen  Haftpflicht^ 

2.  zur  Organisation  des  Arbeitsnachweises. 

Die  Betheiligung  an  den  etwaigen  Einrichtungen  soll  frei- 
willig sein. 

Eine  der  wohlthätigen  Wirkungen  der  Unfallversicherung 
ist,  wie  die  Begründung  des  Entwurfs  auf  S.  37  ausführt,  ab- 
gesehen von  ihren  sozialen  Folgen,  die  Uebertragung  der  Haft- 
pflicht des  einzelnen  Unternehmers  aui  die  leistungsfähigere  Ge- 
meinschaft der  Berufsgenossen.  Die  Haftpflicht  ist  jedoch  durch 
die  Unfallversicherung  nur  zum  Theil,  nämlich  soweit  versicherte 
Arbeiter  in  Betracht  kommen,  beseitigt;  aber  auch  in  dieser  Be- 
schränkung besteht  unter  gewissen  Umständen  noch  ein  Rest  von 
Haftpflicht  fort,  indem  die  Unternehmer  u.  s.  w.  für  die  Auf- 
wendungen der  Berufsgenossenschaften  und  Krankenkassen  unter 
Umständen  aufkommen  müssen  (§§  96,  97  Gew.-Unf.-Vers.-G., 
§§  117,  118  Unf.-Vers.-G.  für  Land-  und  Forstwirthschaft,  §49 
Bau-Unf.-Vers.-G.,  §§  110, 111  SeeUnf.-Vers.-G.).  Die  Haftpflicht 
kann  sonach  auch  heute  noch,  namentlich  für  kleinere  Unternehmer, 
in  einzelnen  Fällen  wirthschaftlich  verhängnissvoll  werden,  während 
andererseits  die  Gesamtbelastung  nicht  bedeutend  sein  wird. 

Der  Gedanke  ist  gut  und  wird  auch  gewiss  in  berufsgenossen- 
schaftlichen  Kreisen   anerkannt  werden;    ob  das  Risiko   und   di^ 
entstehenden  Haftpflichtschäden  im  Ganzen  dagegen  den  von  deiB- 
Betheiligten  abzuverlangenden  Prämien  und  damit  der  Ansamm-^ 
lung    von  Kapitalien    entsprechen    werden,    erscheint    mir    noclm 
nicht  nachgewiesen. 

Mir  ist    die  Anknüpfung   des   Arbeitsnachweises   für  Unfall-- 
verletzte    au    die    Genossenschaften    wichtiger.      Hier    kann    viel 
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Gutes  gestiftet  und  manche  unverdiente  Noth  gelindert  werden. 
Es  ist  eine  täglich  zu  machende  Erfahrung,  dass  die  Unfall- 
verletzten darüber  klagen,  sie  seien  ihres  Unfalls  und  dessen 
Polgen  wegen  aus  der  Arbeit  entlassen  worden  und  bekämen 
keine  andere.  Gewiss  muss  man  hier  sehr  vorsichtig  zu  Werke 
gehen  und  darf  den  vorgebrachten  Klagen  keinen  blinden  Glauben 
schenken,  allein  ich  kann  aus  mancherlei  Fällen  feststellen,  dass 
es  leider  vorkommt,  dass  Arbeitgeber,  in  deren  Betrieben  ein 
Arbeiter  verunglückte,  ihn  entlassen,  weil  sie  „keine  geeignete 
Arbeit"  mehr  für  ihn  haben,  dass  andere  Arbeitgeber  ihre  ver- 
letzten Arbeiter  um  soviel  im  Lohne  zurücksetzen,  als  sie  Unfall- 
rente beziehen,  oder  dass  sie  ihnen  zwar  den  alten,  vielleicht 
auch  einen  höheren  Lohn  als  früher  zahlen,  dafür  aber  die  Unfall- 
rente einheben.  Dass  Unfallverletzte  häufig  Schwierigkeiten  bei 
der  Suche  nach  Arbeit  eben  der  Verletzung  wegen  haben, 
kann  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  namentlich  wenn  sie  im 
Alter  vorgeschritten  sind.  Die  Kommission  hat  hier  keine 
wesentlichen  Abänderungen  bewirkt.  Am  Schlüsse  hat  sie  aber 
noch  analog  dem  luvalidenversicherungsgesetze  in  einem  neuen 
§  23<^  dahin  Bestimmung  getroffen,  dass  die  günstigeren  Be- 
stimmungen der  Novelle  auch  auf  Unfälle  anzuwenden  seien, 
welche  sich  vor  dem  Inkrafttreten  der  Novelle  ereignet  haben, 
sofern  über  die  erhobenen  Ansprüche  noch  nicht  rechtskräftig 
entschieden  war. 

Vom  Reichstage  ist  die  Novelle  in  der  Passung  der 
Kommissionsbeschlüsse  mit  nur  wenigen  unerheblichen  Aende- 
i^ungen  in  zweiter  (und  schliesslich  auch  in  dritter)  Lesung  an- 
genommen worden. 

Diese  Bemerkungen  zu  dem  sog.  Mantelgesetze  mögen  ge- 
'iügen.  Ich  wende  mich  nun  zu  den  Anlagen  desselben,  den 
einzelnen,  schon  früher  angeführten  Unfallversicherungsgesetzen, 
'^'obei  ich  aber  Veranlassung  haben  werde,  dieselben  theilweise 
^ömeinschaftlich  zu  behandeln,  soweit  gleichlautende  oder  inhalt- 
lich gleiche  Bestimmungen  in  Betracht  kommen. 
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Das  Gewerbennfallversicherangsgesetz. 

Im  Allgemeinen  haben  die  von  dem  Entwürfe  vorgeschlagenen 
Abänderungen  der  bisherigen  Gesetzeslage  Anspruch  auf  Billi- 
gung, zumal  sie  nicht  nur  entstandenen  Bedürfnissen  Rechnung 
tragen,  sondern  auch  gewisse  Unsicherheiten  in  der^Handhabung 
der  Unfallversicherung  beseitigen,  Härten  ausgleichen.  Wenn 
dabei  durch  die  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  und  die 
Erhöhung  der  Leistungen  den  Unternehmern  und  den  Ge- 
nossenschaften weitere  Lasten  aufgebürdet  werden,  so  wird  man 
gerade  im  Hinblick  auf  das  in  dieser  Beziehung 'hervorgetretene 
Bedürfniss  kaum  fehlgehen,  wenn  man  sich  auf  die  Opferwillig- 
keit der  Arbeitgeber  verlässt,  deren  Vertretung  im^^Reichstage 
das  Zustandekommen  der  Gesetzgebung  insoweit  nicht  in  Zweifel 
stellt. 

Gleich   die  ersten  Paragraphen   des  Entwurfs  '^enthalten  die 
Ausdehnung    der    Versicherungspflicht.      §    1    in    seiner    neuen, 
übrigens  von  der  Kommission  unberührt  gelassenen   Gestalt  be- 
zieht in  die  Versicherungspflicht  ein:  die  gewerblichen  Brauereien, 
die  Gewerbebetriebe,  welche  sich  auf  die  Ausführung  von,  ausser  den 
bereits  versicherungspflichtigen  Maurer-,  Zimmerer-,  Dachdecker- 
arbeiten, durch  Beschluss  des  Bundesraths  für  versicherungspflich- 
tig erklärten  Bauarbeiten,  oder  von  Schlosser-,  Schmiedearbeiten 
erstrecken,   sowie   das  Fensterputzer-   und   Fleischergewerbe,  die 
Lagereibetriebe,  die  mit  einem  Handelsgewerbe  verbundenen  Fuhr- 
werks-, Lagerungs-  und  Holzfällungsbetriebe,  sofern  der  Inhaber 
im  Handelsregister  eingetragen  steht.     In  §  1*  werden    den  Be- 
triebsbeamten im  Sinne  des  Gesetzes  die  Werkmeister  und  Tech- 
niker gleichgestellt  (dasselbe  geschieht  in  §  1  Bau-Unf.-Vers.  G-)* 
auch    den    Fabriken    die    Betriebe,     in    denen    durch    Elektrioi* 
tat   oder   durch   thierische   Kraft   bewegte   Triebwerke   zur  Ve^' 
Wendung  kommen,   abgesehen  von   den   bereits  jetzt   bestehend^^ 
Ausnahmen  (land-  und  forstwirthschaftliche  Nebenbetriebe  dies^^ 
Art,    nur   vorübergehende    Benutzung   einer   nicht   zur   Betrieb^' 
anläge    gehörenden    Kraftmaschine).     §    1^    erstreckt    die    \eT" 
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jcherung  auf  häusliche  und  andere  Dienste,  zu  denen  versicherte 
.^ersonen  neben  der  Beschäftigung  im  Betriebe  von  ihren  Arbeit- 
;ebern  oder  von  deren  Beauftragten  herangezogen  werden 
ebenso  §  1*  Bau-Ünf.-Vers.-G.,  Unf.-Vers.-G.  für  Land-  und 
''orstwirthschaft,  in  letzterem  mit  der  Erweiterung,  dass  die  Ver- 
icherung  durch  Statut  auch  für  Betriebsunternehmer  auf  die 
lit  der  Land  wir  thschaft  in  Zusammenhang  stehenden  haus  wir  th- 
chaftlichen  Verrichtungen  ausgedehnt  werden  kann,  und  des 
•eeunfallversicherungsgesetzes  mit  der  Erweiterung  auf  Dienst- 
nstungen  versicherter  Personen  bei  Rettung  oder  Bergung  von 
^ersonen  und  Sachen).  In  §  1^  Gew.-Unf.-Vers.-G.,  §  1**  Bau- 
Fnf.-Vers.-G.  und  Landw.-Unf-Vers.-G.  wird  der  Reichskanzler 
rmächtigt,  unter  Zustimmung  des  Bundesraths  mit  den  Regie- 
angen  solcher  Staaten,  die  für  Arbeiter  und  Betriebsbeamte 
ine  der  deutschen  Unfallversicherung  entsprechende  Fürsorge 
urchgeführt  haben,  im  Falle  der  Gegenseitigkeit  Abkommen  zu 
chliessen,  durch  welche  die  Anwendung  dieser  Gesetze 

1.  auf  Betriebe  im  Inlande,  welche  Bestandtheile  eines  aus- 
üidischen  Betriebes  darstellen,  ausgeschlossen, 

2.  auf  Betriebe  im  Auslande,  welche  Bestandtheile  eines  ver- 
icherungspflichtigen  inländischen  Betriebs  darstellen,  erstreckt  wird. 

In  theilweiser  Nachbildung  bezw.  unter  Erweiterung  auch 
[er  bezüglichen  Bestimmungen  des  Gewerbeunfallversicherungs- 
;e8etzes,  des  Bauunfallversicherungsgesetzes  und  des  Landwirth- 
ichaftsunfallversicherungsgesetzes  schreibt  ferner  §  2  Gew.-Unf.- 
\rers.-G.  vor,  dass  die  Versicherungspflicht  durch  Statut  auf  Be- 
iriebsunternehmer,  deren  Jahresarbeitsverdienst  2000  Mk.  nicht 
ibersteigt,  oder  welche  nicht  regelmässig  mehr  als  zwei  Lohn- 
tfbeiter  beschäftigen,  erstreckt  werden  kann.  Bei  der  Versiche- 
Ung  von  Betriebsbeamten  ist  der  volle  Jahresarbeitsverdienst  zu 
Jrunde  zu  legen.  Betriebsunternehmer,  deren  Jahresarbeitsverdienst 
*O00  Mk.  nicht  übersteigt  oder  welche  nicht  regelmässig  mehr  als 
wei  Lohnarbeiter  beschäftigen,  sind  berechtigt,  gegen  die  Folgen 
Ob  Betriebsunfällen  sich  selbst  zu  versichern.  Durch  Statut 
•ann  diese  Berechtigung  auf  Unternehmer  mit  einem  höheren 
'^ahresarbeitsverdienste    erstreckt    werden.     Durch    Statut    kann 


—     480     — 

femer  bestimmt  werden ,  dass  und  unter  welchen  Bedingungen 
gegen  die  Folgen  der  bei  dem  Betriebe  oder  Dienste  sich  er- 
eignenden Unfälle  versichert  werden  können 

a)  im  Betriebe  beschäftigte,  bisher  noch  nicht  versicherte  Per- 
sonen durch  den  Betriebsunternehmer; 

b)  nicht  im  Betriebe  beschäftigte,  aber  die  Betriebsstätte  be- 
suchende Personen  durch  den  Betriebsunternehmer  oder  den 
Vorstand  der  Berufsgenossenschaft; 

c)  Organe  und  Beamte  der  Berufsgenossenschaft  durch  deren 
Vorstand. 

Abgesehen  von  unerheblichen  redaktionellen  Aenderungen 
hat  die  Kommission  auch  die  statutarische  Versicherung  der 
Hausgewerbetreibenden  der  nach  §§  1  flf.  versicherten  Betriebe  vor- 
geschlagen. 

Es    seien    zu    diesen   Neuerungen    einige  Bemerkungen   ge- 
stattet.    Die  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  auf  alle  ge- 
werbHchen  Brauereien  muss  als  ein  grosser  Fortschritt  bezeichnet 
werden,  mit  welchem  die  bisher  in  der  Rechtsprechung  zu  ziehen- 
den   seltsamen    Konsequenzen    endgiltig   wegfallen.     Es    gab   im 
Jahre    1897,    wo    die    letzten    Erhebungen    hierüber    angestellt 
wurden,  im  Deutschen  Reiche  16  625  gewerbsmässige  Brauereien, 
von  welchen  nur  5179  versicherungspflichtig,  die  anderen  11446 
es  aber  nicht  waren  und  warum?     Weil  die  Unfallversicherungs- 
pflicht der  Brauereien  jetzt  auf  die  fabrikmässigen  Betriebe  be- 
schränkt ist,  die  handwerksmässigen  Brauereibetriebe  von  ihr  aber 
nicht  ergriff'en  werden.    Auf  diesen  Unterschied  weiter  einzugehen, 
kann  hier  unterbleiben,   nur   muss   auf  die  Folge  desselben  hin- 
gewiesen werden.    Diese  besteht  darin,  dass  alle  Brauereiarbeiter 
der    handwerksmässigen,    also   kleinen,    meist   in   ihren   Einrich- 
tungen und  Baulichkeiten  minderwerthigen  Brauereien  nicht  gegen 
Betriebsunfälle   versichert   sind,    obwohl   der   Betrieb   gerade  in 
diesen  Brauereien  in  Folge  des  Fehlens  zweckmässiger  maschineller 
Einrichtungen,   der   engen  Räumlichkeiten,   schlechten  TreppcD, 
ungenügenden   Beleuchtung   entschieden   viel  gefahrlicher  ist,  ak 
in  den  Grossbetrieben,  wozu   noch  die  Betriebsgefahr  durch  das 
rollende  Material  und  den  Fuhrwerksbetrieb  kommt. 
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Ebenso  abänderungsbedürftig  sind  die  Versicherungsverhält- 
nisse  der  mit  den  Bauten  verknüpften  Gewerbebetriebe.  Ist  von 
ihnen  bisher  überhaupt  nur  ein  Theil  versichert,  so  bringt  das 
nahe  Beisammensein  dieser  und  nicht  versicherungspflichtiger  Be- 
triebe auf  Bauten  jederzeit  ein  gegenseitiges  Aushelfen  der  ein- 
zelnen Arbeiter  mit  sich,  sodass  es  unter  Umständen  überaus 
schwierig  ist,  festzustellen,  ob  und  in  welchem  Betriebe  ein  Ver- 
letzter gerade  zur  Zeit  des  Unfalls  versichert  gewesen  ist.  Hierzu 
kommt  noch,  dass  die  jetzt  versicherten  Betriebe  dieser  Art  eben 
nur  bei  der  Ausführung  von  Arbeiten  auf  Bautep  versichert  sind, 
nicht  aber  als  Werkstättenbetriebe;  dass  es  hier  namentlich  be- 
züglich der  Lohnnachweisungeu  häufig  zu  Differenzen  der  Ge- 
nossenschaften mit  den  Unternehmern  und  demzufolge  oft  zu 
Streitigkeiten  hinsichtlich  der  Betriebszugehörigkeit  der  Arbeiter 
kommt,  liegt  auf  der  Hand. 

Ganz  ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  jetzt  bei  anderen  Be- 
trieben, die  aus  einem  versicherungspflichtigen  und  einem  nicht- 
versicherungspflichtigen Theile  bestehen,  z.  B.  bei  den  Apotheken, 
die,  soweit  in  ihrem  Betriebe  kohlensäurehaltige  Wässer  fabri- 
ziert werden,  der  Versicherungspflicht  unterliegen,  während  ihr 
Personal  bei  der  Bearbeitung  von  kochenden,  ätzenden,  giftigen 
oder  explosionsfähigen  Stoffen  zwar  in  gleichem  Masse  der  Ge- 
fahr von  Unfällen  ausgesetzt,  gegen  deren  Folgen  aber  gesetzlich 
nicht  versichert  ist. 

Zu  Unzuträglichkeiten  hat  es  ferner  geführt,  dass  die  in  ge- 
werblichen und  anderen  Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  von 
ihren  Arbeitgebern  vielfach  auch  zu  häuslichen  oder  sonstigen 
privaten  Dienstleistungen  herangezogen  werden,  und  wenn  sie 
hierbei  einen  Unfall  erleiden,  keinen  Rentenanspruch  haben,  weil 
sie  in  soweit  nicht  versichert  sind. 

Ob  die  Einschränkung,  dass  der  Inhaber  eines  mit  einem 
Handelsgewerbe  verbundenen  Fuhrwerks-,  Lagerungs-  oder  Holz- 
fallungsbetriebs  im  Handelsregister  eingetragen  sein  muss,  wenn 
diese  Betriebe  unter  die  Versicherung  fallen  sollen,  der  guten 
Absicht  des  Gesetzgebers  nicht  hinderlich  sein  wird,  möchte  ich 
fast  glauben,  wenn  ich  daran  denke,  wie  viele  Untälle  z.  B.  gerade 
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in  den  kleineren  Holz-  und  Kohlenhandlungsbetrieben,  welche 
gewiss  zum  grössten  Theile  im  Handelsregister  nicht  eingetragen 
stehen,  vorkommen. 

Die  in  §  3  Gew.-Unf.-Vers.-G.  enthaltene  Ermittelung  des 
Jahresarbeitsverdienstes  hat  insofern  eine  Erweiterung  erfahren, 
als  der  Entwurf  den  als  Gehalt  oder  Lohn  geltenden  Tan- 
tiemen und  Naturalbezügen  „sonstige  Bezüge,  welche  ganz 
oder  theilweise  an  Stelle  des  Gehalts  oder  Lohns  treten" 
beigesellt,  was  die  Kommission  noch  mehr  ausgedehnt  hat, 
indem  sie  diese  .den  Versicherten,  wenn  auch  nur  gewohnheits- 
massig,  gewährten  Bezüge  anrechnungsfähig  machen  will.  Diese 
Erweiterung  hat  für  die  Versicherten,  wenigstens  mancher  Ge- 
werbszweige,  grossen  Werth,  da  darnach  die  Trinkgelder  in 
der  Kegel  angerechnet  werden  können,  z.  B.  die  der  Kutscher 
in  den  Lohnfuhrwerksbetrieben,  der  Arbeiter  in  den  Spedi- 
tions-  und  Möbeltransportbetrieben  u.  s.  w.  Mindestanrech- 
nungsfahiger  Lohn  wird  in  Zukunft  stets  das  SOOfache  des 
ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  erwachsener  Tagearbeiter 
sein. 

In  Bezug  auf  den  Gegenstand  der  Versicherung  und  den 
Umfang  der  Entschädigung  bringt  die  Novelle  eine  ganze  Reihe 
auch  von  der  Kommission  gebilligter  Neuerungen  bezw.  Aus- 
dehnungen. So  kann  der  Entschädigungsanspruch  nach  §  5 
Gew.-Unf.-Vers.-G.  und  Landw.-Unf.-Vers.-G.  ganz  oder  theil- 
weise abgelehnt  werden,  wenn  der  Verletzte  den  Unfall  bei  Er- 
gehung eines  durch  strafgerichtliches  Urtheil  festgestellten  Ver- 
brechens oder  vorsätzlichen  Vergehens  sich  zugezogen  hat.  In 
Fällen  der  letzteren  Art  kann  aber  die  Rente,  sofern  der  Ver- 
letzte im  Inlande  wohnende  Angehörige  hat,  welche  im  Falle 
seines  Todes  Anspruch  auf  Rente  haben  würden,  ganz  oder  theil- 
weise den  Angehörigen  überwiesen  werden. 

Die  Ablehnung  kann,  auch  ohne  dass  die  vorgesehene  Fest- 
stellung durch  strafgerichtliches  Urtheil  stattgefunden  hat,  ein- 
treten, falls  diese  Feststellung  wegen  des  Todes  oder  der  Ab- 
wesenheit des  Betreffenden  oder  aus  einem  anderen  in  seiner 
Person  liegenden  Grunde  nicht  erfolgen  kann. 
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Abgesehen  von  redaktionellen  Aenderungen  bestehen  nach 
\  5»  Gew.-Unf.-Vers.-G.,  §  6  Landw.-Unf.-Vers.-G.,  §  9  See- 
Jnf.-Vers.-G.  die  Leistungen  der  Genossenschaft  vom  Beginne  der 
4.  Woche  nach  dem  Unfälle  ab  bezw.  für  die  Zeit  nach  Been- 
[igung  der  gesetzlichen  Fürsorgepflicht  des  Rheders  ausser  in 
er  freien  ärztlichen  Behandlung,  Arznei  und  sonstigen  Heil- 
litteln  und  der  Rente  neuerdings  in  der  Gewährung  der  zur 
iicherung  des  Erfolgs  des  Heilverfahrens  und  zur  Erleichterung 
er  Folgen  der  Verletzung  erforderlichen  Hilfsmittel  (Krücken, 
itützapparate  u.  dgl.). 

Zu  diesen  letzteren  Leistungen  sind  die  Genossenschaften 
ur  Zeit  nicht  verpflichtet,  wiewohl  auch  nicht  behindert,  sie  zu 
ewähren.  Nur  insofern  hat  ihre  Nichtgewährung  einen  gewissen 
iinfluss,  als  die  Beurtheilung  des  Grads  der  Erwerbsfähigkeit 
es  Verletzten  Seitens  der  Instanzbehörden  dann  eine  andere  sein 
1US8,  d.  h.  in  der  Richtung,  dass  z.  B.  der  Verletzte,  welcher 
in  Bein  verloren  hat,  dadurch  solange  höher  in  seiner  Erwerbs- 
ihigkeit  geschädigt  ist,  als  ihm  die  Genossenschaft  keine  Pro- 
liese  auf  ihre  Kosten  beschafft. 

In  das  Ermessen  der  Genossenschaften  soll  es  ferner  in 
iukunft  gestellt  sein,  dem  Verletzten  die  ihm  gewährte  Theil- 
snte  vorübergehend  bis  zum  Betrage  der  Vollrente  zu  erhöhen, 
3lange  er  in  Folge  des  Unfalls  thatsächlich  und  unverschuldet 
rbeitslos  ist.  Die  Kommission  hat  dies  noch  ausgedehnt,  indem 
ie  vorschlägt,  dem  völlig  erwerbsunfähigen  Verletzten,  welcher 
1  Folge  des  Unfalls  auch  derart  hilflos  geworden  ist,  dass  er 
hne  fremde  Wartung  und  Pflege  nicht  bestehen  kann,  für  die 
)auer  dieser  Hilflosigkeit  die  Rente  bis  zu  lOO^o  des  Arbeits- 
erdienstes, also  nicht  blos  bis  zur  Vollrente  (66^/370  des 
ahresarbeitsverdienstes)  zu  erhöhen.  Wird  dagegen  ein  zur  Zeit 
es  Unfalls  bereits  dauernd  völlig  erwerbsunfähiger  Verletzter 
urch  den  Unfall  derart  hilflos  (s.  vorher),  so  soll  ihm  eine  Rente 
is  zur  Hälfte  der  Vollrente  gewährt  werden,  während  er  ohne 
iese  Komplikation  nur  freie  ärztliche  Behandlung  u.  s.  w.,  aber 
eine  Rente  zu  beanspruchen  haben  würde.  Diese  Aenderungen 
ind  von  grossem  Wohlwollen  für  die  Verletzten  getragen. 

32* 
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Eine  oft  recht  grosse  Schwierigkeit  bietet  die  jetzige  Fest- 
stellung des  Jahresarbeitsverdienstes  eines  Verletzten,  der  zur 
Zeit  seines  Betriebsunfalls  noch  nicht  ein  Jahr  in  dem  Betriebe 
beschäftigt  war,  in  dem  er  verunglückt  ist.  In  solchem  Falle  ist 
nämlich  derjenige  Betrag  zu  Grunde  zu  legen,  welchen  während 
dieses  Zeitraumes  Arbeiter  derselben  Art  in  demselben  Betriebe 
oder  in  benachbarten  gleichartigen  Betrieben  durchschnittlich  be- 
zogen haben.  Nur  erwähnt  sei,  dass  die  Mehrheit  „benachbarte 
gleichartige  Betriebe",  wie  sie  das  jetzige  Gesetz  in  §  5  Abs.  4 
bezeichnet,  unbequem  ist,  weil  die  Kläger  öfter  verlangen,  dass 
die  aus  der  gesetzlichen  Bestimmung  erwachsenden  Erörterungen 
in  mehreren  solcher  benachbarter  gleichartiger  Betriebe  angestellt 
werden,  während  die  Rechtsprechung  dabei  einen  Betrieb  ge- 
nügen lässt.  Es  könnte  aber  nichts  schaden,  wenn  man  die  Ein- 
heit statt  der  Mehrheit  in  die  Novelle  aufnehme.  Die  angedeutete 
Schwierigkeit  ergiebt  sich  aus.  der  gesetzlichen  Vorschrift  selbst, 
da  zunächst  sehr  viele  Arbeiter  nicht  ein  volles  Jahr  in  dem 
Betriebe  sind,  in  dem  sie  verunglücken,  es  alsdann  häufig  keinen 
Arbeiter  derselben  Art  in  demselben  oder  in  dem  benachbarten 
gleichartigen  Betriebe,  ja  oft  überhaupt  den  letzteren  nicht  giebt. 
Zur  Beseitigung  der  hieraus  allenthalben  entstehenden  Schwierig- 
keit ordnet  die  Novelle  dankenswerther  Weise  an,  dass,  w^enn 
die  vorher  erwähnten  Feststellungen  nicht  möglich,  der  SOOfache 
Betrag  desjenigen  Tagesarbeitsverdienstes  zu  Grunde  zu  legen 
ist,  welchen  der  Verletzte  während  der  Dauer  der  Beschäftigung 
im  Betriebe  durchschnittlich  bezogen  hat. 

Eine  Verschlechterung  des  Zustands  gegen  früher  bringt  der 
Entwurf  in  §  5^  Gew.-Ünf.-Vers.-G.  dadurch,  dass  er  vorschlägt^ 
die  Unfallrenten  der  jugendlichen  Personen  bis  zum  vollendetem 
16.  Lebensjahre,  wenn  ihr  Arbeitsverdienst  den  ortsüblichei^ 
Tagelohn  nicht  erreicht,  nachdem  für  solche  festgesetzten  orts- 
üblichen Tagelohne,  von  diesem  Zeitpunkte  ab  aber  nach  de 
ortsüblichen  Tagelohne  Erwachsener  zu  bemessen.  Jetzt  werde 
auch  die  Renten  der  jugendlichen  Personen  nach  dem  orts^ 
üblichen  Tagelohn  Erwachsener  festgestellt  (§  6  Abs.  6  Unf. — 
Vers.-G.). 
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Für  diese  Abänderung  tritt  die  Begründung  von  dem  Stand- 
punkte aus  ein,  dass  der  jugendliche  Verletzte  jetzt  mehr  Rente 
beziehe,  als  sein  Verdienst  vor  dem  Unfälle  betrug.  Man  wird 
hiergegen  nicht  viel  einwenden  können,  wie  auch  die  Kommission 
diesen  Paragraphen,  ebenso  die  §§  b^^,  in  welchen  einige  Neue- 
rungen bezüglich  der  Unterbringung  von  Verletzten  in  Heil- 
anstalten Seitens  der  Krankenkassen  u.  s.  w.  und  des  Kosten- 
ersatzes Seitens  der  Genossenschaften  sowie  hinsichtlich  der 
Uebernahme  der  Unternehmerleistungen  auf  die  ersten  13  VP'ochen 
nach  dem  Unfälle  für  die  nicht  nach  dem  Krankenversicherungs- 
gesetze versicherten  und  verletzten  Arbeiter  durch  die  Genossen- 
schaft und  bezüglich  der  Ersatzleistung  enthalten  sind,  nicht  be- 
anstandet hat. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  §  5«  Gew.-Unf.-Vers.-G., 
§  6^  Landw.-Unf.-Vers.-G.,  §  10»  See-Unf.-Vers.-G.,  welcher  mu- 
tatis  mutandis  Folgendes  bestimmt:  „Wenn  der  aus  der  Kranken- 
versicherung erwachsende  Anspruch  auf  Krankengeld  vor  dem 
Ablaufe  von  13  Wochen  nach  Eintritt  des  Unfalls  wegfällt,  aber 
bei  dem  Verletzten  noch  eine  Beschränkung  der  Erwerbsfähig- 
keit fortbesteht,  für  welche  ihm  nach  Ablauf  dieser  Zeit  ein  An- 
spruch auf  Unfallrente  zustehen  würde,  so  ist  diese  Rente  dem 
Verletzten  von  der  Berufsgenossenschaft  bis  zur  Höhe  des 
Krankengelds  einschliesslich  des  aus  §  5<^  Abs.  1  sich  ergeben- 
den Mehrbetrags  (Unternehmerzuscbuss  zum  Krankengeld  vom 
Beginne  der  fünften  Woche  nach  dem  Unfall  ab  bis  zum  Ab- 
laufe der  13.  Woche)  schon  von  dem  Tage  ab  zu  gewähren,  an 
welchem  der  Anspruch  auf  Letzteres  wegfällt." 

Die  Kommission  ist  hier  noch  etwas  weiter  gegangen,  indem 
sie  sagt:  „Wenn  (wie  oben)  .  .  .  eine  noch  über  die  13.  Woche 
hinaus  andauernde  Beschränkung  der  Erwerbsfähigkeit  zurück- 
geblieben ist,  so  hat  die  Berufsgenossenschaft  dem  Verletzten 
die  Unfallrente  schon  von  dem  Tage  ab  zu  gewähren,  an  welchem 
der  Anspruch  auf  Krankengeld  in  Wegfall  kommt.  Erachtet  die 
Berufsgenossenschaft  die  Voraussetzungen  des  Anspruchs  schon 
vor  dem  Ablauf  der  13.  Woche  nach  dem  Unfälle  für  gegeben, 
60  hat  sie  die  Rente  zu  diesem  früheren  Zeitpunkte  festzustellen. 
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Durch  Statut  kann  bestimmt  werden,  dass  die  Rente  nach 
dem  Wegfalle  des  Anspruchs  auf  Krankengeld  auch  dann  zu  ge- 
währen ist,  wenn  nach  jenem  Zeitpunkte  zwar  noch  eine  Be- 
schränkung der  Erwerbsfähigkeit  in  Folge  des  Unfalls  verbUeben 
ist,  aber  voraussichtlich  schon  vor  Ablauf  der  13.  Woche  nadi 
dem  Unfälle  fortfallen  wird.'^ 

Der  Zweck  dieser  Neuerungen,  für  welche  ich  der  Kom- 
missionsfassung den  Vorzug  gebe,  ist  offenbar.  Es  kommt  über- 
aus häufig  vor,  dass  Unfallverletzte  lange  vor  dem  Beginne  dff 
14.  Woche  nach  dem  Unfälle,  bis  wohin  die  Verpflichtung  der 
Krankenkassen  zur  Zahlung  des  Krankengeldes  an  den  Verletzten 
für  den  Fall  dauert,  dass  er  so  lange  erwerbsunfähig  krank 
bleibt,  wieder  erwerbsfähig  werden  und  in  Folge  dessen  das 
Krankengeld  einbüssen,  aber  ungeachtet  ihrer  durch  den  Unfall 
herbeigeführten  Beeinträchtigung  der  Erwerbsfahigkeit  von  da  ab 
noch  keine  Unfallrente  erhalten  können,  eben  weil  die  Verpflich- 
tung der  Berufsgenossenschaften  hierzu  erst  mit  der  14.  Woche 
nach  dem  Unfälle  beginnt.  Dadurch  entsteht  für  die  Verletzten 
eine  grössere  oder  kleinere  Zwischenzeit,  während  welcher  sie  für 
die  ihnen  thatsächhch  durch  den  Betriebsunfall  entstandene 
Beeinträchtigung  der  Erwerbsfähigkeit  nicht  entschädigt  werdeo. 
Dies  ist  unbedingt  eine  vom  Gesetzgeber  nicht  gewollte  Unbillig- 
keit, welche  mit  der  beabsichtigten  Neuerung  beseitigt  werden 
soll,  und  zwar  meines  Erachtens  durch  den  Kommissionsvorsclilag 
zweckmässiger,  als  nach  dem  Wortlaute  der  Vorlage.  Denn 
wenn  ersterer  die  Rente  als  solche  gewähren  will,  so  ist  sie  von 
der  Höhe  des  Krankengeldes  und  des  Unternehmerbeitrags  un- 
abhängig und  richtet  sich  lediglich  nach  der  festgestellten  Ein 
busse  des  Verletzten  an  seiner  Erwerbsfälligkeit. 

Dann  bestimmt  die  Vorlage  im  letzten  Absätze  von  §  5' 
u.  s.  w.  unter  Billigung  der  Kommission  weiter: 

„Hat  die  Krankenkasse  die  ihr  aus  der  Kranken  versiehe 
rung  oder  hat  der  Betriebsunternehmer  die  ihm  aus  §  ö* 
Abs.  2  obliegenden  Leistungen  vor  dem  Ablaufe  der  13.  Woche 
zu  Unrecht  eingestellt,  so  geht  der  Anspruch  des  Verletzten 
auf   Krankengeld    auf   die    Berufsgenossenschaft   bis   zu   dem- 
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jenigen  Betrage  über,   welcher  der  gemäss  Abs.  1    gewährten 
Entschädigung  gleich  kommt. ^ 
Dies  ist  nur  eine  Konsequenz   der  ersteren  Vorschrift;   nur 
meine   ich,   dass  die  Fassung   möglicherweise   nicht  mehr  zu  der 
Abänderung   der  Kommission   in  Abs.  l   passt,   weil  die  jetzige 
f^assung  des  letzten  Absatzes  des  Paragraphen  unter  Umständen 
die  Krankenkasse  zur  Erstattung  der  Vollrente  an  die  Genossen- 
schaft,  also  jedenfalls  zu  Leistungen  verpflichten  würde,   welche 
über    dasjenige    weit    hinausgehen    können,    was    ihr    nach    dem 
X^rankenversicherungsgesetze  obliegt.     Es  ist  nicht  ersichthch,  ob 
die  Kommission  das  gewollt  hat. 

Während   weiter  §  5^  Gew.-Unf.-Vers.-G.   einige   nicht   er- 
hebliche  redaktionelle    Aenderungen    und  eine  feste  Umgrenzung 
der  Zuständigkeit   in  Bezug    auf  Streitigkeiten   über   die   vorher 
besprochenen  Leistungen  bringt,  die  Kommission  auch  keine  Be- 
anstandung dessen  hat  eintreten  lassen,  beschäftigt  sich  §  6  Gew.- 
Xjnf..Ver8.-G.,  §  7  Landw.  Unf.-Vers.-G.  u.  s.  w.  mit  dem  Schaden- 
ersatze in  Fällen  der   Tödtung.     Abgesehen   von  redaktionellen 
Aenderungen  ist   zu  bemerken,   dass    der   Kommissionsvorschlag 
von  der  Vorlage  nur  insofern  abweicht,  als  ersterer  das  Mindest- 
sterbegeld von  30  Mk.  auf  50  Mk.  erhöht.     In  Ziflf.  2  von  Abs.  1 
spricht    die   Vorlage   von    dem   „Verstorbenen"    statt  des   „Ge- 
tÖdteten''  und  wohl  mit  Recht,  indem  sie  damit  besser  zum  Aus- 
drucke  bringt,   dass   die  Schadenersatzansprüche   auch   bestehen, 
wenn   der  Verletzte  in  Folge   des  Unfalls  erst  später  stirbt  und 
nicht  sofort  durch  den  Unfall  getödtet  wird. 

Ist  der  der  Berechnung  der  Schadenersatzleistung  zu  Grunde 
2a  legende  Arbeitsverdienst  in  Folge  eines  früher  erlittenen,  nach 
den  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  über  Unfallversicherung  ent- 
schädigten Unfalls  geringer  als  der  vor  diesem  Unfälle  bezogene  Lohn, 
So  ist  die  aus  Anlass  des  früheren  Unfalls  bei  Lebzeiten  bezogene 
Rente  dem  Arbeitsverdienste  bis  zur  Höhe  des  der  früheren  Renten- 
feststellung zu  Grunde  gelegten  Arbeitsverdienstes  hinzuzurechnen. 
Die  von  der  Kommission  gebilligten  Neuerungen  des  §  6* 
Gew..Unf.-Vers.-G.,  §  7»  Landw.-Unf.-Vers.-G.,  §  13^  See-Unf.- 
Vers.-G.  u.  s.  w.  sind  in  der  Hauptsache  die  nachstehenden: 
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1.  Hinterbliebenenrente  für  jedes  Kind  20%  ^^^  Jahres- 
arbeitsverdienstes des  Verstorbenen,  während  jetzt  den  Kindern 
nur  je  15  7o  gewährt  werden. 

2.  Im  Falle  der  Wiederverheirathung  erhält  die  Wittwe 
60  7o  d®8  Jahresarbeitsverdienstes  (des  Verstorbenen)  als  Ab- 
findung —  jetzt  den  dreifachen  Betrag  ihrer  Jahresrente. 

3.  Obwohl  der  Anspruch  der  Wittwe  ausgeschlossen  is^, 
wenn  die  Ehe  erst  nach  dem  Unfälle  geschlossen  worden  is^, 
kann  die  Berufsgenossenschaft  in  besonderen  Fällen  auch  dan^ii 
eine  Wittwenrente  gewähren. 

Hier  möchte  es  sich  aus  stilistischen  Gründen  empfehle-», 
die  Ausschliessung  des  Anspruchs  der  Wittwe  im  Vordersat  ^e 
nur   „in    der  Regel"    auszusprechen.     Merkwürdigerweise  Ife  ^ 
die   Vorlage   die  Ausnahmefälle   nicht,   auch  nicht  einmal  im 
Allgemeinen  fest.     Nach  der  Begründung  ist  an  die  Fälle  fa^e- 
dacht,  in  welchen  die  Ehe  zwar  nach  dem  Unfälle  geschlos»«ii 
worden  ist,  der  Verletzte  aber  lange  nach  der  Eheschliessuci^^ 
mithin  auch  nach  dem  Unfälle  stirbt,  oder  wenn  die  Eheschliessun^ 
zur  Zeit    des    Unfalls    unmittelbar    bevorstand    und    vielleicLf 
schon  voreheliche  Kinder  der  Brautleute  vorhanden  waren. 

Der  Wittwenrentenanspruch  kann  ganz  oder  theilweise  ab- 
gelehnt werden,  wenn  die  Ehefrau  seit  mindestens  einem  Jahre 
vor  dem  Unfälle    ohne  gesetzlichen  Grund  von  der   häuslicben 
Gemeinschaft  sich   ferngehalten    und  ohne  Beihilfe  ihres  Ehe- 
manns ihren  Unterhalt  gefunden  hat. 

4.  Die  Bestimmungen  über  die  Renten  der  Kinder  finden 
auch  Anwendung,  wenn  der  Unfall  eine  alleinstehende  weibliche 
Person  betroffen  hat  und  diese  mit  Hinterlassung  von  Kindern 
verstirbt. 

5.  Die  Berufsgenossenschaft  ist  berechtigt,  im  Falle  der 
Tödtung  einer  Ehefrau,  deren  Ehemann  sich  ohne  gesetzlichen 
Grund  von  der  häuslichen  Gemeinschaft  ferngehalten  und  der 
Pflicht  der  Unterhaltung  der  Kinder  entzogen  hat,  diesen 
Kindern  die  Rente  zu  gewähren. 

6.  War  die  Verstorbene  beim  Eintritte  des  Unfalls  ver- 
heirathet,    aber  der  Lebensunterhalt  ihrer  Familie   wegen  Er- 
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werbsunfabigkeit  des  Ehemanns  ganz  oder  überwiegend  durch 
sie  bestritten  worden,  so  erhalten  bis  zum  Wegfalle  der  Be- 
dürftigkeit an  Rente 

a)  der  Wittwer  20  Vo? 

b)  jedes  hinterbliebene  Kind  bis  zu  dessen  zurückgelegtem 
15.  Lebensjahre  20  7o  ^^^  Arbeitsverdienstes. 

7.  Hinterlässt  der  Verstorbene  Verwandte  der  aufsteigen- 
den Linie,  so  wird  ihnen,  falls  ihr  Lebensunterhalt  ganz  oder 
überwiegend  durch  den  Verstorbenen  bestritten  worden  war,  bis 
zum  Wegfalle  der  Bedürftigkeit  eine  Rente  von  insgesammt 
20  7o  ^6S  Arbeitsverdienstes  gewährt. 

Der  Verstorbene  braucht  also  nicht  mehr  der  „einzige 
Ernährer"  gewesen  zu  sein.  Uebrigens  darf  man  wohl  an- 
nehmen, dass  hier  mit  „der  Verstorbene"  sowohl  das  männ- 
liche wie  das  weibliche  Geschlecht  gemeint  sein  soll,  denn  es 
würde  unbillig  sein,  die  Ascendenten  einer  tödtlich  verunglückten 
Arbeiterin,  bei  welcher  die  obigen  gesetzlichen  Voraussetzungen 
zutreffen,  gegenüber  denjenigen  eines  getödteten  Arbeiters  un- 
berücksichtigt zu  lassen. 

8.  Hinterlässt  der  Verstorbene  elternlose  Enkel,  so  wird 
ihnen,  falls  ihr  Lebensunterhalt  ganz  oder  überwiegend  durch 
den  Verstorbenen  bestritten  worden  war,  im  Falle  der  Be- 
dürftigkeit bis  zum  zurückgelegten  15.  Lebensjahre  eine  Rente 
von  insgesammt  20  7o  ^^s  Arbeitsverdienstes  gewährt. 

Auch  hier  dürfte  bezüglich  des  Verstorbenen  kein  Unter- 
schied im  Geschlechte  zu  machen  sein. 

Enkel  haben  übrigens  nur  insoweit  Anspruch,  als  der 
Höchstbetrag  der  Renten  nicht  für  Ehegatten,  Kinder  oder 
Verwandte  der  aufsteigenden  Linie  in  Anspruch  genommen  wird. 

Wünschenswerth  wäre  es,  auch  die  Stiefkinder  an  den 
Wohlthaten  der  Unfallversicherung  Theil  nehmen  zu  lassen, 
da  es  unbillig  ist,  wenn  sie  neben  leiblichen  Kindern  des  Ver- 
storbenen zumal  bei  häuslicher  Gemeinschaft  unberücksichtigt 
bleiben. 

9.  Die  Hinterbliebenen  eines  Ausländers,  welche  zur  Zeit 
des  Unfalls    nicht    im    Inlande    ihren  gewöhnhchen  Aufenthalt 
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hatten,  haben  keinen  Anspruch  auf  die  Rente.  (Dies  im  All- 
gemeinen, wie  bisher;  die  hierin  namentUch  für  die  Grenz- 
gebiete liegende  Härte  wird  aber  durch  folgenden  Nachsatz  zu 
beseitigen  gesucht.)  Durch  Beschluss  des  Bundesraths  kann 
diese  Bestimmung  für  bestimmte  Grenzgebiete,  sowie  für  die 
Angehörigen  solcher  auswärtiger  Staaten,  durch  deren  Gesetz- 
gebung eine  entsprechende  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen 
der  durch  Betriebsunfall  getödteter  Deutschen  gewährleistet 
ist,  ausser  Kraft  gesetzt  werden. 

Die  §§  7  ff.  Gew.-Ünf.-Vers.-G.,  §§  8  ff.  Landw.-Ünf.-Vers.-G. 
bringen  einige  nicht  grundsätzliche  Aenderungen  bezüghch  der 
Unterbringung  von  Verletzten  durch  die  Berufsgenossenschaft 
in  einer  Heilanstalt  behufs  Aufnahme  oder  Fortsetzung  des 
Heilverfahrens;  hierauf  weiter  einzugehen,  glaube  ich,  mir  er- 
sparen zu  dürfen.  Die  betreffenden  Vorschläge  sind  bis  auf  ge- 
ringe formelle  Ausnahmen  von  der  Kommission  nicht  beanstandet 
worden;  es  hat  die  Kommission  jedoch  einen  neuen  §  7^  im 
Entwürfe  zum  Gewerbeunfallversicherungsgesetz  angefugt,  nach 
welchem  ortsstatutarisch  bestimmt  werden  kann,  dass  Personen, 
welchen  wegen  gewohnheitsmässiger  Trunksucht  nach  Anordnung 
der  zuständigen  Behörde  geistige  Getränke  in  öffentlichen  Schank- 
stätten  nicht  verabfolgt  werden  dürfen,  die  Rente  theilweise  oder 
ihrem  vollen  Betrage  nach  in  Naturalleistungen  zu  gewähren  ißt. 
Die  Leistung  hat  von  Seiten  des  betreffenden  Kommunalverbandes 
zu  geschehen,  auf  welchen  insoweit  der  Rentenanspruch  übergebt. 
Der  für  die  Naturalleistungen  nicht  in  Anspruch  genommene 
Betrag  der  Rente  ist  der  Ehefrau  des  Bezugsberechtigten  oder 
seinen  Kindern  zu  überweisen. 

Auch  die  in  §§  8  S.  Gew.-Unf.-Vers.-G.  und  §§  11  ff.  Landw.- 
Unf.-Vers.-G.  enthaltenen  neuen,  ebenfalls  nicht  grundsätzlichen 
Vorschriften  über  das  Verhältniss  der  Genossenschaften  z» 
Krankenkassen,  Armenverbänden  u.  s.  w.,  gegen  welche  die 
Kommission  ebenso  nichts  einzuwenden  gehabt  hat,  geben  zu  be- 
sonderen Bemerkungen  keinen  Anlass. 

In  Bezug  auf  die  Träger  der  Versicherung  (Benifsgenossen* 
Schäften)  bringt  dagegen    §  9  Gew.-Unf.-Vers.-G.,  §  13  Landw.- 
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[Jnf.-Vers.-G.  und  §  16  See-Unf.-Vers.-G.  folgende  wichtige  Vor- 
tchrift:  „Unfälle  in  fremden  Betrieben  hat  die  Berufsgenossen- 
chaft  dann  zu  entschädigen,  wenn  sich  diese  Unfälle  bei  Betriebs- 
landlungen  ereignen,  zu  welchen  ein  der  Berufsgenossenschaft 
ngehörender  Betriebsunternehmer  den  Auftrag  gegeben  und  für 
reiche  er  die  Löhne  zu  zahlen  hat.^  Man  hat  hier  vorwiegend 
.n  die  Fälle  des  Ineinandergreifens  verschiedener  Betriebe 
ind  namentlich  an  die  Montage  von  Maschinen  in  anderen  Be- 
rieben als  demjenigen  der  liefernden  Firma,  welche  den  Monteur 
teilt,  gedacht. 

üeber  die  Entscheidung  von  Streitfällen  dieser  Art  treten 
läufig  Zweifel  hervor  und  es  bedarf  in  jedem  einzelnen  Falle 
iner  sorgfältigen  Prüfung  des  Sachverhalts.  Gleichwohl  lassen 
ich  die  entstandenen  Zweifel  nicht  immer  beseitigen.  Die  Neue- 
ung  des  Entwurfs  will  hier  eine  feste  Grundlage  geben,  was  nur 
u  begrüssen  ist. 

In  den  Abs.  2  von  §  9  Gew.-Unf.-Vers.-G.  ist  ferner  noch 
Tolgendes  ebenfalls  ohne  Einwendung  der  Kommission  auf- 
;enommen  worden:  „Durch  das  Genossenschaftsstatut  kann  be- 
timmt  werden,  dass  die  Versicherung  auch  bei  den  dem  Betriebe 
er  Land-  und  Forstwirthschaft  dienenden  Nebenbetrieben  gewerb- 
icher  Betriebe  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zu  er- 
[>lgen  hat,  wenn  in  diesen  Nebenbetrieben  überwiegend  die  im 
lauptbetriebe  verwendeten  gewerblichen  Arbeiter  beschäftigt 
rerden.  Wenn  das  Statut  eine  solche  Bestimmung  enthält,  so 
cheiden  mit  dem  Zeitpunkte  ihres  Inkrafttretens  die  davon  be- 
roffenen  Betriebe  aus  der  Versicherung  bei  der  Berufsgenossen- 
chaft  des  Unfallversicherungsgesetzes  für  Land  und  Forst- 
wirthschaft aus.^ 

Der  Grund  dieser  Aenderung  ergiebt  sich  von  selbst  und 
lurfte  kaum  auf  Widerstand  stossen. 

Was  hier  Alles  mehr  geboten  wird,  ist  gewiss  viel,  und 
loch  möchte  ich  noch  einen  Wunsch  nicht  unterdrücken,  nämlich 
len,  dass  man  die  Gewerbekrankheiten  den  Betriebsunfällen 
gleichstellen  und  nicht  ferner  von  einer  Entschädigung  aus- 
ichliessen  möge.     Es  mag  diese  Anregung  für's  Erste  sonderbar 
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erscheinen,  indessen  meine  ich,  dass  dieser  Gedanke  bei  näherer 
Beleuchtung  nicht  ohne  Weiteres  von  der  Hand  zu  weisen  sei. 
Ich  verstehe,  wie  ich  schon  in  der  Zeitschrift  „Das  Recht"  1900 
Nr.  5  ausgeführt  habe,  unter  „Gewerbekrankheiten"  ausschliess- 
lich diejenigen  Krankheiten,  welche  die  Arbeiter  gewisser  Be- 
triebe regelmässig  bei  längerer  Arbeit  in  denselben  zu  befallen 
pflegen,  und  welche  durch  ihre  ganz  charakteristischen  Merkmale 
kenntlich  sind;  z.  B.  die  Bleivergiftung  in  allen  denjenigen  Be- 
trieben, in  welchen  Blei  gefunden,  verarbeitet  oder  in  denen  mit 
bleihaltenden  Gegenständen  gearbeitet  wird,  ähnlich  die  Phosphor- 
vergiftung, das  Augenzwinkern  der  Bergleute,  die  Schwerhörig- 
keit der  Kesselschmiede  u.  s.  w.  Nach  wie  vor  ausgeschlossen 
müssen  auch  meiner  Ansicht  nach  alle  diejenigen  Krankheiten 
hierbei  bleiben,  welche  nach  der  wissenschaftHchen  Erfahrung  in 
Folge  einer  Prädisposition  des  menschlichen  Körpers  leichter 
Eingang  in  den  letzteren  finden,  insbesondere  also  die  Tuber- 
kulose —  Schwindsucht.  Es  ist  nicht  recht  erfindlich,  warum 
mau  diejenigen  Arbeiter  schlechter  stellt,  welche  ausser  der  Un- 
fallgefahr noch  der  besonderen  Krankheitsgefahr  des  Betriebs 
unterliegen,  die  in  der  Betriebsart  ihren  Grund  hat.  Mau  kann 
sagen,  Leute,  welche  von  einer  solchen  Gewerbekrankheit  befallen 
werden,  bekommen  ja  die  Invalidenrente  nach  dem  Invalidenversiche- 
rungsgesetze. Gewiss,  doch  aber  erst,  wenn  sie  invalid  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  sind,  nicht  eher,  also  namenthch  noch  nicht,  wenn  sie 
nur  in  ihrer  Erwerbsfähigkeit  beschränkt  sind.  Ueberdies  steht 
ja  die  Invalidenrente  schliesslich  jedem  Arbeiter  zu.  Und  was 
die  finanzielle  Seite  angeht,  so  würde  diese  Erweiterung  der  Ver- 
sicherung selbstverständlich  den  Berufsgenossenschaften,  welche 
betroffen  werden,  Geld  kosten,  allein  erstens  einmal  wird  die 
Mehrbelastung  umsoweniger  eine  besonders  erhebliche  werden 
können,  wenn  die  Betriebsunternehmer,  deren  Arbeiter  vorzugs- 
weise einer  Gew'erbekrankheit  ausgesetzt  sind,  zu  besonderen 
Beiträgen  herangezogen  werden  —  die  Gefahr  ihrer  Betriebe  ist 
ja  eine  zweifache:  Unfallgefahr  und  Krankheitsgefahr  — ,  als* 
dann  sind  glücklicherweise  die  Gewerbekrankheiten  nicht  so 
häufig,   dass  die  Belastung  eine  unerschwingliche  werden  könnte, 
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imal  die  breiten  Schultern  der  Versicherungsträger  die  Last 
)rtheilen. 

Ziemlich  tiefgreifend  sind  die  in  §§  lOflF.  Gew.-Unf.-Vers.-G., 
im  Theil  in  §§  15  ff.  Landw.-Unf.-Vers.-G.  und  §§  18ff.  See-Unf.- 
ers.-G.  enthaltenen  Aenderungen  der  Aufbringung  der  Mittel, 
h  sehe  von  den  mehr  redaktionellen  Abänderungen  ab  und 
hre  zunächst  an  §  10  Abs.  3  u.  4  Gew.-Unf.-Vers.-G.:  „Ab- 
ziehend von  den  Vorschriften  in  Abs.  1  u.  2  kann  durch  das 
atut  bestimmt  werden,  dass  für  die  Umlegung  der  Beiträge 
e  wirklich  verdienten  Löhne  und  Gehälter  (nach  Abs.  1  be- 
3hentlich  der  ortsübliche  Tagelohn,  nach  Abs.  2  nur  der 
Mk.  nicht  überschreitende  Tagelohn  voll)  in  Anrechnung 
•mmen.^  «Für  Betriebe,  in  welchen  regelmässig  nicht  mehr  als  fünf 
rbeiter  beschäftigt  werden,  kann  durch  Statut  ferner  bestimmt 
)rden,  dass  und  nach  welchen  Grundsätzen  mit  Zustimmung 
s  Betriebsunternehmers  ein  Pauschbetrag  statt  der  Einzellöhne 
i  der  Berechnung  der  Beiträge  zu  Grunde  zu  legen  ist"  — 
der  dass",  wie  die  Kommission  weiter  vorschlägt,  „ein  einheit- 
her  Mindestbetrag,  der  2  Mk.  jährlich  nicht  übersteigen  darf, 
entrichten  ist." 

Diese  Vorschriften  sind  in  das  landwirthschaftliche  Unfall- 
rsicherungsgesetz  und  Seeunfallversicherungsgesetz  nicht  über- 
gangen, ebensowenig  die  folgende  des  §  10  Gew.-Unf.-Vers.-G.: 
Jnternehmer  von  Betrieben,  deren  Sitz  sich  im  Auslande  be- 
det,  können,  wenn  sie  vorübergehend  im  Inland  einen  ver- 
therungspflichtigen  Betrieb  ausüben,  vom  Genossenschaftsvor- 
inde  mit  Beiträgen  bis  zur  doppelten  Höhe  und  zur  Sicher- 
titsleistung  herangezogen  werden." 

Dagegen  hat  die  vorgeschlagene  Zulässigkeit  der  Verwendung 
m  Genossenschaftsmitteln  zu  Zwecken  der  Unfallverhütung, 
•wie  mit  Genehmigung  des  Reichsversicherungsamts  zur  Errich- 
ing  von  Heil-  oder  Genesungsanstalten  ebenso  auch  in  dem 
üdwirthschaftlichen  Unfallversicherungsgesetz  und  Seeunfallver- 
cherungsgesetz  Aufnahme  gefunden,  wie  der  §  10»  Gew.-Unf.- 
ers.-G.,  welcher  jedoch  wie  §  10^*  auch  nach  dem  Bauunfall- 
Brsicherungsgesetz   Anwendung   finden   soll:    „Auf  die  Beiträge 
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können  von  den  Mitgliedern  nach  den  Bestimmungen  des  Statuts 
viertel-  und  halbjährige  Vorschüsse  erfordert  werden.  Dieselben 
bemessen  sich  für  die  einzelnen  Mitglieder  nach  der  Höhe  der 
für  das  letztvergangene  Rechnungsjahr  auf  sie  angelegten  Beiträge 
und  betragen  jedesmal  den  vierten  Theil  bez.  die  Hälfte  der  letzteren, 
solange  nicht  die  Genossenschaftsversammlung  einen  niedrigeren 
Betrag  festgesetzt  hat.  Für  neu  eintretende  Mitglieder  sind  die 
Vorschüsse  nach  demjenigen  Betrage  zu  bemessen,  welchen  diese 
Mitglieder  nach  dem  Umfange  ihres  Betriebs  zu  den  Jahreslasten 
des  letztvergangenen  Rechnungsjahres  hätten  beitragen  müssen, 
wenn  sie  in  demselben  schon  Mitglieder  der  Berufsgen ossensebaft 
gewesen  wären." 

„Die  Vorschüsse  sind  binnen  zwei  Wochen  nach  den  durch 
das  Statut  oder  die  Genossenschaftsversammlung  bestimmten 
Fälligkeitsterminen  an  den  Vorstand  einzuzahlen." 

Diese  vorschussweise  Einziehung  von  Beiträgen  bestand 
bisher  nur  nach  dem  Bauunfallversicherungsgesetz  vom  11.  Juli 
1887;  nach  der  Begründung  sind  aber  aus  Berufsgenossenschafts- 
kreisen mehrfach  Wünsche  laut  geworden,  diesen  Modus  auch 
für  die  anderen  Genossenschaften  einzuführen,  und  es  hat  die 
Reichsregierung  daher  keinen  Anstand  genommen,  dem  zu  will- 
fahren. 

In  §  10  Gew.-Unf.-Vers.-G.  will  die  Kommission  noch  fol- 
genden 5.  Absatz  eingefügt  wissen:  „Durch  Statut  kann  bestimmt 
werden,  dass  die  Arbeitgeber  der  in  §  2  Abs.  1^  bezeichneten 
Gewerbetreibenden  die  Beiträge  für  die  von  diesen  beschäftigten 
versicherungspflichtigen  Personen  und,  sofern  die  Versicherung 
auf  die  im  §  2  Abs.  1^  bezeichneten  Gewerbetreibenden  selbst 
durch  Statut  ausgedehnt  ist,  die  Beiträge  auch  für  diese  zu 
zahlen  haben." 

§  10«  ist  mit  einigen  redaktionellen  Aenderungen  der  jetzige 
§18  des  Gesetzes,  welcher  demzufolge  als  solcher  wegfallen  soll. 
Die  Kommission  ändert  denselben  in  seinem  zweiten  Theile,  d.  h. 
vom  3.  Satze  an,  folgendermassen  ab:  „Vom  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  an  haben  diejenigen  Berufsgenossenschaften,  deren  Be- 
servefonds    die   Höhe    des  doppelten  Jahresbedarfs  an   Entscba- 
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{ungsbeiträgen  bereits  erreicht  hat,  bis  zum  Jahr  1930,  und 
)jenigen  Berufsgenossenschaften,  deren  Reservefonds  zur  Zeit 
)8e  Höhe  noch  nicht  erreicht  hat,  nach  Erreichung  dieser  Höhe 
Jahre  lang  dem  gesetzlichen  Reservefonds  seine  Zinsen,  so- 
3  alljährlich  2^0  seines  jeweiligen  Bestands  zuzuschlagen.  Der 
urliche  Zuschlag  von  2^0  wird  mit  den  Beiträgen  gemäss  §  10 
)8.  1  umgelegt." 

Warum  die  Kommission  im  letzten  Absätze  von  §  10*^  die 
her  dem  Reichsversicherungsamte  zustehende  Genehmigung  zu 
iherer  Verwendung  der  Zinsen  und  erforderlichenfalls  auch  des 
ipitalbestands  des  Reservefonds  Seitens  der  Genossenschaften 
m  Bundesrathe  übertragen  will,  ist  nicht  recht  einzusehen. 

Die  aus  den  folgenden  Paragraphen  sich  ergebenden  meist 
mellen  Aenderungen  der  Vorschriften  über  die  Organisation 
r  Genossenschaften,  die  Mitgliedschaft  des  einzelnen  Betriebs, 
)  Betriebsveränderungen  u.  s.  w.,  welche  allenthalben  die  Billi- 
ng  der  Kommission  gefunden  haben,  bieten  nichts  Besonderes. 

Die  §§  bis.  Gew.-Unf.-Vers.-G.,  §§  57  ff.  Landw.-Unf.- 
jrs.-G.  und  See-Unf.-Vers.-G.  enthalten  die  Vorschriften  über 
i  Feststellung  und  Auszahlung  der  Entschädigungen,  die 
kncherlei  Aenderungen  sowohl  in  dem  Entwürfe,  wie  Seitens  der 
)mmission  erfahren  haben.  Soweit  es  sich  dabei  um  nur 
iaktionelle  und  minder  wichtige  Abänderungen  handelt,  muss 
t  mir  versagen,  darauf  einzugehen.  Von  Bedeutung  wäre  die 
einem  §  57*  ff.  Gew.-Unf.-Vers.-G.  von  der  Kommission  ge- 
lohte Neuerung,  der  Rentenfeststellung  Seitens  der  Genossen- 
laft  bezw.  deren  Sektion  eine  Begutachtung  durch  die  untere 
irwaltungsbehörde  oder  die  Rentenstelle  analog  den  diesbezüg- 
lien  Bestimmungen  des  Invalidenversicherungsgesetzes  und  in 
lem  ähnlichen  Verfahren  fakultativ  bezw.  nach  Antrag  des  Ent- 
lädigungsberechtigten  vorausgehen  zu  lassen. 

Ich  befinde  mich  jedoch  in  der  glückhchen  Lage,  auf  diesen 
>mmi8sionsvorschlag  nicht  weiter  eingehen  zu  brauchen,  nach- 
m  der  Reichstag  bei  der  2.  Lesung  des  Gewerbeunfallver- 
herungsgesetzes  denselben  erfreulicher  Weise  abgelehnt  und  dem 
genden  Antrag  des  Abg.  Frhr.  v.  Stcmm,  dessen  Nothwendigkeit 
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ich  übrigens  ebenfalls  nicht  einsehe,  zugestimmt  bat:  „Vor  der 
Feststellung  der  Entschädigung  ist  in  jedem  Falle  der  behan- 
delnde Arzt  zu  hören.  Steht  der  behandelnde  Arzt  in  einem 
Vertrags  Verhältnisse  zu  der  Berufsgenossenschaft,  so  ist  anf  An- 
trag ein  anderer  Arzt  zu  hören." 

Gleichzeitig  will  ich  an  dieser  Stelle  bemerken,  dass  der 
Reichstag  in  2.  Lesung  bis  hierher  den  Entwurf  des  Gewerbe- 
unfallversicherungsgesetzes  allenthalben  in  der  Fassung  der  Kom- 
mission angenommen  hat. 

Wenn  in  §  68  des  Entwurfs  bestimmt  wird,  dass  die  Fest- 
stellung der  Entschädigung  in  beschleunigtem  Verfahren  von 
Amtswegen  zu  erfolgen  habe,  so  ist  damit  ein  jetzt  öfter  begeg- 
neter Zweifel  und  aufgetretenes  Bedürfniss  beseitigt  worden. 
Von  den  Erweiterungen  des  §  59  Gew.-Unf.-Vers.-G.  (Verjährung 
des  Anspruchs)  ist  bemerkenswerth,  dass  zur  Hintanhaltung  der 
Verjährung  nur  eine  nach  Ablauf  der  2jährigen  AusschlussfHßt 
hervorgetretene  einen  Entschädigungsanspruch  begründende  Unfall- 
folge geeignet  sein  soll,  von  den  sonstigen  unberührt  gelassenen 
Fällen  abgesehen,  sowie  dass  die  spätere  Anmeldung  innerhalb 
dreier  Monate,  nachdem  eine  Unfallfolge  bemerkbar  geworden 
oder  das  Hinderniss  für  die  Anmeldung  weggefallen  ist,  erfolgen 
muss.  Hierdurch  hat  man  die  bisher  lediglich  durch  die  Recht- 
sprechung ermöglichte  Auslegung  des  Gesetzes  im  Gesetze  selbst 
zum  Ausdrucke  gebracht  und  damit  klare  Masse  geschaffen. 

An   die  Stelle    des  jetzigen  Schlussabsatzes   von  §  59,    der 
vielfach  zu    Zweifeln   Anlass    gab,    ist    nach    dem  Entwürfe   der 
folgende    getreten:    „Ist    die  Genossenschaft   der   Ansicht,    da8S 
zwar   ein    entschädigungspflichtiger  Unfall  vorliegt,    die  Entschä- 
digung aber  von  einer  anderen  Genossenschaft  zu  gewähren  istr 
so  hat   der  Genossenschaftsvorstand    dem  Entschädigungsberech^ 
tigten  eine  vorläufige  Fürsorge   zuzuwenden  und  sich  unter  Mit>^ 
theilung  der  gepflogenen  Verhandlungen  wegen  Anerkennung 
Entschädigungspflicht  mit  dem  Vorstande  der  anderen  Genosse] 
Schaft  ins  Vernehmen  zu  setzen.    Wird  von  diesem  die  Entschi 
digungspflicht  abgelehnt  oder  innerhalb  einer  Frist  von  sechs  Woche*^ 
eine   Erklärung    nicht    abgegeben,    so    ist   die  Entscheidung  d^^ 
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»chsversicherungsamts  darüber  herbeizufuhren,  welche  Berufs- 
Dossenschaft  entschädigungspflichtig  ist.  Die  Entscheidung  ist 
ch  dem  Entschädigungsberechtigten  zuzustellen.^ 

Nur  erwähnen  will  ich,  ob  nicht  der  Inhalt  des  §  58  —  Fest- 
Jlung  der  Entschädigung  von  Amtswegen  —  in  einem  gewissen 
iderspruch  zu  §  59  —  Verjährung  des  Entschädigungs- 
Spruchs  —  gerathen  ist.  Es  scheint  mir  nicht  ganz  zweifellos, 
ein  von  Amtswegen  in  jedem  Falle  ?u  prüfender  Entschädigungs- 
spruch, der  also  doch  ex  lege  besteht,  überhaupt  verjähren  kann. 
§§  62flF.  Gew.-Unf..Ver8.-G.,  §§67flf.  Landw.-Unf.-Vers.-G. 
d  §§  70flf.  See-Unf.-Vers.-6.  handeln  von  der  Berufung  an 
3  Schiedsgericht;  es  wird  neuerdings  analog  dem  Invaliden- 
-sicherungsgesetze  auch  eine  innerhalb  der  Frist  von  einem 
)nate  (früher  vier  Wochen)  bei  einer  anderen  Behörde  oder  bei 
lem  Genossenschaftsorgan  eingegangene  Berufung  als  fristzeitig 
gesehen.  Die  Kommission  hat  einen  hier  untergelaufenen 
laktionellen  Fehler  bereits  verbessert,  leider  aber  stehen  ge- 
sen  „bei  einer  anderen  Behörde^.  Freilich  befindet  sich 
«er  Wortlaut  schon  in  §  174  Abs.  3  des  Inv.-Vers.- G. 
3in  dies  könnte  nicht  abhalten,  die  darin  enthaltene  Un- 
xheit  in  der  Novelle  zur  Unfallversicherungsgesetzgebung 
nistellen.  Dieselbe  ist  eine  doppelte:  einmal  muss  nach  dem 
ortlaute  auch  eine  an  eine  nichtdeutsche  Behörde  fristzeitig 
richtete  Berufung  rechtsgiltig  anerkannt  werden,  weil  zwischen 
d  Worten  „anderen"  und  „Behörde"  das  Wort  „deutschen" 
It,  alsdann  ist  der  Begriff  „Behörde"  ein  so  verschiedener 
d  vielfach  so  zweifelhafter,  dass  nicht  nur  Kontroversen  weiter 
ielraum  gegeben,  sondern  auch  den  Berufenden  eine  meines 
achtens  zu  hohe  Zumutbung  in  Bezug  auf  die  Fähigkeit,  diese 
ch  Umständen  sehr  schwierige  Frage,  was  eine  Behörde  ist,  zu 
ifen,  gestellt  wird.  Von  der  Belästigung,  die  möglicher  Weise 
le  Behörden  durch  diese  Ausnahme  treffen  wird,  will  ich  gar 
{ht  reden.  Während  die  weiteren  Bestimmungen  des  Entwurfs 
Q  §  57  ab  in  der  Kommissionsfassung  Annahme  Seitens  des 
iichstags  in  2.  Lesung  gefunden  haben,  hat  der  Reichstag  zu 
62,    Berufung,    einen  Antrag    der   Abgg.    Opfergelt-Hitze 
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des  Inhalts  angenommen,  der  Berufung  im  Falle  des  §  7%  also 
für  den  Fall,  dass  dem  Verletzten  die  Rente  entzogen  oder 
gekürzt  wird,  weil  er  sich  ohne  triftigen  Grund  einem  neuen 
Heilverfahren  widersetzt,  aufschiebende  Kraft  zu  verleihen,  wäh- 
rend das  Rechtsmittel  solche  sonst  nicht  hat. 

Nach  einem  neuen  §  62^  hat  das  Schiedsgericht,  wenn  es  den 
Entschädigungsanspruch  für  begründet  erachtet,  zugleich  die  Höbe 
der  Entschädigung  und  den  Beginn  der  Rente  festzustellen.  Hat 
das  Schiedsgericht  in  besonderen  Ausnahmefallen,  welche  das 
Reichsversicherungsamt  näher  bestimmen  darf,  den  Anspruch 
nur  dem  Grunde  nach  anerkannt  und  nicht  gleichzeitig  über  die 
Höhe  der  Entschädigung  und  den  Beginn  der  Rente  entschieden, 
so  hat  das  zuständige  Genossenschaftsorgan  (so  der  Entwurf; 
die  Kommission  hat  hier  gesagt:  das  Schiedsgericht)  unverzüg- 
lich eine  vorläufige  Entschädigung  zu  bewilligen,  gegen  deren 
Feststellung  ein  Rechtsmittel  nicht  stattfindet.  Sobald  der  Ent- 
schädigungsanspruch rechtskräftig  feststeht,  ist  die  Höhe  der 
Entschädigung  und  der  Beginn  der  Rente,  sofern  dies  nicht  be- 
reits früher  geschehen  ist,  festzustellen.  Die  vorläufig  gezahlten 
Beträge  werden  auf  die  endgiltig  angewiesene  Rente  angerechnet. 
Diese  Bestimmungen  sind  auch  in  das  landwirthschaftliche 
Unfallversicherungsgesetz  und  das  Seeunfallversicherungsgesetz 
übergegangen;  der  vom  Reichstag  bisher  genehmigten  Abänderung 
der  Kommission  kann  man  meines  Erachtens  nur  beipflichten, 
da  durch  die  vorläufige  Entschädigung  Seitens  des  Schiedsgerichts 
erreicht  wird,  dass  der  Verletzte  baldmöglichst  in  den  Besitz  der 
Entschädigung  gelangt. 

Aus  den  in  §§  fiS^ff.  Gew.-Unf.-Vers.-G.,  §§  68»  Landw.-Unf.- 
Vers.-G.  und  §§  71^  S.  See-Unf.-Vers.-G.  enthaltenen  und  theil- 
weise  geänderten  Vorschriften  über  den  Rekurs  gegen  die  Schieds^ 
gerichtsentscheidungen,   welchen   im  Wesentlichen  von  der  Kom- 
mission  beigepflichtet  wird,    ist  hervorzuheben,    dass  der  Reku 
nur   soweit    aufschiebende  Wirkung    haben    soll,    als  es  sich  u 
Beträge   handelt,    die   für    die  Zeit   vor   dem  Erlasse   der  ange 
fochtenen  Entscheidung   nachträglich   gezahlt  werden  sollen.     Isl 
ferner   der  Rekurs    unzulässig   oder  verspätet  oder  stellt  er  sie 
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als  offenbar  ungerechtfertigt  dar,  so  hat  das  Reichsversicherungs- 
amt  ihn  ohne  mündliche  Verhandlung  zurückzuweisen.  (Letzteren- 
falls  will  die  Kommission  die  diesbezügliche  Entschliessung  in 
das  EIrmessen  der  Gerichtsmitglieder  gestellt  wissen.)  Wird  das 
angefochtene  Urtheil  aufgehoben,  so  kann  das  Reichsversicherungs- 
amt  die  Sache  an  das  Schiedsgericht  oder  an  das  zuständige 
Oenossenschaftsorgan  zurückverweisen ,  auch  bestimmen ,  dass 
•dem  Entschädigungsberechtigten  eine  ihrem  Betrage  nach  be- 
-stimmte  Rente  vorläufig  zu  zahlen  ist.  Die  übrigen  Vorschriften 
sind  zumeist  formeller  Natur  und  beziehen  sich  auf  das  Ver- 
fahren. 

Besonders  wichtig  sind  die  in  §§  65  ff.  Gew.-Unf.-Vers.-G., 
§§  70  ff.  Land w.-ünf.- Vers.. G.  und  §§  73  ff.  See-Unf.-Vers.-G.  vor- 
genommenen Neuerungen  in  Bezug  auf  die  die  Veränderung  der 
Verhältnisse,  welche  für  die  Rentenfeststellung  massgebend  ge- 
-wesen  sind,  betreffenden  Vorschriften.  Denselben  ist  die  Kom- 
mission und  ebenso  der  Reichstag  in  2.  Lesung  allenthalben  bei- 
getreten und  hat  nur  einige  ganz  unwesentliche  redaktionelle 
Aenderungen  eingefügt.  Die  Neuerungen  sind  in  der  Hauptsache 
folgende: 

Nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  von  der  Rechtskraft  des  Be- 
scheids oder  der  Entscheidung  ab,  durch  welche  die  Entschä- 
digung zuerst  endgiltig  festgestellt  worden  ist,  darf  wegen  einer 
im  Zustande  des  Verletzten  eingetretenen  Veränderung  eine 
anderweite  Feststellung,  sofern  nicht  zwischen  der  Berufsgenossen- 
«chaft  und  dem  Empfangsberechtigten  über  einen  kürzeren  Zeit- 
raum ausdrückliches  Einverständniss  erzielt  ist,  nur  in  Zeit- 
räumen von  mindestens  einem  Jahre  beantragt  oder  vorgenommen 
Werden. 

Die  anderweite  Feststellung  erfolgt  innerhalb  der  ersten 
ftnf  Jahre  von  der  Rechtskraft  der  erwähnten  Bescheide  oder 
Entscheidungen  ab  auf  Antrag  oder  von  Aratswegen  durch  Be- 
scheid der  Berufsgenossenschaft,  später,  sofern  nicht  über  die 
^^derweite  Feststellung  zwischen  der  Berufsgenossenschaft  und 
^©m  Empfangsberechtigten  ausdrückliches  Einverständniss  erzielt 
■^t,  nur  auf  Antrag  durch  Entscheidung  des  Schiedsgerichts. 

33* 


—     600     — 

Zu  dem  Antrage  auf  Wiederaufnahme  eines  Heilverfahrens 
ist  neben  dem  Verletzten  auch  die  Krankenkassei  der  er  ange- 
hört, berechtigt. 

Die  anderweite  Rentenfestsetzung  nach  Ahschluss  eines 
neuen  Heilverfahrens,  die  Einstellung  von  Rentenzahlungen,  sowie 
die  Ablösung  einer  Rente  durch  Kapitalzahlung  erfolgt  auch  nach 
Ahlauf  des  oben  erwähnten  Zeitraums  durch  Bescheid  der  Be- 
rufsgenossenschaft. 

Diese  hier  nur  in  ihren  materiellen  Bestimmungen  mitgetbeilten 
Neuerungen,  welchen  der  Reichstag  in  2.  Lesung  beigetreten  ist, 
muss  man  unbedingt  beipflichten  und  sie  als  erhebliche  Ver- 
besserungen erkennen.  Denn  es  ist  jetzt  eine  häufig  bemerkbare 
und  nicht  gerade  zu  billigende,  wenn  auch  erklärliche  Gepflogen- 
heit der  Genossenschaften,  eine  anderweite  Rentenfeststellung 
innerhalb  verhältnissmässig  kurzer  Zeiträume;  oft  sogar,  wenn 
noch  das  Berufungsverfahren  über  die  letzte  Rentenfeststellung 
beim  Schiedsgerichte  schwebt,  vorzunehmen.  Hierdurch  entsteht 
eine  fortgesetzte  Beunruhigung  und  Unsicherheit  der  Entschä- 
digungsberechtigten, sowie  eine  oft  recht  unbequeme  und  mühsame 
Verwickelung  der  Rechtsverhältnisse  für  die  Rentenfeststellungs- 
instanzen, deren  Beseitigung  nur  dankbar  zu  begrüssen  ist. 

Neu  sind  auch  die  in  §  66*  Gew.-Unf.-Vers.-G.,  §  71» 
Landw.-Ünf.-Vers.-G.  und  §  74*  See-Unf.-Vers.-G.  enthaltenen 
Bestimmungen  über  das  Ruhen  der  Rente,  solange  der  Berech- 
tigte eine  die  Dauer  von  einem  Monat  übersteigende  Freiheits- 
strafe verbüsst  oder  solange  er  in  einem  Arbeitshause  oder  einer 
Besserungsanstalt  untergebracht  ist.  Hat  der  Berechtigte  aber 
in  diesen  Fällen  im  Inlande  wohnende  Angehörige,  welche  im 
Falle  seines  Todes  Anspruch  auf  Rente  haben  würden,  so  ist 
diesen   die  Rente  bis  zur  Höhe  jenes  Anspruchs  zu  überweisen. 

Durch  diese  dem  Invalidenversicherungsgesetze  entnommenen 
Vorschriften  wird  ein  leidiger  Zustand  beseitigt;  jetzt  fehlen 
diese  Bestimmungen,  mithin  müssen  die  Renten  nach  wieder- 
holten Entscheidungen  des  Reichsvei-sicherungsamtes  allen  Straf- 
gefangenen auch  während  der  Strafzeit  fortgezahlt  werden,  sodass 
für  dieselben  am  Ende  der  Strafe  oft  ein  ganz  namhaftes  Elapital 
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angesammelt  worden  ist.  Dies  ist  ein  mit  dem  Rechtsbewusstsein 
schwer  zu  vereinbarender  Zustand. 

Der  Reichstag  hat  in  2.  Lesung  dieser  Verbesserung  zuge- 
stimmt. Das  vom  Entwürfe  ferner  noch  vorgeschlagene  Ruhen 
der  Rente,  solange  der  Berechtigte  nicht  im  Inlatide  seinen  ge- 
wöhnlichen Aufenthalt  hat;  ist  von  der  Kommission  gestrichen 
worden,  ebenso  meines  Erachtens  sehr  mit  Recht  die  Vorschrift 
über  die  Kapitalabfinduug  bei  einer  Beschränkung  der  Erwerbs- 
unfähigkeit des  Verletzten  um  2070  oder  weniger  in  §  67  Abs.  1  Gew.- 
Unf.-Vers.-G.  Dagegen  soll  analog  dem  Bauunfallversicherungs- 
gesetz derjenige  ausländische  Entschädigungsberechtigte,  welcher 
seinen  Wohnsitz  im  Deutschen  Reiche  aufgiebt,  mit  dem  drei- 
fachen Betrage  der  Jahresrente  abgefunden  werden  können.  Für 
gewisse/  schon  früher  erwähnte  Fälle  kann  der  Bundesrath  auch 
hier  Ausnahmen  zulassen.  Während  der  Reichstag  die  letztere 
Abfindung  annahm,  hat  er  die  von  der  Kommission  vorgenommene 
Streichung  in  Bezug  auf  das  Ruhen  der  Rente  und  der  an  erster 
Stelle  erwähnten  Abfindung,  letztere  mit  der  Einschränkung  auf 
Renten  von  15  ^o  der  Vollrente  oder  weniger,  nicht  bestätigt, 
vielmehr  insoweit  den  Entwurf  wieder  hergestellt. 

Erweitert  sind  die  Ausnahmen  von  der  Unpfändbarkeit  der 
Ansprüche  im  Sinne  der  Reichscivilprozessordnung  (§  68  Gew.- 
Ünf.-Vers.-G.,  §  73  Landw.-Ünf.-Vers.-G.  und  §  76  See-Ünf.- 
Vers.-G.),  von  der  Kommission  theilweise  redaktionell  geändert 
und  in  dieser  Fassung  vom  Reichstage  bestätigt. 

§  70»  Gew.-Unf.-Vers.-G.,  §  75»  Landw.-Unf.-Vers.-G.  und 
§  78  Abs.  2  See-Ünf.-Vers.-G.  über  die  Einziehung  eines  Be- 
triebsfonds von  den  Genossenschaften  Seitens  der  Centralpost- 
behörden  wurden  von  der  Kommission  und,  was  zunächst  das  Ge- 
werbeunfallversicherungsgesetz anlangt,  auch  vom  Reichstage  nicht 
angenommen,  sicher  mit  Recht,  weil,  wenn  diese  Bestimmung 
Gesetz  wurde,  von  den  Genossenschaften  zur  Erlegung  der  ge- 
forderten Summen,  die  ja  nicht  baar  zur  Verfügung  stehen 
können,  plötzlich  Millionen  auf  den  Geldmarkt  geworfen  werden 
müssten,  wobei  die  Genossenschaften  selbst  beim  Verkaufe  vor- 
aussichtlich   empfindliche  Einbussen    durch  Kursverluste  erleiden 
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und  ausserdem  die  Kurse  der  Werthe  in  Folge  des  grossen  An- 
gebots erheblich  gedrückt  würden,  also  auch  das  grosse  Publikim 
beträchtlichen  Schaden  haben  würde. 

Was  die  Novelle  in  den  §§  71  flf.  Gew.-Unf.-Vers.-G.  über 
das  Umlage-  und  Erhebungsverfahren  ändert,  betrifft  die  statatt- 
risch  fakultativ  anzuordnende  viertel-  und  halbjährliche  Ein- 
reichung  der  Lohnnachweisungen  und  die  Führung  fortlaufender 
Lohnlisten  (Lohnbücher),  ferner  die  Neuregelung  der  Beitrags- 
berechnung nach  den  anrechnungsfahigen  Löhnen  und  Gehältern 
derjenigen  Betriebe,  welche  erst  der  Versicherungspflicht  untw- 
stellt  und  bestehenden  Berufsgenossenschaften  zugetheilt  werden. 
Während  der  ersten  40  Jahre  und  zwar  in  den  ersten  5  Jahren 
bemisst  sich  der  in  Betracht  kommende  Theil  jener  Löhne  und 
Gehälter  auf  ^/s,  vom  6. — 10.  Jahre  auf  7^,  vom  11. — 20.  Jahre 
auf  7*>  vom  21. — 30,  Jahre  auf  ^jio  und  vom  31. — 40.  Jahre 
auf  ^^/ao. 

Nach  Ablauf  des  40.  Jahres  wird  für  Betriebe  dieser 
Art  der  volle  Betrag  der  in  ihnen  verdienten  anrechnuDgs- 
fähigen  Gehälter  und  Löhne  der  Beitragsberechnung  zu  Gmnde 
gelegt. 

Zuviel  erhobene  Beiträge  können  zurückverlangt  werden : 
der  Anspruch  verjährt  in  sechs  Monaten  nach  der  Zustellung 
des  Auszugs  aus  der  Heberolle  (so  die  Kommission).  Der  An- 
spruch auf  rückständige  Beiträge  verjährt  in  zwei  Jahren  Dach 
Ablauf  des  Kalenderjahres,  in  welchem  sie  hätten  gezahlt  werden 
müssen. 

Auf  Antrag  des  Genossenschaftsvorstands  kann  die  untere 
Verwaltungsbehörde  widerruflich  anordnen,  dass  bei  Untemebmtni 
der  nach  §  1  versicherungspflichtigen  Baubetriebe,  sofern  sie 
mit  der  Zahlung  ihrer  Beiträge  im  Rückstande  geblieben  sriiid 
und  ihre  Zahlungsunfähigkeit  im  Zwangsbeitreibungsverfahren 
festgestellt  worden  ist,  der  Bauherr  für  die  Beiträge  während 
eines  Jahres  nach  deren  endgiltiger  Feststellung  insoweit  haftet, 
als  sie  nach  Erlass  der  Anordnung  erwachsen  sind.  Sind  b 
Falle  einer  solchen  Anordnung  Zwischenunternehmer  vorhanJet. 
so  haften  diese  vor  dem  Bauherrn. 
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Diese  and  die  hierzu  gehörigen  Ausfübrungsvorschriften  der 
Novelle,  auf  welche  Raummangels  wegen  nicht  weiter  eingegangen 
werden  kann,  haben  die  Zustimmung  der  Kommission  und  des 
fieichstags  erhalten. 

Die  Bestände  der  Berufsgenossenschaften  müssen  in  der 
durch  §§  1806 — 1808  B.  G.-B.  bezeichneten  Weise  angelegt 
werden. 

Ausserdem  dürfen  dieselben  in  Werthpapieren,  welche  nach 
landesgesetzlichen  Vorschriften  zur  Anlegung  von  Mündelgeldern 
zugelassen  sind,  sowie  in  den  auf  Inhaber  lautenden  Pfandbriefen 
deutscher  Hypotheken-Aktien-Banken  angelegt  werden.  (Vom 
Reichstage  gebilligter  Kommissionsvorschlag.) 

Einige  Abweichungen  hiervon  sollen  unter  Umständen  durch 
Beschluss  der  Laudescentralbehörde  bezw.  des  Bundesraths  nach- 
gelassen sein.  Es  kann  auch  das  Reichsversicherungsamt  ge- 
nehmigen, dass  die  Genossenschaften  einen  Teil  ihres  Vermögens 
(jedoch  nicht  mehr  als  die  Hälfte)  anders,  insbesondere  in  Grund- 
stücken anlegen  (§§  76flF.  Gew.-Ünf.-Vers.-G.,  §§  85flF.  Landw.- 
Unf.-Vers.-G.  und  §§  88flF.  See-Unf.-Vers.-G.). 

Die  noch  folgenden  Bestimmungen  des  Gewerbeunfallver- 
sicherungsgesetzcs,  welche,  soweit  nöthig  und  zweckmässig,  den 
bestehenden  Vorschriften  des  Invalidenversicherungsgesetzes  und 
der  sonstigen  neuen  Gesetzgebung  nachgebildet  bezw.  entsprechend 
geändert,  auch  theilweise  gestrichen  worden  sind,  geben  auch  in  der 
Kommissionsfassung  keinen  Anlass  zu  besonderen  Bemerkungen. 

Das  Unfallyersicherungsgesetz  für  Land-  und 

Forstwirthschaft. 

Abgesehen  von  den  bereits  im  vorhergehenden  Abschnitte 
besprochenen,  auch  dieses  Gesetz  betreffenden  Aenderungen  ist 
weiter  erwähnenswerth,  dass  nach  §  1  durch  das  Genossenschafts- 
statut bestimmt  werden  kann,  die  Versicherung  auch  bei  den 
Nebenbetrieben  habe  nach  den  Bestimmungen  des  landwirth- 
schaftlichen  ünfallversicherungsgesetzes  zu  erfolgen,  wenn  in  diesen 
Nebenbetrieben   überwiegend   land-  und  forstwirthschaftlicbe  Ar- 
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beitern  beschäftigt  werden.  —  Die  kraft  öffentlich-rechtlicher 
Verpflichtung  von  Unternehmern  land-  und  forstwirthschaftlicher 
Betriebe  für  G-emeindezwecke  geleisteten  Arbeiten  zur  Her- 
stellung oder  Unterhaltung  von  Wegen,  Kanälen,  Dämmen  und 
Wasserläufen  werden  den  land-  und  forstwirthschaftlichen  Be- 
trieben dieser  Unternehmer  zugerechnet.  Diese  letztere  Bestim- 
mung befindet  sich  zur  Zeit  im  sog.  Bauunfallversicherungsgesetze 
§  1  a.  E. 

Wegen  der  allgemeinen  Erwägungen,  welche  es  rechtfertigen, 
auch  für  solche  Unfälle  Entschädigung  zu  gewähren,  von  denen 
versicherte  Personen  bei  häuslichen  oder  anderen,  nicht  zum  Be- 
triebe gehörenden  Beschäftigungen  betroffen  werden,  kann  zwar 
auf  das  früher  Gesagte  Bezug  genommen  werden,  es  ist  aber 
hinzuzufügen,  dass,  während  die  selbstversicherten  Unternehmer 
nach  dem  Gewerbeunfallversicherungsgesetz  von  dieser  Erweiterung 
der  Unfallversicherung  ausgeschlossen  bleiben,  es  gerechtfertigt 
schien,  im  Bereiche  der  Land-  und  Forstwirthschaft  eine  andere 
Kegelung  durch  Statut  zuzulassen  (§  1»). 

Die  sonst  noch  in  Betracht  kommenden  zahlreichen  Ab- 
änderungsvorschläge des  Entwurfs  sind  entweder  die  Folge  der 
übereinstimmend  mit  dem  Gewerbeunfallversicherungsgesetz  vor- 
genommenen Aenderungen  und  daher  auch  insoweit  vielfach  nur 
redaktionellen  Inhalts  oder  sie  ergeben  sich  aus  den  besonders 
gearteten  Verhältnissen  der  Land-  und  Forstwirthschaft;  jeden- 
falls enthalten  sie  keine  grundsätzlichen  Neuerungen.  Auf  sie 
einzugehen  gebricht  es  daher  ebenso  an  allgemeinem  Interesse, 
wie  an  dem  hierzu  erforderlichen  Räume. 

Das  Bauunfallversicherungsgesetz. 

Auch  für  diesen  Entwurf  gilt  das  bereits  früher  Gesagte, 
dass  nämlich  ein  grosser  Theil  seiner  Neuerungen  gleichlautend  mit 
denjenigen  des  Gewerbeunfallversicherungsgesetzes  ist,  mindestens 
mit  denselben  auf  das  Engste  zusammenhängt.  Daneben  treten 
noch  mancherlei  Aenderungen  auf,  welche  das  Baugewerbe  und 
seine  eigenartige  Unfallfürsorge  ausschliesslich  betreffen.    Hierher 
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gehört  u.  A.  die  Berechtigung  der  Landescentralbehörden, 
mehrere  Kommunalverbände  oder  andere  öffentliche  Korporationen 
zum  Zwecke  der  gemeinsamen  Durchführung  der  Unfallversicherung 
bei  den  von  ihnen  als  Unternehmern  ausgeführten  Bauarbeiten 
zu  einem  Verbände  zu  vereinigen  (§  4).  Das  Ausscheiden  solcher 
Korporationen  aus  Berufsgenossenschaften  darf  nur  am  Schlüsse 
des  Rechnungsjahrs  erfolgen.  In  Bezug  auf  die  Streitigkeiten 
zwischen  den  Versicherungsanstalten  (der  Baugewerksgenossen- 
schaften)  und  den  Bauherren  oder  Zwischenunternehmem  über 
die  Haftung  überweist  §  27  die  Entscheidung  dem  Reichs ver- 
sicberungsamte  mit  Ausschluss  des  Rechtswegs.  Nach  §  49^ 
haften  diejenigen  Betriebsunternehmer,  Bevollmächtigten  oder 
Repräsentanten,  Betriebs-  oder  Arbeiteraufseher,  gegen  welche 
durch  strafgerichtliches  Urtheil  festgestellt  worden  ist,  dass  sie 
Binen  Unfall  vorsätzlich  oder  durch  Fahrlässigkeit  mit  Ausser- 
achtlassung  derjenigen  Aufmerksamkeit,  zu  der  sie  vermöge  ihres 
Amts,  Berufs  oder  Gewerbes  besonders  verpflichtet  sind,  oder 
dadurch  herbeigeführt  haben,  dass  sie  bei  der  Leitung  oder 
Ausführung  eines  Baues  wider  die  allgemein  anerkannten  Regeln 
der  Baukunst  verstiessen,  für  alle  Aufwendungen,  welche  infolge 
des  Unfalls  auf  Grund  des  Bauunfallversicherungsgesetzes  oder 
des  Krankenversicherungsgesetzes  von  den  Genossenschaften  oder 
Krankenkassen  gemacht  worden  sind. 

In  gleicher  Weise  haftet  als  Betriebsunternehmer  eine 
Aktiengesellschaft,  eine  Innung  oder  eingetragene  Genossenschaft 
für  die  durch  ein  Mitglied  ihres  Vorstands,  sowie  eine  Handels- 
gesellschaft, eine  Innung  oder  eingetragene  Genossenschaft  für 
die  durch  einen  der  Liquidatoren  herbeigeführten  Unfälle.  Als 
Ersatz  für  die  Rente  kann  in  diesen  Fällen  deren  Kapitalwerth 
gefordert  werden.  Der  Anspruch  verjährt  in  18  Monaten  von 
dem  Tage,  an  welchem  das  strafrechtliche  Urtheil  rechtskräftig 
geworden  ist. 

Für  das  über  einen  solchen  Anspruch  erkennende  ordent- 
*che  Gericht  ist  die  Entscheidung  bindend,  welche  in  dem  durch 
'^  Bauunfallversicherungsgesetz  geordneten  Verfahren  über  die 
^X'age  ergeht,  ob  ein  Unfall  vorliegt,  für  welchen  aus  der  Unfall- 
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Versicherung  Entschädigung  zu  leisten  ist^    und  in  welchem 
trage  Entschädigung  zu  gewähren  ist. 

Die  übrigen  Aenderungen  des  Entwurfs  sind  meist  redakti  -^^ 
neller  Natur  bezw.  ergeben  sich  aus  den  in  der  Hauptsache  h--««- 
sprochenen  Neuerungen.  Auf  sie  weiter  einzugehen,  scheint  eiM>  ir 
behrlich. 

Das  Seeunfallyersichenmgsgesetz. 

Auch    die   Abänderungsvorschläge    zu    diesem   Gesetze    bm^ 
ruhen   überwiegend   auf  den   gleichen  Erwägungen,   die  für  ds.« 
Abänderung  des  Gewerbeunfallversicherungsgesetzes  massgebeiM.^ 
gewesen  sind.     Von  selbständiger   Bedeutung  ist   hauptsächlich!) 
die    Erweiterung    der    Unfallversicherung    auf    die    Seefischer^^i 
und  den  Kleinbetrieb  der  SeeschiflFfahrt,  zu  deren  Durchfuhrur»^ 
in   einem  besonderen  Abschnitte  eigenartige  Einrichtungen  voü'- 
gesehen  sind. 

Durch  Statut  kann  die  Versicherungspflicht  auch  auf  Rheder 
erstreckt  werden,  sofern  sie  zu  der  Besatzung  des  Fahrzeugs  ge- 
hören  und   die  letztere   ausser  ihnen  regelmässig  nicht  mehr  als 
zwei  Personen  umfasst  (§  4). 

Wie  auch  bei  den  anderen  Genossenschaften  kann  der  Vor- 
stand der  Seeberufsgenossenschaft  unbeschadet  seiner  eigenen 
Verantwortung  bestimmte  Geschäfte  besoldeten  Geschäftsführern 
übertragen.  Die  zur  Ausführung  dieser  Bestimmung  erforder- 
lichen Vorschriften  erlässt  das  ßeichsversicherungsamt  (§  29). 

Nach  §§  124  ff.  finden  die  Bestimmungen  über  die  Unfall- 
versicherung der  Seeleute  nach  Massgabe  der  erforderlichen  Ab- 
weichungen entsprechende  Anwendung: 

1.  auf  die  Besatzung  solcher  Seefahrzeuge,  welche  nicht  mehr 
als  50  cbm  Bruttoraumgehalt  haben  und  dabei  weder  Zubehör 
eines  grösseren  Fahrzeugs  noch  auf  die  Fortbewegung  durch 
Dampf  oder  andere  Maschinenkräfte  eingerichtet  sind; 

2.  auf  die  Besatzung  derjenigen  Fahrzeuge,  welche  zur  Aus- 
übung der  Fischerei  auf  See  ausserhalb  der  festgesetzten 
Grenzen,  sowie  in  den  Buchten.  Haffen  und  Watten  der  See  be- 
stimmt   und   nicht    bereits    durch    den    Bundesrath    auf  Grund 
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roherer  gesetzlicher  Bestimmungen  der  Unfallversicherung  unter- 
nrorfen  sind*, 

3.  auf  die  Besatzung  von  Fahrzeugen^  welche  zur  Ausübung 
1er  Fischerei  auf  anderen  mit  der  See  in  Verbindung  stehenden, 
von  Seescbififen  befahrenen  Gewässern  innerhalb  der  vom  Bundes- 
rathe  zu  bestimmenden  örtlichen  Grenze  bestimmt  sind. 

Der  Versicherungspflicht  unterliegen  auch  die  Unternehmer 
gewerblicher  Schiflffahrts-  und  Fischereibetriebe  der  vorbezeichneten 
Art,  sofern  sie  zur  Schiffsbesatzung  gehören  und  bei  dem  Be- 
triebe regelmässig  keinen  oder  nicht  mehr  als  zwei  Lohnarbeiter 
beschäftigen.  Als  Jahresar beits verdienst  gilt  das  SOOfache  des 
ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  Tagearbeiter  desjenigen  Orts, 
in  welchem  der  Betrieb  seinen  Sitz  hat. 

Während  der  ersten  13  Wochen  nach  dem  Unfälle  hat  die 
Gemeinde  des  Betriebssitzes  dem  Verletzten  die  Leistungen  nach 
§  6  Abs.  1  Ziff.  1  Kr.-Vers.-G.  zu  gewähren,  sofern  sich  der 
Verletzte  nicht  im  Auslande  befindet  oder  Anspruch  auf 
mindestens  gleiche  Fürsorge  hat.  Für  ausserhalb  des  Ge- 
meindebezirks wohnhafte  Personen  hat  auf  Verlangen  der  ver- 
pflichteten Gemeinde  die  Gemeinde  des  Wohnorts  jene  Leistungen 
(Torbehalthch  des  Kostenersatzes  (Hälfte  des  Mindestbetrages  des 
Krankengeldes,  sofern  nicht  höhere  Aufwendungen  nachgewiesen 
jind)  zu  übernehmen,  jedoch  kann  auch  die  Versicherungsanstalt 
Jer  Genossenschaft  alle  vorerwähnten  Leistungen  selbst  über- 
aehmen,  letztere  kann  aber  auch  die  Fürsorge  für  den  Verletzten 
der  Wohnortgemeinde  desselben  über  die  13  Wochen  hinaus  bis  zur 
Beendigung  des  Heilverfahrens  gegen  Kostenerstattung  übertragen. 

Das  Sterbegeld  beträgt  das  20fache  des  ortsüblichen  Tage- 
lobns,  jedoch  mindestens  30  Mk.  (Kommission:  50  Mk.). 

Die  Unfallanzeige  ist  schriftlich  oder  mündlich  an  diejenige 
Ortspolizeibehörde  im  Inlande  zu  richten,  in  deren  Bezirk  sich 
ier  Unfall  ereignet  hat  oder  der  erste  Aufenthalt  nach  demselben 
genommen  wird.  Die  Unfalluntersuchung  erfolgt  durch  die  Orts- 
polizeibehörde, der  die  Unfallanzeige  erstattet  worden  ist.  Auf  An- 
trag Betheiligter  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde  die  Unter- 
suchung einer  anderen  Polizeibehörde  übertragen. 
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Die  übrigen  Bestimmungen  sind  organische  und  schliessen 
sich  denjenigen  der  sonstigen  Unfallversicherung  an. 

Die  Kommissionsbeschlüsse  zum  landwirthschaftlichen  ünfall- 
versicherungsgesetz,  Bauunfallversicherungsgesetz  und  Seeunfall- 
Versicherungsgesetz  decken  sich  zum  grössten  Theil  mit  denjenigen 
zum  Gewerbeunfallversicherungsgesetz,  soweit  es  sich  nicht  um 
Spezialbestimmungen  handelt.  Hierauf  weiter  einzugehen,  muss 
ich  mir  aber  Platzmangels  wegen  versagen. 

Das  Gtosetz  betr.  die  Unfallfärsorge  für  Gefangene. 

Dieser  Entwurf  hängt  zwar  äusserlich  mit  den  bisher  be- 
sprochenen nicht  zusammen,  da  er  aber  ebenfalls  einen  Theil  der 
Neuregelung  der  Unfallversicherung  bildet,  so  erscheint  es  zweck- 
mässig, auch  ihn  bei  dieser  Darstellung  zu  berücksichtigen. 

Die  Beschäftigung  der  in  Gefangnissen,  Besserungsanstalten, 
Arbeitshäusern  und  ähnlichen  Anstalten  untergebrachten  Personen 
ist  zum  Theil  eine  solche,  welche  für  die  freien  Arbeiter  die 
Versicherung  gegen  Betriebsunfälle  mit  sich  bringt;  gleichwohl 
fällt  die  Beschäftigung  der  Gefangenen  zur  Zeit  noch  nicht  unter 
die  bisher  erlassenen  ünfallversicherungsgesetze.  Dieser  Mangel 
einer  Unfallfürsorge  bei  der  Beschäftigung  von  Gefangenen  bat 
nach  verschiedenen  Richtungen  zu  Unzuträglichkeiten  geführt, 
welche  Abhilfe  fordern. 

Einmal  erfährt,  wie  die  Begründung  zum  Entwürfe  ausführt, 
der  Gefangene  selbst,  der  in  Folge  eines  während  der  Haft  er- 
littenen Unfalls  mit  vernichteter  oder  verminderter  Erwerbs- 
fähigkeit ins  bürgerliche  Leben  zurücktritt,  über  die  Strafe  hinaus 
eine  Verschlechterung  seiner  Verhältnisse,  welche  nicht  besteben 
würde,  wenn  er  den  Unfall  als  freier  Arbeiter  erlitten  hätte. 
Unbillig  ist  es  ferner,  dass  der  freie  Arbeiter  beschäftigende 
Unternehmer  erhebliche  Aufwendungen  für  deren  Versicherung 
gegen  Betriebsunfälle  zu  machen  hat,  während  der  die 
Arbeitskraft  der  Gefangenen  benutzende  Konkurrent  von  solchen 
Aufwendungen  frei  bleibt.  Endlich  haben  auch  die  zur  Armen- 
pflege   verpflichteten  Verbände   ein  berechtigtes  Interesse   daran, 
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dass  ihnen  erwerbsunfähige  Unfallverletzte  und  deren  Angehörige 
nicht  blos  um  deswillen  zur  Last  fallen,  weil  der  Unfall  sich  in 
einer  Strafanstalt  und  nicht  bei  freier  Arbeitsthätigkeit  er- 
eignet hat. 

Der  Entwurf  geht  davon  aus,  dass  die  Unfallfürsorge  bei 
der  Beschäftigung  von  Gefangenen  alle  Mal  dann  einzutreten  hat, 
wenn  diese  Beschäftigung  freier  Arbeiter  versicherungspflichtig 
wäre. 

Die  Einreihung  der  Gefangenenanstalten  in  die  zur  Durch- 
führung der  Unfallversicherung  sonst  errichteten  Organisationen 
ist  wegen  der  Verschiedenheit  der  Gefängnissarbeit  von  dem 
freien  Arbeitsbetriebe  nicht  angängig.  Die  erforderlichen  be- 
sonderen Einrichtungen  sollen  aber,  da  es  sich  ausschliesslich 
um  Staats-  und  Kommunalanstalten  handelt,  so  einfach  wie  mög- 
lich sein.  Dies  tritt  schon  in  Bezug  auf  die  Träger  der  Unfall- 
fürsorge hervor.  Zwar  wird  diese,  soweit  sie  aus  der  Beschäfti- 
gung von  Gefangenen  für  dritte  Unternehmer  erwächst,  thun- 
lichst  gleichfalls  den  Letzteren  aufzuerlegen  sein.  Indessen  sollen 
als  eigentliche  Versicherungsträger  für  Staatsanstalten  die  einzelnen 
Bundesstaaten  und  für  kommunale  Einrichtungen  durch  die 
Landesgesetzgebung  die  geeigneten  kommunalen  Verbände  heran- 
gezogen werden.  Und  zwar  sollen  besondere  Ausführungsbehörden 
bestellt  werden,  wie  es  bei  anderen  Staats-  und  Kommunal- 
betrieben bereits  der  Fall  ist.  Auch  das  Verfahren  wird  sich 
in  den  einfachsten  Formen  bewegen,  wobei  von  einer  Vertretung 
und  Mitwirkung  der  Gefangenen  natürlich  abgesehen  werden  und 
an  Stelle  des  Berufungs-  und  ßekursverfahrens  ein  Verwaltungs- 
beschwerdeverfahren treten  muss. 

Da  sich  die  Einzelbestimmungen  des  Entwurfs  im  Uebrigen 
an  die  entsprechende  Unfallversicherungsgesetzgebung  anlehnen^ 
bedarf  es  des  Eingehens  auf  dieselben  nicht. 

Das  Gesetz,  betr.  die  Abänderung  der  Unfall versicherungs- 
gesetze,  ist  nebst  Anlagen  unterm  30.  Juni  1900  im  Reichs- 
gesetzblatt (S.  335  f.)  publizirt  worden.  Es  tritt  nebst  Anlagen 
bis  auf  §§  3  f.  (Schiedsgerichte)  und  20  (Gebühren)  und  die 
nachstehenden  Ausnahmen   mit    dem  1.  Oktober  1900   in   Kraft. 
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Durch  Kaiserliche  Verordnung  wird  bestimmt  werden,  wann 
die  neuen  Schiedsgerichte  an  Stelle  der  jetzigen  treten,  wann  die 
Unfallversicherung  für  solche  Betriebszweige  in  Kraft  tritt,  welche 
durch  §§1,  1»  Gem.-Ünf.-Vers.-G.  und  durch  §§  124  f.  See- 
Ünf.-Vers.-G.  der  Unfallversicherung  neu  unterstellt  sind. 

§  20  des  Gesetzes,  sowie  die  §§  8,  8%  8»>  Gem.-Unf- 
Vers.-G.,  §§  11,  11»,  11^,  33^,  36  Abs.  3,  39%  78,  79,  80 
Landw.-Unf.-Vers.-G.,  §§  15,  15%  15%  34,  79»  See-Unf.-Vers.-G. 
treten  am  1.  Januar  1902  in  Kraft.  Ebenfalls  unterm  30.  Juni 
1900  ist  das  Gesetz,  betr.  die  Unfallfürsofge  für  Gefangene,  publi- 
zirt  worden  (R.-G.-Bl.  S.  636). 
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Aufsätze. 


Eisenbahn  und  Wegerecht 

an  einem  Rechtsfalle  erläutert. 

Von 

Professor  Dr.  jur.  Otto  Mayer  in  Strassburg  i.  Eis. 


Die  Civilrechtswissenschaft  ist  dadurch  so  reich  und  so 
nziehend  geworden,  dass  sie  sich  nicht  scheute,  die  grossen 
Leclitsideen  in  die  kleinsten  Einzelheiten  des  praktischen  Lebens 
LI  verfolgen.  Die  Wissenschaft  des  öffentlichen  Rechts  wird  sich 
1  derselben  Weise  ausbilden.  Der  Rechtsfall,  an  den  hier  an- 
eknüpft  werden  soll,  ist  sehr  geeignet,  ein  anschauliches  Bild 
avon  zu  geben,  wie  Eisenbahn  und  öffentlicher  Weg  in  der 
Wirklichkeit  des  Rechts  zu  einander  stehen,  und  die  leeren  All- 
emeinheiten,  in  welchen  wir  uns  auf  diesem  schwierigen  Rechts- 
ebiete  nur  zu  gerne  bewegen,  mit  greifbaren  Gestaltungen  zu 
üUen.  Auch  mehrere  andere  Fragen  erhalten  nebenbei  eine 
charfe  Beleuchtung;  es  wird  gestattet  sein,  den  Fall  auch  in 
lieser  Richtung  nutzbar  zu  machen.  — 

Beim  Bau  der  Eisenbahn  von  Strassburg  nach  Basel  waren 
meiner  Zeit  zwei  öifentliche  Wege  der  Stadt  Kolmar  überschient 
worden.     Im  Jahre  1876  wurde  dann  die  Linie  Kolmar- Breisach 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  4.  34 
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gebaut,    und  es   ergab  sich  die  Nothwendigkeit,   bierfür  wie  für 
den    erweiterten  Betrieb    des   Bahnhofs  noch  weitere   Schienen- 
stränge dort  anzulegen.     Die  betreffenden  Wegestrecken  wurden 
desshalb  ganz  gesperrt  und  in  den  Bahnhof  einbezogen.     Damals 
befand  sich  jenseits  der  Bahn  nur  ein  vereinzeltes  Gebäude;  seit- 
dem hat  sich  ein    ganzer  Stadttheil  dort  entwickelt.     Die  Stadt 
fand  den  noch  verbliebenen  Geleiseübergang  jetzt  mehr  und  mehr 
ungenügend.      Sie  verlangte   Ueberbrückung    des   Bahnhofes  mit 
einer  Fahrbahn  und  erhob  schliesslich  beim  Landgericht  Kolmar 
gegen  die  Kaiser).  General-Direktion  der  ßeichseisenbahnen  Klage 
mit    dem  Antrag    auf  Feststellung  ihres  Eigenthums    an   jenen 
beiden  Wegen,  Verurtheilung  der  Beklagten,  dass  sie  diese  wieder 
eröffne  und  dem  ungestörten  öffentlichen  Verkehr  übergebe,  und 
auf  Schadensersatz  wegen   der  bisherigen  rechtswidrigen  Vorent- 
haltung.   Das  Gericht  erkannte  unterm  4.  Dezember  1894  dahin: 
Beklagte  sei  verpflichtet   „zur  Rückgabe  des  vollen  Eigenthums- 
und  Nutzungsbesitzes  an  den  streitigen  Uebergängen".     Da  aber 
diese  aus  Rücksicht  auf  den   steigenden  Verkehr  des  Bahnhofs 
nicht  wohl    durchführbar  und  im   öffentlichen  Interesse  eine  Er- 
zwingung unthunlich  erscheint,  „so  geht  die  Naturalverpflichtung 
der  Beklagten   in    die  Verflichtung   zur  Leistung   des   Interesses 
über  (art.  1142  c.  c.)",  d.  h.  die  Beklagte   hat  der  Klägerin  die 
Kosten  eines  nunmehr  von  dieser  vorzunehmenden  Unterführungs- 
oder Ueberbrückungsbaues   zu   bezahlen.     In   diesem  Sinne  wird 
die  Beklagte  zu  Schadensersatz  verurtheilt  mit  Vorbehalt  genauer 
Berechnung.     Auf  beiderseits    erhobene   Berufung   erkannte  das 
Oberlandesgericht  Kolmar  unterm  2.  April  1897  schlechthin  nach 
den  Anträgen  der  Stadt.     „Da  eine  absolute  Unmöglichkeit  der 
Wiedereröfinung    der    Uebergänge    nicht  vorliegt  .  .  .    muss  die 
Beklagte    gehalten    erscheinen,    die    Wege    für    den   öffentlichen 
Verkehr   freizugeben."     Ausserdem  hat  sie  nach   art.  1382  c.  c 
den   durch   die   rechtswidrige  Schliessung   entstandenen   Schaden 
zu  ersetzen. 
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Die  EisenbahnverwaltuDg  hatte  unter  Anderem  geltend 
nacht,  dass  ihre  Projekte  für  die  Linie  Kolmar-Breisach  und 
I  damit  verbundene  Erweiterung  der  Geleise  des  Bahnhofs 
>lmar  seiner  Zeit  vom  Reichskanzleramt  genehmigt  worden 
en,  dass  sie  auf  den  Plänen  insbesondere  auch  die  Unter- 
ickung  der  beiden  Wege  vorgesehen  und  durch  Erlass  des 
ichskanzleramtes  schliesslich  den  Auftrag  erhalten  habe,  das 
ojekt  nach  diesen  Plänen  zur  Ausführung  zu  bringen.  Das 
lerlandesgericht  fand  das  unerheblich.  Eine  Enteignung  hat 
h,  so  setzte  es  auseinander,  in  diesen  Formen  nicht  vollziehen 
anen;  eine  „landespolizeiliche  Verfügung"  aber,  welche  der 
itik  der  Gerichte  nicht  unterläge,  ist  hier  nicht  anzunehmen; 
in  die  Beklagte  ist  „zur  Wahrung  landespolizeilicher  Interessen 
ht  berufen",  Dass  sie  die  Zustimmung  ihrer  vorgesetzten 
hörde  hatte,  vermochte  selbstverständlich  daran  nichts  zu 
äern. 

In  der  ßevisionsinstanz  gewann  aber  alsbald  dieser  Akt  des 
ichskanzleramts  eine  unerwartete  Bedeutung.  Das  Reichs- 
richt  hat  mit  Erkenntniss  vom  25.  Juni  1897  das  Kolmarer 
theil  insoweit  aufgehoben,  als  es  auf  Schadensersatzpflicht  und 
iedereröflfnung  der  Wegeübergänge  lautete,  und  die  Sache  zu 
Jerweiter  Entscheidung  an  das  Berufungsgericht  zurückver- 
jsen.  Es  hätte,  so  wurde  erwogen,  die  Behauptung  der  Be- 
.gten  geprüft  werden  müssen,  dass  die  Schliessung  der  Wege 
n  Reichskanzler  angeordnet  worden  sei;  „denn  wenn  die  be- 
iptete  Anordnung  wirklich  ergangen,  so  läge  ein  Verwaltungs- 
:  vor,  dessen  Rechtmässigkeit  die  Gerichte  nicht  zu  unter- 
;hen  hätten".  Damit  war  anerkannt,  dass  die  Genehmigung 
:  Pläne  nicht  bloss  eine  Zustimmung  der  dienstlichen  Vor- 
setzten sein  würde,  sondern  ein  nach  aussen  wirksamer  Akt. 
n  Rechtsinstitut  trat  auf  die  Scene,  welches  dem  Ober- 
idesgericht    unbekannt    gewesen    war.      Es    soll    hier    genauer 

brachtet  werden. 

34* 
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Das  Oberlandesgericht  hatte  mit  Recht  hervorgehoben,  dass 
die  fraglichen  Wegestrecken  in  dem  zur  Erweiterung  des  Bahn- 
hofes Kolmar  1876  durchgeführten  Enteignungsverfahren  nicht 
einbegriffen  worden  waren ;  es  glaubte  desshalb  auch  nicht  unter- 
suchen zu  müssen,  „ob  eine  Expropriirung  von  öffentlichem 
Gemeindegut  angängig".  Die  Frage  durfte  kurzweg  verneint 
werden;  nach  französischem  Recht  unterliegt  das  öffentliche 
Eigenthum  zweifellos  nicht  der  Enteignung^,  und  auch  für  andere 
Rechtsgebiete  wird  sich  das  behaupten  lassen.  Die  Enteignung 
ist  der  Ausdruck  der  Oberhoheit  des  Staates  über  das  privat- 
rechtliche Eigenthum,  des  dominium  eminens,  wie  man  es  früher 
nannte;  sie  geht  ihrer  Natur  nach  am  öffentlichen  Eigenthum 
vorüber^.  Was  manchmal  irre  gemacht  hat,  das  ist  gerade  der 
Umstand,  dass  den  Eisenbahnanlagen  auch  öffentliche  Wege 
weichen  müssen^.  Wenn  man  aber  genauer  zusieht,  so  erkennt 
man,  dass  es  hier  nicht  die  Enteignung  ist,  die  das  bewirkt, 
sondeiii  etwas  ganz  Anderes,  nämlich  das  Rechtsinstitut,  das 
wir  hier  vor  uns  haben. 

Dass  öffentliche  Wege  nicht  enteignet  werden  können,  ist 
für  andere  öffentliche  Unternehmungen  von  so  grosser  Bedeutung 
nicht.  Sie  können  im  schlimmsten  Fall  ihnen  ausweichen.  Die 
Eisenbahn  kann  das  nicht;  sie  muss  gerade  durch  das  Gebiet 
entlang.  Der  Staat,  der  sie  baut  oder  konzessionirt,  wird  ihr 
auch  seine  Strassen  preisgeben.  Aber  die  Provinz,  die  Ge- 
meinde? Wenn  sie  nicht  will  und  wenn  der  Grundsatz  feststeht, 
dass  das  Mittel    der  Enteignung   hier  nicht  hilft?     Wie  soll  das 


^  De  Lalleaü,  Tr.  de  rexpropriation  I  n.  182;  de  Weiss,  De  Tex- 
propriation  p.  78.  —  Dass  nach  geschehener  Aufhebung  (declasseraent)  def 
AVeges  u.  s.  w.  die  Enteignung  zulässig  ist,  steht  damit  nicht  in  Wider 
Spruch:  dann  handelt  es  sich  eben  nicht  mehr  um  Ößentliches  Eigenthum. 

*  Hierüber:  Deutsches  Verwaltungsrecht  Bd.  II  S.  22 ff. 

*  F.  Seydel,  Gesetz  über  die  Enteignung  S.  7;  bayer.  VerwaltUDgs- 
gerichtshof  vom  4.  Mai  1876  (Sammlung  Bd.  VII  S.  231). 
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rden?  Wenn  die  Eisenbahn  möglich  sein  soll,  so  muss  sie 
abhängig  sein  von  dem  guten  Willen  der  Strasseneigenthümer. 
izu  ist  nicht  nothwendig,  dass  sie  zwangsweise  Eigenthümerin 
8  Strassenkörpers  werde;  sie  muss  nur  darüber  weggehen 
nnen.  Andererseits  hat  auch  der  Weg  sein  öffentliches 
teresse;  er  muss  möglich  bleiben  oder  ersetzt  werden.  Hier 
nn  nicht  Recht  gegen  Recht  abgewogen  werden,  sondern  die 
eisheit  der  freien  Verwaltungsmaassregel  hat  den  rechten  Aus- 
dch  zu  finden.     So  ergiebt  sich  unser  Rechtsinstitut. 

Es  ist  da,  seitdem  dass  es  Eisenbahnen  giebt;  es  ist  mit 
len  entstanden.  Die  Natur  der  Sache  hat  ihm  seine  bestimmte 
jstalt  gegeben;  da  diese  überall  im  Wesentlichen  die  gleichen 
jraussetzungen  findet  —  die  allgemeinen  Ideen  des  öffentlichen 
ichts  sind  unseren  Kulturstaaten  gemeinsam,  und  das  Wesen 
r  Eisenbahnunternehmung,  die  da  hineingestellt  wird,  ist  überall 
sselbe  —  so  ist  auch  die  Ausprägung,  die  es  gefunden  hat,  im 
esentlichen  überall  die  gleiche.  Die  Anlage  der  Eisenbahn 
iarf  der  Genehmigung  durch  die  höchste  staatliche  Verwaltungs- 
lörde,  das  Ministerium  (Ministerium  des  Innern,  des  Handels, 
r  öffentlichen  Arbeiten  —  die  Abtheilung  ist  gleichgültig), 
ese  Genehmigung  wird  in  einem  geordneten  Verfahren  ertheilt, 
welchem  die  verschiedenen  Interessen,  die  da  berührt  werden, 
n  Worte  kommen,  und  bei  dieser  Gelegenheit  wird  dann 
zh  bestimmt,  was  mit  den  öffentlichen  Wegen  geschehen  soll, 
9r  welche  die  geplante  Eisenbahnanlage  hinweg  geht.  Der 
lehmigte  Plan  bildet  die  Grundlage  des  Enteignungsverfahrens 
jenüber  dem  privatrechtlichen  Eigenthum,  welches  in  die  Linie 
it.  Diese  Genehmigung  ist  aber  zugleich  unmittelbar  maass- 
>end,  was  die  betroffenen  öffentlichen  Wege  anlangt.  Sie 
idet  selbstverständlich  den  Eisenbahnunternehmer  —  staat- 
le  Verwaltung  oder  Privatgesellschaft  —  zu  den  Einrichtungen, 
lohe  sie  vorschreibt.  Sie  bindet  aber  auch  den  Herrn  des 
entlichen  Weges,    dass   er   sich   diese   Einrichtungen :    Unter- 
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drückungen,  Verlegungen,  Ueberbrückungen;  Unterführungen  ge- 
fallen lässt*. 

Wir  können  von  einem  besonderen  Wegeveränderungs- 
recht sprechen,  dass  da  zu  Gunsten  der  Eisenbahnen  geschafifen 
worden  ist.  Die  Einzelheiten  dieses  Eechtsinstituts  entfalten  sich 
wie  folgt: 

1.  Die  Genehmigung  der  vorzunehmenden  Veränderung  wird 
vom  Ministerium,  von  der  obersten  staatHchen  Verwaltungsbehörde 
ertheilt.  Sofern  der  davon  betroffene  Weg  auch  seinerseits  dem 
Staate  angehört,  ist  die  Rechtsgrundlage  der  Maassregel  leicht 
zu  sehen:  es  ist  einfach  die  Verfügung  des  Herrn  der  Strasse 
über  seine  Einrichtung;  so  gut  er  sie  verändern  könnte  für  son- 
stige Zwecke,  kann  er  sie  auch  verändern  zu  Gunsten  der 
Eisenbahn,  und  so  gut  er  sie  verändern  kann  zu  Gunsten  seiner 


^  Für  das  hier  zunächst  iu  Betracht  kommende  französische  Recht 
fuhren  wir  an:  Aucoc,  Droit  adm.  III  n.  1480;  Perriquet,  Tr.  des  travaox 
publics  II  n.  661;  de  Lalleaü,  Tr.  de  l'expropriation  I  n.  181;  Fczieb- 
Hermann,  Repert.  general  X  vo  chemins  de  fer  n.  727 ff.;  Palaa,  Diction- 
naire  des  chemins  de  fer  p.  276  ff. ;  vor  Allem  die  eingehende  Darstellung  von 
Färaüd-Giraud  ,  Des  voies  publiques  modifiees  par  suite  de  rexecution  de» 
chemins  de  fer  n.  17  ff.  Dazu  aus  der  Praxis  des  französischen  Staatsrath» 
unter  Anderem  folgende  Entscheidungen  über  Beschwerde?!  der  betroffenen 
Gemeinden:  1.  April  1869  (Ville  de  Dreux),  Lebon,  Recueil  1869  p.  301; 
28.  Febr.  1870  (com.  de  Villerable),  Joum.  du  Pal.  jur.  adm.  XV  p.  516; 
20.  März  1874  (Ville  de  Cannes),  eod.  XVI  p.  303;  14.  Dez.  1877  (com.  de 
Saint-Just),  eod.  XVII  p.  198.  —  Für  das  preussische  Recht  ist  maassgebend: 
Eisenbahngesetz  vom  3.  Nov.  1838  §  4.  Hiezu :  Eqer,  Handbuch  des  preuss. 
Eisenbahnrechts  Bd.  I  S.  549  ff.;  Gleim,  Recht  der  Eisenbahnen  in  Preussen 
Bd.  I  S.  233ff.  Ferner  Kompetenzkonfliktshof  vom  11.  Juni  1881  (bei  EöBB, 
Eisenbahnrechtliche  Entsch.  Bd.  II  S.  62),  11.  :März  1899  (Eisenbahn-Archiv 
1899  S.  853);  Reichsgericht  vom  13.  Juli  1889  (Eisenbahn- Archiv  188» 
S.  914  ff.).  —  Für  Bayern  Verordnung  vom  20.  Juni  1855  §  10.  Dazu  WaKD» 
Die  Rechtsverhältnisse  der  öffentlichen  Wege  in  der  Pfalz ;  v.  Seydel,  Bayer. 
Staatsrecht  Bd.  III  S.  329.  —  Für  Oesterreich  Verordnung  vom  14.  Sept. 
1859  §  10  lit.  c.  Dazu  Haberer,  Oesterr.  Eisenbahnrecht  S.  137ff.;  RoELtt 
Oesterr.  Eisenbahngesetze  S.  90.  Verwaltungsgerichtshof  vom  20.  April  ISS-^ 
22.  Nov.  1886  (Eger,    Entsch.  Bd.  IV   S.  102). 
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senbahn^  kann  er  auch  der  Privateisenbahngesellschaft  die  Er- 
ächtigung  ertheilen,  dies  an  seiner  Stelle  zu  thun:  die  Ver- 
ihung  des  Wegeveränderungsrechts  ist  eine  Folgerung  aus  der 
undlegenden  Eisenbahnkonzession^  eine  ergänzende  Ausfuhrung 
jrselben.  Anders  liegt  die  Sache,  wenn  es  sich  um  einen 
3mden  Weg  handelt,  um  eine  Provinzial-,  Kreis-  oder  Gemeinde- 
rasse. Die  Veränderung  soll  ja  auch  hier  geschehen  können 
ine  Einwilligung  des  Wegeeigen thümers,  auf  Grund  der  staat- 
jhen  Genehmigung  allein.  Hier  erhebt  sich  also  die  Frage 
^ch  der  „gesetzlichen  Grundlage'*,  deren  nach  unseren  Ver- 
äsungsgrundsätzen  ein  „EingriflF  in  Freiheit  und  Eigenthum" 
darf.  Diese  Frage  muss  aber  sofort  richtiger  gestellt  werden 
•hin:  ist  die  Inanspruchnahme  solcher  Wege  anzusehen  als  ein 
rartiger  Eingriff?  Denn  das  ist  ja  nicht  zu  verkennen:  nicht 
[bedingt  ist  das  Eigenthum  nach  jenen  Grundsätzen  unter  den 
blitzenden  Vorbehalt  des  Gesetzes  gestellt.  Wir  wissen,  dass 
in  mancherlei  Weise  den  Bedürfnissen  der  öffentlichen  Ver- 
Jtung  zu  weichen  hat,  von  selbst  ohne  Gesetz.  Es  ist  mit  dem 
genthum  wie  mit  der  Freiheit:  was  zu  seinem  geschützten 
jchtskreis  gehört,  ist  Sache  der  gemeinen  Ueberzeugung,  ist 
turrechtlich  bestimmt. 

Da  ist  nun  die  Thatsache  festzustellen,  dass  nach  gemeiner 
Qschauung  das  Wegeveränderungsrecht  der  Eisenbahn 
ner  gesetzlichen  Grundlage  nicht  bedarf.  Es  kann  auch 
stehen  ohne  in  einem  Gesetze  anerkannt  und  rechtssatzmässig 
ordnet  zu  sein.  Natürlich  wird  das  Gesetz,  wo  es  ohnebin 
s  Eisenbahnrecht  zu  regeln  hat,  auch  diesen  Punkt  nicht  leicht 
•ergehen  und  mehr  oder  weniger  genau  dafür  Bestimmungen 
äffen.  Thatsächlich  aber  sehen  wir  unser  Rechtsinstitut  in 
jiten  Gebieten  leben  und  wirken  auch  ohne  Gesetzt     Wo  aber 


*  In  Frankreich  hat  man  das  "Wegeänderungsrecht  in  das  übliche 
.stenheft  der  Eisenbahnkonzessionen  aufgenommen.  Das  würde  aber  selbst- 
rständlich  nicht  genügen,    um  den  Eingriff  Dritten  gegenüber   zu   recht- 
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ein  Gesetz  besteht,  da  ergänzt  wieder  die  RecbtsübuDg  die  Lücken, 
welche  es  etwa  lässt,  ohne  Weiteres  aus  jenem  naturrechtlichen 
Gedanken,  wonach  das  Zurückweichen  des  Weges  vor  der  Eisen- 
bahn  selbstverständlich  ist®.     Und    schliesslich  werden   auch  die 


fertigen  (Lamä-Fleürt  ,  Code  annote  des  chemins  de  fer  p.  90).  Die  wahre 
Grundlage  bezeichnet  F^raud-Giraud  ,  Des  voies  publiques  etc.  n.  30 :  „Ce 
droit,  Tadministration  le  tient  des  lois  generales  d'attribution  qui  la  chargent 
de  prendre  toutes  les  mesures  necessaires  .  .  .  pour  multiplier  les  moyens 
de  communication."  Füzier-Hermann,  Repert.  general  X  \o  chemins  de  fer 
D.  742  et  n.  6009,  führt  diese  Befugniss  in  ähnlicher  Weise  zurück  auf  die 
in  Gesetzen,  Lastenheften  u.  s.  w.  anerkannte  Eigenschaft  des  Ministers  als 
„grand-voyer",  Gross- Wegemeister.  Vgl.  auch  de  Lalleau,  Expropriation  I 
n.  181 ,  sowie  die  Ausführungen  des  Begierungskommissärs  zur  Staatsraths- 
entsch.  vom  1.  April  1869  (Lebon,  Recueil  1869  p.  301  note).  Auch  in 
Bayern  fehlt  der  Verordnung  von  1855  in  dieser  Richtung  die  gesetzliche 
Grundlage  (Seydel,  Bayer.  Staatsrecht  Bd.  III  S.  330).  Das  Verfahren  wird 
gleichwohl  gehandhabt.  Jaeger,  Lehre  von  den  Eisenbahnen  auf  Grundlage 
des  Staates  S.  63,  konstruirt  folgendermaassen:  die  Wegeverlegung  bedarf  bei 
Kreis-,  Distrikts-,  Gemeinde-Strassen  der  Zustimmung  der  entsprechenden 
Vertretung;  „der  Staat  tritt  nur  insofern  ein,  als  er  das  getroffene  Abkommen 
als  Kuratelbehörde  genehmigt  oder  aber  im  Nichteiniguugsfalle  Entscheidung 
trifft".  Das  letztere  wäre  unser  Rechtsinstitut;  aber  die  „Entscheidung  im 
Nichteinigungsfalle"  ist  sicher  kein  Akt  der  Kuratel;  worauf  sie  sich  gründet, 
bleibt  unerklärt. 

^  Gleim,  Eisenbahnbaurecht  findet  in  §  4  des  Eisenbahngesetzes  keine 
genügende  Grundlage,  womit  die  Genehmigung  des  Projektes  den  Wege- 
eigenthümer  (Gemeinde  u.  s.  w.)  verpflichte,  Planübergänge  u.  dgl.  zu 
dulden.  Dessen  Zustimmung  ist  also  erforderlich.  Aber  „nach  einem  aus- 
nahmslos beobachteten  Herkommen  wird  (sie)  für  entbehrlich  erachtet* 
(S.  247).  Es  bricht  sich,  meint  er,  „die  Anschauung  mehr  und  mehr  Bahn, 
dass  öff*entliche  Wege  ohne  Weiteres  auch  für  bestimmte  andere  öffentliche 
Zwecke,  insbesondere  auch  zur  Herstellung  von  Eisenbahnübergängen  benutzt 
werden  können"  (S.  248).  Während  Gleim  folgerichtig  das  Wegeverlegungs- 
recht auf  öfl*entliche  Wege  allein  wirken  lässt,  soll  nach  Eoer,  Eisenbahn- 
recht  Bd.  I  S.  549,  dieses  Rechtsinstitut  sich  gleichmässig  auf  „öff*entliche 
und  private  Landwege"  beziehen.  Für  Privatwege  trifft  aber  die  Grundidee 
der  ganzen  Einrichtung  nicht  zu,  wie  sie  überall  zu  Tage  tritt:  die  haben 
nicht  die  Bestimmung,  den  öffentlichen  Interessen  zu  dienen,  schon  in  sieb. 
Für  sie  ist  es  auch  nicht  nothwendig  eigene  Vorkehrung  zu  treffen;  es 
genügt   hier   die  gewöhnliche  Enteignung;    Ersatzwege   sind  nur  eine  Form 
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isdrücklichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  selbst  nur  angesehen 
.8  die  Bestätigung  des  auch  ohne  diese  geltenden  im  Voraus 
estehenden  Rechts''. 

2.  Das  Wegeverlegungsrecht  der  Eisenbahnen  ist  nur  eine 
Irscheinungsform  eines  umfassenderen  Ideenkreises  des  öffent- 
3hen  Rechts.  Oeflfentlichen  Unternehmungen  wohnt  eine  gewisse 
Taft  inne,  vermöge  deren  sie  entgegenstehende  Rechte  über- 
inden  und  zurückdrängen.  Die  Franzosen  haben  diesen  Ge- 
inken  besonders  klar  und  umfassend  entwickelt  in  ihrer  Lehre 
►n  den  travaux  publics.  Im  deutschen  Verwaltungsrecht,  nament- 
)h  im  preussischen,  ist  die  Sache  noch  vielfach  verdunkelt  durch 
e  alte  Fiskustheorie:  der  Fiskus  arbeitet  wie  ein  anderer  Mensch, 
id  der  Staat  leiht  ihm  dazu  seine  obrigkeitliche  Gewalt,  mit 
sicher  er  Hindernisse  aus  dem  Rechte  Anderer  beseitigt;  wo 
LS  geschehen  soll,  findet  man  schhmmsten  Falles  immer  irgend 
ae  Art  „polizeilicher  Verfügung",  die  dahinter  steckt;  mit  dieser 
Instlichen  Konstruktion  wird  das  rechtliche  Ergebniss  gleich- 
lls  erreicht;  nur  wäre  das  einfacher  zu  haben. 

Die  Rechte  an  Grund  und  Boden  sind  es  vornehmlich, 
ilche  derartigen  Beeinträchtigungen  zu  Gunsten  des  öflfentUchen 
Dternehmens  unterliegen.  Die  Enteignung  liefert  das  Haupt- 
ispiel.    Das  Oberlandesgericht  in  seinem  besprochenen  ürtheile 


r  Gewährung  der  EnteignuDgsentschädigung.  Thatsächlich  giebt  man  sich 
auch  meist  mit  dem  zufriedeu,  was  Dach  dem  Projekte  freigebig  als  Ersatz 
vährt  wird,  und  in  dem  von  Technikern  geleiteten  Verfahren  wird  dess- 
b  der  juristische  Unterschied  kaum  hervortreten.  Aber  er  besteht  doch 
1  kann  recht  bedeutsam  werden. 

^  Habebbb,  Oesterr.  Eisenbahnrecht  S.  137:  „Nach  dem  Grundsatze, 
s  bei  der  Konkurrenz  zweier  staatlicher  Zwecke  jenem  der  Vorrang  ge- 
irt,  welchem  der  grössere  allgemeine  Nutzen  innewohnt,  kann  es  nicht 
sifelhaft  sein,  dass  gegenüber  dem  Eisenbahnwesen  das  einfache  Strassen- 
jen  zurückzutreten  hat."  Der  Wortlaut  des  österreichischen  Gesetzes 
lügt;  er  wird  aber  hier  unterstützt  durch  denselben  Gedankengang, 
ichen  man  auch  im  preussischen  und  französischen  Recht  zur  Geltung 
Dgt,  um  die  dortigen  Lücken  auszufüllen. 
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glaubte  die  Sache  erledigt,  wenn  es  nachwies^  dass  ein  civil- 
rechtlicher  Eechtsgrund  für  die  Eisenbahn  nicht  vorliege  und 
dass  andererseits  die  Formen  des  öffentlichrechtlichen  Instituts 
der  Enteignung  nicht  erfüllt  seien.  In  Wahrheit  sind  die  Ge- 
staltungen, welche  das  öffentliche  Kecht  hier  bietet,  viel  reicher 
und  mannigfaltiger. 

Wir  können  drei  Grundformen  unterscheiden,  in  welchen 
jene  besondere  Kraft  des  öffentlichen  Unternehmens  zur  Geltung 
kommt. 

Wenn  es  sich  darum  handelt,  zu  Gunsten  eines  öffentlichen 
Unternehmens  das  Eecht  am  Grundstück  selbst  zu  entziehen, 
so  kann  das  nur  vermittelt  werden  durch  einen  obrigkeitUchen 
Akt,  der  diese  Entziehung  ausspricht.  Das  öffentliche  Unter- 
nehmen steht  dahinter  als  Grund  und  Zweck  des  Aktes,  die 
Wirkung  trägt  dieser  allein.  So  die  Enteignung;  sie  ist  aber 
nicht  der  einzige  Fall  dieser  Art. 

Das  öffentliche  Unternehmen  kann  auch  unmittelbar  das  Grund- 
eigenthum  ergreifen  durch  thatsächliche  Einwirkungen,  die  es 
darauf  ausübt.  In  der  rechtlichen  Wehrlosigkeit  des  Eigenthums 
dem  gegenüber  offenbart  sich  alsdann  hier  die  besondere  rechtlicLe 
Kraft  des  öffentlichen  Unternehmens.  Die  verschiedenen  öffent- 
lichrechtlichen Eigenthumsbeschränkungen,  die  man  danach  zu- 
sammenstellen mag,  sind  die  Kehrseite  dieser  Wirkungskraft^. 

In  manchen  Fällen  endlich  ist  die  Einwirkung  zwar  gleich- 
falls eine  rein  thatsächliche,  unmittelbar  von  dem  öffentlichen 
Unternehmen  ausgeübte,  aber  sie  ist  rechtlich  gebunden  und  be- 
stimmt durch  einen  eigens  dafür  zu  erlassenden  obrigkeitlichen 
Akt,  der  vorschreibt,  was  geschehen  soll  und  darf.  Beispiele 
geben  die  Entnahme  von  Materialien  für  Strassenbau,  die  In- 
besitznahme von  Grundstücken  zu  vorübergehender  Benutzung', 

*  Manöverschäden  und  Beeinträchtigung  des  Grundeigenthums  durch 
benachbarte  Militärschiessstände  sollen  nur  als  Beispiele  erwähnt  sein. 

®  Deutsches    Verwaltungsrecht   Bd.   II   S.   171  ff.     Dass   man  das  w' 


I 
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und  von  der  gleichen  Gestalt  ist  auch  der  EingriflF  bei  unserem 
"Wegeveränderungsrecht.  Es  handelt  sich  hier  überall  nicht  um 
^Entziehung  des  Eechts  am  Grundstück,  wie  bei  der  Enteignung. 
Die  Einwirkung  ist  ihrem  Wesen  nach  der  zweiten  Form  gleich. 
Nur  ergiebt  sie  sich  in  diesen  Fällen  nicht  wie  dort  nach  Art 
und  Kichtung  bestimmt  aus  dem  Unternehmen  selbst,  gleichsam 
eine  unwillkürliche  Kraftäusserung  von  ihm.  Sie  bedarf,  wie  die 
Betrachtung  unserer  Beispiele  zeigt,  der  Planmässigkeit  und 
Ordnung  und  ist  nur  zulässig,  wenn  sie  diese  durch  einen  obrig- 
keitlichen Akt  erhalten  hat.  Dieser  begründet  erst  für  das  be- 
troffene Grundstück  die  Wehrlosigkeit  gegenüber  dem  beabsich- 
tigten Eingriff  und  ist  die  Bedingung  für  die  Rechtmässigkeit 
dieses  Eingriffes  selbst.  Wir  können  hier,  um  die  Reihe  zu  ver- 
vollständigen, von  einer  bedingten  thatsächlichen  Einwirkung 
des  öffentlichen  Unternehmens  sprechen.  Auf  diese  Weise  erhält 
unser  Rechtsinstitut  seine  feste  Stellung  im  ganzen  System  der 
Verwaltungsrechtsinstitute. 

3.  Das  Wegeveränderungsrecht  bedeutet  demnach  die  recht- 
mässige Vornahme  thatsächlicher  Aenderungen  an  dem  betroffenen 
Wege^^     Das  dingliche  Recht  am  Grund  und  Boden  bleibt  un- 


öflTentlich-rechtliche  Servitut  zu  bezeichnen  pflegt,  ist  allerdings  keine  gute 

Ausdrucksweise. 

^^  Die  ministerielle  Genehmigung  des  Eisenbahnbauplanes  bedeutet  nach 
Fuzier-Hermann  a.  a.  0.  n.  6009 :  „la  legitimite  des  transformations  operees 
dans  le  regime  de  la  voirie."  Gleim  a.  a.  0.  S.  340  sagt  von  dieser  Ge- 
nehmigung: „Sie  bildet  die  Rechtsgrundlage  für  die  Bauausführung."  Nach 
preussischer  Rechtssprache  ist  der  Akt  eine  polizeiliche  Verfügung.  Reichs- 
^richt  vom  13.  Juli  1889  (Eisenbahn- Archiv  1889  S.  914 flf.)  erörtert  aus- 
führlich die  Frage,  wie  eine  solche  polizeiliche  Verfügung  für  und  gegen  Dritte 
[hier  also  die  Wegeberechtigten)  wirken  könne.  Es  wird  ein  Unterschied  zu 
machen  gesucht,  je  nachdem  die  polizeiliche  Verfügung  eine  blosse  Ge- 
nehmigung enthält,  oder  zugleich  „eine  Anlage  betrifft,  welche  im  Interesse 
des  öffentlichen  Verkehrs  nothwendig  ist".  Letzteren  Falles  ist  auch  „ein 
Itechtsstreit  mit  einem  Dritten  ausgeschlossen".  Das  soll  als  „Anordnung" 
bezeichnet  werden.     Einfacher  würde    die  Sache   unseres  Erachtens,    wenn 
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berührt^    nur    die    äusserliche    Gestalt    und   Bestimmung    dieses 
Grund    und    Bodens    wird   anders.     Da    aber   zum  Wesen   des 
Weges  eine  gewisse    äusserliche  Gestalt  gehört,   vermöge  deren 
er  dem  Verkehr  zu  dienen   bestimmt  ist,   so  hängt  es  von  Art 
und  Weise   der  Aenderung  ab,   inwiefern  dieses  Stück  Weg  als 
solcher  noch  fortbesteht.    Der  Weg  kann  einfach  an  seiner  Stelle 
bleiben  und  bloss  mit  Vorrichtungen  belastet  werden,  welche  der 
Eisenbahn    dienen:    es    werden    Schienenstränge    quer   über  den 
Wegekörper    gelegt    (Planübergang),    oder  der  Weg   wird  über- 
brückt  (Wegeunterführung,    Eisenbahnüberführung).     Der   Weg 
kann    auch    in    der  Weise  an   seiner  Stelle  bleiben,  dass  er  im 
Luftraum  des  zugehörigen  Grund  und  Bodens  die  darunter  weg- 
geführte   Eisenbahn    überbrückt  (Eisenbahnunterführung,  Wege- 
überführung).    Da  entstehen  denn  ganz  eigenthümliche  Gemein- 
schaftsverhältnisse, die  noch  zu  betrachten  sein  werden.   Es  kann 
auch    sein,    dass  an  der  Stelle,  wo  bisher  der  Weg  war,  fortan 
keiner   mehr   bestehen    soll,   sei  es,   dass  er  schlechthin  aufhört 
(Unterdrückung),    sei    es,    dass    der  Zusammenhang   des   unter- 
brochenen Wegezuges  an  einer  anderen  Stelle  wieder  hergestellt 
wird  (Wege Verlegung);    das    letztere   führt    dann    zur    Schaffung 
neuer  Wegestrecken    behufs  Verbindung    mit   einer   sonst  schon 
eingerichteten  oder  besonders  zu  schaflFenden  Kreuzung  der  Bahn- 
linie   durch    Planübergang,   Wegeüberbrückung  oder  Eisenbahn- 
überbrückung.     Vor  Allem    kommen    hier  sog.  Parallelwege  zur 
Anwendung.    Grundeigenthum  und  Wegerecht  sind  hier  zunächst 
getrennt.    Wir  werden  auch  auf  die  so  entstehenden  V^erhältnisse 
noch  zurückkommen.  — 


man  sich  klar  machte,  dass  das  nach  der  Entwicklung,  welche  das  Vtf* 
waltungsrecht  genommen  hat,  jetzt  überhaupt  nicht  mehr  unter  den  Begriff 
^.Polizei"  fällt.  Die  Kompetenzbestimmungen  des  Gesetzes  vom  11.  M« 
1842,  auf  die  man  es  natürlich  immer  abgesehen  hat,  könnten  dabei  ufl* 
verändert  bestehen  bleiben;  man  hat  hiefür  einfach  gelten  zu  lassen,  wti 
dieses  Gesetz  unter  polizeilicher  Verfügung  verstanden  hatte. 


I 
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Die  durchgeführte  thatsächliche  Wegeänderung  ist  von  vorne 
•ein  einseitig  im  Interesse  des  Eisenbahnuntemehmens  geschehen, 
j  enthält  einen  Eingriff  in  die  Rechte  des  Wegeberechtigten, 
jsen  Interessen  natürlich  nicht  schlechthin  geopfert  werden 
Qnen;  soweit  sie  schutzwürdig  sind,  müssen  sie  ihren  Ausgleich 
den.     Dieser  Ausgleich  bildet  die  Kehrseite  unseres  Instituts. 

findet  je  nach  der  Art  des  Interesses,  das  geschützt  werden 
1,  auf  dreierlei  Weise  statt. 

An  der  Spitze  steht  das  Interesse  des  öffentlichen  Ver- 
hrs,    welchem    der  Wegeberechtigte   mit  seinem  Wege  dient. 

findet  seine  Berücksichtigung  in  dem  Wegeänderungsverfahren 
bst.  Die  oberste  Verwaltungsbehörde  hat  zu  ermessen,  in 
Icher  Form  der  Weg  beibehalten  werden  kann,  ob  und  wie 
i  Ersatz  für  ihn  zu  schaffen  ist.  Ihre  Anordnung  ist,  je  nach- 
m  es  sich  um  eine  Staats-  oder  um  eine  Privateisenbahn  han- 
It,  ein  Dienstbefehl  oder  eine  konzessionsmässige  Auflage.  Die 
>sten  trägt  selbstverständlich  das  Eisenbahnunternehmen.  Ge- 
benen  Falls  können  solche  Anordnungen  auch  nachträglich  er- 
ben; auch  davon  soll  noch  die  Rede  sein.  Aber  jedenfalls  hat 
r  Wegeberechtigte  kein  anderes  Mittel,  um  das  von  ihm  ver- 
jtene  Verkehrsinteresse  geltend  zu  machen,  als  die  Erwirkung 
ler   solchen    Anordnung ^^     Insbesondere   kann    er  nicht  etwa 


*^  Vgl.  die  AufzähluDg  von  dem,  was  alles  die  Gerichte  in  solchem 
lle  nicht  können,  bei  Feraud-Giraud  a.  a.  0.  n.  360.  Es  handelt  sich 
r  einfach  um  die  Thatsache,  dass  ein  Verwaltungsakt  im  Spiele  ist;  den 
inen  die  Gerichte  nicht  selbst  machen,  noch  abändern,  noch  für  unwirksam 
Jären.  Das  Gleiche  gilt  nach  preussischem  Recht:  K.-K.-H.  vom  11.  Juni 
n  (EoER,  Entsch.  Bd.  II  S.  62),  K.-K.-H.  vom  11.  März  1899  (Eisenbahn- 
ßhiv  1899  S.  853).  Oberverwaltungsgericht  vom  3.  Febr.  1897  (Eisenbahn- 
shiv 1897):  in  dem  genehmigten  Eisenbahnprojekt  ist  ein  Wegetheil  als 
eitigt  behandelt;  ein  Ersatz  ist  nicht  vorgesehen;  es  ist  „nicht  aus- 
chlossen,  dass  die  Nichtberücksichtigung  des  früheren  Uebergangs  ledig- 
I  auf  einem  Uebersehen  beruht".  Die  Ortspolizei  ist  gleichwohl  nicht 
tändig,  die  Wiedereröffnung  zu  verlangen.  Vgl.  auch  Stölzel,  Recht- 
echung  des  K.-K.-H.  S.  450 — 455,  457.  —  Oesterr.  Verwaltungsgerichts- 
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Scbadensersatzansprüche  geltend  machen  wegen  Erschwerung  des 
öflfentlichen  Verkehrs  durch  Umwege,  Steigungen ;  Schranken- 
hindernisse  u.  dgl.  Das  öiFentliche  Yerkehrsinteresse  kann  sidi 
nicht  in  Geldforderungen  übersetzend*. 

Das  zweite,  was  in  Betracht  kommt,  ist  ein  greifbarer  Nach- 
theil des  Wegeberechtigten:  die  Vermehrung  der  Wege  Unter- 
haltungskosten; welche  ihm  aus  der  neuen  Einrichtung  er- 
wächst. Diese  selbst  herzustellen  ist,  wie  gesagt,  Sache  des 
Eisenbahnunternehmens.  Aber  nun  ist  wegen  des  Umwegs  die 
von  dem  Wegeberechtigten  zu  unterhaltende  Strecke  länger  ge- 
worden, Rampen  und  Wegeunterführungen  sind  kostspiehger  im 
Stande  zu  halten  als  ebene  Wege.  Diese  Mehrkosten  sind  ihm 
zu  vergüten.  Das  Maass  des  von  dem  EisenbahnuntemehmeD  zu 
tragenden  Antheils  kann  schon  bei  der  Anordnung  der  Wege- 
veränderung bestimmt  sein.  Ist  das  nicht  geschehen,  so  kann 
der  Wegebaupflichtige  gleichwohl  die  Vergütung  beanspruchen. 
Der  ßechtsgrund  liegt  in  der  Anordnung  der  Wegeveränderung 
selbst.  Die  Neueinrichtung  ist  dadurch  zu  Lasten  des  Eisen- 
bahnunternehmens gelegt;   dazu  gehört  auch  der  künftige  Mehr- 


hof vom  20.  April  1885  (Eger,  Eutsch.  Bd.  IV  S.  102):  die  StrassenumleguBi? 
und  die  Art  derselben  ist  Sache  freien  Ermessens  der  Behörde;  daher  kein 
Verwaltungsrechtsweg  für  die  Betheiligten.  Ebenso  Oesterr.  Verwaltung?- 
gerichtshof  vom  22.  Nov.  1886;  eod. 

*-  Da  von  einer  civilrechtlichen  Schadensersatzforderung  für  rechts- 
widrige Schädigung  keine  Rede  sein  kann,  würde  es  sich  bloss  handelfl 
können  um  das  bekannte  Rechtsinstitut  der  öfTentlichrechtlichen  Entschädigung- 
Diese  setzt  aber  ein  greifbares  Opfer  voraus,  wie  FfiBAUD-GiRAüD  n.  216  es 
noch  einmal  ausführlich  darlegt:  ein  dommage  direct  et  materiel.  Die  Er- 
schwerung des  Verkehrs,  welche  hier  in  Frage  käme,  ist  kein  Schaden  von 
der  bestimmten  Gestalt.  So  insbesondere  Staatsraths-Entsch.  vom  20.  Min 
1862  (Ch.  de  f.  de  Carmaux  c.  commune  de  Lescure);  J.  du  Palais  XIV 
p.  194:  „Considerant,  que  la  gene  dans  la  circulation  .  .  .  signales  par  li 
commune,  ne  peuvent  etre  consideres  comme  des  dommages  directe«  t^ 
materiels  qui  puissent  donner  lieu  a  une  indemnite  au  profit  de  cette  com- 
mune." Vgl.  auch  Aucoc,  Droit  adm.  III  n.  1981  ff.;  F^BAUD-GiRAn)  n.  220: 
FuziER- Hermann  n.  6010  ff. 
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ifwand  für  die  Unterhaltung.  Wenn  der  Wegebaupflichtige 
ese  ganz  bestreitet,  so  trägt  er  damit  zugleich  den  Theil,  der 
nes  trifft,  und  hat  nach  einem  allgemein  gültigen  Verwaltungs- 
ichtssatz seinen  Rückgriff  dafür  auf  den  eigentlichen  Pflich- 
gen^^. 

Endlich  kommt  noch  als  drittes  in  Betracht  das  Recht  des 
T^egeherrn  an  dem  Grund  und  Boden,  welcher  bisher  der  Strasse 
ente.  Die  vorgenommene  Aenderung  kann  ihn  ja  im  Besitze 
eses  Geländestückes  lassen,  wenn  er  auch  darin  mehr  oder 
eniger  beschränkt  und  belästigt  wird.  So  vor  Allem  bei  Plan- 
)ergängen.  Dann  hat  er  dafür  keinen  weiteren  Anspruch.  Es 
mn  ihm  aber  der  Besitz  davon  thatsächhch  entzogen  sein: 
e  Strasse  ist  gänzlich  unterdrückt  oder  verlegt,  der  Grund  und 
öden,  auf  dem  sie  lief,  von  Eisenbahnanlagen  bedeckt  und  ab- 
jsperrt.   Dann  entsteht  für  ihn  ein  Anspruch  auf  Entschädigung 

demselben  Maasse,    wie  bei  der  Enteignung:  der  Werth  des 
rund  und  Bodens  ist  ihm  zu  ersetzen.     Eine  Enteignung  liegt 

nicht  vor,  denn  der  Wegeberechtigte  ist  trotz  der  vollzogenen 
atsächlichen  Wegeveränderung  Eigenthümer  jenes  Stückes  ge- 


**  Es  dürfte  wohl  richtiger  sein,  die  Sache  auf  diese  Weise  zu  erklären. 
8  im  deutschen  Verwaltungsrecht  Bd.  II  S.  426  untersuchte  Rechtsinstitut 
^  hier  vor,  das  man  gemeiniglich  unter  den  Namen  der  „Geschäfts- 
irung''  bringt.  Die  gewöhnliche  Auffassung  des  Falles  findet  darin  eine 
entlichrechtliche  Entschädigung  wegen  dommage  directe  et  materiel  aus 
entliehen  Arbeiten:  F^raud-Giraüd  n.  222;  Aucoc,  Droit  adm.  n.  1481. 
Reichsgericht  vom  19.  April  1880  (Egkr,  Entsch.  Bd.  I  S.  159)  gründet 
Q  Entschädigungsanspruch  des  "Wegeberechtigten  wegen  der  ihm  ver- 
pachten Mehrkosten  der  Unterhaltung  auf  §  75  Einl.  Allg.  L.-R.;  das  ist 
o  gleichfalls  die  öffentlichrechtliche  Entschädigung  wegen  „besonderen 
»fers*'.  —  Es  ist  nicht  gleichgültig,  ob  man  die  Sache  in  der  einen  oder  in 
r  anderen  Weise  auffasst.  Die  gewöhnliche  Auffassung  würde  auch  bei 
Tlegung  eines  Privatweges  Anwendbarkeit  verlangen;  auch  würde  unter 
nständen  die  Entschädigung  sich  anders  berechnen.  Es  verlohnt  wohl  die 
age  einmal  noch  genauer  zu  untersuchen.  Vgl.  auch  Eoer,  Eisenbahnrecht 
l.  I  S.  381  ff.,  wo  allerdings  statt  bestimmter  Rechtsbegriffe  die  „Billigkeit 
d  allgemeine  Rechtsregeln**  angerufen  werden. 
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blieben ;  sein  Eigenthum  ist  selbstverständlich  civilrechtliches  ge- 
worden, da  der  Weg  als  solcher  dort  aufgehört  hat  ^*.  Es  hm- 
delt  sich  auch  nicht  um  eine  analoge  Anwendung  der  Grundsätze 
der  Enteignungsentschädigung,  sondern  um  Anwendung  des  fiechts- 
institutes  der  öffentlichrechtlichen  Entschädigung,  von  welchen 
auch  die  Enteignungsentschädigung  nur  ein  besonderer  Anwen- 
dungsfall ist.  Gegen  Zahlung  dieser  Entschädigung  wird  daim 
die  Eisenbahn  Eigenthumsübertragung  verlangen  können,  welche 
in  den  Formen  des  Bürgeriichen  Gesetzbuchs  vor  sich  geht".  — 
Wir  haben  vorhin  einige  Punkte  einer  näheren  Erörtemcg 
vorbehalten;  unser  Gegenstand:  Eisenbahn  und  Wegerecht  ist 
nämlich  noch  nach  einer  anderen  Seite  hin  zu  betrachten,  ent- 
sprechend einem  zweiten  Vertheidigungsmittel,  welches  die  Eisen- 
bahnverwaltung geltend  gemacht  hatte.  Da  werden  sie  ihren 
richtigen  Zusammenhang  finden.  Zunächst  muss  berichtet  werden, 
dass  der  Kolmarer  Fall  sich  nicht  so  einfach  erledigte,  wie 
man  nach  dem  Bisherigen  denken  sollte.  Das  Reichsgericht  hatte 
anerkannt,  dass  in  der  Genehmigung  der  Unterdrückung  der 
beiden  Wege  durch  das  Reichskanzleramt  ein  Verwaltungsaki 
liegen  würde,   den  das  Gericht  zu  achten  hätte,    und  die  Sacbe 

^^  Die  Rechtslage  wird  vom  österreichischen  Ministerium  des  Innen 
in  dem  ihm  eigenthümlicheu  Kanzleistil  also  gekennzeichnet:  ^Wenn  ein 
Gemeindeweg  durch  eine  im  Sinne  des  §  10  lit.  c  erfolgte  Umlegimg  eicer 
Strasse  anderer  Konkurrenz  als  Verkehrsobjekt  absolet  geworden  ist,  ?«  i?*. 
er  dadurch  nicht  gleichfalls  schon  als  Grrundobjekt  äquivalirt  worden"  (Roell. 
Oesterr.  Eisenbahngesetze  S.  90). 

"  Der  Vorgang  hat  Aehnlichkeit  mit  dem  Erwerb  des  durch  die  Bau- 
fluchtlinie zur  Strasse  abgeschnittenen  Geländes;  de  Lalleaü,  Expropriiti- s 
II  n.  110311'.  —  Die  Sache  stellt  sich  jedoch  so  glatt  im  obigen  Sinn  nur 
in  dem  seltenen  Falle  dar,  dass  ein  Weg  schlechthin  unterdrückt  wird.  Für 
den  Fall,  dass  Ersatzwege  geschaffen  werden,  kommt  es  darauf  an,  inwiefeni 
das  hiefiir  gegebene  Gelände  als  Ausgleich  anzunehmen  ist ;  meist  ist  es  ;i 
umfassender  als  das  zur  Bahn  gezogene  Wegestück.  Aber  sind  diese  Wete 
überhaupt  als  Vermögensstücke  zu  rechnen?  —  In  der  französischen  Prtx? 
scheint  man  geneigt,  hier  Alles  einfach  als  ausgeglichen  zu  behandeln,  ohne 
in  eine  genaue  Berechnung  einzugehen  (FÄBAUD-GmAUD  n.  222). 
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an  das  Oberlandesgericht  zurückverwiesen,  um  danach  zu  ver- 
fahren. Nun  war  äusserlich  die  Sache  glatt;  denn  die  Genehmi- 
gung der  Pläne,  auf  welchen  diese  Wege  als  wegfallend  bezeichnet 
waren,  lag  vor,  und  das  ist  unbestrittener  Maassen  die  Form,  in 
welcher  die  Wegeänderungsanordnung  zu  ergehen  hat.  Was  die 
Stadt  Kolmar  zu  verlangen  hatte,  war  demgemäss  nur  die  Be- 
zahlung des  Werthes  des  Grund  und  Bodens  ihrer  ehemaligen 
Wege;  und  dazu  war  die  Eisenbahnverwaltung  bereit. 

Allein  es  kam  anders.  Das  Oberlandesgericht  Kolmar  stellte 
mit  Erkenntniss  vom  29.  Oktober  1897  seine  erste  Entscheidung 
wieder  her.  Es  erwog,  dass  der  Reichskanzler  keine  Veranlassung 
gehabt  hatte,  die  Schliessung  der  beiden  Wege  selbständig  an- 
zuordnen, da  er  nach  den  Berichten  über  das  Ergebniss  des 
Enqueteverfahrens  annehmen  durfte,  die  Betheiligten  seien  mit 
dieser  Maassregel  einverstanden.  Die  Genehmigung  der  Pläne, 
erklärte  es,  wenn  sie  auch  die  Unterdrückung  der  beiden  Wege 
vorzusehen  scheint,  enthält  desshalb  doch  keinen  auf  diesen  Er- 
folg gerichteten  Willensakt. 

Auf  eingelegte  Revision  erkannte  das  Reichsgericht  unterm 
11.  Febr.  1898,  dass  hier  thatsächliche  Feststellungen  vor- 
lägen, gegen  welche  auf  diesem  Wege  nicht  aufzukommen  sei. 
Es  blieb  also  bei  der  Verurtheilung  der  Eisenbahn  zur  Heraus- 
gabe zweier  Stücke  ihres  Bahnhofes  quer  über  die  Schiengeleise 
hinweg.  Man  konnte  gespannt  sein,  wie  es  nun  mit  der  Zwangs- 
vollstreckung weiter  ging;  das  spielt  schon  in  das  Gebiet  jenes 
zweiten  Vertheidigungsmittels  der  Bahnverwaltung  hinein.  Diese 
fand  jedoch,  dass  es  nicht  nöthig  sei,  ihre  erste  Position  auf- 
zugeben. Hatte  das  Gericht  festgestellt,  dass  das  Wegeänderungs- 
verfahren damals  missglückt  war,  weil  der  Reichskanzler  es  nicht 
zu  dem  für  den  abschliessenden  Akt  nöthigen  Willensentschluss 
gebracht  hatte,  so  war  dem  ja  einfach  dadurch  abzuhelfen,  dass 
man  den  Akt  nachholte  und  damit  den  seit  Jahren  bestehenden 
thatsächlichen  Zustand  legalisirte.     Dass  dies  zulässig  sei,  darüber 

Archiv  flir  öffentliches  Recht.  XV.  4.  35 
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war  nach  französischem  Recht  kein  Zweifel  ^®.  Es  konnte  sich 
alsdann  nur  noch  um  die  Frage  handeln,  welchen  Schadensersatz 
die  Gerichte  der  Stadt  wegen  der  bisherigen  „rechtswidrigen** 
Sperrung  zusprechen  wollten;  das  wäre  ein  Schadensersatz  wegen 
Störung  des  öffentlichen  Verkehrsinteresses  —  eine  ziemHch 
chimärische  Grösse,  für  deren  Berechnung  es  in  der  bisherigen 
Praxis  Maassstäbe  nicht  giebt.  Man  konnte  es  darauf  ankommen 
lassen.  Es  erging  also  nunmehr  alsbald  ein  Erlass  des  Eeichs- 
kanzlers,  dahin  lautend:  Nachdem  das  Gericht  festgestellt  hat, 
dass  seiner  Zeit  verabsäumt  wurde,  gemäss  dem  der  Enquete 
unterstellten  Projekt  die  Unterdrückung  der  beiden  Uebergänge 
auszusprechen,  wird  dieses  hiermit  nachgeholt  und  die  kaiserl. 
Generaldirektion  ermächtigt,  dieselben  zu  schliessen  und  geschlossen 
zu  halten.  Das  wurde  der  siegreichen  Klägerin  mitgetheilt,  und 
seitdem  ruht  die  Sache. 

Dieser  Ausgang  des  Prozesses  wirft  so  bedeutsame  Streif- 
lichter auf  gewisse  allgemeine  Fragen  des  öffentlichen  Rechts,  ins- 
besondere des  elsass-lothringischen  Staatsrechts,  dass  wir  einige 
Bemerkungen  darüber  hier  einschalten  möchten,  bevor  wir  au 
die  angekündigte  weitere  Erörterung  unseres  Themas  gehen. 

Es  handelte  sich  natürlich  bei  der  zweiten  Revision  um  die  Zu- 
lässigkeit  des  Rechtsweges,  um  die  Frage,  ob  das  Gericht  der  Ver- 
waltung gegenüber  zuständig  war,  eine  Entscheidung  zu  treffen, 
wie  sie  hier  vorlag.  Diese  Frage  wäre  geeignet  gewesen,  im 
Kompetenzkonfliktsverfahren  zum  Austrag  gebracht  zu 
werden.  In  Elsass-Lothringen  ist  aber  ein  solches  zur  Zeit  nicht 
vorgesehen;  es  bleibt  also  bei  dem  Satz:  die  Gerichte  entscheiden 
über  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges.  Bei  den  Berathungen  über 
den  Entwurf  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  hat  man  mehrfach 
auf  Elsass-Lothringen  hingewiesen  als  Beleg  dafür,  dass  es  auch 
ohne  Kompetenzkonfliktshof  gehe^".     Der  Kompetenzkonflikt  ist 

''^  Feraud-Giraud  d.  64. 

''  Hahn,  ^laterialicn  zum  Gerichtsverfassuiigsgesetz  Bd.  I  S.  683. 
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[cht  volksthümlich.  Das  erklärt  sich  aus  geschichtlichen  Er- 
merungen^  aus  den  Eindrücken  der  Zeit  des  Polizeistaates,  wo 
ie  Gerichte  noch  der  einzige  Hort  des  Eechts  waren  und  die 
erwaltung  als  das  Gebiet  galt,  wo  es  kein  Recht  giebt  oder  wo 
i  wenigstens  mit  dem  Recht  nicht  so  genau  genommen  wird, 
egenüber  der  Verwaltung  des  Rechtsstaates  sind  diese  Ab- 
eigungen  nicht  mehr  am  Platz.  Sie  ist  rechtlich  gebunden,  und 
eil  sie  das  ist,  fehlt  ihr  jetzt  auch  die  Möglichkeit,  sich  über 
Brichtliche  ürtheile,  welche  Eingriflfe  in  ihr  Gebiet  enthalten, 
lit  der  sonst  so  beliebten  via  facti  hinwegzuhelfen.  Sie  bedarf 
Ines  Schutzes  gegen  Uebergriflfe.  Man  sage  nicht,  dieser  Schutz 
ege  in  der  Amtspflicht  und  dem  Gewissen  des  Richters  selbst. 
>enn  gerade  hier  wirken  diese  Schutzmittel  erfahrungsgemäss 
icht  kräftig  genug.  Unsere  Richter  thun  redlich  und  ehrlich 
ir  Bestes,  um  nur  ja  keinem  Menschen  Unrecht  zuzufügen,  und 
en  Menschen  stellen  sie  hier  als  wohlgeschulte  Juristen  auch 
ie  juristischen  Personen  gleich.  Wo  es  sich  aber  lediglich  um 
ie  Machtfrage  gegenüber  anderen  Behörden  handelt,  tritt  dieses 
enschliche,  ethische  Element  stark  zurück.  Gilt  dieses  doch  sogar 
^genüber  dem  Reichsgericht  als  Revisionsinstanz:  der  faktische  Er- 
ägungsgrund,  der  den  juristischen  Ausführungen  vorsorglich  hinzu- 
jfügt  wird,  obwohl  man  ihm  eigentlich  keinen  besonderen  Werth 
^iiegt,  ist  sicherlich  keine  blosse  Fabel.  Gar  der  Verwaltungs- 
jhörde  gegenüber  die  eigene  Zuständigkeit  etwas  auszudehnen, 
n  das,  was  man  für  Recht  hält,  nicht  ohne  Schutz  zu  lassen, 
IS  geschieht  mit  dem  besten  Gewissen  von  der  Welt.  Es  giebt 
ebiete,  auf  welchen  der  Ausdehnungstrieb  der  Justiz  schon  sehr 
gensreich  gewirkt  und  unter  allgemeinem  Beifall  eine  feste  Ord- 
mg  geschaffen  hat.  Aber  es  muss  doch  möglich  sein,  ihm  eine 
»wisse  Grenze  zu  stecken,  und  dazu  bedarf  es  einer  äusserüchen 
eberwachungseinrichtung.  Die  Franzosen,  welche  einen  ganz 
isgezeichneten  Richterstand  besitzen,  haben  bei  allem  Wechsel 
jr  Staatseinrichtungen  nie  den  Korapetenzkonflikt  entbehren  zu 

35* 
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können  geglaubt.  Es  ist  bekannt^  wie  mau  nach  ihrem  Yorbfld 
die  Kompetenzkonfiiktshöfe  bei  uns  vielfach  als  eine  Art  Schieds- 
gericht zwischen  Justiz  und  Verwaltung  zusammensetzte  mit 
gleicher  Vertretung  beider  Theile.  Das  braucht  nicht  immer  so 
zu  sein.  Insbesondere  könnte  man  für  ein  kleines  Land^  das 
nicht  einmal  einen  eigentlichen  Verwaltungsgerichtshof  hat;  daran 
denken;  die  Kompetenzkonfliktsentscheidung  einfach  dem  Reichs- 
gericht zu  übertragen.  Ganz  zufriedenstellend  wäre  das  nicht, 
insofern  eben  das  Reichsgericht  in  Fragen  des  öffentlichen  Rechts 
naturgemäss  weniger  zu  Hause  ist  und  auf  diesem  Gebiet  hinter 
dem  preussischen  Oberverwaltungsgericht  z,  B.  unzweifelhaft  zurück- 
steht. Aber  die  volle  Unbefangenheit  gegenüber  örtlichen  Rück- 
sichten und  Reibungen;  die  hier  eine  grosse  Rolle  spielen ;  wäre 
allerdings  bei  ihm  gegeben;  und  das  wäre  die  Hauptsache. 

Also,  wird  man  sagen,  ist  ja  Alles  in  Ordnung.  Das  Reichs- 
gericht kann  immer  im  Wege  der  Revision  angegangen  werden, 
um  die  verletzten  Zuständigkeitsgrenzen  gegenüber  einem  Ueber- 
griffe  des  Gerichtes  wieder  herzustellen.  Was  will  man  mehr? 
Der  vorliegende  Fall  beweist,  dass  dieses  Verfahren  gänzlich 
unzureichend  ist,  um  das  richtige  Kompetenzkonfliktsverfahren  zu 
ersetzen. 

Die  Grundlage  für  die  Abgrenzung  der  Zuständigkeit  der 
Gerichte  gegenüber  der  Verwaltung  giebt  in  Elsass- Lothringen 
zur  Zeit  noch  das  französische  Recht.  Unter  dem  Xamen 
Trennung  der  Justiz-  und  Administrativgewalt  stellt  es  ein  Ver- 
bot für  die  Gerichte  auf,  dem  Verwaltungsakt  irgendwie  zu  nahe 
zu  treten:  sie  dürfen  nicht  selbst  aussprechen,  was  diesem  zu- 
käme, dürfen  ihn  nicht  prüfen  auf  seine  Gültigkeit,  nicht  aus- 
legen, wo  er  zweifelhaft  wäre.  Das  französische  Recht  hat  dieses 
Verbot  mit  solcher  Entschiedenheit  durchgeführt,  dass  es  sogar 
gilt  für  die  sog.  öfifentlichrechtliche  Vorfrage.  Es  soll  sich  also 
um  eine  richtige  bürgerliche  Rechtsstreitigkeit  handeln,  Schadens- 
ersat zklage    gegen    einen  Beamten  u.  dgl.;  für  die  Entscheidung 
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mmt  es  darauf  an,  ob  eine  Verfügung  der  Verwaltungsbehörde 
Itig  oder  wie  sie  zu  verstehen  ist,  —  das  Gericht  muss  aus- 
:zen  (surseoir),  bis  im  Verwaltungswege  dieser  Punkt  bereinigt 
.  Es  wird  wohl  anzunehmen  sein,  dass  §  139  (jetzt  §  148) 
-P.-O.  hierin  eine  durchgreifende  Aenderung  gebracht  hat. 
ich  das  Reichsgericht  scheint  dieser  Auffassung  zuzuneigen, 
nn  es  in  seinem  Erkenntniss  vom  11.  Febr.  1898  nebenbei 
merkt:  es  brauche  nicht  untersucht  zu  werden,  „ob  die  Aus- 
:zung  des  Verfahrens  nicht  nach  §  139  C.-P.-O.  stets  im  Er- 
jssen  des  Gerichtes  stehe*^. 

Allein  der  §  139  kam  ja  im  vorliegenden  Falle  überhaupt 
;ht  in  Betracht;  es  handelte  sich  nicht  um  eine  öfifentlich- 
jhtliche  Vorfrage.  Die  Hauptfrage  war  öflfentlichrechtHch.  Ueber 
s  Eigenthum  am  alten  Wegegelände  war  ja  doch  kein  Streit, 
idern  darüber,  ob  ein  öffentlichrechtlicher  Akt  die  Eisenbahn- 
'waltung  von  der  Herausgabe  entbinde.  Der  Kläger  kann 
!se  Frage  dadurch,  dass  er  seine  Klage  eine  rei  vindicatio 
mt,  nicht  zu  einer  civilrechtlichen  machen;  das  ist  eine  alte 
eisheit,  über  die  eigentlich  nichts  mehr  zu  sagen  ist.  Auch 
3h  deutschem  Recht,  auch  nach  der  Weise,  wie  ausserhalb  des 
Dzösischen  Rechtsgebiets  die  Zuständigkeitsgrenze  allenthalben 
sogen  ist,  darf  das  Gericht  dem  Verwaltungsakt  die  Wirksam- 
t  nicht  versagen,  die  er  unmittelbar  beansprucht.  Es  ist  nicht 
•  Kontroiinstanz  über  ihn  gesetzt,  das  ist  nach  der  bestehenden 
dnung  selbstverständUch.  Es  darf  ihn  weder  unwirksam  er- 
Lren  noch  wegint erpretiren.  Hiefür  ist  der  Rechtsweg  nicht 
lässig. 

Freilich,  wenn  gar  kein  Verwaltungsakt  vorliegt,  geht  das 
bricht  unbekümmert  seinen  Gang;  die  Möglichkeit,  dass  ein 
eher  die  Sachlage  hätte  ändern  können ,  darf  ihm  gleichgültig 
n.  Aber  liegt  ein  solcher  nur  dann  vor,  wenn  er  der  äusseren 
scheinung  nach  die  Sache  betrifft  und  zugleich  nach  Ansicht 
}  Gerichts    rechtsgültig    ist    und    seinem    Inhalt    nach    darauf 
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gerichtet,  die  Bestimmung  zu  geben,  auf  die  es  ankommt?  Da 
hätten  wir  ja  gerade  die  Kontrole,  die  nicht  sein  soll,  in  der 
schönsten  Weise.  Damit  die  gerichtliche  Zuständigkeit  aufhöre, 
muss  es  genügen,  dass  ein  Verwaltungsakt  ergangen  sei,  der 
seinem  Inhalt  nach  die  fragliche  Bestimmung  in  rechtsgültiger 
Weise  enthalten  haben  kann;  die  äussere  Erscheinung  des  Ver- 
waltungsaktes schafft  ihm  sein  bestimmtes  Respektsgebiet,  andeni- 
falls  wäre  die  Zuständigkeitsschranke  der  Gerichte  eitel  Schein 
und  Heuchelei. 

Im  Kolmarer  Rechtsstreit  war  der  äusseren  Gestalt  nach 
der  Verwaltungsakt,  auf  den  es  ankam,  vollkommen  gegebeD. 
Eine  regelrechte  Unterdrückung  der  zwei  Wege  hätte  keine 
andere  Form  gewählt,  um  diesem  Willen  Ausdruck  zu  leihen  ab 
die  hier  vom  Minister  gewählte:  Genehmigung  eines  Eisenbahn- 
bauplanes, auf  welchem  die  beiden  Wege  als  unterdrückt  be- 
zeichnet sind^^.  Das  Oberlandesgericht  spricht  ihr  die  Rechts- 
wirksamkeit ab,  indem  es  feststellt:  der  entsprechende  innere 
Wille  habe  dem  Minister  gefehlt.  Es  ist  geradeso,  wie  wenn 
nach  B.  G.-B.  §  118  eine  „nicht  ernstlich  gemeinte'^  Willena- 
erklärung  angenommen  würde,  oder  wie  nach  kanonischem  ßeciit 
die  Sakramentsspendung  für  unwirksam  gilt,  wenn  sie  ohne  die 
entsprechende  „intentio"  geschah.  Man  könnte  kein  deutlicheres 
Beispiel  linden  von  dem  Verfahren,  welches  nach  dem  vorbia 
Ausgeführten  den  einfachen,   überall  angenommenen  Grundtypus 


^'^  Es  wird  immer  nur  verlaugt  eine  „autorisatiou  .  .  .  devaut  resulter 
de  rapprobatiou  des  plans  et  projets**:  Feraüd-Giraud  u.  20;  StaatsruiLs- 
eutsch.  vom  20.  .März  1874  (Journ.  du  Pal.  XVI  p.  308);  14.  Dez.  \>'' 
(Jouru.  du  Pal.  XVII  p.  198).  Auch  uach  preussischem  Recht  ist  das  uici.t 
auders.  AVeun  die  Gerichte  immer  erst  noch  zu  prüfen  hätten,  ob  Ut-r 
Minister  sich  alle  Einzelheiten  des  Planes  gehörig  zu  Bewusstsein  gebraclt 
hätte,  wo  kämen  wir  hin!  —  Im  vorliegenden  Fall  war  den  Gerichteu  li.«? 
richtige  Auffassung  vielleicht  dadurch  erschwert,  dass  sie  an  einen  fürmliebeii 
rechtsveränderuden  Akt  dachten,  anstatt  an  eine  blosse  Ermächtigung  zu  that- 
sächlichem  Vorgehen,  wie  sie  unserem  Rechtsinstitut  entspricht. 
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r  gerichtlicbeu  Zuständigkeitsüberschreitung  bildet.  Wenn  wir 
)  bestimmten  Formeln  anwenden  wollen,  in  welchen  insbeson- 
re  das  französische  Recht  diese  Grundsätze  zum  Ausdruck 
ingty  so  müssen  wir  sagen,  dass  das  Kolmarer  Urtheil  zwei 
irbote  zugleich  verletzt:  es  legt  den  Verwaltungsakt  aus,  um 
1  für  ungültig  zu  erklären,  das  apprecier  und  das  interpr^ter 
icht  es  in  Einem  ^^ 

Das  Reichsgericht  hat  aber,  wie  wir  sahen,  die  Abhülfe  ver- 
;t,  und  es  scheint  uns,  dass  es  dabei  in  seinem  Rechte  war. 
is  bringt  uns  eben  auf  den  Punkt,  auf  welchen  diese  Neben- 
irterung  sich  zuspitzt. 

Es  handelt  sich  um  eine  Revision,  und  somit  waren  „die  in 
m  angefochtenen  Urtheile  gerichtlich  festgestellten  Thatsachen 
lassgebend'^.  Das  Reichsgericht  antwortet  desshalb  auf  den 
ifechtungsgrund,  wonach  eine  unzulässige  Unwirksamerklärung 
s  Verwaltungsaktes  vorliege:  es  ist  thatsächlich  festgestellt, 
SS  ein  solcher  überhaupt  nicht  vorliegt,  indem  eben  der  Wille, 
zuordnen,  gefehlt  hat;  also  kann  man  auch  nicht  behaupten, 
sei  einem  Verwaltungsakt  die  Rechtswirksamkeit  abgesprochen 
rden.  —  Daraus  ergiebt  sich,  wie  ungeeignet  das  Rechts- 
ttel  der  Revision  ist,  um  diese  Zuständigkeitsgrenze 
r  Gerichte  zu  überwachen.  Es  schützt  wohl  den  Ver- 
Itungsakt  gegen  die  gerichtliche  Kontrole  seiner  äusserlichen 
^setzmässigkeit;  denn  da  handelt  es  sich  um  juristische  Ur- 
3ile,  welchen  der  Revisionsrichter  folgen  darf.  Will  aber  ein 
jricht  dem  Verwaltungsakt  die  wesentlichen  Erfordernisse  einer 
illenserklärung    absprechen,    bei    deren    Ermangelung    er    als 


*•  Die  FraDzosen  haben  dem  Gerichte  die  Auslegung  des  Verwaltungs- 
68  versagt,  damit  es  nicht  seinen  eigenen  Willen  hineinlege  (Dalloz,  Hep. 
compet.  adm.  n.  226:  die  Auslegung  „ne  pourrait  etre  confie  j\  une 
orite  differente,  qui  pourrait  etre  tentee  de  substituer  son  propre  esprit 
;elui  dans  lequel  l'acte  a  ete  con^u**).  Eine  Auslegung  wie  die  hier  vor- 
jende  geht  darüber  noch  weit  hinaus. 
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solcher  überhaupt  nicht  mehr  in  Betracht  käme,  so  ist  das  eine 
thatsächliche  Feststellung,  über  welche  das  Reichsgericht  nicbt 
hin  wegkann. 

Noch  deutlicher  wird  die  Sache  beim  zweiten  Anfechtungs- 
grund. Die  Auslegung  eines  Verwaltungsaktes  ist  natürlich  nur 
dann  den  Gerichten  verboten,  wenn  sie  irgendwie  zweifelhaft  ist. 
Zweifellose  Verwaltungsakte  haben  sie  einfach  so  anzuwenden, 
wie  sie  sind;  das  ist  ja  schliesslich  auch  eine  Auslegung,  aber 
eine  zulässige.  Das  Eeichsgericht  erledigt  die  Frage  mit  dem 
Satz:  „Im  vorliegenden  Falle  ist  festgestellt  worden,  dass  der 
Inhalt  klar  und  zweifellos  sei.^  Nun  ist  es  allerdings  in  der 
französischen  Rechtsprechung  der  Kompetenzkonfiikte  unwandel- 
barer Grundsatz,  dass  es  nicht  darauf  ankommt,  ob  das  Gericht, 
dessen  Urtheil  angefochten  ist,  die  Auslegung  für  zweifellos  hält; 
es  fragt  sich  vielmehr,  ob  eine  Meinungsverschiedenheit  objektiv 
möglich,  ob  etwas  auszulegen  war^^.  Allein  die  Revisionsinstanz, 
wenn  sie  sich  streng  gebunden  halten  will  an  den  „ festgestellten 
Thatbestand",  muss  diese  thatsächliche  Frage  eben  nehmen,  wie 
sie  das  Gericht  gestaltet  hat.  Und  das  will  sagen,  dass  sie  für 
den  Schutz  dieser  Zuständigkeitsgrenze  der  Gerichte  überhaupt 
lahmgelegt  ist.  Sie  könnte  nur  dann  eingreifen,  wenn  das  Ge- 
richt sich  herbeigelassen  hätte,  thatsächlich  festzustellen,  dass  die 
von  ihm  gegebene  Auslegung  zweifelhaft  ist.  Wie  die  Dinge 
menschlich  zugehen,  geschieht  das  wohl  nie,  es  sei  denn,  dass 
einmal  ein  Gericht  nicht  wüsste,  dass  das  ein  Revisionsgrund  ist. 


*®  Aücoc,  Droit  adm.  I  n.  277;  Kassationshof  vom  27.  Febr.  1855 
(Dalloz  55  p.  296) :  „il  ne  depend  pas  d'eux  d'usurper  les  attributions  de 
rautorite  administrative  en  qualifiant  actes  clairs  des  actes  ambigas  et  en 
pretendant  appliquer  quand  ils  ne  fönt  v^ritablement  qu'interpr^ter."  Der 
Staatsrath  als  Kompeteuzkonfliktsbof  hat  sogar  ausgesprochen,  dass  es  ge* 
nüge,  wenn  die  Verwaltungsbehörde  ihrerseits  behauptet,  ein  Verwaltungs- 
akt bedürfe  der  Auslegung;  das  binde  das  Gericht  formell.  Staatsraths- 
Entsch.  vom  8.  April  1865,  Note  dazu  in  Journ.  du  Pal.,  jurispr.  adm.  XI^ 
p.  643. 
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Der  hier  betrachtete  Fall  lehrt  uns  also  auf  das  Deutlichste, 
iass  die  Revision  nicht  im  Stande  ist,  das  fehlende  Kompetenz- 
:onfliktsverfahren  zu  ersetzen.  — 

Unser  Fall  regt  noch  eine  andere  Betrachtung  an,  welche 
lie  eigenthümliche  Stellung  der  Reichseisenbahnverwaltung 
m  ;,Staate^  Elsass-Lothringen  beleuchtet  und  einen  Beitrag 
iefem  mag  zur  Bestimmung  der  rechtlichen  Natur  dieses  letzteren 
rebildes. 

Die  Wegeveränderungen,  welche  aus  Anlass  von  Eisenbahn- 
nlagen  vor  sich  gehen  sollen,  werden  nach  dem  maassgebenden 
ranzösischen  Rechte  angeordnet  von  dem  Ministre  des  travaux 
»ublics.  Die  Genehmigung  der  Erweiterung  des  Bahnhofes  Kolmar 
cn  Jahre  1875,  welche  die  Unterdrückung  der  beiden  streitigen 
Vege  enthielt,  erfolgte  durch  das  Reichskanzleramt.  Die  Wieder- 
olung  dieses  Aktes,  als  ihn  das  Oberlandesgericht  für  unwirksam 
rklärt  hatte,  geschah  im  Jahre  1898  durch  das  Reichsamt  für 
ie  Verwaltung  der  Reichseisenbahnen.  Reichsbehörden  üben 
Iso  in  Elsass-Lothringen  die  Befugnisse  des  Ministers  der  öflPent- 
ichen  Arbeiten  aus,  machen  Gebrauch  von  der  staatlichen  Wege- 
loheit  und  von  der  darin  liegenden  Gewalt,  allen  öffentlichen 
»Vegen  des  Staates,  des  Bezirkes,  der  Gemeinden  die  im  höheren 
nteresse  der  Eisenbahn  nöthigen  Aenderungen  aufzuerlegen.  Sie 
hun  hier,  was  anderwärts  den  Landesbehörden  zukommt,  sie 
laben  aber  auch  hier  Landesbehörden  neben  sich,  die  vielleicht 
im  die  eine  oder  andere  Zuständigkeit  Namens  des  Landes  mit 
bnen  streiten  können.  Wir  sind  mitten  in  den  grossen  Fragen 
les  elsass-lothringischen  Staatswesens.  Im  Rahmen  der  gegen- 
wärtigen Untersuchung  werden  wir  nur  soweit  darauf  eingehen, 
Iass  wir  darstellen,  wie  die  Dinge  betrachtet  werden  müssen, 
im  die  Erscheinungen  zu  erklären,  die  wir  hier  thatsächlich  vor 
ms  haben. 

Ein  Stück  französischen  Staatsgebietes  wird  durch  den  Prä- 
iminarfrieden   vom   26.  Febr.  1871    an  das  Deutsche  Reich  ab- 
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getreten.  Dieses  Gebiet  war  kein  ^wildes  Land^,  sondern  altes 
Kulturland,  das  einer  Staatsgewalt  bedurfte  und  feste  Ordnungen 
für  diese  mitbrachte.  In  diesem  Sinne  hatten  es  die  Sieger  bis- 
her schon  verwaltet,  soweit  das  Völkerrecht  ihnen  dazu  die 
Macht  gab*^  Jetzt  konnte  das  Reich  kraft  seines  freien  Ver- 
fügungsrechts  die  Einverleibung  in  einen  Gliedstaat  vollziehen, 
oder  Land  und  Leute  schlechthin  nur  als  seine  Herrschafts- 
gegenstände behandeln  (was  den  sog.  Reichsverwaltungsbezirk 
gegeben  hätte)  oder  aber  es  konnte  behufs  besonderer  staatUcher 
Ordnung  eine  eigene  juristische  Person  des  öflfentlichen  Rechts 
daraus  machen,  in  starker  Abhängigkeit  vom  Reich.  Das  Ver- 
einigungsgesetz vom  9.  Juni  1871  hat  sich  für  das  letztere  ent- 
schieden. Elsass-Lothringen  ist  hier  gedacht  als  ein  gesondertes 
Gemeinwesen  nach  Art  eines  Staates  mit  festen  Gebiets- 
grenzen, mit  einem  dadurch  bestimmten  Volk,  mit  einer  zu  diesem 
gehörigen,  nur  für  dieses  Gebiet  wirksamen  Staatsgewalt,  der 
„Staatsgewalt  in  Elsass-Lothringen"  ^a.  Allein  die  Staatsgewalt, 
die  da  thätig  wird,  steht  in  fremdem  Recht.  Das  ganze  Gemein- 
wesen ist  eine  Einrichtung  des  Reichs,  von  diesem  jeder  Zeit 
veränderbar  und  seines  Sonderbestandes  zu  entkleiden.  Auch  so 
lange  es  dabei  stehen  bleibt,   bestellt  das  Reich  die  Träger  der 

^*  LoENiNO,  Die  Verwaltung  des  Generalgouvernements  im  Elsass  S.  26ff. 
Die  Unterscheidung,  welche  dort  (S.  28)  gemacht  wird:  „keine  Staatsgewalt, 
sondern  eine  höchste  Gewalt,  .  .  .  die  allein  im  Völkerrecht  ihre  Begründong 
und  ihre  Begrenzung  findet",  ist  nicht  genau.  Diese  „höchste  Gewalt"*  ist 
allerdings  den  Unterthanen  gegenüber  die  Staatsgewalt,  nur  ist  sie  eben  in 
völkerrechtlich  beschränktem  Maasse  zu  üben. 

**  In  den  Verhandlungen  des  Reichstags  über  das  Vereinigungsgeseti 
vom  9.  Juni  1871  trat  diese  Auffassung  Elsass-Lothringens  als  eines  eigenen 
ÖtVentlicheu  Gemeinwesens  kräftig  genug  hervor.  Vgl.  namentlich  die  Aeusse- 
rungen  des  Berichterstatters  Lamey  in  der  Sitzung  vom  22.  Mai  1871  (Hibths 
Aunalen  1871  S.  916,  917).  In  all  den  verschiedenartigen  Theorien,  die 
seither  Elsass-Lothringen  juristisch  erklären  wollen,  kommt  immer  auf  die 
eine  oder  andere  Art  die  besondere  juristische  Persönlichkeit  zur  Anerkennung; 
vgl,  unten  Xote  22,  23,  24.  Mit  dieser  wird  man  also  rechnen  müssen  als 
mit  einer  Thatsache. 
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Staatsgewalt  und  lässt  sie  durch  diese  ausüben  in  seinem,  des 
Reiches  Interesse.  Das  Letztere  ist's,  was  am  meisten  den 
Unterschied  von  einem  richtigen  Staate  fühlbar  macht.  Freilich 
die  Natur  der  Sache  drängt  dazu  und  das  eigene  Interesse  des 
Reichs ;  dass  dies  Alles  zugleich  im  Interesse  des  Landes  ge- 
schehe: die  beiden  Interessen  erscheinen  so  zunächst  thatsächlich 
gemischt.  Rechtlich  wird  dadurch  die  Sache  nicht  anders:  will 
man  EIsass-Lothringen  einen  Staat  nennen,  so  ist  es  ein  Staat 
mit  sequestrirter  Staatsgewalt'-^^.  Immerhin,  wenn  auch  in  fremden 
Händen  und  fremden  Interessen  dienstbar,  die  besondere  „Staats- 
gewalt in  EIsass-Lothringen"  ist  da  und  als  solche  für  dieses 
Gebiet  in  Thätigkeit;  desshalb  ist  das  Land  keine  Provinz  zu 
nennen  und  kein  Schutzgebiet^*.  Von  allen  Arten  von  Gebiets- 
körperschaften   steht   es   immer   noch  dem  Staat  am  nächsten  ^^ 

23  Das  ist  natürlich  gleichbedeutend  mit  „keinem  Staat".  Das  Nämliche 
liegt  in  den  auf  EIsass-Lothringen  angewandten  Ausdrücken :  „unvollkommenes, 
unselbständiges  Staatswesen"  (Leoni,  Verfassungsrecht  von  EIsass-Lothringen 
S.  7)  oder  „Staatsfragraent"  (Jellinek,  Ueber  Staatsfragmente  S.  31  ft'.). 

**  Als  Selbstverwaltungskörper,   Pro vinzial verband  fassen  EIsass-Loth- 
ringen auf:  LoBNiNG,  Verwaltungsrecht  S.  77;  G.  Meyer,  Staatsrecht  S.  183. 
Dabei  muss  man  allerdings  doch  wieder  Institutionen  daran  zugestehen,  die 
ttUicht  denen  einer  Provinz,  sondern  denen  eines  Staates  entsprechen".    Man 
könnte   meinen:   da  EIsass-Lothringen   doch   nun   einmal    ein  Mittelding  ist 
zwischen  Staat  und  Provinz,  sei  es  einerlei,  ob  man  es  einen  unvollständigen 
Staat  nennt,  wie  vorhin  Note  23,  oder  eine  gesteigerte  Provinz  wie  hier  ge- 
schieht.    Es  ist  aber  nicht  gleichgültig.     Um  EIsass-Lothringen  zu  verstehen, 
muss  der  Ausgang  vom  Staatsbegriff  genommen  werden.     Denn  eine  Staats- 
gewalt ist  hier  auszuüben,   das  ist  doch   klar,   und  auch  eine  verkümmerte, 
unfreie  Staatsgewalt  ist  immer  noch  etwas  Anderes  als  eine  Provinzialgewalt. 
Diese  besteht  ihrem  Wesen  nach  nur  für  beschränkte  Zwecke,  jene  ist  höchste 
Gewalt,  auf  das  Ganze  gerichtet,  mag  sie  in  concreto  noch  so  sehr  eingeengt 
erscheinen.     Es  bleibt  ein  Wesensunterschied  wie  zwischen  Recht  an  fremder 
Sache  und  Eigen thum. 

-*  Es  ist  verschiedentlich  versucht  worden,  diese  „Staatsartigkeit"  auf 
eine  bestimmte,  den  gegebenen  Terminologien  angepasste  Formel  zu  bringen. 
Kehm,  Allgemeine  Staatslehre  S.  165,  nennt  EIsass-Lothringen  ein  staatsrecht- 
liches Nebenland,  einen  Neb^nstaat;  Rosenberg,  Staatsrechtliche  Stellung 
von  £lsass-Lothringen  S.  42,  einen  Vassallenstaat.    Beide  finden  das  Besondere 
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Es   fehlen  ihm   die   Mitgliedschaftsrechte,    die    den  Gliedstaaten 
eigen  sind;   aber  im  Uebrigen    vertritt    es   für  seinen  Theil  des 


darin,  dass  das  „Herrschaftssubjekf  dieses  Neben-  oder  Vassallenstaates  der 
„Oberstaat"  selbst  ist.     Als  solches  wäre  er  also  am  Ende  „von  sich  selbst 
abhängig^  (Rehh  a.  a.  0.  S.  168)?    So  scheint  uns  die  Sache  nicht  zu  liegen. 
Was  abhängig  ist  vom  „Oberstaat"    und  Gegenstand  seiner  oberstaatlichen 
Herrschaft,  das  ist  das  Land  Elsass-Lothringen;  dass  der  Oberstaat  die  Aus- 
übung  der  zu   diesem  Land   gehörigen  Staatsgewalt  in  seiner  Hand  behält 
und  die  Träger  dafür  bestimmt  und  leitet,  das  ist  die  Form,  in  welcher  die 
oberstaatliche  Herrschaft  zum  Ausdruck  kommt.    Das  Reich  macht  sich  da- 
durch bei  Leibe  nicht  zum  Objekt  seiner  Obergewalt.     Objekt  ist  in  solchem 
Verhältniss   immer  nur  das   hier    stark   beeinträchtigte  Subjekt  der  Unte^ 
gewalt,  das  Keichsland.    Kehm  meint   (S.  167),    es   sind   „Ansätze  zu  einer 
eigenen    Staatspersönlichkeit    auch    in    Elsass-Lothringen    da",    namentlich 
„durch  das  Organ  des  Landesausschusses*'.     Wir  möchten  das  lieber  nennen: 
Ansätze  zu  einem  Freiwerden  der  durch  die  Reichsgewalt  erdrückten  Persön- 
lichkeit Elsass-Lothringens ,    die   von  selbst   Staatspersönlichkeit  sein  wird, 
sobald  der  Sequester  ihrer  Staatsgewalt  sich  löst.    —  Eine  ganz  eigenartige 
Formulirung  gibt  für  diese  abgeschwächte  Staatspersönlichkeit  Elsass-Loth- 
ringens  Laband,  Staatsrecht  Bd.  I  S.  695  if.:   Elsass-Lothringen  ist  ein  Ve^ 
waltung^bezirk  des  Reichs;  es  giebt  aber  einen  elsass-lothringischen  Landes- 
fiskus, d.  h.  Elsass-Lothringen  ist  kein  „Staat  als  Subjekt  von  obrigkeitlichen 
Hoheitsrechten",  sondern  nur  ein  „Staat  als  Subjekt  von  Vermögensrechten, 
d.  h.  als  Fiskus".     Häkel,  Staatsrecht  S.  634,  will  diesen  Fiskus  sogar  nur 
als   eine  Fiktion  gelten   lassen;    von    dieser    sachlich  ganz  bedeutungslosen 
Variante  können  wir  absehen.     Die  Mangelhaftigkeit   Elsass-Lothringens  so 
zu  erklären,  dass  es  ein  Fiskus  ist,  aber  kein  Staat,  hat  den  grossen  Vortheil 
sich  anzulehnen  an  einen  wohlbekannten  festen  Rechtsbegriff.     Denn  was  der 
Fiskus  ist,  dieser  „gewöhnliche  Privatmann",  der  namentlich  in  der  älteren 
preussischen  Theorie  neben  den  „eigentlichen  Staat"  in  so  scharf  ausgeprägten 
Wechselbeziehungen    sich   stellt,    das  weiss   man.    Aber    es   will   uns  doch 
dünken,  in  einer  so  ganz  absonderlichen  Rolle,  wie  er  sie  hier  zu  spielen  hätte, 
wären  wir  ihm  noch  niemals  begegnet.     Der  Fiskus  als  besondere  juristische 
Person  hatte  nach  polizeistaatlicher  Auffassung  den  Staat  zu  ergänzen,  indem 
er  namentlich    die  vermögensrechtlichen  Folgen   aus    dessen  Thun   auf  sich 
nahm,  für  ihn,  wie  Bornhak  das  einmal  ausdrückt,  als  „  Prügeljunge **  für  die 
Civilgerichte  diente.      Immer   muss   das   aber   doch    „sein"   Staat   sein,  der 
eigentliche   Staat   für   dasselbe  Land    und    dasselbe   Volk,    für   welches  der 
Fiskus   vermögensrechtlicher  Staat  ist.     Ein    Verhältniss,    in    welchem  das 
Reich   den  Staat   stellt   und   das    Land    Elsass-Lothringen    den  zugehörigen 
Fiskus,  würde  uns  nöthigen,  den  altbekannten  Fiskusbegriff  völlig  umzudenken. 
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jichsgebietes  praktisch  die  Stelle  eines  solchen  und  wird  im 
ane  der  allgemeinen  Reichsgesetze  wie  ein  solcher  behandelt, 
enn  von  staatUchen  Dingen  darin  die  Rede  ist,  ist  es  immer 
t  gemeint  „in  seinen  entsprechenden  Beziehungen"^^. 

Mit  Einführung  der  Reichsverfassung,  1.  Jan.  1874,  that 
ise  Gleichstellung  mit  den  Gliedstaaten  einen  bedeutsamen 
hritt  vorwärts.  Die  Reichsverfassung  bedeutet  die  Aus- 
heidung der  Reichszuständigkeit  und  der  Einzelstaatszustän- 
^keit.  Die  letztere  galt  von  nun  auch  in  Elsass  -  Lothringen 
•  dessen  „entsprechende  Beziehungen"^^.  Hiermit  war  klar 
stellt,  welche  bestimmte  Stücke  der  Staatsgewalt  fortan  nicht 
5hr  im  Interesse  des  Reichs,  sondern  im  Interesse  des  Landes 
szuüben  seien.  Die  beiderseitigen  Behördenordnungen  treten 
;h  gesondert  gegenüber.  Wenn  das  Gesetz  vom  2.  Mai  1877 
n  Landesausschuss  zur  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  beruft, 
ist  damit  der  Anfang  gemacht,  um  auch  die  Trägerschaft  der 
Itaatsgewalt  in  Elsass-Lothringen",    soweit  sie  der  Gliedstaats- 


:8er  Verständniss  der  Sache  wird  also  durch  die  Hereinziehung  dieses 
griffes  keineswegs  erleichtert.  Aber  abgesehen  davon:  ist  die  Mangel- 
rtigkeit  des  elsass-lotbringischen  „ Staats wesens**  dadurch  erklärt,  dass  man 
tse  Scheidung  macht  und  ihm  den  eigentlichen  Staat  abspricht,  den  Fiskus 
»rkennt?  Durchaus  nicht;  denn  auch  Fiskus  ist  Elsass-Lothringen  nur 
.veit,  als  es  Staat  ist :  Fiskus  auf  beliebigen  Widerruf  des  Reichs,  zu  dessen 
irfügung  die  ganze  Einrichtung  steht,  und  Fiskus  unter  maassgcbendem  Ein- 
sse des  Reichs,  das  die  Verwalter  bestimmt  und  ihnen  Ziel  und  Richtung 
ht.  Der  Landesausschuss  ist  für  diese  Dinge  ein  „Ansatz  zu  selbständiger 
latspersönlichkeit"  geradeso  wie  für  Dinge,  welche  den  eigentlichen  Staat 
a^ehen.  Wahr  ist,  dass  Elsass-Lothringen  als  ein  gesondertes  Gemeinwesen 
Ol  Reiche  gegenüber  behandelt  wird  fast  wie  ein  Staat,  und  dass  diese 
nderung  in  vermögensrechtlichen  Angelegenheiten  sich  am  deutlichsten 
erkennen  giebt:  Mein  und  Dein  grenzt  sich  sinnenfälliger  ab  als  Richten 
Namen  des  Landes  und  Richten  im  Namen  des  Reichs.  Aber  diesen 
idruck  darf  man  nicht  so  formalistisch  zuspitzen,  jedenfalls  in  solcher 
spitzung  keine  Lösung  der  Frage  suchen,  was  Elsass-Lothringen  sei. 

*<»  Elsass-lothr.  E.-G.  z.  St.-G.-B.  vom  30.  Aug.  1871  Art.  1  Abs.  2. 

"  Hänel,  Staatsrecht  Bd,  I  S.  828. 
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gewalt  entspricht,  rechtlich  vom  Reiche  zu  lösen.     Wir  verfolgen 
das  nicht  weiter^®. 

Die  Grundbedingung  bleibt:  der  ganze  Rechtszustand  ist 
eine  Einrichtung  des  Reichs  und  von  diesem  jeder  Zeit  wider- 
ruflich. Aber  so  lange  er  besteht,  haben  wir  in  Elsass- Lothringen 
deutlich  ausgeschieden:  Reichsgesetzgebung  und  Landesgesetz- 
gebung, Reichsverwaltung  und  Landesverwaltung  u.  s.  w.;  für 
jene  ist  das  Rechtsstbjekt  das  Reich,  für  diese  das  Land.  Diese 
Ausscheidung  ist,  wie  gesagt,  gemacht  worden  nach  der  Reicbs- 
verfassung,  also  nach  dem  Muster  der  Gliedstaaten.  Aber  — 
und  das  ist  der  Punkt,  der  uns  hier  beschäftigen  muss  —  diese 
Ausscheidung  hat  sich  nicht  streng  nach  dem  Vorbild  vollzogen. 
Vielmehr  sind  dabei  Verschiebungen  eingetreten,  Verschie- 
bungen selbstveretändlich  zu  Gunsten  des  Reichs.  Denn  Elsass- 
Lothringen  ist  eben  in  Wirklichkeit  doch  kein  Gliedstaat.  Ein 
eigenes  Recht,  wie  die  anderen,  hatte  es  nicht.  Es  war  lediglich 
Zweckmässigkeit,  dass  man  das  gleichartig  ordnete,  und  wo  es 
zweckmässig  schien,  wich  man  davon  ab.  Thatsächlich,  ohne 
besonderes  Gesetz  hat  das  Reich  sich  bei  der  Ausscheidung  das 
Eine  und  Andere  zurückbehalten  über  das  hinaus,  was  ihm 
gegenüber  selbständigen  Staaten  zustand.  In  mancherlei  Be- 
ziehung ist  hier  sein  Theil  öfifentlicher  Angelegenheiten,  Geschäfte 
und  Wirksamkeiten  grösser  als  anderswo. 


2*  Die  ersehnte  Gleichberechtigung  werden  die  Elsass-Lothringcr  erst 
erreichen,  wenn  ihr  Land  entweder  einem  deutschen  Gliedstaate  einverleibt 
oder  wenn  es  selber  ein  Staat  geworden  sein  wird.  Das  Letztere  setit 
voraus  die  volle  Ausbildung  einer  vom  Reiche  getrennten  Trägerschaft  der 
Staatsgewalt  in  Elsass-Lothringen;  damit  ist  es  aber  nicht  genug:  so  lange 
das  alles  nur  eine  Einrichtung  des  Reichs  ist,  jederzeit  zurücknehmbar  im 
Wege  der  Reichsgesetzgebung,  ist  Elsass-Lothringen  im  besten  Falle  nor 
thatsächlich  wie  ein  Staat  behandelt,  aber  dem  Rechte  nach  kein  Staat. 
Wie  wird  die  Erhebung  zum  Staate  zu  machen  sein?  Jedenfalls  wird  der 
Vororanof  ein  v<ilkerrechtliches  Element  enthalten  müssen.  Wir  können  hier 
oinigerniaasson  anknüpfen  au  den  Gedankengang  Stöber's  in  Archiv  f.  öffeDtL 
Kocht  1kl.  I  S.  643  tY. 
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Am  schärfsten  ausgeprägt  ist  diese  Erscheinung  auf  dem 
Gebiete  des  Militärwesens:  zu  der  für  das  Land  Elsass- 
Lothringen  auszuübenden  Staatsgewalt  gehört  von  Haus  aus  keine 
Militärhoheit;  es  hat  kein  Kontingent,  keine  Militärbeamten, 
keine  Militärverwaltung,  die  in  seinem  Namen  geführt  würde. 
Seine  Festungen,  militärischen  Dienstgebäude,  Uebungsplätze 
gehören  von  Anfang  an  dem  Reich,  nicht  erst  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  25.  Mai  1873.  Von  einer  Herausgabe  entbehrlich 
gewordener  Grundstücke  an  den  Landesfiskus  im  Sinne  des  §  7 
des  Gesetzes  ist  hier  keine  Rede.  Im  Gegensatz  zu  Strassen, 
Kanälen,  Forsten  sind  diese  Dinge  von  Anfang  an  nicht  als  eine 
Ausstattung  angesehen  worden,  welche  das  Reich  dem  von  ihm 
geschaffenen  Gemeinwesen  Elsass  -  Lothringen  mitgegeben  hätte. 
Durch  Gesetz  vom  14.  Okt.  1871  wurde  Abschnitt  VIII  der 
Reichsverfassung  betr.  das  Post-  und  Telegraphenwesen  in 
Elsass-Lothringen  eingeführt.  Art.  50  Abs.  5  ist  aber  hier  nie- 
mals zur  Anwendung  gekommen:  alle  Post-  und  Telegraphen- 
beamten in  Elsass-Lothringen  sind  unmittelbare  Reichsbeamte  ^^. 
Kein  Gesetz  oder  Vertrag  hat  das  bestimmt:  das  Reich  hat 
einfach  von  Anfang  an  das  Post-  und  Telegraphenwesen  für  sich 
okkupirt  und  Elsass-Lothringen  nur  konstituirt  nach  Abzug  des- 
selben. Eine  praktisch  nicht  unwichtige  Folge  davon  ist  z.  B., 
dass  die  zahlreichen  Reichsangehörigen,  welche  in  diesen  Ver- 
waltungszweigen hier  angestellt  worden  sind,  dadurch  die  elsass- 
lothringische „ Staatsangehörigkeit **  nicht  erworben  haben  ^®. 

Durch  Gesetz  vom  11.  Dez.  1871  erfolgte  auch  die  Ein- 
führung des  Abschnitts  VII  der  Reichsverfassung  betr.  das 
Eisenbahnwesen.  Was  dieser  Abschnitt  im  Interesse  des 
Ileiches  vorachrieb,  war  aber  in  Elsass-Lothringen  bereits  über- 
holt. Das  Reich  hatte  für  eine  hochbemessene  Entschädigung 
das    innerhalb    seiner  neuen  Grenzen    liegende  Netz   der   franzö- 

«»  Laband,  Staatsrecht  Bd.  II  S.  43. 

3'  LiABAND,  Staatsrecht  Bd.  I  S.  153  Note  2. 
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sischen  Ostbahn  -  Gesellschaft  erworben.  Es  wäre  eine  grosse 
Freigebigkeit  gewesen,  wenn  es  das  neu  gegründete  Reichsland 
auch  noch  mit  diesem  werthvollen  Gute  hätte  ausstatten  wollen. 
Man  dachte  nicht  daran;  dieses  Stück  Verwaltung  blieb  vielmehr 
vorbehalten  wie  Post  und  Telegraphie;  die  Beichseisenbahn- 
verwaltung  entstand. 

Es  bot  aber  dieses  letztere  Unternehmen  in  juristischer  Be- 
ziehung einen  bedeutsamen  Unterschied  gegenüber  jenen  beiden 
dar.  Reichspost  und  Telegraphie  brachten  ihre  bestimmte  Ge- 
stalt und  rechtliche  Ordnung  mit  sich.  Was  dazu  gehörte^ 
musste  in  Elsass-Lothringen  im  Wesentlichen  das  Nämhche  sein 
wie  überall.  Es  galt  hier  nichts  Neues  auszudenken  und  auszu- 
bilden, was  nicht  schon  fertig  vorgebildet  gewesen  wäre.  Ganz 
anders  die  Reichseisenbahnen.  Solche  gab  es  noch  nirgends; 
sie  brachten  keine  schon  geprägte  Rechtsgestaltung  von  aussen 
mit  sich,  sondern  mussten  eine  solche  bei  dieser  Gelegenheit  erst 
erhalten.  Woher?  Soweit  nicht  Besonderes  und  Abweichendes 
für  sie  bestimmt  wurde,  durch  das  Recht  des  Landes,  dessen 
Gebiet  das  Unternehmen  seiner  Natur  nach  angehört.  Das  Reich 
trat  hier  mit  einer  unmittelbaren  Verwaltungsthätigkeit  auf,  wie 
das  Land  sie  selbst  hätte  üben  können,  wenn  sie  ihm  gelassen 
worden  wäre,  und  unter  den  gleichen  Rechtsbedingungen,  welche 
alsdann  für  dieses  hätten  gelten  müssen  ^^ 

Danach  kann  von  vornherein  keine  Rede  davon  sein,  dass 
das  Reich  der  Landesverwaltung  gegenüber  in  die  Stelle  der 
französischen  Ostbahngesellschaft  getreten  wäre:  das  Reich  ist 
kein  Konzessionär,  kein  beliehener  Unternehmer.  Die  Konzession 
der  französischen  Ostbahn  ist  für  die  reichsländischen  Strecken 
einfach  untergegangen.     Es  ist  aber  auch  irreführend,  wenn  man 


3>  Hänel,  Staatsrecht  Bd.  I  S.  327:  „Dagegen  ist  die  rechüiche 
Wirkungsweise  des  Reichs  durchaus  gleichartig  mit  der  des  Einzelstaite» 
überall  da,  wo  und  soweit  demselben  Rechte  der  eigenen  und  unmittelbaren 


Verwaltung  zustehen." 
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r  den  „Reichsfiskus"  als  den  Unternehmer  bezeichnen  will, 
len  „gewöhnlichen  Privatmann"  der  älteren  Staatsrechtslehre ^^ 

Die  Reichseisenbahnen  sind  in  Elsass-Lothringen  schlechthin 
latseisenbahnen:  die  Reichsgewalt  selbst  erscheint  in  ihnen,  um 
3ntliche  Verwaltung  zu  führen.  Wenn  das  Reich  diese  Linien 
ht  dem  Lande  überlässt,  sondern  das  Unternehmen,  sammt 
1  allmählich  hinzugefügten  Erweiterungen  selber  führt,  so  be- 
llet es,  dass  es  selbst  der  Staat  sein  will  für  diese  Staats- 
enbahnen.  Dem  Reich  gebühren  demgemäss  alle  Zuständig- 
ten, welche  der  französische  Staat  für  die  Leitung  und  Be- 
rgung seiner  Staatseisenbahnen  entfaltet  und  geordnet  hatte: 
ht  bloss  die  mehr  technischen  Geschäfte  der  durch  Dekret 
n  14.  Nov.  1853  im  Ministerium  der  öfifentlichen  Arbeiten 
bildeten  „Direction  generale  des  chemins  de  fer",  sondern  die 
gehörigen  Geschäfte  dieses  Ministers  selbst.  Entspricht  jener 
1  Kaiserl.  General -Direktion  der  Reichseisenbahnen  zu  Strass- 
rg,  so  diesem  der  Reichskanzler. 

Die  Reichsbehörden  stehen  dabei  wieder  der  Landesverwal- 
ig  gegenüber  in  selbständiger  Vertretung  des  entsprechenden 
ickes  öffentlicher  Gewalt,  wie  es  bei  der  französischen  Ostbahn- 
jellschaft  nicht  der  Fall  war. 

Das  Reich  hat  den  Bahnkörper  unmittelbar  in  seinem  Öffent- 
iien  Eigenthum;  der  Privateisenbahngesellschaft  stand  solches 
;ht  zu»». 

Das  Reich  lässt  die  Bahnpolizei  durch  seine  Beamten  aus- 
en  eignen  Namens,  und  zum  äusseren  Zeichen  dafür  lässt  es 
j    durch    Betriebsordnung    §   68    vorgeschriebene    Vereidigung 


"  Nach  Laband,    Staatsrecht   Bd.  II  S.  804   betreibt  der  Reichsfiskus 

Reichseisenbahnen  und  ebenso   die  Wilhelm-Luxemburg-Bahn.     Für    die 

stcre  ist  er  aber  Privatunternehmer  wie  seine  Vorgängerin,  die    ranzösi- 

e  Ostbahn,  und  steht  als  solclier  unter  der  luxemburgischen  Staatsgewalt. 

r  die  Reichseisenbahnen  in  Elsass-Lothringen  liegt  die  Sache  ganz  anders. 

"  Aücoc,  Droit  adm.  III  n.  1443,  1444. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  i.  gg 
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durch  seine  Eisenbahnbehörden  vollziehen:  bei  Privateisenbahnen 
wäre  es  eine  von  der  Landesverwaltung  entlehnte  Gewalt,  die 
erst  durch  Vereidigung  von  einer  Landesbehörde  den  Beamten 
verliehen  würde  ^*. 

Die  Genehmigung  der  Eisenbahnbaupläne,  mit  welcher  sieb 
nach  dem  oben  Ausgeführten  das  Wegeveränderungsrecht  verbindet, 
würde  für  Privateisenbahnen  und  Landeseisenbahnen  der  Minister 
für  Elsass- Lothringen,  d.  h.  der  Kaiserl.  Statthalter,  auszu- 
sprechen haben.  Für  die  Reichseisenbahnen  tritt  an  seine  Stelle 
der  Reichskanzler. 

Die  Einleitung  des  Zwangsenteignungs Verfahrens  geschieht 
auf  Grund  eines  Dekretes  des  Staatsoberhauptes,  durch  welches 
das  geplante  Unternehmen  als  „im  öffentlichen  Nutzen  liegend'^ 
erklärt  wird.  Soll  das  für  die  Reichseisenbahnen  geschehen,  so 
erlässt  der  Kaiser  das  Dekret  im  Namen  des  Reichs,  aber  nicht 
mit  dem  Zusatz  „für  Elsass-Lothringen^,  sondern  schlechthin, 
und  die  Gegenzeichnung  wird  nicht  durch  den  Kaiserl.  Statt- 
halter, sondern  durch  den  Reichskanzler  geleistet  ^^. 


^*  Deutsche8  VerwaltuDgsrecht  Bd.  II  S.  216.  Die  Bahnpolizeibeamten  für 
die  luxemburgiscben  Strecken  werden  thatsäcblich  von  den  luxemburgischen 
Behörden  vereidigt.  —  Gewisse  Strecken  auf  Reichslandgebiet  werden  von 
der  pfälzischen  Bahn  betrieben.  Wegen  der  Vereidigung  der  zugehörigen 
Bahnpolizeibeamten  sind  Zweifel  entstanden.  Sicher  ist,  dass  die  Vereidigung 
der  pfälzischen  Bahnbehörde  nicht  zusteht.  Die  Heichseisenbahnverwaltang 
könnte  nur  zuständig  sein,  wenn  man  ihr  eine  allgemeine  „Eisenbahnhobeit" 
im  Reichsland  zusprechen  dürfte.  Eine  solche  ist  aber  nicht  begründet. 
Das  Reich  hat  nur  sein,  stets  sich  erweiterndes  Netz  von  Eisenbahnen  im 
Reichsland  und  für  diese  ist  es  der  Staat.  Oeffentliche  Eisenbahnen  des 
Landes  wären  daneben  nicht  ausgeschlossen.  Alle  anderen  Eisenbahnunter- 
nehmer im  Land,  ausser  dem  Reich  selbst,  stehen  unter  der  „Staatsgewalt 
in  Elsass-Lothringeu".     Diese  also  hat  zu  vereidigen. 

»^  Vgl.  Elsass-lothr.  G.-Bl.  1886  n.  16.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um 
Anwendung  des  Art.  41  R.-V.,  sondern  um  das  ordentliche  Enteignungs- 
verfahren.  Der  Enteignungsausspruch  geschieht  durch  die  gewöhnlichen 
Laudesbehörden,  nur  die  Anerkennung  des  Enteignungsfalles  wird  zur  Reichs- 
eiseubahnverwaltung    gerechnet.    —    Auffallender   Weise    werden    die   Eni- 
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Das  Reich  hat  auf  diese  Weise  in  Elsass-Lothringen  ein 
viel  reicheres  Gebiet  eigener  Verwaltung  wie  anderwärts.  Deutlich 
geschieden  von  den  einzelnen  Zweigen  der  Landesverwaltung 
wird  diese  Verwaltung  überall  unter  dem  beherrschenden  Ge- 
danken des  Beichsinteresses  geführt.  Je  tiefer  sie  eingreift  in 
das  ganze  öffentliche  Leben  des  LandeS;  desto  leichter  wird  hier 
eine  gewisse  Spannung  empfunden.  Das  sind  politische,  nicht 
juristische  Gesichtspunkte,  die  da  in  Betracht  kommen;  aber  sie 
sind  für  den  Juristen  immer  beachtenswerth;  weil  sie  zur  Er- 
klärung dienen  für  besondere  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete 
der  Rechtshandhabung  und  für  Bestrebungen  auf  Rechtsänderung. 
Um  nur  ein  Beispiel  zu  erwähnen:  das  von  uns  hier  behandelte 
Wegeveränderungsrecht  der  Eisenbahn  wird  von  Reichswegen 
ausgeübt.  Dem  Ursprung  nach  wollte  unser  Institut  einen  Aus- 
gleich schaffen  zwischen  den  verschiedenen  öffentlichen  Wege- 
interessen. Die  oberste  Spitze  der  Staatsverwaltung  schien 
geeignet,  die  Vermittlung  zu  geben.  Sie  sollte  es  auch  sein,  die 
der  Eisenbahn  gegenüber  die  örtlichen  Verkehrsinteressen  zur 
Geltung  brachte,  indem  sie  nachträglich  Neuschaffung  oder  Ver- 
besserung von  Eisenbahnübergängen  anordnete.  Jetzt  ist  es 
eine  dem  Lande  ferner  stehende  Gewalt;  die  diese  besondere 
Sparte  ihm  gegenüber  vertritt,  in  erster  Linie  anderen  Inter- 
essen, den  Reichsinteressen  dienend.  Was  sie  bewilligt,  erscheint 
weniger  als  ein  Ausgleich  vom  umfassenden  höheren  Gesichts- 
punkte aus;  es  ist  ein  Zugeständniss,  eine  Rücksichtnahme,  die 
gewährt  wird,  soweit  es  mit  den  in  erster  Linie  maassgebenden 
Interessen  des  Reichs,  und  diese  sind  in  diesem  Punkte  that- 
sächlich  vorwiegend  Finanziuteressen,  sich  vereinbaren  lässt.    Dass 


«igDUDgen  für  die  ReichsmilitärverwaltuDg  anders  behandelt:  die  Anerkennung 
des  Enteignungsfalles  gilt  hier  als  Landesverwaltungssache;  der  Kaiserl. 
Statthalter  vollzieht  die  Gegenzeichnung  (vgl.  Elsass-lothr.  G.-Bl.  1887  n.  6). 
Dieser  Verwaltungszweig  erstreckt  sich  eben  auch  in  eigentliche  Gliedstaaten 
und  das  Verhältniss  ordnete  sich  in  E.-L.  unwillkürlich  nach  diesem  Vorbilde. 

36* 
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darin  eigenartige  Schwierigkeiten  für  das  Land  Elsass-Lothringen 
liegen,  ist  unverkennbar. 

Dafür  stehen  diese   unmittelbaren  Reichsverwaltungen   den 
Behörden  der  Landesverwaltung,  vor  Allem  den  Justizbehörden 
ihrerseits  wieder  in  eigenthümlich   ungünstiger  Lage   gegenüber. 
Die  Gerichte  rekrutiren  sich  jetzt  mehr  und  mehr  aus  den  Landes^ 
eingeborenen.     Das  ist    eine    gesunde  Entwicklung   und   soll  so 
sein.     Ein  kräftiger  Partikularismus  kommt   auf,   der  auch  die 
alteinge wanderten  Richter  schon   ergreift.     Die  Neigung,   diesen 
fremden  Reichsbehörden   gegenüber    dem   örtlichen  Interesse  zu 
helfen    und    die    gerichtUche    Zuständigkeit   zu    diesem    Zwecke 
möglichst  auszudehnen,  wird  immer  stärker  sich  geltend  machen. 
Die  Reichsbebörden  werden  eines  ausgiebigen  Schutzes  der  Zu- 
ständigkeitsgrenzen immer  bedürftiger  werden.     Die  allgemeinen 
Gründe,  welche  für  die  Nothwendigkeit   eines  geordneten  Eom- 
petenzkonfliktsverfahrens    sprechen   —  wir   haben   sie    oben  am 
Faden   unseres    Rechtsfalles    erörtert  —  kommen    unter   diesen 
besonderen   Verhältnissen   mit  verdoppelter    Kraft  zur   Geltung. 

Hier  stossen  wir  nun  auf  eine  ganz  merkwürdige  Schwierig- 
keit: gerade  für  diese  Verhältnisse  ist  nach  dem  gegenwärtigen 
Stande  der  Reichgesetzgebung  die  Einrichtung  eines  Kompetenz- 
konfliktsverfahrens gar  nicht  möglich.  Das  Gerichtsverfassungs- 
gesetz hat  die  Einführung  eines  solchen  nur  gestatten  wollen  zu 
Gunsten  der  Landesverwaltung,  nicht  zu  Gunsten  der  Reichs- 
verwaltung ^^.  Für  diese  gilt  also  schlechthin:  die  Gerichte  ent- 
scheiden über  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges. 


^"^  Xadbyl  in  V.  Steugel's  Wörterbuch  des  Verwaltuogsrechts  Bd.  I 
S.  810.  In  den  Kommissionsverhandlungen  zum  Gerichtsverfasaungsgesetz 
hat  man  die  Frage  zum  Theil  ganz  falsch  verstanden.  Man  kam  immer 
wieder  darauf  zurück,  dass  der  Kompetenzkonflikt  ausgeschlossen  sein  soll, 
„soweit  das  Reichsrecht  in  Frage  komme"  (Hahn,  Materialien  zum  Gerichts- 
verfassungsgesetz Bd.  I  S.  682  ff.).  Es  handelt  sich  aber  nicht  um  Reichsrecht 
und  Landesrecht,  sondern  um  Reichsverwaltungsbehörden  und  Landesver\^al- 
tungsbehörden;  für  die  ersteren  wollte  man  keinen  Kompetenzkonfiikt  zulassen. 
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Das  hat  ja  kein  Bedenken  bei  dem  geringen  Umfang  der 
genen  Reichsverwaltung,  die  ausserhalb  Elsass  -  Lothringens 
3steht.  Das  hatte  auch  in  Elsass-Lothringen  vielleicht  weniger 
edenken,  so  lange  der  Gegensatz  zwischen  Landesbehörden  und 
eichsbehörden  noch  nicht  scharf  ausgeprägt  war.  Je  mehr  sich 
e  Dinge  entwickeln,  desto  noth wendiger  wird  es  werden,  im 
iteresse  der  guten  Ordnung  hier  von  Reichswegen  Vorkehrung 
i  treffen:  entweder  das  Reich  giebt  diese  vorgeschobenen 
tellungen  auf  oder  es  sichert  seinen  Behörden  dort  die  ihnen 
ikommende  Selbständigkeit  in  den  bekannten,  durch  so  viele 
rfahrungen  bewährten  Formen. 
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Die  Zulässigkeit  und  Bedeutung  geheimer 
Plenarverhandlungen  des  deutschen  Reichstages'. 

Von 

Dr.  jur.  Kürt  Perels. 


Uebersicht. 

I.  Einleitung  (Oefientlichkeit  von  Parlamentsverhandlungen  überhaupt). 

II.  Stellung  der  Frage. 

m.  Zulässigkeit  geheimer  Reichstagssitzungen. 
IV.  Rechtliche  Bedeutung  derselben  und  der  in  ihnen  gefassten  Beschlüsse. 

V.  Schluss  (praktische  Konsequenzen). 

I. 

^Das  Volk  soll  wissen,  was  es  gesagt  und  beschlossen  hat"  — 
dieser  recht  eigentlich  der  konstitutionellen  Idee  entsprungene 
Satz  hat,  obwohl  in  erster  Linie  politischen  Maximen  entsprossen, 
auch  für  das  parlamentarische  Rechtsleben  der  modernen  Kultur- 
völker eine  unverkennbare,  wenn  auch  wesentlich  programmatische 


*  Generell  sei  auf  den  unter  dieser  Bezeichnung  veröfientHchten  Aufsati 
in  der  „Kölnischen  Zeitung"  vom  26.  März  1900  (No.  234)  verwiesen.  —  Im 
Uebrigen  ist  die  Literatur,  soweit  sie  zu  nachstehender  Arbeit  benutzt  wurde, 
in  den  Noten  angeführt  worden.  Daneben  seien  noch  erwähnt:  Folkerts, 
Die  Verfassungswidrigkeit  des  §  36  der  revidirten  Geschäftsordnung  des 
deutschen  Reichstages  vom  10.  Febr.  1876,  betreffend  die  Oeffentlichkeit  der 
Reichstagsverhandlungen  (1894).  —  Fleischmann,  Der  Ausschluss  der  Oeffent- 
lichkeit bei  den  Verhandlungen  des  Reichstags.  Deutsche  Juristenzeitung 
1900  S.  157  f. 
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ädeutung.      Sucht  er  doch,   in   der  Beziehung,  in  welcher  er 

tstanden  ist  und  gebraucht  wird,  betrachtet,  die  Oeffentlichkeit 

ir  Verhandlungen  gesetzgebender  Körperschaften  grundsätzlich 

stzulegen  und  schafft  damit  eine  Richtschnur  für  die  den  par- 

tnentarischen   Geschäftsgang  regelnden  Normen    des   konstitu- 

)nellen  Staates:   eine  wesentliche  Aufgabe  dieser  Normen  soll 

sein,  für  die  Aufrechterhaltung  der  Kontinuität  zwischen  den 

►litisch  Vertretenen  und  den  politischen  Vertretern  insofern  zu 

rgen,   als   die  Abgeordneten   (im   weitesten   Sinne  verstanden) 

ständig  im  Angesichte  der  Oeffentlichkeit,  die  zu  repräsentiren 

)  berufen  sind,  ihre  Punktionen  ausüben. 

Bei    der   Regelung    dieser   Verhältnisse    ist    das    deutsche 

ßichsrecht,    wie  in  vielem  Anderen,   eigenartig  vorgegangen. 

16  auf  der  einen  Seite  für  das  Vertretungsorgan  der  Mitglieder 

s   Reiches,   den  Bundesrath,   die  absolute   Geheimhaltung  der 

indlichen   Verhandlungen  in  §   26   Gesch. -O.    angeordnet    ist, 

setzt  auf  der  anderen  Seite  die  Reichsverfassung  in  Art.  22 

und  zwar  im  Gegensatz  zu  den  meisten  Landesverfassungen*  — 

5  unbedingte  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  des  Vertretungs- 

rpers  des  Volkes,  des  Reichstages,  fest. 

Diese    Festsetzung    bildet    den    Gegenstand    der   folgenden 

irstellung. 

II. 

In  der  Sitzung  des  Reichstages  vom  17.  März  1900  wurde  von 
a  Abgeordneten  Heine  und  Genossen  der  Antrag  eingebracht: 
„Der   Reichstag  wolle    beschliessen :    Bei   Berathung   des 
Antrages  Heine   und   Genossen  —  auf  No.    664   der  Druck- 
sachen^ —  die  Oeffentlichkeit  auszuschliessen"*. 


'  S.  unten  S.  551  Anm.  6. 

*  Dieser  Antrag  lautet: 

„Der  Reichstag  wolle  beschliessen: 

Das  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  erhält  folgenden  §  327  a: 

Wer  die  Gesundheit  einer  Person  dadurch  gefährdet,  dass  er,  wissend, 

dass  er  mit  einer  ansteckenden  Geschlechtskrankheit  behaftet  ist,  den  Bei- 
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Auf  Grund   dieses   Antrages   wurde    eine    geheime    Plenar- 
sitzung des  Reichstages  anberaumt;  deren  Tagesordnung  lautete: 
^Berathung   des  Antrages    der  Abgeordneten  Heine  und 
Genossen  —  No.  673  der  Drucksachen  —  auf  Zusammentritt 
des  Reichstages  zu   einer   geheimen  Sitzung.     Gemässheit  des 
§  36  der  Geschäftsordnung." 

In  der  darauf  stattgehabten  geheimen  Plenarsitzung  wurde 
der  Antrag  No.  673  der  Drucksachen  angenommen,  dagegen  der 
Antrag  No.  664  der  Drucksachen  nach  ausführlicher  Berathung 
in  namentlicher  Abstimmung  abgelehnt. 

Es  war  dies  der  erste  Fall  einer  nichtöffentlichen  Sitzung 
des  deutschen  Reichstages-,  ein  Vorgang  findet  sich  in  den  Druck- 
sachen nichts  Eine  prinzipielle  Erörterung  aber  ward  gerecht- 
fertigt nicht  bloss  durch  die  spezielle  Anwendung  des  §  36  Gesch.-O. 
des  Reichstages,  sondern  auch  durch  das  Bestehen  jeuer  Be- 
stimmung überhaupt;  es  handelt  sich  um  die  Untersuchung  der 
beiden  Fragen: 

1.  Sind  geheime  Sitzungen  des  Reichstages  zulässig? 

2.  Welche  Bedeutung  kommt  ihnen  und  insbesondere  den 
in  ihnen  gefassten  Beschlüssen  zu? 


schlaf  ausübt,    wird  mit  Gefängniss  bis  zu  einem  Jahre   oder  mit  Geld- 
strafe bis  zu  eintausend  Mark  bestraft." 

*  No.  673  der  Drucksachen. 

*  In  der  Tagespresse  wurde  mehrfach  die  Behauptung  aufgestellt, 
dass  bereits  im  Jahre  1871  bei  der  Berathung  der  Vorlage  wegen  Ueber- 
tragung  des  Strafgesetzbuchs  für  den  Norddeutschen  Bund  auf  das  Deutsche 
Reich  (bei  einem  von  widernatürlicher  Unzucht  handelnden  Paragraphen) 
der  Ausschluss  der  Oeftentlichkeit  für  erforderlich  gehalten  worden  sei.  — 
Wenn  das  bedeuten  soll,  dass  die  Oeffentlichkeit  damals  ausgeschlossen 
wurde,  so  ist  das  unzutreffend,  wenigstens  ergiebt  es  sich  aus  den  Ma- 
terialien des  Reichstages  nicht.  Wenn  damit  die  subjektive  Ansicht  ein- 
zelner oder  vieler  Reichstagsmitglieder  mitgetheilt  sein  soll,  so  lässt  sich 
solch  interner  Vorgang  nicht  feststellen,  wie  er  im  Uebrigen  auch  rechtlich 
ganz  irrelevant  ist. 
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III. 
Die  Reichsverfassung  bestimmt  in  Art.  22  Abs.  1: 

„Die  Verhandlungen  des  Reichstages  sind  öffentlich"*, 
id  in  Art.  27: 

„Der  Reichstag  .  .  .  regelt  seinen  Geschäftsgang  .  .  . 
durch  eine  Geschäftsordnung." 

Diese  letztere  nun  stellt  in  §  36  der  Redaktion  vom  10.  Febr. 
576  folgende  Norm  auf: 

„Die  Sitzungen  des  Reichstages  sind  öffenthch.  Der 
Reichstag  tritt  auf  den  Antrag  seines  Präsidenten  oder  von 
zehn  Mitgliedern  zu  einer  geheimen  Sitzung  zusammen,  in 
welcher  dann  zunächst  über  den  Antrag  auf  Ausschluss  der 
Oeffentlichkeit  zu  beschliessen  ist." 

Die  Bestimmung  der  Geschäftsordnung  nimmt  also  in  ihrem 
sten  Satze  den  Abs.  1  des  Artikels  der  Reichsverfassung  mit 
ler  sachlich  unerheblichen  Aenderung  („Sitzungen"  statt  „Ver- 
ndlungen")  auf,  schränkt  aber  denselben  und  damit  die  Vor- 
brift  der  Verfassung  für  den  Fall  der  Erfüllung  gewisser  Vor- 
ssetzungen  wesentlich  ein,  verkehrt  denselben  geradezu  in  sein 
3gentheil.      Der    so    entstehende    Konflikt    zwischen    den   Be- 


®  Ein  Grundsatz,  welcher  in  "den  Verfassungen  und  Gesetzen  der  kon- 
tutionellen  Staaten  die  Regel  bildet,  wenn  auch  nicht  in  so  uneingeschränkter 
eise  wie  hier.  Vgl.  z.  B.  preuss.  Verf.  Art.  79:  „Die  Sitzungen  beider 
immern  sind  öffentlich.  Jede  Kammer  tritt  auf  den  Antrag  ihres  Präsidenten 
er  von  zehn  Mitgliedern  zu  einer  geheimen  Sitzung  zusammen,  in  welcher 
nn  zunächst  über  diesen  Antrag  zu  beschliessen  ist",  welchen  die  Ge- 
läftsordnung  des  Reichstages  —  nicht  aber  die  Reichsverfassung  —  fast 
rtlich  übernommen  hat  (§  36).  Hierüber  siehe  das  im  Text  Folgende.  — 
züglich  der  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  vgl.  Stoerk,  Handbuch  der 
itscben  Verfassungen,  insbesondere  S.  100  (Bayern),  133,  149  (Sachsen), 
i  (Württemberg),  224  (Baden),  252,  270  (Hessen),  279  (Sachsen-Weimar- 
senaeb),  317  (Oldenburg),  384  (Sachsen-Meiningen),  451  (Coburg  und 
tha),  480  (Schwarzburg-Rudolstadt) ,  490  (Schwarzburg-Sondershausen), 
l  (Waldeck),  529  (Reuss  älterer  Linie),  543  (Reuss  jüngerer  Linie),  553 
jhaumburg-Lippe),  566  (Lippe),  580  (Lübeck),  598  (Bremen),  615  (Hamburg). 


—     552     — 

Stimmungen  der  Reicbsverfassung  und  der  Geschäftsordnung  für 
den  Reichstag  findet  seine  Lösung  in  dem  Verhältnisse  in  welchem 
die  beiden  Rechtsgebilde  zu  einander  stehen. 

Die   Reichsverfassung   ist    durch    übereinstimmenden    Mehr- 
heitsbeschluss  vom  Bundesrath  und  Reichstag  zu  Stande  gekommen 
und    durch   das   Präsidium    ausgefertigt   und  verkündigt  wordeo, 
also   ein  Reichsgesetz.     Dasselbe   gewährt  nun  in  Art.  27  dem 
Reichstage  das  Recht,  seinen  Geschäftsgang  durch  eine  Geschäfts- 
ordnung zu  regeln,  ein  Recht,  von  dem  der  Reichstag  Gebrauch 
gemacht   hat;  indem  er   auf  Grund  der  YerfassungsbestimmuDg 
seine    internen  Verhältnisse  durch  „Geschäftsordnung^  genannte 
Ausführungsbestimmungen;  wie  sie  eine  erhebliche  Zahl  grösserer 
Gesetze  dem  einen   oder   anderen  Reichs-  bezw.  Staatsorgan  zu 
erlassen   gestattet,   statutarisch   regelte^.     Solche   Rechtssetzung 
aber,  die  sich  auf  ein  Gesetz  gründet,  kann  nimmer  die  Schranken 
überschreiten,    die   das  Gesetz   selbst  implicite  und  explicite  für 
die  autonomische  Normgebung  aufstellt®,  nur  intra,  nicht  contra 
legem  besteht  Autonomie  zu  Recht.     Die  Bestimmungen  des 
Art.  22  R.-V.  und  des  §  36  Gesch.-O.  widersprechen  sich 
aber,    und    demgemäss    muss;    was    die    Geschäftsordnung  im 
Widerspruch  zum  Gesetz  bestimmt,   der  Rechtswirksamkeit  ent- 
behren,   müssen    in    concreto    geheime  Plenarverhandlungen  des 
Reichstages  unzulässig  sein. 

Dennoch  ist  in  der  Litteratur  versucht  worden,  entgegen 
der,  wie  man  meinen  sollte,  in  ihrer  kategorischen  Form  unzwei- 
deutigen Ausdrucksweise  des  Art.  22  Abs.  1  R.-V.  die  Zulässig- 
keit  geheimer  Reichstagssitzungen  zu  begründen. 

^  Geschäftsordnung  vom  12.  Juni  1868.  Vgl.  Stenogr.  Ber.  des  Reichs- 
tags 1868  S.  11,  19ff.,  287 ff.,  302,  368f.;  Drucksachen  No.  55,  117.- 
Spätere  Abänderungen  kommen  hier  nicht  in  Betracht. 

®  S.  auch  Läband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  (1895)  Bdl 
S.  306^:  „Autonomische  Festsetzungen  können  Verfassungssätze  nicht  auf- 
heben." V.  Seydel,  Der  deutsche  Reichstag.  Annalen  des  Deutschen  Reiches 
1880  S.  416. 
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Einerseits  meinen  die  Gegner^,  es  sei  selbstverständlich  (!), 
ass  von  der  Regel  der  Verfassungsbestimmung  für  jene  Fälle 
Lusnahmen  bestehen  müssten,  in  denen  der  Ausschluss  der 
^e£fentlichkeit  dringend  geboten  sei;  nicht  anders  als  unter  diesem 
''orbehalt  (!)  dürfe  die  Verfassungsbestimmung  aufgefasst  werden. 
>em  gegenüber  sei  bemerkt,  dass  jene  Begründung  auf  einer 
etitio  principii  beruht;  indem  sie  das  als  bewiesen  annimmt, 
ofur  gerade  der  Beweis  zu  erbringen  wäre.  Aus  dem  Umstände, 
ass  es  erforderlich  sei,  von  der  bestimmten  gesetzlichen  Regel 
LUsnahmen  zu  machen ^  kann  nicht  gefolgert  werden,  dass  der 
liatsächlich  bestehende  Zustand  mit  jenem  (vermeintlichen)  Er- 
)rdemiss  übereinstimmt,  so  knge  es  an  einer  gleichermaassen 
esetzlichen  Ausnahmebestimmung,  die  sich  aus  der  Natur  der 
lache  nicht  herleiten  lässt,  fehlt. 

Um  der  hier  vertretenen  Auffassung  zu  begegnen,  hat  man  ^® 
ich   sodann   auf  Abs.  2  Art.  22  R.-V.  berufen,  welcher  lautet: 
„Wahrheitsgetreue  Berichte    über  Verhandlungen  in  den 
öffentlichen  Sitzungen  des  Reichstages  bleiben  von  jeder  Ver- 
antwortlichkeit frei." 

Wenn  diese  Bestimmung  —  so  wird  deduzirt  —  von  Ver- 
andlungen   in    den    öffentlichen    Sitzungen    des    Reichstages 


•  Schulze,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts  (1886)  Bd.  II  S.  85. 
sehnlich  von  Rönne,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  (1876)  Bd.  I 
.  282.  —  Dagegen  derselb  e  a.  a.  0.  Bd.  I S.  283 :  „Auch  findet  die  Autonomie 
es  Reichstages  in  Bezug  auf  die  Feststellung  seiner  Geschäftsordnung  ihre 
chranke  in  den  Bestimmungen  der  Reichsverfassung  selbst,  welche  die 
Quelle  des  fraglichen  Rechts  ist.  Die  Normen  der  Reichsverfassung  sind 
aber  auch  für  den  Geschäftsgang  des  Reichstages  und  für  dessen  Fest- 
stzung  durch  die  Geschäftsordnung  bindend  und  dürfen  durch  letztere 
iemals  beeinträchtigt  werden.  So  würden  z.  B.  Bestimmungen  der  Ge- 
^häftsordnung,  welche  mit .  .  .  Art.  22  .  .  .  der  Reichsverfassung  unvereinbar 
"Sren,  verfassungswidrig  und  daher  unstatthaft  sein.**  —  Vgl.  auch  Riedel, 
>ie  Reichsverfassungsurkunde  (1871)  S.  112. 

^^  Schulze  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  85;  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen 
Uatsrechts  (1899)  S.  409  2». 
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spreche;  so  erkläre  sie  implicite  auch  Verhandlungen  in  geheimen 
Sitzungen  für  rechtlich  möglich  und  zulässig.  —  Doch  auch  diese 
Beweisführung  täuscht.    Zunächst  zwingt  der  Wortlaut  des  Abs.  2 
nicht  zu    dem  von   den  Gegnern    gezogenen   Schlüsse.     Sodann 
aber  wird  eine  natürliche,  nicht  willkürliche  Auffassung  den  Ge- 
gensatz  zu    den    öffentlichen   Sitzungen   des  Reichstages    in  den 
geheimen  seiner  Kommissionen  und  Abtheilungen  finden  müssen  ". 
Denn  dass  diese  nichtöffentlich  berathen,  ist  durch  die  Verfassung, 
welche    in   Art.  22    nur  vom    Reichstage    als    Ganzem  (Plenum) 
spricht,   keineswegs  ausgeschlossen   und;  weil  es  intra  legem  in 
der  Geschäftsordnung  festgesetzt  ist;  zulässig^*.     Schon  hiernach 
lässt   Abs.  2  Art.  22    keine   Ausnahme  von   der   Oeffentlichkeit 
der  Plenarverhandlungen  des  Reichstages  zu.     Es  liegt  aber  über- 
haupt  nahe;    seine  Ausdrucks  weise    auf   ein   Redaktionsversehen 
zurückzuführen;    weil    die    genannte   Bestimmung   dem  §  38  des 
preussischen  Gesetzes  vom  12.  Mai  1851  (Pressgesetz)  entnommen 
ist,  das  preussische  Recht  aber  in  seiner  Verfassung  ^^  neben  den 
öffentlichen    geheime    Sitzungen    beider    Kammern    ausdrücklich 
zulässt  ^*. 

Noch  mehr,  wenn  nur  die  grundsätzliche  Bestimmung  über 
die  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen,  nicht  aber  die  Ausnahme- 
vorschrift über  die  eventuelle  NichtÖffentlichkeit  der  Sitzungen 
aus  der  preussischen  Verfassung  in  die  des  Reiches  übeniommen 
wurde,  so  legt  dies  —  argumentum  a  contrario  —  den  Schluss 
nahe,  es  sollten  im  Reiche  geheime  Parlamentsverhandlungen 
überhaupt  ausgeschlossen  sein. 


^^  Vgl.  hierzu  v.  Seydel,  Der  deutsche  Reichstag  a.  a.  O.  S.  417. 

'-  Dass  die  „Kommissionen"  juristisch  im  Gregensatze  zum  „Reichstage'', 
stehen,  zeigt  auch  die  Ausdrucksweise  des  §  27  Abs.  5  GeschO.:  „Eine 
Ausschliessung  der  Oeffentlichkeit  der  Kommissionsverhandlungen  für  die 
Nichtmitglieder  der  Kommissionen  kann  nur  der  Reichstag  be- 
schliessen."     Müller,  Geheime  Reichstagssitzungen  (1900)  S.  6. 

^^  Art.  79,  s.  oben  S.  551  Anm.  6. 

^*  Vgl.  Laband  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  306 f.;  v.  Seydel  a.  a.  O.  S.  417. 
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Zu  demselben  Ergebnisrs  führt  auch  eine  Betrachtung  der 
tstehungsgeschichte  des  Art.  22  a.  a.  O.  ^^  welcher  in  der  Re- 
rungsvorlage  lediglich  lautete:  „die  Verhandlungen  des  Reichs- 
;es  sind  öffentlich",  und  dem  der  zweite  Absatz  in  Verfolg 
es  Antrages  Laskeb  erst  in  den  Reichstagsberathungen  ein- 
ligt  wurde,  um  für  die  bereits  festgelegte  Oeffentlichkeit  noch 
sondere  Garantien  zu  schaffen,  nicht  aber,  um  dieselbe  ein- 
jchränken.  „Ich  bin"  —  so  begann  der  Antragsteller  seine 
isführungen  ^®  —  „für  das  Prinzip  der  Oeffentlichkeit  der  Ver- 
edlungen, wie  es  im  Art.  22  ausgedrückt  ist,  aber  zugleich 
r  seine  Konsequenzen"  ^^  Und  sollte  wirklich  die  Zu- 
sung  geheimer  Sitzungen  eine  Konsequenz  des  Prinzips  der 
Öffentlichkeit  sein?^® 

Die  Reichsverfassung  bietet  also  für  die  Zulässigkeit  ge- 
imer  Plenarverhandlungen  des  Reichstages  keine  Handhabe, 
enn  §  36  Gesch.-O.  sie  dennoch  statuirt,  so  muss  hier  der 
en^®  aufgestellte  Grundsatz  Anwendung  finden,  dass  eine  auto- 
mische Festsetzung  ihre  Grenze  in  den  Bestimmungen  des  Ge- 
izes findet*^,  insbesondere  der  Verfassung  nicht  derogirt. 


'*  Vgl.  V.  Seydel  a.  a.  0.  S.  417. 

**  Sitzung  des  konstituireuden  Reichstages  vom  29.  März  1867.  Stenogr. 
r.  S.  439.  Bezold,  Materialien  der  deutschen  Reichsverfassung  (1873) 
.  n  S.  72. 

"  Vgl.  auch  Müller  a.  a.  0.  S.  10  und  ebenda  die  Bemerkung:  Nahm 
SKER  in  seinem  —  die  Hinzufügung  des  Abs.  2  bezweckenden  —  Antrage 
1  "Wortlaut  des  preussischen  Pressgesetzes  hinüber,  so  war  es  vielleicht 
.  kleiner,  gewiss  sehr  entschuldbarer  Fassungsfehler,  in  überflüssiger  Weise 
i  Wort  „öffentlich"  stehen  zu  lassen.  Niemand  —  am  wenigsten  Lasker 
dachte  daran,  einen  Gegensatz  zu  einer  Art  von  Sitzungen  zu  konstruiren, 
b  welcher  man,  da  ja  auch  die  Geschäftsordnung  erst  ein  Jahr  später  im 
rddentschen  Reichstage  angenommen  wurde,  damals  überhaupt  gar  nicht 
hnen  konnte. 

>«  V.  Seydel  a.  a.  0.  S.  417.  »^  S.  552. 

'^  V.  Seydel  a.  a.  S.  417;  Laband  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  306^;  v.  Seydel, 
mmentar  zur  Verfassungsurkunde  für  das  Deutsche  Reich  (1897)  S.  199; 
:yer  a.  a.  0.  S.  409". 
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Dieser  —  man  darf  sagen  —  allgemein  anerkannte  Grund- 
satz ist  speziell  in  seiner  Anwendbarkeit  auf  §  36  Gesch.-O.  für 
den  Reichstag  bestritten  worden: 

Thudichum^^  meint;  dass  §  36  a.  a.  0.  desshalb  zu  Becht 
bestehe,  weil  der  Bundesrath  seiner  Aufstellung  nicht  wider- 
sprochen habe.  Darauf  sei  erwidert;  dass  der  Bundesrath  gar 
nicht  in  der  Lage  war,  sich  mit  Rechtswirksamkeit  zu  §  36 
Gesch.-O.  zu  äussern  bezw.  zu  widersprechen;  denn  es  han- 
delte sich  lediglich  um  eine  interne  Frage  des  Reichstages,  der 
gemäss  Art.  27  Satz  2  R.-V.  seinen  Geschäftsgang  selbständig 
zu  regeln  berufen  ist.  Wollte  man  selbst  dem  Stillschweigen  des 
Bundesrathes  eine  Zustimmung  entnehmen,  so  käme  dennoch  dem 
§  36  Satz  2  a.  a.  0.  desshalb  keine  Rechtskraft  zu,  weil  ein 
staatsrechtlicher  Beschluss,  wie  ihn  die  Reichsverfassung  in  Art.  6 
u.  7  für  die  Gesetzgebung  erfordert,  nicht  stillschweigend  gefasst 
werden  kann*^.  —  Der  Bundesrath  und  sodann  der  Kaiser  sind 
rechtlich  erst  dann  in  der  Lage,  zu  der  fraglichen  Bestimmung 
Stellung  zu  nehmen,  wenn  der  Reichstag  auf  Grund  derselben 
einen  Beschluss  gefasst  hat,  da  sie  —  der  Bundesrath,  soweit  der 
Reichstag,  der  Kaiser,  soweit  sowohl  Reichstag  als  Bundesrath  in 
Betracht  kommen  —  berechtigt  und  verpflichtet  sind,  die  ver- 
fassungsmässige Entstehung  der  Beschlüsse  der  gesetzgebenden 
Faktoren  zu  prüfen*^. 

Auch  kann  meines  Erachtens  davon  keine  Rede  sein,  dass 
§  36  Satz  2  Gesch.-O.  auf  Grund  eines  der  Verfassung  dero- 
girenden  Gewohnheitsrechts  zu  Recht  bestehe^*.  —  Denn,  wenn 
es  selbst  zutrifft,   dass   auch  Gesetze,  welche  Fragen  des  öffent- 

*^  Verfassungsrecht  des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Zoll* 
Vereins  (1870)  S.  192  \  S.  auch  Auerbach,  Das  neue  Deutsche  Reich  und 
seine  Verfassung  S.  113.  —  Gegen  Thüdichum,  Meter  a.  a.  0.  S.  409". 

*-  Vgl.  auch  MtJLLER  a.  a.  0.  S.  10. 

^^  Uebereinstimmcnd  Müller  a.  a.  0.  S.  10. 

-'  Diese  Ansicht  ist  angedeutet  in  der  „Kölnischen  Volkszeitung"  vom 
20.  März  1900  (Xo.  266). 
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'.hen  Rechts  regeln ,  der  Abänderung  durch  Gewohnheitsrecht 
1  sich  zugänglich  sind,  so  liegt  doch  in  concreto  eine  Gewöhn- 
et und  damit  ein  Gewohnheitsrecht  nicht  vor.  Die  Bestimmung 
)s  §  36  a.  a.  0.  hat  bis  zum  17.  März  1900  lediglich  auf 
)m  Papier  gestanden ;  sie  ist  vordem  niemals  zur  praktischen 
nwendung  gelangt,  und  so  kommt  schon  die  erste  und  vor- 
ihmste  Voraussetzung  des  Gewohnheitsrechts  in  Wegfall,  die 
3bung. 

Ebenso  unbegründet  wäre  es,  wollte  man  sagen ^^,  die 
nannte  Bestimmung  der  Geschäftsordnung  könne  gegenüber 
r  Verfassung  mit  rechtlicher  Wirkung  bestehen,  weil  sie  lediglich 
s  dem  Grunde  aufgestellt  sei,  dass  die  Reichsverfassung  sie 
örgessen"  habe.  Zugegeben,  das  Letztere  sei  der  Fall  —  die 
iteriaUen  berechtigen  zu  solcher  Auffassung  nicht  — ,  so  steht 
ler  Annahme  immer  noch  Folgendes  entgegen:  1.  Im  Gesetz 
iht  vorhandene  Bestimmungen  können  durch  andere  als  gesetz- 
he    Aufstellung  Rechtswirksamkeit    nur   dann   erlangen,  wenn 

auf  Grund  und  in  Folge  gesetzlicher  Ermächtigung  geschaffen 
rden;  eine  solche  Autorisation  besteht  aber  nicht,   auch  nicht 

Art.  27  R.-V.  2.  Die  Bestimmung  der  Geschäftsordnung 
derspricht  der  Verfassung  direkt;  eine  Satzung  aber,  die  sich 
8  dem  Gesetze  herleitet,  kann  nur  Bestimmungen  treffen, 
lohe  ihrer  Quelle,  dem  Gesetze,  gemäss  sind^®,  gleichviel  ob 
sselbe  an  sich  unvollständig  oder  abänderungsbedürftig  ist.  — 

IV. 

Nach  alledem  ist  die  Bestimmung  des  §  36  Satz  2  Gesch.-O. 
r  den  Reichstag  nichtig.  Es  wäre  auch  bei  Annahme  des 
3gentheils  nicht  abzusehen,  warum  nicht  auch  eine  Bestimmung 
r  Ge5chäftsordnung  zu  Recht  bestehen   sollte,    welche   das  in 


'*  Erwägung  der  „Kölnischen  Volkszeitung"  a.  a.  0. 
"  S.  oben  S.  552,  555. 
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Art.  28  R.-V.  festgesetzte  Quorum  abzuändern  unternähme" 
oder  entgegen  der  Vorschrift  des  Art.  9  R.-V.  das  Erscheinen 
bestimmter  Mitglieder  des  Bundesrathes  im  Reichstage  aus- 
schlösse. Diese  Konsequenz  werden  aber  selbst  die  Gegner  nicht 
gezogen  wissen  wollen. 

Aus  der  Nichtigkeit  des  §  36  Satz  2  a.  a.  O.  folgt,  dass 
die  auf  Grund  dieser  Bestimmung  stattgehabten  Verhandlungen 
auch  ihrerseits  rechtsunwirksam  sind.  Sie  enthalten  keine  ^Reichs- 
tagsberathungen^  oder  „Reichstagsbeschltisse^^^  im  staatsrecht- 
lichen Sinne,  vielmehr  lediglich  private  Besprechungen  von  Reichs- 
tagsmitgliedern ^^. 

Damit  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  sich  der  Reichstag  zu 
einer  Vereinigung  von  sämmtlichen  Mitgliedern  konstituirt'^  und 
als  solche  geheim  verhandelt.  Ein  in  dieser  gefasster  Beschlass 
aber  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  Berathung  und  Abstimmung 


'^  Aehnlich  v.  Setdel,  Der  deutsche  Reichstag  a.  a.  0.  S.  418.  Ein 
weiteres  Beispiel,  den  Art.  9  a.  a.  0.  betr.,  s.  bei  Müller  a.  a.  0.  S.  8. 

^'^  Nicht  nur  diese  müssen  öffentlich  gefasst  werden,  sondern  auch  die 
Berathungen  müssen  Öffentlich  stattfinden.  Denn  die  Verfassung  bestimmt: 
„Die  Verhandlungen  sind  öffentlich."  Die  Verhandlung  aber  umfasst 
die  Debatte  über  einen  Gegenstand  einschliesslich  der  Abstimmung.  So 
Urtheil  des  Reichsgerichts  vom  6.  Nov.  1888  (Entsch.  des  Reichsgerichts  in 
Strafsachen  Bd.  XVIII  S.  207  und  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichs- 
gerichts in  Strafsachen  Bd.  X  S.  627).  Zu  eng  HiersesAcnzel,  Die  Ver- 
fassung des  Norddeutschen  Bundes  (1868)  S.  85,  der  nur  die  in  geheimer 
Schlussberathung  gefassten  Beschlüsse  des  Reichstags  für  ungültig  hält 
Zu  eng  auch  Arndt,  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  (1895)  S.  152,  wenn 
er  nur  für  die  entscheidende  (!)  Berathung  und  Abstimmung  das  Erfordemiss 
der  Oeffentlichkeit  festhält,  ganz  abgesehen  davon,  dass  das  Wort  ^eot- 
scheidend'*  ein  oitcpov  Tcpotsp-ov  involvirt. 

-'  v.  Seydel  a.  a.  0.  S.  418;  Laband  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  306 1;  Zoilv, 
Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  (1895)  Bd.  I  S.  244;  derselbe,  Di« 
Verfassungsurkunde  des  Deutschen  Reiches  (1895)  S.  60;  BiNDmo,  Handbuch 
des  Strafrechts  (1885)  Bd.  I  S.  680;  Olshausen,  Kommentar  zum  Straf- 
gesetzbuch für  das  Deutsche  Reich  (1897)  S.  86. 

^^  Ebenso  Artikel  „(reheime Reichstagssitzungen**.  „Frankfurter Zeitung* 
vom  24.  März  1900  (No.  82). 


—     559     — 

im  Plenum  im  technischen  Sinne,  d.  h.  vor  der  Oeffentlichkeit. 
Freilich  braucht  hier  —  etwa  einer  getroffenen  Vereinbarung 
gemäss  ^^  — in  der  eröffneten  Diskussion  das  Wort  nicht  erbeten 
zu  werden,  und  kann  desshalb  dieselbe  sofort  wieder  geschlossen 
werden ^^,  sodass  sinnfällig  nur  die  Abstimmung,  rechtlich  aber 
auch  die  Berathung  öffentlich  ist. 

Jedenfalls  involvirt  eine  in  geheimer  Berathung  und  Ab- 
stimmung erfolgte  Ablehnung  eines  Gesetzesparagraphen,  An- 
trages u.  dgl.  ebenso  einen  Beschluss,  wie  die  Annahme.  Die 
Konsequenzen  sind  also  für  beide  MögHchkeiten  gleich. 

Im  Falle,  dass  eine  Wiederholung  der  Beschlussfassung  in 
formell  gesetzmässiger  —  d.  h.  öffentlicher  —  Form  nicht  erfolgt, 
ergiebt  sich  folgende  Sachlage:  Entweder  1.  in  der  öffentlichen^^ 
Gesammtabstimmung  wird  das  Gesetz  in  toto  abgelehnt;  hier 
theilt  ohne  Weiteres  die  in  Frage  kommende  Bestimmung  das 
Schicksal  des  ganzen  Entwurfs.  Oder  2.  in  der  öffentlichen 
Gesammtabstimmung  wird  das  ganze  Gesetz  angenommen;  hier 
lässt  das  verfassungswidrige  Verfahren  drei  Möglichkeiten  offen  ^*: 
a)  Gültigkeit  des  ganzen  Gesetzes  einschliesslich  der  Bestimmung, 
welche  nichtöffentlich  erledigt  wurde.  Diese  Eventualität  ist 
meines  Erachten s  zu  verneinen,  und  zwar  desshalb,  weil  —  selbst 
angenommen,  die  Gesammtabstimmung  schliesse  die  partielle 
Abstimmung  als  das  minus  in  sich  —  über  den  in  Betracht 
kommenden  Theil  nicht  auf  verfassungsmässigem  Wege  verhandelt 
worden  ist,  sodann  aber  auch  —  per  argumentum  a  contrario  — 


^^  Eine  solche  bindet  aber  nur  den,  der  sich  ihr  unterwerfen  will. 

^  Artikel  „Die  Oeffentlichkeit  der  Reichstagsverhandlungen".  „Vossische 
Zeitung"  vom  21.  März  1900  (No.  135). 

^^  Erfolgt  auch  diese  geheim,  so  gelten  nur  die  obigen  Regeln, 
während  die  im  Text  folgenden  nicht  in  Betracht  kommen. 

**  Das  Folgende  bezieht  sich  nur  auf  den  Gesetzentwurf,  wie  er  sich 
in  den  Reichstagsverhandlungen  endlich  gestaltet  hat  und  demnächst  an  den 
Bundesrath  gelangt,  nicht  auf  ein  ordnungsmässig  ausgefertigtes  und  ver- 
kündigtes Gesetz  in  engerem  Sinne. 

Archiv  für  öflfentliches  Recht.  XV.  4.  gy 
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aus  dem  Grunde,  weil  hiermit  die  Möglichkeit  zugelassen  wäre, 
jedes  Gesetz   geheim   zu   berathen,   über  jeden  Theil   geheim  zu 
beschliessen  und  dann  durch  eine  öffentliche  GesammtabstimmuDg 
das  ganze  Gesetz  zu  einem  im  Plenum  des  Reichstages  ordnungs- 
massig   zu  Stande   gekommenen   zu  machen  —  eine  dann  unab- 
weisbare  Konsequenz,    die    doch    gewiss    nicht    gezogen   werden 
soll,     b)    Gültigkeit    des    ganzen    Gesetzes    mit    Ausnahme    der 
geheim  erledigten  Bestimmung.  Diese  Annahme  ist  die  zutreffende. 
Denn    die    Gesammtabstimmung    enthält    eine    Bestätigung    der 
Vorlage  in  der  Gestalt,  welche  sie  vorher  in  der  verfassungs- 
mässigen Einzelberathung  und  Einzelbeschlussfassung  gewonnen 
hat.     Der  Passus,  über  welchen  nichtöffentlich  verhandelt  wurde, 
steht   rechtlich  in   der  Luft  und  kann  daher  an  den  Wirkungen 
der   Gesammtabstimmung,    wie    sie   hier   verstanden  wird,    nicht 
theilnehmen.     c)  Nichtigkeit  des  ganzen  Gesetzes ^^.     Diese  Kon- 
sequenz  muss   aus   den    unter   b   angegebenen    Gründen   zurück- 
gewiesen   werden;    die    verfassungswidrig    erledigte    Bestimmung 
wird   eben  von   der   Gesammtabstimmung   nicht   getroffen.     Man 
müsste  denn  sagen,  das  Gesetz  sei,  so  lange  ein  Theil  nicht  ver- 
fassungsmässig erledigt  sei,  überhaupt  noch  in  der  Schwebe;  eine 
solche  Ansicht  widerspräche  aber  den  thatsächlichen  Verhältnissen. 
Eine  analoge  Anwendung  der  civilrechtlichen  Bestimmungen, 
insbesondere  der  des  §  139  B.  G.-B. 

„Ist  ein  Theil  eines  Rechtsgeschäftes  nichtig,  so  ist  das 
ganze  Rechtsgeschäft  nichtig,  wenn  nicht  anzunehmen  ist,  dass 
es  auch  ohne  den  nichtigen  Theil  vorgenommen  sein  würde" 
dürfte  nicht  als  zulässig  erscheinen.  Zwar  ist  ein  Reichstags- 
beschluss  die  Willenserklärung  einer  korporativen  Persönlichkeit, 
das  Erklärte  solle  demnächst  Recht  sein.  Aber  in  dieser  Aeusse- 
rung   liegt   einmal    kein  Rechtsgeschäft  —  wenigstens  keines  im 


^^  So  Müller  a.  a.  0.  S.  12  ff.,    jedoch  lediglich   auf  Grund  von  Er- 
wägungen, die  auf  dem  Gebiet  praktischer  Gesetzgebungspolitik  liegen. 
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L  technischen  Sinne  — j  und  weiter  ist  staatsrechtlich  nicht  die 
öglichkeit  gegeben,  dass  der  Reichstag  eine  Erklärung  abgäbe, 
s  der  (wie  im  Civilprozess)  sich  erkennen  liesse,  ob  der  Reichstag 
n  Entwurf  auch  ohne  den  nichtigen  Theil  als  von  ihm  beschlossen 
Iten  lassen  wolle  oder  nicht. 

Ebensowenig  würde  zu  einem  brauchbaren  Resultat  die  Be- 
immung  des  §  141  Abs.  1  B.  6.-B.  fuhren,  welche  lautet: 

„Wird  ein  nichtiges  Rechtsgeschäft  von  demjenigen,  welcher 
es  vorgenommen  hat,  bestätigt,  so  ist  die  Bestätigung  als 
erneute  Vornahme  zu  betrachten." 

Bnn  auch  zu  einer  solchen  Bestätigung  ist  staatsrechtlich  keine 
öglichkeit  gegeben,  es  sei  denn,  dass  der  Reichstag  bei  der 
neuten  Verhandlung  über  die  betreffende  Bestimmung  erneut 
fentlich  beriethe  und  beschlösse  und  diesen  Bescbluss  in  der 
Deuten  Gesammtabstimmung  sanktionirte;  in  der  Gesammt- 
stimmung  als  solcher  aber  kann  eine  wirksam  machende  Be- 
itigung  des  nichtigen  Beschlusses  nicht  liegen,  da  sie  an  sich 
j  erneute  Vornahme  einer  nichtigen  Willenserklärung  zu  be- 
theilen wäre,  es  also  bei  der  Nichtigkeit  des  ersten  Beschlusses 
rbliebe. 

Dass  die  Verfassung  an  die  Verletzung  des  Art.  22  Abs.  1 
-V.  nicht  ausdrücklich  die  Folge  der  Nichtigkeit  knüpft,  kann 
is  Resultat  dieser  Untersuchung  nicht  beeinflussen^^;  einer 
leben  Sanktion  bedarf  die  genannte  Verfassungsbestimmung 
cht,  vielmehr  ist  hier  die  Nichtigkeit  eine  sich  aus  allgemeinen 
echtsgrundsätzen  ergebende  Konsequenz^'.  Oder  sollte  ein 
it  relativer  Stimmenmehrheit  gefasster  Reichstagsbeschluss  dess- 
ilb  gültig  sein,  weil  die  Verfassung  der  Norm  des  Art.  28: 
1er  Reichstag  beschliesst  nach  absoluter  Stimmenmehrheit" 
cht  noch  die  Klausel  hinzufügt:  „Anders  zu  Stande  gekommene 
eschlüsse  sind  nichtig"?! 

^  A.  M.  V.  RöxNE  a.  a.  O.  Bd.  I  S.  282. 
»^  Müller  a.  a.  O.  S.  12. 
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Was  endlich  die  strafrechtliche  Seite  der  Yorliegenden  Frage 
anbetrifft,  so  sind  meines  Erachtens  wahrheitsgetreue  Berichte 
über  Verhandlungen  in  den  geheimen  Plenarsitzungen  des  Reichs- 
tages des  Privilegs  des  Art.  22  Abs.  2  a.  a.  0.  nicht  theilhaftig. 
Es  wäre  eine  schlimme  Inkonsequenz ,  auf  der  einen  Seite  zu 
sagen:  Geheime  Plenarsitzungen  des  Reichstages  sind  staats- 
rechtlich als  nicht  vorhanden,  die  in  ihnen  gefassten  Beschlüsse 
daher  als  nichtig  zu  behandeln;  auf  der  anderen  Seite  aber: 
Da  die  Abhaltung  geheimer  Reichstagssitzungen  zu  Unrecht 
erfolgt,  insbesondere  die  Ausschliessung  der  Oeffentlichkeit  eine 
Rechtsverletzung  ist,  sind  die  hinter  geschlossenen  Thüren  ab- 
gehaltenen Verhandlungen  im  Rechtssinne  dennoch  öffentlich  und 
demgemäss  auf  Grund  der  verfassungsrechtlichen  Bestimmung 
wahrheitsgetreue  Berichte  über  dieselben  als  über  öffentliche  von 
jeder  Verantwortlichkeit  frei^®.  —  Es  müssen  vielmehr  zugleich 
mit  den  staatsrechtlichen  auch  die  strafrechtlichen  Folgen  der 
NichtÖffentlichkeit  abgeleitet  werden,  denn  beide  fliessen  aus 
derselben  Quelle. 

V. 

Auch  ohne  dass  man  die  Frage  des  richterlichen  Prüfungs- 
rechts berührt,  lässt  sich  an  zahlreichen  Beispielen  die  Trag- 
weite einer  Verletzung  des  Art.  22  Abs.  1  R.-V.  zeigen.  Es 
sei  nur  darauf  hingewiesen,  dass  der  Bundesrath  berechtigt  und 
verpflichtet  ist,  die  Beschlussfassung  über  einen  vom  Reichstage 
in  nichtöffentlicher  Sitzung  gefassten  Beschluss,  da  die  Voraus- 
setzung des  Art.  7  Abs.  1  Ziff.  1  —  ein  verfassungsmässig 
zu  Stande  gekommener  Reichstagsbeschluss  —  nicht  erfüllt  ist, 
ohne  Weiteres  abzulehnen.  Ebenso  steht  es  dem  Kaiser  zu,  die 
Ausfertigung  und  Verkündigung  eines  derartigen  Beschlusses, 
nachdem  er  durch  eine  event.  erfolgte  Zustimmung  des  Bundes- 
rathes   zum   Gesetz    erhoben  worden    ist,   von   Rechts  wegen  zu 


38 


Unrichtig  Artikel  „Geheime  Reichstagssitzungen"  a.  a.  O. 
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verweigern;  denn  er  ist  berufen,  die  Verfassungsmässigkeit  der 
Entstehung  eines  Gesetzes  zu  prüfen  und  sich  auf  Grund  dieser 
Prüfung  zu  entscheiden,  ob  er  von  dem  ihm  durch  Art.  17  R.-V. 
gewährten  Recht  pflichtraässig  Gebrauch  machen  darf. 

Zum  praktischen  Austrag  wird  die  Frage  nach  der  Zulässig- 
keit  und  Bedeutung  geheimer  Plenarverhandlungen  des  deutschen 
Reichstages,  nachdem  der  Gesetzentwurf  anlässlich  und  innerhalb 
dessen  über  einen  Antrag  geheim  berathen  und  beschlossen  wurde, 
unerledigt  geblieben  ist  und  bleiben  wird^®,  derzeit  nicht  gelangen. 
Immerhin  dürfte  es  sich  auch  für  die  Zukunft  aus  Rechtsgründen 
und  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  ordnungsmässiger  Ver- 
hältnisse auf  dem  Gebiete  der  staatlichen  Gesetzgebung  empfehlen, 
die  nichtige  Bestimmung  des  §  36  Satz  2  Gesch.-O.  auch  als 
solche  zu  behandeln  und  nicht  einen  Verhandlungsmodus  zur 
Anwendung  zu  bringen,  der  mit  dem  Verfassungsrecht  in  unlös- 
barem Widerspruch  steht. 


**  Vgl.  auch  Stenogr.  Ber.  des  Reichstages.     Sitzung  vom  22.  Mai  1900 
S.  5691  ff. 
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Alte  und  neue  Methoden  des  internationalen 

Privatrechts. 

Von 

Prof.  Dr.  JosEPHUS  Jitta  in  Amsterdam. 


I. 

Nachdem  ich  im  Archiv^  über  die  „allemeuesten"  Arbeiten 
auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Frivatrechts  meine  Meinung 
geäussert  hatte,  hat  von  Bar  kurz  darauf  in  derselben  Zeitschrift 
in  seinem  Aufsatz  über  die  „neuen"  Prinzipien  und  Methoden 
dieser  Wissenschaft^  sich  auch  mit  meiner  1890  erschienenen 
„Methode  du  droit  international  prive"  beschäftigt,  ja  selbst  in 
erster  Reihe,  und  dabei  meine  Arbeit  scharf,  wenn  auch  meines 
Erachtens  mehr  in  stechender  als  in  einschneidender  Weise, 
kritisirt.  Die  hohe  Verehrung,  welche  ich  VON  Bar  entgegen- 
bringe, veranlasst  mich,  die  Waffen  mit  ihm  zu  kreuzen  und, 
den  neuen  Prinzipien  zu  Ehren  einen  höflichen  und  methodischen 
Gedankenstreit  anzubinden. 

Höflich  soll  der  Streit  sein;  dies  geziemt  den  neueren  Prin- 
zipien den  älteren  gegenüber,  welche  jedenfalls  historischen  Werth 
haben.  Doch  es  soll  auch  mit  Methode  gestritten  werden.  Nun 
scheint  es  mir,  dass  es  nur  eine  gute  Methode  der  Wissenschaft- 


'  Bd.  XIV  S.  301-337. 
«  Bd.  XV  S.  1—49. 
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liehen  Polemik  giebt,  nämlich  die,  die  vor  Allem  aufsucht,  welche 
Prinzipien  den  beiden  Gegnern  im  Grunde  gemein  sind,  so  dass 
ihre  Vorstellungen  bis  zu  einem  gewissen  Punkt  zusammenfallen, 
um  von  diesem  Punkt  auseinanderzugehen,  so  dass  ihre  Ge- 
dankengänge auf  der  Grundlage  derselben  Prinzipien  zu  ver- 
schiedenen Polgerungen  führen.  Die  gemeinschaftlichen  Prin- 
zipien bilden  also  einen  von  beiden  Gegnern  anerkannten  Prüf- 
stein, der  angewendet  werden  kann,  um  zu  prüfen,  welche 
Polgerungen  aus  den  Prinzipien  logisch  hervorgehen,  und  welche 
dagegen  sündigen.  Erstere  sind  dann,  wenigstens  dem  Gegner 
gegenüber,  die  richtigen,  die  anderen  falsch.  Um  also  in  dem 
wissenschaftlichen  Streit  über  den  Gegner  zu  siegen,  muss  man 
ihm  zeigen,  dass  seine  Folgerungen  nicht  logisch  vereinbar  sind 
mit  Grundsätzen,  die  er  selbst  nicht  leugnet. 

Gelingt  es  nicht,  Prinzipien  zu  ermitteln,  die  beide  Gegner 
als  Gemeingut  betrachten  müssen,  so  ist  ein  Streit  zwischen 
ihnen  wissenschaftlich  ohne  Nutzen.  Man  hat  es  dann  zu  thun 
mit  Anhängern  von  zwei  verschiedenen  Glaubensbekenntnissen, 
die  einander  wohl  verketzern,  aber  nicht  überzeugen  können. 
Zwar  kann  der  Eine  den  Anderen  stechen,  seine  Vorstellungen 
—  besonders,  wenn  er  sie  nach  seinem  subjektiven  Eindruck 
wiedergiebt  —  unklar  nennen,  hervorheben,  dass  sie  von  der 
Meinung  der  berühmtesten  Männer  abweichen,  und  mit  den  kräf- 
tigsten Ausdrücken  oder  mit  feiner  Ironie  ihre  Unrichtigkeit  be- 
haupten; aber  alle  diese  Bemühungen  bringen  die  Sache  nicht 
weiter,  sie  „schneiden  kein  Holz",  wie  man  bei  uns  sagt. 

Xun  will  ich  versuchen,  ob  ich  die  gute  Methode  in  dem 
Streit  zwischen  von  Bar  und  mir  anwenden  kann.  Der  Versuch 
ist  jedenfalls  der  Mühe  werth.  Ausserdem  hat  er  hier  eine  feste 
Grundlage,  weil  die  Streitfrage  die  Methode  einer  wissenschaft- 
lichen Untersuchung  betrifft.  Als  eine  derartige  Methode  kann 
natürlich  nicht  ein  allgemeiner  Spruch  betrachtet  werden,  wie 
z.  B.    die   übliche  Verweisung   auf  die   „Natur  der  Sache",  auf 
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den  „Sinn  und  Zweck  der  Gesetze**  etc.  Solche  Verweisungen 
enthalten  nur  einen  weisen  Rath,  der  bei  der  Anwendung  einer 
jeden  Methode  befolgt  werden  muss.  Als  Methode  einer  wissen- 
schaftlichen Untersuchung  kann  nur  gelten  ein  mit  Bewusstsein 
des  Wesens  und  des  Zieles  einer  Wissenschaft  angedeuteter  Weg, 
der,  dem  Wesen  dieser  Wissenschaft  gemäss,  mit  wiri^lich  an- 
wendbaren Mitteln  zu  ihrem  Ziele  führt.  Daraus  geht  henor, 
dass  ein  fruchtbarer  Gedankenstreit  über  die  beste  Methode  einer 
Wissenschaft  nur  geführt  werden  kann  zwischen  denjenigen,  die 
über  das  Wesen  und  das  Ziel  dieser  Wissenschaft  einig  sind. 
Diese  Uebereinstimmung  bildet  den  gemeinschaftlichen  Richt- 
punkt für  die  Beurtheilung  des  Weges  und  der  Mittel. 

Aus  der  Taktik  von  Bar's,  der  nicht  ein  einziges  Mal  Ter- 
sucht,  die  Unrichtigkeit  meiner  Folgerungen  abzuleiten  von  Prin- 
zipien, die  ich  anerkenne ,  könnte  man  leicht  die  Konsequenz 
ziehen,  dass  wir  keine  gemeinschaftlichen  Grundsätze  haben. 
Mir  scheint  es  aber,  dass  in  Wahrheit  die  Sache  anders  liegt, 
und  dass  wir  wirklich  ein  Gemeingut  besitzen.  Natürlich  sind 
die  von  mir  angenommenen  Prinzipien  nicht  rein  und  buch 
stäblich  bei  von  Bar  zu  finden.  Es  wird  aber  genügend  seir. 
wenn  es  mir  gelingt,  zu  zeigen,  dass  dieselben,  wenn  auch  un- 
gereinigt, das  ist  mit  fremden  Bestandtheilen  vermischt,  die 
Hauptglieder  seiner  Gedankenkette  ausmachen.  Dann  erst  sprecheü 
wir  weiter  über  die  Methode.  Um  der  Gefahr  des  Vorwurfs  zu 
entgehen,  als  hätte  ich  die  Gedanken  von  Bak's  nach  meiner 
subjektiven  Auffassung  wiedergegeben,  werde  ich  einzelne  Stellen 
aus  seinen  Arbeiten  mit  seinen  eigenen  Worten  citiren. 

II. 

Ueber  das  Wesen  und  das  Ziel  des  internationalen  Privat- 
rechts habe  ich,  in  meiner  obengenannten  Arbeit,  folgende  Grund- 
sätze aufgestellt:  Das  internationale  Privatrecht  ist  das  Privat- 
recht der  Rechtsgesellschaft  des  menschlichen  Geschlechtes;  sein 
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Ziel  ist,  die  Rechtsansprüche  dieser  Gesellschaft  zu  befriedigen 
and  einen  menschenwürdigen  Verkehr  zwischen  allen  Menschen 
zu  verbürgen. 

Nun  wage  ich  es,  zu  behaupten,  dass  da,  wo  von  Bar  aus 
vernünftig-logischen  Gründen  Folgerungen  zieht,  diese  selbigen 
Grundsätze  als  Glieder  seiner  Gedankenkette  wieder  gefunden 
werden. 

In  den  beiden  Auflagen  der  Arbeit  von  Bar^s  über  das 
internationale  Privatrecht  findet  sich  natürlich  im  Anfang  eine 
Andeutung  des  Wesens  der  zu  behandelnden  Wissenschaft.  In 
der  ersten  Auflage  wird  dieses  Wesen  auf  indirekte  Weise  klar 
gemacht  (S.  1): 

„Wenn  zwei  Landsleute  in  unserem  Lande  über 
eine  daselbst  belegene  Sache  einen  Vertrag  ab- 
schliessen  und  nachher  ein  Rechtsstreit  darüber  vor 
einem  einheimischen  Richter  anhängig  wird,  so  zwei- 
felt Niemand  daran,  dass  der  Richter  unsere  Gesetze 
durchaus  anzuwenden  habe.^ 

„Anders  dagegen,  wenn  zwei  Ausländer  in  unserem 

Staatsgebiete   einen    Vertrag   abschliessen.     Soll   hier 

das  Gesetz  der  Heimath  der  Kontrahenten,   oder   des 

Orts     des    Vertragsschlusses    entscheiden,    und     wie, 

wenn  die  Sache,  welche  den  Gegenstand  des  Vertrags 

bildet,     in    einem    dritten     Staate     belegen     ist,     der 

Rechtsstreit  nachher  in  einem  vierten  Staate   zufällig 

anhängig   wird?" 

Prüft  man  nun  die  beiden  Glieder  dieses  Gegensatzes  genau, 

80  ist   ein  Zwischenfall   möglich,    der   Fall    nämlich,   dass    zwei 

Landsleute  in    ihrem  Lande    über  eine  daselbst   belegene  Sache 

einen  Vertrag  abschliessen,  und  nachher  ein  Rechtsstreit  darüber 

vor  einem   ausländischen  Richter  anhängig  wird.     Letzterer  Fall 

gehört   zum   internationalen   Privatrecht,     von  Bar   selbst   zählt 

ihn  dazu  (S.  230 — 231).    Sonnenklar  ist  es  aber,  dass  das  Rechts- 
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verbältniss  nicht  in  seinem  Wesen  geändert  wird,  weil  zufallig 
ein  ausländischer  Richter  zu  urtheilen  hat;  es  bleibt,  um  stets 
mit  VON  Bar  zu  sprechen  (S.  230)  „ein  Rechtsverhältniss, 
vermöge  dessen  eine  Person  (Gläubiger,  Creditor)  ein 
Recht  (Forderung)  auf  eine  Handlung  einer  anderen 
(Schuldner,  Debitor)  hat^,  das  ist  ein  Rechts  verbältniss 
zwischen  Menschen;  nur  wird  es  beurtheilt  nach  den  Rechts- 
ansprüchen einer  breiteren  Gesellschaft  als  die  Nation.  Ob  in 
ersterem  Fall  Niemand  zweifelt,  und  in  letzterem  Jemand  Zweifel 
hegt,  thut  wenig  zur  Sache,  dieses  subjektive  Gefühl  kann  doch 
nicht  Merkmal  eines  wissenschaftlichen  Begriffes  sein. 

In  der  zweiten  Auflage  wird  unmittelbar  versucht,  eine  Be- 
griffsbestimmung zu  geben.     Hier  heisst  es  (Bd.  I  S.  3): 

„Sobald    die   Angehörigen   verschiedener   Staaten 
oder    Rechtsgemeinschaften    mit    einander    in    recht- 
lichen Verkehr  treten,  muss  in  der  einen  oder  anderen 
Weise  entschieden  werden,  ob  und   in  wieweit  auf  ein 
bestimmtes  Rechtsverhältniss  die  für  einen  bestimmten 
Staat,   eine  bestimmte  Rechtsgemeinschaft  geltenden 
Rechtsnormen  Anwendung  zu  finden  haben.    Die  Ant- 
wort auf  diesen  Komplex  von  Fragen  zu  gewinnen,  ist 
die  Aufgabe    des   sog.   internationalen   Privatrechts." 
Auch   hier    ist   die   Bestimmung   zu   eng.     Denn  das   inter- 
nationale Privatrecht  umfasst  nicht  nur  den  rechtlichen  Verkehr 
Angehöriger   verschiedener   Staaten,   sondern   auch  den  Verkehr 
zwischen  Angehörigen    eines   und   desselben    Staates,    wie  schon 
oben  angedeutet  worden  ist.   von  Bar  bespricht  solche  Fälle  als 
Fälle  des  internationalen  Privatrechts  (Bd.  II  S.  6).  Nimmt  man 
diese  Fälle  in  die  Begriffsbestimmung  auf,  so  umfasst  diese  wirk- 
lich den  Verkehr  zwischen  allen  Menschen,  sobald  dieser  Verkehr 
nur   die  Grenzen    der  Nation    überschreitet,   auch   nur  dadurch, 
dass  ein  fremder  Richter  zu  urtheilen  hat.     In  der  Vorrede  der 
zweiten  Auflage  (S.  XI)  lese  ich  auch: 
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^Das  internationale  Frivatrecht  schützt  und 
sichert  den  friedlichen  Verkehr  der  Privatpersonen 
zwischen  den  verschiedenen  Staaten.^ 

Da  es  ganz  deutlich  ist^  dass  die  Personen  und  nicht  die 
aaten  Subjekte  des  privatrechtlichen  Verkehrs  sind,  kann  man, 
ne  die  Bedeutung  des  Sinnes  zu  ändern,  statt  der  Worte 
wischen  den  verschiedenen  Staaten'^  lesen:  „über  alle  Staaten 
1^,  und  so  wird  doch  die  ganze  Menschheit  in  den  Gedanken 
fgenommen. 

Meine  Beweisführung  will  ich  noch  stärken  durch  zwei  andere 
eilen  aus  den  Arbeiten  des  verehrten  Gegners. 

In  der  ersten  Auflage  seines  citirten  Werkes  (S.  58)  leitet 

die  Anwendung  der  ausländischen  Gesetze  bei  den  inländischen 
jrichten  von  dem  „bei  allen  civilisirten  Völkern  an- 
kannten^  Grundsatze  ab,  „dass  der  Prozess  nicht  neue 
3chte  schaffen,  sondern  vorhandene  klar  stellen  soll". 
enn  auch  der  Grundsatz  richtig  ist,  so  ist  doch  die  Begründung 
iwach,  wenn  man  nur  die  Anerkennung  aller  civilisirten  Staaten 
jllt.  Will  man  den  Grund  dieser  Anerkennung  erforschen,  so 
rd  man  wohl  finden,  dass  die  Pflicht  des  Richters  nicht  eine 
5prüngliche,  sondern  eine  abgeleitete  ist,  und  dass  sie  nur  eine 
»Ige  ist  einer  Pflicht  des  Staates,  dessen  Organ  der  Richter 
.  In  der  zweiten  Auflage  wird  dann  auch  die  Pflicht  des 
chters  nicht  mehr  so  sehr  in  den  Vordergrund  gestellt;  von  Bar 
rsucht  es  vielmehr,  eine  Pflicht  des  Staates,  zur  Anwendung 
sländischer  Rechtsnormen,  zu  begründen.  Dazu  beruft  er  sich 
f  das  Völkerrecht.  Die  Sache  ist  damit  wohl  nach  einer 
deren,  sei  es  auch  verwandten,  Wissenschaft  verwiesen,  aber 
sgemacht  ist  sie  nicht.  Denn  entweder  gründet  sich  das  Völker- 
jht  wieder  auf  die  Anerkennung  aller  civilisirten  Nationen,  und 

wird  nur  postulirt,  was  man  beweisen  will,  oder  man  sucht 
len  vernünftigen  Grund  für  die  völkerrechtlichen  Vorschriften, 
d    diesen  Grund    wird    man    nur    in    einer   gemeinschaftlichen 
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Pflicht  der  Staaten  dem  Weltverkehr  gegenüber  finden.  Ist  dem 
so,  so  hat  man  das  Völkerrecht  gar  nicht  mehr  nöthig. 
um  das  internationale  Frivatrecht  zu  begründen,  und  man  hm 
unmittelbar  aus  der  Stellung  eines  jeden  —  meinetwegen  civit 
sirten  —  Staates  dem  Weltverkehr  der  Privatpersonen  gegenüber 
die  Konsequenz  ziehen,  dass  jeder  Staat  die  Pflicht  hat,  wie 
VON  Bar  sagt  „den  friedlichen  Verkehr  der  Privatpersonen 
zu  schützen'^  oder,  wie  ich  es  ausgedrückt  habe,  die  Becbt»- 
ansprüche  der  allgemein-menschlichen  Gesellschaft  zu  befriedigen. 
Noch  eine  zweite  Stelle  giebt  meiner  Argumentation  einen 
festen  Boden. 

In  den  beiden  Auflagen  seines  Werkes  rechnet  von  Bar  zu 
dem  internationalen  Privatrecht  den  Grundsatz  der  gleichen 
Rechtsfähigkeit  der  Staatsangehörigen  und  Fremden,  d.  i.  aller 
Menschen.  Dafür  ist  aber  gewiss  die  Begrifl'sbestimmung,  die 
dem  internationalen  Privatrecht  nur  Kompetenzbestimmungen  für 
Gesetze  zuweist,  zu  eng.  Noch  merkwürdiger  ist  dabei  die  Be- 
gründung VON  Bar's.  In  der  ersten  Auflage  giebt  es  kaum  eine 
Begründung,  von  Bar  sagt  nur:  „Das  neuere  internationale 
Recht  stellt  den  Grundsatz  auf.  .  ."  (S.  64).  In  der  zweiten 
Auflage  heisst  es  aber  (Bd.  I  S.  286): 

„Die  Rechtsungleichheit  der  Fremden,  ihre  Be- 
nachtheiligung gegenüber  den  Einheimischen,  ist  ein 
Element  der  Unsicherheit  des  Verkehrs,  ein  Hinder- 
niss  der  Benützung  der  Arbeitskräfte  und  des  Kapitals 
der  Fremden  und  schliesslich  ein  Nachtheil  für  das 
gesammte  Menschengeschlecht,  da  nur  Freiheit  der 
Bewegung  und  Sicherheit  des  Verkehrs  die  bestmög- 
liche Ausnützung  des  Erdballes  gestatten." 

Dies  Alles  nenne  ich  Rechtsansprüche  einer  Gesellschaft, 
welche  das  gesammte  Menschengeschlecht  umfasst,  und  so  haben 
VON  Bar  und  ich  wirklich  gemeinschaftliche  Grundgedanken. 
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III. 

Diese  Grundgedanken  schliessen  verschiedene  Schlussfolge- 
ngen  in  sich  ein,  die  auch  der  Gegner  als  logisch- vernünftig 
erkennen  muss. 

Eine  erste  Konsequenz  ist  folgende.  Gilt  es  hier  einen  den 
nzen  Erdball  umschlingenden  Verkehr  zwischen  Privatpersonen, 
kann  es  nicht  richtig  sein,  die  vernünftigen  Normen  dieses 
3rkehrs  zu  gründen  auf  eine  Rechtsgemeinschaft  der  Staaten 
er  Nationen.  Die  Rechtsgesellschaft  des  menschlichen  Ge- 
iilechts,  welche  sich  an  die  Natur  des  Menschen  anschliesst, 
eine  einfachere,  besser  der  Logik  entsprechende  Grundlage, 
\  die  von  Savigny  aufgestellte  Rechtsgemeinschaft  der  Nationen, 
3  übrigens,  wenn  sie  sich  auf  etwas  stützt,  auf  die  Einheitlich- 
it  des  menschlichen  Geschlechts  sich  stützen  muss.  Dass  ich  die 
'eiheit  nahm,  in  der  Formel  Savigny's  eine  Aenderung  zu 
ichen,  ist  keine  zu  tadelnde  Anmassung,  wie  von  Bar  an- 
nehmen scheint.  Das  Meisterwerk  Savigny's  ist  keine  Arbeit 
r  Kunst,  die  unberührt  bleiben  soll,  sondern  eine  Errungen- 
liaft  der  Wissenschaft,  Material  für  weitere  Untersuchungen. 

Eine  zweite  Konsequenz  ist,  dass  die  Ausdrücke  „Natur 
r  Sache",  „Sinn  und  Geist  der  Gesetze",  welche  von  Bar  so 
br  liebt,  im  Grunde  übereinstimmen  mit  den  Rechtsansprüchen 
r  allgemein-menschlichen  Gesellschaft,  aber  nur  meines  Er- 
htens  etwas  weniger  klar  sind.  Der  Ausdruck  „Natur  der 
.che"  ist  zweideutig.  So  kann  man,  abgesehen  noch  vom 
ichenrecht  im  engeren  Sinne,  darunter  verstehen: 

a)  die   Stellung    eines  Rechtsinstituts   in    der   Systematik    des 
Rechts;  und 

b)  den  Rechtsanspruch  des  allgemein- menschlichen  Verkehrs. 
Selbst  bei  von  Bar  finde  ich  Spuren  dieser  Zweideutigkeit. 

>  wird  (Bd.  II  S.  562 — 563)   das   internationale   Konkursrecht 
handelt    nach    der    „Natur    der    Generalexekution"    und 
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diese  wieder  nach  der  „Natur  des  Arrestes"  (Bedeutung  a), 
dagegen  wird  (Bd.  I  S.  301 — 302)  als  Grund  für  die  internationale 
Rechtsfähigkeit  juristischer  Personen  angegeben  das  „nicht  zu 
leugnende  Bedürfniss  der  Menschennatur,  welches  die 
Staaten  und  Nationen,  wenn  sie  mit  einander  in  recht- 
lichen Verkehr  treten"  als  „natürliche  Produkte  eines 
vorgeschrittenen  Rechts-  und  Kulturlebens  gezwungen 
werden  anzuerkennen"  (Bedeutung  b). 

Und  was  den  Ausdruck  „Sinn  und  Geist  der  Gesetze"  an- 
betriift,  wenn  man  den  Sinn  und  Geist  in  der  Einzahl  und  die 
Gesetze  in  der  Mehrzahl  nimmt,  so  ist  einleuchtend,  dass  es  hier 
nicht  gilt  eine  Vergleichung  der  vielmals  verschiedenen  Sinne 
der  Gesetze,  sondern  den  hohen  Standpunkt  eines  allen  Gesetzen, 
trotz  ihrer  Verschiedenheiten,  gemeinschaftlichen  Sinnes,  und  dass 
dieser  Sinn  nur  das  Wohl  der  Menschheit,  die  Befriedigung  der 
Rechtsansprüche  des  Weltverkehrs  sein  kann. 

Eine  dritte  Konsequenz  ist  folgende.  Wenn  das  internationale 
Privatrecht  Verhältnisse  zwischen  Menschen  nach  den  Rechts- 
ansprüchen der  allgemein-menschlichen  Gesellschaft  zu  normiren 
hat,  so  kann  es  nicht  richtig  sein,  das  ganze  internationale  Privat- 
recht in  den  engen  Rahmen  der  Korapetenzvorschriften  für  Ge- 
setze zu  drängen.  Neben  diesen  müssen  auch  Vorschriften  auf- 
genommen werden,  die,  ohne  Verweisung  nach  einem  bestimmten 
Gesetz,  Verkehrs  Verhältnisse  normiren.  Das  beste  Beispiel  ist 
wohl  das  Vorhandensein  sehr  wichtiger  international-privatrecbt- 
lieber  Fragen  bei  der  Wirkung  gleichlautender  Gesetze,  besonders 
im  überlokalen  Verkehr  zwischen  Staaten,  welche  früher  einen 
einzigen  Staat  ausgemacht  haben  und  dieselbe  Gesetzgebung  be- 
halten haben,  oder  im  Verkehr  zwischen  Mutterland  und  Kolonien 
und  zwischen  Kolonien  desselben  Staates.  Die  Frage  der  Ver- 
weisung ist  dann  ohne  Bedeutung.  So  können  Mutterland  und 
Kolonien  gleichlautende  Gesetze  über  Aktiengesellschaften  haben, 
und  dennoch  kann  die  Frage  entstehen,   welches  die  Rechtslage 
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ler  Gesellschaft  ist,  die  im  Mutterland  ihren  Sitz  hat  und  in 
ler  Kolonie  Geschäfte  treibt.  Auch  können  Mutterland  und 
dlonien  dasselbe  Recht  haben  für  die  Eintragung  der  Kauf- 
irteischiffe  in's  Schiffsregister,  und  doch  können  Vorschriften 
thig  sein,  um  die  Wirkung  zu  bestimmen ^  welche  eine  Ein- 
igung, die  im  Mutterland  geschehen,  in  den  Kolonien  haben 
18S,  und  umgekehrt,  oder  um  die  verschiedenen  Registerinstanzen 
ch  den  überlokalen  Verkehrsbedürfnissen  zu  koordiniren.  Die 
raftloserklärung ,  Amortisirung  etc.  von  Inhaberpapieren,  das 
iterielle  Prozessrecht,  das  Konkursrecht,  insbesondere  die  Be- 
nntmachung  der  Eröffnung  des  Verfahrens  und  die  Anfechtung 
wisser  Rechtshandlungen,  ja  selbst  die  verschiedenen  Rechts- 
ititute  des  Familienrechts  können  Fragen  hervorrufen,  welche 
ch  bei  materiell  gleichlautenden  Gesetzen  vorkommen  können. 
ISS  ein  Theil  dieser  Fragen  das  öffentliche  Recht  berührt,  ist 
jht  erheblich,  dasselbe  findet  statt  im  rein  nationalen  Verkehr, 
sonders  innerhalb  des  Prozessrechts. 

Eine  letzte  hier  zu  erwähnende  Konsequenz  betrifft  das  Ver- 
Itniss  zwischen  dem  internationalen  Privatrecht  und  dem  Völker- 
jht.  Das  internationale  Privatrecht,  das  Recht  des  friedlichen 
irkehrs  der  Privatpersonen  in  dem  weiten  Gesellschaftskreis  der 
jnschheit,  ist  kein  Theil  des  Völkerrechts,  sondern  eine  selb- 
Indige  Wissenschaft.  Nur  kann  man  sagen,  dass  das  inter- 
tionale  Privatrecht  und  das  Völkerrecht  des  Friedens  (eigent- 
li  das  internationale  Staats-  und  Vervvaltungsrecht)  Theile  sind 
les  höheren  internationalen  Rechts,  und  dieses  höhere  inter- 
zonale Recht  ist  dann  das  Recht  der  allgemein-menschlichen 
isellschaft.  So  wird  das  internationale  Privatrecht  das  Privat- 
jht  dieser  Gesellschaft,  das  Völkerrecht  des  Friedens  ihr  öffent- 
bes  Recht.  Das  Verhältniss  zwischen  internationalem  Privat- 
jht  und  Völkerrecht  entspricht  genau  dem  Verhältniss  zwischen 
ivatrecht  und  öffentlichem  Recht  in  der  nationalen  Rechts- 
inung,    alle  Eigenthümlichkeiten    dieses  Verhältnisses,    die   im 
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nationalen  Rechtssystem   erkennbar  werden,   spiegeln   sich  auch 
im  höheren  internationalen  Recht  deutlich  wieder. 

IV. 

Jetzt  können  wir  über  die  Methode  weiter  reden  und  fest- 
setzen, von  welchem  Punkt  aus  der  Weg,  dem  von  Bar  folgt, 
und  derjenige,  dem  ich  folge,  auseinandergehen,  und  welcher  Weg 
am  besten  nach  unserem  gemeinschaftlichen  Ziele  führt. 

VON  Bar  hält  bei  jedem  Rechtsinstitut  eine  Musterung  ab 
der    verschiedenen   Gesetze  oder  Rechtsordnungen,    welche   mit 
diesem  Institut  irgendwie  in  Verbindung  stehen,   z.  B.  der  lex 
domicilii    oder    originis    personarum,   der  lex   rei   sitae, 
fori,  actus  oder  contractus  u.  s.  w.;   nachher  nimmt  er,  ge- 
stützt   auf  verschiedene    Gründe,    bald    auf    vernünftig-logische 
Gründe,  bald  auf  ein  postulirtes  Gewohnheitsrecht,  durch  Schrift- 
steller und  Kongressbeschlüsse  bestätigt,  eine  Auswahl  vor  aus  den 
der  Prüfung  unterworfenen  Gesetzen;  diese  Wahl  stellt  das  Gesetz 
fest,  das  jeder  Richter  der  Welt,  der  bindenden  Kraft  des  inter- 
nationalen Privatrechts  zufolge,  anzuwenden  hat,  so  weit  die  Ge- 
setze seines  Landes  nicht  eine  den  Fall  umschliessende  Vorschrift 
enthalten,  die  etwas  Anderes  befiehlt. 

Meiner  Auffassung  nach  ist  die  Wahl  des  Gesetzes  eine 
Frage  von  sekundärer  Bedeutung,  sie  will  bei  jedem  Rechts- 
institut feststellen,  welchen  Rechtsanspruch  der  allgemein-mensch- 
liche Verkehr  erhebt;  die  Antwort  auf  diese  Frage  kann  Ver- 
weisung nach  einem  bestimmten  Gesetz  mit  sich  bringen,  aber 
auch  ohne  Verweisung  eine  Vorschrift  geben;  die  Frage  richte 
ich  nicht  an  eine  ideelle  Macht,  welche  nur  Gesetze  über  Ge- 
setze geben  kann,  sondern  an  die  wirklich  für  den  Verkehr  der 
Menschen  mit  gesetzgebender  Gewalt  ausgerüsteten  Mächte,  näm- 
lich entweder  an  den  Gesetzgeber  —  bezw.  Richter  —  eines  be- 
stimmten Landes,  oder  an  die  freiwillige  Staatengesammtheit, 
welche  überstaatliche  Rechtsordnungen  machen  kann. 
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Unsere  Methoden  gehen  also  auseinander: 

1.  bei  der  Fragestellung, 

2.  bei  der  Richtung  der  Frage,  und 

3.  als  logische  Folge  des  Vorhergehenden,   in   Ansehung  der 
Ejraft,  welche  die  Antwort  in  sich  einschliesst. 

Die  breitere  Fassung  der  Frage,  die  positivere  Richtung 
lieser  Frage  und  die  Spaltung,  welche  sie  mit  sich  bringt,  sind 
lie  Eigenthümlichkeiten  meiner  fachlichen  Arbeit. 

Die  enge  Fassung  der  Frage  von  Bar's  hängt  logisch  zu- 
ammen  mit  seiner  Begriffsbestimmung  des  internationalen  Privat- 
echte,  aber  nicht  mit  seinem  Prinzip  über  das  Ziel  dieser  Wissen- 
chaft.  Ist  es  wahr,  dass  das  internationale  Privatrecht  nur 
^ompetenzvorschriften  für  Gesetze  zu  geben  hat,  so  folgt  daraus, 
lass  man  nur  solche  Vorschriften  zu  suchen  hat.  Nimmt  man 
kber  als  Prinzip  an,  dass  das  internationale  Privatrecht  den  fried- 
ichen  Verkehr  der  Privatpersonen  auf  dem  ganzen  Erdball  zu 
cbützen  hat,  so  hat  man  an  erster  Stelle  zu  fragen,  was  der 
Verkehr  erheischt,  und  die  Verweisung  nach  einem  bestimmten 
Tesetz  kann  nur  eine  mittelbare  Konsequenz  einer  Rechtsforde- 
ung  des  Verkehrs  sein.  Warum  sollte  denn  auch  der  Verkehr 
mmer  nur  Kompetenzvorschriften  und  niemals  Rechtsvorschriften 
ordern? 

Zur  Erörterung  des  zweiten  Punktes,  der  Richtung  der  Frage, 
laben  wir  zu  erforschen,  ob  das  internationale  Privatrecht  eine 
tigene  bindende  Kraft  hat,  unabhängig  von  dem  Befehl  einer 
Idacht,  welche  befugt  ist,  zwingende  Vorschriften  für  den  Verkehr 
ler  Menschen  zu  geben.  Die  Antwort  muss  mit  Vorsicht  gegeben 
Verden,  denn  sie  muss  lauten:  „Nein  und  ja."  Gerade  die 
^lativität  dieser  Verneinung  und  Bejahung  ist  die  Ursache,  dass 
iber  diesen  Punkt  Viele  polemisiren,  ohne  einander  zu  verstehen. 
Wenn  das  internationale  Privatrecht  den  Rechtsverkehr  der  Privat- 
[>ersonen  in  der  allgemein-menschlichen  Gesellschaft  schützen  soll, 
50  lässt  sich,   bei   vernünftiger  Prüfung   der  Erfordernisse   eines 
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menschenwürdigen  Verkehrs,    festBtellen,    welche  ideelle  Rechts- 
vorschrift von  dem  Verkehr  gefordert  wird;   das  Resultat  dieser 
Prüfung   hat   aber  nur   die  Kraft  einer  Vernunftvorschrift,   eine 
zwingende  Kraft  für  die  Gesellschaft  erlangt  sie  nur,   wenn  ein 
Organ    der   Gesellschaft    die   Vorschrift    unterschreibt.     In    der 
nationalen  Privatrechtsordnung  ist  dies  unbestritten;  das  Privat- 
recht,  als  Vernunftvorschrifb  eines   menschenwürdigen  Verkehrs 
im  Inlande,    erlangt   seine  zwingende  Kraft  von  dem  Befehl  des 
Staates.     Warum  sollte  etwas  Anderes  gelten  für  dnen  Verkehr 
der  Privatpersonen,    welcher  dieselben  Rechtsverhältnisse  bietet 
und  sich   von  dem  nationalen  Verkehr  nur  unterscheidet  durch 
die  Ausdehnung  des  Verkehrsgebietes  ?    Die  Antwort  lautet  also 
insofern:  nein,  als  die  unmittelbar  aus  den  Rechtsansprüchen  der 
allgemein-menschlichen  Gesellschaft  abgeleiteten  Vorschriften  nur 
Vernunftkraft  haben.     Aber  die  Organe  der  Gesellschaft  haben 
ihre  Befehle  nicht  willkürlich  zu  ertheilen,  sie  haben  die  Pflicht, 
ihre  Vorschriften  der  Vernunft  gemäss  zu  geben.    Diese  Pflicht 
erfüllt  der  Gesetzgeber,  in  der  Wirklichkeit,  mit  der  dem  Menschen 
eigenen  Unvollkommenheit.     Wenn  der  Gesetzgeber  seinen  Befehl 
gegeben   hat,   so    werden   die   menschliche   Gesellschaft   und  der 
Richter    Sklaven   der   Gesetze,    auch   der   Vernunft   zuwider  ge- 
bunden.   Schweigt  der  Gesetzgeber  aber,  so  hat  der  Richter,  mit 
unbeschränkter  Freiheit,  zu  ermitteln,  was  der  Staat  vernünftiger- 
weise hätte   thun   sollen.     Unter   solchen   Umständen   fallen  die 
Vernunftkraft  und  die  Zwingkraft  der  unmittelbar  aus  den  Ver- 
kehrsbedürfnissen abgeleiteten  Vorschriften  zusammen,  und  insofern 
lautet  die  Antwort:  ja.     Dies  gilt  für   das  nationale  Privatrecht 
ebenso  wie  für  das  internationale. 

Ich  glaube,  dass  die  Furcht  vor  dieser  Konsequenz,  welche 
übrigens  die  Wissenschaft  des  internationalen  Privatrechts  nicht 
lähmt,  sondern  stärkt.  Viele  dazu  gebracht  hat,  das  internationale 
Privatrecht  auf  Verhältnisse  zwischen  Gesetzen  zu  beschränken. 
Auf  diese  Weise  könnte  man  meinen,    demjenigen   zu  entgehen, 
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was  für  den  Verkehr  der  Privatpersonen  gilt.  Auch  hat  meines 
Erachtens  dieselbe  Furcht  Vielen  Veranlassung  gegeben,  in  dem 
internationalen  Privatrecht  nur  dem  Völkerrecht  unterworfene 
Verhältnisse  zwischen  Staaten  zu  sehen,  um  auf  diese  Weise, 
mit  Hülfe  einer  sich  auf  Meinungen  der  Schriftsteller  und  Kon- 
gressbeschlüsse stützenden  Gewohnheit  der  Staatsmächte  zwin- 
gende Vorschriften  hineinzudeutein. 

Ist  also,  abgesehen  von  der  subsidiären  Vernunftkraft,  für 
die  Zwingkraft  des  internationalen  Privatrechts  eine  Ordnung  der 
gesellschaftlichen  Obrigkeit  nöthig,  so  ist  die  Frage  leicht  zu 
beantworten,  an  welche  Obrigkeit  man  sich  wenden  muss.  Da 
kein  Weltgesetzgeber  vorhanden  ist,  kann  die  zwingende  Norm 
nur  von  dem  einzelnen  Staat  oder  von  einer  freiwilligen  Staaten- 
gemeinschaft gegeben  werden.  Die  Lage  des  einzelnen  Staates 
und  die  der  Staatengesammtheit  sind  aber  durchaus  verschieden, 
nicht  was  das  Ziel  anbetrifft,  sondern  in  Bezug  auf  die  Mittel. 
Der  einzelne  Staat  kann  kein  Weltverkehrsrecht  kodifiziren  und 
deshalb  die  reinen  Vernunft  Vorschriften  nicht  immer  verwirklichen; 
er  hat  die  Gesellschaft  der  Menschen  zu  nehmen,  wie  sie  ist,  mit 
der  Verschiedenheit,  ja  selbst  mit  dem  Widerspruch  der  lokalen 
Rechtsordnungen.  Nur  kann  er  für  jeden  Rechtsstreit,  welcher 
«ich  vor  dem  Richter  in  seinem  Lande  erhebt,  dem  Richter  Vor- 
schriften geben  und  also  für  den  Verkehr  eine  gewisse  Rechts- 
sicherheit herstellen.  Die  Staatengesammtheit  aber  kann,  wenn 
«ine  gemeinschaftliche  üeberzeugung  der  Staaten  entstanden  ist, 
wirklich  allgemein-gültige  Verkehrsvorschriften  geben,  sie  braucht 
nie  Widersprüche  zu  dulden.  Selbstverständlich  muss  sie  sich, 
80  lange  das  internationale  Staatsrecht  keine  Form  geschaffen 
hat,  welche  dem  Gesetze  genau  entspricht,  mit  gleichlautenden 
Gesetzen  oder  Staatsverträgen  behelfen,  und  es  ist  auch 
selbstverständlich,  dass,  so  lange  nicht  alle  Staaten  sich  an- 
schliessen,  die  Staatengesammtheit  ihre  Aufgabe  nur  zum  Theil 
erfüllen  kann. 
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Diese  Verschiedenheit  in  der  Lage  des  einzelnen  Staates 
und  der  Staatengesammtheit  hat  mir  Veranlassung  gegeben,  eine 
Spaltung  der  Methode  des  internationalen  Privatrechts  zu  em- 
pfehlen. Den  Zweig  der  Methode,  welcher  die  Aufgabe  des 
internationalen  Privatrechts  vom  Standpunkt  des  Gesetzgebers 
und  Richters  eines  einzelnen  Staates  betrachtet,  nannte  ich  die 
individuelle  oder  besondere  Methode;  den  andern  Zweig,  welcher 
das  Problem  durch  Ordnungen  der  Staatengesammtheit  lösen 
will,  bezeichnete  ich  als  universelle  oder  allgemeine  Methode. 
Mir  scheint,  dass  diese  Spaltung  logisch  folgt,  wenn  nicht  aus 
den  Prinzipien,  welche  von  Bar  in  seinem  Werke  aufgestellt  hat, 
so  doch  wenigstens  aus  den  Konsequenzen  dieser  Prinzipien  und 
jedenfalls  aus  einer  genaueren  Betrachtung  der  wirklich  anwend- 
baren Mittel,  welche  das  internationale  Privatrecht,  seinem  Wesen 
gemäss,  zu  seinem  Ziele  führen  können. 

Auf  die  Spaltung  der  Methode  folgt,  in  meinem  obengenannten 
und  VON  Bar  kritisch  behandelten  Werke,  eine  Ausarbeitung  der 
beiden  Zweige  der  Methode.  Bei  der  Ausarbeitung  des  beson- 
dern Zweiges  habe  ich  den  Unterschied  zwischen  nationalen, 
relativ-internationalen  und  absohit-internationalen  Kechtsverhält- 
nissen  erwähnt,  die  von  Bar  kritisirt  oder,  besser  gesagt,  zu 
kritisiren  glaubt,  indem  er  meine  Erörterung  labyrinthisch  nennt* 
Ueber  die  Klarheit  von  Vorstellungen  polemisire  ich  nichts— 
Weniger  für  von  Bar  als  für  den  Leser  dieser  Zeitschrift  erlaub 
ich  mir,  meine  Ausarbeitung  kurz  zu  vertheidigen,  indem  ich  voi^ 
aussetze,  dass  sie  nur  Werth  hat  für  den  Zweig  der  Method 
welcher  sich  auf  den  Standpunkt  des  Gesetzgebers  und  de 
Richters  eines  einzelnen  Staates  stellt.  Der  einzelne  Staat  ha— 
doch  zuerst  die  Tragweite  seines  eigenen  nationalen  Rechts  i 
überlokalen  Verkehr  zu  bestimmen.  Der  Gesetzgeber  kann  gewis 
darüber  schweigen  und  die  Sache  dem  Richter  überlassen;  w 
aber  das  Recht  auf  diese  Weise  an  Geschmeidigkeit  gewinnt,  vei 
liert  es  an  Sicherheit,   wie  es  für  jede  Kodifikation  der  Fall  is 
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Diese   Abgrenzung  der  Tragweite   des  nationalen   Rechts   nenne 
ich  die  Betrachtung  der  nationalen  Seite  des  allgemeinen  Verkehrs. 
Ein  Beispiel,  das  zugleich  den  Hauptbestand theil  der  Bestimmungen 
dieser  Art  angiebt,  ist  das  Auswanderungsrecht,    die  Rechtslage 
der   Staatsbürger   im    Auslande,   welche    der    Gesetzgeber    des 
einzelnen  Staates   bestimmt.     Die  zweite  Seite,   die  relativ-inter- 
nationale,  ist   das   Spiegelbild    der   ersten;   hier  gilt  es  Rechts- 
verhältnisse,   welche    für   einen   bestimmten   ausländischen   Staat 
national   sind,   und  welche  nur  relativ-international  werden,  weil 
ein  inländischer  Richter  zu  urtheilen  berufen  ist.    Das  beste  Bei- 
spiel ist  das  Einwanderungsrecht,   die  Rechtslage   der  Fremden 
im  Inlande.     Auch  hier  kann  der  Gesetzgeber  schweigen;  durch 
dieses  Schweigen  unterdrückt  er  aber  die  Rechtsfragen  nicht,  er 
verweist  sie   nur  auf  den  Richter.    Die  dritte  Seite  umfasst  den 
gemischten  Verkehr  und  beschäftigt  sich  mit  Rechtsverhältnissen, 
welche  nach  der  Richtschnur,  welche  der  einzelne  Staat  für  sein 
eigenes  nationales  Recht  angenommen  hat,  für  keinen  bestimmten 
fremden  Staat  national  zu  erachten  sind,  z.  B.  Verträge  zwischen 
Angehörigen  verschiedener  fremder  Staaten,  welche  dem  inländi- 
schen Richter  unterworfen  werden. 

Noch  immer,  trotz  der  Verneinung  von  Bar's,  scheint  mir, 
für  die  bessere  Verständlichkeit  der  Rück-  und  Weiterverweisungs- 
firage,  die  Spaltung  der  Methode  des  internationalen  Privatrechts 
nützlich  zu  sein.  Eine  Rückverweisungsfrage  setzt  nicht  nur  eine 
Verschiedenheit  des  Rechts  in  zwei  besonderen  Kodifikationen 
voraus,  sondern  einen  Widerspruch.  Zwei  Gesetzgebungen 
verweisen,  für  einen  und  denselben  Fall,  auf  verschiedene  Ge- 
setze. Stellt  man  sich  nun,  wie  von  Bar  und  die  Anhänger 
seiner  Lehre,  auf  den  Standpunkt  einer  ideellen  Bestimmung  für 
Gesetze,  dann  muss  man  zwei  Prinzipien,  welche  sich  wider- 
sprechen, in  einer  Vorschrift  harmonisch  verbinden ;  nun  ist  aber 
Harmonie,  welche  sehr  gut  aus  Verschiedenheit  entstehen  kann, 
gerade  der  Gegensatz  des  Widerspruches.     So  kommt  man  des- 
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halb  zu  einer  logisch  fehlerhaften  Fassung  der  Frage.  Unter- 
scheidet man  dagegen  die  beiden  Zweige  der  Methode,  so  kommt 
man  zuerst  zur  Betrachtung  der  Lage  eines  einzelnen  Staates, 
welcher  findet,  dass  eine  oder  mehrere  ausländische  Gesetz- 
gebungen für  einen  Fall  des  allgemeinen  Verkehrs  Bestimmungeii 
gegeben  haben,  welche  regelrecht  der  Vorschrift,  die  er  wünschens- 
werth  erachtet,  widersprechen.  Damit  ist  die  Frage  nicht  gelöst, 
aber  verständlich  gestellt,  und  mehr  muss  man  von  einer  Methode 
nicht  verlangen.  Der  einzelne  Staat  kann  nicht  zugleich  die  Ad- 
wendung  zweier  Prinzipien,  welche  sich  widersprechen,  anordDeo; 
er  kann  entweder  zugeben  oder  seine  Vorschrift  handhaben  nach 
seiner  Auffassung  der  Verkehrsbedürfnisse.  Danach  kann  man 
den  Widerspruch  der  Staatengesammtheit  unterwerfen.  Diese 
nun  hat  es  nicht  nöthig  den  Widerspruch  zu  dulden,  sie  kann 
eine  Wahl  trefi'en  zwischen  den  beiden  in  Betracht  kommenden 
Prinzipien  und  damit  die  Rückverweisungsfrage  aufheben.  Ist 
die  Wahl  nicht  möglich,  weil  Jeder  festhält  an  seiner  individuellen 
Lösung,  dann  fehlt  die  erste  Bedingung  einer  überstaatlichen 
Kodifikation,  nämlich  die  gemeinschaftliche  Ueberzeuguog  der 
Staaten. 

Wenn  ich  also  die  Methode,  welche  von  Bar  angewendet 
hat,  verwerfe,  so  erblicke  ich  doch  in  ihm  einen  wackeren  Vor- 
kämpfer, der  für  uns  Jüngere  den  Weg  geebnet  hat  durch  die 
tiefgehende,  unübertroflene  Detailuntersuchung,  von  Bak  hat  in 
seiner  Kritik  hervorgehoben,  dass  ich  wenig  Versuche  gemacht 
habe,  durch  Detailarbeit  die  Zweckmässigkeit  meiner  Methode 
zu  bestätigen.  Die  Kritik  trifi't  nicht  meine  Methode,  sondern 
meine  Persönlichkeit-,  ich  fasse  aber  den  Vorwurf,  so  weit  er 
richtig  sein  mag,  als  einen  guten  Rath  auf,  den  ich  dankbar  an- 
nehme. Ich  erlaube  mir  aber,  abgesehen  von  meiner  Arbeit  über 
das  internationale  Konkursrecht,  welche  meines  Erachtens  auf 
die  Aktivseite  meiner  Detailuntersuchungen  kommen  muss,  auf 
die  Thatsache    hinzuweisen,    dass    der  Unterschied   zwischen  den 
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Zweigen  der  Methode  des  internationalen  Privatrechts  in  Wissen- 
schaft und  Praxis  durchgedrungen  ist.  Im  Einführungsgesetze 
des  Deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuches  sehe  ich  eine  sehr  be- 
deutende Anwendung  der  besonderen  Methode,  und  die  allgemeine 
Methode  hat  in  verschiedenen  Verträgen  und  in  den  bekannten 
Arbeiten  der  Haager  Konferenzen  zum  Leitfaden  gedient.  Nun 
behaupte  ich  ganz  und  gar  nicht,  dass  diese  Anwendungen  meiner 
bescheidenen  Arbeit  zu  verdanken  sind;  viehnehr  sehe  ich  darin 
nur  einen  Erfolg  der  eigenen  Kraft  der  Wahrheit.  Das  genügt  mir. 
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Die  Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des 
das  Armenrecht  betreffenden  §  114  der  deutschen 

Civilprozessordnung. 

Von 

Oberlandesgerichtsrath  Max  Klein  in  München. 


Wenn  auch  mit  Rücksicht  auf  die  vom  Deutschen  Reiche 
abgeschlossenen  zahlreichen  Staatsverträge,  welche  auf  das  Armen- 
recht eine  Wirkung  äussern,  die  hinsichtlich  des  Vorhandenseins 
verbürgter  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  114  deutsch.  C.-P.-O. 
anzustellende  richterliche  Prüfung  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  eine 
ziemlich  einfache  ist,  so  erscheint  dennoch  eine  mit  dem  oben- 
bezeichneten Gegenstande  sich  beschäftigende  Untersuchung  nicbt 
ohne  wissenschaftliches  Interesse  und  wegen  derjenigen  Staaten, 
welche  zu  Deutschland  in  einem  solchen  Vertragsverhältnisse 
nicht  stehen,  auch  nicht  ohne  praktische  Bedeutung. 

I.  Begriff  der  Gegenseitigkeit. 

1.  In  §  114  Abs.  1  deutsch.  C.-P.-O.  in  der  Fassung  vom 
20.  Mai  1898  ist  gleichwie  in  §  106  Abs.  1  C.-P.-O.  der  älteren 
Fassung  vom  30.  Jan.  1877  im  Allgemeinen  festgesetzt,  wer  auf 
das  Armenrecht  Anspruch   hat^,    und   im  Anschlüsse    hieran  ist 

'  Abs.   1    der  §§  114    und  106    lautet: 

„Wer  ausser  Stande  ist,  ohne  Beeinträchtigung  des  für  ihn  und  seiue 
Familie  noth wendigen  Unterhalts  die  Kosten  des  Prozesses    zu  bestreiten, 
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in  Abs.  2   der  genannten   beiden   Paragraphen  die  Bestimmung 
getroffen: 

^Ausländer   haben  auf   das  Armenrecht  nur  soweit  An- 
spruch, als  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist." 

Der  Begriff  der  Gegenseitigkeit  ist  weder  in  §  114  bezw. 
5  106  noch  auch  an  einer  anderen  Stelle  der  Civilprozessordnung 
erläutert.  Es  läge  nun  nahe,  denselben  im  Sinne  des  gewöhn- 
ichen  Sprachgebrauches  aufzufassen,  nach  welchem  ^gegenseitig" 
;o  viel  als  „auf  die  andere  Seite  gehörig,  entgegengesetzt"  be- 
leutet  und  wonach  jenes  Wort  auch  gewählt  wird,  um  eine 
;wi8chen  beiden  Seiten  bestehende  Wechselwirkung  zum  Ausdruck 
;u  bringen*.  In  diesem  letzteren  Sinne  besagt  der  Ausdruck 
, Gegenseitigkeit",  wenn  derselbe  auf  das  Verhältniss  zweier  Staaten 
n  Bezug  auf  das  Armenrecht  angewendet  wird,  dass  der  eine  Staat 
las  Armenrecht  den  Angehörigen  des  anderen  Landes  deshalb 
)ewilligt,  weil  in  dem  letzteren  seinen  eigenen  Angehörigen  die 
jleiche  Rechtswohlthat  zu  Theil  wird. 

Der  hier  gewonnene  natürliche  Begriff  ist  indessen  ein  zu 
illgemeiner  und  entspricht  dem  Gesetze  nicht;  er  erstreckt  sich 
iuf  eine  zu  grosse  Reihe  von  Fällen;  denn  er  umfasst,  um  hier 
gleich  die  Grenzlinien  zu  bezeichnen,  sowohl  den  Fall,  dass  der 
tremde  Staat  bezüglich  des  Armenrechts  den  Ausländer  dem 
Einheimischen  gleichstellt,  als  auch  denjenigen,  dass  er  dem  Aus- 
länder dieses  Recht  zwar  gewährt,  aber  die  verliehenen  Befug- 
nisse   durch    erschwerende  Bestimmungen    erheblich  einschränkt 

2.  Bei  Ermittlung  des  gesetzlichen  Begriffs  der  Gegen- 
seitigkeit kann  davon  ausgegangen  werden,  dass  die  Beschrän- 
kungen, welche  ein  anderer  Staat  bezüglich  des  Armenrechts  den 


hat  auf  Bewilligung  des  Armenrechtes  Anspruch,  wenn  die  beabsichtigte 
Kechtsverfolgung  oder  Kechtsvertheidigung  nicht  muthwillig  oder  aussichts- 
los erscheint.*' 

•  Sandbr's   Wörterbuch  der  deutschen  Sprache  Bd.  II  S.  1072    und 
Paul,  Deutsches  Wörterbuch  S.  164. 
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Ausländern  gegenüber  festsetzt,  jedenfalls  nicht  soweit  gehen 
dürfen,  dass  dieses  Recht  in  Folge  dessen  geradezu  werthlos 
wird.  Die  Gegenseitigkeit  erfordert  nicht,  dass  die  Vorschriften, 
welche  der  eine  Staat  aufstellt,  den  im  anderen  Lande  geltenden 
vollständig  gleich  sind. 

Die  Bestimmungen,   welche  z.  B.  die  deutsche  Civilprozess- 
ordnung  für  das  Armen  recht  trifft,  haben 

a)  die  Voraussetzungen  dieses  Rechtes 
aa)  in  prozessrechtlicher  (§  118), 

bb)  in  materiell-rechtlicher  Beziehung  (§  114), 

b)  dessen  Inhalt  (Wirkungen,  §§  115—117,  120—125), 

c)  das  bei  dem  Gesuche   um   das  Armenrecht  und  bei  dessen 
Bewilligung  einzuhaltende  Verfahren  (§§  118,  119,  126), 

d)  die  Rechtsmittelfrage  (§  127) 
zum  Gegenstande. 

Ob   das  fremde  Land   die   auf  das  Armenrecht  bezüglichen 
Vorschriften  in   allen  diesen  Punkten  auf  die  nämUche  Art  und 
Weise  wie  die  deutsche  Civilprozessordnung  geordnet  hat,   kann 
unserem    Rechte    vernünftiger  Weise    gleichgiltig  sein,    wenn  es 
Gegenseitigkeit  verlangt.   Es  hat  kein  Interesse  daran,  dass  der 
andere   Staat   für   die    Einheimischen    seine   Gesetzgebung  nach 
Maassgabe  des  deutschen  Rechts  gestalte,  es  kann  billiger  Weise 
nicht   daran   denken,    dass  der  auswärtige  Staat  dem  Ausländer 
überhaupt     und    dem     Deutschen    insbesondere    in    Bezug   auf 
das  Armenrecht  wohlwollender  als  dem  eigenen  Angehörigen  ent- 
gegenkomme.   Für  das  deutsche  Recht  kann  nur  in  Frage  stehen, 
dass   der  Deutsche   im  Auslandsstaate   nicht  ungünstiger  als  der 
Einheimische    behandelt    wird.      Und    zwar    gilt    dies    für   den 
Deutschen  überhaupt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  in  dem  be- 
treffenden   anderen   Staate,    in    welchem    er   um  Ertheilung  des 
Armenrechts  nachsucht,  seinen  Wohnsitz  hat,  oder  nicht'. 

'  Da  es  nach  eDglischem  Rechte  zweifelhaft  isti  ob  ein  in  England  nicht 
wohnender  Ausländer  in  der  Rolle  als  Kläger  das  Armenrecht  erlangen  kann, 
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Der  Ausschluss  einer  ungünstigeren  Behandlung  ist  aber 
chts  Anderes  als  Gleichstellung. 

Dass  der  andere  Staat  den  Deutschen  seinen  Landes- 
igebörigen  völlig  gleichstelle,  erheischt  die  Gegenseitigkeit 
cht.  Denn  die  deutsche  Civilprozessordnung  kennt  selbst 
)ine  solche  vollständige  Gleichbehandlung  der  Ausländer;  sie 
rlangt  ja  bezüglich  der  letzteren  mehr  als  hinsichtlich  der 
eutscheu;  wenn  sie  in  §  114  Abs.  bestimmt ,  dass  Ausländer 
ir  insoweit  auf  das  Armenrecht  Anspruch  haben,  als  die  Gegen- 
itigkeit  verbürgt  ist.  Es  kann  demnach  die  vom  deutschen 
echte  verlangte  Gleichstellung  nicht  soweit  gehen,  dass  sie  den 
cksichtlich  der  Deutschen  gemachten  Vorbehalt  der  verbürgten 
egenseitigkeit  ausschliessen  würde.  Mit  Recht  nimmt  daher 
T  Kommentar  zur  Civilprozessordnung  von  Petersen-Anger 
.  Aufl.)  Bd.  I  S.  297  an,  dass  die  Gegenseitigkeit  dann  ge- 
ben sei,  wenn  der  auswärtige  Staat  den  Ausländern  (genauer 
sgedrückt:  den  Deutschen)  das  Armenrecht  unter  dem  Vor- 
balte der  verbürgten  Gegenseitigkeit  zusichere.  Wenn  jedoch 
1  anderer  Staat  für  das  Armenrecht  zwischen  Deutschen  bezw. 
[Isländern  und  seinen  eigenen  Angehörigen  keinen  Unterschied 
icht,  lyie  dies  z.  B.  in  Italien  der  Fall  ist^,  so  ist  der  Begriff 
r  Gegenseitigkeit  selbstverständlich  erfüllt. 

3.  Nach  welchen  Richtungen  nun  erscheint  die  nach  dem 
>rstehenden  zu  fordernde  Gleichstellung  nothweudig? 


ht  hier,   wie  dies  unten  Ziffer  IV  d  noch  darzulegen  sein  wird,  ein  Ge- 
iseitigkeitsverhältniss  nicht  als  bestehend  zu  erachten. 

*  Koppers'  Zusammenstellung  der  in  den  einzelnen  ausländischen  Staaten 
tenden  Bestimmungen  über  Gewährung  des  Armenrechts  an  Ausländer 
8.  w.  S.  32,  Lrske  und  Löwenfeld,  Rechtsverfolgung  im  internationalen 
rkebr  Bd.  I  S.  607.  —  Mit  Recht  ist  daher  in  der  Bekanntmachung  des 
icbskanzlers  vom  1.  Okt.  1879  (R.-G.-B1.  S.  312)  anerkannt,  dass  für  die 
nrilligung  des  Armenrechts  an  Italiener  die  nach  §  106  C.-P.-O.  (älterer 
ssung)  erforderliche  Gegenseitigkeit  durch  die  italienische  Gesetzgebung 
bürgt  sei. 
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Die  deutsche  Civilprozessordnung  begründet  in  allen  in 
Ziff.  2,  a — d  (s.  oben)  erwähnten  Beziehungen  zwischen  Deutschen 
und  Ausländern  nur  insoweit  einen  Unterschied,  als  die  materiell- 
rechtlichen  Voraussetzungen  in  Frage  kommen.  Und  in  dieser 
Hinsicht  verlangt  das  Gesetz  für  Ausländer  nicht  durchweg 
Anderes  als  für  Deutsche;  es  fügt  den  auch  für  Inländer  gelten- 
den, mit  Person  und  Streitsache  in  Zusammenhang  stehenden 
beiden  Voraussetzungen  des  §  114  Abs.  1,  nämlich 

a)  dass   der  Nachsuchende   zur  Bestreitung  der  Prozesskosten 
ausser  Stande  sei  und 

b)  dass  die  beabsichtigte  Rechtsverfolgung  oder  Rechtsverthei- 
digung  nicht  muthwillig  oder  aussichtslos  erscheine, 

noch  ein  drittes  Erforderniss   bei,  welches  dahin  geht,   dass  die 
Gegenseitigkeit  verbürgt  sei. 

Es  ist  daher  die  Folgerung  naheliegend,  dass  für  die  Frage, 
ob   im  Auslandsstaate  die  Einheimischen   und  die  Deutschen  in 
der  oben  näher  bestimmten  Weise  gleich  behandelt  sind,  nur  die 
materiell-rechtlichen  Voraussetzungen  in  Betracht  gezogen  werden. 
Von  dieser  Auffassung  scheint  auch  Leske  geleitet  zu  sein,  wenn 
er  in  seinem  und  Löwenfeld^s  Handbuch  für  den  internationalen 
Verkehr  Bd.  I  S.  776    sich    dahin   ausspricht,    der  Begriff  der 
Reziprozität   sei   vorhanden,    wenn   überhaupt  der   fremde  Staat 
deutsche    Staatsbürger   unter   denselben   Voraussetzungen  wie 
seine  eigenen  Staatsangehörigen  zum  Armenrechte  zulasse.    Zur 
Unterstützung    dieser    Ansicht    möchte    man    vielleicht    geltend 
machen,  dass  die  von  Deutschland  mit  Belgien,   Frankreich, 
Luxemburg  und  Oesterreich-Ungarn  hinsichtlich  des  Annen- 
rechts abgeschlossenen  Staatsverträge  ^  die  Bestimmung  enthalten, 
dass  die  Deutschen  in  jenen  Staaten  unter  „denselben  Bedingungen 


^  Uebereinkunft  mit  Belgien  vom  18.  Dez.  1878  (R.-G.-B1.  1879  S.  316), 
mit  Frankreich  vom  20.  Febr.  1880  (R.-G.-Bl.  1881  S.  81),  mit  Luxem- 
burg vom  12.  Juni  1879  (R.-G.-Bl.  1879  S.  318)  und  mit  Oesterreich- 
Ungarn  vom  9.  Mai  1886  (R.-G.-Bl.  1887  S.  120). 


—     587     — 

äetzlichen  Voraussetzungen"  zum  Armenrechte  zugelassen 
wie  die  Angehörigen  des  betreffenden  Landes,  in  welchem 
willigung  dieses  Rechts  nachgesucht  wird,  sowie  dass  eine 
e  Vorschrift  in  Art.  14  des  Abkommens  zur  Regelung  von 
des  internationalen  Privatrechts  vom  14.  Nov.  1896 
Bl.  1899  S.  285)«  getroffen  ist. 

lein  jene  Unterstützung  ist  nur  eine  scheinbare;  denn  die 
^Bedingungen"  und  „Voraussetzungen"  sind  nicht  identisch. 
Qgs  ist  der  Ausdruck  „Bedingung"  auch  nicht  in  dem- 
technischen  Sinne  zu  verstehen,  in  welchem  derselbe  von 
CHEiD  im  Unterschiede  zu  Befristung  und  Voraussetzung 
;ht  wird^  Mit  „Voraussetzungen"  sind  in  jenen  Verträgen 
letzlichen  Erfordernisse  für  die  Zulassung  zum  Armen- 
bezeichnet, während  unter  „Bedingungen"  die  bezüglich 
•menrechts  maassgebenden  „sonstigen  Bestimmungen"  zu 
en  sind. 

enn  es  auch  der  Civilprozessordnung  entspricht  (vgl.  §  115), 
menrecht  als  eine  Gesammtheit  von  Befugnissen  zu  be- 
D,  deren  Jemand  durch  das  Gesetz  theilhaftig  wird,  und 
Is  eine  Summe  einzelner  Vergünstigungen,  von  denen  die 
ler  die  andere  fehlen  kann,  ohne  dass  dabei  der  Begriff 
jenseitigkeit  eine  Beeinträchtigung  erleiden  würde,  so  kann 
1  ein  fremder  Staat  eine  andere  Auffassung  haben  oder  eine 
doch  in  Zukunft  in  seiner  Gesetzgebung  zur  Geltung 
.     Und   auf   diese   Weise   kann   derselbe   dem    Ausländer 


dieser  Artikel,  welcher  die  Ueberschrift  „Armenrecht"  trägt,  lautet: 
>ie  Angehörigen  eines  jeden  der  Vertragastaaten  werden  in  allen 
iVertragsstaaten  unter  denselben  gesetzlichen  Bedingungen  und  Voraus- 
gen zum  Armenrechte  zugelassen,  wie  die  Angehörigen  des  Staates, 
Ben  Gebiete  die  Bewilligung  des  Armenrechts  nachgesucht  wird." 
'^gl.  "Windscheid,  Pandekten  8.  Aufl.  (herausgegeben  von  Kipp)  Bd.  I 
6  und  97.  üebrigens  ist  der  WiNDSCHEio'sche  Begriff  der  Voraus- 
Xiicht  zur  herrschenden  Lehre  geworden,  wie  die  ausführliche  Anm.  1 
za  §  97  S.  435  ff.  dies  näher  darlegt. 
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oder  doch   dem  Deutschen   die  Beiordnung  eines  Rechtsanwalts 
verweigern,  während  eine  derartige  Beiordnung  für  Einheimische 
eine  Wirkung  des  ertheilten  Armenrechts  ist.     Ebenso  kann  ein 
auswärtiger  Staat   die  Bestimmung  treffen,    dass  ein   Deutscher 
das  Armenrechtsgesuch  nicht  wie  der  Inländer  auch  auf  schrift- 
lichem Wege  bei  dem  von  seinem  Wohnsitze  oder  Aufenthalts- 
orte  vielleicht    weit  entfernten    Prozessgerichte  anbringen    darf, 
sondern  dass  derselbe  seinen  Antrag  persönlich  zu  Protokoll  der 
Gerichtsschreiberei  erklären  muss.    Ein  Prozessgesetz,  welches  für 
die  Ausländer  besondere  Vorschriften   erlässt,   darf  nicht  bloss 
die  zur  Zeit  seiner  Verkündung  bestehenden  Verhältnisse  in^s  Auge 
fassen,    sondern    muss    auch   damit  rechnen,   dass  die  jeweilige 
Gesetzgebung  der  Auslandsstaaten  eine  Aenderung  erfahren  kann. 
Auch  muss  die  Gesetzesauslegung  diesen  Gesichtspunkt  in's  Auge 
fassen.     Mit  Rücksicht  hierauf  ist  anzunehmen,  dass  die  für  den 
Begriff  der  Gegenseitigkeit  zu  erfordernde  Gleichstellung  nicht  auf 
die  materiell-rechtlichen  Voraussetzungen  eingeschränkt  ist,  sondern 
alle  Beziehungen  umfasst^    Geringfügige  Erschwerungen,  wel- 
che für  den  Deutschen  einen  besonderen  Aufwand  an  Zeit  oder 
Kosten  nicht  verursachen,  sind  nicht  weiter  in  Berücksichtigung 
zu  ziehen;    der  Maassstab  der  Relativität   ist  auch  hier  nicht  zu 
entbehren,    gleichwie    dies    bei   dem   für   die   Vollstreckung  aus- 
ländischer  Entscheidungen    bestehenden    Erfordernisse    der  ver- 
bürgten Gegenseitigkeit  der  Fall  ist^ 

Nach    alledem    ist    die    —  von   der  Gegenseitigkeit  gemäss 


^  Mit  gutem  Grunde  folgern  Wilmowski-Levt  in  ihrem  Komm,  zur 
Civ.-Pr.-O.  7.  Aufl.  Bd.  I  S.  202,  dass  die  Gegenseitigkeit  nicht  gegeben  sei, 
wenn  der  Deutsche  hinsichtlich  des  Umfangs  und  der  Bedingungen  des  Armen- 
rechts  im  Auslande  gegenüber  den  Einheimischen  zurückgesetzt  werde.  Sie 
hätten  sich  nur  in  noch  umfassenderer  Weise  ausdrücken  sollen. 

*'  Klein,  Das  Erforderniss  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  bei  Voll- 
streckung ausländischer  Urtheile  in  Deutschland  in  Böhm's  Zeitschrift  for 
internationales  Privat-  und  Strafrecht  Bd.  9  S.  226 ff.  (Auch  im  Separat- 
abdruck erschienen,  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1899  S.  23  ff.) 
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5  328  No.  5  C.-P.-O.  (betr.  die  Vollstreckung  ausländischer  Ur- 
kheile)  wohl  zu  unterscheidende  —  Gegenseitigkeit  im  Sinne 
des  §  114  Abs.  2  G.-P.-O.  dann  gegeben,  wenn  hinsichtlich  des 
A^rmenrechts  im  ausländischen  Staate  für  die  Deutschen  —  ab- 
gesehen von  dem  Erfordernisse  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  — 
n  keiner  Beziehung  erheblich  ungünstigere  Bestimmungen  ge- 
roffen sind  als  für  die  Angehörigen  des  in  Frage  stehenden 
Staates. 

II. 

Die  in  ZiflF.  I  oben  erörterte  Gegenseitigkeit  muss  nun  nach 
Forschrift  des  §  114  Abs.  2  C.-P.-O.  eine  verbürgte  sein.  Der 
veder  in  der  erwähj^ten  Gesetzesstelle  noch  auch  in  den  folgenden 
läher  erläuterte  Begriff  der  Verbürgung  ist  kein  anderer  als  der- 
enige,  welchen  §  328  No.  5  C.-P.-O.  im  Auge  hat^®. 

Die  Gegenseitigkeit  ist  hiernach  als  verbürgt  anzusehen,  wenn 
lusreichende  Sicherheit  dafür  gegeben  ist,  dass  in  dem  betreffenden 
^Luslandsstaate  das  Armenrecht  einem  Deutschen  in  der  durch 
len  Gegenseitigkeitsbegriflf  erforderten  Art  und  Weise  gewährt 
jvird.  Eine  derartige  Sicherheit  darf  in  dem  Rechte  des  aus- 
Jirärtigen  Landes  (Gesetz  oder  Gewohnheitsrecht)  sowie  in  den 
7on  demselben  abgeschlossenen  Staatsverträgen  bezw.  in  den  in 
minder  feierlicher  Form  abgegebenen  Erklärungen  der  betheiligten 
Regierungen^^    erblickt    werden.     Ist  auch  in    dem    auswärtigen 


*^  Vgl.  hierüber  die  in  Anm.  9  aügeführte  Abhandlung  bei  Böhm  Bd.  9 
3.  232  ff.  (Separatabdruck  S.  29  ff.) 

*^  Wenn  von  den  Gerichten  des  fremden  Staats  die  Landesgesetze  und 
Staatsverträge  nicht  befolgt  werden,  so  ist  allerdings  die  oben  erwähnte 
Sicherheit  und  damit  auch  eine  Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  nicht  gegeben. 
Da  jedoch  die  Beobachtung  der  Gesetze  und  zu  Recht  bestehenden  Staats- 
^erträge  in  jedem  geordneten  Staatswesen  als  etwas  Selbstverständliches 
irscheint,  so  bedarf  es  keines  Nachweises  dafür,  dass  das  Gleiche  auch  in 
iem  betreffenden  Auslandsstaate  der  Fall  ist.  Hat  jedoch  der  deutsche 
Elichter  Kenntniss  davon,  dass  die  Gesetze  u.  s.  w.  in  dem  betreffenden 
remden  Lande  von  den  Gerichten  oder  den  mit  Bewilligung  des  Armenrechts 
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Staate  die  Einrichtung  des  Armenrechts  nicht  bekannt,  so  ist 
dennoch  mit  Rücksicht  auf  das  vom  Deutschen  Reiche  dem 
anderen  Staate  vertragsmässig  eingeräumte  Zugeständniss  ausser 
Zweifel,  dass  die  Civilprozessordnung  die  Gegenseitigkeit  als  eine 
verbürgte  gelten  lässt^*. 

Ausser  den  das  Armenrecht  ausschliesslich  oder  doch  wenig- 
stens  ausdrücklich  erwähnenden  Staatsverträgen  kommen  hier 
auch  noch  diejenigen  staatlichen  Verträge  (Handels-,  Freund- 
schafts-, Zoll-  oder  Schiflffahrtsverträge)  in  Berücksichtigung,  in 
welchen  den  Deutschen  freier  Zutritt  zu  den  Grerichten  des  aus- 
ländischen Staats  und  Gleichberechtigung  mit  den  Einheimischen 
in  prozessrechtlicher  Beziehung  zugesichert  wird  ^^. 

Auch  sind  hier  die  eine  Meistbegünstigungsklausel  enthalten- 
den staatlichen  Vereinbarungen  des  Deutschen  Reiches  hervor- 
zuheben —  und  zwar  unter  der  Voraussetzung,  dass   die    darin 


sonst  befassten  Behörden  ausser  Acht  gelassen  werden,  so  darf  er  die  Gegen- 
seitigkeit nicht  als  verbürgt  annehmen. 

^*  Das  hier  Bemerkte  bezieht   sich  indess  nicht  auf  solche  staatlichen 
Verträge  (Handelsverträge  u.  s.  w.),    in  welchen  den  beiderseitigen  Landes- 
angehörigen   freier  Zutritt   zu   den   Gerichten   und   prozessrechtliche  Gleich- 
berechtigung   mit   den    Einheimischen   zugesichert   wird    (vgl.  in   dieser  Be- 
ziehung Anm.  13).     Insoweit  Erler,  Die  Eostenvorschusspfiicht  .  .  .  und  da» 
Armenrecht  der  Ausländer  nach  den  Handelsverträgen  des  Deutschen  Reich» 
(Busch,  Ztschr.  f.  d.  Civ.-Pr.  Bd.  21  S.  276)  für  Verträge  der  letzteren  Art 
die  Behauptung  aufstellt,    der  Angehörige   des  anderen  Vertragsstaats  habe 
in  Deutschland  Anspruch  auf  das  Armenrecht  ohne  Rücksicht  auf  den  sonstigen 
Rechtszustand  seines  Heimathsstaates,   also  auch  dann,  wenn  dieser  die  Ein* 
richtung  des  Armenrechts  überhaupt  nicht  kenne,   so  vermag  ihm  nicht  bei- 
gepflichtet zu  weiden. 

^^  Voraussetzung  ist  hierbei  allerdings,  dass  im  auswärtigen  Staate  das 
Institut  des  Armonrechts  überhaupt  besteht.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  kann  au» 
der  daselbst  zugestandenen  Gleichberechtigung  nicht  die  Folgerung  gezogen 
werden,  dass  der  Deutsche  im  Auslandsstaate  des  Armenrechts  theilhaftig  wird. 
Gleicher  Ansicht  sind  Gaupp-Stein  Bd.  I  S.  304  und  Petkrsen-Anger  ßd.  I 
S.  297  in  der  4.  Aufl.  ihrer  Komm,  zur  C.-P.-O.,  sowie  Leskb  in  seinem 
und  Löwknfeld's  Handb.  Bd.  I  S.  708;  anderer  Meinung  ist  Erler  an  der 
in  Anm.  12  angeführten  Stelle. 
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zugestandene  Meistbegünstigung  —  was  nicht  immer  der  Fall  ist 
(vgl.  Anm.  19)  — ,  auch  auf  das  Armenrecht  bezogen  werden 
kann^*. 

Demgemäss  ist  die  Gegenseitigkeit  entweder  eine  gesetzlich 
oder  eine  vertragsmässig  verbürgte.  Sie  kann  aber  auch  — 
was  allerdings  bestritten  ist  —  noch  eine  thatsächlich  verbürgte 
sein^^  wenn  nämlich  durch  ständige  thatsächliche  Uebung  der 
Gerichte  oder  der  sonst  mit  Bewilligung  des  Armenrechts  be- 
fassten  Behörden  den  Deutschen  das  Armenrecht  im  Auslands- 
staate gewährt  und  hierbei  der  Deutsche  —  abgesehen  von  dem 
Erfordernisse  verbürgter  Gegenseitigkeit  —  nicht  ungünstiger  als 
der  Einheimische  behandelt  wird^®. 

IIL 

In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  Gegenseitigkeit  als  eine 
verbürgte  anzusehen  ist,  liegt  mit  Rücksicht  auf  die  bestehenden 
zahlreichen  Staatsverträge  gewöhnlich  eine  vertragsmässige  Ge- 
währleistung vor.  Ist  eine  solche  vorhanden,  so  entfällt  die  Auf- 
gabe, noch  weiter  zu  prüfen,  ob  Gegenseitigkeit  auch  auf  Grund 
Gesetzes  oder  auf  Grund  thatsächlicher  Uebung  anzunehmen 
wäre;  nur  für  verhältnissmässig  wenige  Staaten  hat  daher  eine 
derartige  Untersuchung  noch  ein  Interesse. 

Vertragsmässig  verbürgt  ist  die  Gegenseitigkeit  im  Ver- 
hältnisse 


^*  Auch  hier  ist  —  wie  bei  Aüin.  13  —  das  Erforderniss  aufzustellen, 
dass  der  Auslandsstaat  die  Einrichtung  des  Armenrechts  kennt. 

**  Derselben  Anschauung  sind  auch  die  Kommentare  zur  Civ.-Pr.-O 
von  Petersen -Anoer  4.  Aufl.  Bd.  I  S.  297,  Reincke  4.  Aufl.  S.  136, 
Struckmann-Koch  7.  Aufl.  S.  139,  Wilmowski-Levy  7.  Aufl.  Bd.  I  S.  202, 
femer  Erler  in  Busch,  Ztschr.  f.  d.  Civ.-Pr.  Bd.  21  S.  278;  anderer  Meinung 
sind  dagegen  Seüffert,  Kommentar  7.  Aufl.  S.  162,  Francke  in  Busch, 
Ztschr.  Bd.  8  S.  70  und  Wach,   Handb.    des   deutschen   Civ.-Pr.-R.  S.  238. 

^®  Vgl.  über  thatsächliche  Verbürgung  überhaupt  die  in  Anm.  9  er- 
wähnten Ausführungen  in  Böhm's  Ztschr.  Bd.  9  S.  232  fl*.  (Separatabdruck 
S.  31  ff.). 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XV.  4.  39 
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1.  zu  denjenigen  Staaten,  welche  bei  Abschluss  des  inter- 
nationalen Abkommens  vom  14.  Nov.  1896  sich  betheiligt  haben 
oder  demselben  nachträglich  beigetreten  sind,  nämlich 

zu  Belgien,  Dänemark,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg, 
den  Niederlanden,  Oesterreich  Ungarn,  Portugal,  Rumänien, 
Russland,  Schweden-Norwegen,  der  Schweiz  ^^  und  Spanien; 

2.  zu  jenen  Ländern,  welche  in  ihren  mit  dem  Deutschen 
Reiche  getroffenen  Vereinbarungen  für  die  beiderseitigen  Staats- 
angehörigen freien  Zutritt  zu  den  Gerichten  sowie  prozessrechtliche 
Gleichberechtigung  mit  den  Einheimischen  bedungen  haben  *^ 
insoweit  in  diesen  Ländern  die  Einrichtung  des  Armen- 
rechts überhaupt  besteht; 

3.. zu  solchen  Staaten,  mit  denen  eine  Meistbegünstigungs- 
klausel in  einer  auch  auf  das  Armenrecht  sich  erstreckenden 
Weise  vereinbart  worden  ist^*  und  zwar,  insoweit  daselbst  die 
Einrichtung  des  Armenrechts  überhaupt  vorhanden  ist'^ 


^^  Durch  die  Betheiligung  der  Schweiz  bei  jenem  Abkommen  wird  es 
ermöglicht,  von  der  Vielgestaltigkeit  des  in  den  einzelnen  Kantonen  bezüglich 
des  Armenrechts  bestehenden  Rechtszustandes  hier  abzusehen.  Vgl.  in  dieser 
Beziehung  Koppers'  Zusammenstellung  S.  23  ff. 

^®  Es  sind  dies  von  den  bei  dem  internationalen  Abkommen  vom 
14.  Nov.  1896  nicht  betheiligten  europäischen  Staaten  Griechenland 
(lt.  Handels-  und  Schiflffahrtsvertrags  vom  9.  Juli  1884,  R.-G.-Bl.  1885  8.23) 
und  von  aussereuropäischen  Ländern  folgende,  bezüglich  deren  sich  wegeo 
nicht  genügender  Kenntniss  ihrer  rechtlichen  Zustände  allerdings  nicht  fest- 
stellen lässt,  ob  sie  das  Armenrecht  überhaupt  kennen:  Die  argentinische 
Republik,  Chile,  Columbia,  Costa-Rica,  Guatemala,  die  Hawai- 
sehen  Inseln,  Honduras,  Mexiko  und  Salvador.  (Man  vgl.  hienu 
Leske  und  Löwenfeld's  Handb.  Bd.  1  S.  738  ff.  in  Verbindung  mit  S.  701  ff, 
wo  die  betreffenden  Verträge  näher  bezeichnet  sind.  Hierzu  kommen  noch 
Japan  nach  Handels-  und  Schifffahrtsvertrag  vom  4.  April  1896  (R.-G.-Bl. 
S.  715),  Nicaragua  lt.  Freuudschafts-  u.  s.  w.  Vertrags  vom  4.  Febr.  1896 
(R.  G.-Bl.  1897  S.  171)  und  Uruguay  nach  dem  neuerlich  in  Kraft  gesetzten 
früheren  Vertrage  vom  20.  .Tuli  1892  (R.  G.-Bl.  1900  S.  5). 

'*  Von  den  europäischen  Staaten  gehört  hierher  Serbien  lt.  Handels- 
und Zollvertrags  vom  21.  Aug.  1892  (R.-G.-Bl.  1893  S.  269);  von  ausser- 
europäischen Ländern    sind   hierher   zu  rechnen:    Liberia  und   Paraguay 
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IV. 

1.  Ausserhalb  Europas  stehen  mehrfach  Staaten  bezüglich 
3  Arinenrechts  in  keinem  Vertragsverhältnisse  zum  Deutschen 
dche,  80  insbesondere  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
lerika,  welche  die  Einrichtung  des  Armenrechts  überhaupt 
^ht  kennen. 

In  Europa  ist  jenes  nur  bei  Bulgarien,  Grossbritannien, 
onako,  Montenegro  und  der  Türkei  der  Fall.  Hierzukommen 
ch  Bosnien  und  die  Herzegowina,  auf  welche,  weil  sie  von 
sterreich-Ungarn  nicht  förmlich  einverleibt  sind,  das  für  dieses 
ich  maassgebende  internationale  Abkommen  vom  14.  Nov.  1896 
e  Anwendung  nicht  finden  kann. 

2.  Hinsichtlich  der  nichteuropäischen  Länder,  welche 
b  Deutschland  keine  für  das  Armenrecht  in  Betracht  kommenden 
reinbarungen  abgeschlossen  haben,  mangelt  uns  die  nähere 
nntniss  ihrer  rechtlichen  Zustände ^^  Gegenüber  den  Ver- 
igten Staaten  von  Nordamerika  kann,  wie  hier  gleich  bemerkt 
n    soll,   von  verbürgter  Gegenseitigkeit  keine  Rede  sein,   weil 


:sKB  und  Löwekfeld  Bd.  I  S.  742  ff.  in  Verbindung  mit  S.  701  ff.,  wo  die 
reffenden  Vertrage  näher  erwähnt  sind).  Inwieweit  in  diesen  ausser- 
opäischen  Ländern  das  Armenrecht  besteht,  vermag  nicht  angegeben  zu 
rden.  Bei  einer  Reihe  anderer  Staaten  ist  dagegen  die  Zusicherung  der 
chte  der  meistbegünstigten  Nation  nur  auf  den  Betrieb  des  Handels  und 
•  Gewerbe  oder  auf  Schifffahrts-  und  Konsular-Angelegenheiten,  nicht  aber 
prozessrechtliche  Fragen  zu  beziehen,  so  z.  B.  in  den  Verträgen  mit 
iiador,  Egypten,  Marokko,  Persien  und  der  Türkei.  (Näheres  in  dieser 
isicht  bei  Leske  und  Löwenfeld  Bd.  1  S.  746.) 

^^  Diejenigen  Staaten,  welche  ausschliesslich  das  Armenrecht  betreffende 
rträge  mit  dem  Deutschen  Reich  abgeschlossen  haben  (vgl.  oben  Anm.  5), 
»uchen  hier  nicht  aufgeführt  zu  werden,  da  dieselben,  nämlich  Belgien, 
inkreich,  Luxemburg  und  Oesterreich-Ungarn  auch  bei  dem  internationalen 
kommen  vom  14.  Nov.  1896  betheiligt  sind. 

'*  Das  Werk  von  Leske  und  Löwenfeld  erwähnt  von  aussereuropäischen 
idern  hinsichtlich  ihrer  Gesetzgebung  nur  die  zu  europäischen  Staaten 
lörigen  Kolonien;  Koppers  in  seiner  Zusammenstellung  bezüglich  des 
nenrechts  nur  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

39* 
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dieselben  einen  diesbezüglichen  Staatsvertrag  mit  Deutschland 
nicht  abgeschlossen  haben  und  die  Einrichtung  des  Armenrechts 
überhaupt  nicht  kennen  ^^. 

3.  Bezüglich  der  europäischen  Länder  ist  Folgendes   zu 
bemerken : 

a)  Nicht  anzuerkennen  ist  die  Gegenseitigkeit  im  Ver- 
hältnisse zu  Bulgarien  und  Montenegro,  da  im  ersteren 
Fürstenthum  Ausländer  keinen  Anspruch  auf  Ertheilung  des 
Armenrechts  haben,  sowie  diese  Rechts  wohl  that  auch  thatsächlich 
nicht  geniessen  (Leske  und  Löwenfeld  II  S.  251)  und  da  in 
Montenegro  die  Einrichtung  des  Armenrechts  nicht  besteht 
(Leske  und  Löwenfeld  II  S.  332).  Ebensowenig  scheint 
Monako  ein  Armenrecht  zu  kennen;  doch  lässt  sich  dies  nach 
den  dürftigen  Mittheilungen  bei  Leske  und  Löwenfeld  I S.  245, 
246  nicht  mit  Sicherheit  beurtheilen; 

b)  in   der  Türkei    ist    zwar   keine    gesetzliche  Vorschrift 
vorhanden,  welche  den  Ausländern   das  Armenrecht  gewähren 
würde.    Wohl  aber  wird  in  der  Praxis,  wie  dies  bei  Leske  und 
Löwexfeld  II  S.  368  erwähnt  ist,  bedürftigen  Ausländern  von 
den  Gerichten  Befreiung  von  Gebühren  in  derselben  Form  be- 
willigt,   wie    sie    den  Ottomanen   zugestanden   wird.     Bei   den 
Worten  „in  derselben  Form **  wird  der  Verfasser  des  betreflfenden 
Abschnittes  wohl  nicht  bloss   die  prozessrechtlichen  Formvor- 
schriften,   sondern  die    einschlägigen  Bestimmungen  überhaupt 
im  Auge  gehabt  haben.     Da  bedürftige  Parteien,  welche  Otto- 
manen sind,  gleichfalls  nicht  den  unentgeltlichen  Beistand  eines 
Rechtsanwaltes   durch   das  Gericht   erhalten   können  (wie  dies 
bei  Leske  und  Löwenfeld  a.  a.  O.  bemerkt  ist),  so  kommt  die 
desfallsige  Beschränkung  der  Ausländer  nach  den  in  Ziff.  I>  2 
oben  vorgetragenen  Grundsätzen  nicht  weiter  in  Betracht.   Es 

**  Ebenso  auch  die  Kommentare  zur  C.-P.-O.  von  Gaüpp-Stkin  Bd.  I 
S.  304,  Petersen-Anoer  Bd.  I  S.  297  (beide  4.  Aufl.)  und  von  WilmowsKI 
und  Lew  7.  Aufl.  Bd.  I  S.  202. 
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möchte  demnach  hinsichtlich  der  Türkei  eine  zur  thatsächlichen 
Verbürgung  ausreichende  ständige  Uebung  anzunehmen  sein, 
wenn  nach  dem  Zustande  der  türkischen  Rechtspflege  das  Ver- 
trauen in  die  Ständigkeit  jener  thatsächlichen  Uebung  sich 
überhaupt  rechtfertigt; 

c)  für  Bosnien  und  die  Herzegowina  dagegen  ist  die 
Gegenseitigkeit  als  eine  gesetzlich  verbürgte  zu  erachten,  da,  wie 
bei  Leske  und  Löwenfeld  I  S.  426  hervorgehoben  ist,  nach 
§§  231—236  der  für  diese  Rechtsgebiete  am  1.  Sept.  1883 
in  Wirksamkeit  getretenen  Civilprozessordnung  das  dort 
gesetzlich  anerkannte  Armenrecht  den  Ausländern  unter  der 
Voraussetzung  vorhandener  Gegenseitigkeit  gewährt  wird; 

d)  für  Grossbritannien  nehmen  Wilmowski  und  Levy 
im  Kommentar  zur  Civilprozessordnung  Bd.  I  S.  202  (7.  Aufl.) 
an,  dass  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  sei.  Wenn  es  wahr 
wäre,  was  der  in  Koppers'  Zusammenstellung  S.  36  angeführte 
Yvernes^^  mittheilt,  dass  nämhch  in  England  Ausländer  zum 
Armenrecht  nicht  zugelassen  werden,  so  müsste  Wilmowski 
beigetreten  werden.  Indess  ist  dies  nach  den  bei  Leske  und 
Löwenfeld  Bd.  I  S.  681  und  Bd.  I  S.  306  enthaltenen  Aus- 
führungen von  Inhülsen  und  Campbell  nicht  unbedingt  anzu- 
nehmen. Die  von  Inhülsen  zum  Abdruck  gebrachten  „rules" 
ergeben,  dass  in  Grossbritannien  bei  Bewilligung  des  Armen- 
rechts nicht  darauf  Gewicht  gelegt  wird,  ob  der  Nachsuchende 
Inländer  oder  Ausländer  ist;  auch  bemerkt  Inhülsen,  dass  in 
Grossbritannien  die  Eigenschaft  als  Ausländer  in  privatrechtlicher 
Beziehung  von  geringerer  Bedeutung  sei  als  auf  dem  Kontinente. 
Allein  nach  Schuster  (Die  bürgerliche  Rechtspflege  in  England) 
S.  69  und  70  erscheint  es  zweifelhaft,  ob  ein  nicht  in  Gross- 
britannien wohnender  Ausländer  in  der  Eigenschaft  als  Kläger 


"  YvERNfes  L'administration   de    la  justice    civile    et  commerciale  en 
Eorope  S.  12  und  612. 
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das  Armenrecht  erlangen  kann**,  während  derselbe  in  der  Rolle 
des  Beklagten  allerdings  vom  Armenrecht  Gebrauch  zu  machen 
im  Stande  ist.  Aus  diesem  Grunde  lässt  sich  wenigstens  nicht 
mit  Sicherheit  die  Behauptung  aufstellen,  dass  durch  das  in 
Grossbritannien  geltende  Recht  die  Gegenseitigkeit  verbürgt 
erscheine. 


^*  Auch  Inhülsbn  glaubt  a.  a.  0.  S.  681  die  Bemerkuug  nicht  unter- 
drücken zu  sollen ,  dass  ein  Ausländer  einige  Mühe  haben  dürfte ,  bevor  er 
als  arme  Partei  in  England  prozessiren  könne. 
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Dr.  £•  Steinbach,  Die  Moral  als  Schranke  des  Rechtserwerbs  und 
der  Rechtsausübung.  Wien,  Manz'sche  Verlags-Buchhandlung, 
1898.     107  S.     Kr.  2.—. 

Derselbe:  Treu  und  Glauben  im  Verkehr.  Eine  civilistische  Studie. 
Wien,  Manz'sche  Verlags-Buchhandlung,  1900.     63  S.     Kr.  1.20. 

Der  bekannte  österreichische  Schriftsteller  behandelt  in  den  vorliegen- 
den zwei  Schriften  Themata  von  überaus  grosser  und  aktueller  Bedeutung. 
Die  erstcitierte  Publikation  darf  als  eine  civile  Frucht  der  Monographie 
von  LoTMAK  bezeichnet  werden :  sie  erweitert  namentlich  den  Boden  der  von 
LoTMAB  begonnenen  Diskussion  und  eröffnet  der  letzteren  neue  Perspektiven. 
Was  der  Schrift  von  Steinbach  neben  ihrer  Eleganz  einen  besonderen  Reiz 
verleiht,  das  ist  die  Heranziehung  der  englisch-amerikanischen  Doktrin  (warum 
hat  der  Verf.  Grbenhood,  The  doctrine  of  public  policy,  Chicago  1886,  nicht 
berücksichtigt?)  und  die  Verknüpfung  mit  philosophischen  und  praktischen 
Gesichtspunkten. 

Die  zweitcitierte  Schrift  tritt  den  Begriffen  näher,  welche  die  not- 
wendige Grundlage  alles  wirtschaftlichen  Verkehrs  ist  und  sein  muss:  den 
Begriffen  von  Treu  und  Glauben.  Auch  diese  Ausführungen  des  Verf. 
zeichnen  sich  durch  Schai'fsinn  und  durch  praktische  Bezüge  auf  das  Rechts- 
leben aus.  Wie  wichtig  jene  Begriffe  sind,  ergiebt  sich  neben  anderen  mo- 
dernen Gesetzgebungen  auch  aus  dem  neuen  Bürgerlichen  Gesetzbuch  des 
Deutschen  Reiches,  das  ja  wiederholt  voraussetzt,  was  man  unter  Treu 
and  Glauben  zu  verstehen  hat.  (§  157:  „Verträge  sind  so  auszulegen,  wie 
Treu  und  Glauben  mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitte  es  erfordern 
§  242:  „Der  Schuldner  ist  verpflichtet,  die  Leistung  so  zu  bewirken,  wie 
Treu  und  Glauben  mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitte  es  erfordern".) 
Sehr  mit  Recht  hat  der  Verf.  auch  die  französische  und  englisch-amerikanische 
Theorie  in  den  Kreis  seiner  Erörterungen  gezogen  und  er  macht  die  treffende 
Bemerkung  (S.  36),  dass  die  Beschäftigung  mit  dem  englisch-amerikanischen 
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Obligationen-  und  Kreditrechte  zu  einer  reichen  Quelle  neuer  Belehrung 
werde.  Die  Konklusion  der  Schrift  liegt  in  dem  Satze,  dass  die  ver- 
mehrte Forderung  von  Treu  und  Glauben  mit  dem 'entwickelten  Organi- 
sationsbestreben  der  modernen  Welt  eng  zusammenhängt. 

Ich  empfehle  allen  Juristen  das  Studium  der  beiden  Schriften  von 
St.  angelegentlich. 

Zürich.  Professor  Meili. 


Ph«  Lotmar,  Der  unmoralische  Vertrag  insbesondere  nach  ge- 
meinem Recht.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1896.  I — X  u.  198  S. 
M.  4.40. 

Die  vorliegende  gchrift  behandelt  jene  grosse  und  schwierige  Frage, 
welche  mehreren  Wissenschaften  zugleich  angehört:  welches  ist  der  Einfluss 
der  Moral  auf  das  Recht.  Allerdings  muss  sofort  hinzugefügt  werden,  dass 
der  Verf.  den  Umfang  seiner  Studien  selber  eingeschränkt  hat  auf  das,  was 
er  den  negativen  Einfluss  der  Moral  im  Recht  nennt,  d.h.  auf  jene  Vor- 
kommnisse, „bei  denen  die  lex  lata  mit  der  Moral  in  eine  Kollision  gerät, 
in  der,  wenn  das  Recht  auf  seiner  Bahn  verharrte,  die  Moral  zu  Schanden 
kommen  würde,  daher  es  sich  gegen  die  Immoralität  zur  Wehr  setzt,  sie 
mit  diesem  oder  jenem  Mittel  bekämpft"  (S.  9).  Ferner  behandelt  der  Verf., 
wie  der  Titel  seines  Buches  sagt,  ganz  wesentlich  nur  den  Vertrag  und  zwar 
nur  denjenigen  des  Privatrechts.  Immerhin  wird  der  Betrachtung  der  Ver- 
träge eine  kurze  Beleuchtung  der  einseitigen  Rechtsakte  vorausgeschickt 
(S.  22 — 27).  Der  Verf  durchgeht  dann  die  verschiedenen  Verträge  und 
namentlich  diejenigen  des  Familienrechts  und  des  Vermögensrechts  (S.  27ff.). 

Es  werden  drei  Hauptformen  des  unmoralischen  Vertrages  unterschiedeD : 

1.  wenn  eine  Handlung,  Duldung  oder  Unterlassung  vereinbart  wird, 
die  unmoralisch  ist  (S.  68 ff.).  Beispiele  aus  der  Praxis:  die  VereinbaruDg 
über  Schmuggel,  über  Erlass  der  ehelichen  Treue. 

2.  wenn  zum  Gegenstand  einer  Vereinbarung  eine  Handlung,  DulduDg 
oder  Unterlassung  gemacht  wird,  die  zwar  nicht  unmoralisch  aber  von  MoraV 
wegen  nicht  vertraglich  vorgenommen   oder  zugesichert  werden  darf  (S.  7\ 
bis  72 ff.).   Beispiele  aus  der  Praxis:  der  Vertrag  zur  Uebertragung  der  E***" 
füllung  der  Eltempflicht,  der  Vertrag  der  Ehegatten  über  den  gemeinsam  ^^ 
ehelichen  Wohnsitz. 

3.  wenn    der   Vertrag   eine   ökonomische  Leistung  in   Kausalbeziebu 
zu  einer  Handlung,  Duldung  oder  Unterlassung  setzt,  welche  (mag  sie  moi 
lisch    oder    unmoralisch    sein)    von    Moralwegen    nicht    in    solcher    Kaus^^^' 
beziehung  zu  Geld  oder  Geldeswert  stehen  soll  (S.  73  ff.).     Beispiele  aus  A  ^^ 
Praxis:  Vereinbarung  einer  Belohnung  für  wahrheitsgemässe  Zeugnissablegun^ ^» 
Zusage  von  Geld  durch  die  Frau  an  den  Mann  für  dessen  Einwilligung  ^  *^^ 
Ehescheidung. 
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Es  giebt  keine  Schrift,  welche  in  einer  derartig  zusammenfaBsendeu 
Weise,  wie  es  von  L.  geschieht,  das  Problem  der  Moralwidrigkeit  behandelt. 
Die  Aufgabe,  die  sich  der  Verf.  gestellt  hat,  ist  in  einer  treffenden  und 
meiner  Ansicht  nach  in  einer  geradezu  mustergültigen  Weise  gelöst. 

Der  Verf.  operiert  mit  einem  grossartigen  litterarischen  Rüstzeuge. 
Die  Anmerkungen  sind  an  den  Schluss  verwiesen,  aber  es  sind  geradezu 
Berge  der  Rechtslitteratur  zusammengetragen  (S.  106 — 198). 

In^dem  wahnsinnig  wilden  Kampfe  der  Neuzeit  ist  es  theoretisch  wie 
praktisch  überaus  wichtig,  die  Schranken  aufzurichten,  welche  die  Moral 
dem  Egoismus  setzt  und  der  Betonung  der  ökonomischen  Interessen  entgegen- 
stellt. Die  Monographie  von  L.  verdient  auch  von  diesem  Gesichtspunkte 
die  Aufmerksamkeit  der  Juristen  und  ich  möchte  sie  speziell  auch  den  Prak- 
tikern empfehlen.  Sie  darf  weiter  ein  solches  Interesse  beanspruchen  für 
die  Auslegung  des  Deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (§  138,  1 :  „ein  Rechts- 
geschäft, das  gegen  die  guten  Sitten  verstösst,  ist  nichtig").  Wenn  ein- 
mal das  Thema:  Die  Grenzen  der  Vertragsfreiheit,  dessen  Bearbeitung  ich 
schon  wiederholt  empfohlen  habe,  in  Behandlung  genommen  wird,  so  wird 
bezüglich  der  sittlichen  Schranken  auf  die  hier  angezeigte  Schrift  von  L. 
als  auf  das  Hauptwerk  zurückgegriffen  werden. 

Zürich.  Professor  Meili. 


Hans  Plehiiy  Der  politische  Charakter  von  Matheus  Parisiensis. 
Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  englischen  Verfassung  und  des  Stände- 
tums  im  18.  Jahrh.  (Staats-  und  sozialwissenschaftliche  Forschungen, 
herausgegeben  von  Gustav  Schmoller,  Bd.  XIV,  Heft  3.)  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot,  1897.     136  S.    M.  3.60. 

Der  Wert  der  Schrift  liegt  vorwiegend  auf  spezialgeschichilichem  Ge- 
biet. Mathkus  Parisiensis  ist  ein  englischer  Benediktinermönch  aus  dem 
13.  Jahrb.,  der  in  den  üblichen  Klosterannalen  eine  Chronik  seiner  Zeit,  in 
Sonderheit  der  politischen  Ereignisse  während  der  Regierung  Heinrichs  III. 
giebt.  Seine  an  Anekdoten  und  unkritischen  Phantastereien  reichen  Schil- 
derungen sind  namentlich  bedeutsam  für  die  Erkenntnis  der  staatsrechtlichen 
Entwicklung  des  Verhältnisses  zwischen  dem  Königtum  und  den  Ständen. 
Der  Verf.  zeigt,  wie  mit  der  körperschaftlichen  Konsolidierung  und  zunehmen- 
den Selbständigkeit  der  Stände  die  alte  feudalistische  Auffassung  allmählich 
verdrängt  wird.  Der  König  gilt  nicht  mehr  als  Eigentümer  des  gesamten 
Landes,  das  Reich  wird  nicht  mehr  als  Privatgut  des  Köoigs  angesehen, 
sondern  diesem  als  selbständiges,  durch  die  Gesamtheit  der  Stände  repräsen- 
tiertes Rechtssubjekt  gegenübergestellt.  Politisch  wurde  diese  Wandlung 
gefordert  durch  die  schwankende  und  charakterlose  Haltung  der  Könige, 
Juristisch  erklärt  sie  sich  daraus,  dass  die  damalige  Zeit  nur  ein  Wahlkönig- 
tum kannte.    Solange  die  Sitte  bestand,  den  präsumptiveu  Thronfolger  durch 
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die  Stände  wählen  zu  lassen,  war  der  staatsrechtliche  Schluss  unvermeidlich, 
dass   die   Träger  der   Souveränetät  nicht  die  Könige,   sondern  die  Stände 
seien,  diejenigen,   die   das  Recht  der  Königswürdo  nach  eigenem  Ermessen 
tibertrugen.     Und  es  handelte  sich  hierbei  keineswegs  um  eine  rein  theore- 
tische Konstruktion,   sondern  um  eiue  Auffassung,  die  sehr  einschneidende, 
praktische  Wirkungen  hervorrief.    Denn  durch  die  Königswahl  verpflichten 
sich   die  Stände  zu  dem  Gehorsam  des  Vasallen  keineswegs  bedingungslos 
und  ohne  Entgelt,  der  König  bindet  sich  ebenfalls  den  Wählern  gegenüber. 
Ueberschreitet  er  die  ihm  verbürgten  Rechte  oder  verletzt  er  die  bei  der 
Krönung  beschworenen  Pflichten,  so  haben  die  Stände  das  Recht,  ihn  durch 
bewaflneten  Widerstand  zur  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten  zu  zwingen 
oder,  falls  dies  erfolglos  bleibt,  „von  Rechts  wegen^  abzusetzen.  Dieses  „Recht 
der  Revolution**  und  die  damit  zusammenhängende  Theorie  von  der  Absetz- 
barkeit des  Königs  sind  in  der  That  unabweisbar,  sobald  das  Königtum  „als 
ein  Amt  angesehen  wird,  das  die  Wähler  übertragen  haben  und  demgemiss 
wieder  zurücknehmen  dürfen,  wenn  der  Erkorene  ihre  Forderungen  und  seine 
Pflichten  nicht   erfüllt"    (S.  27 — 28).     War    schon   durch   diese   allgemeine 
staatsrechtliche  Auflassung  ein  Anlass  zu  einem  fortdauernden  Kriegszustand 
zwischen  den  Ständen  und  dem  Königtum  geschaflen,  so  wurde  die  Entwick- 
lung des  Staates   noch  besonders   durch   die  engherzige  und  kleinliche  Ab- 
grenzung  der    dem   König   übertragenen   staatlichen   Funktionen  erschwert 
Der  Krieg  und  die  auswärtige  Politik  wurden  zu  dem  Gebiet  des   „fürst- 
lichen  Privatrechts**   gerechnet,   nur  der  Rechtsschutz  wurde    als  staatliche 
Pflicht    des   Königs   anerkannt    (S.  58).     Aber  auch  die  zu  seiner  Verwirk- 
lichung erforderlichen  Kosten  sollten,    soweit  als  irgend   möglich,   aus   dem 
Privatgute   des  Königs   bestritten  werden.     Jede   Forderung  an  die  Unter- 
thanen,  jede  Steuer  wurde  von  den  Ständen  als  „Erpressung"  aufgefasst,  so 
dass  die  für  ihre  Gesetzmässigkeit  durch  die  Magna  Charta  vorgeschriebeae 
Bewilligung  durch  das  Parlament  fast  durchweg  erst  nach  heftigen  Kämpfen 
ausgesprochen  wurde.  —  Alle  diese  Fragen  werden  von  Matheus  Parisiexsis 
weder  prinzipiell  untersucht  noch  in  origineller  Weise  entschieden:  er  ver- 
tritt,  wie  PI.  wiederholt  hervorhebt,  durchgängig  die  typischen  Anschauungen 
der  Stände  (S.  47,  80,  81),  ohne  sie  auf  ihre  staatsrechtliche  Gültigkeit  und 
politische  Zweckmässigkeit  zu  untersuchen.     Daher  bedarf  es  keiner  beson- 
deren Darstellung  seiner  Ansichten  innerhalb  dieser  Zeitschrift.    Die  genauere 
Würdigung   der  mit  Sachkenntnis  und  Klarheit  geschriebenen  Schrift  kann 
vielmehr  dem  „Historiker  von  Fach"  überlassen  werden. 

Halle  a.  S.  M.  Liepmann. 
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rndty  Können  Rechte  der  Agnaten  auf  die  Thronfolge  nur  durch 
Staats-Gosetz  geändert  werden?  Berlin,  0.  Häring,  1900. 
48  S.     M.  1.—. 

Der  richtigen  Erkenntnis  folgend,  dass  es  Aufgabe  der  Rechtswissen- 
haft  ist,  Rechtsfragen  nur  nach  Rechtsgrandsätzen  zu  lösen,  hat  sich  der 
erf.  die  Aufgabe  gestellt,  das  Thronfolgerecht  der  Agnaten  einer  juristi- 
hen  Analyse  zu  unterziehen.  Er  will  jedoch  nicht  den  ganzen  Komplex 
tn  Rechtssätzen  erörtern,  die  sich  auf  die  agnatische  Thronfolge  beziehen, 
ndem  nur  die  eine  Spezialfrage  untersuchen,  ob  in  Deutschland  das  Recht 
r  Agnaten  auf  den  Thron  ohne  deren  Zustimmung  geändert  werden  darf. 
•  Zunächst  giebt  der  Verf.  ein  sehr  gründlich  und  objektiv  gehaltenes  Bild 
•er  den  gegenwärtigen  Stand  der  Literatur.  Die  Mehrzahl  der  staatsrecht- 
hen  Schriftsteller,  allen  voran  Mohl,  Held,  v.  Sktdel,  Hänbl  und  Georg 
ETER,  bejahen  die  vom  Verf.  aufgeworfene  Frage  mit  der  Begründung, 
88  es  dem  Staate  gegenüber  keine  unentziehbaren  Rechte  gebe.  Nur  eine 
;ine  Minorität  hält  an  der  Unentziehbarkeit  des  Thronfolgerechts  fest;  sie 
rd  vertreten  von  0.  Mejer,  Beseler  und  Gerber,  von  denen  insbesonders 
r  letztgenannte  betont,  dass  die  moderne  Entwicklung  des  Staatsbegrififes 
r  Abänderung,  nicht  Aufhebung  der  aus  älterer  Zeit  stammenden  Rechte 
*derb.  Neuestens  wurde  diese  Ansicht,  wenn  auch  mit  teilweise  anderen 
*gumenten,  vertheidigt  von  Käkule  von  Stradonitz  im  14.  Bande  dieser 
itschrifb  S.  7  ff.  Nach  dieser  literarischen  Uebersicht  bespricht  der  Verf. 
i  in  den  einzelnen  deutschen  Monarchien  erfolgten  Aenderungen  in  der 
ironfolgeordnung.  Mit  vollem  Recht  weist  er  nach,  dass  dort,  wo  das 
ironfolgerecht  einem  Agnaten  entzogen  wurde,  dies  bisher  nur  mit  dessen 
istimmung  geschah.  Sachsen-Koburg-Gotha  ist  dafür  ein  klassisches  Bei- 
iel.  Auch  Preussen  wird  vom  Verf.  herangezogen,  der  auf  die  fehl- 
schlagenen  Versuche  hinweist,  dem  nachmaligen  Kaiser  Wilhelm  I.  die  ihm 
rfassungsmässig  zukommende  Regentschaft  zu  entziehen.  Nach  einer  für 
ie  deutsche  Monarchie  gesondert  gegebenen  Darstellung  der  einschlägigen 
usgesetzlichen  und  Verfassungsbestimmungen  kommt  der  Verf.  auf  Grund 
ler  sehr  umständlichen  Beweisführung  zu  folgendem  Ergebnisse:  Enthält  die 
jrfassungsurkunde  keine  Vorschrift  über  die  Thronfolge,  dann  ist  zur  Aen- 
rung  der  letzteren  nur  eine  Aenderung  des  Hausgesetzes  unter  Zustimmung 
8  thronfolgeberechtigten  Agnaten  erforderlich.  Ist  aber  die  Thronfolge- 
dnung  durch  Verfassungsgesetz  geregelt,  dann  sind  zwei  Möglichkeiten 
boten.  Nach  der  Verfassung  kann  nämlich  die  Aenderung  der  Thronfolge- 
dnung  ausdrücklich  zu  den  Kompetenzobjekten  des  Landtages  zählen;  in 
jsem  Falle  ist  nach  Ansicht  des  Verf.  sowohl  eine  Aenderung  des  Haus- 
setzes  als  auch  eine  solche  der  Verfassung  nötig.  Enthält  aber  die  Ver- 
isung  zwar  Bestimmungen  über  die  Thronfolge,  jedoch  keine  ausdrückliche 
jrschrift  darüber,  dass  die  Thronfolgeänderung  in  die  Kompetenz  des 
mdtages  falle,  so  genügt  die  Aenderung  des  Hausgesetzes  allein,   soferne 
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Dur  der  thronfolgeberechtigte  Agnat  zustimmt.    Unter  allen  Umständen  kann 
daher  einem  Agnaten  nur  mit  seiner  Zustimmung  sein  Thronfolgerecht  ent- 
zogen werden.     Die  Argumente,  die  der  Verf.  für  seine  Ansicht  ins  Feld  fuhrt, 
halten  jedoch  einer  juristischen  Prüfung  nicht  Stand.     Hören  wir  dieselben. 
Ausgehend  von  der,  wie  wir  glaubten,  doch  schon  längst  überwundenen  patri- 
raonialen  Staatsauffassung   stellt   er  an  die  Spitze  seiner  Beweisführung  den 
Satz,  der  König  habe    (!)   den  Staat  nur,  wie  der  Fideikommissinhaber  das 
Fideikommissgut  (S.  23.)     Das  ist  eine  schon  so  oft  widerlegte  Ansicht,  dass 
wir  nicht  ohne  Widerstreben  darangehen,  das  neunundneunzigmal  Gesagte  zum 
hundertstenmale   zu   wiederholen.    Freilich  giebt   es  Wahrheiten,    die  nicht 
oft  genug  gesagt  werden  können,    und  zu  diesen  gehört  die  folgende:  Das 
Familienfideikommiss    ist   ein  Vermögensobjekt,    der  Staat   ein  Herrschafts- 
subjekt;   der    sogenannte    Fideikommissbesitzer   ist   inhaltlich    beschränkter 
Eigentümer  des  Fideikommissgutes,    der   Monarch   aber   nicht   Eigentümer, 
sondern  Organ  des  Staates ;  darum  steht  er  nicht  ausser  oder  über,  sondern 
in  dem  Staate.     Dort  ist  das  Rechtsverhältnis  ein  privates,  hier  ein  öffent- 
liches.    Weil  der  Inhalt  der  Rechte  des  Fideikommissbesitzers  und   der  der 
Rechte  des  Monarchen  grundverschieden  ist,    so   ist  es  auch  der  Inhalt  der 
Rechte  der  Anwärter.     Beim  Fideikommiss  geht    die  Anwartschaft  auf  das 
beschränkte  Eigentum,  somit  auf  ein  Privatrecht,  bei  der  Thronfolge  auf  das 
Recht   zu    der    staatlichen   Organschaft    des   Monarchen,    demnach   auf  ein 
öffentliches  Recht.     Dies  fühlt  der  Verf.  selbst,  wenn  er  später  sagt  (S.  37) ; 
„Staat  und  Volk  sind  kein  Familiengut  des  fürstlichen  Hauses,  sie  sind  nicht 
mehr  sein  privates  Besitztum."     Damit  ist  aber  auch   das  zweite  Argument 
des  Verf.  widerlegt    dass  die  Rechte  der  Agnaten  auf  die  Krone  ebenso  wie 
die  des  Königs  selbst  ausserhalb  oder  über  der  Gesetzgebung  stehen  (S.  27). 
Dem  Gesetze  ist  jedermann,  auch  das  höchste  Staatsorgan,  unterworfen,  so- 
ferne    nicht   ausdrücklich   eine   Ausnahme    festgesetzt  ist.     Diese  Ausnahme 
besteht  nicht  für  die  Agnaten,   folglich  finden  die  Gesetze  auch  auf  sie  An- 
wendung.    Auch   ein   weiteres   nur   für  Preussen   angeführtes  Argument  des 
Verf.  versagt  die  beabsichtigte  AVirkung.     So   lesen   wir  nämlich   auf  S.  23, 
dass  die  Rechte  der  Agnaten  nach  Art.  57  preuss.  Verf.-Urk.  nur  dann  ohne 
deren  Zustimmung   ohne  Hausgesetz   durch   eine  Verfassungsänderung  allein 
tangiert  werden  können,  wenn  kein  regierungsfähiger  Agnat  vorhanden  sei. 
Darauf  ist  folgendes  zu  erwidern:  Erstens  behandelt  der  citierte  Artikel  den 
Fall,  dass  ein  Tlironfolgeberechtigter  regierungsunfähig  ist    und   dass  gleich- 
zeitig  weder    ein  regierungsfähiger  Agnat  vorhanden,    noch  eine   besondere 
gesetzliche  Fürsorge  für  diesen  Fall  getroffen  ist.     Art.  57  preuss.  Verf.-Urk. 
spricht  von  der  Regentschaft,  nicht  von  der  Thronfolge,  ist  daher  für  unseren 
Fall  gar  nicht  anwendbar.     Zweitens,    tritt  aber  auch  der  im  Art.  57  vor- 
gesehene Fall  ein,  dann  erfolgt  die  Bestellung  des  Regenten  nicht,  wie  der 
Verf.  behauptet,   durch  ein   Gesetz,   sondern  durch  eine  Wahl,  die  von  den 
beiden    zu    einer    gemeinsamen    A^ersammlung    vereinigten    Kammern    vor- 
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mehmen  ist.  Nicht  minder  schlimm  steht  es  mit  der  Behauptung  des 
erf.,  die  Befugnis,  über  die  Thronfolge  zu  befinden,  hätten  die  Landtage 
ir,  soweit  sie  ihnen  durch  die  Verfassung  besonders  übertragen  sei  (S.  41). 
ieser  Satz  ist  neuerdings  von  Anschütz  (Die  gegenwärtigen  Theorien  über 
n  Begriff  der  gesetzgebenden  Gewalt;  Tübingen  1900)  so  schlagend  wider- 
2^t  worden,  dass  hier  auf  seine  trefflichen  Ausführungen  verwiesen  werden 
nn  (a.  a.  0.  S.  75 ff.).  Ein  weiteres  Argument,  das  der  Verf.  mit  sicht- 
hem  Behagen  in  das  Feld  führt,  ist  für  eine  juristische  Betrachtung,  auf 
3  68  ja  auch  dem  Verf.  angeblich  ankommt,  wohl  vollkommen  wertlos. 
*  lesen  wir  auf  S.  41,  dass  im  Falle  der  durch  Staatsgesetz  erfolgenden 
»nderung  der  Thronfolge  der  Monarch  nicht  mehr  ein  Monarch  „von  Ge- 
rts wegen"  oder  „von  Gottes  Gnaden"  wäre,  sondern  ein  solcher  „von 
illkür  und  von  Menschen  wegen",  beziehungsweise  „von  Mehrheits  wegen". 
eser  Satz  stellt  der  nie  bezweifelten  Loyalität  des  Verf.  gewiss  das  beste 
ugnis  aus;  seine  juristische  Bedeutung  aber  ist  gleich  Null,  nicht  bloss  — 
e  der  Verf.  ahnt  —  für  den  „modernen  Menschen"  (S.  38),  sondern  für 
len  modernen  oder  unmodernen,  aber  juristisch  Denkenden.  Nicht  bloss 
»rtlos,   sondern   auch   unrichtig  ist  der  vom  Verf.  S.  38  aufgestellte  Satz, 

allen  deutschen  Monarchien  beruhe  das  Monarchentum  auf  der  „Gottes- 
ade".  Der  Herzog  von  Koburg-Gotha  führt  diesen  Titel  nicht.  —  Der 
erf.  wirft  zum  Schlüsse  die  Frage  auf,  ob  der  Bundesrat  zuständig  ist, 
16  Thronfolgestreitigkeit   zu   entscheiden.     Im  Anschluss  an  Laband  führt 

aus,  dass  der  Bundesrat  das  Recht  und  die  Pflicht  hat,  die  Legitimation 
iner  Mitglieder  zu  prüfen.  Würden  zwei  verschiedene  Bevollmächtigte 
•n  zwei  verschiedenen  Thronprätendenten  zu  Bundesratsmitgliedern  bestellt, 
inn  entscheidet  der  Bundesrat,  welchen  er  als  legitimiert  ansieht;  damit 
tscheidet  er  aber  auch  implicite  indirekt,   welchen  der  Thronprätendenten 

als  Monarchen  betrachtet.  Mit  diesem  gewiss  durchschlagenden  Argu- 
ent  schliesst  der  Verf.  seine  an  historischen  Details  reiche  Abhandlung, 
i  ihnen  liegt  wohl  der  Hauptwert  der  hier  besprochenen  Schrift. 

Max  Kulis  eh. 


ie  Stadtverordneten.  Ein  Führer  durch  das  bestehende  Recht,  zu- 
nächst durch  die  Preussische  Städteordnung  für  die  östlichen  Provinzen 
vom  30.  Mai  1853.  Von  A.  W.  Jebens,  Wirkl.  Geh.-Rath,  Senats- 
präsidenten des  königl.  Oberverwaltungsgerichts  a.  D.,  Mitglied  der 
Stadtverordnetenversammlung  zu  Charlottenburg.  Berlin,  Julius 
Springer,  1899.     294  S.     M.  3.—. 

Die  wissenschaftliche  Erforschung  und  Bearbeitung  des  Preussiscben 
erwaltungsrechts  hat  noch  keine  lange  Vergangenheit.  Ihren  wesent- 
ihsten  Untergrund  erhielt  sie  durch  die  Thätigkeit  und  Anregung  des  1875 
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gegrÜDdeten  obersten  Gerichtshofes  für  öfieDtliches  Recht,  des  Ober- 
verwaltungsgerichts. Es  ist  für  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  Ver- 
waltungsrechts bezeichnend,  dass  sie  zunächst  in  das  Ganze  umfassenden 
systematischen  Werken  sich  bethätigte.  Denn  die  zahlreichen,  meist  dot 
mit  Papierscheere  und  Rothstift  gearbeiteten  einzelnen  Gesetzes-Kommentare 
können  nur  in  sehr  beschränktem  Maasse  Anspruch  auf  wissenschaftlichen 
Werth  machen.  Erst  in  den  letzten  Jahren  mehren  sich  die  Arbeiten, 
welche  „in  dem  weiten  Stoffbereiche  des  Verwaltungsrechts  einzelne  kleine 
Strecken  mit  Fleiss  und  Sorgfalt  anbauen".  Es  muss  das  lebhafte  Befriedi- 
gung hervorrufen.  Sind  auf  diesem  Wege  genügende,  gut  bearbeitete  Bao- 
steine  herbeigeschafft,  so  wird  sich  auch  ein  Gesammtbau  auf  sicherer,  fester 
Grundlage  errichten  lassen,  welche  bis  jetzt  zum  grossen  Theile  noch  ver- 
misst  wirdi  Eine  solche  grundlegende  Bearbeitung  einer  begrenzten  Spezial- 
materie  bietet  das  oben  bezeichnete  Werk.  Die  Materie  wurde  eine  'be- 
grenzte^ genannt.  Das  ist  sie  ihrem  Hauptgegenstande,  dem  Mittelpunkte 
nach,  um  den  sich  die  Forschung  und  Gedankenfülle  des  Verf.  krystallisirt 
Dieser  fuhrt  uns  aber  immer  wieder,  von  dem  Mittelpunkte  ausgehend  und 
an  ihn  anknüpfend,  durch  weite  Gebiete  des  Verwaltungsrechts,  mit  welchen 
der  organische  Zusammenhang  dieser  Institution  des  Verwaltungsrechts  dar- 
gelegt wird. 

In  dem  Vorworte  -sucht  sich  der  Verf.  in  bescheidener  Weise  zu  legi- 
timiren,  was  nicht  nur  für  den,  der  ihn  und  seine  früheren  Arbeiten  kennt, 
sondern  auch  für  Jeden,   der  das  vorliegende  Buch   durchgelesen  hat,  über- 
flüssig ist.     Nach  einer  Einleitung,   auf  die   noch   kurz  zurückzukommen  ist, 
werden  in    10  Abschnitten   folgende  Aufgaben   behandelt:    1.  Der  rechtliche 
Charakter  der  Stadtverordnetenversammlung  im  Allgemeinen:  2.  Zusammen- 
setzung und  Wahl   der   Stadtverordnetenversammlung;  3.  die   Zuständigkeit 
der    Stadtverordnetenversammlung,    im    Allgemeinen    und    einzelne    Falle; 
4.  Leitung   und   Betrieb   der   Geschäfte:    a)    der   Stadtverordnetenvorsteher, 
b)  die   Sitzungen,   c)  die  Geschäftsordnung*,    5.  die  Beziehungen  zum  Magi- 
strat; 6.  die  Beziehungen  zur  Aufsichtsbehörde;  7.  die  Stadtverordneten  als 
Einzelne:    8.   die   Städte    mit    Bürgermeisterverfassung;    9.   Berlin;    10.  die 
neueren  Städteordnungen.     Schon  diese  kurze  (Jebersicht  des  auf  285  Seiten 
Geboteneu    zeigt   die  Mannigfaltigkeit   und    den   Umfang   des   Stoffes.    Sehr 
werthvoll    für  die  Benützung   des  Buches   sind   sodann    zwei  Nachweisungen, 
die   eine   für  die   in    Bezug  genommenen   Bestimmungen   der  Städteordnun^f 
vom  30.  Mai  1853,    die   andere   für  die   angeführten  Bestimmungen  des  Zu- 
ständigkeitsgesetzes  vom    1.  Aug.  1883.     Am  Schlüsse  folgt   dann  noch  ein 
ziemlich  ausführliches  Sachregister. 

Die  Einleitung  giebt  einen  kurzen  geschichtlichen  Rückblick  und  knüpft 
an  einige  noch  heute  grundlegenden  Gedanken  der  Städteordnung  vom 
19.  Nov.  1808  an.  Den  Verf.  leitet  dabei  das  Bestreben,  die  hervorragende 
Bedeutung  der  Stellung  der  Stadtverordnetenversammlung  in's  richtige  Licht 
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rücken.  Er  ruft  aus:  „Wo  bliebe  die  »wirksamere  Theilnahme  der 
rgerschaft  an  der  Verwaltung  des  Gemeinwesens*,  wo  der  ,feste  Ver- 
[igungspunkt*,  der  in  der  Bürgergemeinde  gebildet  werden  sollte,  wo  die 
ätige  Einwirkung'  auf  jene  Verwaltung,  durch  die  der  Gemeinsinn  ge- 
rkt  oder  gar  erst  geweckt  werden  sollte  —  wo  blieben  sie  alle  ohne  eine 
idtverordnetenversammlung,  wie  erst  die  Städteordnung  von  1808  sie  in's 
ben  gerufen  hat?"  Weiterhin  wird  hervorgehoben,  dass  nach  dem  Inhalte 
r  Städteordnung  von  1808  der  Schwerpunkt  der  Verwaltung  thatsächlich 
die  Stadtverordnetenversammlung  verlegt  sei,  und  dass  auch  keinenfalls 
)  Gebiet  der  Städteordnung  von  1853  zu  denjenigen  Rechtsgebieten  ge- 
pe,  in  denen  —  wie  noch  heutigen  Tages  besonders  in  Hannover  —  der 
[iwerpunkt  der  Verwaltung  gerade  im  Magistrat  liege. 

Der  Verf.  war  durch  seine  zwanzigjährige  hervorragende  Thätigkeit  am 
erverwaltungsgerichte  besonders  befähigt,  die  Aufgabe,  die  er  sich  ge- 
llt hatte,  zu  lösen.  Das  Werk  zeigt  aber  auch  durchweg  das  überaus 
rme  Interesse  für  den  Gegenstand  und  einen  auch  aufs  Praktische 
ichteten  Sinn.  Mit  besonders  umfassender  Kenntniss  der  Rechtsprechung 
äpft  er  überall  an  diese  an,  wobei  er  auch  eine  grosse  Anzahl  nicht  ver- 
»ntlichter  Erkenntnisse  des  Oberverwaltungsgerichts  heranzieht,  und  be- 
todet  seine  Ausführungen  dadurch.  Dabei  ist  es  für  einen  Mann  wie  «I. 
bstverständlich,  dass  er  sich  dieser  Rechtsprechuug  durchaus  selbständig 
^nüberstellt  und  abweichende  Anschauungen  wissenschaftlich  begründet, 
sonders  interessant  und  ausführlich  dargelegt  sind  die  Abschnitte  über  die 
sammensetzung  und  Wahl  der  Stadtverordnetenversammlung  (auf  105  Seiten), 
1  über  die  Zuständigkeit  (auf  84  Seiten).  S.  52 tf.  werden  die  rechtlichen 
irkungen  der  Offenlegung  der  Wahllisten  behandelt,  dabei  auch,  zwar  etwas 
IT  kurz,  die  praktisch  wichtige  Frage,  ob  den  Interessenten  auf  Verlangen 
«chrift  von  der  Liste  ertheilt  oder  auch  gestattet  werden  müsste,  sich 
bat  Abschrift  zu  nehmen.  Es  soll  hier  auf  einen  diese  Frage  ausführlich 
handelnden  Aufsatz  des  Wirkl.  Geh.  Oberregierungsraths  Nöll  in  den 
rassischen  Verwaltungsblättern,  Jahrg.  XXI,  S.  225  hingewiesen  werden,  der 
ir  interessante  neue  Gesichtspunkte  bringt.  Ungemein  lehrreich  ist  der 
schnitt  über  die  Zuständigkeit.  Darin  wird  zunächst  der  Begriff  der 
emeindeangelegenheiten"  untersucht,  welcher  bekanntlich  zu  vielen 
1  theilweise  sehr  unerquicklichen  Konflikten  geführt  hat.  In  der  Dar- 
ung  auf  S.  156  ff.  über  die  Zuständigkeit  des  Magistrats  und  der  Stadt- 
ordnetenversammlung  bei  „Benutzung"  und  „Verwaltung"  des  Gemeinde- 
mögens  gelangt  der  Verf.  zu  dem  Resultat,  dass  die  Normen  für  die  Ver- 
Itung  —  nicht  ausgenommen  die  „Benutzung"  —  von  beiden  Körper- 
aften  gemeinsam  aufgestellt  werden;  das  Verwalten  selbst  —  aber  frei- 
i  nur  nach  diesen  Normen  —  sei  Sache  des  Magistrats.  Die  Frage  über 
I  Votum  consultativum  der  Stadtverordnetenversammlung  bei  Anstellung 
1  Gemeindebeamten,  und  die  streitige  Wirkung  eines  dissentirenden  voti 
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wird  S.  171  behandelt,  und  auf  S.  174  ff.  die  Stellung  der  Deputationen  und 
Kommissionen,  darunter  auch  die  der  Schuldeputation,  welche  bekanntlich 
noch  jüngst  in  der  Berliner  Stadtverordnetenversammlung  so  viel  Staub  auf- 
gewirbelt hat.  Der  Verf.  legt  dar,  dass  der  Wirkungskreis  dieser  Deputation 
überhaupt  nicht  mehr  dem  Gebiete  der  „Gemeindeanlegenheiten**  angehöre, 
die  Deputation  vielmehr  als  Organ  der  staatlichen  Schulaufsichtsbehörde 
fungire,  und  es  deshalb  der  Stadtverordnetenversammlung  versagt  aei,  sich 
mit  diesem  Gegenstande  zu  befassen,  ihr  fehle  hier  die  Zuständigkeit.  Sehr 
bedeutsam  sind  die  Erörterungen  über  die  Geschäftsordnungen  S.  218  ff.,  in 
diesen  musste,  wie  Verf.  zeigt,  vielfach  neues  Recht  geschaffen  werden,  so 
unter  Anderem  für  die  „Redeordnung" ;  dabei  wird  erwähnt,  einzig  in  ihrer 
Art  sei  die  vorkommende  Bestimmung,  dass  grundsätzlich  keine  Rede  länger 
als  zehn  Minuten  dauern  dürfe,  und  noch  mehr  dürfe  es  befremden,  dass 
solches  gerade  Magdeburg  bestimmt  habe,  woselbst  ein  sehr  beträchtlicher 
Theil  aller  Vorlagen  unter  gewissen  Voraussetzungen  „ohne  Verhandlang 
und  Abstimmung  als  genehmigt  gelte".  Die  Redelust  müsse  in  Magdeburg 
besonders  stark  entwickelt  sein,  bemerkt  dazu  der  Verf. 

Ganz   besonders    lesenswerth   für   Mitglieder   des  Magistrats   und  der 
Stadtverordnetenversammlung    ist    der    Abschnitt:    „Die    Beziehungen   zum 
Magistrat"  S.  231  ff.     „Das  Beste  und  Bedeutsamste",  sagt  mit  Recht  der 
Verf.,  „was  von  diesen  Beziehungen  gilt  oder  doch  gelten  sollte,    lässt  sich 
kaum  in  Worte,  geschweige  denn  in  Paragraphen  fassen;  es  will  empfunden 
sein  und  beherzigt  werden;  es  beruht  auf  Takt  und  für  diesen  giebt  es  nicht 
einmal  Lehrmeister,  geschweige   denn  geschriebene  Gesetze."     Das  hier  und 
weiterhin  Vorgetragene  sollte  die  weiteste  Verbreitung  finden,  für  die  Kunst 
der   praktischen   Verwaltung    ist   dieser    Abschnitt   eine   wahre    Fundgrube. 
Der  Verf.  legt  dar,  dass  der  Spruch  eines  Dritten  über  Meinungsverschieden- 
heiten   zwar   nicht  zu  entbehren  sei,    „ultima  ratio   aber  müsste    demohn- 
erachtet  immer  das  Betreten  eines  Weges  bleiben,  der  dazu  führt,  dass  die 
beiden  leitenden  städtischen  Organe  einander  als  Parteien  gegenüberstehen. 
Jedes  von  beiden  sollte  zuvor  in   aller  Mässigung  und  Unbefangenheit  mit 
sich  zu  Rathe  gehen,  ob  in  der  That  es  an  jedem  anderen  Mittel  zur  Lösung 
der  Differenz  fehlt,  ob  der  Gegenstand  bedeutsam  genug  ist,   ein  Stück  der 
freien  Selbstverwaltung  und  Selbstbestimmung  preiszugeben  u.  8.  w."    Solche 
von  lebhaftem  Interesse  und  praktischer  Begabung  zeugenden  Sätze  wieder- 
holen  sich    in   dem  Abschnitte   über   die  Beziehungen  zur  Aufsichtsbehörde. 

Der  enge  Rahmen  dieser  Besprechung  muss  dazu  zwingen,  der  Ver- 
suchung, noch  näher  auf  den  Inhalt  des  Buches  auch  da  einzugehen,  wo  dem 
Verf.  nicht  in  allen  Punkten  beigepflichtet  werden  kann,  zu  widerstehen. 
Jeder  der  interessirten  weiten  Kreise  wird  aus  dem  Buche  reiche  Belehrung 
schöpfen,  es  giebt  weit  mehr,  als  der  Titel  ahnen  lässt.  Der  Verf.  ist  nun- 
mehr seit  dem  offiziellen  Beginne  des  neuen  Jahrhunderts  nicht  mehr  Stadt- 
verordneter, sondern  Mitglied  des  Magistrats  von  Charlottenburg.     Es  ist  w 
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hoffen,  dass  er  daraus  YeranlassuDg  nimmt,  das  Verfassungsrecht  der  preussi- 
schen  Städte  in  seiner  lehrreichen  Art  systematisch  darzustellen.  Es  würde 
das  allseitig  begrüsst  werden.  Dr.  y.  Strauss  und  Torney, 

Oberverwaltungsgerichtsrath. 


Dr.  Geert  Seelig,  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Hamburgi- 
schen Bürgerschaft  und  die  hamburgischen  Notabein. 
Hamburg,  Lucas  Gräfe  &  Sillem,  1900.     VIU  u.  244  S.     M.  7.—. 

Wie  in  Lübeck  und  Bremen,  so  ist  auch  in  Hamburg  die  sogenannte 
Bürgerschaft  nicht  die  Gesamtheit  der  Bürger,  sondern  eine  durch  Wahl 
hervorgegangene  Kammer,  der  u.  a.  die  Funktionen  eines  Landtages  zu- 
kommen. In  Hamburg  besteht  nach  der  geltenden  Verfassuug  die  Bürger- 
schaft aus  160  Abgeordneten,  die  in  der  Weise  berufen  werden,  dass  80  auf 
Grund  de«  allgemeinen  und  gleichen  Wahlrechts,  40  von  den  Eigentümern 
von  Grundstücken  und  weitere  40  von  denjenigen  Hamburger  Staatsbürgern 
grewählt  werden,  die  Richter,  Handelsrichter,  Mitglieder  der  Verwaltungs- 
behörde oder  der  Handels-  und  Gewerbekammer  sind  oder  gewesen  sind. 
Für  die  letzte  Gruppe  von  Wahlberechtigten  hat  sich  in  Hamburg  die  Be- 
zeichnung „Notable"  eingebürgert.  Nun  wird  die  Wahlberechtigung  in  der 
einen  Klasse  nicht  ausgeschlossen  durch  die  gleichzeitige  Wahlberechtigung 
in  einer  anderen  Klasse,  so  dass  eine  und  dieselbe  Person  gleichzeitig  in 
zwei  oder  auch  in  sämtlichen  drei  Klassen  wahlberechtigt  sein  kann. 
Dieses  komplizierte  System  eines  kumulativen  Wahlrechts  auf  seine  geschicht- 
liche Entwicklung  zu  prüfen,  hat  der  Verf.  sich  zur  Aufgabe  gestellt.  Sein 
Bach  zerfällt,  abgesehen  von  einer  kurzen  Einleitung,  in  der  er  den  gegen- 
wärtigen Rechtszustand  schildert,  in  zwei  Abteilungen.  Die  erste,  weitaus 
die  grösste  (S.  15 — 179),  ist  einer  rein  historischen  Darstellung  gewidmet. 
Auf  Grund  eines  sehr  sorgfältig  gesammelten  Material  es  weist  der  Verf. 
nach,  dass  die  ersten  Keime  für  die  Bürgerschaft  in  der  Versammlung  der 
Kircbengeschworenen  zu  finden  sind,  denen  bereits  vor  1350  in  den  wichtigsten 
Staatsangelegenheiten  ein  Bestätigungsrecht  zukam.  Bis  1410  bestand  dieses 
bloss  gewohnheitsrechtlich;  in  diesem  Jahre  erhielt  Hamburg  seine  erste 
Verfassungsur künde,  Recess  genannt.  Von  da  ab  beruhte  das  Bestätigungs- 
recht der  Kirchengeschworenen  auf  einer  Vorschrift  der  Verfassung.  Dem 
Recess  von  1410  folgen  zwei  weitere  von  1458  und  1483,  welche  Bestim- 
mungen enthalten  über  die  neben  den  Rat  einzuberufende  Bürgerversamm- 
loDg,  über  die  Freiheiten  der  Stadt,  endlich  über  den  Krieg.  Eine  wesent- 
liche Erweiterung  ihrer  Kompetenz  erfuhr  die  noch  immer  vornehmlich  aus 
den  Kirchspielen  hervorgegangene  Bürgerschaft  durch  den  sogenannten 
langen  Rezess  (1529),  der  den  Rat  unter  die  Kontrole  der  Bürgerschaft 
stellte.  Seit  1663  beginnen  die  grossen  Unruhen;  fünfmal  muss  der  kaiserl. 
Archiv  für  öfTentliches  Recht.  XV.  4.  ^q 
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Kommissar  erscheinen,   um   die    in  Hamburg   ausgebroohene   Anarchie  zu 
brechen;  endlich  wird  1712  der  Au&tand  unterdrückt  und  Hamburg  erhält 
in  dem  Hauptrecesse  von  1712  eine  oligarchische  Verfassung.    Im  Rat  war  das 
aristokratische,  in  der  erbgesessenen  Bürgerschaft  das  plutokratische  Element 
vertreten,  weitaus  der  grösste  Teil  der  Bevölkerung  blieb  unvertreten.    Die 
mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  währenden   politischen  Unruhen   erzeugten 
nun  eine  kräftige  Reaktion,  die  sich  in   einer  vollständigen  Gleichgültigkeit 
gegen  jede   politische   Frage  äusserte.     Diese  Interesselosigkeit   dauert  bis 
zum  grossen  Brande  von  1842.     Jetzt  fängt  man  an,  sich  zunächst  mit  dem 
Löschwesen  zu  beschäftigen,  dann  mit  dem  Bauwesen;  diesen  folgen  dann  alle 
weiteren  Zweige    der    öffentlichen    Verwaltung.     Von   der   Verwaltung   zur 
Verfassung  ist  aber  nur   ein  kleiner  Schritt,    und   so  sehen  wir  denn,   wie 
Mitte  der  vierziger  Jahre  das  Interesse   auch   an  politischen  Fragen  wieder 
erwacht  und  im  Laufe  der  Zeit  immer  weitere  Kreise  zieht.     An  der  Hand 
eines  reichen  Materiales  zeigt  der  Verf.,   wie  allmählich  Vereine  entstehen, 
anfangs  ohne,   später  mit   politischer  Tendenz.     Von  den  letzteren  sind  es 
drei,  die  für  die  weitere  Verfassungsentwicklung  in  Hamburg  von  bestimmendem 
Einüuss  waren.     Zunächst  ist   es   die    „patriotische  Gesellschaft**,   die  einen 
liberalen  Ausbau    der   Verfassung    fordert.     In    diesem    politischen    Vereine 
treffen  nun  Bürger  aus  allen  Berufsständen  und  aus  allen  sozialen  Schichten 
zusammen,    in    ihm  werden   nicht   Sonder-,    sondern  Gemeininteressen   be- 
sprochen.     Eine    von    dieser   verschiedene    Tendenz    verfolgen    die    beiden 
anderen    Vereine.      Es   ist   dies   zunächst   der    Grundeigentümerverein,   der 
eine  politische  Sonderstellung  der  Hauseigentümer  aus  dem  Titel  der  Sess- 
haftigkeit  und  der  sicheren  Steuerkraft  begehrt  und  damit  den  Typus  einer 
kapitalistischen  Klassen  Vertretung   bildet.     Der  dritte  politische  Verein,  der 
auf    die    Entwicklung    der    hamburgischen    Verfassung   mitbestimmend    ein- 
wirkte, war  der  Juristenverein,    in  dem  naturgemäss  die  politischen  Fragen 
auch  nach  ihrer  formalen   und   damit   nach  ihrer  rechtlichen  Seite  ihre  Be- 
sprechung fanden.     Im  Juristenverein   fand    daher   bewusst  oder  unbewusst 
die  Gesetzeskunde    und    die    Gesetzestechnik    ihre    Vertretung.      Diese   drei 
Vereine  entfalteten  nun  eine  so  intensive  politische  Thätigkeit   nicht  gegen, 
sondern    neben    einander,    so    dass    bereits    der  Verfassungsentwurf  der  so- 
genannten Neunerkommission   von   1849  ein  Wahlsystem  vorschlägt,  das  auf 
einer  Kombination   von  Gemein-    und  Sonderinteressen   beruht,   die  in  den 
drei  genannten  Vereinen    ihren   Ausdruck  fanden.     Nach   dem   Verfassungs- 
entwurfe sollte  nämlich  die  Bürgerschaft  aus  160  Mitgliedern  bestehen,  von 
denen  96  durch  allgemeine  Wahlen,  24  durch  Wahlen  der  Grundeigentümer 
und  40  durch  solche  von  Richtern  und  Verwaltuugsbeamten  berufen  werden 
sollten.     Damit    wurden  Organisation    und  Tendenz   der   drei  massgebenden 
politischen  Vereine  vorbildlich   für   die  Bildung  der  drei  Klassen  zur  AVabl 
der  Hamburgischen  Bürgerschaft.     An  diesem  Prinzipe   wurde   seither  fest- 
gehalten, wenn  auch  in  dem  Zahlenverhältnisse  der  einzelnen  Gruppen  unter 
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einder  im  Laufe  der  Zeit  manche  AenderuDg  eintrat;  es  liegt  zu  Grunde 
rohl  der  Verfassung  vom  23.  Mai  1850,  als  auch  den  Entwürfen  von 
'6  und  1856,  femer  der  Verfassung  von  1860,  weiter  den  Entwürfen  von 
S  und  1872,  endlich  der  noch  jetzt  geltenden  Verfassung  vom  13.  Oktober 
9.  —  Damit  ist  der  erste  Teil  des  Buches  beendet;  in  dem  zweiten, 
•z  gefassten,  Abschnitte  (S.  179—222)  giebt  der  Verf.  Ratschläge  de  lege 
mda.  Schon  das  Motto,  das  dieser  Abteilung  vorgesetzt  ist,  zeigt  ihre 
idenz:    „Man  soll  die  Stimmen  wägen  und  nicht  zahlen!^  Der  Verf.  will 

System  des  kumulativen  Wahlrechts  beibehalten,  wenigstens  vorderhand, 
r  er  will  eine  Aenderuug  des  Zahlenverhältnisses  und  eine  neue  Gruppen- 
iung  der  mehrfach  Wahlberechtigten.  Er  schlägt  vor,  die  Zahl  der  Ab- 
rdneten  auf  120  herabzusetzen,  und,  ein  Gegner  des  allgemeinen,  gleichen 
khlrechts ,  will  er  durch  dieses  bloss  30  Abgeordnete  berufen.  Der  Rest  von 
geordnetensitzen  soll  unter  folgende  Gruppen  nach  Massgabe  der  letzten 
*ufszählung  aufgeteilt  werden:  Kaufleute  25,  Handwerker  15,  Industrielle  10, 
:aillisten  15,  Gelehrte  5,  Arbeiter  10,  Grundeigentümer  6,  Richter  2  und 
irer  2.  Einteilungsgrund  ist  hiebei  der  Berufsstand.  Streng  genommen 
ten  dabei  die  Grundeigentümer  ausfallen;  denn  das  Grundeigentum  ist 
Q  Beruf.  Das  fühlt  der  Verf.  selbst.  Ein  bitterböser  Hasser  des  all- 
aeinen  Wahlrechts,  ist  er  ein  zartliebender  Verehrer  der  Hamburger 
brfach  verstockten  Hausherren.  Und  so  ßndet  er  denn  auch  einen 
^nellen,  wenn  auch  nicht  so  ganz  plausiblen  Grund,  ihnen  6  Abgeordneten- 
e  zu  reservieren.  Auch  die  Hamburger  Hausherren  werden  staunen,  wenn 
hören,  dass  sie  desshalb  eine  besondere  Wahlklasse  bilden  sollen,    „weil 

ihren  Schultern  die  sorgenvolle  Aufgabe  ruhe,  für  mehr  als  eine  halbe 
lion  Menschen  mietweise  ein  Obdach  zu  beschaffen"  (S.  209)!  Wo  die 
litik  beginnt,  dort  hört  die  Objektivität  auf.  Darum  wollen  wir  die 
eckmässigkeit  der  Vorschläge  des  Verf.  nicht  näher  prüfen;  auch  des- 
sen nicht,  um  nicht  den  trefflichen  Eindruck  zu  verwischen,  den  der  ge- 
ichtliche  Teil  des  Buches  in  jedem  Leser  hervorruft.  Es  bleibt  das 
rdienst  des  Verf.,  auf  Grund  eines  ausserordentlich  fleissigen  Quellen- 
iiums  nachgewiesen  zu  haben,  wie  gross  die  Wirkung  politischer  Vereine 

die  Gestaltung  eines  Wahlsystems  sein  kann.  Seiner  Gründlichkeit, 
lem  Fleiss  und  seinem  historischen  Blick  gebührt  darum  volle  Aner- 
inung. 

Strassburg  i.  E.  Max  Kulisch. 


ihrmnndy  Das  Kirchenpatronatrecht.    2.  Schluss- Abtheilung.    Wien, 

Holder,  1896.     XI  u.  327  S.    M.  6.—. 

Mit  der  vorliegenden  zweiten  Abtheiluug  ist  das   verdienstvolle  Werk 

1  Abschluss  gelangt.     Während  die  erste  Abtheilung  sich  mit  der  kirch- 

len  Rechtsentwickelung  beschäftigte  (s.  Arohiv  Bd.  XI  S.  296),  wird  hier 

40* 
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die  staatliche  Rechtsentwickelung  behandelt.    Dabei  hat  sich  Verf.  nicht  auf 
die   gedruckten   Quellen   beschränkt,    sondern  sich  bemüht,   das  territoriale 
Quellenmaterial  in  möglichst  weitem  umfange  durch  Archivforschnngen  aus- 
zunutzen.    Verf.  beginnt  mit  einer  Darstellung  der  Hauptzüge   der  äusseren 
Entwickelung   des  Instituts   seit  dem  16.  Jahrh.  und  giebt  sodann  eine  ein- 
gehende dogmatische  Darstellung  des  katholischen  Patronatrechts,  in  welcher 
zunächst   bei  jedem  Punkte    die  gemeinrechtlichen  Grundsätze  erörtert  and 
sodann  im  Anschluss  daran  die  besondere  Gestaltung  dargestellt  wird,  welche 
die  Rechtsentwickelung  in  Oesterreich  demselben  hat  zu  Theil  werden  lassen. 
Dabei  verdient   die  überaus  sorgfältige   und  gründliche  Weise,  mit  welcher 
Verf.*  durchweg   zu   Werke   gegangen   ist,    die   vollste    Anerkennung.      Auf 
Grund  seiner  Untersuchungen  kommt  Verf.  zu   der  Ueberzeug^ng ,   dass   die 
auf  den  Kirchcnpatronat  in  Oesterreich  bezüglichen  materiellen  Rechtsnormen 
theils  unzulänglich  und   veraltet,   theils    dem  Geiste  des  Instituts  nicht  ent- 
sprechend sind  und  dass  demgemäss  das  österreichische  Patronatrecht  einer 
umfassenden  und  zweckmässigen  Regelung  bedarf.     Im  Anschluss  daran  wird 
die  Frage  erörtert,  ob  diese  Regelung  etwa  in  einer  Aufhebung  des  Kirchen- 
patronats  zu  bestehen  habe.     Wenn  auch  Verf.  die  absolute  Nothwendigkeit 
einer  Aufhebung  nicht  anerkennen  kann,  so  steht  er  doch  derselben  keines- 
wegs feindlich  gegenüber,  vertritt  aber  den  Standpunkt,  dass  eine  einseitige, 
obligatorische  Aufhebung  des  Patronats  durch  die  Staatsgewalt  einen  doppelten 
Eingriff,  sowohl  in  die  Rechtssphäre    einer   staatlich  anerkannten  Religions- 
gesellschaft, als  auch  in  jene  einzelner  Staatsbürger  darstellen  würde.    Viel- 
mehr sei  eine  allgemeine  Aufhebung  nur  im  Einvernehmen  des   Staates   mit 
der  Kirche  und  den  Privatbetheiligten  herbeizuführen.     Mehr  zu  empfehlen, 
weil  leichter  zu  verwirklichen,  sei   es  aber,   wenn   der  Staat  unter  Verzicht 
auf  die  Allgemeinheit   der  Reform   die  Aufhebung   des   Patronats   in  jedem 
einzelnen  Falle   dem  freien   Uebereinkommen   zwischen  Kirchenoberen   und 
Patron  überlasse  und  seinerseits  nur  die  Bedingungen  normire,  unter  denen 
er  jenes  Uebereinkommen  für   den    staatlichen  Bereich   als   rechtsgültig  an- 
erkennt.    Um  der  Gemeinde  aber  die  ihr  aus    der  Aufhebung  des  Patronats 
erwachsende  Kirchenbaulast   weniger   fühlbar  zu  machen,  schlägt  Verf.  vor, 
bei  Zeiten   für  genügende  Deckung  zu   sorgen   durch  Gründung   eines  etwa 
„Gemeinde-Kirchenbaukasse"  zu  nennenden  Fonds,  zu  welchem  die  einzelnen 
Mitglieder  der  Kirchengemeinde  fortlaufend  möglichst  niedrig  anzusetzende 
Beiträge  zu  leisten  hätten.  Frantz. 


Dr.  jur.  et  Lic.  theol.  Karl  Kieker,  a.  o.  Professor  an  der  Universität  Leip- 
zig,    Grundsätze    reformirter    Kirchenverfassung.     Leipzig, 
C.  L.  Hirschfeld,   1899.     VIII  u.  298  S. 
Die  leitenden  Gedanken  für  dieses  Buch  hat  der  Verf.  bereits  in  dem 

Aufsatz  niedergelegt,  den  er  in  der  Historischen  Vierteljahrsschrift  von  1898 
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S.  370  ff.  veröffentlichte.  Hier  wird  das  nun  alles  breiter  ausgeführt  und 
mit  reichem  Material  belegt.  Der  erste  Theil  gibt  Geschichte  der  Quellen 
und  Literatur  der  reformirten  Verfassungslehre.  Wir  begleiten  hier  die  refor- 
mirte  Kirche  bei  ihrer  Verbreitung  über  zwei  Welttheile,  betrachten  die  be- 
sonderen Bedingungen,  unter  welchen  ihre  Verfassung  in  den  einzelnen  Län- 
dern sich  gestaltet  und  entwickelt,  und  sehen,  wie  demnach  die  einheitliche 
Idee  sich  verschieden  ausprägt.  Dass  schon  diese  Zusammenstellung  ein 
äusserst  anziehendes  und  lehrreiches  Bild  von  der  zu  schildernden  grossen 
Erscheinung  geworden  ist,  liefert  wieder  einen  Beweis  für  die  hervorragende 
Darstellungskraft  des  Verf. 

Der  zweite,  umfangreichere  Theil  behandelt  das  eigentliche  Thema.  Es 
ist  ein  äusserst  dankbares  Unternehmen,  die  Eigenart  einer  Kirchenverfassung 
nicht  bloss  an  den  äusseren  juristischen  Formen  zu  suchen,  die  sie  darbietet, 
sondern  sie  abzuleiten  aus  den  unjuristischen,  religiösen  oder  theologischen 
Ideen,  welche  dahinter  stehen.  Solche  Anknüpfung  wird  ja  wohl  nie  ganz 
unterlassen,  aber  die  Gründlichkeit  und  die  Tiefe,  mit  welcher  es  hier  ge- 
schieht, ist  eine  rühmliche  Besonderheit.  Der  „reformirte  Kirchenbegriff** 
wird  vorangestellt.  Aus  ihm  entfaltet  sich  dann  alles  Uebrige.  Mit  dem 
lutherischen  Kirchenbegriff  hat  sich  der  Verf.  schon  früher  ausführlich  be- 
schäftigt und  mit  den  Folgerungen,  die  sich  aus  ihm  ergeben.  Indem  er 
diesen  jenem  gegenüberhält,  erläutert  er  auf  Schritt  und  Tritt  seinen  jetzigen 
Gegenstand.  Reformirte  und  lutherische  Kirchenverfassungsideen  unterliegen 
beide  schliesslich  weltlichen  Strömungen.  Machen  sie  aus  der  lutherischen 
Kirche  ein  Stück  des  Polizeistaates,  so  münden  die  reformirten  Verfassungs- 
einrichtungen in  die  modernen  demokratischen  Ideen  und  in  den  Grundsatz 
der  Trennung  von  Staat  und  Kirche.  Die  presbyterialen  und  synodalen  Ele- 
mente, welche  die  Neuzeit  in  die  lutherischen  Kirchenverfassungen  eingefügt 
hat,  entsprechen  keineswegs  den  ursprünglichen  reformirten  Einrichtungen. 
Es  sind  Zugeständnisse  an  die  auf  dem  Boden  der  weltlichen  Gemeinwesen 
mächtig  gewordenen  Tendenzen  der  Demokratie  und  der  Selbstverwaltung. 

Wenn  sonst  vielfach  die  Neigung  besteht,  die  konfessionellen  Gegen- 
sätze zu  verwischen  und  das  Gemeinsame  zu  betonen,  so  wird  hier  das 
Unterscheidende  kräftig  zur  Geltung  gebracht.  Jedenfalls  ist  das  echte 
Kechtswissenschaft;  klare,  scharfe  Unterscheidungen  sind  ihre  Aufgabe.  Den 
höheren  gemeinsamen  Zielen  wird  dadurch  nicht  geschadet. 

Es  ist  wieder  eine  höchst  erfreuliche  Leistung,  welche  der  Verf.  uns 
hier  geliefert  hat.  0.  M. 


Max  ron  Oettingen,    Abriss   des   russischen   Staatsrechts.     Berlin, 
Georg  Reimer,  1899.     167  S. 
Das  kleine  Buch  ist,  wie  es  in  der  Vorrede  bekennt,  dem  Juristischen 
Laien"  gewidmet.    In  diesem  Sinne  mag  es  denn  auch  seinen  Platz  bean- 
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Sprüchen  neben  der  für  uns  selbstverständlich  werthvolleren  Bearbeitang, 
welche  der  Gegenstand  von  Enoelmann  in  Marqaardsen's  Handbuch  gefunden 
hat.  Es  lehnt  sich  sehr  viel  an  diese  an;  zumeist  erscheint  es  nur  wie  eine 
nicht  ungeschickte  Abkürzung  davon.  Hie  und  da  werden  selbständige  po- 
litische Betrachtungen  eingeschoben.  Doch  werden  auch  aus  eigener  Sach- 
kenntniss  manche  Einzelheiten  hinzugefügt,  welche  dazu  dienen  können,  das 
Bild  zu  verdeutlichjen.  O.  M. 


Max  Kolisch,  Beiträge  zum  österreichischen  Parlamentsrecht. 
(Band  II  Heft  2  der  Staats-  und  völkerrechtlichen  AbhandlungeD. 
Herausgegeben  von  Georg  Jellinek  und  Georg  Meyer.)  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot.    X  u.  246  S.    8^    M.  5.40. 

Nicht  das  ganze  österreichische  Parlamentsrecht  will  der  Verf.  behandeln, 
sondern  nur  „Beiträge"  dazu  liefern,  und  zwar  beschränkt  er  sich  auf  die 
Darstellung  derjenigen  Rechtssätze,  die  sich  auf  die  Berufungsordnung  des 
Reichsrats  beziehen,  schliesst  von  der  Behandlung  also  aus  einmal  die 
Delegationen  und  die  Landtage,  dann  aber  auch  alle  jene  Verfassungsbestim- 
mungen, die  zwar  den  Reichsrat,  nicht  aber  dessen  Organisation  zum  Gegen- 
stand haben,  d.  h.  die  Lehre  von  der  Kompetenz  und  diejenige  von  den 
Formen  der  Thätigkeit  der  beiden  Häuser. 

Der  zweiten  und  dritten,  das  Herren-  und  das  Abgeordnetenhaus  be- 
handelnden Abteilungen  stellt  er  einen  ersten,  Einleitungsabschnitt  „Die 
rechtliche  Stellung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrates''  voran.  Nachdem 
der  Verf.  treffend  nachgewiesen,  dass  der  Reichsrat  weder  Vertreter  des 
Reichs,  noch  Vertreter  des  Volkes  ist,  und  zwar  jenes  nicht,  weil  das 
Rechtssubjekt  Reich  durch  den  Kaiser  vertreten  wird,  dieses  nicht,  weil  das 
Volk  kein  Rechtssubjekt  ist,  wendet  er  sich  gegen  die  Ansicht  derjenigen 
Schriftsteller,  die  in  dem  Reichsrat  als  Einheit  ein  Staatsorgan  erblicken, 
und  stellt  zum  Nachweis  der  Organqualität  jedes  einzelnen  Hauses  eine 
originelle  Dreiteilung  auf:  Nach  dem  Einfluss,  den  jedes  Organ  auf  die 
staatliche  Willensbildung  ausübt,  scheidet  der  Verf.  in  drei  Gruppen.  In 
die  erste  verweist  er  die  Fälle,  wo  der  Beschluss  eines  einzigen  Organes  eine 
staatsrechtliche  Wirkung  produziert,  —  wenn  z.  B.  eines  der  beiden  Häuser 
einen  Minister  io  Anklagezustand  versetzt  oder  das  Abgeordnetenhaus  die 
Wahl  eines  Mitgliedes  für  gültig  erklärt.  Die  zweite  Kategorie  ist  die,  wo 
beide  Organe  (Herren-  und  Abgeordnetenhaus  zusammen)  durch  zwei  getrennt 
gefasste ,  materiell  übereinstimmende  Beschlüsse  eine  Aenderung  des  staat- 
lichen Willens  bewirken,  —  wie  z.  B.  bei  der  Beschlussfassung  über  eine 
Notverordnung.  Drei  Organe  endlich,  d.  h.  die  beiden  Kammern  und  das 
souveräne  Staatsorgan  Kaiser,  müssen  materiell  und  formell  übereinstimmen 
bei  der  in  der  Gesetzgebung  zu  Tage  tretenden  staatlichen  Willensbildung. 
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Mit  Recht  hebt  der  Verf.  hervor,  dass  der  laus  der  Organqualität  folgende 
Grundsatz  der  getrennten  Beratung  und  Beschlussfassung  beider  Häuser 
nicht  durchbrochen  wird  durch  die  Vorschrift,  dass  die  feierliche  Eröffnung 
des  Reichsrates  in  Gegenwart  beider  Häuser  erfolgt  und  ebensowenig  durch 
die  Bestimmung,  dass  der  Kaiser  beim  Regierungsantritt  in  Gegenwart  beider 
Häuser  das  Verfassungsgelöbnis  leistet,  weil  es  sich  da  nicht  um  eine  gemein- 
same Sitzung,  sondern  nur  um  eine  gemeinsame  Versammlung  handle,  in  der 
nicht  beraten  und  nicht  beschlossen  werde.  Im  Zweifel  aber  könnte  man 
meines  Erachtens  sein,  ob  nicht  eine  Ausnahme  von  jener  Regel  dann  vor- 
liege, wenn  nach  §  11  Gesch.-O.-G.  vom  12.  Mai  1873,  No.  94  R.-G.-B.  eine 
aus  Mitgliedern  beider  Häuser  gebildete  Konferenz  zur  Vorberatung  eines 
G-esetzentwurfes  eingesetzt  werden  muss.  Zwar  spricht  §  11  bald  von  „der 
Konferenz",  bald  von  „den  gemeinsamen  Konferenzen"  und  ordnet  die  Wahl 
von  zwei  Vorsitzenden,  einem  aus  jedem  Hause,  die  abwechselnd  präsidieren, 
an;  aber  die  Bildung  der  Konferenz  ist  nicht  in  das  Belieben  eines  Hauses 
gestellt,  denn  nach  Abs.  3  kann  ein  von  dem  einen  Hause  zum  Beschluss 
erhobener  Einsetzungsantrag  von  dem  andern  Hause  nicht  abgelehnt  werden, 
femer  werden  in  der  Kommission  die  Stimmen  durchgezählt  und  der 
Kommissionsbericht  ist  conditio  sine  qua  non  für  die  folgende  Beratung  in 
den  Häusern.  Die  von  und  aus  den  beiden  Häusern  gewählten  Mitglieder 
sind  jedenfalls  Ausschnitte  der  Kammern  und  der  zustandekommende  Bericht 
ist  der  Beschluss  eines  Teilorgans  der  beiden  Häuser,  das  mit  den  gleichen 
staatlichen  Funktionen  wie  jene  betraut  ist.  —  Der  Verf.  stellt  den  Satz, 
dass  „Reichsrat"  nur  eine  Kollektivbezeichnung  für  zwei  Staatsorgane  ist, 
nur  für  Oesterreich  auf.  Ein  Satz  des  allgemeinen  Staatsrechts  ist  er  auch 
nicht.  So  ist  ohne  Zweifel  in  Frankreich  bei  der  Wahl  des  Präsidenten  der 
Republik  die  Nationalversammlung  als  solche  ein  Staatsorgan.  Ueberbaupt 
aber  dürfte  die  Annahme  eines  einzigen  parlamentarischen  Organs  gegenüber 
dem  souveränen  Organ  Monarch  der  ganzen  historischen  Entwickelung  mehr 
Rechnung  tragen  und  der  Idee  des  Konstitutionalismus  mehr  entsprechen. 
Von  praktischer  Bedeutung  ist  die  Sache  übrigens  nicht. 

Die  zweite  Abteilung  handelt  vom  Herrenhaus.  Der  Verf.  bringt  die 
Gesammtheit  der  auf  die  Zusammensetzung  desselben  sich  beziehenden  Rechts- 
sätze in  fünf  Kapitel :  die  Herrenhausmitglieder,  Erwerb,  Verlust  und  Ruhen 
der  Mitgliedschaft  und  die  gesetzliche  Qualifikation  zum  Mitgliede  des 
Herrenhauses.  Im  ersten  Kapitel  scheidet  er  die  Mitglieder  in  zwei  nach 
ihrem  Berufungstitel  verschiedene  Gruppen  von  Personen.  Die  erste  bilden 
die  ipso  jure  berufenen  Mitglieder,  zu  denen  die  grossjährigen  Prinzen  des 
kaiserlichen  Hauses,  ferner  die  erblichen  Herrenbausmitglieder,  sofern  einer 
ihrer  Agnaten  bereits  Mitglied  des  Herrenhauses  war,  endlich  alle  Erz- 
bischöfe und  Bischöfe  mit  fürstlichem  Rang  gehören,  deren  Diözese  in  den 
im  Reichsrat  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  liegt.  In  die  zweite 
Gruppe  fallen  1.  jene  erblichen  Mitglieder,    deren  Agnaten  noch  nicht  erb- 
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liehe  Mitglieder  waren,  2.  die  auf  Lebenszeit  berufenen  Mitglieder.  —  Im 
Kapitel  über  den  Erwerb  der  Mitgliedschaft  findet  der  Verf.  für  die  Gruppe 
der  ipso  jure  Berufenen  den  Satz:  „Will  eine  bestimmte  Person  nicht  die 
Herrenhausmitgliedschaft  erwerben,  dann  darf  sie  auch  nicht  die  Qualifikation 
erwerben,  mit  welcher  die  Herrenhausmitgliedschaft  untrennbar  verbunden 
ist.  Erwirbt  sie  die  erstere,  so  erwirbt  sie  ipso  jure  auch  die  letztere."  Die 
durch  kaiserliche  Verfügung  berufenen  Mitglieder  aber  erwerben  die  Mit- 
gliedschaft nicht  durch  die  Berufung,  welche  kein  Imperativ,  in  das  Herren- 
haus einzutreten,  sondern  ein  an  eine  bestimmte  Person  gerichteter  Antrag 
ist,  durch  Annahme  desselben  die  Mitgliedschaft  zu  erwerben.  Erst  die  An- 
nahme der  Berufung  ist  also  die  rechtserzeugende  Handlung.  Nun  bestimmt 
aber  das  Gesetz  nichts  über  Form  und  Zeit  der  Abgabe  der  Erklärung.  Da 
von  einer  Erforschung  der  Absicht  des  Gesetzgebers  dort  nicht  die  Rede 
sein  kann,  wo  keine  Absicht,  sondern  ein  Vergessen  vorliegt,  der  Wille  des 
Gesetzgebers  somit  nicht  interpretiert  werden  kann,  sondern  suppliert  werden 
muss,  versucht  der  Verf.  die  Lösung  dieser  Fragen  aus  allgemeinen  staats- 
rechtlichen Grundsätzen.  Aus  dem  Satz,  dass  die  Annahme  jedes  recht- 
lichen Willens  durch  seine  Erkennbarkeit  und  letztere  wieder  durch  seine 
Aeusserung  bedingt  ist,  ergebe  sich,  dass  die  Annahme  der  Berufung  nur  in 
einer  positiven,  nicht  in  der  Unterlassung  einer  neg^ativen  Handlung  erkannt 
werden  dürfe,  die  Unterlassung  der  Ablehnung  daher  nicht  als  Annahme 
gelten,  letztere  deshalb  nur  ausdrücklich  oder  durch  konkludente  Hand- 
lungen, wie  z.  B.  durch  Erscheinen  im  Sitzungssaale  zur  Ableistung  der 
Angelobung  erfolgen  könne.  Was  die  Zeit  betrifft,  so  soll  die  Annahme- 
erklärung, da  die  Frist  nicht  im  Belieben  des  Berufenen  liegen  könne, 
welcher  sonst  zeitlebens  das  Recht  der  Annahme  behielte,  sofort  zu  erfolgen 
haben,  nachdem  der  Berufene  von  dem  Antrage  offiziell  Kenntnis  erhalten- 
Nach  des  Verf.  Ansicht  über  die  Zeit  der  Annahmeerklärung  dürfte  man 
also  auf  eine  Ablehnung  der  Berufung  schliessen,  wenn  der  Berufene  sich 
nicht  sofort  erklärt;  nach  der  Ansicht  des  Verf.  über  die  Form  müsste  man 
erst  noch  abwarten,  ob  der  Berufene  nicht  doch  noch  durch  Erscheinen  im 
Herrenhaus  seine  Annahme  kundgiebt.  Allerdings  ist  die  Sache  bei  dieser 
Gruppe  der  durch  kaiserliche  Verfügung  berufenen  Mitglieder  minder  wichtig, 
da  der  Kaiser  eine  beliebige  Anzahl  berufen  kann  und  es  sich  da  nicht  um 
das  Nachrücken  in  einen  bestimmten  Sitz  handelt;  immerhin  könnte  in  einer 
gewissen  Zeit  die  Zahl  der  Herrenhausmitglieder  ungewiss  und  dadurch 
unter  Umständen  die  zur  Beschlussfähigkeit  des  Herrenhauses  erforderliche 
Anzahl  von  vierzig  Mitgliedern  nicht  vorhanden  sein.  Das  Verdienst  des 
Verf.  ist  es,  zuerst  auf  diese  Lücke  in  der  Gesetzgebung  hingewiesen  zu 
haben.  —  Eine  Besprechung  auch  nur  des  wichtigsten  Inhalts  ist  hier  un- 
möglich; nur  auf  einzelne  aus  der  Masse  der  interessanten  Fragen,  die  der 
Verf.  mit  grosser  Klarheit  und  Schärfe  gelöst  hat,  sei  hier  aufmerksam  ge- 
macht.    So  hebt  der  Verf.  hervor,   dass   abgesehen    von  allgemein  konstitu- 
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tionellen  Bedenken  der  Kaiser  schon  infolge  des  Fehlens  der  Prinzeneigen- 
Schaft  nicht  Mitglied  des  Herrenhauses  sein  kann.  Ferner:  „Da  jeder  gross- 
jährige Prinz  des  kaiserlichen  Hauses  kraft  Kechtssatzes  Herrenhausmitglied 
ist  und  der  gewesene  Kaiser  wieder  Prinz  wird,  so  erwirbt  er  durch  den 
Rechtsakt  des  Verzichtes  auf  die  Krone  ipso  jure  die  Mitgliedschaft  im 
Herrenhause.*'  Aus  dem  Recht,  welches  das  bayerische  königliche  Familien- 
itatut  vom  5.  Aug.  1819  (Tit.  IV  §  3)  dem  Monarchen  gewährt,  „alle  zur 
Erhaltung  der  Ruhe,  Ehre,  Ordnung  und  Wohlfahrt  des  königlichen  Hauses 
dienliche  Massregeln  zu  ergreifen,^  schliesst  der  Verf.,  da  jenes  Statut  allen 
seither  erlassenen  Familienstatuten  deutscher  fürstlicher  Häuser  zum  Vorbild 
diente,  für  den  österreichischen  Kaiser  auf  ein  immer  durch  das  Familien- 
Statut  beschränktes  Dispensationsrecht  gegenüber  den  Mitgliedern  des  kaiser- 
lichen Hauses  und  verweist  auf  die  Thatsache,  dass  weder  Kaiser  Ferdinand  I. 
noch  der  Vater  des  Kaisers  Franz  Joseph,  Erzherzog  Franz  Karl,  Mitglieder 
des  Herrenhauses  waren.  —  Interessant  ist  auch  der  Nachweis,  dass  bei  der 
Gruppe  der  erblichen  Mitglieder  der  ordentliche  Richter  da,  wo  er  die 
privatrechtliche  Frage  nach  dem  Haupte  der  Familie  zu  entscheiden  hat, 
damit  indirekt  durch  ein  Präjudizialurteil  über  die  Herrenhausmitgliedschaft 
einer  bestimmten  Person  entscheidet.  —  Die  juristischen  Thatsachen,  welche 
ein  Ruhen  der  Herrenhausmitgliedschaft  bewirken,  teilt  der  Verf.  in  solche 
welche  nur  bei  einigen  besonders  qualifizierten  Personen,  und  in  solche,  die 
bei  allen  Herrenhausmitgliedern  eintreten  können.  Zu  den  ersteren  gehören 
die  Uebemahme  der  Regentschaft  oder  der  Stellvertretung  der  Regierung 
des  Kaisers  und  die  über  einen  Erz-  oder  Fürstbischof  verhängte  Suspension 
vom  Kirchenamte.  Zur  zweiten  Gruppe  gehören  die  Verhängung  der  Kuratel 
und  die  Eröffnung  des  Konkurses,  endlich  die  nach  einer  rechtskräftigen 
Verurteilung  infolge  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  erfolgte  Freisprechung. 
Der  letzte  Fall  ist  der  interessanteste  wegen  der  bei  den  ipso  jure  berufenen 
erblichen  Mitgliedern  praktisch  möglichen  Frage,  welche  Rechtswi^kung  der 
nunmehrige  Freispruch  in  der  rechtlichen  Stellung  des  Nachfolgers  äussert. 
Der  Verf.  kommt  zu  dem  Ergebnis,  dass  dem  Nachfolger  die  Mitgliedschaft 
nur  scheinbar  zukam,  sie  daher  für  ihn  auch  nicht  erlöschen  kann,  dass 
aber  ihr  scheinbarer  Besitz  insofern  nicht  ohne  Rechtsfolgen  bleibt,  als  der 
Nachfolger,  was  die  aus  der  Mitgliedschaft  fliessenden  Rechte  betrifft,  so 
behandelt  wird,  als  wäre  er  Mitglied  gewesen. 

Die  dritte  Abteilung  über  das  Abgeordnetenhaus  wird  eingeleitet  durch 
einen  verfassungsgeschichtlichen  Ueberblick  über  das  Oktoberdiplom  (1860) 
and  das  Februarpatent  (1861),  eine  Darstellung  der  Berufungsordnung  nach 
der  Dezemberverfassung  (1867)  und  des  Notwahlgesetzes  (1868).  Eine  tief- 
gehende Aenderung  der  Berufungsordnung  des  Abgeordnetenhauses  erfolgte 
durch  die  Verfassungsreform  von  1873.  Art.  I  des  Gesetzes  vom  2.  April 
1873  hob  die  Vorschrift,  dass  die  Reichsratsabgeordneton  grundsätzlich  nur 
von  und  aus  den  Landtagen  zu  wählen  seien,    auf  und  bestimmte,    dass  sie 


—     616     — 

.  111  UiU^hch  uioht  mehr  von  den  Landtagen,  sondern  nach  Massgabe  der 
ilciKiuiiuUwtthlurdnang  gleichen  Datums  von  den  Mitgliedern  der  in  den 
LaiiiuouxJuuugeu  enthaltenen  Landtagswahlberechtigtenklassen  zu  wählen 
:*:iua,  hliuo  neue  Verfassungsreform  fand  im  Gesetz  vom  14.  Juni  1896  ihren 
AitMii'uck,  indem  die  Zahl  der  Abgeordneten  erhöht  und  ferner^zu  den  nach 
iuLui'0aaengruppen  gebildeten  Klassen  eine  „allgemeine  Wählerklaase**  hinzu- 
^a^lügt  wurde,  fiir  die  im  Gegensatz  zu  den  übrigen  das  allgemeine  Wahl- 
recht besteht.  Die  Wahlberechtigung  in  der  allgemeinen  Wählerklasse  kann 
iia  (Ulgemeinen  als  Voraussetzung  für  die  Wahlberechtigung  in  den  anderen 
Klassen  angesehen  werden,  sodass  die  Angehörigen  der  letzteren  in  der 
Hegel  ein  doppeltes  Stimmrecht  haben,  nämlich  ausserdem  in  der  allgemeinen 
Wählerklasse  noch  eines  in  einer  der  nach  Interessengruppen  gegliederten 
vier  Klassen  des  grossen  Grundbesitzes,  der  Handels-  und  Gewerbekammem, 
der  Städte  und  der  Landgemeinden.  In  der  Klasse  der  Städte  unterscheidet 
der  Verf.  zwei  Gruppen  von  Reichsratswahlberechtigten :  I.  Alle  jene  Ge- 
meiudemitglieder,  die  eine  Jahresschuld  an  direkten  landesfürstlichen  Steuern 
von  vier  Gulden  zu  entrichten  haben,  II.  diejenigen  Personen,  die,  ohne 
den  unter  I.  ausgesprochenen  Bedingungen  zu  entsprechen,  dennoch  in  der 
Klasse  der  Städte  reichsratswahlberechtig^  sind,  weil  sie  in  derselben  Klasse 
landtagswahlberechtigt  sind.  —  In  der  Klasse  der  Landgemeinden  unter- 
scheidet der  Verf.  dieselben  zwei  Gruppen.  —  Im  Kapitel  (XIV)  über  die 
Ausübung  des  Wahlrechts  trennt  der  Verf.  klar  und  scharf  die  Erteilung 
der  Vollmacht  von  der  der  Erlaubnis  zur  Ausübung  des  Wahlrechts.  Im 
ersten  Fall  kann  der  Vertreter  das  Wahlrecht  eines  anderen,  des  Vollmacht- 
gebers, ausüben;  im  zweiten  kann  der  Wahlberechtigte  sein  eigenes  Wahl- 
recht ausüben,  aber  nur  auf  Grund  der  Zustimmung  anderer  Wahlberechtigter. 
Dies  trifft  zu,  wenn  sich  das  Gut  im  Miteigentum  mehrerer  Wahlberechtigter 
befindet.  Jedem  kommt  hier  das  Wahlrecht  ganz  und  ungeteilt  zu,  aus- 
geübt kann  es  jedoch  nur  werden  durch  einen  der  wahlberechtigten  Mit- 
eigentümer. Erforderlich  ist  deshalb  zur  Ausübung  des  Wahlrechts  seitens 
eines  Miteigentümers  die  einhellige  Zustimmung  aller  anderen;  solange  sich 
diese  nicht  erzielen  lässt,  ruht  deshalb  das  Wahlrecht  für  jeden  wahlberech- 
tigten Miteigentümer.  —  Da  in  den  im  Reichsrat  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  die  Neuwahlen  nicht  an  einem  und  demselben  Tage  vor 
genommen  worden,  sondern  länderweise  ausgeschrieben  nach  einer  hinsicht- 
lich der  Wahlklassen  gesetzlich  genau  bestimmten  Reihenfolge  länderweise 
erfolgen,  ergeben  sich  für  die  Berechnung  der  Wahlperiode  zwei  Möglich- 
keiten: als  Anfangstermin  entweder  den  Tag  zu  betrachten,  an  dem  unter 
sämtlichen  Neuwahlen  die  erste,  oder  den,  an  welchem  die  letzte  stattfindet. 
Die  Annahme  des  letzten  Wahltages  widerspricht  dem  Grundsatz,  dass  die 
Wahlperiode  für  das  ganze  Abgeordnetenhaus  einheitlich  ist;  es  würde  nicht 
ein  totales,  sondern  ein  partielles  Ausscheiden  infolge  Ablaufs  der  Zeit  ein- 
treten.    Der  Verf.   entscheidet    sich   deshalb  jedenfalls    mit   Recht   fiir  den 
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iten  Ta$if  nnd  lässt  sich  auch  durch  den  Umstand  nicht  irremachen,  dass 
)  nach  dem  ersten  Tag  Gewählten  gar  nicht  die  Möglichkeit  haben,  durch 
:h8  Jahre  Abgeordnete  zu  bleiben;  denn  auch  den  in  Ergänzungswahlen 
wählten  mangele  diese  Möglichkeit  und  §  18  St.-G.-G.  gewähre  nicht  den 
»geordneten  ein  unentzieh bares  Recht  auf  die  sechsjährige  Abgeordneten- 
;enschaft,  sondern  setze  nur  eine  Maximalfrist  fest. 

Das  sind  nur  Stichproben,  aber  sie  dürften  und  müssen  auch  bei  dem 
ichränkten  Raum  genügen.  Das  Werk  von  Kulisoh  füllt  eine  Lücke  aus 
d  füllt  sie  gut  aus.  Der  österreichische  Praktiker,  für  den  die  eingehende 
rücksichtigung  der  Parlamentspraxis  von  besonderem  Wert  ist,  wird  Rat 
i  Belehrung  schöpfen  aus  dem  Buche,  das  in  das  schier  unentwirrbare 
webe  der  unzähligen  Gesetzesbestimmungen  ein  klares,  übersichtliches 
stem  bringt,  und  wird  es  als  Nachschlagewerk  benützen.  Dem  Theoretiker 
i  der  Verf.  gehalten,  was  er  ihm  im  Vorwort  versprach:  eine  rein 
istische  Behandlung  der  auf  die  Organisation  des  Reichsrats  sich  be- 
henden Sätze  und  ein  Herausschälen  der  ihnen  zugrunde  liegenden  Rechts- 
ianken,  die  für  alle  Monarchien  gelten  können.  So  werden  die  „Beiträge** 
erkannt  werden  weit  über  Oesterreichs  Grenzen  hinaus. 

Strassburg  i.  E.  Dr.  Adolf  Dock. 


.  Heinrich  Horten,  Die  Jurisdiktionsnorm  und  ihr  Einführungs- 
gesetz. Ein  Kommentar.  Wien,  Manz'sche  Buchhandlung,  1898. 
339  S. 

In  der  der  österreichischen  Gesetzesterminologie  seit  jeher  eigenthüm- 
ien  Bedeutung  bezeichnet  der  Begriff  „Jurisdiktionsnorm"  mehrere  Materien, 
Iche  nach  der  Sprachweise  der  deutschen  Reiühsgesetze  theils  im  Gerichts- 
fassungsgesetze,  theils  in  der  Civilprozessordnung,  theils  endlich  in  dem 
setze  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ihren  Platz 
finden  hätten.  Die  Jurisdiktionsnorm  umfasst  nämlich  nicht  nur  die  Grund- 
je  der  Gerichtsverfassung  auf  dem  Gebiete  der  Civilgerichtsbarkeit,  die 
ederung  der  ordentlichen  Gerichte  in  ihrer  Koordination,  sowie  im  Ver- 
tnisse  der  lieber-  und  Unterordnung,  also  im  lostanzenzuge,  sondern  auch 
Grundsätze  über  die  innere  Organisation  der  Gerichte,  über  die  Einthei- 
g  derselben  nach  Senaten  (Gerichtsabtheilungen),  über  die  Organisation 
•  Kanzlei-  und  der  Vollstreckungsämter,  die  Vorschriften  über  die  Berath- 
f  und  Abstimmung,  über  Perhorreszirung  der  Richter  und  der  richterlichen 
s^ane,  über  Rechtshilfe,  sowie  sämmtliche  Vorschriften  über  die  Zuständig- 
t  in  sachlicher  und  örtlicher  Richtung  nicht  nur  auf  dem  Gebiete  des  strei- 
en  civilgerichtlichen  Verfahrens,  des  eigentlichen  Civilprozesses,  sondern 
;h  auf  dem  Gebiete  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  allen  ihren  Rich- 
igen,  sowohl  in  Bezug  auf  die  Nachlassregulirung,  die  sog.  Verlassenschafts- 
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abbandluDg,  als  auch  in  Bezug  auf  die  Vormundschaft  und  Kuratel,  die  Legiti- 
mation von  Kindern,  die  Fideikommissangelegenheiten,  das  Grundbuch swesen. 
Der  Inhalt  der  Jurisdiktionsnorm  ist  daher  ein  ganz  ausserordentlich  reicher 
und  viel  verzweigter.  Derselbe  schlägt  fast  in  alle  Partien  des  civilg^richt- 
lichen  Verfahrens  ein,  berührt  mehr  oder  minder  stark  sämmtliche  Zweige  des 
Privat-  und  Öffentlichen  Rechts,  in  nicht  geringem  Masse  speziell  auch  die 
völkerrechtlichen  Beziehungen  der  Gerichtshoheit  des  Staates,  und  eben  des 
halb  ist  eine  genau  erläuternde  Darstellung  dieses  Gesetzes  von  besonderem 
Interesse,  aber  auch  mit  sehr  bedeutenden  Schwierigkeiten  verbunden. 

Das  uns  vorliegende  Werk  Horten^s  ist  seinen  Aufgaben  in  aus- 
gezeichneter Art  gerecht  geworden.  Das  enorme  Material,  welches  die 
verschiedenen  Wechselbeziehungen  zwischen  der  Jurisdiktionsnorm  und  den 
darin  gestreiften  zahlreichen  Zweigen  der  Gesetzgebung  umfasst,  ist  von  dem 
Kommentator  in  vollkommen  erschöpfender  Art  herbeigezogen  worden. 
Die  Darstellung  ist  dabei  durchaus  nicht  weitläufig,  sondern  kurz,  sicher 
und  gedrängt.  Die  den  einzelnen  Paragraphen  der  Jurisdiktionsnorm  selbst 
und  den  Artikeln  des  Einführungsgesetzes  beigefügten  Erläuterungen  sind 
stets  in  wohlthuender  Systematik  geordnet.  Auch  sind  sämmtliche  ein- 
schlagende Literaturangaben  mit  der  grössten  Vollständigkeit  beigefügt.  Be- 
sondere Erwähnung  verdienen  einige  grössere  Darstellungen,  welche  dem  Kom- 
mentar eingegliedert  sind,  so  insbesondere  die  über  die  Grenzlinien  zwischen 

• 

Justiz  und  Verwaltung  und  über  den  Begriff  der  „bürgerlichen  Rechtssache" 
in  den  Erläuterungen  zu  §  1  der  Jurisdiktionsnorm  (S.  71  —  100).  Verf. 
definirt  die  „bürgerliche  Rechtssache'*  als  alles  das,  was  bloss  eine  Wah^ 
nehmung  privatrechtlicher  Verhältnisse  bedingt;  wo  politische  Gesichtspunkte 
in  die  Hauptfrage  einspielen,  liegt  nach  Ansicht  des  Verf.  eine  „publizistische 
Rechtssache"  vor.  Man  muss  bei  dieser  Darstellung  in  Betracht  ziehen,  das» 
der  österreichischen  Gesetzgebung  eine  auch  nur  halbwegs  genaue  Feststellung 
des  Begrift'es  „Civilprozesssache"  seit  jeher  gänzlich  fremd  war,  und  dass  der 
österreichische  Jurist  auf  die  aus  den  verschiedensten  Zeiten  bis  über  ein 
Jahrhundert  zurückreichenden,  nicht  immer  consequenten  zahlreichen  Spezial- 
normen beschränkt  ist,  um  diesen  Begriff  auch  nur  einigermassen  fassen  zu 
können.  Die  neuen  Prozessgesetze  haben  es  leider  unterlassen,  in  dieser 
Beziehung  kodifizirend  einzugreifen;  weder  in  der  Civilprozessordnung,  noch 
im  Gerichtsorganisationsgesetze,  noch  in  der  Jurisdiktionsnorm  findet  sich 
auch  nur  eine  Andeutung  darüber,  was  unter  „bürgerlicher  Rechtssache* 
oder  „bürgerlicher  Rechtsstreitigkeit"  (Civilprozesssache)  zu  verstehen  sei; 
und  so  ist  die  ganze  Masse  der  bisherigen,  in  den  verschiedensten  Zeiten 
entstandenen,  zum  Theil  ganz  entgegengesetzten  prinzipiellen  Auffasstmgen 
entsprungenen  Spezialvorschriften  in  dieser  Beziehung  stillschweigend  in  den 
neuen  Rechtszustand  herübergenommen.  Man  wird  kaum  eine  klarere  und 
eingehendere  zusammenfassende  Darstellung  dieser  Fragen  finden,  als  eben 
die  in  dem  vorliegenden  Werke,  welches  sich  auch  auf  die  neueste  Literatur 


—     619     — 

in  dieser  Richtung,  insbesondere  auf  die  bekannten  Schriften  von  Tezner 
(Administrativverfahren),  Bernatzik  (Rechtssprechung  und  materielle  Rechts- 
kraft) und  Jellinek  (Subjektive  öffentliche  Rechte)  stützt. 

Für  die  Literatur  des  österreichischen  Civilprozesses  und  für  die  Lite- 
ratur des  Prozessrechtes  im  Allgemeinen  bildet  dieses  Werk  eine  werthvolle 
Bereicherung.  M.  v.  Schuster. 


Entscheidungen  des  Hanseatischen  Oberlandesgcrichts  in  Straf- 
sachen aus  den  Jahren  1879 — 1897.  Geordnet  und  herausgegeben 
von  Dr.  Paul  Vogt,  Landrichter  in  Hamburg.  Hamburg,  Hermann 
Seippel,  1899.     8^     IX  u.  758  S. 

Die  höchstinstanzlichen  Entscheidungen  der  deutschen  Oberlandesgerichte 
in  Strafsachen  werden  in  der  Regel  wenig  über  den  Kreis  des  Oberlandes- 
gerichtsbezirks, in  dem  sie  ergangen  sind,  hinaus  bekannt;  es  fehlt  an  einem 
Organ,  welches  dieselben  einem  grösseren  Leserkreise  zugänglich  zu  machen 
geeignet  ist.  Und  doch  bietet  ihr  Inhalt,  wenn  er  richtig  gesichtet  ist,  ein 
grosses  Mass  von  Interesse  und  Belehrung,  insbesondere  auf  denjenigen 
Rechtsgebieten,  auf  denen  in  Folge  der  Zuständigkeitsvorschriften  des  Ge- 
richtsverfassungsgesetzes die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  gar  keine 
oder  nur  eine  geringe  Ausbeute  gewährt.  Ueber  diese  Gebiete  hinaus  ver- 
schafft die  Vergleichung  der  reichsgerichtlichen  Judikatur  mit  der  ihr  nichts 
weniger  als  kritiklos  nachfolgenden  Rechtsprechung  ebenbürtiger  Gerichte 
Fülle  von  Anregung. 

Unter  diesen  Umständen  ist  die  Veröffentlichung  strafrechtlicher  Ent- 
scheidungen eines  der  angesehensten  unserer  Oberlandesgerichte,  des  Hansea- 
tischen Oberlandesgerichts,  mit  Freude  zu  begrüssen.  Die  Thätig- 
keit  des  Herausgebers  war  eine  dreifache.  Sie  bestand  zunächst  in  einer 
Sichtung  des  recht  umfangreichen,  sich  über  mehr  als  18  Jahre  erstrecken- 
den Materials.  Der  Verheissung  seines  Vorworts  entsprechend  hat  der 
Herausgeber  mit  Sorgfalt  und  glücklichem  Griff  nur  solche  Entscheidungen 
ausgewählt,  die  nach  irgend  einer  Richtung  ein  bleibendes  Interesse  bieten. 
Seine  zweite  Aufgabe  war  die  Anordnung  und  Behandlung  der  von 
ihm  ausgewählten  466  Entscheidungen.  Er  bringt  dieselben  in  fünf  Abthei- 
lungen unter,  betitelt  „Strafgesetzbuch"  (No.  1 — 125),  „Gewerbeordnung" 
(No.  126 — 175),  „Andere  materiellrechtliche  Reichsgesetze  und -Verordnungen" 
(Xo.  176 — 239),  „Landesgesetze  und -Verordnungen"  (No.240 — 378),  „Prozess- 
gesetze" (No.  379 — 466),  von  denen  jede  eine  Anzahl  von  Unterabtheilungen 
aufweist.  Ein  Blick  auf  die  „Uebersicht"  (S.  V — VIII),  welche  zeigt,  wie 
praktisch  und  leicht  zu  übersehen  diese  Anordnung  ist,  bringt  Einwendungen, 
die  sich  gegen  ihre  Systematik  erheben  lassen,  zum  Schweigen.  Jede  ein- 
zelne Entscheidung  ist   mit  einer  Ueberschrift  versehen,   welche    die    darin 
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behandelten  Rechtsfragen  nennt;  es  folgt  die  Angabe  der  in  Betracht  kommen- 
den Strafgesetze,  des  Datums  und  Rubrums  der  Entscheidung  und  des  judex 
a  quo,  endlich  der  Wortlaut  der  Entscheidungsgründe,  dem,  wo  erforderlich, 
ein  kurzer  Thatbestand  vorangestellt  ist.  Wo  es  dem  Herausgeber  auf  die 
EntscheidungBgründe  nur  nach  einer  bestimmten  Richtung  ankam,  hat  er  bei 
ihrer  Wiedergabe  Auslassungen  und  Kürzungen  eintreten  lassen,  ohne  dabei 
in  den  Fehler  der  jetzt  stark  in  Aufnahme  gekommenen  Präjudikaten excerpte 
zu  verfallen,  bei  denen  oft  die  citirten  Satze  vollständig  aus  dem  Zusammen- 
hange gerissen  erscheinen.  Endlich  hat  der  Herausgeber  durch  Beifügung 
einer  grossen  Anzahl  von  Anmerkungen  die  Benutzung  seines  Buchs  er- 
leichtert. Dieselben  enthalten  Hinweise  auf  andere  Stellen  des  Buchs,  auf 
Gesetzesbestimmungen,  vor  Allem  aber  auf  anderweitige,  sich  mit  derselben 
Materie  beschäftigende  Urtheile,  insbesondere  des  Reichsgerichts. 

Ein  sorgfältiges  Sachregister  nebst  Gesetzesregister  bildet  den  Schluss 
des  verdienstlichen  Buchs,  dem  im  Interesse  unserer  Rechtspflege  eine  weite 
Verbreitung  zu  wünschen  ist. 

Hamburg.  Dr.  Georg  Schaps. 


Dr.  P.  Dande,  Geh.  Regierungsrat  und  Universitätsrichter  bei  der  Königl. 
Friedrich- Wilhelms-Universität  Berlin,  Das  Aufgebots  verfahren 
nach  Reichsrecht  und  preussischem  Landesrecht.  Dritte, 
umgearbeite  Auflage.  Berlin,  H.  W.  Müller,  1900.  VIII  u.  334  S. 
M.  6.50. 

Für  den  Praktiker  ist  kaum  eine  andere  Frage  so  schwer  zu  bewältigen 
als  eine  solche  aus  dem  Gebiete  des  Aufgebotsverfahrens.  Die  Rechts- 
zersplitterung ist  eben  so  gross  wie  das  Verfahren  verwickelt,  jedes  Ver- 
sehen bewirkt  die  Nichtigkeit  und  hat  für  den  Richter  namentlich  wegen 
der  lusertionskosten  empfindliche  Regressansprüche  zur  Folge.  Selbst  ältere 
Richter  helfen  sich  hier  vielfach  damit,  dass  sie  sich  ein  „Simile"  beifügen 
lassen,  das  freilich  nicht  immer  passt.  In  dieses  Chaos  brachte  erst  die 
1881  erschienene  erste  Auflage  dieses  Werkes  einiges  Licht,  1890  erschien 
die  zweite,  jetzt  die  dritte,  welche  durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  und 
seine  Nebengesetze  notwendig  geworden  ist.  Das  gesamte  Material  fiudet 
sich  hier  klar  und  übersichtlich  zusammengestellt.  Der  erste  Teil  umfasst 
das  gerichtliche  Aufgebotsverfahreu  im  allgemeinen,  der  zweite  die  einzelnen 
Aufgebotsfälle.  Die  Darstellung  ist  zwar  systematisch,  doch  unter  beständigem 
Hinweise  auf  die  Quellen,  deren  wichtigste  im  Anhange  wörtlich  mitgeteilt 
sind.  Der  Abdruck  der  amtlichen  Formulare  in  Aufgebotssachen,  ein 
Kalender  für  die  Jahre  1900 — 1920  und  ein  gutes  Sachregister  erleichtem 
die  praktische  Handhabung.  Zu  besonderem  Danke  werden  dem  Verf  für 
seine  Arbeit  die  Praktiker  verpflichtet  sein,    da  er  ihnen  in  seinem  Werke 


—     621     — 

der  That  eineu  Ariadnefaden  durch  den  Irrgarten  des  Aufgebotsrechts 
rährt.  Doch  darf  nicht  unbeachtet  bleiben,  dass  in  dem  Werke  auch 
e  erhebliche  wissenschaftliche  Arbeit  auf  einem  der  juristischen  Theorie 
ht  gerade  sympathischen  Gebiete  steckt.  Möge  daher  auch  die  neue  Auf- 
e  die  verdiente  Beachtung  finden,  die  den  früheren  zu  teil  geworden  ist. 
Berlin.  Conrad  Bornhak. 

.  F.  Meiliy  Professor  an  der  Universität  Zürich,  Der  schweizerische 
Gesetzentwurf  über  die  elektrischen  Stark-  und  Schwach- 
stromanlagen. (Schweizer  Zeitfragen,  1900.  Heft  30.)  Zürich 
Art.  Institut  Orell  Füssli,  1900.     I  u.  55  S.     M.  1.50. 

Die  Schrift  trägt  als  Motto  den  Satz:  „Die  Elektrizität  ist  ein  selb- 
ndiges  modernes  Rechtsgut. "  Das  Bestreben,  diesen  Satz  von  immer 
len  Seiten  zu  beleuchten,  seine  Richtigkeit  zu  beweisen  und  seine  Beach- 
ig  zu  fordern,  zieht  sich  wie  ein  roter  Faden  durch  die  zahlreichen  Mono- 
iphien  Mkili's  hin.  Besonders  tritt  dies  in  obiger  Kritik  des  gesetz- 
)erischen  Vorgehens  der  schweizerischen  Bundesregierung  zu  Tage.  Ist 
Schrift  auch  naturgemäss  auf  schweizerische  Verbältnisse  berechnet,  so 
•d  doch  der  rechtliche  Zustand  ausserhalb  der  Schweiz,  vornehmlich 
utschlands,  vergleichend  berücksichtigt.  Sehr  beherzigenswert  auch  für 
lere  rechtliche  und  wirtschaftliche  Lage  ist  Mbili's  Mahnwort  bezüglich 
•  Konzessionierung  der  Wasserkräfte  zur  Gewinnung  elektrischer 
aft.  Er  berührt  damit  von  neuem  Gedanken,  welche  vor  geraumer  Zeit 
den  leider  wenig  bekannten  Werken  von  Wilke,  Die  volkswirtschaftliche 
deutung  der  Elektrizität  und  das  Elektromonopol,  Wien  1883,  und  von 
Myrbach,  Der  gemeinwirtschaftliche  Betrieb  elektrischer  Anstalten,  Tü- 
igen  1886,  beredten  und  wissenschaftlich  wohlgegründeten  Ausdruck  ge- 
iden  haben. 

Sollte  man  in  Deutschland  Veranlassung  nehmen,  weitere  gesetzgeberische 
issnahmen  für  elektrische  Anlagen  zu  treffen,  so  wird  man  mit  Nutzen 
jh  auf  diese  Schrift  von  Meili  zurückgreifen,  obgleich  sie  in  erster  Linie 
einem  vorübergehenden  Zwecke  bestimmt  ist;  namentlich  wird  dies  zu- 
tffen  für  den  Fall,  dass  man  sich  entschliessen  würde,  die  Haftpflicht 
r  Tötungen  und  Verletzungen  beim  Bau  und  Betrieb  elek- 
ischer  Anlagen  entsprechend  dem  Eisenbahnbaftpflichtgesetz  gesetz- 
[)erisch  zu  regeln. 

Leipzig.  Dr.  G.  Maas. 

.  Karl  Wertheim^  Nürnberg,  Wörterbuch   des  englischen  Rechts. 
Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1899.    XV,  576  S.    M.  10.—. 
Wenn  der  Verf.  beabsichtigt  hat,  das  englische  Recht  den  deutschen 
eoretikem  näher  zu  bringen  und  ihnen  das  Studium  englischer  Quellen  zu 
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erleichterD,  so  dürfte  derselbe  seinen  Zweck  erreicht  haben.  Das  Bach  ist 
ohne  Bedenken  jedem  deutschen  Juristen  zu  empfehlen,  welcher  das  eng- 
lische Recht  theoretisch  zu  bearbeiten  wünscht.  Erwägt  man  die  Mühe  und 
Arbeit,  welche  der  Verf.  auf  die  Fertigstellung  seines  Buches  verwendet  hat, 
und  die  Geschicklichkeit,  mit  welcher  er  den  Stoff  in  der  bei  den  deutschen 
Theoretikern  üblichen  Form  wiedergiebt,  so  kann  man  nicht  umhin,  der 
Hoffnung  Ausdruck  zu  geben,  dass  der  Verf.  seine  theoretische  Bearbeitung 
des  englischen  Rechts  fortsetzen  möge.  Es  ist  gewiss  eine  höchst  schwierige 
Aufgabe,  das  englische  Recht  in  einem,  den  deutschen  Anforderungen  ent- 
sprechenden Lehrbuche  systematisch  darzustellen;  der  Verf.  des  obigen 
Wörterbuches  dürfte  indessen  zu  den  nicht  gerade  zahlreichen  Personeu  zu 
zählen  sein,  welche   einer  derartigen  Aufgaben  vielleicht  gewachsen  wären. 

Das  Wörterbuch  behandelt  hauptsächlich  öffentlichrechtliche  Materien 
und  widmet  überall  der  geschichtlichen  Entwickelung  eine  besondere  Auf- 
merksamkeit. Mau  könnte  vielleicht  dem  Verf.  den  Vorwurf  machen,  dass 
er  zu  wenig  mit  den  in  England  anerkannten  Autoritäten  gearbeitet  hat  und 
zu  viel  Wert  auf  seine  deutschen  Vorgänger  legt.  In  England  selbst  würde 
der  Verf.  nicht  mit  Berufungen  auf  Stephen's  Commentaries  gehört  werden 
und  Gneist  und  dessen  Nachfolger  sind  dem  deutschen  Theoretiker  be- 
reits bekannt  oder  doch  direkt  zugänglich.  Es  würde  ferner  nicht  schwer 
fallen,  den  Verf.  auf  Definitionen  aufmerksam  zu  machen,  welche  die  eng- 
lischen Begriffe  nicht  richtig  wiedergeben.  Wenn  indessen  der  Verf.  seine 
theoretischen  Forschungen  fortsetzt,  wird  er  im  Laufe  der  Jahre  diese 
Mängel  selbst  entdecken  und  der  deutschen  Wissenschaft  eine  zweite,  richtig 
gestellte  Ausgabe  vorlegen  können. 

In  einem  Punkte  hat  sich  der  Verf.  ohne  Zweifel  trügerischen  Hoff- 
nungen hingegeben.  Der  Praxis  bringt  das  Werk  keinen  Nutzen  von  auch 
nur  irgend  welcher  Bedeutung.  Mag  der  Verf.  sein  Werk  einem  deutschen 
oder  einem  englischen  Praktiker  vorlegen,  der  Praktiker  wird  keinen  Nutzen 
daraus  ziehen  können.  Seine  Bedüi'fnisse  sind  nicht  berücksichtigt,  man 
möchte  fast  zu  der  Anschauung  gelangen,  dass  der  Verf.  die  Bedürfnisse 
der  Praxis  nur  sehr  oberflächlich  kennen  gelernt  hat. 

Dagegen  erwartet  der  Verf.  mit  Recht,  dass  sein  Buch  auch  Nicht- 
Juristen  dienen  wird,  wenn  auch  kaum  —  wie  der  Verf.  hofft  —  Geschäfts- 
leute zu  dem  Buche  greifen  werden.  Beachtenswert  ist  das  Buch  haupt- 
sächlich für  Neuphilologen,  und  es  mag  sein,  dass  auch  Politiker  das  Buch 
mit  Erfolg  benutzen  können. 

Die  Zukunft  des  Verf.  liegt  auf  dem  Gebiete  der  Theorie.  Weiteren  theoreti- 
schen Arbeiten  aus  seiner  Feder  wird  mit  Interesse  entgegenzusehen  sein. 

C.  H.  P.  Inhülsen. 
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Y«  Liszt,  Dr.  Franz 9  Das  Völkerrecht  systematisch  dargestellt.  Berlin, 
0.  Häring,  1898.    8«.    XV  u.  254  S.    M.  6.—. 

UUmann,  Dr.  Emannelj  Völkerrecht.  Im  Handbuch  des  öffentlichen 
Rechts,  Bd.  I.  ii.  Zweite  Aufl.  Freiburg  und  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr 
(Paul  Siebeck),  1898.    gr.  8°.    XI  u.  376  S.    M.  9.—. 

Das  fast  gleichzeitige  Erscheinen  zweier  systematischer  Bearbeitungen 
eines  Rechtsstofifes,  der  in  Fragen  der  Dogmatik,  wie  des  praktischen  Staaten- 
lebens im  Vordergrunde  des  allseitigen  Interesses  steht,  macht  der  wissen- 
schaftlichen Kritik,  die  sich  nicht  mit  dem  pflichtmässigen  Geschäft  eines 
Accessionskatalogs  begnügen  darf,  ein  Doppeltes  zur  Aufgabe.  Sie  muss 
diese  „Duplizität  der  Erscheinungen"  auf  ihre  treibenden  Ursachen  prüfen 
und  darf  nicht  hinter  der  bequemen  Formel  des  zufälligen  Zusammentreffens 
unzulängliche  Deckung  suchen.  Ist  so  der  Rahmen  gefunden,  der  sich  um 
beide  Werke  gleichen  Inhalts  aus  verschiedenen  geistigen  Werkstätten  spannt, 
dann  erst  fallt  ihr  auch  noch  die  leichtere  Aufgabe  des  Messens  und  Wagens 
der  einzelnen  Leistung  zu.  Gehen  wir  mit  diesem  Plan  an  die  Besprechung 
der  beiden  Völkerrechtswerke,  so  sehen  wir  beide  gleichsam  herausgetrieben 
aus  dem  fruchtbaren  Boden  unserer  ereignissvollen  Zeit,  in  der  jede  auf  den 
ersten  Anblick  als  „streng  national**  erscheinende  Thatsache  des  innem 
Staats*  und  Volksthums  wie  mit  Hilfe  eines  Heliographen  sofort  ins  System 
des  internationalen  Staaten-  und  Wirthschaftslebens  hineinstrahlt.  Die 
Welt  der  Wirklichkeit,  der  uns  thatsächlich  umgebende,  zur  Ausprägung 
in  Rechtsformen  drängende  Völkerverkehr  bildet  den  Untergrund  beider 
Werke;  sie  halten  sich  in  gleichem  Abstand  fern  von  aprioristischen  Kon- 
struktionen, die  das  Leben  meistern  wollen  und  von  Optativen,  in  denen 
sich  der  Einzelne  berechtigt  glaubt,  als  Sprachrohr  für  den  „Weltgeist"  zu 
fungiren.  Das  ist  der  ewig  geheimnissvolle  Zauber  unserer  Arbeit:  je  schärfer 
und  wahrer  der  Einzelne  das  wirklich  Vorhandene  sieht  und  wiedergibt, 
umso  deutlicher  zeigt  die  von  seiner  Hand  hochgehaltene  Laterne  in  ihrem 
Lichtkreis  den  Weg  der  Zukunft,  den  die  Rechtsentwicklung  nehmen  wird. 
Auch  die  Geisteswissenschaften  haben  ihr  räthselvolles  Problem  der  „Em- 
bryologie", das  nicht  mit  scharfer  Hand  angefasst  werden  darf.  — 

Noch  eine  zweite  Parallelerscheinung  macht  sich  beim  Studium  der  beiden 
Völkerrechtswerke  fühlbar:  ihre  Stellung  zum  grossen  Handbuch  des 
Völkerrechts,  das  unter  v.  Holtzendorff's  Leitung  vor  nun  zehn  Jahren 
zum  Abschluss  gelangt,  gleichsam  den  damaligen  und  wohl  auch  noch  heutigen 
Stand  der  Lehre  zusammenzufassen,  zu  einer  Gesammtdarstellung  zu  bringen, 
bestimmt  gewesen.  Meine  Mitarbeit  kann  mich  nicht  des  Rechts  auf  Selb- 
ständigkeit des  Urtheils  über  das  Werk  verlustig  macheu:  ich  unterw^erfe  mich 
willig  auch  bei  einer  geistigen  Produktiv-Genossenscbaft  der  Forderung  der 
„unbeschränkten  Haftung",  aber  ich  verlange,  was  auch  dem  Genossenschafter 
nicht  versagt  werden  kann,  die  Selbständigkeit  des  Theils  gegenüber  dem 
Archiv  für  öflfeutliches  Recht.  XV.  4.  42 
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Ganzen.  Mit  diesem  Vorbehalt  kann  es  gesagt  werden,  dass  das  Handbuch 
des  Völkerrechts  für  sich  und  für  seine  Verlagsanstalt  (vormals  J.  F.  Richter 
in  Hamburg)  ein  besseres  Schicksal  verdient  hätte,  als  ihm  wirklich  geworden. 
Die  „fata  libelli'*  sind  nicht  immer  bloss  durch  das  Schicksal  ihrer  Autoren 
bestimmt,  es  laufen  auch  noch  ganz  andere  Fäden  in's  Gewebe.  Gewiss  war  es 
nicht  mehr  der  jugendfrische,  thatkraftige  Franz  v.  Holtzendorff,  der  hier 
den  Platz  auf  der  Kommandobrücke  einnahm ;  er  war  nicht  mehr  im  Stande, 
die  verschiedenartigen  Arbeitskräfte  an  den  gemeinsamen  Grundplan  zu  bin- 
den, wie  er  es  mit  so  gutem  Erfolge  bei  seinen  ersten  grossen  Sammel- 
werken gethan.  Die  stolzen  Hoffnungen,  die  v.  H.  auf  die  Praktiker  des  diplo- 
matischen Dienstes  gesetzt  hatte,  auf  Dambach,  Geffcken,  Gessner,  Carath^o- 
DORY,  Rivier  wurden  nur  zum  Theil  erfüllt;  seine  Einleitung  wurde  zu  gross, 
die  litterarhistorische  Uebersicht  im  ersten  Bande  zu  klein  und  kann  besten- 
falls der  Aufgabe  genügen,  die  der  Franzose  einem  catalogue  raisonne  zu- 
weist. Auch  die  Nachwirkung  des  deutsch-französischen  Krieges  kann  nicht 
als  Rechtfertigung  dafür  dienen,  dass  die  Darstellung  des  Kriegsrechts  einen 
60  erdrückenden  Umfang  angenommen  und  dadurch  wesentlich  mit  dazu  bei- 
trug, dem  Gesammtwerke  grössere  Beweglichkeit,  eine  nähere  Fühlung  mit 
der  juristischen  Praxis  zu  nehmen,  v.  Holtzendorff  war  zu  schwach  ge- 
worden, um  dem  einen  Mitarbeiter  „Halt!"  und  dem  andern  „Vorwärts!" 
zuzurufen.  Gleichwohl  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  im  Handbuch  ein 
enormer,  seit  Heffter  nicht  bearbeiteter  Rechtsstoff  in  einen  planmässigen 
Zusammenhang,  vielfach  sogar  in  dogmatische  Detailarbeit  genommen  worden 
ist.  Lammasch  hat  seiner  Zeit  in  der  Krit.  Vierteljahresschrift  (Neue  Folge 
Bd.  XV  S.  128  ff.)  den  nationalen  Werth  dieses  Werkes  betont  und  mit 
Rücksicht  auf  die  bei  diplomatischen  Differenzen  übliche  Anführung  von  Aus- 
sprüchen der  Vülkerrechtslehrer  die  Vei-anstaltung  einer  französischen  Ueber- 
setzung  des  Gesammtwerkes  oder  ihrer  praktisch  wichtigeren  Abhandluugen 
verlangt.  Der  Gedanke  hat  in  der  That  grosse  Tragweite,  wenn  wir  den 
Antheil  in  Betracht  ziehen,  den  all  die  zahlreichen  Schiedsprüche  und  diplo- 
matischen Verhandlungen  unserer  Zeit  den  Citaten  und  „Quellenzeugnissen" 
aus  Calvo's  vierbändigem  Droit  international  einräumen,  obwohl  eine  nur 
flüchtige  Stichprobe  an  zahllosen  Stellen  den  Beweis  dafür  zu  erbringen  ver- 
mag, dass  Calvo's  Arbeit  sowohl  in  der  Gründlichkeit  des  verwertheten 
Quellenmaterials,  wie  an  Objektivität  des  geschichtlichen  tJrtheils  über  zeit- 
genössische Ereignisse  weit  hinter  dem  im  v.  HoLTZENDORFF'schen  Handbuch 
des  Völkerrechts  Gebotenen  zurücksteht.  Trotz  alledem  nimmt  die  Ver- 
breitung des  CALVo'schen  Werkes  dank  dem  Vortheil  der  Sprache  immer 
mehr  zu,  während  das  deutsche  Handbuch  von  seiner  opferwilligen  Verlags- 
finna  aufs  Konto  der  „Immobilien"  gesetzt  werden  muss  .  .  .  Von  diesem 
litterar^'cschichtlichen  Hintergrund  hebt  sich  der  Werth  und  die  funk- 
tionelle Kraft  der  beiden  im  Titel  verzeichneten  neuen  deutschen  Völker- 
rechtswerke   ab.     Ullmann    sowohl    wie    v.  Liszt    stehen    auf  dem    vom 
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Handbuch  geebneten  Terrain,  nicht  kritiklos,  aber  willig,  die  dort 
breit  angelegte  Arbeit  aufzunehmen  und  wo  es  noth  thut,  energisch  fort- 
zuführen. Sie  werden  so  beide  von  zwei  der  grössten  deutschen  Hochschulen 
aus,  von  Berlin  und  München,  der  studierenden  Jugend  den  Zugang  auf- 
schliessen  zu  einer  Disziplin,  die  der  deutsche  juristische  Studienplan  so 
lange  vernachlässigen  konnte,  so  lange  das  deutsche  anderen  Völkern  „ver- 
trauensvoll'^  die  Lenkung  und  Leitung  der  Weltereignisse  uuthätig  überliess. 
Es  ändern  sich  die  Zeiten.  Die  alte  Wacht  am  Rhein  hat  ihre  Bedeutung 
eingebüsst  und  füllt  das  Programm  der  auswärtigen  Politik  Deutschlands 
längst  nicht  mehr  aus:  es  hat  heute  Wachtposten  in  allen  Welttheilen  zu 
Wasser  und  zu  Land.  Bei  dieser  veränderten  Sachlage  mag  das  Völkerrecht 
und  internationale  Privat-  und  Strafrecht,  das  Seerecht  und  Kolonialrecht 
eine  Zeitlang  hinter  der  jetzt  dringendsten  rechts  wissenschaftlichen  Arbeit 
der  Bewältigung  der  mit  der  Kodifikation  des  Privatrechts  zusammen- 
hängenden Aufgaben  noch  zurückstehen.  Am  letzten  Ende  wird  doch  in 
absehbarer  Zeit  dem  Nothwendigen  der  Vorrang  vor  dem  Dekorativen  ge- 
geben werden  und  —  la  raison  finira  par  avoir  raison.  Dann  wird  man  aber, 
eventuell  selbst  auf  Kosten  der  „formula  in  factum  concepta"  oder  des  „par- 
tus  ancillae"  an  den  deutschen  juristischen  Fakultäten  zu  den  Völkerrechts- 
lehrbüchern ebenso  oft  und  ebenso  pflichtgemäss  greifen,  wie  dies  an  fran- 
zösischen Rechtsfakultäten  längst  der  Fall  geworden.  Dass  dann  für  die 
Zwecke  des  Studiums  und  der  äussern  Orientirung  die  Bücher  v.  Liszt's  und 
Ullmann's  neben  dem  schweren  Geschütz  des  grossen  Handbuchs  noch  eine 
sehr  dankenswerthe  Spezialaufgabe  zu  erfüllen  berufen  sind,  soll  hier 
ohne  Weiteres  willig  anerkannt  und  damit  der  Fortschritt  verzeichnet 
werden,  den  die  Völkerrechtsdisziplin  den  jüngsten  knapperen  Bearbeitungen 
verdankt. 

Im  Einzelnen  seien  mir  noch  im  zugemessenen  Raum  einige  Bemer- 
kungen gestattet,  die  die  beiden  Lehrbücher  unter  Ausschaltung  des 
litterargeschichtlichen  Zusammenhanges  in  ihrer  Eigenart  zu  charakterisiren 
suchen. 

Ullmänn*s  Völkerrecht  ist  auf  einem  umfassenderen  litterarischen  Appa- 
rate aufgebaut  und  fügt  sich  nach  Umfang  und  Methode  dem  Arbeitsplan 
des  „Handbuchs  des  öffentlichen  Rechts"  ein.  Es  ist  nur  in  dessen 
Rahmen  die  zweite  Auflage  der  ersten  von  Bülmerincq  herrührenden  Dar- 
stellung des  Völkerrechts.  In  Wirklichkeit  ist  es  ein  durchaus  selbständiges, 
nach  Disposition  und  Ausführung  originales  Werk.  So  gross  nämlich  die 
Erwartungen  gewesen,  die  man  nach  der  Richtung  seiner  Vorarbeiten  an  die 
Systematik  des  BuLMERiNCQ'schen  Buches  stellen  konnte,  so  wenig  entsprach 
jenen  thatsächlich  seine  erste  Bearbeitung  des  Völkerrechts  im  Handbuch. 
ÜLLMANN*8  System  ist  dagegen  in  sich  geschlossen  und  doch  elastisch 
genug,  um  die  Stofferweiterungen  aufzunehmen,  die  die  flüssig  gewordene 
Materie  täglich  immer  nothwendiger  macht.     In   der  Lehre   von  den  Sub- 
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jekten  des  Völkerrechts  gibt  Ullhann  einen  Exkurs  in  die  Allgemeinen 
Lehren  des  Staatsrechts,  die  er  wohl  auch  für  die  Disziplin  des  Völkerrechts 
reklamiren  kann;  freilich  entgeht  die  Materie  auch  hier  nicht  dem  tradi- 
tionellen Schicksal  blutleerer  Abstraktion  oder  störender  üeberfülle.  Hier 
finden  sich  denn  natürlich  auch,  gleich  wie  in  der  Lehre  von  den  Quellen, 
die  meisten  Sätze,  denen  der  fachlich  betheiligte  Leser  mehr  als  ein  Frage- 
zeichen beifügen  möchte,  oft  gerade  gestützt  auf  die  überall  mit  g^rosser  Sorg- 
falt angeführten  Citate  und  Werthurtheile  aus  der  Litteratur  aller  Kultur- 
völker. Namentlich  empfindet  man  es  als  Fessel,  wenn  man  sieht,  wie  ein 
scharf  ausblickender  Autor  nur  im  Interesse  der  Kontinuität  der  Lehre  uud 
um  nicht  heterodox  zu  erscheinen,  Lehrsätze  übernehmen  und  überliefern 
muss,  deren  Nutzungswerth  für  Theorie  wie  Praxis  gleich  minimal  ist,  deren 
didaktischer  Werth  völlig  versagt.  Ich  habe  dabei  einen  grossen  Theil  der 
Lehre  von  der  Souveränetät,  von  der  Halbsouveräuctät,  von  der  Rechts- 
gleichheit der  Staaten,  von  den  Titel-,  Ceremonial-  und  Rangverhältnissen 
u.  a.  im  Auge.  Ullmann^s  Sorgfalt  für  das  Detail  bringt  dagegen  vollen  Er- 
trag in  den  die  Rechtsverhältnisse  des  Staatsgebietes,  und  die  rechtliche 
Stellung  der  Individuen  behandelnden  trefflichen  Abschnitten.  Im  siebenten 
Buche:  Gemeinsame  Wirksamkeit  der  Staaten  für  die  Aufgaben  der  Rechts- 
und Wohlfahrtspflege  werden  die  Hauptgebiete  des  internationalen  Ver- 
waltungsrechts allerdings  mit  einer  merklichen  Bevorzugung  der  in  das  Straf- 
und  Prozessrecht  fallenden  Fragen  eingehend  erörtert.  Im  Interesse  einer 
möglichsten  Vollständigkeit  des  gebotenen  Gesammtbildes  des  grossen  inter- 
nationalen Gemeinschaftslebens  hätte  ich  es  gerne  gesehen,  wenn  Verf.  auch 
einige  neue  Rechtseinrichtungen,  die  sich  in  der  Staatenpraxis  immer  deut- 
licher ausprägen,  in  Behandlung  gezogen  hätte.  So  die  wechselseitige  Hilfe 
in  der  Führung  der  Standesregister,  die  Auslieferung  der  Volks- 
zählungsergebnisse,  Armenpflege,  Nachlassverwaltung,  zahlreiche 
auf  den  Güterumlauf  und  den  kaufmännischen  Verkehr  bezügliche  Rechts- 
einrichtungen der  Fremdenpolizei  etc. 

Das  soll  nicht  billiges  Besserwissen  markiren,  sondern  soll  nur  meinen 
aus  eingehendem  Studium  des  Werkes  fliessenden  bescheidenen  Beitrag  bilden 
zu  der  hoffentlich  bald  zu  gewärtigenden  neuen  Auflage  des  hervorragend 
tüchtigen  und  tauglichen  Buches. 

v.  Liszt's  Völkerrecht  ist  aus  dem  Bedürfniss  des  akademischen  Lehr- 
vortrages hervorgegangen  und  trägt  diesem  mit  Methode  Rechnung.  Es  ist 
darum  keine  in's  Detail  gehende  Atelier-,  sondern  wirksame  Pleio-air-Arbeit, 
im  besten  Sinn  des  Wortes  auf  unmittelbare  Wirkung  berechnet.  Dazu  gehört 
Temperament  der  Darstellung  und  daran  fehlt  es  v.  LiszT  nicht.  Es  ist  in 
der  That  erstaunlich,  wie  viel  er  an  abgeschlossenem,  zu  festen  Rechts- 
grundsätzen kondensirtem  Stoff  aus  Quellen-  und  Litteraturarbeit  geschöpft 
und  in  knappe  Programmsätze  gebracht  hat.  So  vortheilhaft  dieser  in  unserer 
Lehre  zum  ersten  Mal  gemachte  Versuch  ist,  d^r  studierenden  Jugend  und 
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wohl  auch  der  weiteren  Praxis  das  Inventar  aufzuschliessen  der  gewonnenen 
Ergebnisse  in  Leben  und  Wissenschaft,  so  ist  dieses  Verfahren  natürlich 
nicht  gefahrlos.  Bei  den  scharf  formulirten  programmatischen  Sätzen,  wie 
sie  sich  aus  dem  Text  des  v.  LiszT'schen  Buches  herausheben,  verlieren  sich 
oft  die  Grenzlinien  hemmender  Gegenargumente,  es  kommt  so  manches 
Schaugericht  zur  besetzten  Tafel,  an  dem  sich  nur  das  Auge  satt  sehen 
kann,  und  dennoch  ist  v.  LiszT^s  Experiment  aus  innern  wissenschaftlichen 
Gründen  ebenso  wie  aus  den  geltend  gemachten  praktischen  und  didaktischen 
zu  beg^üssen.  Es  kommt  in  Zeiten  der  Ueberschätzung  jeder  Kodifikation 
viel  darauf  an,  zu  zeigen,  welcher  Bestand  an  positiven,  sei  es  durch  Ge- 
wohnheit, sei  es  durch  Gesetz  und  Vertrag  gesicherten  Rechtsinstituten  auf 
Griffweite  vorhanden  ist.  Offenbar  ist  es  für  jedes  Wissensgebiet  von 
Wichtigkeit,  dass  der  Zeitpunkt  nicht  verkannt  werde,  in  dem  die  theore- 
tische Begründung  und  Sicherung  eines  bestimmt  umgrenzten  Problems  als 
abgeschlossen,  ihr  lösbarer  Theil  als  gelöst  angesehen  und  in  das  Aktiv- 
vermögen der  Disziplin  eingestellt  werden  kann.  Ein  solches' Skrutinium  hat 
aber  auch  für  die  gesammte  übrige  streng  dogmatische  Arbeit  den  hohen 
Werth,  den  die  genaue  Kenntniss  der  sichern  oder  schwankenden  Boden- 
beschafienheit  für  Denjenigen  hat,  der  auf  dem  gegebenen  Untergrund  weiter 
bauen  will.  Je  nach  der  Individualität  sind  dann  bei  diesem  Prozess  des 
Darchsiebens  die  Sieblöcher  bald  weiter  bald  enger  und  demnach  das  zurück- 
bleibende Stückwerk  grösser  oder  kleiner.  In  beiden  Fällen  sieht  die  Fach- 
arbeit, was  bereits  gethan  ist  und  was  zu  thun  noch  übrig  blieb.  Dass  v.  LiszT^s 
Auswahl  an  vielen  Punkten  anfechtbar  ist,  darüber  ist  er  weder  selbst  im 
Zweifel,  noch  lässt  er  seinen  Leser  darüber  im  Unklaren.  Er  deutet  die 
rationes  dubitandi  und  entgegenstehende  Lehrmeinungen  loyal,  wenn  auch 
in  äusserster  Kürze  im  litterarischen  Apparat  an.  Immerhin  ist  es  anzu- 
erkennen, wie  Verf.  trotz  der  weitgetriebenen  Oekonomie  auch  auf  Fragen 
eingeht,  die  sich  noch  in  der  Gestaltung  befinden  und  auf  Institutionen,  die 
erst  die  jüngste  Verkehrspraxis  gezeitigt  hat.  In  der  Vorbemerkung  zu  seinem 
Buche  sagt  v.  Liszt,  er  wollte  mit  diesem  den  Fachgenossen  gegenüber 
gleichsam  „den  Befähigungsnachweis  erbringen**  für  die  wissenschaftliche 
Arbeit  im  Gebiete  des  Völkerrechts.  Ich  glaube,  wir  können  ihm  die  kleine 
Koketterie  mit  der  Versicherung  quittiren,  dass  wir  dem  erprobten  Meister 
einer  andern  verwandten  Disziplin  diese  Befähigung  von  vorneherein  zuerkannt 
hätten,  auch  wenn  ihm  der  vorliegende  Nachweis  minder  gut  gelungen  wäre. 

Stoerk. 
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Das  Greständnissreclit 

Ein  Beitrag 
zur  Allgemeinen  Theorie  der  Rechtshandlungen. 

Von 

Oskar  Bülow. 

iir.  8.     1899.     M.  6.—. 


^In  dem  vorliegenden  Werke  unternimmt  es  Bülow,  dem  die  Prozessrechts- 
wissenschaft schon  so  manche  retbrmatorische  That  verdankt,  die  Lehre  vom 
Geständniss  von  Grund  aus  umzugestalten.  Es  ist  ein  wuchtiger  Angriff  auf 
die  herrschende  Auffassung  von  der  Bedeutung  des  Willensmoments  im  Ge- 
ständnisse, ein  Angi'iff,  geführt  mit  allem  Rüstzeug  Bülo waschen  Geistes,  einer 
bestrickenden  Beweisführung,  einer  Kampfesweise,  die  den  Gegner  bis  in  seine 
letzten  Zufluchtsstätten  verfolgt,  und  einer  Darstellungskunst,  deren  Reizen 
man  sich  nicht  entziehen  kann. 

Es  ist  kein  erschöpfender  Bericht,  den  ich  von  dem  schmalen  und  doch 
so  inhaltsreichen  Buche  im  Vorstehenden  gegeben  habe.  Aber  er  dürfte  aus- 
reichen, um  meine  Ueberzeugung  zu  begründen,  dass  Bülow's  neuestes  Werk 
einen  entscheidenden  Wendepunkt  in  der  behandelten  Lehre  bedeutet,  gleich- 
wie einstens  seine  Arbeiten  über  die  Processeinreden  und  über  die  absolute 
Wirkung  der  Rechtskraft."*  Juristische  Blätter,  1809,  Ko.  49. 

„Wie  eine  Erhebung  wirkt  das  Studium  dieses  an  feinster  Erkenntnis  und 
Beobachtung  des  Rechtslebens  reichen,  klar  geschriebenen  Buches  gegenüber 
der  Hochflut  unwissenschaftlicher  Publikationen  der  letzten  Zei^.  Dabei  ist 
Bülow's  Werk  durchaus  nicht  für  die  Studierstube  berechnet,  vielmehr  fallen 
dem  Praktiker  ungesucht  Früchte  an  positiven  Ergebnissen  in  den  Schoss, 
die  nicht  nur  für  das  prinzipielle  Erkennen  der  erörterten  Rechtsgebiete, 
sondern  auch  für  eine  gesunde  Uesetzesanwendung  von  grösster  Bedeutung 
sind."*  Das  Recht,  lbl99,  No.  IL 

„Seit  0.  Bülow  im  Jahr  1868  seine  berühmte  Untersuchung  über  die  Pro- 
zesseinreden und  die  Prozessvoranssetzungen  veröffentlicht  hat,  sind  wir  ge- 
wöhnt, jede  Abhandlung  aus  seiner  Feder  als  einen  Fortschritt  in  der  Theorie 
des  Prozessrechts  zu  begrüssen.  Die  vorliegende  Arbeit  reiht  sich  den  früheren 
Abhandlungen  ebenbürtig  an  •* 

Literarisches  (kntralblatt,  1900^  No.  7. 
inoo.  Xo.  ino. 
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^Das  glänzend  geschriebene  Buch  darf  als  eine  der  hervorragendsten  Er- 
scheinungen auf  dem  Gebiete  der  Prozesarechtswissenschaft  bezeichnet  werden. 
Wenn  auch  die  in  dem  Werke  niedergelegten  Schlussfolgemngen  und  Resul- 
tate vielfach  Widerspruch  erwecken  dürften,  so  wird  man  doch  jedenfalls 
dem  Verfasser  dankbar  sein  müssen  für  die  reichlichen  und  förderlichen  An- 
regungen, die  er  uns  zur  tieferen  Erfassung  des  Prozessrechtsverhäitnisses 
giebt."  Juristischen  Litteraturblatt,  1900,  No.  115. 

Zu  hezielien  durch  die  ^neiMen  Bnchhandlutigen. 

J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck) 

in  Tflbingen  und  Leipsig. 
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3m  untergeic^nctcn  S3erlage  ift  erf^iencn: 

HötfiCXXC^t. 

S3on 

Dr.  §.  ^ITmaitii, 

orb.  ^rofeffoc  b«r  ditdftt  an  btr  UnU>erfitttt  Slttnd^. 

i'fj.  8.    1898.    3W.  9.-.    ©ebunbeu  SR.  10.25. 

(Xu«:  ^on^difl  h.  CfffetttUflen  9lcii|t«  ^er  (9eae«lQ«rt,  f>egrflnb<t  »on  ^. ».  SR«r- 

qH«rMe«,  ^rau^rgfbcn  «on  91.  li.  em^el  unb  91.  ^ilotiy ;  (üitleitMiigai^Kk, 

l^rau»9egrben  bott  Or^eimrat^  ^irofeffoc  9).  11011  €ft|^el  in  VHÜmt^tn,) 


3n  ber  2)etttf4en  SitteraturieHung  (1899  ^.  14)  toirb  über  bai 
SBcrf  gcf(^ricbcn : 

^Senn  baS  oft  gebrauchte  ^ort  t)on  ber  einem  S3ebürfnid  ent< 
flegenfommenben  fieiftung  einmal  ri*tig  ift,  fo  ift  e«  bei  bem  Dor= 
lieaenben  93ucöe  ber  gaU.  «n  ßebrbfl*ern  unb  ftjftematifcften  3)ars 
fteuungen  beS  S^dRerreditd  ift  gtoar  fein  a^angel,  unb  bod)  gibt  ed  nur 
wentp  ffierfe,  bie  ben  3lnforberungen  entfprec&en,  toeldie  bie  ®egentt)art 
an  etne  erfc^öpfenbe  unb  bod)  nic^t  über  mögig  umfangreiche  ^Bearbei» 
tung  ber  t)ölferrec^tlid[)en  2:beorie  auf  ©runb  be«  heutigen  ©taube» 
ber  XBiffenfc^aft  u\  fteUen  berec^Hgt  ifi  2)ad  DdIferTed)tIi4e  Material 
ift  in  jtetem  »edjfel  unb  Sortfd&reiten  begriffen,  bie  ftet«  neu  fl*  bil« 
benben  ^eftaltungen  bed  internationalen  2thtx\^  Verlangen  l^erücfflcbti« 
gung,  ©inorbnung  in  basj  (Sijftcm  ber  2Biffeufd)aft,  3)urcbbilbung  ibrer 
iuriftifc^cn  Eigenart.  9'leubearbeitungen  älterer  SBerfe  tonnen  nur  glicfs 
tt)crf  geben,  unb  felbft  umfaffcnbe  i^eiftungcn,  toxt  ba«  ipolfeenborn^fc^e 
$anbbu(^,  Jinb  na4  einigen  3abreu  nic^t  mtijx  imftanbe,  ein  uoQig  gu- 
treffenbe«  Öilb  famtlid)cr  Strogen  bc«  33iölferred)t«  gu  liefern. 

^aü  SBerf  UOmann^  bietet  nun  auf  fnappem  "Siamnt  eine  DdQtg 
erfc^öpfenbe  3)arftcflung  be«  ^euttgcn  Sölferrecfttö  unter  forgfältiger 
^erüdfttcbtigung  ber  gangen  einfc^Iagigen  l^itteratur  unb  ht^  fo  aui^ge^ 
bebnten  unb  fc^mer  gu  betvöltiaenbeu  Oueaenmateriald.  ^^Itte  mistigen 
Äontroöerfen  finb  berührt,  oft  fogar  etnge^cnb  erörtert.  Xabtx  ift  ftets* 
bie  iunftifd)e  ÜD2etbobe  befolgt,  politifdie  (Srörterunqen  uatürlid)  nid)t 
flM^gefdiloffcn,  i^re  ©rgcbniffc  aber  nid)t  aU  ÜHedit^fa^e  binfl^fteUt.  3n 
bicfem  fünfte  untcrfcbeibct  Rd)  hai  ll.'fd)e  Scrf  gu  feinem  Vorteil  Pou 
bfU  fonft  fo  auggegeidjuetcn  Prinz ipos  du  droit  des  j^ens  Riviers,  toobl 
ber  beften  unb  angiebenbften  fpftemati)d)en  S3earbeitung ,  bie  ba« 
S^ölferrecbt  in  ben  leisten  beiben  ^esennieu  augerbalb  ^eutfcblanb^  ge= 
funben  ^at 

9tu8gefd)Ioffen  bleibt  baS  internationale  $riüatred)t,  wae  fcbr  jju 
billigen  ift.  3)iefe«  ÜHecbtegcbiet,  tocnn  au*  auf  t)ölfcrrcd)tlid)er  ÖJrunb^ 
läge  rubenb,  gebort  felbft  nicbt  snm  93ölferrcd)t.  xHtte  ncnevcn  iöcrfucbc, 

1900.    92r.  122. 
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c^  in  ben  Stjftemen  beiS  S35Iferred^t§  unterzubringen,  l^abcn  feinen  er^ 
freulid^en  Erfolg  aufgutoeifen  oel^abt  hingegen  ftnb  bie  S^aterien  ber 
intentationalcn  ^ed)ts^ilfe  in  &\\)iU  unb  Straftaten,  fomte  ber  inter- 
nationalen SSertoaltung  eingel^enb  berüdffi^tiot.  80  fcfitDierig  ed  aud^ 
uom  ftreng  t^eoretifc^en  ©tanbpunft  an»  ift  auf  biefem  Gebiet  bie 
©rcngcn  gu  gieben  gmifc^cn  beut,  ma«  bem  SßöÜerrcdfjt  sensu  stricto, 
unb  toa»  bem  ^ingelftaat^recbt  angeprt,  |o  baufig  ba^er  über  bie 
(^renge  bed  S^olferrec^t^  bei  Erörterungen  biefer  i^lrt  ^inau@gegriffen 
totrb,  fo  ift  bennod)  au»  praftifc^en  ^runben  ein  $!apitel  über  inter- 
nationale SRccbt^s  unb  SBo^Ifa^rt^pflege  üon  jeber  grünblicben  3^ars 
ftellnng  bcg  58ölferred)t8  gn  öerlangen.  ©onft  mürben  nSmIicb  biefe 
fo  bcbeutfamen  SJ^aterien  nirgenbs  eine  guiantmenfaffenbe  ^arftellung 
finben,  öiclmel)r  in  einer  3Wenge  oerfc^icbenartiger  9lrbeiten  über  eingel* 
ftaatlid)ed  Staats^  ^rogeg«,  Straf-  unb  SSertoaltungSrecbt  untergebra(t)t 
unb  bamit  jebe  rafc^e  Orientierung  über  fic  unmöglidf)  geraacbt  ttjerben. 

©e^r  banfeu«toert  finb  bie  gabheicben  S^otigen  über  Sie  au^Iönbif^e 
@taatdpra^id,  bie  [id)  burcf)  3uoerIäfngf6it  aui^geidbuen,  menn  and)  i)\tv 
unb  ba,  mt  faum  gu  bermeiben,  !(eine  Sfebler  unterlaufen.  @o  g.  fd* 
ift  e^  beute  ni(f)t  mel^r  richtig,  bag  bie  bereinigten  Btaattn  (t)gl.  @.  76 
%  5)  feine  ÖJefanbteu  erfter  Älaffe  fenben,  bieline^r  ift  bie  amerifanifdie 
Union  gegenmörtig  aucb  beim  beutfcben  S^eicbe  burd^  einen  93otfcbafter 
oertreten.  t^ür  fpötere  $(uflagen  tuöre  al»  Ergönjiung  ein  furger  Ueber= 
blicf  über  bie  (^efcbid)te  be^  Sl^ölferred^td  gu  tuunfd)en,  nid)t  minber 
eine  nad^  9?ationen  georbnete  fnappe  3uf(intmenfaffung  ber  neueften 
iiitteratur. 

^ais  2Berf  mirb  fid)  gmeifeflo^  bie  ©unft  \>t»  beteiligten  ^ublifumö 
erringen  unb  allen  ßerncnben  eine  miflfommenc  (§Jabc  fomo^I  gur  @in= 
fübruug  in  ba^  internationale  lütö^t  aU  aud)  gur  {Fortführung  auf 
biefem  täglid)  an  prafti|d)er  ^ebeutung  gunel^menben  SBiffen^gebiet 
bilben." 

$  e  i  b  c  I  b  e  r  g.  ®.  3  e  11  i  n  e  f . 

i^efteUungen  nehmen  alle  mit  mir  in  Serbinbnng  fte^enben  Sor* 
timentdbu^^onblungen  entgegen. 

jr.  C.  H.  Hlobr  (Pa«l  ^itbttk) 

in  (Tübingen  tttttr  Xcipiig. 


ßt^tliittttl 


'i&ti  ber  ^ud)^aitblung  üoit 


befteüc  id)  an«  bcm  a.ier(aflc  üoii  j;.  (^.  33.  W  o  f)  r  (??ai!( 
^icbecf)  in  Xübincjeii  iinb  Vcipäifl 

HUmann,  (£.,  »öUerredit.    ISIIN. 

^^ro)d)icrt*)  Wl  9.-.    ©cbunbcu*)  aW.  10.25. 

Crt  unb  Tatum  :  iMamc  : 


Prurf  uott  £).  Caupp  jr  in  (Tübingrn. 


].  C.  B.  tnobr  (Paul  Siebeck)  in  cabingen  und  teipzlg. 


3n  meinem  SSerlage  ift  erf(^tenen: 

bcr 
S5on 

Dr.  ^etmann  ^e^m^ 

^rofcffor  an  ber  Uniöerfität  (Erlangen. 

ßcj.  8.    1896.    m.  7  .— .    ©cbunbcn  3?^.  8.-. 

i^u4 :  ^ütihhut^  b.  Oeffnttfiflen  Wei^td  ber  (Degentuart»  begrünbrt  tjou  .^.  n.  9)}ar' 
quarbfen,  ^erau«(gcgeben  von  SR.  H.  Se)|bel  imb  M,  ^tlotl|;   (^inleitungltliatibr 

berau^gegcben.üon  ®e^cimrnt^  ^^Jroffffor  3)1.  öoit  @e))bfl  in  9)}ätt(l)en.) 


3n  bcr  „2)eutf(Jett  3«tf«rlft  für  ©eWifttöwiBenWaft"  1898  tuirb 
über  ba§  SBerf  flcfc^ricbcn: 

,,®5J  ift  eine  febr  fcbtrierigc  5luföabc,  bic  fid)  JHebni  in  öor= 
liepcnbcm  SBcrfc  ßcfteUt  bot:  bie  ®cfcbid)tc  ber  toon  (StaatsJrccbt«= 
PbiJofopbic  wnb  ©taatgrccbtspolttif  fcbarf  flcfonbcrtcn  ftoat^red)tnd)en 
Suri^prubeus  gu  fcbvciben.  (^ntgeacn  bcn  bcrrffftc"^«"  SBorfteflungcn 
liegen  ibm  nämlid)  bic  erften  Duellen  bcr  jurifttfd)cn  (lr!enutni>J 
äcitlicb  febr  meit  äurücf.  5iid)t,  luic  man  h\^f)tx  allgemein  onnabm, 
nur  bie  ©taat^Iebrc  unb  ^ßolitif,  fonberu  and)  bie  tt)iffenfd)aftlid)e  (Sr= 
grünbung  beS  2>taat^xtd}t^  bat  ibm  .infolge  bei  bcn  C>iirtcd)en  ibren 
VInfang  genommen.  3n  bcr  cingcbenbcu  2)arftcllung,  bie  er  ber  grie= 
cbifcbcn  @taatöred)t^lcbrc  5u  teil  merbcu  lafet  —  fic  füllt  mebr  alö  bie 
^Slfte  bcÄ  Öanbc§  —  liegt  ber  Sd)iücrpunft  bec>  ganseu  ilBcrfc^j. 

®§  ift  ^Jtebm  obuc  mcitcvce  jnsugebcn,  bafe  fid)  in  bcr  gricd)ifd)cn 
fiittcratur  Erörterungen  finbcn,  bic  mir  Don  unfcrcm  ©tanbpunft  an^^ 
ber  @taat^red)t§lcbrc  enteilen  mürben.  §lncb  böbcn  ficb  ämcifcUo^  mand)c 
unterer  ftaat^rcd)tlid)cn  ®runbbegriffc  au»  gried)ifd)cn  J?ormcIn  cnt= 
micfelt,  mögen  bicfc  nun  feinen  ober  bocb  feinen  rein  juriftifd)cn  (^ba- 
rafter  an  fid)  getragen  babcn.  \Hllcin  c^  tann  nid)t  geleugnet  merbcn, 
bafe  bie  ^ellenen  ibrc  gan^c  ©toatömiffcnfd)aft  al^  eine  in  ficb  ciubeit= 
Iid)e  ^ie.siplin  auffa&ten.  SSie  ^4^olitif  im  meiteften  ©inne  bei  :?lrifto= 
tcleö  nod)  bie  gange  i&tf)\t  in  fid)  fd)lic6t,  fo  fommt  c§  bei  bcn 
CSJriecben  niemalvj  gnm  33etüu6tfein  eine»  objcftiücn  nnterfd)icbeS  Don 
!iHcd)t  unb  (Sittlid)fcit  unb  bamit  be^  ®cgcnfa(jc§  t)on  etbifd)=poIi= 
tifd)er  unb  jnriftifd)cr  ©rfcnntnismcifc  be§  (Staate«.  Xaber  aud)  bcr 
^JJkngel  einer  obieftioen,  t)on  3Bcrturtcilen  freien  (Srfenntni«  bcy  ge= 
gebenen   politifd)en    ©toffe^  in   bcm   größten    Teile   ibrer  l'itteratnr; 

1900.    ^Jlr.  1-21. 


].  £.  B.  tnobr  (Paul  Siebedc)  in  Cübingen  und  Cetpzig. 


lagt  boc^  felbft  bei  ^riftotelc^  baS  ftete  @ud)en  nacb  bem  ^htaUxm^ 
bte  ^rforfc^una  beS  93aue^  ber  Dorbanbenen  ©emetntpeftn  übertmegrab 
als  totxt\>o\lt  Vorarbeit  für  bie  S!onftruftion  be^  feiufoOenben  Siaatt^ 
erfd) einen,  f^erner  ift  aud)  ber  Unterfcbieb  gtoifcben  ber  (^fenntni^  ge^ 
gebener  ftaatlic^er  3uftänbe  unb  ber  btefe  3uftanbe  beberrfcben  foOenbfn 
poHtiDen  9?ornten  bem  beOenifcben  S^enfen  no4  fremb.  ^ie  bloge  Xar- 
fteOung  ber  biftorifd^-politifc^en  3iif<3nbe  eineiS  ©emeintoefeitd  ift  ober 
nid^t  ©egenftanb  ber  @taotdred)tdIebre,  beren  Cbjeft  audf^Uegltc^  ^ox- 
mtn  |lnb,  bte  bie  reale  politifc^e  SBelt  gu  orbnen  beftimnit  fhib,  ober 
feineStoegS  mit  ibr  gufammenfaden. 

Unterfucbt  ba^er  ^ebm  bie  bcl^^nif^cn  £ebren,  mie  memt  fte  aU 
ftaatSrecbtlicbe  in  mobernem  @inne  gebacbt  morben  to&ren,  fo  ift  ee  bei 
aOen  93ebenfen  unb  ^intoanben,  bie  ficb  gegen  eine  folcbe  ^ebanblung 
erbeben,  bennocb  t)on  nicbt  geringer  ^ebeutnng,  ba6  bie  griecbifcbe  ^it^ 
terotur  bei  ber  Hrt  unb  ber  9?a^boItigfeit  ibrer  SBirhing  einmal  mit 
ben  ^ugen  beiS  3uriften  angefetjen  luurbe.  Wia^  9lebm  unter  btefem 
(^efid)tSpunft  geiciftet  f)at,  t)erbient  um  fo  größere  Slnerfeunung,  aU 
er  mit  ber  größten  (Srßnblicbfeit  unter  bem  umfaffenbften  6tubium  ber 
einfcblägigen  !Sitteratur  fid)  in  eine  bem  i^ebrer  beiS  mobemen  @taat^^ 
recbtg  fo  fentablicgenbc  S38elt  tocrtieft  bat. 

©leicbed  !Sob  oerbienen  bie  beiben  folgenben,  ber  römifcben  ^elt 
unb  bem  SWittelalter  gemibmetcn  2lbfd)nitte,  toon  benen  ber  lefetcre  bie 
Äcime  fpotcrer — richtiger  unb  irrtümli^er — flaat^recbtlicberSlnf cbauungen 
aufgubecfen  beftrebt  ift.  Witt  uoCfem  SRecbt  toirb  ba  ber  fiitteratur  be« 
14.  unb  15.  Sabrbunbertd  ber  breitefte  9iaum  gef(benlt  unb  in  manchen 
SPunftcn  nod)  fcbarfer,  alg  e§  bereit«  (Sierfe  in  feinen  für  biefe  ^eriobe 
tücgttjciicuben  Sßcrfen  getban,  ber  9(ntcil  cingclncr  ^futoren  an  ber  tjort« 
euttmcfcluug  tuicbtiger  ©runbbcgriffe  bargclegt. 

3u  furg  geraten  bingegen  ift  bie  ^arftellung  ber  9icugeit,  nicbt 
burd)  bie  ©cbulb  bcS  5(utor«,  toie  biefer  tjerficbcrt,  fonbern  burcb  ben 
befd)ränften  S^aum,  ber  feiner  Slrbcit  in  bem  ©ammeln)crfe  angemiefen 
rvaw  5lbcr  awd)  bei  ungebinbcrtcr  3lu«bcbnung  bc8  SBerfc«  märe  e« 
böd)ft  unbillig  gemcfen,  eine  in  gleicber  SBcifc  tuic  in  ber  Xarftcflung 
ber  ^utife  unb  bc«  5ÖiitteIaIterö  fortfcbreitcube  3lrbeit  gu  öerlangen. 
9bd)  feblen  aud)  nur  für  eine  grünblidje  unb  aöfcitige  SBürbiguug  bei 
S'iaturre^t^,  mit  ber  einzigen  Siuenabmc  bc«  ®ierfeid)en  93ud)c8  über 
SlltburmS,  ba«  uicbt  afle  ^raö^n  löfen  fouutc  unb  tuollte,  bie  umfaf= 
fenbcu  S3orarbeiten.  SBimmeln  bod)  bi«  auf  ben  beutigen  Xag  nod) 
bie  ciufdjlägigen  Äompenbieu  t)ou  bcu  gröbftcu  3ntümern,  fo  baß  ee 
bie  i^cbcnsaufgabe  eine«  gorfcberö  märe,  bicv  grünblidi  SÖanbel  gn 
fcbaffcn.  llnb  loa«  fd)Hc6lid)  ba«  pofitiüe  StaatSrccbt  ber  mobernen 
J(iulturt)ölfer  anbelangt,  fo  überftiege  c«  bie  STfräfte  eine«  ©in^elnen,  an 
Stelle  ber  bcrübniten  ^arftellungcn  dL  o.  Tlo\)l  feine  bem  blutigen 
Staube  ber  2Biffcnfd)aft  cntfprcd)cnbe  gu  fctecn.  SBenn  baber  ba«  mit 
forgfältiger  3«i4)"""Ö  beginnenbc  ÜHcbm'fdje  2öci!  mit  furgen  Sfiggen 
cnbct,  fo  foll  bem  2>erfaffer  barou«  fein  53ortüurf  gemad)t  merben.  8oÜ 
aber  an  bicfcn  Sfiggen  bcnnocb  etnja«  au«gefcfet  tuerben,.  fo  ift  bae  bie 
allgu  flüd)tige  iöerübrung  ber  englifd)en  publigiftifd)en  SBiffeufdjaft.  Xa^ 
entfpiid)t  allerbing«  ber  bcrfömnilid)eu  Söcbaubluugemeife  in  Xeutfcblanb, 
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ber  ^rotiud  unb  $ufenborf  üon  größerer  ^ebeutung  ift  aU  2odt  unb 
^locfftone,  bte  Don  bem  anicrifantMen  ^öberalirten  nid)tS  gu  totffen 
pflegt.  Unb  bod)  ift  bcr  ftaat«rcd)tlid)c  C^cbanfcnfrci«  imfcrci?  3o^r= 
^unbert^  o^ne  bie  eingel)cnbe  ftenntni«  ber  onglo-amerifanifdien  3been 
Dom  SSefen  unb  ben  i^runblagcn  bcr  ftaatnd)en  dted)tdtnftitute  Don  O^nmb 
aud  nid)t  gu  begreifen." 

igeibelberg.  ©.Sellinel. 

1899  erfc^ien  Pont  gleichen  S3erf affer: 

dllgemeine  Staatslehre« 

i^ej.  8.    aw.  9.~.    (SJebnnben  Tl.  10.—. 

SBeftedungen  nehmen  aOe  mit  mir  in  Serbtnbung  fte^enben  Gor* 
timentdbu^tanblungen  entgegen. 

jr.  C  15.  3«oljr  ilßanl  ^iebtsk) 

in  Sübin^^n  unt»  Icipii^. 


l^ei  ber  S3ud)6anblung  uon  . 

i' 
II 

I 

i  ■       ■  

I      bcftcHc  id)  nu«  bcm  SBerlagc  uon  3.  6.  93.  ÜJlo^r  (?JauI 
I  <Sicbccf)  in  Jfibingeu  unb  l'cipjig 

Mtiim,  J^,y  @ef4i4te  ber  etaatdte^tdmiffcnf^aft. 
I  i>m.       »rofd)icrt*)  2W.  7.-.    ©ebunbcn*)  Wl  8.-. 

I  —  „  -  «ttgemeine  Staatdie^re.    189«. 

»rofc^iert*)  m.  9.-.    ©cbnnbcii*)  m,  10.-. 

Crt  un^  Xatum  :  :)Jame : 


*)  ta«  9iictitflch.ninf*tc  flffl.  Mircbftreicben. 

Xrurf  t»on  .<?.  iiajipp  jr  in  2flbtnflfn. 


Wertvolle  und  praktische 

Weihnachts- Geschenke  für  Juristen 

in  eleganten  Einbänden 
aus  dem  Verlage  von  Otto  Liebinaiin^  Berlin  W.  35. 


Stenglein,  —  Lexikon  des  Deutschen  Strafrechts 

uach  dcu  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  zum  StrGB.  zusammen- 
gestellt und  herausgegeben  von  Reichsgerichtsrat  a.  D.  Dr.  Steug- 
lein.     IbOO.     Zwei  starke  Bände,  hochelegant  gebunden  37  M. 

Der  Präsident  (Ias  StrafHeuutes  des  Kammorgerichts.  Oroarhaff,  Berlin, 
im  .JuriHt.  Litteratiurblatt" :  .Bin  grossartiges  Werk!  Es  erleichtert  die 
Einsicht  in  die  Kntscheidungeh  des  KG.  so  erheblich,  dass  dadurch  die  Recht- 
sprechung; des  RG.  Gemeingut  aller  praktischen  Kriminalisten  wird  .  .  .  ,^ 

Litt.  HItteil.  f.  JarinteB:  ^Das  Werk  wird  jedem,  der  sich  nls  Prak- 
tiker oder  Theoretiker  mit  der  strafrechtlichen  Rechtsprechung  des  RG.  zu 
beschäftigen  hat,  hoch  willkommen  sein." 

JarlRtisrhfl  MonatMchrift:  ^Das  ausserordentliche  Werk  eines  der  ersten 
Kenner  und  Praktiker  des  Strafrecht«  ist  auch  ausserordentlicher  Anerkennung 
und  Verbreitung  würdig;  es  ist  ein  mustergilti^es  Hand-  und  Nach- 
Rchlaf^ebuch  grossen  Stils.  Die  Umsicht,  Gnmdliclikeit  und  wissenscbatt- 
liche  Tiefe  der  Darstellung  sind  zu  bewundern.'* 

Weissler, —  Kommentar  zum  Reichsgesetz  Ober  die 
Angelegenheiten    der   freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

Von  Rechtsanwalt  und  Notar  A.  Woissler,  Halle  a.  S.  1900. 
Elegant  gebunden  9,50  M. 

CentralbUtt  f.  freivr.  (]erieht«ilNirkett:  ^Das  vortrefTlich  auseestatt^tc 
Buch  hat  grossen  wissenschaftlichen  Wert  nnd  ist  gleichzeitig  prak- 
tisch sehr  brauchbar." 


Stranz  -  Qerhaxd. 


Kommentar  zum    Preuss. 


AusfQhrUngSgeSetZ    zum  BGB.  unter  Berücksichtigung  des 

ALR.,    Gem.    und    Rhein.  Rechts    von   den   Rechtsanwälten   Dr. 

J.  Stranz  und  St.  Gerhard,  Berlin.    1900.    Eleg.  geb.  12  M. 

Blätter  f.  RccbtiipOfl^e  ini  BeKlrk  den  Kanmerfrerlchtii:  „Der  Kommentar 
wird  den  Praktikern  die  wichtigsten  Dienste  leisten.  Ausserordentlich  er- 
winischt  ist  der  Anhang,  in  welchem  sich  eine  Zusammenstellung  des 
gesamten,  noch  geltenden  preuss.  Landesprivatrechts  findet, 
so  dass  das  Werk  dem  preuss  Juristen  als  ^  Sapplement  za  Jedem  KommeBtar 
zum  UOK.  ^  willkommen  sein  wird.** 

Stenglein,  —  Kommentar  zu  den  strafrechtlichen 
Nebengesetzen  des  Deutschen  Reiches,     zweite, 

vermehrte  und  veränderte  Aullage,  bearbeitet  von  Reichsgerichts- 
rat Dr.  Steugleiu.     1895/98.     Elegant  gebunden  31,75  M. 

Das  Werk,  welches  eine  notwendige  Ergänzung  zu  i Adern  Kom- 
mentar des  StrGB.  bildet,  eJiihält  m  lo  Abteilungen  !•!  eingehend  erläuterte 
Gesetze. 

Deutsche    Juristen-ZeitOng.   Herausgegeben  von 

Trulcssor  Dr.  Ijfibaiid,  Keiohsgerichtsnit  a.  D.  Dr.  Stoii^lc^ili, 

Justizrat  Dr.  ^^tllllb.  Die  bisher  erschienenen  Jalirgünge  J  — V 
(1890 — 1900)  in  eleganten  Einbänden  a  IH  M.,  sowie  ein  Abonne- 
ment für  einen  Jalirgung  sind  =  zu  Weihnachtsgeschenken 
besonders  geeignet.  =:  Preis  vierteljährlich  3,50  M. 


C.  A.  Wagner's  L'niviisitäts-Burhdruckerei.  Kreibnrg  i.  li. 


TTTHAXT '  'ifoTiseiz^. 

l  Mkiu,  Der  s<!li»,.i!i.ri'o)i.'  C.i^einf.itwiirf  ülirr  die  BlektrUohtu  Stiu-k- 
iin<l  ScLwai^hMi  <<".<i..  ._'.  ".  .  ^.'lJ'.v.^i7a^  Zeid'raK^n.  lUOU.  HeFl  30.) 
Zarioh.  Art.,  \::  ■  ■    ■■  "■        I      ■■,.  ISMJO.     Kef««ni:  Mm«.   .   .    l 

FKeTUKni,    wöftri'i -  .  <"'i  Recbu.    BurVia,  Puttkamnier 

&  MÜlllbwcill,    l""i        l:.M.n!      luliiilseii I 

szT.  F.,  Dm  V;;ii.i^.To.;)ii  -j-d'niNtinoii  darjfestwill.  Berlin,  0.  Häring, 

1898    .... ( 

|i  tlLi.HAKN,  Völkerrecht.  Im  llnuilliiich  doBi)iri>ntlicbi)n  HMhti.  Bil.l,  ii. 
Zweite  AuBsKC.     TübiD^en    und    lieipdg,   J.  C.  B.  Mobr    (P*a] 

Siebeck),  1898      i 

Refereut:  Stoerk. 
hshri^giBtcr     ( 

J.  C.  E.  Mohr  (Paul  SntBKck't  i«  Tt^BivoBS  usn  Leipzig. 


B»)ftcm  bc§  Scutii^cn  bürgerlichen  SHcc^tS. 

So» 
Dr.  Carl  Cramr, 

VidTcIIoi  <"•  !>"  Unluiinriii  iaenu 
(Stjltt  Sanbi  Siitltifunit  unti  lHIIgtmcincc  SeU. 
I«(M».   mit  0,UB«en=  unb  ©m^regiftet.    SK.  ll.Sü.    Seftunftm  an.  13.?ft.. 


Karl  Frellierrn  von  ätcnge), 

Profenor  der  Rpulite  na  dar  Univemitäl  HUnehee. 

Grast  B.    1901.    M.  4,50.    Gebuudcn  M.  5.50. 

Berfudj  nntx  iUiItutpI)iIofopt)if. 


Dr.  $ubuii0  ^trin, 

VrattTtOT  an  b«t  UniDerniJt  'eera. 
StoB  8.    311.  7.50.    »e&unben  S3l.  V.~ 


Botn^ati,  C,  'IJrofetfov  mi  bet  Unioetftlät  iScrlin,  lit  brulfdit  en]ifll«rfr4' 

Rrtunfl.  SqfKiiintili^  bargcftcöt.  Sitrlt,  itru  ttorbcilttc  «ufloflt.  K.  3«.  I.75„  J 
BelDviQ,  S.,  '^iiofefTiT  an  bet  Untuerruat  QTlaiiQcn,  tfiPtl|>rD]cftpr(irtltiiiit.  I 
Uj^nm  @i'lirau(t)  füi  'Jlnfiin(i(t  unb  ''l^otHfT&rftei'e  bei  afabeiniFif)ni  prDjttnec!)^  1 
lli(t)fn  ncbimacit  unb  jum  ScIMtftubimn.  glDtllt,  mil  91U(f|i4t  an)  bat  nrnr  ) 
KnriifiSrr^l  umstetbcittli  auflnot.  8.  3JI.  J.50.  (itcbutibeii  äU.  5.fiO. 
^anithudiv,  B.  !§■  Sl].,  'tfaflor  in  Clnnlulicf,  OSae Ittp  bn  btuliiti  ntttilttl  | 
IWuf  föiunb  einet  IS'nqnde  beantnioitct.    H.    SJI.  l.ä-1. 
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3n  meinem  SSedage  ift  erfd^ienen : 

bcr 

Sßon 

Dr.  ^ctmann  ^teQm, 

^rofeffoT  an  ber  Untoerfitüt  Grtangen. 

2€X.  8.    1896.    3n.  7  .— .    ©cbunben  3^1.  8.-. 

(^u« :  ^att^tiitd)  ¥.  Oefftittliflien  dieditd  ber  Qlegcttioartr  bcgrünbet  »on  ^,  ti.  10}ar- 
quarbfrn,  beraud^c^iebcn  uon  SK.  ti.  Sci)bel  unb  9i.  ¥i(otl|;   (^itfeitnitg^boitb, 

borauliflcflcben.üon  ©f^cimrnt^  ^^JJrofeffor  9H.  t»on  6e))bc(  in  ^lünUftn.) 


3n  bcr  ,2)etitf«ett  3eitf(5rift  für  ÖJef(5i*t«»if|ettWttft''  1898  wirb 
über  bn«  Söerf  flcfc^ricbcn: 

„®«J  ift  eine  fe^r  fc^toieriöc  5lufflabe,  bic  ftd)  JHcI)iu  in  t)or= 
liegenbeni  SBerfe  gcftellt  fjat:  bie  ©efcfticfttc  bcr  öon  (5taat^rcd)t^= 
pftifofop^ic  unb  @taat?rcd)t«politif  fd)arf  ßcionbertcn  ftaQt^rcd)tlidKii 
3nri5^prubciiä  gu  fd)reiben.  ^ntgeacn  bcn  öcrric()enben  SSorfteflungcn 
ließen  i^m  namlirf)  bie  erften  Dnellcn  ber  jiiriftifd)cn  ©rfenntni^^ 
3eitlid)  fefir  ttjeit  surficf.  9Hd)t,  lüie  man  bisher  allgemein  annahm, 
nur  bie  ©taat^Ieftre  unb  ?ßoIitif,  fonbern  and)  bie  miffenfc^aftlidie  ©r= 
grünbung  beS  8taat«red)t§  bat  iftm  infolge  bei  bcn  Ciried)en  it)ren 
Vtnfang  genommen.  3n  ber  elnge^enbcn  ^arftellung,  bie  er  ber  grie-- 
d)ifd)en  @taati>red)t^Icörc  3U  teil  tücrbcn  labt  —  fie  fußt  mebr  alö  bic 
^älfte  be0  33anbe5  —  liegt  bcr  8d)iücrpunft  bc^5  gangen  2Bcrfcö, 

@§  ift  iHebm  o^ne  meiteree  guäugeben,  baß  fid)  in  ber  gricd)ifd)en 
ßittcratur  Erörterungen  finben,  bic  mir  Don  unfcrcm  6tanbpunft  an^ 
ber  ©taat^reditslc^rc  gnteifcn  mürben.  9(nd)  ()abcn  fic^  gmeifcOos^  mand)e 
nnferer  ftaat^red)tlid)en  (Srnnbbegriffc  au^  gried)ifd)cn  J^ormcfn  ent= 
micfclt,  mögen  biefc  nun  feinen  ober  bod)  feinen  rein  juriftifd)en  (Sl)a' 
raftcr  an  fid)  getragen  ftabcn.  XHUein  esf  fann  nicf)t  geleugnet  merbcn, 
bafj  bie  ^eücncn  i[)re  gange  (3taat«Jmiffenfd)aft  als  eine  in  fid)  einbeit= 
Iid)e  Xiögipliu  auffaßten.  SBIc  ^4^oIitif  im  mciteftcn  ©inne  bei  xHrifto= 
tclcvs  nod)  bic  gange  C^tbif  in  fid)  fd)Iie6t,  fo  fommt  c§  bei  bcn 
C^ricd)cn  niemals  gnm  23cmnBtfein  eine»  objeftiuen  nnterfd)icbc§  üon 
'Jicd)t  unb  Sittnd)fcit  unb  bamit  be«  ©egenfatcö  üon  etI)ifd)=poIi= 
tifdicr  unb  jurifiifdicr  (^rfenntnismeife  bc§  (Staaten,  ^aber  aud)  bcr 
^JJiaugcl  einer  objcftiocn,  üon  üöcrtnrtcilcn  freien  (5rfcnntniS  bcv  gc= 
gcbencn   politifdicn    (Stoffel  in    bcm   gröfttcu    Teile   if)rcr  l'itteratur ; 
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lägt  boc^  felbft  bei  ^riftotele^  ba$  ftete  (Bud)cu  nad)  bem  3beaItQpuS 
bie  @rforfd)una  be$  f&axxt^  ber  Dorbanbenen  ©enteinniefen  übertoiegenb 
ald  toertooüe  iBorarbeit  für  bie  Sfonftruftion  bed  feiiifoOenben  BiaaM 
erf (feinen,  ferner  ift  auc^  ber  Unlerfc^ieb  gtoifcben  ber  ^rfenntnis  ge- 
gebener ftaatlic^er  3uftänbe  unb  ber  biefe  3uftanbe  beberrfcben  foüenben 
poHtioen  9?onnen  bem  ^eOenifc^en  Genien  nod)  fremb.  ^ie  bloge  Xax* 
fteöung  ber  ^iftorifd^-politifc^en  3i(ftänbe  eines  (^emeintoefend  ift  aber 
nic^t  @egenftanb  ber  ©taatdrec^tdlebre,  beren  Dbjelt  audfc^Iieglic^  ^lor« 
men  f!nb,  Me  bie  reale  poIitif(^e  SBelt  gu  orbnen  beftimmt  flnb,  aber 
leineetDegS  mit  i^r  gufammenfallen. 

Unterfucbt  ba^er  ^ebm  bie  beHenifcben  £ebren,  toie  toenn  fte  al^ 
ftaatSred)tIid)e  in  mobernem  @inne  gebac^t  morben  toären,  fo  ift  ed  bei 
adeu  S3ebenlen  unb  ^ntoänbeUi  bie  fid)  gegen  eine  folc^e  ^e^anblung 
ergeben,  bennoc^  bon  nicbt  geringer  ^ebeutnng,  bag  bie  gried)i|d)e  2xU 
terotur  bei  ber  ^rt  unb  ber  9?acb^oItig!eit  i^rer  Sßirfung  einmal  mit 
ben  $(ugen  beS  ^uriften  angefe^en  tpurbe.  SaS  91ebm  unter  biefeni 
^ertc^tspnnlt  geiciftet  f^at,  berbient  um  fo  größere  ^nerfennung,  al« 
er  mit  ber  grdgten  ®rfinblic6(eit  unter  bem  umfaffenbften  @tubium  ber 
einfd)I&gigen  £itteratur  ftd)  in  eine  bem  Seigrer  beS  mobemen  ©taotd* 
rechts  fo  femabliegenbe  SBelt  bertieft  f)at 

®Ieid)ed  £ob  oerbienen  bie  beiben  folgenben,  ber  rdmifd)en  SBelt 
unb  bem  SJIittel alter  getoibmeten  2Ibfd)nitte,  t7on  benen  ber  leitete  bie 
Äeime  fpäterer — richtiger  unb  irrtümüd)er — ftaat«red)tlici^er2(nf(6auuugen 
aufsubecfen  beftrebt  ift.  W\t  bollcm  SFled^t  mirb  ba  ber  £itteratur  be« 
14.  unb  15.  3a^r^unbertd  ber  breitefte  'iRamn  gefd^enft  unb  in  mannen 
fünften  nod)  fd^örfer,  als  eS  bereits  (^ierfe  in  feinen  für  biefe  ^^eriobe 
megtoeifenben  SBerlen  getbon,  ber  Anteil  einzelner  ^(utoren  an  ber  ^oxU 
entu)icfelung  niicbtiger  ©runbbegriffe  bargelegt. 

3u  furg  geraten  hingegen  ift  bie  £arfteOung  ber  92eugeit,  nic^t 
burd)  bie  6c^ulb  beS  2(utorS,  toit  biefer  üerfid)ert,  fonbem  burc^  ben 
befc^ränften  iRanm,  ber  feiner  Arbeit  in  bem  Sammelmerfe  angetoiefen 
toax.  ^ber  aud)  bei  un^el^inberter  ^usbel^uung  beS  SBerfeS  toäxt  eS 
Pd)ft  uubiOig  gemefen,  eine  in  gleicher  SBeife  tote  in  ber  ^arfteOung 
ber  ^(ntife  unb  beS  SRittefalterS  foitfc^reitenbe  >2Irbeit  gu  berlangen. 
9{od)  fehlen  aud)  nur  für  eine  giünblic^e  unb  aüfeitige  SBürbiguug  beS 
9iaturred)tS,  mit  ber  eingigen  2luSna{)mc  bcS  ®ierfc'fd)en  93u%eS  über 
^It^uftuS,  baS  uic^t  aOe  gfragen  (Öfen  fonnte  unb  moüte,  bie  umfaf^ 
fenben  Sl^orarbeiten.  Sßimmeln  bod)  bis  auf  ben  l^euttgen  Xaa  no^ 
bie  eiufd)lagigen  ^ompenbien  t7on  ben  gröbften  3ritümeru,  fo  oaB  eS 
bie  ^Lebensaufgabe  eines  «Jorfc^erS  möre,  btev  grünblidi  SQ^anbel  gu 
fd)affen.  Unb  toaS  fd)Iie6Iid)  baS  pofttit^e  6taatSred)t  ber  mobernen 
JOfuIturtjöffcr  anbelangt,  fo  übcrfticgc  cS  bie  Gräfte  eines  @ingelnen,  an 
©teffe  ber  berübntten  ^arfteflungen  SR.  t).  3Jiol)I  feine  bem  beutigen 
Stanbc  ber  SBiffcnfcfiaft  entfpred)cnbe  gu  fctjen.  SBenn  bal^er  oaS  mit 
forgfältiger  3«td)nung  beginnenbe  91cbiu'fd)e  Söcif  mit  furgen  6figgen 
cnbct,  fo  foü  bem  SSerfaffer  barauS  fein  SSortourf  0cmad)t  merbeu.  ©ofl 
aber  an  biefen  ©figgen  bennod)  etnjaS  ausgefegt  tocrben,.  fo  ift  baS  bie 
allgu  flüd)tige  33crübrung  ber  englifdjcn  publigiftifd)cn  SBiffenf(ftaft.  2)aS 
entfpric^t  allerbingS  ber  berfömmlid)en  JBe^anblniigemeifc  in  2)eutf4Ianb, 


